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I.  Abhandlungen 


Ucber  das  sittliche  Princip  der  Volkswirtschaft  in  Rücksicht 

auf  das  sociale  Problem, 


Von  Prof.  Dr.  Franz  Vorländer  in  Marburg. 


Das  social-ökonomische  Problem  bezeichnet  man  wohl  als 
das  Räthsel  der  Sphinx,  welches  seinen  Oedipus  noch  nicht  ge- 
'  funden  habe.  Wir  fürchten,  dass  schwerlich  es  jemals  einem 
einzigen  Oedipus  gelingt,  diese  moderne  Sphinx  vom  Felsen 
herabzustossen,  denn  dieses  furchtbare  Problem  ist  mit  allen  Be- 
dingungen des  socialen  Fortschritts  so  eng  verknüpft,  dass  eine 
Lösung  desselben,  in  so  fern  sie  überhaupt  möglich  ist,  ohne 
Zweifel  die  fortschreitenden  wissenschaftlichen  und  practischen 
Fähigkeiten  ganzer  Zeitalter  in  Anspruch  nehmen  wird.  Die 
französischen  Socialisten  haben  bekanntlich  das  Verdienst,  zuerst 
die  Aufmerksamkeit  der  gebildeten  Welt  auf  dasselbe  hingelenkt 
zu  haben,  aber  sie  haben  wenig  für  seine  wissenschaftliche  Lö- 
sung gethan.  Indem  sie  ohne  weitere  Untersuchung  von  der 
oberflächlichen  Ansicht  ausgingen,  dass  die  social-wirthschaftlichen 
Uebel  wesentlich  im  wirtschaftlichen  Egoismus  oder  in  dem 
sogenannten  System  des  Individualismus  begründet  seien,  stellten 
sie  sich,  Fourier  an  der  Spitze,  die  Aufgabe,  eine  Organisations- 
weise der  gemeinsamen  Arbeit  zu  erfinden,  durch  welche 
nicht  nur  jene  Uebel  beseitigt,  sondern  auch  die  Quelle  eines 
unermessliehcn  Wohlstands  eröffnet  werde.  Dass  ihre  Systeme 
der  Grundlage  der  wirtschaftlichen,  socialen,  sittlichen  Gesetze 
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ermangelten.,-,  bemerkten  sie  nicht,  da  sie  diese  Gesetze  nicht 
hinreichend,  ,'erfasst  halten.  Allerdings  erfanden  sie  für  die  neue 
gemeinste.  Wirtschaft  neue  Arbeitskräfte,  neue  social-wirth- 
schaftlicfit?  Gruppen,  neue  Leidenschaften  u.  s.  w.,  aber  es  lässt 
sich  rifobt  einsehen,  wie  alle  diese  schönen  Dinge  Raum  finden 
saHe>.fn  der  wirklichen  Welt. 

•    •  • 

/.  *-.4)ass  die  Nationalökonomen  auf  die  phantastischen  Systeme 
ifeVSocialisten  nicht  eingingen,  gereicht  ihnen  nicht  zuiri  Vor- 
'  .Jvürf.  Aber  auch  sie  erkannten  immer  mehr  die  Notwendig- 
keit, auf  die  socialen  Fragen  Rücksicht  zu  nehmen,  insbeson- 
dere auf  die  Bedingungen  für  eine  bessere  Vertheilung  des 
Wohlstandes  zu  denken;  das  Bedürfniss  einer  Theorie  der  Pro- 
ductivkräfle  wurde  fühlbar  (L  i  st) ;  von  vielen  Seiten,  am  frühe- 
sten und  umfassendsten  unseres  Wissens  von  Schüz,  wurde  das 
ethische  Princip  der  Volkswirtschaft  mit  grossem  Nachdruck 
geltend  gemacht  und  nach  dieser  Seite  hin  eine  speculative  Be- 
gründung der  Nationalökonomie  gefordert.  Nun  ist  aber  die 
Ausbildung  des  ethischen  Princips  dieser  Wissenschaft  eine  Auf- 
gabe, welche  nur  von  der  Ethik  und  der  Nationalökonomie  ge- 
meinschaftlich und  nur  allmalig  gelöst  werden  kann.  Sie  erfordert 
vor  Allem  eine  schärfere  Analyse  der  sittlich- natürlichen  Kräfte, 
welche  die  wirtschaftliche  Production  und  Consumtion  be- 
herrschen und  eine  umfassendere  Untersuchung  der  socialen  und 
politischen  Bedingungen,  unter  denen  dieselben  wirken,  als  beide 
bis  jetzt  ausgeführt  worden  sind.  Hierin  liegt  dann  auch  der 
Grund,  warum  das  ethische  Princip  auf  die  sociale  Frage  noch 
nicht  näher  angewendet  worden  ist. 

Gegen  eine  solche  Anwendung  des  ethischen  Princips  er- 
heben sich  freilich  mancherlei  Bedenken.  Die  Nationen,  lehrt 
man,  werden  alt,  wie  die  Individuen;  die  des  neueren  Europa 
sind  bereits  in  das  Stadium  des  Greisenalters  getreten,  so  dass 
eine  sittliche  Wiedergeburt  von  ihnen  nicht  zu  hoffen  ist.  Auch 
das  Leben  der  Völker  wird  in  letzter  Instanz  von  Naturgesetzen 
beherrscht  und  dieser  Herrschaft  können  die  Individuen  sich 
nicht  entziehen.  Die  social-wirthschaftlichen  Gesetze  sind  un- 
veränderlich.  Es  ist  nun  einmal  nicht  zu  ändern ,  dass  das 
Kapital  den  Erwerb  beherrscht,  dass  folglich  der  mittlere  und 
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kleine  Betrieb  in  der  Concurrenz  mit  dem  grossen  immer  mehr 
verschwindet,  dass  die  wirtschaftliche  Auflösung  und  mit  ihr 
die  sittliche  ihren  Forlgang  hat.  Auch  die  Griechen  und  Rö- 
mer sanken  und  gingen  unter,  als  diese  Stufe  der  Entwicklung 
erreicht  war.  Es  ist  ein  fruchtloses  illusorisches  Unternehmen, 
in  einem  bereits  verderbten  Körper  der  Gesellschaft  Gesundheit 
und  frische  Jugendkraft  hervorzurufen. 

Diese  und  ähnliche  Reflexionen  enthalten  manches  Wahre, 
aber  vermischt  mit  unkritischer  Anwendung  unbestimmter  Be- 
griffe und  Analogien,  wobei  oft  das  Wesentlichste  ausser  Acht 
gelassen  wird.  Der  Begriff  des  Alters  lässt  sich  nicht  auf 
Völker,  wie  auf  Individuen,  anwenden.  In  letzteren  ist  das 
irdische  Leben  wenigstens  an  den  Körper  und  dadurch  in  dem 
Verlauf  seiner  Entwicklung  zugleich  an  bestimmte  Naturgeselze 
gebunden.  Von  einem  Volke  gilt  diess  nicht  in  demselben 
Sinne,  denn  sein  Leben  ist  nicht  an  einen  nach  gewissen  Ge- 
setzen sich  auflösenden  Körper  geknüpft,  sondern  an  einen 
Organismus  von  socialen  Institutionen  und  sittlichen  Lebens- 
gülern,  die  es  in  der  Folge  der  Generationen  reproducirt ;  wenn 
einzelne  Geschlechter,  ja  ganze  Stände  des  Volks  entar- 
ten und  absterben,  so  können  allmalig  neue  an  ihre  Stelle 
treten.  Allerdings  sehen  wir  im  Lauf  der  Weltgeschichte  ganze 
Nationen  entarten  und  beziehungsweise  untergehen,  aber  diess 
Untergehen  z.  B.  der  Griechen  und  Römer  erfolgte  und  lässt 
sich  erklären  aus  socialen  und  ethischen  Gesetzen,  nicht  aus 
Naturgesetzen.  Letztere  giebt  es  nicht  für  die  freie  Selbst- 
tätigkeit der  Individuen  und  Völker  in  demselben  Sinne  wie 
für  die  nicht  -  menschliche  Natur;  die  Geschicke  der  ersteren 
sind  nicht  vorausbestimmt,  sondern  gehen  hervor  aus  ihrer  freien 
Selbsttätigkeit  in  ihrer  Wirksamkeit  auf  die  ganze  Substanz  der 
socialen  Institutionen  und  Güter,  die  diese  früher  bereits  erzeugt 
hat.  Nun  aber  besteht  dieser  sociale  und  sittliche  Organismus 
der  neueren  europäischen  Völker  und  Staaten  aus  ganz  andern 
höheren  umfassenderen  Bildungselementen,  wie  bei  den  Griechen 
und  Römern.  Folglich  sind  die  von  dem  Entwicklungsgang  der 
letzteren  entnommenen  Beispiele  und  Analogien  nicht  beweisend 
f&T  den  Entwicklungsgang  der  ersteren,  am  wenigsten  für  den 
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der  germanischen  Völker.  Diese  haben  schon  mehrere  Perioden 
des  Aufschwungs  and  des  Sinkens  durchlebt;  ein  Sinken  in 
dieser  oder  jener  Rücksicht  kann  daher  nicht  als  ein  Symptom 
ungemeiner  Auflösung  angesehen  werden,  Die  Anwendung  der 
Kategorie  des  Alters  auf  ein  Volk  ist  in  mehreren  Beziehungen 
bedenklich.  Wenn  selbst  dem  begabtesten  Individuum  nicht  die 
Kräfte  verliehen  sind,  sich  in  irgend  einer  neuen  Entwicklung, 
in  der  es  begriffen  ist,  vollständig  zu  erfassen,  wie  wenig 
reichen  dieselben  Kräfte  aus,  um  die  reiche  Entwicklung  eines 
ganzen  Volks  zu  durchschauen  und  bestimmt  anzugeben ,  in 
welches  Stadium  seiner  Entwicklung  überhaupt  es  getreten  ist, 
welche  Entwicklungskraft  es  unter  den  Bedingungen  einer  an- 
gemessenen Leitung  und  Organisation  noch  in  sich  trägt!  Da 
also  kein  Individuum,  kein  Volk  wissen  kann,  welche  Zukunft 
ihm  beschieden  ist,  so  soll  jedes  vorwärts  und  rückwärts  blickend 
alle  Kräfte  anstrengen,  um  die  ihm  drohenden  Uebel  zu  ver- 
meiden und  nicht  verzagen,  so  lange  es  noch  frische  Lebenskraft 
in  sich  fühlt.  Was  jene  verderbendrohenden  .wirtschaftlichen 
Gesetze  betrifft,  so  sind  freilich  diese  selbst  unveränderlich,  aber 
veränderlich  und  bestimmbar  durch  die  Freiheit  des  Menschen 
sind  die  persönlichen  Kräfte,  welche  nach  diesen  Gesetzen  pro- 
duciren  und  consumiren;  bestimmbar  ist  die  Organisation  der 
wirtschaftlichen  Thätigkeit;  bestimmbar  endlich  bis  zu  einem 
gewissen  Grad  sind  die  socialen  und  politischen  Bedingungen, 
unter  welchen  die  volkswirtschaftliche  Thätigkeit  ausgeübt  wird. 
Die  Erkenntniss  dieser  Kräfte,  dieser  Organisation,  dieser  Be- 
dingungen liegt  nicht  über  unserem  Horizont.  Freilich  ist  auch 
auf  diesem  Gebiete  unser  Wissen  Stückwerk,  aber  dasselbe  gilt 
von  unserem  ganzen  Wissen  und  doch  —  was  wäre  das  mensch- 
liche Leben  ohne  dasselbe !  —  Der  menschliche  Gedanke,  welcher 
in  der  Erfassung  und  Bewältigung  der  Natur,  der  äusseren  Welt, 
die  ihm  ferner  steht ,  so  Grosses  geleistet  hat,  sollte  er  nicht 
auch  die  innere  Natur,  die  menschliche  Welt,  die  er  selbst  hat 
bilden  helfen,  immer  mehr  durchdringen  und  beherrschen  ler- 
nen! Gelingt  es  uns  auch  nicht,  die  Mittel  zur  Heilung  der 
socialen  Uebel  vollständig  zu  erfassen,  so  ist  es  doch  vielleicht 
möglich,  allmälig  die  wesentlichen  Bedingungen  zu  erforschen, 


Digitized  by  Google 


Ueber  das  sittliche  Princip  der  Volkswirthschaft.  7 

unter  welchen  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  derselben  ausführ- 
bar wird.  Wenn  wir  auch ,  besonders  in  der  nächsten  Gegen- 
wart, das  Höchste  und  Wünschenswerte  nicht  erreichen  können, 
so  dürfen  wir  darum  nicht  das  Geringste  verschmähen,  was  uns 
langsam  dem  Ziele  naher  führt. 

Indem  wir  in  diesem  Sinne  einen  Beitrag  zur  universellen 
Losung  des  socialen  Problems  zu  liefern  versuchen,  fassen  wir 
einleitungsweise  das  zu  erreichende  volkswirtschaftliche  Ziel  etwas 
näher  ins  Auge  und  hieran  knüpft  Sich  ein  Ueberblick  der  ver- 
schiedenen Gattungen  der  Bedingungen  fnr  die  Erreichung  des 
Ziels,  die  wir  dann  näher  aufzusuchen  haben. 

Das  Ziel  der  volkswirtschaftlichen  Thätigkeit. 

Das  aligemeine  Ziel  derselben  ist  der  Volkswohlstand,  d.  h. 
wie  Ran  diesen  definirt,  ein  reichliches  wohlvertheiltes  Volks- 
einkommen.  Aber  welches  Maass  desselben  ein  reichliches  wohl- 
vertheiltes ist,  das  bedarf  bei  der  unbestimmten  Relativität  dieser 
Begriffe  einer  genaueren  Bestimmung.  Da  die  volkswirtschaft- 
liche Thätigkeit  ein  einzelnes  System  der  socialen  und  sittlichen 
Thätigkeit  ist,  so  ist  das  Ziel  der  ersteren  nicht  zu  trennen  von 
dem  socialen  und  sittlichen  Ziel.  Auch  umfasst  ja  der  Begriff 
der  wirtschaftlichen  Thätigkeit,  wie  er  im  Leben  und  in  der 
Wirthschafislehre  gilt,  neben  der  Production  oder  dem  Erwerb 
auch  die  Konsumtion  oder  Anwendung  der  wirtschaftlichen 
Güter.  Passen  wir  nämlich  den  wirtschaftlichen  Process  ins  Auge, 
welcher  ja  seinem  Begriff  nach  nichts  anderes  ist,  als  der  Organi- 
sations-  oder  Aneignungsprocess  der  sogenannten  äusseren 
Natur  durch  den  Menschen,  damit  er  sie  seinem  natürlichen 
socialen  und  sittlichen  Leben  dienstbar  mache,  so  enthält  dieser 
Process,  in  der  Analogie  mit  dem  Organisationsprocess  des 
lebendigen  Körpers,  zwei  verschiedene  Systeme:  das  der  Pro- 
duction oder  Reproduktion  des  Erwerbs  der  wirtschaftlichen 
Güter,  entsprechend  dem  Aufnehmen  und  Verdauen,  d.  h.  dem 
Zubereiten  der  Nahrungsmittel,  und  das  der  wirtschaftlichen 
Aneignung,  Consumtion  der  wirtschaftlichen  Güter  zu  den  ver- 
schiedenen Zwecken,  entsprechend  dem  eigentlichen  Naturprocess 
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der  Ernährung.  —  Müssen  also  die  beiden  Systeme  der  wirih- 
schafllicben  Production  und  der  ConsumUon  in  demselben 
Organismus  einander  entsprechen,  so  ist  das  Ziel  der  volks- 
wirthschafllichen  Production  ein  solches  Maass  von  Wohlstand, 
welches  für  die  verschiedenen  wirtschaftlichen,  socialen  und 
sittlichen  Zwecke  der  Consumtion  hinreicht.  In  der  organisirten 
Gesellschaft  also,  im  Staate  sollen  die  wirtschaftlichen  Klassen 
so  viel  Wohlstand  produciren,  als  zur  Organisation  und  Ver- 
waltung des  Staats  und  zur  Realisirung  der  verschiedenen  Cultur- 
zwecke  nöthig  ist  Je  complicirter  nämlich  bei  fortschreitender 
Organisation  der  Gesellschaft  die  politischen  und  geistigen  Cul- 
turzwecke  werden,  um  so  mehr  bedarf  es  für  die  organisiren- 
den  Tbätigkeiten ,  welche  sie  verwirklichen,  der  Theilung  der 
Arbeiten  oder  der  Ausbildung  eines  besonderen  Berufs.  Dass 
diese  verwirklicht,  also  mit  Einem  Worte,  dass  die  Organisation 
des  ganzen  socialen  Lebens  auf  das  vollständigste  ausgeführt 
werden  könne,  ist  das  Ziel  der  Volkswirtschaft  ihrer  Idee  nach. 

Aber  dieses  höchste  ideale  Ziel  der  Volkswirtschaft  liegt 
in  sehr  weiter  Ferne  von  demjenigen ,  welches  mit  den  uns 
gegebenen  Kräften  und  Mitteln  zu  erreichen  wir  hoffen  dürfen. 
Wie  ungeheuer  viel  fehlt  daran,  dass  der  vorhandene  Wohlstand 
eines  Volks  für  die  behagliche  Existenz  und  für  die  Bildungs- 
zwecke desselben  genüge  1  Dazu  kommt  die  enorme  Ungleich- 
massigkeit, nicht  bloss  Ungleichheit  in  der  Verteilung  desselben. 
Das  der  Idee  entsprechende  Ziel  der  Volkswirtschaft  in  dieser 
Hinsicht  würde  Gleichmässigkeit  sein,  d.  h.  gleiches  Maass  für 
gleiche  Kräfte,  Bedürfnisse  und  Zwecke,  gleichmassige  volks- 
wirtschaftliche Production  und  Consumtion.  Da  nun  aber 
dieses  Ziel  unerreichbar  ist,  so  müssen  wir  es  beschränken  auf 
eine  möglichst  umfassende  gleichmassige  Steigerung  der  Pro- 
duction und  Consumtion.  Hiermit  aber  haben  wir  zunächst  nur 
eine  formelle  Bestimmung  gewonnen.  Es  fragt  sich,  welches 
Maass  der  Steigerung  ist  durch  die  verschiedenen  Zwecke,  die 
wirtschaftlichen,  socialen  und  sittlichen  geboten  ?  Indem  wir  für 
diese  ein  Maximum  und  ein  Minimum  des  zu  erreichenden  Wohl- 
suuiues  »uiMenen,  crgeüen  sien  uns  gewisse  uranzen,  innernaio 
deren  sich  zu  bewegen  die  Volkswirtschaft  anstreben  soll. 
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Was  zunächst  die  siMiehen  Zwecke  Aller  betrifft,  so  erfor- 
dern diese  ein  solches  Maass  von  Erwerb  und  Vermögen,  dass 
das  Individuum  (resp.  die  Familie}  dadurch  in  einer  seinen  per- 
sönlichen Kräften  angemessenen  Weise  sich  erhalten,  des  Lebens 
freuen,  arbeiten  und  sich  sittlich  und  intellectuelt  ausbilden  kann. 
Was  über  dieses  Maas  hinausgeht,  ist  nicht  nur  dem  Individuum 
unnütz  sondern  vielleicht  in  den  meisten  Fällen  soirar  schädlich, 
denn  der  Reichthum  bietet  Versuchungen  zur  Trägheit  und  zu 
schwelgerischer  Consumtion,  denen  ganz  zu  widerstehen  eine 
nicht  gewöhnliche  sittliche  Bildung  erfordert  wird.  Das  Maxi- 
mum auf  diesem  Gebiete  ist  das  oben  bezeichnete,  das  Minimum 
ein  solches  Maass  von  Erwerb,  welches  die  absolut  notwendigen 
natürlichen,  wirtschaftlichen,  socialen  und  sittlichen  Bedürfnisse 
befriedigt.  Zwischen  diesen  Granzen  des  Maximum  und  Mini- 
mum ist  ein  grosser  Raum  für  die  verschiedene  wirtschaftliche 
Entwicklung  der  niederen  arbeitenden  und  der  höheren  gebil- 
deten Klassen  gegeben.  Rousseau  zog  diese  Grenzen  zu 
eng,  indem  er  im  Ingrimme  gegen  die  Corruption  der  Reichen 
bemerkte:  Kein  Bürger  sei  so  reich,  dass  er  Andere  kaufen 
könnte  und  Niemand  so  arm,  dass  er  sich  selbst  verkaufen 
müsste.  Diese  Regel  möchte  wohl  schwer  anzuwenden  sein, 
denn  die  notwendigen  sittlichen  Zwecke  des  Menschen  erfor- 
dern einen  so  grossen  Erwerb,  dass  er  zum  Kaufen  von  Ande- 
ren missbraucht  werden  kann.  Von  der  andern  Seite  fragt  sich: 
welches  Maass  von  Armut  nöthigt  zur  Schlechtigkeit  und 
welches  schliesst  diese  Nötigung  aus? 

Die  social- politischen  Zwecke  nehmen  kein  ganz  geringes 
Maass  von  Vermögen  für  diejenigen  in  Anspruch,  welche  sich 
ausschliesslich  den  Staatsgeschäften  hingeben.  Für  den  höheren 
Staatsdienst  besonders  ist  eine  selbständige  wirtschaftliche 
Stellung  des  Individuums  erforderlich,  weil  bei  jeder  Abhängig- 
keit von  dem  Solde  der  Staatsmacht  oder  der  Partheien  sehr 
leicht  die  persönliche  Unabhängigkeit  des  Charakters  und  der 
Ansichten  verloren  geht.  Zu  diesem  Zwecke  ist  jedoch  ein 
standesgemässer  Wohlstand  vollkommen  ausreichend.  Weit  über 
dieses  Maass  hinaus  pflegt  man  in  der  neueren  Zeit  für  die 
Erhaltung  der  Monarchie  einen  erblichen  Adel  mit  grossen 
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Landgütern,  also  eine  nicht  geringe  socialwirthschaftliche  Un- 
gleichmässigkeit  als  nöthig  zu  fordern.  Es  wird  für  unsere 
Betrachtung  nicht  unnütz  sein,  -die  für  diese  Ansicht  vorge- 
brachten Gründe  zu  prüfen.  Beruft  man  sich  hierbei  in  Bausch 
und  Bogen  auf  die  geschichtliche  Erfahrung,  so  ist  diess  offenbar 
ungenügend.  Denn  Aristoteles,  der  bekanntlich  seine  po- 
litischen Ansichten  ganz  auf  die  geschichtliche  Erfahrung  des 
Alterthums  stützte,  findet  das  conservative  Princip  der  Staaten 
in  den  Mittelklassen,  nicht  in  einem  reichen  Adel  (Pol.  IV,  9). 
Die  miltlem  Klassen  nämlich,  lehrt  er  im  Wesentlichen,  gehor- 
chen am  leichtesten  der  vernünftigen  Einsicht,  wogegen  die  sehr 
Vornehmen  und  Reichen  nicht  leicht  der  Vernunft  Folge  leisten, 
daher  in  Uebermuth  und  grosse  Verbrechen  verfallen  und  zur 
Unterordnung  unter  die  Obrigkeit  weder  den  Willen  noch  die 
Einsicht  haben.  Es  sei  daher  das  gross! e  Glück,  wenn  die 
Bürger  eines  Staats  ein  mittelmässiges  oder  ausreichendes  Ver- 
mögen besitzen.  Stellt  man  diesen  Resultaten  der  Erfahrung 
des  Alterthums  den  christlichen  Adel  des  Mittelalters  und  der 
diesem  zunächst  folgenden  Zeit  entgegen,  der  sich  als  eine  treue 
feste  Stütze  der  Throne  bewährt  habe,  so  vergisst  man  gänzlich 
die  so  häufigen  Kämpfe  des  Adels  mit  den  Pürsten.  Gesetzt 
indess  auch,  die  Erfahrungen  dieser  Zeit  wären  für  jene  An- 
sicht noch  weit  günstiger,  als  sie  es  wirklich  sind,  so  dürfte  die 
besonnene  Politik  hieraus  doch  keine  sichern  Schlüsse  für  die 
Stellung  des  Adels  in  der  Gegenwart  und  Zukunft  ziehen,  weil 
unterdess  die  Entwicklung  der  Völker  und  Staaten  in  ein  ande- 
res Stadium  getreten  ist.  Man  bat  jene  Ansicht  näher  damit  zu 
begründen  gesucht,  dass  der  grosse  erbliche  Grundbesitz  mehr 
als  alles  Andere  den  Adel  an  den  Pürsten  und  die  Erhaltung 
des  Staats  fessele,  wogegen  der  bewegliche  Besitz  die  bürger- 
lichen Klassen  weniger  conservativ  gesinnt  mache.  Geben  wir 
diess  zu,  so  ist  doch  kein  Grund  vorhanden,  diese  conservativ 
machende  Kraft  des  Grundbesitzes  auf*  den  Adel  zu  beschrän- 
ken und  nicht  auch  auf  die  Bauern  und  bürgerlichen  Grundbe- 
sitzer auszudehnen.  Mag  auch  der  Grundbesitz  der  bürgerlichen 
Klassen  ein  geringerer  sein,  so  ist  er  doch  für  diese  dasselbe, 
was  der  grössere  für  den  Adel  ist,  ihr  Ganzes  und  wird  daher 
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dieselbe  Wirkung  äussern  können.  Wenn  der  Grand  der  con- 
servaliven  Gesinnung  in  den  landwirtschaftlichen  Beschäftigungen 
and  in  der  schlichten*  Einfalt,  die  sich  hiermit  verknüpft,  ge- 
sucht wird,  so  ist  klar,  dass  man  diese  eher  bei  den  bei- 
den letzteren  Klassen  findet,1  als  bei  einem  reichen  Adel, 
welcher  durchgängig  mehr  in  der  Consumtion  wie  in  der  Pro- 
duction  des  Wohlstands  geleistet  hat.  Fassen  wir  indess  ge- 
nauer die  Gründe  dieser  conservativ  machenden  Eigenschaft 
des  Grundbesitzes  ins  Auge.  Dass  der  Landwirth  mit  seinem 
Gute  an  den  Boden  gefesselt  ist,  während  der  Industrielle  und 
der  Kaufmann  eher  auswandern  kann,  das  kommt  für  das  Inte- 
resse an  der  Erhaltung  des  Staats  wenig  in  Betracht,  denn  es 
kommt  darauf  an ,  dass  Jedermann  diess  Interesse  hat  für  den 
Staat,  dem  er  eben  angehört.  Nun  ist  freilich  die  persönliche 
Anhänglichkeit  an  einen  Landesherrn  des  Landes,  dem  die  Vor- 
fahren angehörten,  stärker,  aber  das  Auswandern  ist  doch  auch 
für  den  Börger  nur  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel  anzu- 
sehen ,  und  dann  ist  wohl  zu  beachten ,  dass  das  conservative 
Interesse  daneben  noch  ganz  andere  Wurzeln  hat;  es  knüpft 
sich  an  die  Sicherheit,  den  festen  Rechtsschutz,  den  der  Staat 
gewährt  and  an  die  Theilnahme  der  Staatsbürger  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten.  Nach  dieser  Seite  hin  ist  das  conser- 
vative Interesse  bei  dem  Gewerbe  und  Handel  treibenden  Bür- 
ger nicht  geringer,  als  bei  dem  güterbesitzenden  Adel,  ja  von 
der  wirthschaftlichcn  Seite  angesehen  ist  es  noch  grösser,  weil 
mit  der  Störung  der  Sicherheit  und  des  Rechtszustandes  sein 
Geschäft  noch  weit  mehr  dem  wirthschaftUchen  Ruin  ausgesetzt 
ist,  als  das  Landgut.  Das  lebendige  öffentliche  Interesse  und 
den  Gemeinsinn  haben  die  bürgerlichen  Klassen  da,  wo  ihnen 
die  gebührenden  Rechte  zu  Theil  geworden  sind,  wie  in  Eng- 
land, in  nicht  geringerem  Grade,  wie  der  Adel.  Hiezu  kommt 
endlich  in  Betracht,  dass  zu  den  bürgerlichen  oder  Mittelklassen, 
denen  die  conservative  Gesinnung  mehr  oder  weniger  abge- 
sprochen wird,  doch  auch  die  religiösen  und  wissenschaftlichen 
Lehrer  des  Volks,  seine  Richter  und  die  Staatsbeamten  gehören. 
Denn  fragen  wir,  worin  denn  eigentlich  das  conservative  Prin- 
cip des  Staats  der  neueren  Zeit  und  auch  das  seiner  versebie- 
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denen  Stände  liegt,  so  werden  wir  in  letzter  Instanz  nichts 
anderes  angeben  können,  als  die  sittiich-sociale  Tüchtigkeit  der 
Individuen  und  der  verschiedenen  Stände,*  die  sittlichen  Güter 
einer  Nation.  Diese  wahrhaft  conservativen  Güter  aber  sind 
nicht  an  erblichen  Grundbesitz  und  auch  nicht  an  erblichen 
Adel  geknüpft;  dass  vielmehr  der  Mittelstand  der  eigentliche 
zuverlässigste  Träger  derselben  ist,  hierüber  hat  sich  die  öffent- 
liche Meinung  längst  unzweideutig  ausgesprochen.  Ohne  Zweifel 
wird  der  Adel,  in  so  fern  er  dieses  conservative  Princip  im 
höheren  Maasse  in  sich  trägt,  stets  eine  hervorragende  Stellung 
im  Staate  einnehmen  müssen.  Allein  es  ist  wohl  zu  beachten, 
dass  mit  den  Majoraten,  Fideicommissen  u.  s.  w.  nicht  auch  die 
sittlichen  Charaktereigenschaften  tatkräftiger  verdienstvoller  Män- 
ner vererbt  werden,  und  dass  ohne  dieselben  eine  in  der  alten 
Weise  abgeschlossene  Adelskaste  in  dem  Staate  der  neueren 
Zeit  keine  Mittel  der  Erhaltung,  für  eine  längere  Dauer  wenig- 
stens, besitzt.  Staatsmänner  wie  der  Freiherr  von  Stein, 
Wilh.  von  Humboldt  haben  es  oft  ausgesprochen,  dass  die 
wirtschaftlichen  Begünstigungen  des  Adels,  wie  z.  B.  Steuer- 
freiheit, mehr  zum  Ruin,  wie  zur  Erhaltung  dns  Adels  dienen 
würden.  —  Was  aber  die  Erhaltung  der  wirtbscha Alichen  Un- 
gleichmässigkeit  überhaupt  betriff!,  so  beweisen  Geschichte  und  Er- 
fahrung aller  Zeiten,  dass  überall,  wo  der  Adel  mit  den  Capitalisten 
die  Mittelklassen  allmälig  verdrängte,  der  sittliche  und  politische 
Verfall  sich  auch  einstellte.  Stufenweise  lasst  sich  derselbe  in 
der  Geschichte  Roms  verfolgen.  Wir  würden  in  das  Triviale 
verfallen,  wollten  wir  nachzuweisen  versuchen,  was  Jedermann 
weiss,  dass  die  weitverbreitete  Armuth  und  Notb  der  arbeiten- 
den Klassen  die  Existenz  des  Staats  untergräbt  und  dass  nichts 
in  sittlicher,  socialer,  volkswirtschaftlicher  Beziehung  gefähr- 
licher und  verderblicher  ist,  als  das  traurige  Resultat  solcher 
socialen  Zustände,  ein  Pöbel,  eine  desorganisirte  Masse,  für 
welche  Gesetze  irgend  einer  Art  nicht  mehr  existiren.  Aus  dein 
Vorhergehenden  ergiebt  sich  also ,  dass  die  politischen  Zwecke 
nach  allen  Seiten  hin  eine  grössere  wirtschaftliche  Gleichmässigkeit 
als  sie  vorhanden  ist,  keineswegs  üngleichmässigkeit  fordern. 
Dasselbe  gilt  von  den  wirtschaftlichen  Zwecken.  Grosse 
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Güter  und  Kapitalien  bis  zu  einem  gewissen  Maass  und  in  einer 
gewissen  Anzahl,  wie  sie  das  Talent  und  Glück  Einzelner  über- 
all zu  erwerben  pflegt,  sind  bekanntlich  für  die  Volkswirtschaft 
wohlihälig.  Gehen  sie  aber  über  dieses  Maass  und  diese  An- 
zahl hinaus,  so  werden  sie  unproductiv  oder  erdrücken  den 
kleineren  Betrieb.  Nach  der  andern  Seite  giebt  es  auch  ein 
gewisses  Minimum,  unter  welchem  die  Güter  und  Kapitalien  nur 
eine  geringe  Productivität  haben.  Wenn  nun  der  in  einem  Volk 
vorhandene  Wohlstand,  selbst  wenn  er  gleichmässig  verlheilt 
wäre,  bei  weitem  nicht  ausreicht,  alle  arbeitsfähigen  Individuen 
oder  Familien  mit  einem  für  selbstständige  productive  Wirth- 
schaft  genügenden  Gute  oder  Kapital  auszurüsten,  so  ist  die 
nolbwendige  Folge,  dass  ein  grosser  Theil  der  niederen  oder 
arbeitenden  Klassen  in  wirthschaflliche  Abhängigkeit  von  selbst- 
standigen  Unternehmern  oder  Arbeitgebern  treten,  d.  h.  um  Lohn 
arbeiten  muss.  Kann  es  nun  Ziel  der  Volkswirtschaft  sein, 
dass  diese  Abhängigkeit  aufhöre?  Nicht  nur  Socialisten  haben 
diese  Frage  bejaht,  selbst  ein  nüchterner  scharfsinniger  National- 
ökonom wie  J.  S.  Mi  II  äussert  sich  hierüber  in  folgender 
Weise  (principlcs  of  poL  ec.  IV,  7,  4,  dritte  Aufl.}.  „Bei  der 
gegenwärtigen  Stufe  des  menschlichen  Fortschritts,  wo  die  Ideen 
der  Gleichheit  sich  täglich  weiter  unter  den  ärmeren  Klassen 
verbreiten  und  durch  keinerlei  Maassregeln  ganz  unterdrückt 
v^r^£r^i^£tt  o n n c n ^  lüsst  sä^jÄi  üu^jIj &  ^rwflrtc^n^  cJsss  dio  ^Thcilun^^  d^*^ 
Menschengeschlechts  in  zwei  erbliche,  einander  feindliche  Klas- 
sen, Arbeitgeber  und  Arbeiter  auf  die  Dauer  aofrecht  erhalten 
werden  kann.  Dieses  Verhältniss  ist  fast  ebenso  unbefriedi- 
gend für  den  Bezahler  des  Arbeitslohns,  wie  für  den  Empfän- 
ger. —  —  .Wenn  der  jetzt  auf  dem  Continent  triumphirende 
militärische  Despotismus  nicht  Erfolg  hat  in  seinen  schändlichen 
Bestrebungen,  den  menschlichen  Geist  niederzuhalten,  so  unterliegt 
es  keinem  Zweifel,  dass  der  Stand  der  Lohnarbeiter  sich  all- 
mälig  auf  solche  beschränken  wird,  deren  niedriger  moralischer 
Standpunkt  sie  für  eine  unabhängige  Stellung  untauglich  macht 
und  dass  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
allmalig  durch  .Genossenschaften  in  einer  dieser  beiden  Formen 
ersetzt  werden:  zeitweilig  und  für  gewisse  Falle  durch  Associa- 
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tionen  der  Arbeiter  mit  den  Kapitalisten,  in  anderen  Fällen  und 
schliesslich  in  allen  durch  Associationen  der  Arbeiter  unter 
ihnen  selbst."  Wenn  dem  Erreichen  dieses  schönen  hohen 
Zieles  keine  anderen  Hindernisse  entgegenständen,  als  der  mili- 
tärische Despotismus,  so  hatten  wir  in  Deutschland  wenigstens 
keinen  Grund,  alle  Hoffnung  schwinden  zu  lassen.  Mill  selbst 
indess  deutet  eines  der  weit  furchtbareren  Hindernisse  an,  welche 
um  so  schwerer  zu  besiegen  sind,  da  sie  in  der  Schwäche  der 
menschlichen  Natur  liegen,  —  den  niedrigen  moralischen  Stand- 
punkt Einzelner,  aber  er  scheint  dieselbe  zu  wenig  und  eine 
andere  Frage  gar  nicht  beachtet  zu  haben,  nämlich  die:  von 
wem  denn  das  durch  die  volkswirtschaftlichen  Bedürfnisse  not- 
wendig geforderte  Quantum  mechanischer  Arbeit  geleistet  wer- 
den soll,  wenn  nur  eine  verhältnissmassig  geringe  Anzahl  von 
Lohnarbeitern  übrig  bleibt  Man  wird  hierauf  mit  dem  schönen 
trostreichen  Gedanken  antworten,  dass  dem  Menschengeschlecht 
die  drückende  Arbeit  immer  mehr  durch  die  Maschinen  abge- 
nommen werden  soll,  allein  wir  haben  doch  auch  zu  erwägen, 
in  wie  fern  diess  vernünftiger  Weise  möglich  ist.  Zugegeben 
auch,  dass  die  künftige  Vervollkommnung  der  Mechanik  und 
Technik  und  ihre  practisch-wirlhschaftliche  Tragweite  über  aller 
Berechnung  unserer  Zeit  liegen,  so  darf  man  doch  nicht  dieselbe 
sich  unbegränzt  vorstellen.  Wie  viele  Zweige  und  Arten  der 
Arbeit  giebt  es,  worin  Maschinen,  welche  vermittelst  einförmiger 
Bewegungen  und  vorzugsweise  in  weiten  Räumen  wirken,  gar 
nicht  anwendbar  sind!  Wie  es  auch  hiermit  indess  sich  ver- 
halten möge,  so  steht  fest,  dass  bis  jetzt  die  Mechanik  und 
Technik  das  Maass  der  zu  leistenden  mechanischen  Arbeit  nicht 
vermindert  haben.  In  demselben  Maass  nämlich,  in  welchem  die 
Maschinen  in  einzelnen  Fabrikzweigen  die  Menschenkräfte  er- 
setzten und  die  wirtschaftliche  Production  so  sehr  steigerten, 
veranlassten  sie  durch  Wohlfeilheit  der  Waaren  neue  Bedürf- 
nisse der  Consumtion  bei  den  arbeitenden  Klassen;  es  erfolgte 
eine  ungeheure  Vermehrung  der  Consumtion,  die  Bevölkerung 
wuchs  und  mit  der  hiedurch  vermittelten  Verbreitung  der  fort- 
schreitenden Cultur  im  ganzen  Volke  wurde  das  Bedürfniss 
wirtschaftlicher  Arbeit  immer  grösser,  keineswegs  geringer. 
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Anzunehmen,  dass  dieses  Verhällniss  in  Zukunft  wesentlich  anders 
sich  stellen  werde,  dazu  könnten  nur  erhebliche  Gründe  uns 
veranlassen,  die  wir  nirgends  erblicken.  Geben  wir  indess  auch 
su,  es  Hesse  sich  auf  diesem  Wege  ein  durchgängig  grösserer 
Volkswohlstand  mit  grösserer  Erleichterung  der  Arbeit  erreichen, 
so  tritt  uns  jene  zweite  Schwierigkeit  entgegen:  sind  die  arbeiten- 
den Klassen,  ihren  sittlichen  und  inlellectuellen  Fähigkeiten  nach, 
durchgangig  der  von  Mi  11  geforderten  Erhebung  zu  Arbeit- 
gebern oder  Mitgliedern  gewerblicher  Associationen  fähig?  Die 
Erfahrung  hat  in  Frankreich  sehr  positiv  gezeigt,  was  auch  in 
der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  gewerbliche-  oder  cooperative 
Associationen  ohne  einen  ziemlich  bedeutenden  Grad  sittlicher 
und  intelleclueller  Fähigkeiten,  also  unter  Arbeitern  mit  der  jetzt 
gewöhnlich  unter  ihnen  verbreiteten  Bildung,  durchgängig  nicht 
gedeihen  können.  Lässt  sich  annehmen,  dass  in  Zukunft  die 
Arbeiter  durchgängig  im  Stande  sein  werden,  sich  eine  solche  Bil- 
dung anzueignen?  Ohne  Zweifei  kann  und  wird  durch  die  fort- 
schreitende Reform  des  Volksunterrichts  auch  die  Bildung  der 
Arbeiter  eine  weit  umfassendere  Grundlage  gewinnen ;  aber  der 
durchgängigen  Aneignung  eines  solchen  Grades  von  Bildung 
durch  die  Lohnarbeiter  stehen  viele  Schwierigkeiten  im  Weg, 
die  weitverbreitete  Noth,  Trägheit,  Leichtsinn  und  Leichtfertig- 
keit und  dann  kommt  auch  in  Betracht,  dass  die  fortschreitende 
Organisation  der  Wirtschaft  für  den  Arbeitgeber  in  der  Zukunft 
auch  grössere  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  in  Anspruch  nehmen 
wird.  Mit  Einem  Worte,  das  Verhällniss  zwischen  Arbeitgeber 
(oder  Unternehmer)  und  Lohnarbeitern  ist  nicht  anzusehen  als 
eine  der  zufälligen  verschwindenden  Formen  der  Organisation 
der  Arbeit;  es  ist  vielmehr  ein  wesentliches  und  notwendiges, 
begründet  in  jenen  zwei  natürlichen  notwendigen  Bedingungen, 
in  der  grossen  Verschiedenheit  menschlicher  Kräfte,  sowohl  der 
Anlage  als  der  Entwicklung'  nach  und  in  dem  fortschreitenden 
Bedürmiss  mechanischer  Arbeit.  So  lange  diese  beiden  Be- 
dingungen dauern ,  wird  auch  das  Verhällniss  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  immer  von  Neuem  in  irgend  einer  Form  sich  re- 
produciren  müssen.  Und.  hierin  liegt  auch  weder  ein  Unglück 
noch  eine  Entwürdigung  filr  die  Arbeiter.  Kein  Unglück,  voraus- 


Digitized  by  Google 


16 


lieber  das  sittliche  Prinrip  der  Volkswirtschaft. 


gesetzt,  dass  seine  Arbeit  mit  seinen  Fähigkeiten  nicht  in  Dis- 
harmonie steht  und  der  Arbeitslohn  ein  genügender  ist.  Im 
ersteren  Falle  können  auch  jetzt  schon  befähigte  Arbeiter  zu 
Arbeitgebern  emporsteigen  und  das  wird  denn  freilich  in  Zu- 
kunft, wenn  die  Bildungsbedingungen  für  die  Arbeiter  günstiger 
geworden  sein  werden,  noch  viel  häufiger  geschehen  können. 
In  jedem  Fall  ist  es  nichl  die  Gattung  der  Beschäftigung,  welche 
durchgängig  das  wirtschaftliche  Elend  der  Menschen  verursacht; 
dieses  entsteht  vielmehr  daraus,  dass  zu  wenig  Wohlstand  pro- 
ducirt  wird  und  der  vorhandene  zu  ungleichmässig  vertheilt  ist. 
Dass  dem  weniger  befähigten  Individuum  durch  einen  Arbeit- 
geber seine  Arbeit  angewiesen  wird,  darin  liegt  eben  so  wenig 
eine  Entwürdigung  als  ein  Unglück  für  den  Arbeiter,  denn  die 
Abhängigkeit  ist  keine  persönliche  und  keine  gezwungene;  sie 
geht  durchgängig  aus  der  Verhaltnissmässigkeit  der  beiderseitigen 
Kräfte  von  selbst  hervor.  Auf  allen  anderen  Lebensgebieten 
steht  ebenfalls  der  weniger  Fähige  zu  dem  Fähigen  in  einer 
gewissen  Abhängigkeit.  Die  Arbeitgeber  und  die  Arbeiter  stehen 
nicht  nothwendig  und  auch  schon  in  der  Gegenwart  wirklich 
nicht  stets  als  feindliche  Partheien  einander  gegenüber.  Ist  auch 
ihr  Interesse  ein  entgegengesetztes  in  Rücksicht  auf  den  Arbeits- 
lohn, so  stimmt  es  doch  überein  in  der  Lieferung  guter  Arbeit 
und  in  dem  hierdurch  zu  erzielenden  möglichst  gesteigerten 
Erwerb.  Es  kann  und  muss  allerdings  noch  Manches  geschehen, 
um  ihre  Interessen  näher  mit  einander  zu  vereinigen.  Endlich 
kommt  in  Betracht,  dass  die  UnSelbstständigkeit  im  Erwerb  recht 
gut  mit  der  wirtschaftlichen  Selbstständigkeit  in  der  Familie, 
mit  einem  durch  Sparsamkeit  gewonnenen  Besitz  verbunden  sein 
kann.  —  In  der  volkswirtschaftlichen  Forderung  also,  dass 
Alle  gleichmassig  ihre  wirthschafHichen  Zwecke  erreichen  kön- 
nen, ist  die  Selbstständigkeit  des  wirthschafHichen  Erwerbs  nicht 
nothwendig  eingeschlossen. 

Es  ergiebt  sich  also ,  dass  die  Forderungen  der  Vernunft 
oder  des  Sittengesetzes  überhaupt  in  Rücksicht  auf  die  indivi- 
duell-sittlichen, social-politischen  und  wirtschaftlichen  Zwecke 
übereinstimmen  mit  dem,  was  das  Gesetz  der  Gerechtigkeit  for- 
dert, Gleichmässigkeit    in   der   Vertheilung  des  Wohlstands, 
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Gleichmässigkeit  der  gesteigerten  wirtschaftlichen  Produdion 
und  Consumtion,  dass  wir  also  dieses  als  das  wahre  volkswirt- 
schaftliche Ziel  anzusehen  haben.  Je  grösser  nun  in  der  Gegen- 
wart die  Ungleichmässigkeit  ist,  um  so  dringender  ist  das  Streben 
nach  dem  Ziele  der  Gleichmässigkeit  geboten,  aber  um  so  schwie- 
riger freilich  ist  es  auch  zu  erreichen. 

* 

Untersuchung  der  allgemeinen  Bedingungen  zur 
Erreichung  des  volks wirthschaftlichen  Ziels. 

Nichts  ist  gewisser,  als  dass  wir  dieses  Ziel  nur  durch 
Steigerung  und  Verbesserung  der  gegebenen  Kräfte,  Be- 
dingungen, Mittel  erreichen  können.  Wir  müssen  daher  nach 
allen  Seiten  hin  das  Gegebene  im  Auge  behalten;  es  ist  völlig 
unnütz,  neue  bessere  Zustände  zu  imaginiren,  wenn  wir  nicht 
nachzuweisen  vermögen,  dass  sie  unter  gewissen  Bedingungen 
aus  den  vorhandenen  Zuständen  entwickelt  werden  können.  Die 
sociale  Wissenschaft  ist  freilich  so  lange  noch  nicht  eine  wahr- 
haft practische,  als  sie  beim  Gegebenen  der  Gegenwart  oder  dem 
Historischen  stehen  bleibt,  denn  aus  diesem  entwickelt  sich  das 
für  die  Zukunft  Erspriessliche  keineswegs  von  selbst.  Aber  sie 
verliert  noch  weit  mehr  diesen  practischen  Charakter,  wenn  sie 
sich  in  abstracte  oder  naturalistische  Phantasieen  verliert,  denn 
zu  diesen  lassen  sich  vom  Gegebenen  aus  keine  Brücken 
bauen. 

Wir  haben  ferner  einen  zweiten  Fehler  zu  vermeiden,  in 
welchen  die  politischen  und  socialen  Theoretiker  nicht  selten 
gerathen  sind,  dass  sie  die  menschliche  Natur  und  die  Gesell- 
schaft nur  idealistisch  von  der  Lichtseite  der  Vernunft  oder  nur 
naturalistisch  von  der  Schattenseite  der  Selbstsucht  und  der 
natürlichen  Triebe  auffassen.  Es  ist  unsere  Aufgabe,  die  sittlichen 
Kräfte  zu  betrachten,  wie  sie  sich  im  Leben  darstellen,  nicht 
besser  und  nicht  schlechter  und  dabei  von  der  einen  Seite  die 
Bedingungen  ihres  Fortschritts,  aber  von  der  anderen  zugleich 
die  Bedingungen  ihrer  Hemmung  und  Verkehrung,  welche  in 
der  menschlichen  Natur  und  in  den  gegebenen  Zuständen  der 
Gesellschaft  theils  wirksam  sind,  theils  verborgen  liegen,  zu 
beachten. 

ZeiUcbr.  für  SUaUw.  1857.  U  Heft.  2 
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Die  nächsten  Bedingungen  fiir  die  Erreichung  des  wirth- 
schafllichen  Ziels,  d.  h.  für  die  gleichmässige  Steigerung  der 
wirtschaftlichen  Produclion  und  Consumlion  haben  wir  in  der 
Steigerung  und  sittlichen  Leitung  der  persönlichen  Productions- 
und  Consumtionskräfte,  sodann  in  der  angemessenen  Organi- 
sation der  Produclion  und  Consumtion  zu  suchen,  fiir  beide  aber 
die  weiteren  und  näheren  Bedingungen  zu  erforschen.  Was  die 
Untersuchung  der  Kräfte  betrifft,  so  werden  wir  uns  nicht  be- 
gnügen dürfen  mit  der  Annahme  allgemeiner  natürlicher  oder 
sittlicher  Kräfte  oder  Principien  der  wirlhschafllichen  Thätigkeit«» 
Denn  diejenigen  Kräfte,  Triebe,  Strebungen,  die  man  als  solche 
Principien  zu  bezeichnen  pflegt,  der  Egoismus,  der  Eigennutz 
oder  das  Streben  seine  wirtschaftlichen  Umstände  zu  verbessern, 
der  Gemeinsinn,  die  Billigkeit,  diese  sind  keineswegs  als  ein- 
fache unveränderliche  Kräfte  der  menschlichen  Natur  anzusehen ; 
sie  ergeben  sich  bei  genauer  Betrachtung  vielmehr  als  Strebun- 
gen, welche  aus  den  mannigfaltigsten  verschiedenartigsten  Mo- 
tiven hervorgeben,  folglich  auch  sehr  verschiedener  Formen 
und  Entwicklungen  fähig  sind.  Wollen  wir  also  jene  sogen, 
wirlhschafllichen  Grundkräfte  steigern  oder  xegeln ,  so  müssen 
wir  die  einzelnen  Motive  oder  Strebungen  steigern  und  regeln, 
aus  denen  jene  hervorgehen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
wir  diese  Kräfte  und  Strebungen  nicht  blos  von  der  subjectiv- 
psychologischen  Seite  zu  untersuchen  haben,  denn  die  Motive  der 
wirlhschafllichen  Selbsttätigkeit  wie  des  Handelns  überhaupt  er- 
geben sich  aus  den  verschiedenen  Beziehungen  des  Menschen 
zum  Menschen  und  zu  den  Sachen,  zu  der  Gesammlheit  der 
gegebenen  socialen  und  natürlichen  Verhältnisse.  Wollen  wir 
die  wirtschaftliche  Selbsttätigkeit  eines  Menschen  steigern,  so 
müssen  wir  dieselbe  wenigstens  zum  Theil  unter  günstigere  Be- 
dingungen stellen.  Dass  hierauf  Alles  ankommt,  darauf  weisen 
auch  die  empirisch-slatislischen  Ergebnisse  hin,  dass  unter  den- 
selben Bedingungen  die  Selbsttätigkeit  der  Menschen  im  Gros- 
sen  und  Ganzen  sich  in  derselben  Weise  bestimmt,  z.  B.  in 
einem  Lande  wie  Frankreich  die  Anzahl  der  verschiedenen  Ver- 
brecher in  jedem  Jahr  ungefähr  dieselbe  bleibt,  wie  Quetelet 
gezeigt  hat.    Was   die  zu   suchenden  Bedingungen  für  die 
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Organisation  der  wirtschaftlichen  Production  und  Consum- 
tion  betrifft,  so  handelt  es  sich  nicht  etwa  blos  darum,  mit  den 
Socialisten  die  Concurrenz  und  den  Individualismus  zu  beseitigen 
durch  Pläne  gemeinsamer  Wirtschaft,  sondern  es  müssen  die 
Bedingungen  nachgewiesen  werden,  unter  denen  der  kleine  und 
mittlere  Betrieb  mit  dem  grossen  zusammen  bestehen  kann,  unter 
welchen  die  Uebelslände  der  Einzelwirtschaft  in  ihrem  Verhftlt- 
niss  zu  den  wirlhschaftlichen  Hilfsquellen  und  der  wirlhschaft- 
lichen Thätigkeit  des  ganzen  Volks  beseitigt  werden  können, 
unter  welchen  endlich  die  gesammte  Wirthschafi  eines  Yolks, 
so  weit  es  die  gegebenen  Kräfte  und  Mittel  gestatten,  ein  in 
sich  selbst  harmonisches,  organisches  Ganze  wird. 

Die  zu  suchenden  Bedingungen  sind  also  im  Allgemeinen 
sittliche,  sociale,  politische  und  wirtschaftliche  und  zwar,  wie 
sich  die ss  schon  hinreichend  aus  der  früheren  Abhandlung  ergiebt, 
diese  alle  untrennbar  von  einander,  im  engsten  Zusammenhang. 
Obgleich  diese  Ansicht  aus  der  Natur  der  Sache  sich  von  selbt 
ergiebt  und  manchem  Leser  als  sich  von  selbst  verstehend 
erscheinen  wird,  so  stehen  doch  viele  der  in  unserer  Zeit 
hervorgetretenen  Ansichten  mit  derselben  in  Widerspruch. 
Manche  meinen,  die  social-Ökonomischen  Leiden  seien  nur  einer 
Heilang  durch  das  Christenthum  fähig  und  bedürflig.  Ref.  ist 
nicht  im  mindesten  geneigt,  die  tiefgreifenden  Wirkungen  wah- 
rer Religiosität  auf  die  Harmonie  und  Steigerung  der  geistigen 
Kräfte  und  dadurch  auch  auf  die  productiven  Arbeitskräfte  in 
Abrede  zu  stellen.  Aber  wie  weit  ist  die  höchste  Wirkung,  die 
auf  diesem  Wege  möglicherweise  erreicht  werden  kann,  davon 
entfernt,  die  weilverzweigten  factischen  social-wirlhschaftlichen 
Uebelslände  im  Wesentlichen  auch  nur  zu  berühren!  Denn  es 
kommt  hiebet  nicht  blos  auf  ein  gutes  und  starkes  Wollen,  son- 
dern auch  auf  angemessenes  Handeln,  auf  Erkenn  tniss  aller  Ver- 
hältnisse an.  —  Ebenso  unstatthaft  ist  es,  die  Bedingungen  zur 
Erreichung  des  volkswirtschaftlichen  Ziels  blos  auf  dem  wirt- 
schaftlichen Gebiet  zu  suchen,  wie  L.  Stein  diess  kategorisch 
fordert  (System  der  Staats  Wissenschaften  I,  5(6  ff..).  Das  wirt- 
schaftliche Leben  habe  diesen  Kampf  der  Interessen  und  der 
Unterjochung  des  kleinen  Kapitals  durch  das  gro  >se  erzeugt  und 
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müsse  ihn  auch  durch  dieselben  Gesetze  aufheben.  „Wenn  die 
Wirlhschan  nicht  die  Macht  hat,  mit  dem  Widerspruch,  den  sie 
erzeugt,  auch  seine  Lösung  zu  geben,  so  ist  eben  die  Wirth- 
schaft  selbst  ein  ungeheurer  absoluter  Widerspruch,  zum  Unter- 
gang bestimmt.  Daher  muss  aus  dem  Wesen  der  Wirtschaft 
heraus  die  Lösung  und  Versöhnung  der  Gegensätze  ihrer  Ele- 
mente gefunden  werden. *  Gegen  die  von  L.  Stein  weiterhin 
versuchte  Lösung  ist  einzuwenden :  dass  sie  selbst  nicht  auf  dem 
rein  wirtschaftlichen  Gebiete  vollzogen  wird  und  dass  sie  ihrem 
einseitigen  Ausgangspunkte  gemäss  unvollständig  bleibt.  Wenn 
nämlich  Stein  diese  Lösung  in  der  Durchführung  der  Gemein- 
schaft der  Interessen  findet,  diese  Gemeinschaft  aber  dadurch 
sich  verwirklicht,  dass  das  grosse  Kapital  einen  Tbeil  seines 
Gewinns  zur  Hebung  der  kleineren  Kapitalien  verwendet,  und 
zwar:  1}  dadurch,  dass  es  denselben  zu  kleinerem  Zins  Kredit 
bewilligt;  2)  durch  Anstalten  für  die  gewerbliche  Erziehung 
(S.  431  IT.),  so  stehen  wir  mit  diesen  letzteren  oder  mit  der 
durch  dieselben  erstrebten  Steigerung  der  Erwerbsfahigkeit  offen- 
bar nicht  mehr  auf  rein  wirtschaftlichem  Boden.  Eben  so  führt 
unsd  er  Kampf  und  die  Gemeinschaft  der  wirtschaftlichen  Inte- 
ressen nothwendig  auf  das  ethische  Gebiet.  Ferner  bekämpft 
Stein  mit  den  Socialisten  nur  das  Uebergewicht  des  grossen 
Kapitals  und  den  Kampf  der  Interessen,  nicht  aber  die  Verküm- 
merung der  wirtschaftlichen  Kräfte  und  die  aus  ihr  hervorge- 
gangene social-wirthschaftliche  Desorganisation  in  ihrem  ganzen 
Umfange.  Eine  blos  wirtschaftliche  Heilung  ist  nicht  denkbar 
für  die  tief  eingewurzelten  social  -  ökonomischen  Uebel,  die 
mit  den  siltlich-socialen  Kräften  in  so  inniger  Wechselwirkung 
stehen. 

Es  ist  also  unsere  Aufgabe,  die  Gesammtheit  der  sittlichen 
socialen  und  wirtschaftlichen  Bedingungen  in  ihrem  innern  Zu- 
sammenhange für  die  bezeichneten  Ziele  der  Volkswirtschaft, 
für  die  gleichmässige  Steigerung  und  Organisation  der  volkswirt- 
schaftlichen Produclion  und  für  die  gleichmässige  Steigerung  und 
Organisation  der  Consumtion  oder  Anwendung  des  Wohlstands  zu 
unl ersuchen..  Zuletzt  werden  wir  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die 
besonderen  Bedingungen  für  die  gleichmassigere  Verteilung  des 
Wohlstands  richten. 
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Bedingungen  für  die  gleichmäss  ige  St  eigerung 
der  volkswirtschaftlichen  Production. 

Ehe  wir  dazu  schreiten,  diese  Bedingungen  aufzusuchen, 
müssen  wir  zuerst  Natur  und  Zweck  des  wirtschaftlichen  Pro- 
dactionsprocesses  etwas  näher  ins  Auge  fassen.  Die  National- 
ökonomen haben  in  der  Feststellung  der  hierher  gehörigen 
Grundh  egrifle  des  wirtschaftlichen  Werthes  und  der  produetiven 
Arbeit  nicht  immer  die  Natur  und  die  Totalität  dieses  Processes 
vollständig  aufgefasst;  hieraus  entsteht  loicht  eine  gewisse  Con- 
fusion  in  der  Anwendung  dieser  Begriffe,  welche  wir  hier  zu 
vermeiden  haben. 

Productiv  im  allgemeinen  Sinne  ist  jede  Arbeit  in  dem 
Maasse,  in  welchem  sie  wirtschaftliche  Werthe  erzeugt  oder 
bildet,  d.  h.  etwas  hervorbringt ,  was  Mittel  und  Organ  ist  für 
wirthschaftliche  Bedürfnisse,  Zwecke.  Der  Inhalt  dieser  letzteren 
ist  sehr  verschieden,  da  dasselbe  durch  die  Gesammtcultur  eines 
Volkes  bestimmt  und  entwickelt  wird.  Im  Anfang  beschränkt 
sich  der  wirthschaftliche  Werth  auf  die  Gegenstände  der  allge- 
meinen unmittelbaren  Lebensbedürfnisse  und  der  ihnen  ent- 
sprechenden Genüsse  der  Ernährung,  Bekleidung,  Wohnung. 
Hieran  schliessen  sich  allmälig  die  wirtschaftlichen  Werkzeuge, 
die  Arbeit,  die  Dienste;  —  Alles,  was  ein  natürliches  not- 
wendiges Glied  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  bildet,  erhalt 
als  solches  wirtschaftlichen  Werth.  Da  nun  in  der  weiteren 
Entwicklung  der  Gesellschaft  die  Wirtschaft  aufs  engste  sich 
verzweigt  mit  allen  socialen  Tätigkeiten,  so  erlangen  im  Aus- 
tausch der  gegenseitigen  Dienste  und  Producte  nun  auch  die  . 
nicht  wirtschaftlichen  Thäligkeiten  der  Staatsbeamten,  der  Leh- 
rer und  Gelehrten  wirtschaftlichen  Werth.  Der  eigentümliche 
höhere  Werth  der  socialen  und  sittlichen  Thäligkeiten  wird  durch 
ihren  wirtschaftlichen  Werth  eben  so  wenig  beeinträchtigt  als 
der  Begriff  des  wirtschaftlichen  Werthes  selbst  durch  diese 
Ausdehnung  desselben  verändert  wird.  Es  wäre  nun  von  der 
grössten  Wichtigkeit,  für  die  Bestimmung  des  wirtschaftlichen 
Werthes  überhaupt  ein  universelles  Princip  aufzufinden,  durch 
welches  die  verschiedenen  Gattungen  und  Arten  der  Werthe  an 


Digitized  by  Google 


üebcr  das  sittliche  rrincip  d»r  Volkswirtschaft. 


ihrem  Verhältniss  zu  einander  genau  bestimmt  werden  konnten. 
Allein  die  Gesammlheit  der  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  und 
Zwecke,  welche  den  universellen  Ausgangspunkt  der  Werthbe- 
stimmung bildet,  ist  bei  den  verschiedenen  Gesellschaften  so 
verschieden  und  variabel;  ferner  ist  die  Beziehung  eines  ein- 
zelnen Gegenstandes  der  wirlhschaftlichen  Werlhbeslimmung  zu 
dem  Ganzen  der  werlhbcstimmenden  wirlhschaftlichen  Bedürf- 
nisse und  Zwecke  so  complicirt  und  so  von  individueller  Schätzung 
abhängig,  dass  man  wohl  den  Gedanken  aufgeben  muss,  ein  uni- 
versell bestimmendes  Princip  hierfür  zu  bekommen.  Jede  Scala 
der  universellen  Werthbestimmung,  die  man  aufstellen  könnte, 
würde  sehr  bald  als  unzureichend  erfunden  werden.  Eher  wird 
es  gelingen,  für  einzelne  Gebiete  einen  relativen  Maassstab  des 
wirlhschaftlichen  Werths  aufzufinden,  z.  B.  Tür  Nahrungsmittel 
den  Grad  der  Ernährungs-,  Wärmeerzeugungs  - ,  Belebungs- 
fähigkeit, für  Bekleidungs-  und  Wohnungsgegenstände  die  Zweck- 
mässigkeit in  verschiedenen  Beziehungen  und  die  Schönheit  der 
Formen. 

Der  Begriff  der  productiven  Arbeit  wird  bekanntlich  von 
den  früheren  Nationalukonomen  viel  zu  eng  bestimmt.  Die 
Widersprüche,  die  sich  hieraus  ergeben,  sind  von  vielen  Seiten 
hervorgehoben  worden.  Man  muss  sich  daher  wundern,  dass 
ein  Denker  wie  J.  S.  Mill  noch  jetzt  den  Begriff  des  wirlh- 
schaftlichen productiven  Werths  auf  solche  Arten  von  Arbeit 
beschränken  will,  welche  Nützlichkeiten  hervorbringen,  die  ma- 
teriellen Gegenständen  einverleibt  sind.  Dieser  Begriffsbestim- 
mung zufolge  ist  selbst  die  Arbeit  des  Kaufmanns  nicht 
productiv,  denn  indem  sie  die  Waare  aus  dem  Bereich  des 
Producenten  in  den  des  Consumenlen  bringt,  erzeugt  sie  keine 
der  Waare  selbst  einverleibte  Nützlichkeit.  Die  Productivität 
einer  Arbeit  liegt  darin,  dass  sie  etwas  für  wirthschaftliche 
Zwecke  bewirkt.  Diese  aber  umfassen  die  wirthschaftliche  Con- 
sumtion  nicht  minder  als  die  Production.  Die  Arbeit  des  Kauf- 
manns ist  productiv,  weil  sie  die  Zwecke  der  Consumtion  fördert. 
Aus  demselben  Grunde  sind  auch  die  häuslichen  Dienste  zu  den 
productiven  Arbeiten  zu  zählen,  denn  sie  erzeugen  wirthschaft- 
liche Werlhe,  wenn  auch  nicht  für  den  Verkehr,  doch  für  die 
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Consomenten.  Allerdings  aber  sind  dio  häuslichen  und  persön- 
lichen Dienste  nicht  produetive  Arbeilen  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne.  Man  muss  privatwirlhschaftliche  und  volkswirthschaftliche 
Produclivilät  unterscheiden,  wenn  man  sich  nicht  überall  in 
Widersprüche  verwickeln  will.  Privat  wirtschaftlich  produetiv 
ist  jede  Arbeit,  die  für  den  Arbeitenden  einen  Gewinn  bewirkt, 
also  auch  die  Arbeit  des  Seiltänzers,  ja  die  des  Diebes,  wenn 
man  auf  dessen  Thäligkeit  den  Begriff  der  Arbeit  anwenden 
will.  Aber  beide  sind  nicht  volkswirtschaftlich  produetiv,  weil 
sie  keine  realen  Werthe  für  die  Gesammtheit  der  volkswirt- 
schaftlichen Zwecke-  hervorbringen.  Auch  die  häuslichen  und 
persönlichen  Dienste  sind  aus  diesem  Grunde  nur  Privatwirt- 
schaft! ich  produetiv;  sie  bewirken  etwas,  was  nur  ftir  das  Indi- 
viduum Werth  hat.  Von  den  häuslichen  Diensten,  die  der 
wirtschaftlichen  Consumtion  dienen,  ist  ihre  Produclivilät  offen- 
bar; diese  ist  aber  auch  den  sogenannten  persönlichen  Diensten 
nicht  abzusprechen ,  in  sofern  diese  wirkliche  Bedürfnisse  und 
sittliche  Zwecke  des  Herrn  befriedigen.  Selbst  die  Arbeiten, 
welche  auf  die  Reinigung  des  Körpers,  der  Kleidung,  der  Woh- 
nung gerichtet  werden,  sind  Privatwirtschaften  nicht  unpro- 
duetiv.  Denn  die  wirtschaftliche  Thatigkeil  in  ihrem  weiteren 
universellen  Begriff  umfasst  alle  Thatigkeilen ,  welche  in  dem 
Organisation-  oder  Aneignungs-Process  der  gegebenen  Nalur- 
gegenslände  durch  den  Menschen  ein  nothwendiges  integrirendes 
Glied  bilden.  Nun  gehört  aber  auch  der  menschliche  Körper  zu 
den  Naturgegensländen ,  welche  ftir  den  Geist  erhalten  und  be- 
arbeitet werden  müssen.  Folglich  ist  die  auf  denselben  gerich- 
tete Arbeit  des  Dieners,  des  Arztes  u.  s.  w.  nicht  unproduetiv 
in  diesem  universellen  privat  wirtschaftlichen  Sinne,  wohl  aber 
in  dem  gewöhnlichen  der  Nationalökonomie,  welche  die  volks- 
wirthschaftliche Produclivilät  mit  Recht  vorzugsweise  beachtet, 
jedoch  auch  jene  nicht  ganz  unbeachtet  lassen  kann.  Dasselbe 
gilt  in  Rücksicht  auf  jene  allgemeine  oder  universelle  Producli- 
vilät der  Arbeit  der  Staatsbeamten ,  der  Gelehrten  und  Lehrer. 
Man  wird  dieser  eine  mittelbare  wirtschaftliche  Productivilät 
zugestehen  müssen,  in  sofern  sie  die  Wirksamkeit  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  möglich  macht  oder  steigert.  Aber  man  muss 
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diese  universelle,  mittelbar-wirtschaftliche  Productivität  von  der 
unmittelbar  oder  eigentlich  wirlhschafllichen  unterscheiden,  denn 
die  eine  fällt  keineswegs  mit  der  andern  zusammen.  Wer  z.  B. 
ein  gutes  Buch  geschrieben  hat,  was  aber  vom  Verleger  wenig 
oder  gar  nicht  honorirt  wurde,  dessen  Arbeit  ist  eine  productive 
im  ersleren  Sinne,  aber  nicht  im  letzteren. 

Volkswirtschaftlich  productiv  ist  im  Allgemeinen  diejenige 
Arbeit,  welche  volkswirtschaftliche  Werthe  erzeugt,  d.  h.  welche 
Producte  hervorbringt,  deren  Werth  nicht  auf  den  Moment  und 
auf  das  Individuum  beschränkt  ist,  welche  Producte  also  von 
einem  Individuum  auf  das  andere  übertragen  werden  können. 
In  diesem  Begriffe  liegt  ferner-,  dass  eine  solche  Arbeit  einen 
Ueberfluss  von  wirlhschafllichen  Werthen  über  die  Productions- 
kosten  hervorbringt,  denn  wenn  sie  dies  nicht  Ihul,  so  erreicht 
sie  nicht  ihren  bewusslen  Zweck,  den  des  Erwerbs.  Fragen  wir 
nun  nach  den  allgemeinen  Bedingungen  für  diese  volkswirt- 
schaftliche Productivität  der  Arbeit*,  so  wird  es  zuvor  nöthig 
sein,  den  wirlhschafllichen  Organisationsprocess  in  seinem  Inhalt 
etwas  näher  aufzufassen,  um  zu  sehen,  wodurch  der  wirtschaft- 
liche Werth  bewirkt  wird.  Was  denn  eigentlich  producirt  die 
Arbeit  an  den  Gegenständen,  indem  sie  denselben  wirlhschafl- 
lichen Werth  giebt? 

Baco  lehrte  bekanntlich  (N-  0.  II,  12):  „die  Kunst  des 
Menschen  vermag  über  die  Natur  nichts  Anderes,  als  die  Be- 
wegung, dass  sie  die  Körper  einander  nähert  und  von  einander  ent- 
fernt; das  Uebrige  vollbringt  die  Natur  von  Innen  aus  sich  selbst. tt 
Es  ist  wahr,  ohne  Bewegung,  und  ohne  Trennung  und  Vereinigung 
der  Elemente  ist  keine  wirtschaftliche  Arbeit  denkbar,  aber  hierauf 
beschränkt  sie  sich  nicht,  weil  sie  ihrem  Begriff  nach  ein  zweck- 
mässiges Bilden  oder  Organisiren  ist.  Baco's  Bemerkung  ist 
wohl  zunächst  von  der  Landwirtschaft  abstrahirt,  aber  auch  für 
diese  reicht  sie  nicht  aus.  Es  vermag  zwar  die  landwirtschaft- 
liche Arbeit  nicht  in  demselben  Sinne  eine  bildende  Tkätigkeit 
von  Innen  heraus,  d.  h.  eine  organisirende  auszuüben,  wie  die 
organische  Natur;  wohl  aber  vermag  sie  dieselbe  zu  unterstürzen, 
wenn  es  ihr  gelingt,  den  Bildungsprocess  der  Natur  in  seinen 
Erscheinungen  und  einzelnen  Bedingungen  vollständig  aufzufassen, 
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und  durch  Kunst  diese  Bedingungen  berzorzubringen.  Dieses 
intellecluelle  und  praktische  Eingehen  auf  die  bildende  Organi- 
*  sation  der  Natur  umfasst  doch  mehr  als  Bewegung  und  Tren- 
nung und  Vereinigung  der  Elemente.  Andererseits  bildet  in  den 
Arbeiten  der  Industrie  und  des  Handels  die  Natur  nicht  von 
Innen  heraus:  es  ist  hier  der  menschliche  Verstand  und  Kunst- 
fertigkeit, welche  uns  die  Dinge  und  ihre  Elemente  zu  zweck- 
mässigen Formen  und  Gestalten  bilden  lehren.  Am  wenigsten 
lässt  sich  der  Ausspruch  Baco's  auf  die  Arbeiten  des  Hand- 
werkers anwenden,  in  welchen  die  Kunstfertigkeit  Zweckmässiges 
und  Schönes  bildet.  Die  Arbeit  des  Handels  und  Verkehrs  ist 
nicht  blos  eine  materielle  sondern  im  Tauschact  eine  intellectuelle 
und  sociale.  Nach  allen  Seiten  hin  bedarf  der  wirtschaftliche 
Process  der  Organisation  und  Aneignung  der  Naturgegenstände 
durch  den  Menschen  sehr  complicirter  Kenntnisse  und  Fertig- 
keiten. Mit  Einem  Worte,  die  Thätigkeit,  welche  diesen  Process 
zweckmässig  ausführen  soll,  muss  in  sich  selbst  eine  organisirtc 
und  zugleich  eine  nach  Aussen  hin  organisirende  sein.  Hierin 
J  liegt  offenbar  die  eigentliche  Hauptbedingung  der  Productivität 
der  Arbeit,  denn  je  umfassender  die  Organisation  der  Arbeit  ist, 
desto  geringer  werden  die  Productionskosten  und  desto  grösser 
wird  ihre  volkswirthschaftliche  Productivität. 

Wir  haben  also  die  Bedingungen  für  die  Steigerung  des 
wirtschaftlichen  Productionsprocesses  zu  suchen  in  den  Bedingun- 
gen für  die  Steigerung  der  persönlichen  Productions-  oder 
Arbeitskräfte,  welche  diesen  Bildungsprocess  der  Natur  auszu- 
führen bestimmt  sind  und  in  den  anderweitigen  Bedingungen  für 
die  möglichst  vollständige  Organisation  der  volkswirtbscha filichen 
Thätigkeit  Die  Aufsuchung  der  ersteren  bildet  den  Gegenstand 
des  noch  übrigen  Theils  der  vorliegenden  Abhandlung. 

Bedingungen   für  die  gl  eich  mä  ssige  Steigerung 
der  volkswirthschaftlichen  Arbeitskräfte. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  wir  in  der  Aufsuchung 
dieser  Bedingungen  mit  dem  Nächsten  beginnen,  nämlich  mit 
den  persönlichen  Bedingungen  oder  Principien  der  Arbeitskräfte, 
die  man  zu  den  Arbeitskräften  selbst  rechnen  konn,  da  sie  mit 
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den  gewöhnlich  sogenannten  intellecluellen  und  mechanischen 
Arbeitskräften,  den  Kenntnissen  und  Fertigkeiten,  unmittelbar  sich 
verbinden:  der  Arbeitseifer,  der  Erwerbseifer,  der  wtrthschafl-  * 
liehe  Unternehmungsgeist.  Die  Analyse  dieser  inneren  Be- 
dingungen oder  der  persönlichen  Arbeitskräfte  wird  uns  von 
seihst  auf  die  einfachen  socialen  und  politischen  Bedingungen 
hinweisen,  unter  denen  sie  am  wirksamsten,  produetivsten  sind. 
Zuletzt  richten  wir  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  universellen 
Bedingungen,  unter  welchen  in  einem  Volke  oder  Staat  eine 
Steigerung  der  ganzen  volkswirtschaftlichen  und  hiermit  der 
produetiven  Kräfte  überhaupt  Statt  finden  kann. 

1.  Die  persönlichen  produetiven  Arbeitskräfte 
und  ihre  sociale  Bedingungen. 

Die  gemeinsame  natürliche  Grundbedingung  für  alle  Arbeits- 
kräfte bildet  die  natürliche  gesunde  Lebensenergie  und  deren 
Grundlage,  ein  gesunder  körperlicher  Organismus.  Leben  er- 
zeugt Leben.  Je  tiefer  und  umfassender  ein  Individuum  die 
Lebensenergie  in  sich  trägt ,  um  so  mehr  besitzt  es  natürliche 
Arbeitskraft,  welche  indess  durch  Selbsttätigkeit  und  üebung 
ungemein  gesteigert,  durch  Müssiggang  vermindert  wird.  Der 
Unterschied  von  mechanischer  oder  körperlicher  und  ideeller 
oder  geistiger  Arbeit  entwickelt  sich  erst  mit  der  fortschreiten- 
den Organisation  der  Arbeit;  die  Thätigkeit  des  Jägers,  Land- 
manns vereinigt  die  intellectuellen  und  mechanischen  Arbeitskräfte. 
Dieser  Gegensatz  ist  überhaupt  nur  als  ein  relativer  anzusehen, 
denn  auch  die  intellectuelle  leitende  Arbeit  des  Unternehmers 
muss  nach  allen  Seilen  hin  auf  die  materiellen  Mittel  zur  Er- 
reichung des  Zwecks  der  Arbeit  eingehen  und  von  der  anderen 
Seite  wird  der  mechanische  Arbeiter,  welcher  Sachkenntniss  hat, 
d.  h.  den  Zweck  der  Arbeit  und  die  verschiedenen  Mittel,  ihn 
zu  erreichen,  genauer  kennt,  dieselbe  besser  und  leichter  ver- 
richten. Es  ist,  bemerkt  J.  G.  Hoffmann,  eine  oft  übersehene, 
aber  wohl  begründete  Tbatsache,  dass  auch  die  gewöhnlichsten 
körperlichen  Arbeiten,  wie  z.  B.  Graben,  Holzspalten,  Grasmachen, 
Spinnen  durch  verständige  Behandlung  sehr  gefördert  werden." 
Je  weiter  die  Organisation  der  Arbeit  fortschreitet,  desto  mehr 
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erfordert  sie  von  der  einen  Seite  Ausbildung  der  Einsicht  und 
complicirle  Kenntnisse  der  verschiedenen  Mittel,  um  den  Zweck  der 
Arbeit  zu  erreichen,  nach  der  anderen  Seite  hin  Ausbildung  der 
.mechanischen  und  Kunst ferligk eilen  und  für  den  Unternehmer 
Geschäftsgewandlheit.  Für  die  ersteren  besonders  tritt  dann 
allmählig  der  Einfluss  der  Wissenschaften  ein.  Die  Naturwissen- 
schaften verdanken  grösstenteils  ihre  erste  Entstehung  den 
wirtschaftlichen  und  den  praktischen  Bestrebungen  überhaupt 
Diese  verdanken  den  Wissenschaften  die  grösste  Förderung  in 
Rücksicht  auf  solche  complicirle  Arbeitszwecke,  welche  die  uni- 
verselle Kenntniss  eines  ganzen  Gebiets  in  Anspruch  nehmen, 
oder  da,  wo  es  sich  um  künstliche  Analyse  sehr  complicirter 
Elemente  handelt,  denn  die  Beobachtung  und  Reflexion  des  ge- 
meinen Verstandes  bleibt  auf  diesen  Gebieten  lückenhaft  und 
ungenügend.  Es  wird  zwar  nicht  selten  von  den  sogenannten 
eigentlichen  Praktikern  der  Einfluss  der  Wissenschaften  über- 
haupt als  etwas  schädliches  abgewiesen.  Diese  Abneigung  mag 
darin  begründet  sein,  dass  eine  voreilige  wirtschaftliche  An- 
wendung wissenschaftlicher  Resultate,  ohne  Beachtung  der  vieler- 
lei praktischen  und  äusserlichen  Bedingungen ,  oft  auf  Abwege 
und  zu  wirlhschaftlichen  Verlusten  führt.  Aber  im  Grossen  und 
Ganzen  ist  der  Einfluss  der  Wissenschaften  auf  die  Ausbildung 
aller  Wissenschaftszweige  besonders  in  der  neueren  und  neuesten 
Zeil,  zu  einem  solchen  Umfang  gelangt,  dass  er  vom  Ungebildet- 
sten nicht  mehr  verkannt,  vom  Gebildetsten  aber  nicht  in  seinen 
unermesslicben  Wirkungen  geschätzt  werden  kann. 

Nun  können  aber  sowohl  die  intellectuellen  wie  die  mecha- 
nischen Arbeitskräfte  in  einem  gewissen  Grade  vorhanden  sein, 
ohne  dass  darum  viel  gearbeitet  wird.  Wie  jede  andere  Selbst- 
tätigkeit, so  bedarf  auch  die  Arbeit  der  Spannkraft  eines  Mo- 
tivs, um  sie  hervorzubringen  oder  um  der  schon  vorhandenen 
Thatigkeit  einen  höheren  Grad  von  Intensität  zu  geben.  Es 
liegt  zwar  ein  gewisser  Trieb  zur  Arbeit  in  der  natürlichen 
Lebensenergie  jedes  gesunden  Menschen  und  dieser  Trieb 
wird  in  hohem  Grade  verstärkt  und  entwickelt  durch  eine  fort- 
schreitende Uebung  der  Kräfte.  Allein  zu  dieser  letzteren 
kommt  es  so  häufig  nicht,  weil  diesem  blos  natürlichen  Arbeils- 
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trieb  ein  natürlicher  Hang  zum  Müssigsein  entgegentritt  Bekannt 
ist,  dass  die  sogenannten  Wilden  oder  Naturmenschen  ohne 
Noth  nicht  arbeiten.  Es  bedarf  also  für  die  intellectuellen  und  me- 
chanischen  Arbeitskräfte  eines  besonderen  Arbeitseifers.  Man  kann 
diesen  als  eine  dritte  Gattung  der  Arbeitskraft,  als  Motivkraft  oder 
auch  als  persönliches  Princip  der  Arbeitskräfte  bezeichnen,  denn 
der  Arbeitseifer  ist  eine  Productivkraft  in  doppeltem  Sinne :  l)weil 
er  in  jedem  Moment  auf  Quantität  und  Qualität  der  Arbeit  ein- 
wirkt; 2)  weil  er  im  Verlauf  des  persönlichen  Lebens  die 
Ausbildung  jener  unmittelbaren  Arbeitskräfte,  der  intellectuellen 
und  der  mechanischen  bedingt.  Der  Arbeitseifer  ist  die  am 
meisten  persönliche  Arbeitskraft;  er  hängt  mehr  vom  Willen 
und  der  ganzen  Persönlichkeit  ab,  als  Kenntniss  und  Fertigkeit. 
Er  ist  darum  jedoch  nicht  etwas  Willkührliches ;  man  kann  zwar 
durch  den  Willen  den  Arbeitseifer  in  jedem  Moment  anregen, 
aber  nicht  denselben  nach  Belieben  hervorbringen.  Ist  nun  die 
Ausbildung  des  Arbeitseifers  so  wichtig  für  die  wirthschaftliche 
Entwicklung,  so  wird  es  auch  der  Mühe  werth  sein,  den  inneren  Be- 
dingungen und  Gesetzen  desselben  nachzuforschen,  die  wir  zunächst 
nur  in  der  persönlichen  Organisation  des  Menschen  suchen  können. 

Fassen  wir  den  Arbeitseifer  in  seiner  Genesis  auf,  so  wer- 
den wir  zunächst  eine  doppelte  Form  desselben  unterscheiden 
müssen,  .den  unmittelbaren,  der  mit  der  Arbeit  zugleich  gegeben 
ist,  aus  der  Freude  an  der  Arbeit  entsteht  und  den  durch  die 
Arbeilszwecke  vermittelten,  den  wir,  da  der  nächste  Zweck  der 
Arbeit  der  Erwerb  ist,  zunächst  als  Erwerbseifer  bezeichnen 
können.  In  welchem  Grade  der  Erwerbseifer  den  Arbeitseifer  und 
hiermit  die  Leistungen  der  Arbeit  steigert,  das  zeigt  sehr  einleuch- 
tend die  Vergleichung  der  Arbeitsquanta,  welche  bei  Frohndienst, 
gewöhnlichem  Tagelobn  und  bei  sogenanntem  Stücklohn  geleistet 
werden.  Der  unmittelbare  oder  eigentliche  Arbeitseifer  würde 
bei  weitem  nicht  das  in  einer  organisirten  Gesellschaft  nöthige 
Maass  von  Arbeit  hervorbringen,  wenn  er  nicht  ergänzt,  ja  oft 
fast  ganz  ersetzt  würde  durch  den  Erwerbseifer.  Die  Wirkung 
des  letztern  geht  sogar  noch  weiter.  Derjenige  Arbeitseifer, 
der  für  eine  vollständig  entwickelte  Arbeitskraft  aus  der  Freude 
an  der  Arbeit  entsteht,  würde  in  jener  Ausbildung  nicht  so  weit 
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gelangt  sein,  wenn  er  nicht  anfangs  durch  anderweitige  Motive, 
besonders  den  des  Erwerbs  bestimmt  worden  wäre.  Auch  nach 
dem  ethischen  Gesichtspunkt  betrachtet,  ist  die  eine  Form  von 
der  andern  nicht  zu  trennen.  Wenn  die  Arbeit  gar  nicht  mit 
Freude  verbunden  ist  und  aus  ihr  tbeilweise  hervorgeht,  wenn 
also  die  Arbeit  blos  ein  äusseres  Mittel  zum  Zweck  ist,  so  ent- 
würdigt sie  den  Menschen  mehr  oder  weniger.  Wenn  unsittlich 
ist,  den  Menschen  zu  einem  Mosen  Mittel  und  Werkzeug  für 
Andere  herabzuwürdigen,  so  liegt  eine  ähnliche  Entwürdigung  in 
einer  fortdauernden  Arbeit,  in  welcher  das  Individuum  sich  als 
Moses  Mittel  für  sich  selbst  herabsetzt.  Bei  unverdorbenen 
Naturen^übrigens  wird  eine  Arbeit  ohne  alle  Freude  selten  vor- 
kommen. Von  der  anderen  Seite  aber  ist  eine  Arbeit  selten 
von  der  Art,  dass  sie  ein  höher  gebildetes  sittliches  Gemüth 
ganz  und  dauernd  erfüllen  kann;  sie  bedarf  also  des  Antriebs 
durch  die  Beziehung  auf  die  höheren  sittlichen  Zwecke,  die  mit 
dem  Erwerb  verbunden  sind. 

Die  Freude  an  der  Arbeit  ist  im  Allgemeinen  wesentlich 
bedingt  durch  die  ungehemmte  intensive  persönliche  Lebensthälig- 
keit  des  Geistes  und  des  Körpers,  welche  in  der  Arbeit  zur 
Entfaltung  und  Darstellung  gelangt.    Das  Individuum  wird  sich 
dieser  Thatigkeit,  dieses  freien  Spiels  der  Kräfte  bewusst  in  dem 
Gelingen  der. Arbeit,  die  also  eine  Hauptbedingung  der  Arbeits- 
freude ist;  erhöht  wird  diese  noch  bei  der  qualitativen  Arbeit 
durch  das  gesteigerte  Selbstgefühl  der  Ehre.    Die  erste  Grund- 
bedingung des  unmittelbaren  Arbeitseifers  von  dieser  Seite  ist 
demnach,  dass  sie  den  persönlichen  Arbeitskräften  des  Individuums 
angemessen  ist  in  ihrer  Quantität  und  Qualität.    Denn  wenn  die 
persönlichen  Fähigkeiten  einer  Arbeit  nicht  gewachsen  sind ,  so 
kann  diese  nicht  gelingen  und  das  Misslingen  erzeugt  Erschö- 
pfung der  Kräfte  und  Verdruss.    Dasselbe  tritt  ein  bei  über- 
massiger Dauer  der  Arbeit.    Wird  dagegen  die  persönliche  Ar- 
beitskraft zu  wenig  in  Anspruch  genommen,  so  ist  die  Freude 
schon   wegen    der  .geringeren   Krafläusserung  geringer;  dazu 
kommt  noch ,  dass  Geist  und  Gemüth  nicht  bei  der  Arbeit  sind 
und  die  heraus  erfolgende  Zerstreuung  ebenfalls  das  Gelingen 
der  Arbeit  hemmt  oder  verzögert    Die  zweite  Grundbedingung 


Digitized  by 


30  Weber  das  sittliche  Princip  der  Volkswirthscheft. 

des  unmittelbaren  Arbeitseifers,  welche  sich  aus  dem  oben 
bezeichneten  Grundgesetz  ergiebt,  ist  die,  dass  die  Arbeitsfreude 
(celeris  paribus)  steigt  mit  dem  Grad  der  Entwicklung  der 
Arbeitskräfte.  Von  dieser  Seite  wird  die  Arbeitsfreude  durch 
üebung  und  Gewohnheit  der  Arbeit  vermittelt,  denn  wie  J.  S. 
Mi  11  bemerkt,  das  Geheimniss  Air  die  Entwicklung  der  Fähig- 
keiten ist,  denselben  viel  Beschäftigung  zu  geben,  sie  anzure- 
gen, viel  zu  thun.  Die  dritte  Grundbedingung  einer  dauernden 
Arbeitsfreude,  die  in  jenem  Grundgeselz  liegt,  ist  die,  dass  sie 
die  Arbeitskräfte  des  Geistes  und  des  Körpers  gleichmässig  oder 
wenigstens  abwechselnd  in  Thätig-kei!  setzt.  Die  einseitige  Ar- 
beit des  Geistes  oder  des  Körpers  strengt  nicht  die  Arbeitskraft 
des  ganzen  Menschen  an,  ist  folglich  nicht  so  naturgemäss  und 
auch  nicht  so  angenehm  wie  eine  solche,  die  beide  gleichmässig 
in  Anspruch  nimmt.  Die  Alten  rühmten  die  Landwirtschaft  in 
dieser  Rücksicht;  die  so  weit  fortgesetzte  Theilung  der  Arbeit 
in  der  organisirten  Gesellschaft,  welche  dadurch,  dass  sie  eine 
grössere  Entwicklung  der  Fähigkeiten  möglich  machte,  die  Ar- 
beitsfreude mittelbar  sehr  förderte,  ist  für  diese  Bedingung  lei- 
der sehr  ungünstig,  weil  sie  viele  Arbeiter  auf  einen  kleinen 
Kreis  einförmiger  mechanischer  Arbeit  fixirt. 

Was  die  Entwicklung  der  Arbeitsfreude  auf  den  verschie- 
denen Gebieten  der  überwiegend  geistigen  und  der  Uberwiegend 
mechanischen  Arbeit  betrifft,  so  nimmt  die  geistige  Arbeit  im 
Allgemeinen  die  persönliche  Lebenslhätigkeit  intensiver  in  Anspruch, 
gewährt  daher  auch  eine  tiefere  Freude,  und  von  den  geistigen 
Arbeiten  sind  es  wiederum  die  wissenschaftlichen  und  künst- 
lerischen, in  welchen  der  Geist  am  productivslen  sein  und  die 
tiefste  innere  Befriedigung  erreichen  kann.  Es  kommt  hier- 
bei jedoch  natürlich  Alles  darauf  an,  wie  die  überwiegend  gei- 
stige oder  mechanische  Arbeit  ausgeübt  wird,  denn  die  sogen, 
geistige  Arbeit  wird  oft  mit  grosser  Schlaffheit  und  die  mecha- 
nische mit  Geist  und  Versland  vollzogen.  Ferner  kommt  in 
Betracht,  dass  die  geistige  Arbeit,  besonders  die  von  aller  aus- 
übenden Thäligkeit  getrennte,  ihre  grossen  Schattenseiten  hat  und 
die  mechanische  Arbeit  ihre  Lichtseite.  Denn  die  geistige,  ins- 
besondere  die  wissenschaftliche  und  poetische,   gewährt  diese 
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reine  Freude  nur  in  dem  Maass  als  sie  innerlich  produetiv  ist 
und  ihren  Zweck  erreicht  oder  gelingt.  Nun  ist  aber  die  wis- 
senschaftliche und  poetische  Produclivität  eine  dauernde  nur  bei 
ausgezeichneten  Gaben  und  Talenten  und  die  weniger  produetive 
Thäügkeit  ist  auf  diesen  Gebieten  um  so  mehr  der  Gefahr  des 
Hisslingens  ausgesetzt,  als  das  Individuum  ftir  das  Gelingen  kein 
sicheres  Kriterium  anwendet,  mag  es  nun  sein,  dass  es  solche 
Kriterien  weniger  giebt  oder  dass  das  Individuum  durch  Eitelkeit 
und  Ehrgeiz  verstrickt,  zusehr  süsser  Selbsttäuschung  sich  hin- 
giebt,  um  darauf  zu  achten.  Nichts  ist  quälender,  trostloser,  als 
eine  geistige  Arbeit,  in  welcher  das  Individuum  nach  Zielen 
ringt,  die  über  seine  Kräfte  hinaus  liegen.  Die  mechanische 
Arbeit  hat  vor  der  geistigen  Das  voraus,  dass  das  Gelingen 
derselben  mit  Sicherheit  beherrscht  werden  kann.  Auch  sind 
viele  sogenannte  mechanische  Arbeiten  von  der  Art,  dass  daran 
und  daneben  die  geistige  Tliäligkeit  sich  darstellen  kann.  Eine 
anfangs  lästige  Arbeit  wird  durch  Uebung  und  Gewohnheit  er- 
träglich, ja  oft  angenehm,  was  darin  liegt,  dass  sie  mit  Leichtig- 
keit vollzogen,  den  Arbeitskräften  ein  leichtes  Spiel  gewährt. 

Gehemmt  wird  die  Arbeitsfreude  oder  der  unmittelbare 
Arbeitseifer  durch  die  drei  entgegengesetzten  Bedingungen,  be- 
sonders durch  Alles,  was  die  Harmonie  der  Lebens-  und  Thälig- 
keitsenergie  aufhebt  oder  hemmt,  also  hauptsächlich  durch 
Gewohnheiten  des  Müssiggangs,  der  Ausschweifungen  und  Ge- 
nusssucht jeder  Art,  welche  die  natürliche  und  sittliche  Lebens- 
energie  zerstören.  Alle  selbstsüchtigen  Leidenschaften  wirken 
leicht  hemmend  auf  den  Arbeitseifer,  da  sie  Gemüth  und  Geist 
mit  ihren  Täuschungen  beschäftigen  und  verhindern,  sich  inner- 
lich dem  Gegenstand  der  Arbeit  hinzugeben.  Dagegen  wirken 
alle  sittliche  persönliche  Kräfte  und  an  ihrer  Spitze  die  Religio- 
sität, schon  dadurch  fördernd  auf  die  Arbeitsfreude  ein,  dass  sie 
die  bezeichneten  Hemmungen  nicht  aufkommen  lassen,  positiv 
aber  auch  dadurch,  dass  sie  eine  Harmonie  der  Geisteskräfte 
und  eine  innere  Heiterkeit  erzeugen,  welche  die  Arbeitskraft 
nicht  minder  als  die  Arbeitsfreude  steigern.  Die  Freude  an  der 
Arbeit,  am  Beruf  wird  auch  durch  die  Einsicht  erhöbt,  dass 
dieselbe  ein  Bestandteil  der  socialen  und  sittlichen  Aufgabe  ist. 
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Richten  wir  nun  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  socialen 
Bedingungen  für  den  unmittelbaren  Arbeitseifer,  so  finden  wir 
diesen  weit  weniger  durch  dieselben  bestimmt,  wie  den  Erwerbs- 
eifer. Selbst  die  Zustände  der  Unfreiheit  zerstören  jenen  un- 
mittelbar weniger,  wenn  die  Behandlung  eine  müde  ist  Sie 
wirken  jedoch  mittelbar  immer  sehr  hemmend  auf  denselben  ein, 
am  meisten,  weil  sie  der  Entwicklung  der  Kräfte  und  Talente 
wenig  Raum  gestatten  oder  selbst  die  vorhandenen  unterdrücken, 
denn  die  freie  und  freilich  auch  die  richtige  Wahl  des  Berufs 
ist,  nach  dem  Vorhergehenden,  von  unermeßlicher  Bedeutung 
für  die  Arbeitsfreude  und  den  Arbeitseifer.  —  Die  gemeinsame 
Arbeil,  wie  sie  die  Communis ten  einrichten  wollen,  möchte  manche 
Reize  der  Geselligkeit  gewähren,  aber  es  fragt  sich,  ob  diese 
den  unmittelbaren  Arbeitseifer  steigern.  Wenn  die  gemeinsame 
Arbeit  von  der  Art  ist,  dass  darin  das  Werk  des  Individuums 
verschwindet,  so  zerstört  sie  eine  sehr  wichtige  Quelle  der  Arbeits- 
freude, die  am  Gelingen  der  eigenen  Arbeit,  welche  Freude  sich 
erhöht,  wenn  die  Arbeit  eine  schwierige  war.  Meint  man,  das 
Ehrgefühl  sei  ein  starker  Hebel  des  communistischen  Arbeits- 
eifers von  einer  andern  Seite,  weil  Jeder  durch  dasselbe  gelrie- 
ben werde,  mit  den  Uebrigen  gleichen  Schritt  zu  hallen,  so 
kommt  es  darauf  an,  ob  diese  Uebrigen  aus  anderweitigen 
Gründen  trag  oder  fleissig  sind,  wovon  unten.  Bekanntlich  hat 
es  indess  Fourier  unternommen,  durch  seine  Einrichtungen 
gemeinschaftlicher  Arbeit  diese  so  angenehm  zu  machen,  dass 
dadurch  jene  Wunder  unermesslicben  Reichthums  möglich  wer- 
den. Die  wesentlichsten  Mittel  und  Hebel  der  „industriellen 
Attraction"  findet  er  in  der  vollständigen  Entwicklung  der  Lei- 
denschaften und  in  den  Geschmacksneigungen.  Von  den  Leiden- 
schaften kommen  vorzugsweise  die  mechanisirenden  in  Betracht, 
die  Cabaliste,  um  Aemulation,  Rivalität  unter  den  verschiede- 
nen Gruppen,  die  denselben  oder  einen  ähnlichen  Gegenstand 
bearbeiten,  hervorzurufen,  ferner  die  Papillonne  (Schmetterlings- 
leidenschan), welche  kurze  Sitzungen,  schnellen  Wechsel  der 
Arbeiten  bewirkt,  so  dass  jedes  Individuum  in  30  verschiedenen 
Gruppen  arbeitet.  Ausserdem  soll  eine  directe  industrielle  At- 
traclion  durch  Neigungen  zu  den  Gegenständen  oder  zum  Genuss 
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derselben,  besonders  die  Gourmandise  hervorgerufen  werden. 
Was  Einriebst  diese  letztere  AUraction  betrifft,  worauf  Fourier 
nicht  wenig  Gewicht  legt,  so  gtebt  es  wohl  manche  Liebhabereien 
dieser  Art,  aber  sicherlich  nicht  bei  allen  Individuen,  nicht  zu 
jeder  Zeit  und  nicht  in  solcher  Starke  und  Dauer,  um  hierdurch 
einen   fortdauernden    intensiven   Arbeitseifer  hervorzubringen. 
Dazu  kommt  die  Schwierigkeit,  dass  schwerlich  für  alle  Gegen- 
stände der  Arbeiten  und  Genüsse  solche  psssionirlen  Liebhaber 
sich  finden  möchten.    Das  Reizmittel  der  Aemulatton  ist  für  den 
Arbeitseifer  ebenfalls  ein  accessorisches,  welches  nicht  stark  und 
nicht  dauernd  wirkt.    Von  grösserer  Bedeutung  scheint  der  von 
Fourier  geforderte  Wechsel  in  den  einzelnen  ganz  verschie- 
denen Arbeiten  zu  sein.  Ein  solcher  Wechsel  erscheint  zunächst 
angenehm,  aber  es  fragt  sieb,  ob  er  den  oben  bezeichneten 
Grundbedingungen   der  Arbeitsfreude  entspricht.    Fourier 's 
Theorie  sucht  allerdings  möglichst  die  eine  dieser  Bedingungen 
zo  erfüllen,  dass  die  Arbeiten  den  Kräften  und  Neigungen  ent- 
sprechen sollen,  aber  er  wendet  seine  ganze  Aufmerksamkeit 
den  Neigungen  zu  und  beachtet  wenig  oder  gar  nicht  die  Ent- 
wicklung der  Kräfte.    Wer  an  40  verschiedenartigen  Arbeiten 
Antheil  nimmt,  wie  Fourier  es  fordert,  -wie  soll  der  zu  den 
Kenntnissen  und  Fertigkeiten  gelangen,  die  nöthig  sind,  um  eine 
Arbeit  mit  grossem  Erfolg  auszuüben?  Das  rasche  Eilen  von 
der  einen  Arbeit  zur  andern,  gesteigert  durch  die  Schmetterlings- 
leidenschaft, möchte  wohl  für  eine  gewisse  Zeit  Zerstreuung 
gewähren,  aber  schwerlich  würde  es  die  produetiven  Kräfte  in 
einem  erheblichen    Maasse  zur   Ausbildung  gelangen  lassen, 
folglich  auch  das  Individuum  nicht  dazu  führen,  mit  Geist  und 
Gemüth  bei  der  Arbeit  zu  sein;  hierdurch  aber  würde  das  Ge- 
lingen der  Arbeit  und  hiermit  auch  die  wahre  Freude  an  der- 
selben verhindert.    Tüchtige  Arbeitstalente  jeder  Art  werden 
nur  durch  Ernst  und  Beharrlichkeit  ausgebildet,  denn  nicht  selten 
sind  mancherlei  Schwierigkeiten  zu  überwinden ,  die  nur  einer 
längere  Zeit  fortgesetzten  Uebung  und  Gewohnheit  weichen. 
Dass  Fourier  nichts  von  einer  liefern  sittlichen  Arbeitsfreude 
weiss,  darüber  wird  sich  Niemand  wundern,  der  diese  roh 
naturalistische  Theorie  etwas  näher  kennt 
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Aus  den  oben  aufgestellten  inneren  Bedingungen  der  Arbeits- 
freade ergiebt  sich,  das*  es  dabei  am  meisten  ankommt  auf  die 
richtige  Wahl  des  Arbeitszweiges  oder  Berufs,  auf  die  Ausbildung 
der  Arbeitskräfte  überhaupt  und  gleichmäßige  energische  Uebung 
derselben  und  endlich  auf  die  intullectuellen  und  sittlichen  Kräfte. 
Diese  Bedingungen  zu  beachten  und  zu  erfüllen  ist  in  der  or— 
ganisirlen  Gesellschaft  zunächst  sittliche  Aufgabe  des  Individuums 
selber.  Diess  schliefst  aber  nicht  aus,  dass  Gesellschaft  und  Staat 
einen  grossen  Kinfluss  hierauf  am  meisten für  die  sogenannten  arbei- 
tenden Klassen  ausüben  können,  zuerst  durch  Erziehung  und  Unter- 
richt, dann  durch  angemessene  social- wirthschafl liehe,  gewerbliche 
Institutionen.  Es  ist  von  Haxthausen  bemerkt  worden,  dass  die 
germanischen  Stamme  sich  durch  Freude  an  der  Arbeit  vor  den 
slavischen,  besonders  auch  vor  den  Russen  auszeichnen,  welche 
doch  natürliches  Arbeitsgeschick  in  einem  sehr  hohen  Grade  be- 
sitzen. Wer  es  unternehmen  wollte,  diese  Thatsache  zu  erklären, 
der  würde  dabei  sehr  vielerlei  Bedingungen,  natürliche,  wirt- 
schaftliche, sociale,  sittliche  zu  beachten  haben.  Unter  den  natür- 
lichen ist  wohl  die  des  massigen  angemessenen  Klima's  eine  der  ^ 
bedeutendsten;  dieses  gestattet  den  germanischen  Völkern,  und 
von  diesen  wieder  vorzugsweise  den  Engländern,  nach  Passy's 
Beobachtung,  für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiten  zunächst,  dann 
aber  auch  für  viele  andere,  eine  längere  Dauer  im  Yerlauf  des 
Jahres,  wodurch  die  Gewohnheit,  Energie  und  Freude  der  Arbeil 
nicht  wenig  gefördert  wird.    Die  Arbeitsfreude  des  Russen  wird 
durch  die  entgegengesetzten  Umstände,  ausserdem  aber  durch 
die  Unfreiheit  mit  ihren  Folgen,  durch .  häufiges  Uebergehen  von 
der  einen  Arbeit  zur  andern  und  dergleichen  gehemmt.  Sehr 
verschieden  entwickelt  sich  indess  die  Arbeitsfreude  mit  dem 
Arbeitseifer  unter  den  Völkern   germanischen  Stammes.  Sie 
sind  am  stärksten  bei  den  Engländern  und  Amerikanern,  „deren 
Mehrzahl«,  wie  Mi  II  bemerkt  (I,  7,  3)  „nur  für  ihre  Arbeil 
lebt,  die  an  Vergnügen,  Erholung,  an  einer  ruhigen  Existenz 
keine  Freude  haben.  —  In  fast  jedem  Stande  ist  ein  Engländer 
der  tüchtigste  von  allen  Arbeitern,  weil  er  so  zu  sagen,  mit 
ganzem  Herzen  bei  der  Arbeit  ist.*4    Auch  diess  Phänomen  er- 
klärt sich  aus  mehreien  Ursachen.   Zuerst  werden  bei  ihm  die 
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Körperkräfle  durch  eine  reichere  kräftigere  Nahrung  gestärkt, 
als  bei  den  Deutschen;  er  hat  bei  einem  höhern  Arbeitslohn 
Oberhaupt  ein  Behaglicheres  Dasein;  er  wird  mehr  zu  einer  be- 
sonderen Arbeit  ausgebildet,  hat  also  darin  grössere  Geschick- 
lichkeit ;  ferner  bleibt  er  nicht  unberührt  von  dem  frischen  Strome 
des  nationalen  Selbstgefühls,  der  durch  das  ganze  Volk  geht; 
endlich  kommt  in  Betracht,  dass  er  durch  die  fortdauernde  Ge- 
wohnheit der  Arbeit,  welche  durch  das  lebhalte  rüstige  Geschäfts- 
leben gefordert  wird,  den  Geschmack  an  den  Freuden  geselliger 
Erholung  verliert,  den  der  arbeitsamste  Deutsche,  bei  seiner 
grösseren  Gemülhsbüdung ,  gewöhnlich  behält.  Der  Arbeitseifer 
des  Deutschen  ist  gemütlicher,  aber  aus  vielen  entgegengesetzten 
und  anderen  Gründen  nicht  so  energisch. 

Aber  der  durch  die  Freude  an  der  Arbeit  hervorgerufene 
unmittelbare  Arbeitseifer  genügt  weder  für  manche  Gattungen 
schwieriger  und  unangenehmer  Arbeiten  noch  für  die  Dauer  und 
den  Umfang  der  für  ein  Volk  nötigen  Arbeitsleislungen;  er 
bedarf,  um  die  gehörige  Stärke  zu  behalten,  der  beständigen 
Anregung  und  Verstärkung  durch  den  Gedanken  an  den  Zweck 
oder  vielmehr  an  die  Gesammtheit  der  Zwecke,  welche  durch 
die  Arbeit  erreicht  werden.  Denn  wenn  auch  der  nächste  un- 
mittelbare Zweck  jeder  wirtschaftlichen  Arbeit  der  Erwerb  ist, 
so  erscheint  dieser  doch  wiederum  als  Mittel  für  die  verschiedenen 
Zwecke  der  Consumtion,  für  die  Selbsterhaltung  und  Genuss, 
für  geistige  Erholung,  für  wirtschaftliche  sociale  und  sittliche 
Selbsttätigkeit.  Bezeichnen  wir  das  intensive  Streben  nach  Erwerb 
oder  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Umstände  als  Erwerbs- 
eifer, so  ist  dieser  offenbar  picht  anzusehen  als  ein  ursprüng- 
licher natürlicher  angeborener  Trieb  des  Eigennutzes  oder  des 
Egoismus,  sondern  als  ein  Resultat  verschiedenartiger  Motive 
und  Bestrebungen,  wie  sie  nach  der  sittlich  -  intellektuellen  Ent- 
wicklungstufe des  Individuums  und  nach  seiner  Stellung  in  der 
Gesellschaft  sich  erzeugt  haben.  Der  Erwerbseifer  kann  ent- 
springen aus  den  rohesten  Begierden  der  Habsucht  und  Genuss- 
gier und  aus  den  reinsten  und  edelsten  Motiven  der  Menschen- 
liebe und  der  sittlichen  Selbslbildung;  gewöhnlich  aber  entspringt 
er  aus  Motiven,  die  zwischen  diesen  Extremen  lie  gen.  Es  kommt 
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hierbei  überhaupt  jn  Betracht,  dass  die  wirthschaflliche  Thätig- 
keit  analog  den  Handlungen  der  Menschen  überhaupt  gewöhnlich 
nicht  durch  ein  einfaches  einzelnes  bewusstes  Motiv  bestimmt 
wird ,  sondern  mehr  oder  weniger  unbewusst  durch  eine  Ge~ 
sainmtheit  von  Motiven,  wovon  nur  einzelne  dem  Individuum 
zum  Bewusstsein  gelangen.  Der  Erwerbseifer  kommt  daher  in 
den  verschiedensten  Formen  zum  Vorschein.  Die  natürliche 
Grundlage  desselben  bildet  durchgängig  der  Zweck  der  Selbst- 
erhaltung und  eines  gewissen  Lebensgenusses ,  gewöhnlich  für 
das  Individuum  und  die  Familie,  dann  die  wirtschaftlichen  Zwecke 
und  die  einer  standesgemäßen  socialen  Existenz,  endlich  die 
socialen  und  sittlichen  Zwecke  besonders  der  Erziehung  der 
Kinder  u.  s.  w.  Für  die  Stärke  und  Dauer  des  Arbeitseifers 
sind  diese  verschiedenen  Motive  und  Formen  des  Erwerbseifers 
keineswegs  gleichgültig.  Jene  blinde  und  rohe  Erwerbsgier,  welche 
aus  dringender  Noth,  Genussgier  oder  auch  aus  egoistischen 
Motiven  der  Herrschsucht  entspringt,  führt  weit  eher  und  leichter 
zu  gewaltsamen  unrechtlichen  Erwerbsweisen,  als  zu  dauernder 
intensiver  Arbeit.  Der  wahre  Erwerbseifer,  der  die  letzten  her- 
vorruft, geht  durchgängig  aus  sittlich-natürlichen  Motiven*  hervor, 
er  bat  seine  lebendige  sittliche  natürliche  Grundlage  in  der  früher 
nachgewiesenen  engen  Beziehung  des  Eigenthums  zur  Person 
und  seine  reichste  Quelle  in  der  Anhänglichkeit  und  Liebe  des 
Individuums  zu  den  Seinigen  und  in  dem  hierdurch  hervorge- 
rufenen Streben  sie  zu  erhalten,  zu  erfreuen,  sittlich  und  in- 
tellectuell  auszubilden. 

Aber  mit  welchem  Recht  kann  das  Streben  nach  den  soge- 
nannten materiellen  Gütern,  die  zunächst  der  physischen  Selbst- 
erhaltung und  auch  später  vorzugsweise  dem  Individuum  selbst 
dienen  als  ein  sittliches  angesehen  werden?  Um  hierüber  in's 
Klare  zu  kommen,  müssen  wir  die  Frage  beantworten,  ob  und 
in  welchem  Sinne  dieses  Streben  ein  Bestandteil  der  sittlichen 
Aufgabe  ist.  Diese  nun  schliesst  mit  der  Erziehung,  sittlichen 
und  intcllectuellen  Vervollkommnung  des  Menschen  doch  auch 
seine  natürliche  wirthschaflliche  sociale  Erhallung  ein,  da  diess 
die  nothwendige  Grundlage  jener  bildet.  Es  ist  daher  eine  aner- 
kannte sittliche  Pflicht,  zur  Erhaltung  Anderer,  die  nicht  sich 


Digitized  by  Google 


Uebfr  das  sittlich?  Prineip  der  Volkswirthschtfl.  3T 

seiDst  zu  ernaiien  >ermogen,  ijeizuuagen.  lumnie  es  nun  woni 
ein  sittliches  Gebot  sein,  in  demselben  Sinne  Andere  zu  erhalten, 
uns  selbst  aber  verderben  zu 'lassen,  oder  doch  durch  Nicht- 
Erwerben  dazu  beizutragen.  Die  Pflicht  der  Menschenliebe,  mag 
man  dieselbe  vom  christlichen  oder  philosophischen  Standpunkt 
auflassen,  kann  unmöglich  weiter  gehen,  als  dass  ich  Andere  wie 
mich  selbst  liebe  und  behandle.  So  lange  ich  daher  diess  thue 
und  in  demselben  Sinne  mich  erhalle,  wie  ich  nölhigenfalls 
Andere  erhalten  zu  helfen  verpflichtet  bin,  so  lange  handle  ich 
sittlich,  nicht  selbstsüchtig.  Es  ist  wunderlich,  dass  selbst  die 
Nationalökonomen  lange  Zeit  diese  einfache  schon  von  Adam 
Smith  (in  seiner  Moral)  und  von  Vielen  Anderen  hervorge- 
hobene Wahrheit  verkannten,  zwischen  der  natürlichen  not- 
wendigen sittlichen  Selbstliebe  und  der  Selbstsucht,  dem  Egoismus 
keinen  Unterschied  machten  und  das  Erwerbsbestreben  als  her- 
vorgehend aus  einem  unerlaubten  oder  erlaubten  Egoismus  ansahen. 
Allerdings  wird  dieses  Bestreben,  wie  jede  ursprünglich,  sittlich- 
natürliche  Selbstliebe,  leicht  egoistisch,  wenn  nicht  die  persön- 
liche sittliche  Bildung  dagegen  schützt,  wenn  jene  Selbstliebe 
nicht,  wie  es  zunächst  in  der  Familie  geschieht,  zu  der  Liebe 
Anderer,  sodann  zur  Vaterlandsliebe,  zur  Menschenliebe  sich  ent- 
wickelt Ferner  geben  wir  zu,  dass  unter  den  Motiven  des 
Erwerbseifers  die  reinsten  und  edelsten  sittlichen  Motive  selbst 
durchgängig  jiicht  die  stärksten  sind,  dass  vielmehr  immer  ein 
gewisses  Bedürfnis»  vorhanden  sein  muss,  um  dem  Erwerbs- 
eifer eine  nachhaltige  Intensität  zu  gewähren.  Manche  werden 
geneigt  sein,  hieraus  den  Mangel  des  sittlichen  Gehalts  des  Er- 
werbseifers zu  folgern.  Allein  diese  Folgerung  ist  nicht  begründet. 
Denn  die  Handtungen,  welche  durch  Motive  von  Bedürfnissen  zum 
Vorschein  kommen,  sind  darum  nicht  niedriger  und  schlechter;  es 
giebt  ja  aueh  vielerlei  sittliche  Bedürfnisse.  Ferner  kann  das  Ge- 
fühl des  Erwerbs bedürfnisses,  wenn  es  auch  nicht  unmittelbar  aus 
jenen  höhern  Motiven  der  Menschenliebe  etc.  hervorgeht,  mittelbar 
durch  dieselben  hervorgerufen  werden.  Auch  von  dem,  welcher 
nicht  gerade  mit  der  bewusslen  Absicht  erwirbt,  Anderen  wohl- 
zuthun,  der  aber  durch  sittliche  Gesinnung  zu  solcher  Anwen- 
dung seines  Vermögens  getrieben  wird,  und  diesen  Ausfall  durch 
vermehrten  Erwerb  decken  muss,  von  einem  solchen  kann  man 
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sagen,  dass  sein  Erwerbseifer  mittelbar  durch  jene  höchsten  siU- 
liohen  Motive  mitbestimmt  wird. 

Da  die  verschiedenen  Erwerbszwecke  nach  allen  Seiten  hin 
in  das  sociale  Leben  eingreifen ,  so  üben  die  Verhältnisse  und 
Einrichtungen  des  letzteren  auf  den  Erwerbseifer  einen  weit- 
greifenden Einfluss.  Wir  unterscheiden  in  dieser  Rücksicht  die 
einfachen  socialen  Verhältnisse,  welche  die  Stellung  des  Indi- 
viduums zur  Arbeit  bestimmen  und  die  politischen  Zustände, 
welche  zunächst  auf  den  Erwerb  und  dadurch  auch  auf  den 
Erwerbseifer  einwirken.  Zu  der  ersteren  Gattung  gehören  die 
Verhältnisse  der  Skaverei,  Leibeigenschaft  und  die  verschiedenen 
Arten  der  wirtschaftlichen  Genossenschaft.  Man  kann  hier  das 
allgemeine  Gesetz  aufstellen,  dass  der  Erwerbseifer  um  so  mehr 
erlischt,  als  das  Individuum  zunächst  nicht  für  sich  und  die 
Familie,  sondern  für  Andere  erwirbt.  Diess  findet  im  höchsten 
Grade  Statt  bei  der  Sklaverei ;  daher  die  allgemein  anerkannte 
geringe  Produktivität  der  Sklavenarbeit.  Diese  war  jedoch  natür- 
lich, nützlich,  nölhig  in  früheren  Zeiten,  wo  die  Kriegsgefangenen 
sonst  getödtet  worden  wären,  als  Sklaven  aber  der  altmähligen 
Entfaltung  der  höhern  Cultur  eines  freien  Kriegerslandes  dienten. 
Man  kann  dasselbe  nicht  behaupten  von  den  Arbeiterkasten  des 
Orients,  welche  aus  der  Gesellschaft  ausgestossen  noch  weit  übler 
und  rechtloser  als  die  Sklaven  standen.  Die  Sklaverei  wird  wegen 
ihrer  bekannten  unsittlichen  Wirkungen  in  der  Gegenwart  absolut 
verworfen.  Gewiss  mit  Recht  im  Allgemeinen,  allein  man  würde 
Ausnahmen  von  der  Regel  zugeben  müssen,  wenn  es  feststände, 
dass  es  Völkerstämme  giebt,  die  einer  eigenen  wirtschaftlichen  und 
socialen  Cultur  durchaus  nicht  fähig  sind  und  demnach  nur  durch 
Sklavenarbeit  der  höhern  Cultur  dienen  könnten.  Diess  ist  in 
der  neuesten  Zeit  mit  grosser  Entschiedenheit  in  Rücksicht  auf 
die  afrikanischen  Neger  behauptet  worden,  jedoch  schwerlich 
mit  vollständig  begründetem  Recht,  denn  es  ist  im  höchsten  Grade 
schwierig,  eine  solche  Unfähigkeit  zu  constatiren,  weil  die  bis- 
herigen Versuche  der  Negercultur  vielleicht  nicht  unter  den  an- 
gemessenen Bedingungen  Statt  fanden.  —  Etwas  grösser  als  der 
Erwerbseifer  der  Sklaven,  ist  schon  der  der  Leibeigenen,  insofern 
diesen  eine  wirtschaftliche  Selbstständigkeit  zugestanden  wird: 
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da  diese  aber  Siels  precär  und  unsicher  bleibt,  80  ist  auch  ihr 
Erwerbs-  und  Arbeitseifer  nur  ein  geringer.  Derselbe  wird  nur 
wenig  gesteigert  dadurch,  dass  der  Herr  den  Leibeigenen  der 
Frohnarbeit  ganz  entbindet  und  ganz  selbstständig  stellt,  mit  der 
Ausnahme,  dass  er  eine  Abgabe  zahlen  muss,  die  den  möglichen 
Erwerb  grösstenteils  verschlingt.  Grösser  als  der  Erwerbsei fer 
der  unfreien  Arbeit  ist  der  der  freien  gemeinschaftlichen  Arbeit, 
jedoch  geringer  als  der  des  freien  Eigentümers.  Die  gemeinsame 
Arbeit,  der  landwirtschaftlichen  Markgenossenschaft  war  im  Mittel- 
alter zweckmässig  und  produktiv,  aber  sie  konnte  nicht  mehr 
genögen  für  eine  weiter  fortgeschrittene  Stufe  des  wirtschaft- 
lichen Lebens,  weil  sie  den  Erwerbseifer  schmälerte,  und  das 
Streben  nach  wirtschaftlichen  Verbesserungen  hemmte. 

In  höherem  Grade  noch  gilt  diess  von  der  kommunistischen 
Arbeit,  weil  sie  das. Eigenthum  und  mit  diesem  auch  das  Erwerbs- 
bestreben des  Individuums  als  solchen  ganz  beseitigt,  sie  fordert 
dagegen  einen  Erwerbseifer  für  die  Gemeinschaft,  welcher  jener 
sittlich  natürlichen  Grundlage  ganz  entbehrt  und  seine  Stutze  nur 
finden  könnte  in  einem  das  Individuum  ganz  beherrschenden 
Gemeinsinne,  wie  er  höchst  selten  gefunden  wird.  Worin  die 
„magische  Gewalt"  des  Eigentums  ihren  Grund  hat,  haben  wir 
früher  nachzuweisen  gesucht;  der  mit  dem  Eigenthum  so  eng 
verknüpfte  Erwerbseifer  eignet  sich  etwas  an  von  dieser  magi- 
schen Gewalt  Rousseau  hat  dieselbe  anschaulich,  obgleich 
nach  seiner  Weise  in  etwas  überspannten  Antithesen  bezeichnet, 
indem  er  bemerkt:  Man  gebe  einem  Manne  den  sichern  Besitz 
eines  nackten  Felsens  und  er  wird  ihn  in  einen  Garten  u anschaffen; 
man  gebe  ihm  einen  Garten  in  neunjährige  Pacht  und  er  wird 
ihn  zu  einer  Wüste  umwandeln. 

Die  Zustände  der  politischen  Ordnung  wirken  nicht  so  un- 
mittelbar auf  den  Erwerbseifer,  aber  darum  nicht  minder  durch- 
greifend. Die  Grundbedingung  ist  hier  der  Schutz  des  Erwerbs 
und  des  Erworbenen  gegen  Gewalt  und  Willkühr  von  Aussen 
und  im  Innern  gegen  Despotismus.  Es  kommt  dabei  zunächst 
weniger  auf  die  Staatsform  an;  in  einer  gut  regierten  Monarchie 
wird  durchgehends  der  Erwerbseifer  grösser  sein,  als  in  einer 
Republik,  worin  die  Ruhe  und  Ordnung  nicht  sicher  gesteilt  ist. 
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Die  weitere  politische  Grundbedingung  für  die  Steigerung  des 
Erwerbseifers  ist  der  sichere  Rechtsschulz  des  Erwerbs  und 
Eigenthums.  Auch  dieser  ist  nicht  an  die  Staatsform  gebunden, 
vorausgesetzt,  dass  die  Rechtspflege  vom  Staat  vollständig  organi- 
sirt  ist  und  nicht  einzelnen  privilegirten  Ständen  überlassen  bleibt 
wie  z.  B.  in  den  Patrimonialgerichten.  Die  dritte  Grundbedingung 
ist,  dass  der  Steuerdruck  nicht  ein  übermässiger  sei  und  dass  er 
die  verschiedenen  Klassen  nach  ihrer  Steuer  fähigkeit  treffe;  denn 
wenn  diess  nicht  geschieht ,  so  gehen  die  Mittelklassen  immer 
mehr  zu  Grunde  und  hiermit  auch  der  wahre  natürliche  und 
sittliche  Erwerbseifer.  Bei  grosser  Armulh  und  Noth  des  Volks 
fehlt  es  zwar  nicht  an  dem  lebhaften  natürlichen  Trieb  zum  Er- 
werb, über  -dieser  kann  sich  nicht  zu  einem  sittlichen  natürlichen 
Eifer  erheben,  weil  die  wirtschaftlichen  inteüectuellen  sittlichen 
Kräfte  dazu  fehlen.  Bei  grossem  Reichthum  dagegen  ist  ent- 
weder ein  hoher  Grad  von  sittlicher  Bildung  oder  von  Arbeits- 
freude nöthig,  wenn  das  Individuum  nicht  in  seiner  wirt- 
schaftlichen Selbsttätigkeit  erschlaffen  soll.  Endlich  kommen  auch 
gar  sehr  fiir  den  Erwerbseifer  in  Betracht  die  politischen  und 
socialen  Institutionen.  Der  Erwerbseifer  ist  natürlich  weit  starker 
in  einem  Volke,  wo  Jedermann  H durch  Wohlstand  zu  einer  be- 
deutenden Stellung  in  der  Gesellschaft  und  im  Staate  gelangen 
kann,  wie  diess  z.  B.  in  England  und  in  den  Staaten  der  nord- 
amerikaniseben  Union  Statt  findet 

Der  Erwerbseifer  wird  dagegen  in  dem  Maasse  verringert 
und  corrnmpirt,  als  eine  erbliche  Aristokratie  der  Geburt  diesen 
Einßuss  des  Wohlslandes  und  der  damit  verknüpften  burgeiv 
lichen  Bildung  nicht  aufkommen  lässt.  In  den  aristokratischen 
Kriegerstaaten  Griechenlands,  Roms,  des  Mittelalters  wurde  der 
Erwerbs-  und  Arbeitseifer  verachtet  und  im  Mittelalter  nooh  dazu 
als  gottlos  verdammt.  Die  nothwendige  Folge  davon  war  die 
Corruption  des  Erwerbseifers  in  Gier  und  Habsucht.  Denn  da 
die  Mächtigen  und  Vornehmen  sowohl  wie  die  Priester  doch  nicht 
weniger  ein  grosses  Bedürfniss  und  eine  Begierde  nach  dem 
hatten,  was  sie  verachteten  oder  zu  verachten  Vorgaben,  so 
suchten  sie  dasselbe  zwar  nicht  redlich  durch  Arbeit,  wohl  aber 
durch  Gewalt  und  Eroberung  oder  durch  Schlauheit  und  Betrug 
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zu  erlangen.  Sie  zerstörten  und  cormmpirten  hierdurch  nun  auch 
den  Erwerb  und  Erwerbseifer  der  wirtschaftlichen  Klassen,  denn 
sie  veranlassten  diese  zu  List  und  Betrug,  um  das  Geraubte 
schnell  zu  ersetzen  und  wer  ein  verachtetes  Gewerbe  treibt, 
sinkt  nolhwendig  herab  in  seiner  menschlichen  Würde  und  Ge- 
sinnung. Hieraus  ergiebt  sich,  dass  eine  der  sittlichen  Natur 
gemässe  Organisation  der  Gesellschaft  eine  Hauptbedingung  ist 
fttr  die  ungehemmte  Ausbildung  des  Erwerbseifers.  Hieran  schliesst 
sich  die  einer  dem  sittlich-natürlichen  Recht  entsprechende  Organi- 
sation des  Staats.  Wo  die  wirtschaftlichen  Klassen .  der  ihrer 
Bildung  gebührenden  Rechte  entbehren,  da  fehlt  dem  Erwerbs- 
eifer nicht  nur  ein  mächtiger  Sporn,  sondern  die  wirtschaftlichen 
Klassen  werden  auch  mehr  oder  weniger  in  der  wirthsc  ha  fluchen 
socialen  ethischen  Ausbildung  gehemmt. 

Arbeitseifer  und  Erwerbseifer  sind  für  alle  Arbeitende  nöthige 
Eigenschaften,  wenn  viel  und  gut  gearbeitet  werden  soll,  aber 
selbst  mit  den  Arbeitskräften  der  Intelligenz  vereinigt  reichen 
sie  noch  nicht  aus,  die  volkswirtschaftliche  Selbsttätigkeit  zu 
grosser  Blütbe  zu  bringen ;  es  muss  hinzukommen  die  Kraft  und 
der  Eifer  für  wirtschaftliche  Unternehmungen,  verbunden  mit 
dem  Talent  die  gegebenen  wirtschaftlichen  Kräfte  und  Mittel 
zweckmässig  zu  bestimmen,  mit  Einem  Worte  das  wirtschaft- 
liche Organisationstalent,  oder  der  Unternehmungsgeist.  Dieser 
setzt  also  alle  die  vorher  entwickelten  Arbeitskräfte  voraus,  er- 
fordert aber  zugleich  eine  höhere  persönliche  Energie  in  sittlicher, 
socialer  und  wirtschaftlicher  Beziehung.  Zu  der  ethischen  Grund- 
lage desselben  gehört  ein  sicheres  energisches  Selbstgefühl, 
welches  nur  in  einem  Volke  verbreitet  sein  kann,  wo  die  oben 
bezeichneten  Bedingungen  der  socialen  und  politischen  Organisation 
gegeben  sind.  Nach  der  wirtschaftlichen  Seite  hin  schliesst  das 
wirtschaftliche  Organisationstalent  eine  praktische  Geschäftsge- 
wandheil ein,  welche  man  im  Kreise  der  individuellen  Interessen 
nicht  allseitig  nnd  vollständig  erlangt ,  sondern  nur  durch  die 
Gewohnheit  eines  gemeinsamen  Handels  für  gemeinsame  Interessen. 
Der  Unternehmungsgeist  kann  nur  gedeihen  in  Vereinen ,  Asso- 
ciationen. Nun  sind  zwar  die  volkswirtschaftlichen  Associationen 
anders  organisirt  und  von  einem  andern  Geiste  beseelt,  wie  die 


Digitized  by 


42 


Ueber  das  •itliiche  Princip  der  Volkswirtschaft. 


politischen.  Allein  wo  die  politischen  Associationen  unterdrückt 
werden  und  der  politische  Geist  überhaupt  nicht  frei  sich  ent- 
falten kann,  da  fehlt  es  an  der  nöthigen  persönlichen  Energie 
auch  für  wirtschaftliche  Associationen.  In  freier  oder  vollstän- 
diger organisirlcn  Staaten  üben  die  Gesetze  und  Institutionen 
einen  politisch  erziehenden  Einfluss  auf  das  Volk  aus  und  erfüllen 
Jeden  mit  dem  Gefühl  der  persönlichen  Freiheit  und  Kraft.  In  den 
Staaten  dagegen,  wo  die  wirtschaftlichen  Klassen  mehr  oder 
weniger  der  Willkühr  der  Beamten  Preis  gegeben  sind,  da  kann 
neben  dem  politischen  Servilistnus  ein  fröhlicher  kräftiger  Unter- 
nehmungsgeist nicht  gedeihen.  Die  historischen  Belege  zu  diesen 
Sätzen  finden  sich  allenthalben ,  wohin  man  die  Aufmerksamkeit 
wenden  will. 

Blicken  wir  zurück  auf  die  entwickelten  Principien  der  wirth- 
schafllichen Arbeitskräfte,  so  haben  wir  gefunden,  dass  sie  alle 
mit  den  sittlichen  Kräften  des  Menschen  in  der  engsten  Wech- 
selwirkung  stehen.  Wir  haben  hierbei  unsre  Aufmerksamkeit 
auf  die  Arbeit  überhaupt  beschränkt.  In  noch  höhcrem  Grade 
sind  die  sittlichen  Kräfte  erforderlich  für  die  andere  Seite  der 
wirthschafllichen  Thätigkeit,  für  den  Verkehr  und  für  das  Zu- 
sammenwirken der  Individuen  in  der  Organisation  der  Wirt- 
schaft Hierauf  werden  Wir  später  zurückzukommen  Gelegenheit 
haben.  Hier  ist  nur  zu  bemerken,  dass  die  ethischen  Eigen- 
schaften auch  dadurch,  dass  sie  gegenseitiges  Vertrauen  für  das 
Zusammenwirken  hervorbringen,  als  wirtschaftlich  produetiv 
anzusehen  sind.  Wie  viele  produetive  Kräfte  werden  vergeudet 
durch  Trägheit  und  bösen  Willen  der  Diener  und  Arbeiter  und 
wie  viele  produetive  Kräfte  müssen  verwendet  werden  um  uns 
hiergegen  und  gegen  Betrug  im  Verkehr  zu  sichern,  welche  bei 
vollständiger  Zuverlässigkeit  der  Arbeiter  und  der  wirthschafl- 
lichen Klassen  überhaupt  produetiv  wirken  könnten.  Der  Vor- 
teil, bemerkt  M  i  11  QPrinc.  I.  75),  welcher  für  die  Menschen 
daraus  hervorgeht,  dass  man  im  Stande  ist,  einander  zu  trauen, 
durchdringt  jede  Spalte  und  Ritze  des  menschlichen  Lebens;  die 
wirtschaftliche  Seite  ist  vielleicht  die  unbedeutende,  aber  auch 
sie  allein  ist  schon  unberechenbar.  Die  positive  Ersparung  wird 
weit  tiberwogen  durch  das  vermehrte  Gefühl   von  Kraft  und 
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Sicherheit,  womit  Arbeiten  aller  Art  von  denen  eingeleitet  und 
ausgeführt  werden,  welche  fühlen,  dass  Alle,  deren  Beistand 
erfordert  wird,  ihrerseits  den  Verabredungen  getreulich  nach- 
kommen werden. u 

Ist  so,  wie  sich  im  Vorhergehenden  von  Neuem  ergeben 
bat,  die  Ausbildung  der  producliven  volkswirtschaftlichen  Kräfte 
nicht  zu  trennen  von  den  sittlichen  und  socialen  Kräften,  so 
werden  wir  unsere  Untersuchung  Uber  die  Bedingungen  zur 
Ausbildung  der  volkswirtschaftlichen  Kräfte  zu  richten  haben 
auf  die  produetiven  Kräfte  eines  Volks  Uberhaupt. 

2}  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  produe- 
tiven Kräfte  eines  Volks  überhaupt. 

Auch  hier  haben  wir  zuerst  das  sittlich-natürliche  Ziel  für 
die  Entwicklung  der  produetiven  Kräfte,  wie  es  in  der  Gesammt- 
heit  eines  Volkes  oder  Staats  sich  darstellt,  naher  ins  Auge  zu 
fassen ,  da  *  hierüber  so  verschiedene  Ansichten  verbreitet  sind. 
Zunächst  könnte  gefragt  werden,  ob  nicht  das  geschichtliche 
Leben  der  Völker  ein  Musterbild  darbiete,  welches  in  der 
Hauptsache  uns  leitete  und  nur  in  einzelnen  Zügen  der  Cor- 
reclion  bedürfte.  Als  solche  Musterbilder  sind  in  der  That  von 
der  einen  Seite  die  Republiken  des  Alterthums,  von  der  andern 
der  hierarchische  und  feudalistische  Staat  des  Mittelalters  geprie- 
sen worden.  Allein  wie  glänzend  diese  Entwicklungen  auch  fttr 
ihre  Zeit  erscheinen,  so  können  sie  doch  für  uns  schon  darum 
ein  Vorbild  nicht  bieten:  1)  weil  die  gepriesene  Entwicklung 
der  produetiven  Kräfte  auf  eineil  einzelnen  Stand  oder  einzelne 
Klassen,-  einen  geringen  Theil  des  ganzen  Volks  beschränkt 
war,  der  grössere  Theil  desselben  aber,  um  sie  möglich  zu 
machen,  zur  Sclaverei  und  Leibeigenschaft  verdammt  war;  2) 
weil  die  Ausbildung  der  produetiven  Kräfte  selbst  eine  einseitige 
beschränkte  war,  eine  überwiegend  kriegerisch  -  politische  und 
daneben  eine  vom  wirklichen  Leben  sich  zurückziehende  Reli- 
giosität oder  philosophische  Contemplalion.  Wie  sehr  auch  die  An- 
sichten über  das  Ziel  der  Volksbildung  von  einander  abweichen, 
so  stimmen  sie  doch  wohl  darin  überein,  dass  es  in  der  Bil- 
dung und  Erhebung  des  ganzen  Menschen  und  zwar  möglichst 
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Aller,  des  ganzen  Volks  zu  suchen  ist  Schon  darum  kann  uns, 
auch  abgesehen  von  einzelnen  Verirrungen,  das  Ideal  des  platoni- 
schen Staats  nicht  mehr  genügen.  Nur  im  Widerspruch  mit  dem 
Christenthum  und  mit  allgemein  anerkannten  sittlichen  Principien 
könnten  wir  Bildungszustände  erstreben,  in  welchen  Vernunft 
und  Wissenschaft  auf  Wenige,  die  kriegerische  Thatkraft  auf 
eine  einzelne  nicht  zahlreiche  KJasse  beschrankt  und  alle  Uebri- 
gen  auf  das  unter  diesen  Umständen  allerdings  niedrige  Leben 
des  Erwerbs  und  der  sinnlichen  Genüsse  angewiesen  wären. 
Da  jeder  Mensch  als  solcher  zugleich  der  Naturordnung,  der 
Gesellschaft  und  dem  Staat  und  einer  höheren  sittlichen  Ordnung 
angehört,  so  muss  er  auch  diesen  Ordnungen  gemäss  seine  Selbst- 
tätigkeit bestimmen,  um  die  ihm  gestellte  sittliche  Aufgabe 
zu  erfüllen. 

Aber  enthält  diese  Forderung  nicht  einen  Widerspruch  mit 
dem  Gesetz  der  fortschreitenden  Entwicklung  und  Organisation, 
welches  mit  der  Theilung  der  Arbeiten  sehr  dringend  die  Be- 
schränkung des  Individuums  auf  ein  einzelnes  Gebiet  fordert? 
Dieser  scheinbare  Widerspruch  löst  sich  dadurch,  tlass  diese 
Beschränkung  beschränkt  wird  auf  die  Berufstätigkeit  eines 
Jeden,  durch  welche  er  seinen  besonderen  Talenten  gemäss  pro- 
ducta wirkt  und  seine  Stellung  in  der  Gesellschaft  efnnimmt; 
hierdurch  ist  diejenige  Selbstthätigkeit  auf  den  beiden  andern 
Gebieten  nicht  ausgeschlossen,  welche  zu  der  sittlichen  Aufgabe 
eines  Jeden  gehört  und  auch  für  die  Existenz  der  Gesellschaft 
nöthig  ist  An  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  nimmt  Jedermann 
noth wendig  einen  gewissen  Antheil  durch  seine  Existenz  in  der 
Familie;  Jeder  hat  die  Pflicht,  entweder  Wohlsland  zu  er- 
werben, oder  den  erworbenen  theils  zu  erhalten,  theils  zu  den 
verschiedenen  Zwecken  in  angemessener  'Weise  zu  verwenden. 
Ferner  kann  und  soll  Jeder,  auch  diejenigen,  welche  dem  wirt- 
schaftlichen oder  dem  Lehrstande  angehören,  an  der  politischen 
und  kriegerischen  Thätigkeit  einen  gewissen  Antheil  nehmen, 
denn  das  ist  nöthig  für  das  Individuum,  das  Volk,  damit  es  Ge- 
meinsinn, Thatkraft,  praktische  Geschäftsgewandlheit;  in  sich  aus- 
bilde. Auch  die  letztere  ist  nöthig,  wie  Mill  sehr  richtig 
hervorhebt  (JVmc.  V,  11,  6),  den  Schwierigkeiten  des  Lebens 
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gegenüber,  da  die  theoretische  Ausbildung  allein  zum  Handeln 
nicht  befähigt  und  —  als  Schutzmittel  gegen  politische  SclavereL 
Die  Ausbildung  dieser  Eigenschaften  im  Volke  ist  aber  auch 
oölhig  für  den  Staat,  der  im  Geiste  der  Nation  nur  vermittelst 
einer  gewissen  Theilnahme  derselben  regiert  und  auch  nur  durch 
die  ganze  kriegerische  Thatkrafl  der  Nation  am  besten  ver- 
teidigt werden  kann.  —  Dass  Jeder  endlich  verpflichtet  ist,  die 
religiöse  sittliche  intellectuelle  Bildung  nach  seinen  Kräften  sich 
anzueignen,  wird  von  keinem-  Unbefangenen  bestritten.  Es  liegt 
also  in  der  bezeichneten  Forderung  kein  Widerspruch;  sie  ist 
eine  vollkommen  hegründete.  Die  Erfüllung  derselben  ist  es 
allein,  welche  vollständig  die  Vorwürfe  zu  widerlegen  vermag, 
welche  Rousseau  u.  A.  gegen  die  Cultur  erhoben,  dass  sie 
den  Menschen  einseitig  beschränkt,  schwach,  von  Anderen  ab- 
hängig mache  und  dadurch  aller  Corruption  Preis  gebe.  Diese 
Vorwürfe  treffen  freilich  die  wahre  Cultur  nur  wenig.  Es  wird 
zwar  wohl  von  jeder  höheren  Cultur  gelten,  dass  sie  durch 
Theilung  der  Arbeiten  und  Berufszweige  die  persönliche  Rüstig- 
keit und  Fähigkeit  des  Individuums  zu  Allem,  besonders  die 
Fähigkeit  der  Selbsthülfe  in  persönlicher  Noth  und  Gefahr  in 
einem  sehr  bedeutenden  Grade  vermindert,  so  dass  der  Gebil- 
dete neben  dem  Naturmenschen  in  solchen  Umständen  unbeholfen 
und  lächerlich  erscheint.  Allein  der  Verlust  dieser  Fähigkeiten 
ist  für  uns  nicht  beklagenswert!),  denn  wir  bedürfen  gar  nicht 
dieser  Anslelligkcit  zu  Allem,  dieses  Muthes,  dieser  Kampf- 
rüstigkeit, weil  uns  gar  keine  Gelegenheit  geboten  wird,  sie 
anzuwenden.  Wohl  bedürfen  auch  wir  Muth,  aber  nicht  jenen 
natürlichen  wilden,  der  alle  Gefahr  verachtet,  weil  das  Leben 
keinen  höhern  Werth  hat,  sondern  den  Muth  des  Gemeinsinns 
und  der  sittlichen  Be  geisterung,  der  sein  Leben  Tür  höhere  Zwecke 
zu  opfern  bereit  ist.  Dass  dun  die  höhere  Cultur  überhaupt  die 
von  Rousseau  bezeichneten  Wirkungen  hervorbringe,  lässt 
sich  an  der  Hand  der  Erfahrung  und  Geschichte  nicht  behaupten; 
wohl  aber  gilt  diess  von  derjenigen  Cultur,  welche  Rousseau 
in  dem  damaligen  Frankreich  allein  kennen  gelernt  hatte,  von  einer 
durchaus  corrumpirten,  von  einer  solchen,  weiche  weit  entfernt 
war,  das  oben  bezeichnete  Ziel  der  Volksbildung  anzustreben. 
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Richten  wir  jetzt  unsere  Aufmerksamkeit  anf  die  Bedingungen 
zur  Erreichung  dieses  Ziels,  so  ergibt  sich  aus  dem  Vorher- 
gehenden, dass  es  sich  vorzugsweise  um  eine  solche  Organisation 
der  Gesellschaft  und  des  Staats  handelt,  wie  sie  der  Gesammtheit 
der  sittlichen  socialen  und  wirtschaftlichen  Zwecke  entspricht. 
Da  fragt  sich  nun  aber  vor  allen  Dingen,  auf  welchem  Punkte 
der  Entwicklung  wir  in  der  Gegenwart  stehen;  um  diese  Frage 
zu  beantworten,  müssen  wir  einen  Blick  auf  den  Entwicklungs- 
gang dieser  Organisation  werfen. 

Die  Organisation  der  Gesellschaft  und  des  Staats ,  wie  sie 
im  Hittelalter  bestand,  war  zwar  aus  der  Eroberung  der  herr- 
schenden Adelsgeschlechter  hervorgegangen,  aber  sie  war  natür- 
lich, angemessen,  nöthig,  so  lange  der  Adel  und  die  Geistlichkeit 
alle  Bildung  des  Volks  in  sich  trugen  und  das  letztere  in  jenen 
stürmischen  Zeiten  der  europaischen  Völkerwanderung  und  Staaten- 
bildung nothwendig  des  kriegerischen  Schutzes  des  Adels  be- 
durfte. Als  nun  aber  im  Anfang  der  neueren  Zeit  allmahlig 
feste  grössere  Staaten  sich  bildeten,  als  die  bürgerlichen  Klassen 
anfingen,  sich  in  Rücksicht  auf  Wohlstand  und  Bildung  neben 
den  Adel  zu  stellen,  als  ferner  bei  der  veränderten  KrirgsfUh- 
rung  mit  grossen  Massen  und  bei  der  fortschreitenden  GeMwirlh- 
schaft,  die  kriegerische  und  politische  Organisation  des  Feudal- 
slaats  nicht  mehr  sich  erhalten  konnte,  da  hätte  den  veränderten 
socialen  Bildungsverhällnissen  des  Volkes  gemäss  auch  die  Organi- 
sation der  Gesellschalt  und  des  Staats  verändert  werden  müssen. 
Eine  solche  Veränderung  aber  vollzog  sich  nur  in  England,  wo 
sie  die  angemessenen  Elemente  vorfand  und  von  aussen  nicht 
gehemmt  wurde;  der  Adel  und  die  Mittelklassen  vereinigten  sich 
nach  und  nach  zu  einer  nationalen  Einheit  und  Organisation,  in 
welcher  zwar,  besonders  im  Anfange,  noch  der  Adel  ein  be- 
deutendes Uebergewicht  behauptete,  aber  sowohl  durch  seine 
besonderen  Einrichtungen  als  durch  die  politischen  Institutionen  • 
nicht  von  den  bürgerlichen  Klassen  sich  trennte.  In  Deutschland 
und  Frankreich  dagegen  kam  aus  mehreren  Gründen  eine  solche 
nationale  Organisation  nicht  zu  Stande;  die  priviligirte  social- 
wirthschaflliche  und  die  politische  Stellung  des  Adels  wurde  ge- 
waltsam festgehalten,  denn  wenn  auch  die  Krone  in  ihren  Con- 
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flickten  mit  dem  übermächtigen  Adel  diesen  selbst  niederwarf, 
so  änderte  diess  nicht  seine  Stellung  zum  Volke.  Eine  solche 
den  vorhandenen  Bildungszuständen  des  Volkes  durchaus  nicht 
entsprechende  Organisation  der  Gesellschaft  war  auf  gleiche 
Weise  für  den  Adel  und  die  bürgerlichen  Klassen,  für  die  poli- 
tische und  die  wirtschaftliche  Entwicklung  verderblich.  Der 
-  Adel  musste  grossentheils  verarmen,  denn  ihm  waren  trotz  seiner 
hervorragenden  socialen  Stellung  die  Hilfsquellen,  welche  er  im 
Mittelalter  gehabt  hatte,  abgeschnitten;  er  konnte  nicht  mehr 
allein  und  vorzugsweise  die  Kriege  führen  qnd  sich  fortwahrend 
durch  Eroberung  bereichem,  und  doch  war  Htm  zugleich  vermöge 
seiner  Institutionen  der  friedliche,  sittliche,  naturgemässe  Erwerb 
von  Wohlstand  verschlossen.  Aber  auch  der  reichere  und 
machtige  Adel ,  wie  sehr  er  im  Staatsdienste  durch  die  Krone 
begünstigt  werden  mochte,  konnte  nicht  mehr  seine  frühere 
politische  Stellung  behaupten.  Die  Staatsmacht  konnte  auf  ihn 
allein  sich  nicht  mehr  stützen,  denn  sie  bedurfte  vor  Allem,  um 
sich  im  Kampfe  der  Staaten  und  der  Stände  aufrecht  zu  erhalten, 
'  ein  zahlreiches  kräftiges  stehendes  Heer  und  Tür  den  Unterhalt 
desselben,  da  es  aus  Söldnern  bestand,  umfangreiche  finanzielle 
Hülfsmiltel;  diese  wurden  übrigens,  nachdem  die  Geldwirthschaft 
eingetreten  war,,  für  die  ganze  Staatsverwaltung  in  einem  immer« 
fort  sich  steigernden  Grade  nothwendig.  So  gründeten  sich,  wie 
Wilhelm  von  Humboldt  bemerk!,  Werke  I,  308,  die  politischen 
Systeme  der  Neueren  auf  das  Streben  der  Staatsmacht,  von  der 
Nation  so  viel  als  möglich  Geld  aufzubringen.  Hierzu  bedurfte 
man  neben  dem  stehenden  Heer  von  Soldaten  ein  anderes,  nicht 
minder  zahlreiches  von  Beamten,  keineswegs  aber  des  Gemein- 
sinns der  sittlichen  produetiven  Kräfte  und  Thatkraft  des  Volks; 
die  vielmehr  leicht  verdächtig  wurden ;  man  beförderte  höchstens 
Landwirtschaft  und  Industrie.  Die  verderblichen  sittlichen  Wir- 
kungen dieses  politischen  Systems  auf  die  verschiedenen  Stände 
hat  in  der  einfachsten  Weise  der  Freiherr  von  Stein  bezeichnet: 
„Hat  eine  Nation  sich  Über  den  Zustand  der  Sinnlichkeit  er- 
hoben —  so  richtet  sie  ihre  Aufmerksamkeit  auf  ihre  eigene 
National-  ,  und  Kommunalangelegenheiten.  Räumt  man  ihr  nur 
eioe  Theilnahme  darin  ein,  so  zeigen  sich  die  wohltätigsten 
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Aeusserungen  der  Vaterlandsliebe  und  des  Gemeingeisles;  ver- 
weigert man  ihr  alles  Mitwirken,  so  entsteht  Missmuth  und  Un- 
wille, der  entweder  auf  mannigfache  schädliche  Weise  ausbricht 
oder  durch  gewaltsam  den  Geist  lähmende  Maassregeln  Unter- 
dickl werden  muss.  Die  arbeitenden  und  die  mittleren  Stande 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  werden  alsdann  verunedelt,  indem 
ihre  Tkätigkeit  ausschliesslich  auf  Erwerb  und  Genuss  geleitet 
wird ;  die  oberen  Stände  sinken  in  der  ölTenllichen  Achtung  durch 
Genussliebe  und  Müssiggang  oder  wirken  nachteilig  durch  wilden 
unverständigen  Tadel  der  Regierung."  Das  aber  was  eine  solche 
politische  Organisation  am  meisten  verderblich  machte,  war,  dass 
sie  in  allen  Klassen  mit  dem  Gemeingeist  auch  die  Thatkraft, 
die  Energie  für  selbstsländige  praktische  Geschänsthätigkeit,  allen 
wirtschaftlichen  Unternehmungsgeist  und  hiemit  allen  Aufschwung 
der  freien  politischen  produetiven  Kräfte  lähmte.  Die  bürger- 
lichen Klassen  erhielten,  den  Staatsbeamten  gegenüber,  eine  bloss 
passive  Stellung;  alle  practische  Intelligenz  und  Energie  con- 
cenlrirte  sich  in  dem  Stande  der  zahlreichen  Beamten ,  welche 
nur  dem  Fürsten  dienten,  zur  Nation  in  keiner  Beziehung  standen. 
Sie  sanken  bei  einer  solchen  Stellung  zu  eigennützigen,  servilen 
Werkzeugen  der  Regierungsgewalt  herab,  wie  sie  der  Freiherr 
von  Stein  so  treffend  charakterisirt  (Pertz,  Leben  desselben 
V,  516).  Wilh.  von  Humboldt  hat  in  seiner  Schrift  Über  die 
Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staats  (S.  29  ff.)  die  Wirkungen 
dieses  politischen  Systems  auf  die  Verwaltung  der  Staafsgeschäfte 
so  treffend  geschildert,  dass  wir  nicht  umhin  können,  die  Haupt- 
züge zur  Bestätigung  des  Vorhergehenden  mitzutheilen.  »Vor- 
züglich ist  hiebei  ein  Schade  nicht  zu  Ubersehen,  weil  er  den 
Menschen  und  seine  Bildung  so  nahe  betrifft,  nämlich  dass  die 
eigentliche  Verwaltung  der  Staatsgesi  hafte  durch  jenes  politische 
System  eine  Verflechtung  erhält,  welche,  um  nicht  Verwirrung 
zu  werden,  eine  unglaubliche  Menge  detaiüirter  Einrichtungen 
bedarf  und  eben  so  viele  Personen  beschäftigt.  Von  diesen 
haben  indess  doch  die  meisten  nur  mit  Zeichen  und  Formeln  der 
Dinge  zu  thun.  Dadurch  werden  nun  nicht  bloss  viele  sonst 
nützlicher  beschäftigte  Hände  der  reellen  Arbeit  entzogen;  sondern 
ihre  Geisteskräfte  selbst  leiden  durch  diese  zum  Theil  leere, 


Digitized  by  Google 


Üeber  das  sittliche  Princip  der  Volkiwirthschatt.  49 

zum  Tbeil  zu  einseilige  Beschäftigung.  Es  entsteht  nun  ein 
neuer  und  gewöhnlicher  Erwerb,  Besorgung  von  Staatsgeschäften 
und  dieser  macht  die  Diener  des  Staats  um  so  viel' mehr  von 
dem  regierenden  Theile  des  Staats,  der  sie  besoldet,  als  eigent- 
lich von  der  Nation  abhangig.  Welche  fernere  Nachtheile  aber 
hieraus  erwachsen,  welches  Warten  auf  die  Hülfe  des  Staats, 
welcher  Mangel  der  Selbständigkeit,  welche  falsche  Eitelkeit, 
welche  Unthätigkeit  sogar  und  Dürftigkeit,  beweist  die  Erfahrung 
am  unwidersprechlichsten.  Dasselbe  Uebel,  aus  welchem  dieser 
Nachtheil  entspringt,  wird  wieder  von  demselben  wechselsweis 
hervorgebracht.  Die,  welche  einmal  die  Slaatsgeschäfte  auf  diese 
Weise  verwalten ,  sehen  immer  mehr  und  mehr  von  der  Sache 
hinweg  und  nur  auf  die  Form  hin,  bringen  immerfort  bei  dieser, 
vielleicht  wahre,  aber  nur  mit  nicht  hinreichender  Hinsicht  auf  die  • 
Sache  selbst,  und  daher  oft  zum  Nachtheil  dieser  ausschlagende 
Verbesserungen  an  und  so  entstehen  neue  Formen ,  neue  Weit- 
läufigkeiten, oft  neue  einschränkende  Anordnungen,  aus  welchen 
wiederum  sehr  natürlich  eine  neue  Vermehrung  der  Geschäfts- 
männer erwächst.  Daher  nimmt  in  den  meisten  Staaten  von 
Jahrzehnd  zu  Jahrzehend  das  Personale  der  Staatsdiener  und 
der  Umfang  der  Registraturen  zu  und  die  Freiheit  der  Unter- 
tanen ab.  Bei  einer  solchen  Verwaltung  kommt  freilich  alles 
auf  die  genaueste  Aufsicht,  auf  die  pünktlichste  und  ehrlichste 
Besorgung  an,  da  der  Gelegenheiten  in  beiden  zu  fehlen, 
so  viel  mehr  sind.  Daher  sucht  man,  insofern  nicht  mit  Unrecht, 
alles  durch  so  viel  Hände  als  möglich  gehen  zu  lassen  und 
selbst  die  Möglichkeit  von  Irrthümern  oder  Unterschleifen  zu 
entfernen.  Dadurch  aber  werden  die  Geschäfte  beinahe  völlig 
mechanisch  und  die  Menschen  Maschinen;  und  die  wahre  Ge- 
schicklichkeit und  Redlichkeit  nehmen  immer  mit  dem  Zutrauen 
zugleich  ab.  Endlich  werden,  da  die  Beschäftigungen,  von  denen 
ich  rede,  eine  grosse  Wichtigkeit  erhalten,  und  um  consequent 
zu  sein,  allerdings  erhalten  müssen,  dadurch  Überhaupt  die  Ge- 
sichtspunkte des  Wichtigen  und  Unwichtigen,  Ehrenvollen  und 
Verächtlichen,  des  letzteren  und  der  untergeordneten  Endzwecke 
verrückt.  Die  Menschen  also  werden  um  der  Sachen,  die  Kräfte 
um  der  Resultate  willen  vernachlässigt."  —  Dass  Humboldt  in 
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späteren  Jahren  diese  Ansichten  seiner  Jugendschrift  nicht  ge- 
ändert hat,  beweist  unter  Anderem  seine  Denkschrift  über 
Preussens  ständische  Verfassung,  wo  er  $  15  anerkennt  „die 
immer  anschaulicher  werdende  Gewissheit,  dass  das  blosse  Re- 
gieren durch  den  Staat,  da  es  Geschäfte  aus  Geschäften  erzeugt, 
sich  mit  der  Zeit  in  sich  selbst  zerstören,  in  den  Mitteln  immer 
unbestreitbarer,  in  seinen  Formen  immer  hohler,  in  seiner  Be- 
ziehung auf  die  Wirklichkeit,  die  eigentlichen  Bedürfnisse  und 
Gesinnungen  des  Volks  minder  entsprechend  werden  muss."  Eine 
solche  Entartung  desjenigen  Standes,  welcher  bei  einer  solchen 
Gestaltung  der  Gesellschaft  und  des  Staats  die  practische  Intelli- 
genz und  Energie  der  Nation  rep rasen lirle,  musste  demoralisirend 
auf  den  Geist  und  alte  produktiven  Kräfte  derselben  einwirken. 
Es  ist  in  Folge  dieser  unglückseligen  Desorganisation  der  Ge- 
sellschaft und  des  Staats  dahin  gekommen,  dass  der  Deutsche 
auch  jetzt  noch  aller  nationalen  Energie  crmangelt,  dass  er  Uber- 
all schwach  erscheint,  wo  es  auf  Gemeinsinn,  Thatkraft,  vereintes 
Handeln  ankommt.  Aber  fast  noch  verderblicher  waren  die  social- 
wirthschafllichen  Wirkungen,  welche  allmählig  sich  aus  diesem  N 
unnatürlichen  Zustand  der  Dinge  erzeugten. 

Niemand  kann  bestreiten,  dass  die  Wohlfahrt,  die  ange- 
messene Organisation  der  Gesellschaft  und  des  Staats  wesentlich 
bedingt  wird  durch  ein  gewisses  Gleichgewicht  jener  verschie- 
denen organischen  Grundfunclionen  derselben,  der  wirthschafl- 
lichen ,  der  socialpolilischen  und  der  auf  das  Ideale  gerichteten 
Thätigkeiten  der  Religion,  Wissenschaft  und  Kunst  und  dass  ein 
Uebergewicht  oder  Uebermass  der  einen  Function  oder  des  die- 
selbe vertretenden  Standes  die  Wirksamkeit  der  anderen  beein- 
trächtigt. So  ist  z.  B.  in  den  Staaten  der  Nordamerika niseben 
Union  die  wirtschaftliche  Function  auf  Kosten  der  beiden  übrigen, 
besonders  der  ideellen  ausgebildet.  Bei  den  Engländern  haben 
die  wirthschaftliche  und  die  politische  Thätigkeit  ebenfalls, 
wenn  auch  in  geringerem  Grade,  die  ideelle  überwuchert.  In 
Deutschland  und  Frankreich  dagegen  hat  die  politisch-militärische 
Function  ein  gefährliches  Uebergewicht  erlangt  und  in  Deutsch- 
land noch  dazu  die  ideelle,  so  dass  hier  die  volkswirtschaftliche 
Thätigkeit   verbällnissmässig   gar   sehr  zurückgedrängt  wurde. 
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D;»s  Vorhandensein  des  Uebermaa.sses  einer  jener  Grundfunklionen 
im  Staate  giebt  sieb  dadurch  zu  erkennen,  dass  sie  theilwcise 
ihre  Produktivität  verliert  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  sie 
ausübenden  Individuen  entweder  nichts  Angemessenes  zu  thun 
finden  und  Zeit  und  Kräfte  vergeuden  oder  den  wahren  Zweck 
der  Thätigkeit  aus  dem  Gesicht  verlieren  und  in  Formalismus 
irgend  einer  Art  verfallen.  Diese  oben  näher  bezeichneten 
Symptome  eines  solchen  Uebermaasses  für  die  bureaukratische 
Thätigkeit  sind  auch  für  die  militärische  und  literarische  in 
Deutschland  nicht  zu  verkennen.  Aus  welchen  Gründen  hier 
ein  Uebergewicht  der  literarischen  Thätigkeit  sich  ausbildete, 
ist  bekannt  genug.  Die  Richtung  unseres  Volks  auf  Religion, 
Wissenschaft  und  Kunst  (Poesie)  konnte  nur  so  lange  wahrhaft 
produetiv  bleiben,  als  sie  das  Bildungsbedürfnis  desselben  nicht 
zu  weit  Uberschritt.  Als  nun  aber  immer  von  Neuem  die  pro- 
duktiven Kräfte  des  Volks  vom  Nationalen  und  Praktischen  auf 
das  Theoretische  und  die  literarische  Thätigkeit  zurückgedrängt 
wurden,  da  trat  ganz  natürlich  mit  der  literarischen  Ueber- 
wucherung  auch  eine  gewisse  Entartung  jener  auf  das  Ideelle 
gerichteten  Bestrebungen  ein.  Innerhalb  der  Theologie  trat  das 
Gezänk  über  veraltete  Formen  wieder  stärker  hervor ;  die  Poesie 
verlor  sich  in  das  Leere  und  Phantastische,  da  die  Dichter 
über  die  Anschauung  des  wirklichen  Lebens,  welches  ihnen 
wenige  würdige  Gegenstände  der  Darstellung  bot,  hinauszugehen 
sich  gedrungen  fühlten.  Selbst  in  der  Wissenschaft  gewann  der 
Formalismus  einer  vom  wirklichen  Leben  abgewendeten  Speku- 
lation oder  der  eines  kleinlichen  mikrologischen  Empirismus  eine 
nicht  geriuge  Herrschaft  und  Verbreitung.  Auf  die  socialvolks- 
wirthschaftlichen  Zustände  übte  dieses  Uebermaass  der  mililärisch- 
boreaukralischen  und  der  literarischen  Thätigkeit  einen  verderb- 
lichen Einfluss  aus.  Denn  nicht  nur  wurden  ihr  die  besten 
produktiven  Kräfte  in  zu  grossem  Maass  entzogen  und  zwar  um 
so  mehr,  da  auf  dem  volkswirthscha etlichen  Gebiete  die  wirth- 
scha filichen  Mittel  und  die  günstigen  socialen  und  politischen 
Bedingungen  für  den  Erfolg  einer  Unternehmung  fehlten,  sondern 
was  weit  verderblicher  war,  der  vorhandene  Volkswohlstand 
wurde  durch  die  Staatsbedürfnisse  in  einem  solchen  Grade  con- 
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sumirt,  dass  die  niederen  Mittelklassen  immer  tiefer  sanken  und 
die  schon  vorhandene  Ungleichmassigkeit  sich  immer  mehr  steigerte. 
Allerdings  hat  diese  Ungleichmassigkeit  und  das  sociale  Elend, 
welches  aus  ihr  hervorging,  mancherlei  Ursachen,  welche  mit 
der  Organisation  der  Gesellschalt  und  des  Staats  nichts  zu  schaffen 
haben,  allein  wer  den  ganzen  Entwicklungsgang  der  Gesellschaft 
sorgfältig  verfolgt,  der  wird  finden,  dass  in  den  gewaltsamen 
unnatürlichen  Zustanden  der  oben  bezeichneten  Organisation  der 
Ausgangspunkt  und  die  Grundlage  der  socialen  Leiden  liegt. 
Zuerst  ist  unläugbar  die  Grundlage  der  socialwirthschaftlichen 
Eigentumsverhältnisse  in   den  neueren  Europäischen  Staaten 
grossentheils  durch  die  Eroberung  der  Adelsgeschlechter  und 
die  aus  ihr  entspringende  Feudalorganisation  bestimmt  worden. 
Allerdings  traf  das  Loos  der  Leibeigenschaft  nicht  alle  Besiegte; 
ferner  sind  die  später  entstandenen  Städte  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  durch  den  Feudalismus  nicht  ganz  gehemmt 
worden,  aber  im  Grossen  und  Ganzen  wurden  die  Eigenthums- 
und Wirlhschaftsverhältnisse  durch  denselben  bedingt  und  selbst 
die  deutschen  Städte  wurden  später  in  den  Ruin  des  ganzen 
feudalistischen  Staatskörpers  hineingezogen.    Allerdings  sind  nun 
zuletzt  durch  die  Noth  der  Zeit  oder  durch  die  Revolution  die 
socialwirthschaftlichen  Fesseln  jener  früheren  Zeiten,  besonders 
die  der  Leibeigenschaft,  gelöst  worden.  Aber  die  persönliche  Frei- 
heit hat  nicht  das  undenkbare  Wunder  vollbringen  können,  dass 
sie  die  Folgen  jahrhunderllanger  Unfreiheit  in  kurzer  Zeit  be- 
seitigt hätte,  die  Erlahmung  oder  geringe  Ausbildung  der  per- 
sönlichen Kräfte.    Auf  welche  Weise  hätten  die  früheren  Leib- 
eigenen es  vermocht,  mit  dem  dürftigen  Eigenthum,  welches  ihnen 
bei  der  Emancipation  und  Theilung  des  Grundeigenthums  zufiel, 
sich  so  schnell  zu  Wohlstand  emporzuarbeiten  unter  so  ungünstigen 
Bedingungen?  Dazu  kamen  nun  an  der  Stelle  des  persönlichen 
Drucks    die   erdrückenden  wirtschaftlichen  und  militärischen 
Leistungen  für  den  Staat.  Steuern  und  Kriege  schwächten  immer 
von  Neuem,  indem  sie  das  Eigenthum  und  den  Erwerb  der  niedern 
Mittelklassen  am  meisten  zerstörten  oder  schmälerten,  hiermit 
zugleich  den  Erwerbseifer  und  die  Erwerbskraft.    Auf  diese 
Weise  wurden  der  Wohlstand  und  die  Bildungskräfte  der  niedern 
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arbeitenden  Klassen  zwar  im  Allgemeinen  den  Bedürfnissen  und 
Zwecken  des  Staats,  aber  zugleich  dem  Wohlsein  und  häufig  sogar 
dem  Luxus  und  der  Verschwendung  der  höhern  Klassen  aufge- 
opfert. Man  darf  dies  aussprechen,  weil  es  ein  klar  vorliegendes 
Factum  ist,  und  weil  es  von  der  höchsten  Bedeutung  erscheint,  dass 
dieses  Factum  richtig  aufgefasst  "werde,  dass  man  keine  falschen 
Schlüsse  daraus  ziehe ,  besonders  das  Verderbliche  darin  nichl 
als  eine  besondere  Schuld  den  höheren  Klassen  allein  aufbürde. 
Es  ist  absolut  nothwendig  und  zwar  für  die  niedern  Klassen  nicht 
minder,  wie  fiir  die  höheren,  dass  ein  grosser  Theil  des  volks- 
wirtschaftlichen Erwerbs  •  auf  die  kriegerische  Verteidigung, 
die  Organisation  und  Verwaltung  des  Staats  und  auf  die  ver- 
schiedenen Culturzwecke  verwendet  wird,  aber  jeder  muss  zu- 
gehen, dass  es  billig  und  gerecht  ist,  das  Haass  dieser  Con- 
sumtion  auf  das  fiir  jene  Zwecke  Notwendige  und  Productive 
zu  beschränken,  dass  dieses  aber  keineswegs  durchgängig  ge- 
schehen ist  und  auch  jetzt  noch  nicht  vollständig  geschieht. 
Was  Uber  dieses  Maass  hinausgeht,  das  erscheint  dem  Menschen- 
freunde als  ein  Unrecht,  vorzugsweise  gegen  die  ärmeren 
Klassen  des  Mittelstandes,  welche  der  Steuerdruck  bei  weitem 
am  härtesten  trifft  und  die  hierdurch  theilweise  zum  Proletariat 
berabgedrttckt  werden.  Allein  man  muss  zugeben,  dass  dieses 
Unrecht  grosstentheils  ein  unwillkührliches  ist  und  jedenfalls  nicht 
von  dem  bösen  Willen  der  Herrschenden  ausgeht,  vielmehr  dem 
unbefangenen  Beobachter  als  ein  Produkt  menschlicher  Schwäche, 
besonders  der  Unvollkommenheit  der  socialen  und  politischen 
Institutionen  sich  zeigt.  Allerdings  ist  es  eine  unabweisbare 
Pflicht  für  die  Herrschenden ,  dass  sie  diese  Institutionen ,  die 
ganze  sociale  und  politische  Verfassung  nach  den  neu  entwickel- 
ten Bildungsverhältnissen  der  Gesellschaft  ändern,  allein  eine 
solche  Aenderung  hat  ihre  grossen  vielfachen  Schwierigkeiten 
nicht  bloss  im  Egoismus  der  Mächtigen  und  Einflussreichen, 
sondern  auch  in  der  Natur  der  Aufgabe  selbst,  welche  nach  den 
Erfahrungen  aller  Zeitalter  die  gewöhnlichen  menschlichen  Kräfte 
der  Herrschenden  übersteigt. 

Und  doch  ist  eine  solche  Aenderung  absolut  nothwendig, 
denn  nichts  ist  gewisser,  als  dass  von  der  angemessenen  socialen 
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und  politischen  Organisation  wesentlich  die  Zukunft  der  euro- 
päischen Monarchien  abhängt.  So  gewiss  es  ist,  dass  das  deutsche 
Volk  nur  unter  den  Bedingungen  jener  unnatürlichen  socialen 
und  politischen  Organisation,  die  mit  seiner  unglückseligen  poli- 
tischen Entwicklung  überhaupt  in  Wechselwirkung  steht,  zu  der 
politischen  und  nationalen  Schwäche  herabsinken  konnte,  ebenso 
gewiss  ist  es,  dass  es  nur  dann  von  dieser  Schwäche  sich  er- 
holen und  seine  produktiven  Kräfte  angemessener  entfalten  kann, 
wenn  jene  Ursachen  und  Bedingungen,  welche  die  nationale  und 
politische  Desorganisation  und  das  Sinken  der  niedern  Klassen 
hervorbrachten,  beseitigt  werden  und  angemessenere  Bedingungen 
an  ihre  Stelle  treten.  Die  erste  allgemeine  Grundbedingung 
einer  solchen  Aenderung  ist  eine  Organisation  der  Gesellschaft 
und  des  Staats,  welche  die  verschiedenen  Glieder  des  Volks  zu 
einer  nationalen  Einheit  verbindet  dadurch,  dass  sie  jedes  der- 
selben in  sein  sittlich  -  natürliches  Verhall niss  zum  Ganzen  setzt, 
und  dies  in  doppelter  Beziehung:  durch  die  Ordnung  der  Rechte 
der  Stände  und  Individuen  nach  dem  sittlich-natürlichen  Rechts- 
prineip  und  durch  die  Erstrebung  eines  inneren  Gleichgewichts 
der  Kräfte  zwischen  den  verschiedenen  Ständen  und  Klassen  des 
Volkes. 

Die  sittlich-natürliche  Rechtsordnung  ist  diejenige,  welche 
die  Rechte  der  Individuen  und  Stände  nach  dem  Grundprincip 
alles  Rechts  bestimmt,  nach  ihrer  sittlich-socialen  Selbsttätigkeit. 
Jede  Abweichung  von  diesem  Grundprincip  schwächt  notwendig 
die  produktiven  Kräfte  des  Volkes  nach  oben  und  nach  unten 
hin.  Der  bevorrechtete  Stand  nämlich,  dessen  höhere  Stellung 
nicht  an  die  hiefür  nöthige  Ausbildung  der  persönlichen  Kräfte 
gebunden  ist,  wird  träg  und  lässig  in  derselben,  wird  einen 
höhern  Grad  derselben  durchgehends  um  so  weniger  erreichen, 
als  er  durch  ererbte  persönliche  Vorzüge  der  Geburt  die  nur 
durch  persönliche  Anstrengung  anzueignenden  Fähigkeiten  er- 
setzen zu  können  wähnt.  Die  notwendige  Folge  davon  ist, 
dass  die  höchste  Leitung  der  Geschäfte  und  der  praclischen 
Thäligkeit  überhaupt  in  ungeschickte  Hände  geräth,  welche  die 
ihnen  untergeordneten  höhern  Kräfte  nicht  aufkommen  lassen 
-  und  so  auf  die  produktiven  Kräfte  des  Volks  im  ganzen  einen 
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verderblichen  Einfluss  ausüben.  Von  der  andern  Seile  werden 
die  persönlichen  Kräfte  der  nicht  privilegirten  Klassen  nach  dieser 
Richtung  hin  wenig  oder  gar  nicht  ausgebildet  werden,  also  für 
die  Nation  verloren  gehen.  Alles  dies  bringt  Zwietracht  und 
Hass  zwischen  den  höhern  und  mittlem  Klassen  hervor  und 
hemmt  hierdurch  die  Entwicklung  des  Gemeinsinns  und  des  natio- 
nalen Geistes.  Dagegen  wird  dieser  auf  eine  wunderbare  Weise 
gehoben  durch  eine  Organisation  der  Gesellschaft  und  des  Staats, 
welche  allen  Fähigkeiten  und  Talenten  gestattet  sich  geltend  zu 
machen,  welche  alle  Fähigen  anspornt,  indem  sie  ihnen  die  Aus- 
sicht auf  Erfolg  ihrer  Anstrengungen  sichert.  Eine  solche  Or- 
ganisation beseitigt  ferner  die  Hindernisse  des  Erwerbs-  und 
Unternehmungsgeistes,  indem  sie  mit  dem  Gemeinsinn  den  Trieb 
und  die  Energie  zu  vereinigter  Thätigkeit,  zu  Associationen 
steigert  und  die  Vorurteile  der  verschiedenen  Stände  und  Klassen 
gegen  einander  und  gegen  ihre  Beschäftigungen  zerstört.  Endlich 
macht  eine  solche  Organisation,  welche  nach  allen  Seiten  hin 
die  Selbsttätigkeit  des  Volks  in  Anspruch  nimmt,  einen  grossen 
Theil  des  stehenden  Heeres  der  Soldaten  und  Beamten  Überflüssig; 
hierin  liegt  die  Möglichkeit,  dass  der  Volkswirtschaft  die  ihr 
nöthigen  Hilfsquellen  weniger  entzogen  werden;  auch  werden 
ihr  hierdurch  neue  tüchtige  persönliche  Kräfte  zugeführt. 

Es  ist  nicht  dieses  Orts,  die  näheren  Bedingungen  einer 
solchen  socialen  und  politischen  Organisation  zu  untersuchen,  da 
wir  hier  nur  dieselbe  in  Beziehung  auf  die  Steigerung  der  pro- 
duktiven Kräfte  besonders  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
ins  Auge  zu  fassen  hatten*  Für  diese  bildet  sie  die  allgemeine 
Grundbedingung,  gentigt  jedoch  keineswegs  zur  Bekämpfung  der 
social- Wirtschaft  liehen  Uebel.  Für  diejenigen  welche  alles  Heil 
von  der  Organisation  erwarten,  mag  es  nun  die  des  Staats  über- 
haupt, die  der  Gemeinde  oder  die  der  wirtschaftlichen  Genossen- 
schaften sein,  ist  wohl  die  einfache  Bemerkung  nicht  tiberflüssig, 
dass  jede  Organisation  notbwendig  organische  Kräfte  in  den 
Gliedern  derselben  erfordert.  Zu  jeder  Organisation  auf  dem 
socialen  Gebiete  gehört  eine  gewisse  Erhebung  über  die  Noth 
des  Lebens,  also  ein  gewisser  Wohlstand  und  ein  gewisser  Grad 
der  sittlichen  intellectuellen  und  der  praktischen  Geschäftsbildung. 
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Nun  sind  aber  in  Deutschland  bei  einem  grossen  Theil  des 
Volks  alle  diese  Kräfte  und  Mittel  so  wenig  entwickelt  oder  so 
tief  gesunken,  dass  von  einer  selbsttätigen  Theilnahme  an  der 
besten  Organisation  nicht  die  Rede  sein  kann.  Hieraus .  folgt 
dass  für  die  niedern  Klassen  eine  Bevormundung  durch  die 
höheren  und  mittleren  eintreten  muss,  jedoch  nicht  in  dem  Sinne 
eines  persönlichen  Abhängigkeitsverhältnisses.  Es  fehlt  freilich 
nicht  an  solchen,  welche  die  Rückkehr  zu  einem  solchen  als  das 
wirksamste  Heilmittel  gegen  das  Proletariat  empfehlen;  ver- 
danke doch  Russland  den  grossen  Vorzug,  dass  es  keine  Proletarier 
hat,  der  Leibeigenschaft.  Als  ob  es  hierbei  auf  Form  und  Namen 
ankäme !  Sind  denn  nicht  durchgehends  die  Zustände  der  russi- 
schen Leibeigenen  elender,  wie  die  unserer  niederen  Klassen  ?  Und 
wie  würden  die  wirthschalUichen  Zustände  der  russischen  Leib- 
eigenen sich  stellen ,  wenn  Grund  und  Boden  hier  unter  eine 
eben  so  zahlreiche  Bevölkerung  vertheilt  wären,  wie  in  Deutsch- 
land? Sehen  wir  auch  von  der  ethischen  Seite  ab,  so  können 
sociale  Verhältnisse,  welche  die  produktiven  Kräfte  auf  einer  so 
niedrigen  Stufe  der  Ausbildung  festhalten,  unmöglich  zum  volks- 
wirtschaftlichen Heil  der  Gesellschaft  gereichen.  Von  der 
andern  Seite  hat  man  die  Fahne  der  Freiheit,  Gleichheit,  Brüder- 
lichkeit aufgepflanzt,  um  den  arbeitenden  Klassen  durch  eine 
Auflösung  der  Gesellschaft  in  möglichst  gleiche  Elemente  aufzu- 
helfen. Allein  eine  solche  Auflösung  würde,  wenn  sie  ausführbar 
wäre,  nur  die  höhern  Kräfte  der  Gesellschaft  zu  den  niedern 
herabziehen ,- nicht  aber  diese  zu  jenen  hinaufheben.  Schon  die 
gewöhnliche  (politische)  Demokratie  hat  die  Tendenz,  die  Bildung 
und  den  Wohlstand  der  höheren  gebildeten  Klassen  für  die  Zwecke 
der  niedern  aufzuopfern.  Wie  viel  mehr  würde  dieselbe  herrschen 
in  der  sogenannten  socialen  Demokratie,  wenn  die  niedern 
Klassen  den  Zügel  des  Regiments  führten!  Und  dieses  Opfer 
würde  nicht  einmal  seinen  Zweck  erreichen,  denn  niemals  werden 
die  niederen  Klassen  im  Stande  sein,  sich  selbst  und  die  höheren  zu 
regieren ;  jede  solche  Demokratie  verzehrt  sich  sehr  bald  in  sich 
selbst,  nachdem  sie  ihre  herrschenden  Häupter  verzehrt  hat.  Es 
liegt  jedoch  beiden  entgegengesetzten  Ansichten  ein  an  sich 
richtiger  Gedanke  zu  Grunde.    Die  gebildeten  Klassen  sollen 


Digitized  by  Googl 


Uuber  da«  liUliehe  Princip  der  Volks  wir  thschaft.  57 

über  die  niederen,  die  sich  selbst  nicht  mehr  helfen  können, 
allerdings  eine  bevormundende  Thäligkeit  ausüben,  jedoch  eine 
solche,  welche  auf  die  Erziehung  der  Bevormundeten  zu  eigener 
Selbsttätigkeit  und  Freiheit  gerichtet  ist,  da  alle  Menschen  als 
sittliche  Wesen  persönlich  frei,  einander  gleich  und  Brüder  sein 
sollen. 

Da  die  Steigerung  der  produktiven  Kräfte  im  Volke  nach 
der  einen  Seite  hin  an  die  Entwicklung  der  sittlichen  und  in- 
tellecluellen  Kräfte,  nach  der  andern  an  die  Steigerung  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  geknüpft  ist ,  so  müssen  Gesellschaft  und 
Staat  nach  diesen  beiden  Seiten  hin  zusammenwirken.  Für  die 
ersten  kommt  es  offenbar  am  meisten  an  auf  eine  angemessene 
Organisation  des  Erziehungs-  und  Unterrichtswesens.  Obgleich 
nun  auf  diesem  Gebiete  in  Deutschland  mehr  geschehen  ist  als  bei 
den  Nachbarvölkern ,  so  ist  man  doch  auch  bei  uns  über  die 
höchsten  praktischen  Principien  dieser  Organisation  noch  nicht 
einig,  weil  die  verschiedenen  Mächte,  welche  hierauf  einwirken 
sollen,  die  (wissenschaftliche)  Schule,  der  Staat  und  die  Kirche, 
unter  sich  nicht  einig  sind.  Am  meisten  ist  zu  beklagen,  dass 
man  jetzt  von  vielen  Seiten  her  der  einen  dieser  Mächte,  der 
Kirche  die  ganze  Leitung  übcrlässt,  weil  man  die  durch  Anregung 
der  freien  Selbstthätigkeit  vermittelte,  wirkliche  Ausbildung  der 
sittlichen  und  intellectuellen  Kräfte  glaubt  ersetzen  zu  müssen  und 
zu  können  durch  den  kirchlichen  Glauben.  Welche  tiefgreifende 
Einwirkung  derselbe  auch  mit  Recht  in  Anspruch  nehme,  so 
darf  man  ihm  doch  keine  Leistungen  zumuthen,  welche  augen- 
scheinlich über  das  Gebiet  seiner  Wirksamkeit  hinausgehen,  und 
zwar  diess  noch  um  so  mehr,  wenn  dabei  Vernunft  und  Wissen- 
schaft als  gottlos  ausgeschlossen  werden  sollen.  Solche  Bestre- 
bungen können,  selbst  wenn  sie  aus  frommem  Sinne  hervor- 
gehen, nur  dazu  führen,  den  nationalen  Geist  noch  mehr  zu 
zersplittern  und  von  seinen  wahren  Zielen  abzulenken.  Ihr  eignes 
Ziel  aber  können  dieselben  unmöglich  erreichen ,  mit  List  so 
wenig  als  mit  roher  Gewalt;  was  bleibt  also  anders  Übrig  als 
eine  gewisse  Versöhnung  und  ein  Wettkampf  der  Gegner  auf 
dem  praktischen  Gebiete,  wo  jeder  Theil  die  Wirksamkeit  seiner 
Principien  bewähren  kann  ?  Und  auf  diesem,  besonders  auf  dem 
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der  Erziehung,  des  ünlerrichls  ist  ein  selbständiges  Zusammen- 
wirken von  Schule,  Staat  und  Kirche  durchaus  nötig,  wenn 
das  Ziel  der  allseitigen  Anregung  der  produkti  ven  Kräfte  des 
Volks  erreicht  werden  sjoll.    Besonders  aber  muss  auf  diesem 
Gebiete  eine  Bevormundung  drr  niederen  Klassen  stattfinden; 
es  darf  der  Willkühr  dieser,  besonders  der  Proletarier  nicht  tiber- 
lassen bleiben,  wie  weit  ihre  Kinder  am  Volksunterricht  und  an 
den  gemeinsamen  Erziehungsanstalten,  wenn  diese  möglich  sind, 
Antheil  nehmen  sollen.  —  Die  andere  Grundbedingung  für  das 
Heil  der  Proletarier  liegt  in  der  Steigerung  der  gleichmassigen 
volks wirtschaftlichen  Produktion  überhaupt.    Durch  diese  allein 
vermöge  des  Flors  der  Volkswirtschaft,  kann  den  Proletariern 
genügende  Arbeit  zu  ihrem  Unterhalt  und  zu  ihrer  wirthschalt- 
Jichen  Erziehung  verschafft  werden.    Alle  anderen  Mittel,  die 
man  zur  Erhöhung  des  Arbeitslohns  vorschlägt,  sind  unnütz, 
wenn  diese  Hauptbedingung  fehlt.    Die  Gewährung  des  Rechts 
auf  Arbeit  führt  zu  nichts;  denn  der  Staat  kann  keine  Rechts- 
pflicht haben,  Unmögliches  zu  leisten;  unmöglich  aber  ist  die 
fortdauernde  Beschaffung  von  Arbeiten  für  die  Proletarier  durch 
den  Staat,  wenn  solche  Arbeiten  nicht  an  sich  volkswirtschaftlich 
produktiv(  sind,  denn  sonst  würde  er  sich  und  die  Volkswirtschaft 
bald  ruinirt  haben. 

Die  Aufgabe  der  Steigerung  und  Vermehrung  der  volks- 
wirtschaftlichen produktiven  Kräfte  ist  eine  gemeinsame  für  das 
ganze  Volk ;  sie  stellt  sich  sehr  verschieden  für  die  verschiedenen 
Klassen  des  Volks  nach  den  oben  aufgestellten  Bedingungen 
dieser  Steigerung.  Eine  Klasse  giebt  es  unter  denselben,  auf 
welche,  auf  den  ersten  Anblick,  jede  Einwirkung  unmöglich  er- 
scheint, die  Müssiggänger  aller  Stände,  welche  arbeiten  können, 
aber  nicht  wollen.  Wer  und  was  kann  diese  zur  Ausbildung 
und  Anwendung  ihrer  Kräfte  nötigen?  Der  Staat  vermag  un- 
mittelbar, etwa  mit  Gesetzen  über  den  Müssiggang,  nichts 
gegen  sie  auszurichten.  Auch  hat  der  Staat  kein  Recht,  ein 
Individuum  zu  einer  Arbeit  zu  zwingen,  oder  Uberhaupt  in  das 
Gebiet  seiner  freien  Selbsttätigkeit  einzugreifen,  wenn  sie  nicht 
0^  Rechte  Anderer  verletzt.  Eine  mittelbare  Einwirkung  aber 
ist  schon  jolzj  durch  die  fortschreitende  Entwicklung  der  Gesell- 
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Schaft  eingeleitet  Vergleichen  wir  unsere  gegenwärtigen  socialen 
Zustände  mit  den  früheren,  so  sehen  wir  einen  grossen  Theil 
der  vornehmen  Müssiggänger  verschwunden  weil  im  Staats-  und 
Militärdienst  immer  grössere  Anforderungen  an  die  persönliche 
Befähigung  gemacht  wurden.  Je  strenger  das  Prinzip  des  sittlich 
natürlichen  Rechts  auf  allen  Gebieten  des  Staatsdienstes  durch- 
geführt wird,  desto  weniger  wird  es  von  diesen  vornehmen 
Müssi^giingern  hier  geben  und  desto  dringender  ist  die  Auf- 
forderung der  Erziehung  des  Adels  zu  sittlicher  und  intellectuefler 
Selbsttätigkeit.  Ferner  hat  die  Zeit  das  aristokratische  Vor- 
urtheil  gegen  die  Ehrenhaftigkeit  wirtschaftlicher  Geschäfte,  in 
Rücksicht  auf  die  Landwirtschaft  wenigstens  bedeutend  gemildert. 
Auch  hierin  dürfen  wir  noch  wohl  mehrere  Fortschritte  hoffen. 
Was  die  reichen  Müssiggänger  betrifft,  welche  die  Mittel  ihres 
Müssiggangs  ererbten  ?  so  hat  auf  diese  die  volkswirtschaftliche 
Entwicklung  der  neuesten  Zeit  bereits  einen  grossen  Einfluss 
ausgeübt.  Das  blosse  Kapital  hat  jetzt  schon  viel  von  seiner 
Produktivität  eingebüsst;  bei  der  rascheren  Bewegung  des  volks- 
wirtschaftlichen Prozesses  bedarf  es  immer  mehr  der  intellec- 
tuellen  und  sittlichen  Kräfte,  um  es  zu  erhalten  und  zu  ver- 
mehren.  Auch  von  dieser  Seite  also  ist  eine  Erziehung  zu 
wirtschaftlicher  und  intellectueller  Selbsttätigkeit  gefordert  Eine 
umfassendere  Einwirkung  ist  zu  hoffen  von  dem  Fortschritt  der 
wahren  Bildung  Uberhaupt,  welche  die  Müssiggänger  aller  Art 
immer  tiefer  in  der  öffentlichen  Meinung  herabsetzen  muss,  so 
dass  es  ihnen  immer  mehr  unmöglich  wird  Zutrauen  zu  finden 
und  hierdurch  den  Erwerb  Anderer  für  ihre  selbstsüchtigen 
Zwecke  zu  missbrauchen.  Alles  Uberhaupt  was  die  Ungleich- 
massigkeit des  Vermögens  vermindert,  trägt  mittelbar  zur  Steige- 
rung der  produktiven  Kräfte  der  Müssigen  bei. 

Wir  baben  im  Vorhergehenden  ganz  universell  und  objectiv 
die  allgemeinen  Bedingungen  festzustellen  gesucht,  unter  denen 
eine  durchgreifende  Steigerung  der  produktiven  Kräfte  des  Volks 
stattfinden  kann.  Ob  und  in  wie  fem  ein  Volk  fähig  ist,  diese 
Kräfte  und  Bedingungen  sich  anzueignen ,  das  ist  eine  ganz 
andere  zweite  Frage,  auf  deren  Beantwortung  wir  nicht  eingehen. 
Mehrere  Schwierigkeiten  wurden  bereits  angedeutet    Die  ben 
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deutenste  aber  ist  wohl  diejenige,  welche  Machiavelli  in  Rücksicht 
auf  eine  notwendige  Aenderung  der  Staatsverfassurg  beklagt, 
dass  diese  Nothwendigkeit  anfangs  nur  von  Wenigen  erkannt 
werde,  dass  aber  die  Reform  selbst  nicht  eher  durchgeführt 
werden  könne,  bis  die  Ueberzeugung  von  ihrer  Nothwendigkeit 
bei  dem  Herrscher  oder  im  Volke  durchdringe,  wo  dann  das  i 
Uebel  zu  gross  geworden  sei  und  die  Hülfe  zu  spät  komme. 
Diese  Schwierigkeit  ist  für  politische  Reformen,  die  das  sociale 
Leben  lief  berühren,  noch  weit  grösser,  weil  sie  die  nächsten 
scheinbaren  Interessen  der  Vornehmen  und  Reichen  noch  mehr 
verletzen  und  weil  die  das  sittliche  Leben  corrumpirenden  socialen 
Uebel  in  schnellerem  Verlauf  unheilbar  werden.  Auch  hier  jedoch 
lasst  uns  unsere  Zeit  noch  eine  Hoffnung  übrig,  welche  frühere 
Zeilen  gar  nicht  oder  nur  in  geringem  Grade  kannten,  die  Hoff- 
nung nämlich,  dass  die  Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit 
derselben  in  einer  Zeit,  wo  das  Wahre  und  Gute  durch  die 
Macht  der  Wissenschaft  und  der  Presse  sich  so  weit,  schneit 
und  tief  verbreiten  kann,  immer  mehr  auch  bei  denen  Eingang  %. 
finde,  auf  deren  Einsicht  alles  ankommt. 
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Von  Haussen. 

■ 

Erster  Artikel. 

Die  Agrargesetzgebung  des  Königreiches  Hannover  ist  durch 
drei  unterm  8.  November  1856  erlassene  Gesetze,  welche 

1)  die  Zusammenlegung  von  Grundstücken  (sogenannte  Ver- 
koppelung), 

2)  die  Aufhebung  von  Weiderechten, 

3)  das  Verfahren  in  Gemeinheitstheilungs-  und  Verkoppelungs- 
sachen 

betreffen,  theils  abgeändert,  theils  vervollständigt  worden. 

Um  den  Zweck  und  die  Wichtigkeit  dieser  Gesetze  zu  er- 
klären ,  ist  es  erforderlich,  zuvörderst  einen  Rückblick  auf  die 
bisher  geltenden  Gesetze  und  deren  Erfolge  zu  werfen  ')• 

Die  durch  die  gesteigerten  Anforderungen  an  die  landwirt- 
schaftliche Cultur  und  durch  die  veränderten  ökonomischen  Ver- 
hältnisse überhaupt  gebotene  gänzliche  Reform  der  alten  Dorf- 

1)  Vergi.  die  Landei-Oekonomte-  Gesetigebung  des  Königreiche«  Han- 
nover. 2te  Aufl.,  Hannover  1646  ;  mit  Nachtrag  von  1854.  (Ein  Abdruck 
der  GeteUe  and  Verordnungen.)  — 

Bening,  die  Hannoversche  Geaetxgebung  über  Theilong  der  Gemein- 
heiten und  Zusammenlegung  der  Grundstücke.  (Bis  Ende  1847.)  Im  Ar- 
chive der  polit.  Ock.   N.  Folge  Bd.  8.  — 

S  e  e  1  ig,  die  Verkoppelungs-Gesetzgebung  in  Hannover,  nebst  Beschrei- 
bung der  in  der  Feldmark  von  Echte  ausgeführten  Verkoppelung.  Hanno- 
ver 1852.  - 

Zar  Statistik  des  Königreiches  Hannover.  (Ana  dem  statistischen  Bu- 
reau.)  Dritiea  Heft.   Hannover  1853.  - 
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feld marken  ist  von  der  Gesetzgebung  in  Hannover  so  wenig 
wie  in  den  meisten  Ländern  (Dänemark  und  die  Herzogtümer 
Schleswig  und  Holstein  machen  eine  bcmerkenswerthe  Ausnahme, 
in  beschränklerer  Weise  auch  Preussen)  als  eine  einheitliche, 
ans  Einem  Gusse  auszuführende  Maassregel  ursprünglich  aufge- 
fasst  worden.  Es  erklärt  sich  diess  wohl  hauptsächlich  daraus, 
dass  der  Nutzen  der  Gemeinheitslheilungen  früher  und  vallgemei- 
ner  anerkannt  ward,  als  der  der  Zusammenlegungen  und  daher 
erstere  früher  und  für  sich  allein  von  oben  herab  befördert 
wurden.  Erst  später  überzeugte  man  sich,  dass  Wide  Opera- 
tionen nebst  der  Beseitigung  der  Weiderechtc  (sowohl  der  ge- 
genseitigen als  der  servitutischen)  am  zweckmassigsten  mit 
einander  verbunden  werden.  Diese  Verbindung  ist  denn  auch 
trotz  der  getrennten  Gesetzgebung  den  Bemühungen  der  com- 
petenlen  Behörden  und  Beamten  in  vielen  Fällen  gelungen;  doch 
scheinen  beabsichtigte  Zusammenlegungen  häufiger  zu  gleichzei- 
tigen Gemeinheitslheilungen  geführt  zu  haben,  als  umgekehrt 
Gemeinheitslheilungen  zu  gleichzeitigen  Zusammenlegungen. 

Auf  die  Theilung  von  Gemeinheiten  wurde  in  Hannover 
schon  vor  aller  Gesetzgebung  im  Verwaltungswege  hingewirkt, 
besonders  von  der  Domanialverwaltung,  die  auf  ihren  Besitzun- 
gen grösseren  Einflnss  hatte,  als  dieser  sonst  amtlich  geltend 
gemacht  werden  konnte. 

Der  erste  legislatorische  Akt  war  die  Verordnung  vom  22. 
Novbr.  1768,  welche  die  Theilungssachen  der  Cognition  der 
Gerichte  entzog  und  den  Regierungsbehörden  überwiess. 

Die  Grundsätze  für  die  Theilungen  wurden  dann  zuerst  aus- 
gesprochen in  einer  (vorläufigen)  Verordnung  für  das  Fürsten- 
thum Lüneburg  vom  31.  August  1800,  welcher  eine  vollständige 
Gemeinheitstheilungs-Ordnung  für  diese  Provinz  unterm  25.  Juni 
1802  folgte.  Die  Kriegszeit  hemmte  weiteres  Vorschreiten; 
erst  in  den  zwanziger  Jahren  wurden  die  übrigen  Provinzen 
(durchgängig,  wie  in  Lüneburg  nach  vörgängiger  provinzialslän- 
discher  Begutachtung)  mit  Theilungsordnungen  versehen,  Ost- 
friestand ausgenommen,  für  welche  Provinz  die  aus  der  Zeit  der 
preussischen  Herrschalt  stammenden  Verfügungen  als  ausreichend 
erachtet  wurden. 
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Es  erschienen  unterm  25.  Juni  1822  die  Osnabrückische 
Theilungsordnung,  welche  1835  und  1838  mit  wenigen  Abän- 
derungen auf  die  übrigen  Distrikte  des  Hannoverschen  West- 
phalens  ausgedehnt  ward  und  unterm  30.  April  1824  drei  andere: 
für  Calenberg,  Güttingen  und  Grubenhagen,  für  Hoya  und  Diep- 
holz und  für  Hildesheim;  endlich  eine  für  Bremen  und  Verden 
unterm  26.  Juli  1825. 

Von  der  Provinz  Osnabrück  mit  ihrer  ganz  abweichenden 
Westphälischen  Marken  Verfassung  abgesehen,  ist  überall  die  Lü- 
neburgische Tbeilungsordnung  maassgebend  gewesen  und  meist 
wörtlich  benutzt  worden,  obgleich  ihre  Fassung,  wie  B  e  n  i  n  g  mit 
Recht  bemerkt,  unerhört  breit,  unsicher  und  fast  ängstlich,  daher 
die  Quelle  vieler  Zweifel  und  Schwankungen  ist,  während  nach 
dem  Ausspruche  dieses  gründlichen  Kenners  des  Hannoverschen 
Agrarwesens  allerdings  die  Grundsätze  des  gedachten  Gesetzes 

m 

auf  umsichtiger  und  billiger  Berücksichtigung  aller  Verhältnisse 
beruhen  und  durch  die  Erfahrung  als  zweckmässig  sich  bewährt 
haben. 

Mit  Rücksicht  auf  provinzielle  Eigentümlichkeiten  enthalten 
die  späteren  Theilungsordnungen  zwar  mancherlei  Aenderungen 
und  Zusätze;  doch  scheinen  dieselben  den  faktischen  Verschie- 
denheiten in  den  einzelnen  Provinzen  nicht  durchweg  zu  genügen. 
Es  gilt  diess  wenigstens  von  den  FürstenthÜmern  Göttingen  und 
Grubenhagen,  wo  bei  der  vorherrschenden  sogenannten  Reihe- 
stellen-Verfassung die>ier  gesetzlichen  Theilungsnormen  ($.  56), 
durch  welche  die  „bisher  rechtmässig  genossene  gemeinschaft- 
liche Berechtigung"  erfasst  und  zur  Geltung  gebracht  werden 
soll,  sämmtiieh  nicht  passen  und  das  wirkliche  Recht  nur  auf  dem 
Wege  eines  nach  $.  57  zulässigen  Vergleiches  bei  Theilungen 
zu  erkämpfen  versucht  werden  kann. ') 

Wenn  mehrere  Dörfer,  Rittergüter  u.  s.  w.  gemeinschaftlich 
eine  Gemeinheit  besitzen,  so  kann  jedes  Dorf,  Rittergut  u.  s.  w. 

1)  Sonst  darf  nach  §.  54  tod  den  vier  Theliungsnormen 
Acker-  und  Wiesenbesiti  n.  ».  w.)  mit  Bewilligung  der  Behörde  nur  dann 
abgesehen  werden,  wenn  dieselben  Interessenten  schon  seither  nach  einer 
anderen,  durch  Herkommen  oder  sonst  auf  rechlsbeständige  Weise  festge- 
stellten Norm  Theilungen  unter  sich  vollzogen  haben. 
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seinen  Antheil  für  sich  verlangen.  (Sogenannte  Generallheilung.) 
Zur  Speciallheilung  genügt  die  Hälfte  der  Stimmen,  nach  Grund- 
besitz abgewogen  oder,  wenn  das  Nutzungsrecht  nicht  von  einem 
Ländereibesitze  abhängig  war,  nach  Verhältniss  des  bisherigen 
Gemeinheitsgenusses.  Unter  gewissen  Beschränkungen  und  Be- 
dingungen kann  auch  jeder  einzelne  Interessent ,  wenn  es  nicht 
zu  einer  Speciallheilung  kommt,  die  Ausscheidung  seines  Antheils 
verlangen.    (Sogen.  Particular- Abfindung.) 

Nach  den  Zusammenstellungen  des  statistischen  Bureau  war 
vor  Erlass  der  Theilungsordnungen  bis  Anfang  1853  die  Special- 
lheilung der  Gemeinheiten  auf  1857  Feldmarken  ganz  und  auf 
327  Feldmarken  theilweise  zur  Ausführung  gekommen.  Die 
Zahl  der  Feldmarken,  auf  welchen  „nach  den  Zuständen  vor 
Erlass  der  Theilungsordnungen  die  Theilung  nicht  erforderlich 
war,*  wird  zu  1265  angegeben.  Auf  diesen  Feldmarken  werden 
die  Theilungen  schon  früher  vollzogen  worden  sein  oder  auch, 
wie  in  der  Marsch,  keine  Gemeinheiten  existirt  haben.  Unter 
Bearbeitung  war  damals  (Anfangs  53)  die  Gemeinheitstheilung 
auf  521  Feldmarken.  Da  die  Gesammlzahl  der  Feldmarken  des 
Königreiches  5307  beträgt,  so  bleiben  noch  1337  Übrig,  von 
welchen  in  den  Berichten  der  Obrigkeiten  1177  als  solche  be- 
zeichnet sind,  in  welchen  ihrer  Ansicht  nach  die  Theilung  zweck- 
mässig sein  würde.  Am  meisten  ist  im  Lüneburgischen,  am 
wenigsten  in  den  Fürstenthümern  Götlingen  und  Grubenhagen 
getheilt  worden. 

Wie  Gemeinheitstheilungen ,  so  sind  auch  Verkoppelungen  in 
Hannover  vor  Erlass  gesetzlicher  Bestimmungen  durch  einhelli- 
gen Beschluss  aller  Betheiligten  nicht  selten  zu  Stande  gekommen. 
Wenn  einzelne  Grundbesitzer  unbegründeten  Widerspruch  erho- 
ben ,  was  insbesondere  von  den  Kleineren  geschah ,  so  wurde 
deren  Einwilligung  auf  administrativem  Wege  „ergänzt."  Da 
dieses  Verfahren  seit  dem  Staatsgrundgesetze  und  auch  dem  spä- 
teren Landesverfassungsgesetze  nicht  länger  baltbar  war,  so 
wurde  schon  lange  ein  Zwangsgesetz  gewünscht,  welches  denn 
auch,  nachdem  ein  den  Ständen  1836  vorgelegter  und  von  ihnen 
mit  verschiedenen  Modifikationen  angenommener  Entwurf  liegen 
geblieben  und  ein  anderer  1841   vorgelegt  worden,  unterm 


Digitized  by  Google 


Die  neuesten  AgrargeieUe  de*  fcöoifreiches  Hannover.  65 

30.  Juni  1842  publicirt  wurde.   Die  wichtigsten  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  sind  folgende: 

Die  einfache  Majorität  der  Grundeigentümer  kann  die  Ver- 
koppelung  erzwingen,  wenn  dieselben  zugleich  zwei  Dritttheile  des 
FlSchengehaltes  und  des  Steuer  -  Capitales  (d.  i.  des  für  die 
Grundsteuer  berechneten  Reinertrages)  von  der  zusammenzule- 
genden Fläche  einer  Feldmark  besitzen.  Doch  kann  die  Uber- 
stimmte Minorität  eine  Untersuchung  durch  Sachverstandige  Uber 
die  Nützlichkeit  des  Unternehmens  beantragen,  wornach  die 
Landdrostei  den  Bescheid  zu  geben  hat. 

Die  ganz  kleinen  Grundbesitzer,  welche  an  zusammenzulegen- 
den Grundstücken  nicht  Uber  zwei  Morgen» besitzen,  haben  kein 
Stimmrecht,  tragen  aber  auch  die  Verkoppelungskosten  nicht  mit 
und  sollen  entweder  ihren  Grundbesitz  behalten  oder  den  Ersatz 
in  einer  ihnen  gleich  günstigen  Ortslage  und  durch  solche  Grund- 
stücke bekommen,  die  sie  in  gleicher  Weise  wie  ihre  bisherigen, 
ohne  besonderen  Kostenaufwand  culliviren  können 

Die  Besitzer  von  kleinen  Stellen  ohne  Gespann  sollen  mög- 
lichst in  der  Nähe  ihrer  Stellen  abgefunden  werden. 

Jeder  Betheiligte  soll  seine  Grundstücke  in  möglichst  zu- 
sammenhängender Lage  wiedererhalten:  eine  Vorschrift,  die  oft 
nur  in  sehr  beschrankter  Weise  zur  Ausfuhrung  gebracht  werden 
kann,  weil  Jeder  zugleich  thunlichst  sein  Land  in  der  bisherigen 
durchschnittlichen  Entfernung  und  nicht  bloss  von  gleicher  Gat- 
tung, sondern  auch  von  gleicher  Güte  wieder  bekommen  soll 
und  eine  Ausgleichung  der  verschiedenen  Bodenbeschaflenheit 
durch  ein  Plus  oder  Minus  des  Flächengehaltes  nur  bis  zu  zehn 
Procent  des  letzteren  sich  gefallen  zu  lassen  nöthig  hat  Kann 
der  Ersatz  nicht  vollständig  in  Grund  und  Boden  wiedergegeben 
werden,  so  ist  eine  Ausgleichung  durch  Capital  oder  Rente,  doch 
nur  bis  zu  3  Procent  der  Abfindung  zulässig.  Ein  verschiedener 
Düngungszustand  und  ausserordentliche  Cultur  -  Verwendungen 
sind  in  Geld  auszugleichen. 

Unter  demselben  Datum .  erschien  das  Gesetz  über  das  Ver- 


1)  Diese  Ausschliessung  von  dem  Stimmrechte  und  der  Kostenbeteili- 
gung bezieht  steh  nicht  mit  auf  die  Feldmarken  der  Stidte  and  Flecken. 

WUekr.  ftr  St«.u».    1M7.  U.  Itofl.  5 
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fahren  in  Gemeinheitstheilungs-  und  Verkoppelungs-Sachen  in 
175  Paragraphen,  an  welches  sich  eine  Ausführungsverordnung 
des  Ministerium  des  Innern  vom  27.  Marz  1843  schloss.  Letz- 
tere ist  noch  durch  Ministerial-Bekanntmachung  vom  11.  Septbr. 
1849  vervollständigt  worden. 

Durch  Gesetz  vom  22.  Aug.  1847  wurde  bestimmt,  dass 
die  Provocationsbefugniss ,  welche  das  Zusammenlegungsgesetz 
in  Bezug  auf  ganze  Feldmarken  einräumt,  auch  dann  Anwendung 
finden  solle,  „wenn  eine  zusammenhängende  Grundfläche  in  Frage 
sieht,  welche  keine  ganze  Feldmark  bildet,  oder  zu  keiner  Feld- 
mark oder  zu  mehreren  Feldmarken  gehört,  vorausgesetzt,  dass 
die  Grundfläche  in  demselben  Ueberschwemmungsspiegel  belegen 
ist  und  eine  beschlossene  Entwässerung  oder  Bewässerung  der- 
selben nur  nach  vorgängiger  Verkoppelung  zweckmässig  bewirkt 
weruen  Kann,  unne  nuctisicni  aui  Giesen  specieuen  awcck 
wurde  sodann  durch  Gesetz  vom  12.  Oktbr.  1B53  das  Zusam- 
menlegungsgeselz von  1842  auf  die  beabsichtigte  Zusammenle- 
gung einzelner  Feldabtheilungen  (Gewanne  etc.)  und  isolirter, 
zu  keiner  bestimmten  Feldmark  gehöriger  Flächen  übertragen, 
unter  folgenden  Bedingungen: 

1)  dass  die  in  einer  solchen  Fläche  durcheinander  liegenden 
Grundstücke  rückskhtlich  ihrer  Benutzung,  namentlich  der  Be- 
stellung, Aberndtung,  Fruchtfolge,  Weidenutzung,  Abwässerung 
etc.  von  einander  abhängig  sind, 

2)  dass  die  betreffende  Fläche  zugleich  gegen  Aussen  durch 
hervortretende  Grenzen  (Fahrwege,  Bäche,  Forsten,  Gemeinhei- 
ten etc.)  eingeschlossen  ist,  und 

3}  dass  dieselbe  mindestens  einhundert  Morgen  befasst. 
(Mit  einer  Ausführungsverordnung  vom  20.  October  1853.) 
Solche  partielle  Zusammenlegungen  sind  übrigens  auch  schon 
früher  ausgeführt  worden. 

Bis  Anfang  1853  waren  von  den  5307  Feldmarken  des 
Landes  seit  Erlass  der  Gesetze  1201  durchgreifend  und  155 
theilweise  verkoppelt  worden.  Auf  1732  Feldmarken  war  die 
Verkoppelung  beim  Beginne  der  Legislatur  nicht  erforderlich,  sei 
es,  weil  sie  schon  früher  beschafft  war  oder  weil  die  gewöhn- 
liche Gemcngwirlhschaft  bei   abweichenden  Agrarverhältnissen 
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niemals  Stall  gefunden  halle.  Eingeleitet  war  die  Verkoppelung 
auf  391  Feldmarken,  so  dass  1828  Feldmarken  übrig  blieben, 
die  der  Reform  noch  entgegensahen.  Nach  den  Ansichten  der 
Behörden  war  die  Verkoppelung  mindestens  noch  auf  1604 
Feldmarken,  also  8/9  der  angegebenen  Zahl  sehr  wohl  ausführbar. 

Dass  die  Verkoppelung  keinen  rascheren  Fortgang  hatte, 
lag  hauptsächlich  in  den  gehäuften  Bedingungen  einer  gültigen 
Provocation. 

Zwar  mag  die  Vorschrift,  dass  die  Majorität  des  Grundbe- 
sitzes sowohl  nach  Flächengehalt  als  nach  Steuer- 
Capital  nachzuweisen ,  selten  hinderlich  gewesen  sein ,  da  die 
primitive  Landereiverlheilung  bei  Anlage  der  Dorffeldmarken 
sich  selbst  da,  wo  Theilbarkeit  des  Bodens  eingetreten  ist,  noch 

CA   wt*it    f*rlialtf>n     Kai       riacc    rrou/f  iHnlis*h    Ia^Iap      t»r    morr  rrrfififiPi* 
SU    Well     CI  linilvll     Mal  ,     UMSo    g C  W U IIIIIILII    JDUCl  ,     ei     lllalf         UDOCI  j 

mittlerer  oder  kleiner  Grundbesitzer  sein,  entsprechende  Portio- 
nen Land  von  jeder  vorkommenden  Lage  und  Bodenbeschaflen- 
heit  besitzt,  woraus  folgt ,  dass  in  der  Regel  mit  der  Majorität 
der  Flache  auch  die  des  Steuer  -  Capitales  oder  umgekehrt  mit 
der  Majorität  des  Steuer  -  Capitales  auch  die  der  Flache  eonsta- 
tirt  ist  Seibat  die  vorgeschriebenen  zweiDrilttheile  der 
Fläche  und  des  Steuer-Capitales  (statt  einfacher  Majorität)  für 
den  Antrag  zu  vereinigen,  war  in  vielen  Fällen  nicht  so  schwie- 
rig. Aber  die  hieneben  noch  erforderliche  einfache  Majorität 
der  Zahl  der  Grundbesitzer  war  oft  gar  nicht  zu  gewinnen,  am 
wenigsten  da,  wo  in  Folge  freier  Theilbarkeit  viele  kleine  Grund- 
besitzungen entstanden  sind.  Zwar  stimmen  die  Besitzer  von  nur 
zwei  Morgen  oder  weniger  nicht  mit,  es  können  aber  die  Be- 
sitzer von  2  —  5,  5 — 10  Morgen  etc  der  Zahl  nach  so  über- 
wiegen, dass  die  mittleren  und  grösseren  Grundbesitzer,  auch 
wenn  sie  %9  der  Feldmark  nach  Fläche  und  Steuer-Capital  oder 
mehr  inne  haben,  mit  dem  Antrage  nicht  durchdringen  können, 
weil  sie  der  Personenzahl  nach  die  Minorität  bilden.  Hieraus 
erklärt  sich,  dass  im  Süden  des  Königreiches,  in  den  Fürsten- 
tümern Güttingen  und  Grubenhagen  (mit  dem  hannoverschen 
Eichsfelde)  bis  jetzt  nur  ganz  einzelne  Feldmarken  verkoppelt 
werden  konnten,  während  z.  B.  auf  dem  benachbarten  preussischen 
Eichsfelde  unter  Anwendung  der  die  Provocation  so  sehr  erleich- 
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lernden  preussischen  Gesetzgebung  (und  mit  Hülfe  einiger, 
dings  getroffenen  unterstützenden  Maassregeln)  die  Verkoppelun- 
gen  trotz  eben  so  misslicher  Agrarzuslände  in  neuester  Zeit 
einen  raschen  Fortgang  genommen  haben. 

Deshalb  würde  auch  die  Annahme  des  von  den  Ständen 
des  Königreiches  1854  gestellten  Antrages,  unter  Beibehaltung 
der  einfachen  Majorität  der  Zahl  der  Grandbesitzer,  die  zwei 
Dritttheile  der  Fläche  und  des  Sleuer-Capilales  auf  die  einfache 
Majorität  zu  reduciren ,  wenn  vielleicht  in  den  mittleren  Provin- 
zen in  gewissen  Fällen  gute  Erfolge  gehabt,  so  doch  in  den 
Süd-Provinzen  keine  Hülfe  gewährt  haben. 

Benihg  (a.  a.  0.  p.  23)  ist  nur  geneigt,  entweder  die 
Abwägung  des  Flächengehaltes,  oder  die  des  Steuer  -  Capitals 
aufzugeben,  und  zwar  erslere  lieber  als  letztere,  „weil  das  Grund-, 
steuer-Capital ,  nach  der  ermittelten  Ertragsfähigkeit  des  Grund- 
eigenthums festgestellt,  oder  die  Bodenrente  die  grössere  oder 
geringere  Betheiligung  bei  der  zu  entscheidenden  Frage  richtiger 
an  die  Hand  giebt  als  blosser  Flächengehalt*  •). 

Er  fügt  indessen  hinzu: 

„Das  aber  ist  jedenfalls  gewiss  und  hier  gegen  entgegen- 
gesetzte Ansichten  hervorzuheben,  dass  die  Mehrzahl  bloss  nach 
Flächengehalt,  etwa  zu  zwei  Dritteln  der  betheiligten  Fläche  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Eigen Ihümer  festgestellt,  nicht  genügt, 
dass  vielmehr  zugleich  wenigstens  einfache  Mehrheit  nach  Kopf- 
zahl der  Botheiligten  erfordert  werden  muss.  Sonst  können 
kleine  Eigentümer,  vielleicht  in  grosser  Zahl,  durch  wenige, 
vielleicht  selbst  durch  Einen  Eigentümer  eines  grossen  Grund- 
besitzes zur  Verkoppelung  gezwungen  werden.  Diese  Möglich- 
keit abzuwenden  muss  aber  um  so  mehr  Aufgabe  der  Gesetz- 
gebung sein,  als  die  Vortheile,  welche  für  den  kleinen  Grundbesitz 

ilegung  hervorgehen,  oft  gering  sind*  *). 


1)  Die  Berücksichtigung  des  Flachengehaltes  scheint  das  Gesetz  für  er- 
forderlich gehalten  zu  haben,  weil  die  Kosten  mancher  in  Folge  der  Verkoppe- 
lung vorzunehmenden  Arbeiten,  z.  B.  Planirungaarbeitee,  Grabenarbeiten  nach 
der  Flache  sich  richten. 

2)  Auch  Seelig  spricht  sich  für  die  Beibehaltung  der  Abstimmung 
nach  der  Zahl  der  GruudbeaiUer  aus  (a.  a.  0.  p.  32). 


Digitized  by  Google 


Die  neuesten  Agrargesetze  de«  Königreiches  Hannover. 


69 


Wir  wollen  versuchen,  unsere  entgegenstehende  Ansicht 
durch  folgende  Betrachtungen  zu  begründen: 

Der  in  höchster  Instanz  leitende  Gesichtspunkt  für  die 
ganze  Maassregel  ist  nicht  die  Nützlichkeit  derselben  Tür 
die  Grundbesitzer,  sondern  ihre  Notwendigkeit  für  das 
allgemeine  Wohl. 

Die  Rücksichten  auf  die  Interessen  der  Gesammtheit  können 
selbst  die  schwersten  Opfer  von  den  Einzelnen  erheischen.  Von 
einer  solchen  Colliston  kann  indessen  im  vorliegenden  Falle  gar 
nicht  die  Rede  sein,  da  hier  die  Interessen  des  Grundbesitzes 
und  der  Landwirtschaft  mit  den  Interessen  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft und  des  Staates  vollständig  zusammentreffen.  Eine 
fortschreitende  Vermehrung  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
ist  ein  staatliches  Bedürfniss,  um  für  die  zunehmende  Be- 
völkerung Nahrungsmittel  und  Verarbeitungsstoffe  zu  schaffen. 
Dieses  Fortschreiten  wird  ganz  besonders  durch  die  Fesseln 
der  alten  Agrarverfassung  gehemmt. 

Die  ursprüngliche  Einrichtung  und  Benutzung  der  Feldmar- 
ken (Gemenglage  der  privativen  Ländereien ,  Flurzwang",  Ge- 
meinheiten, Communion  -  Weide  Wirtschaft  etc.),  einfach  und 
nalurgemäss  aus  der  genossenschaftlichen  Gründung  der  Dörfer 
hervorgegangen  und  den  Bedürfnissen  der  Vorzeit  durchaus 
t  ntsprechend,  hat  sich  längst  überlebt  und  die  Staatsgesetzgebung 
ist  daher  hier  so  gut  wie  in  Betreff  anderer  nicht  mehr  haltba- 
rer Zustände  und  Institutionen  (z.  B.  einer  veralteten  Gewerbe- 
verfassung) so  berechtigt  als  verpflichtet,  die  nothigen  Reformen 
zu  bewirken.  Die  blosse  Aufhebung  des  strengen  Flurzwanges 
(gemeinsame  Fruchtfolge,  gleichzeitige  Feldbestellung  und  Acker- 
weide etc.),  wie  sie  in  einigen  Staaten  gesetzlich  verfügt,  mei- 
stens faktisch  durch  stillschweigende  Connivenz  der  Betheiligten 
vornehmlich  mit  der  weiteren  Verbreitung  der  Stallfiitlerung  ein- 
getreten ist,  hilft  allein  nichts,  ja  schadet  sogar  häufig,  so  lange 
es  bei  der  Gemenglage  der  vielen  zerstreuten  und  schmalen 
Parzellen  verbleibt,  die  da,  wo  bei  freier  Theilbarkeit  das  Land 
fetzenweise  getheilt  und  veräussert  wird,  noch  viel  wirriger  ge- 
worden ist  Und  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  fratzenhaft 
verzerrt  hat   Bei  diesem  Durcheinanderüegen  der  Felder  kann 
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der  Einzelne  trotz  der  Befreiung  vom  (eigentlichen)  Flurzwang 
doch  nicht  einen  freigewählten  Wirthschaftsplan  mit  Erfolg  durch- 
führen. Die  Kosten  der  Bestellung,  Düngung  und  Aberndtung 
werden  durch  das  zeitraubende,  ein  grösseres  Arbeitspersonal 
an  Menschen  und  Zugvieh  erfordernde  Hin-  und  Her-Fahren 
und  -Gehen  enorm  vermehrt.  Die  häußgen  Grenzfurchen  ver- 
ursachen einen  bedeutenden  Landverlust,  Raine  statt  der  Grenz- 
furchen  einen  noch  grösseren;  der  Rand  der  Grenzfurchen  wird 
schlechter  bestellt  und  bedüngt;  wo  die  Parzellen  nur  Eine  Ruthe 
breit  sind,  ist  deshalb  allein  die  Ertragsminderung  oft  auf  */6 
anzuschlagen.  Unzählige  Grenzstreitigkeiten  entstehen  durch  das 
Abpflügen  und  schlecht  gesinnten  Nachbaren  sind  die  Felddieb- 
stähle sehr  erleichtert.  Die  sorgsamen,  auf  reine  Aussaat  hal- 
tenden Landwirthe  leiden  von  dem  Unkraute  ihrer  Nachbaren. 

Die  Entwässerung  ist  äusserst  mangelhaft,  da  meist  nur 
die  Grenzfurchen  als  Abzugsgräben  dienen,  oft  auch  die  niedriger 
gelegenen  Wege,  deren  schlechte  Beschaffenheit  dann  verleitet, 
links  und  rechts  über  die  angrenzenden  Felder  auszubiegen. 

An  Drainiren  ist  selten  zu  denken.  Eben  so  schlimm  sieht 
es  mit  der  Bewässerung  der  Wiesen  aus.  Vielen  Parzellen  fehlt 
es  an  der  nöthigen  ZukÖmmlichkeit,  daher  lästige  Weg-  und 
Wende-Servitulen,  Ruiniren  der  ausgesäeten  Frucht,  Abwarten, 
bis  die  Feldnachbaren  vorher  mit  der  Feldbestellung  und  Aussaat 
fertig  geworden,  worüber  oft  der  günstige  Moment  verloren 
geht  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Die  Verkoppelung  beseitigt  diese  Uebelstände  oder  reducirt 
sie  wenigstens  auf  das  mögliche  Minimum;  sie  schafft  grössere, 
zusammenhängende,  regelmässig  geformte,  zugängliche  Complexe 
und  gewährt  damit  dem  einzelnen  Landwirthe  Unabhängigkeit 
von  seinen  Feldnachbaren  und  freie  wirtschaftliche  Bewegung. 
Mit  der  Verkoppelung  werden  ganze  Feldlagen  auf  gebirgigem 
Terrain  zu  grossem  Nutzen  so  umgelegt,  dass  die  Furchen  nicht 
mehr  von  der  Höhe  nach  der  Tiefe,  sondern  parallel  mit  der 
Thal-Sohle  sich  erstrecken;  Forstgrtinde,  welche  zur  landwirt- 
schaftlichen Cultur  besser  sich  eignen,  werden  in  Aecker  oder 
Wiesen,  schlechte  Aecker  in  Forstgründe  verwandelt;  Hohlwege 
ausgefüllt,  sumpfige  Strecken  trocken  gelegt,  Gestrüppe  und 
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Steinkaufen  entfernt,  manche  sonstige  Culturarbeiten  vorgenom- 
men, die  Wege  and  Gräben  durchgängig  reguliri 

Hiemit  ist  allerdings  nur  das  hundertmal  Gesagte  und  längst 
allgemein  Anerkannte  wiederholt  worden;  es  durfte  aber  in 
Erinnerung  gebracht  werden,  um  daran  die  Präge  zu  knüpfen: 
Wenn  durch  die  Verkoppclung  ein  Plus  der  Produktion  von  20, 
30  und  mehr  Procenten  gewonnen  wird  und  der  Reinertrag  der 
Wirtschaften  wegen  relativer  Verminderung  der  Kosten  meist  in 
noch  stärkerem  Verhältnisse  steigt,  sollte  es  Bedenken  erregen, 
die  Minorität  des  Grundbesitzes  der  Majorität  desselben  zu  un- 
terwerfen, bloss  weil  die  Minorität  in  den  Händen  einer  grös- 
seren Zahl  von  Grund eigenthümern  sich  befindet ,  als  die  Ma- 
jorität? Die  zu  verkoppelnde  Fläche  einer  Feldmark  beträgt 
5000  Morgen.  Fünfzig  Grundbesitzer  mit  4500  Morgen  bean- 
tragen die  Verkoppelung,  von  deren  Nutzen  sie  durchdrungen 
sind.  Sollen  sie  an  einer  so  Oberaus  wichtigen  Reform,  welche 
nicht  bloss  ihren  Wohlstand  hebt,  sondern  auch  von  höheren 
und  allgemeineren  Interessen  geboten  wird,  gehindert  werden 
und  verurtheilt  bleiben,  die  Widersinnigkeit  der  gegenwärtigen 
Agrarznstände,  alle  daraus  hervorgehenden  Nachtheile,  Verluste, 
unnütze  Kosten,  Verdriesslichkeiten  und  Streitigkeiten  fortwährend 
zu  ertragen,  weil  die  60  oder  mehr  Besitzer  der  übrigen  500 
Morgen  aus  Unverstand,  Eigensinn,  Mistrauen,  Neid,  oder  noch 
schlechteren  Motiven  ')  widersprechen?  Und  ist  dieser  Zwang 
nicht  ein  viel  grösserer,  als  der  gegen  die  Minorität  des  Grund- 
besitzes anzuwendende?  E  he  der  Minorität,  auch  der  allerkleinsten 
Minorität  des  Grundbesitzes  das  Recht  eingeräumt  wird,  die  not- 
wendigste Reform  des  Agrarwesens  zu  verhindern,  würde  es 
—  den  grossen  Zweck  vor  Augen  —  sich  rechtfertigen  lassen, 
diese  Reform  ex  officio  und  ohne  alle  Provokation  der  Beihei- 
ligten durchzufuhren,  wie  dies  im  vorigen  Jahrhundert  auf  zwei 
Territorien,  im  Nassau  -  Dietzischen  und  im  sogenannten  gross- 
fürstlichen  Antheile  Holsteins  geschehen  ist 

■ 



1)  Nicht  selten  öpponiren  die  kleinen  Grundbesitzer,  weit  ihnen  die  Ge- 
legenheit su  Feiddiebsttthlen  sehr  geschmälert  wird,  wenn  nie  mit  ihren 
Parzellen  aus  der  Mitte  der  grösseren  Feldnachbaren  herausgezogen  werden. 

2)  AU  Analoge  dieses  Verfahren«  lässt  sich  anführen,  dsss  in  neuerer 
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Soll  aber  statt  dessen  eine  Provokation  Statt  finden  —  und 
dies*  wird  unserer  Zeit  und  der  Gesetzgebung  constitutioneller 
Staaten  angemessener  sein  < —  so  müssen  die  Bedingungen  der- 
selben so  aufgestellt  werden,  dass  auf  rasche  und  durchgrefiende 
Erfolge  gerechnet  werden  kann. 

Wäre  für  jedes  Amt  oder  jeden  Kreis  oder  jede  Provinz 
eines  Staates  ein  besonderes  Verkoppelungsgesetz  zu  erlassen, 
so  könnten  diese  Bedingungen  verschieden  nach  den  grösseren 
oder  geringeren  Schwierigkeiten  der  Verkoppelung  oder  mit 
anderen  Worten  verschieden  nach  der  Bildungsstufe  des  Bauern- 
standes, der  Yertheflung  des  Grundbesitzes  u.  s.  w.  normirt 
werden;  eine  Landesgesetzgebung  aber  muss  sofort  das  Maxi- 
mum dieser  Schwierigkeiten  berücksichtigen. 

Wie  schon  vorhin  angeführt  worden,  sind  in  einigen  Ge- 
genden Hannovers  (namentlich  im  Lüneburgischen}  viele  Ver- 
koppelungen  vor  dem  Erlasse  des  Verkoppelungsgesetzes  durch 
einstimmigen  Beschluss  aller  Betheiligten  zu  Stande  gekommen: 
ein  Beweis,  dass  unter  besonders  günstigen  Umständen  ein  sol- 
ches Gesetz  überhaupt  entbehrt  werden  kann.  Später  sind  dort 
und  in  anderen  Gegenden  mit  Hülfe  des  Gesetzes  trotz  der  dif- 
ficilen  Provokation  noch  zahlreichere  Verkoppelungen  bewirkt 
worden.  Aber  im  Süden  des  Landes,  in  den  Fürstentümern 
Göttingen  und  Grubenhagen  hat  das  Gesetz  bis  jetzt  so  gut  wie 
gar  keinen  Erfolg  gehabt  und  man  darf  nach  fünfzehnjähriger 
Erfahrung  behaupten,  dass  mit  den  Provokations-Bestimmungen 
desselben  hier  überhaupt  nicht  vorwärts  zu  kommen  ist.  Es 
wäre  daher  eine  provinzielle  Gesetzgebung  hier  erforderlich  ge- 
wesen, wenn  man  nicht  zu  einer  Erleichterung  der  Provokation 
durch  ein  allgemeines  Gesetz  sich  hätte  entschließen  können. 
Dass  letzteres  als  ein  allgemeines  für  solche  Gegenden  mit  gilt, 
in  welchen  auch  ohne  die  gedachte  Erleichterung  die  Verkoppe- 
lung ihren  weiteren  und  raschen  Fortgang  gehabt  haben  würde, 
ist  denselben  jedenfalls  nicht  nachteilig. 


Zeil  einige  Gesetzgebungen,  wie  die  österreichische ,  kein  Bedenken  getra- 
gen haben ,  die  Ablösung  gutsherrlicher  Präatatioecn  von  jeder  Provokation 
unabhängig  zu  machen  und  von  AmUwcgen  durchzuführen. 
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Für  die  Süd-Provinzen  lag  das  dauernde  Hinderniss  in  der 
persönlichen  Abstimmung  neben  der  sachlichen;  hier  genügte  die 
gesetzliche  Ausschliessung  der  kleinsten  Grundbesitzer  (von  zwei 
Morgen  und  darunter)  nicht,  weil  die  Grundbesitzer  von  2—5, 
5 — 10  Morgen  u.  s.  w.  sehr  zahlreich  sind  und  diese  fast  regel- 
mässig der  Verkoppelung  so  abgeneigt  sind,  dass  die  grösseren 
Grundbesitzer  auf  den  doch  vergeblichen  Provokationsversuch 
von  vorne  herein  verzichten,  da  der  Erfolg  der  sachlichen  Ab- 
stimmung doch  von  der  persönlichen  Abstimmung  wieder  aufge- 
wogen  werden  würde.  • 

In  der  That  muss  es  auch  rechtlich  genügen,  dass  Jeder 
in  solcher  Eigenthumsfrage  nach  Verhältniss  seines  in  Betracht 
kommenden  Eigenthums  abstimmt  und  als  anomales  Verfahren 
bezeichnet  werden,  dass  daneben  noch  einmal  Mann  Mannesgleich 
über  dieselbe  Angelegenheit  abgestimmt  werden  soll 

Wollte  man  etwa  für  das  persönlich  gleiche  Stimmrecht 
geltend  machen,  dass  dem  Kleinen  sein  kleiner,  event.  im  Aus- 
tausche hinzugebender  Grundbesitz  eben  so  lieb  und  werth  sei, 
wie  dem  Grossen  sein  grösserer,  so  würde  die  Consequenz  die- 
ser Anschauung  die  ganzliche  Abschaffung  der  Abstimmung  nach 
Verhältniss  des  Grundbesitzes  erheischen,  was  der  Wirkung  nach 
einer  Aufhebung  des  Verköppelungsgesetzes  gleich  kommen  würde. 

Allerdings  ist  es  denkbar,  dass  bei  bloss  sachlicher  Abstim- 
mung ein  einziger  grosser  Grundbesitzer  alle  Feldmarkgenossen 
zur  Verkoppelung  zwingen  kann.  Allein  er  kann  dies  doch 
nur  nicht  etwa  in  Folge  eines  persönlichen  Vorrechtes,  sondern 
in  Folge  seines  bedeutenden  Grundbesitzes,  der  ihm  das  Recht 
zu  einer  entsprechenden  Vertretung  der  landwirthscha filichen  In- 
teressen bei  dieser  Culturfrage  giebt;  er  zwingt  die  Anderen 


1)  Vergleichungsweise  darf  bemerkt  werden,  dass  die  Ablösung»- Ge- 
setzgebungen (auch  die  Hannoversche)  die  güllige  Provokation  der  Pflich- 
tigen lediglich  von  ihrer  Majorität,  bemessen  nach  dem  Beitrags- 
▼  erhlltnisae  tor  Last  (Zehnten,  Frohnen  etc.)  und  nicht  zugleich 
nach  der  Zahl  der  Pflichtigen  abhängig  machen.  Als  Ausnahme  iit  mir  nur 
das  badische  Zehntablösungsgesell  erinnerlich,  weichet  neben  der  Hälfte  des 
Grundbesitzes  (nach  Bonitirnng),  die  Zustimmung  des  dritten  Theilf  der  Zehnt« 
Pflichtigen  selber  (also  doch  nur  einer  Minorität)  verlangt. 
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nicht  bloss  in  seinem  Interesse,  sondern  auch  in  deren  eigenem 
Interesse  und  im  Interesse  des  allgemeinen  Nationalwohlstandes. 
Glaubt  man  solchen  gesetzlichen  Zwang  nicht  rechtfertigen  zu 
können,  so  muss  man  consequenter  Weise  jeden  Verkoppelungs- 
zwang  verwerfen  und  die  ganze  Operation  von  dem  einstimmigen 
Beschluss  stimmt  lieh  er  Grundbesitzer  einer  Feldmark  abhängig 
machen.  Denn  der  Zwang  gegen  die  Widerstrebenden,  der  Ein- 
griff in  ihre  Privatrechte  bleibt  derselbe,  ob  z.  B.  die  200  Mor- 
gan, welche  die  Provokation  bewirken,  in  Einer  Hand  Concen- 
trin sind  oder  20,  30,  40  Besitzern  gehören,  und  diese  zusammen 
statt  des  Einen,  wenn  persönliche  Abstimmung  neben  der  sach- 
lichen gilt,  durch  ihre  Zahl  den  Ausschlag  für  die  Verkoppe- 
lung  geben. 

Dass  die  kleineren  Grundbesitzer  in  der  Regel  geringeren 
Nutzen  von  der  Verkoppelung  haben,  als  die  grösseren,  ist  nicht 
in  Abrede  zu  stellen.  Allein  dieser  Umstand  kann  nur  veran- 
lassen, wo  möglich  einen  Maassstab  für  die  Reparation  der 
Verkoppelungskosten  ausfindig  zu  machen,  welcher  dem  verschie- 
denen Grade  des  Nutzens  besser  entspricht,  als  der  gewöhnliche 
nach  der  bonüirten  Fläche ;  oder,  da  diess  praktisch  genau  kaum 
ausführbar  sein  wird,  den  Kleineren  mindestens  eine  Kostener- 
leichterung in  irgend  einer  Weise  zu  gewähren.  Nicht  aber 
dürfen  sie  deshalb  die  Gewalt  erlangen,  durch  ihre  Stimmenzahl 
die  Maassregel  zu  inhibiren. 

Die  von  dieser  Seite  drohende  Gefahr  aber  erkennt  das 
hannoversche  Gesetz  selber  an,  indem  es  die  ganz  kleinen  Grund- 
besitzer bis  zu  2  Morgen  von  dem  persönlichen,  wie  von  dem 
sachlichen  Stimmrechte  ausschliesst ,  was  wilikührlich  ist,  über- 
diess  nicht  ausreicht  und  bei  bloss  sachlicher  Abstimmung  nicht 
erforderlich  sein  würde. 

Es  ist  kaum  denkbar,  dass  die  kleineren  Grundbesitzer, 
wenn  sie  auch  nicht  so  wie  die  grösseren  durch  Reducirung  der 
Gespannhaltung  und  anderer  Wirthschaftskosten  in  Folge  der 
Verkoppelung  gewinnen,  durch  die  regelmässige  Formirung  ihrer 
Parzellen,  durchgängige  Zukömmlichkeit  zu  denselben,  Befreiung 
von  Weg-  und  Wende-Servituten,  Verminderung  der  Grenzfur- 
chen, Gelegenheit  zu  gehöriger  Entwässerung,  nicht  mindestens 
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so  vielen  Nntsen  von  der  Verkoppelung  haben  sollten,  dass  da- 
durch ihr  Beitraf  zu  den  Verkoppelungskosten  aufgewogen  wird. 
Selbst  wenn  Einzelne  nachweisbaren  Schaden  durch  die  Ver— 
Koppelung  erleiden  sollten,  würde  die  Verkoppelung  nicht  unter- 
bleiben dürfen  und  nur  die  Entschädigung  zur  Frage  gestellt 
werden  müssen. 

Das  hannoversche  Gesetz  vom  30.  Juni  1842  sichert  übri- 
gens durch  die  stringentesten  Bestimmungen,  namentlich  durch 
die  $$.  11—14,  17-20  und  22  jeden  Grundbesitzer,  den  grossen 
wie  den  kleinen  gegen  Uebervortheilungen  und  Verlust  Dasselbe 
schützt  ausserdem  durch  §.  15  besonders  die  ganz  kleinen, 
nicht  mrtstimmenden  Grundbesitzer  und  enthält  in  $.  21  eine 
Verfügung  zu  Gunsten  der  mitstimmenden  Besitzer  kleiner  Land- 
stellen, auf  welchen  kein  Gespann  gehalten  wird. 

enoucn  Kann  uie  wiaersireDenae  Minoriiai  naen  ^.  o  «es 
Gesetzes  eine  in  $.  61  des  Gesetzes  Uber  das  Verfahren  in 
Theilungs  -  und  Verkoppelungs  -  Sachen  näher  bestimmte  Unter- 
suchung über  die  „Nützlichkeit"  der  Verkoppelung  bean- 
tragen, in  welchem  Falle  die  Landdrostei  nach  vorgangiger  obrig- 
keitlicher Erörterung  zu  entscheiden  hat,  ob  die  Verkoppelung 
überhaupt  Statt  finden  soll  oder  nicht ,  worauf  noch  der  Rekurs 
an  das  Ministerium  des  Innern  offen  bleibt. 

Richtiger  wäre  es  wohl,  dass  eine  solche  Untersuchung 
nicht  auf  die  Nützlichkeit  des  Unternehmens  an  sich,  sondern 
darauf  gerichtet  sein  müsste,  ob  und  in  wie  weit  die  überstimmte 
Minorität  speciell  unter  der  Maassregel  Schaden  leiden  würde. 
Ist  aber  ein  solcher  Schade  constatirt,  so  sollte  die  Verkoppelung 
deshalb  noch  nicht  inhibirt,  sondern  nur  der  Majorität  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  werden,  die  Minorität  zu  entschädigen,  und 
nur  wenn  erstere  nicht  geneigt  wäre,  diese  Entschädigung  zu 
leisten,  würde  die  Verkoppelung  unterbleiben. 

Dann  ist  es  vollends  unbedenklich,  das  persönliche  Stimm- 
recht zu  cassiren  und  auch  der  Einwand  gänzlich  beseitigt,  dass 
mit  Wegfall  desselben  em  einzelner  grosser  Grundbesitzer  (Rit- 
tergut, Domanium,  Klostergut  etc.)  rücksichtslos  und  zum  Nach- 
theile  der  übrigen  Feldinteressenten  die  Verkoppelung  erzwin- 
gen könne. 
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Ausser  Hannover  entscheidet,  so  viel  uns  bekannt }  nur  io 
England  und  in  Nassau  die  Zahl  der  Grundbesitzer  neben  dem 
Grundbesitze  selber  Uber  die  Verkoppeluno; 

In  den  Verkoppelungsgesetzen  von  Dänemark,  Schleswig, 
Holstein  (sogen,  königlichen  Anlheils),  Preussen,  Braunschweig, 
Sachsen9),  mehreren  thüringischen  Fürstentümern  etc.  richtet 
sich  das  Stimmrecht  bloss  nach  dem  Grundbesitze. 

Diesen  Beispielen  ist  nunmehr  auch  Hannover  gefolgt. 

Nach  $.  1  des  Gesetzes  vom  &  November  1856  ist  fortan 
die  Verkoppelung  als  beschlossen  anzusehen,  wenn  mindestens 
die  Hälfte  der  zusammenzulegenden  Grundstücke  nach  Flächen- 
inhalt und  nach  Steuercapilal  auf  den  oder  die  Antragsteller 
fallt 

Obwohl  es  nicht  ohne  Vorgang  ist,  dass  die  blosse  Parität 
für  genügend  erachtet  worden  *)  und  obwohl  in  Preussen  und 
in  mehreren  Staaten,  welche  der  preussischen  Gesetigebung  ge- 
folgt sind,  schon  der  vierte  Thcil  des  Grundbesitzes  für  den 
Beschluss  ausreicht,  so  würden  wir  doch  die  einfache  Majorität 
beider  Factoren  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Antrage  des  land- 
wirtschaftlichen Centrai-Vereins  für  das  K.  Hannover  (des  Cen- 

1)  Ein  karhessischer,  vor  Kursero  der  ständischen  Berathung  übergebe- 
ner  Entwarf  enthilt  Zeitungsnachrichten  zufolge  dieselben  Provokationsbe- 
dingungen, welche  das  hannoversche  Gesell  von  1842  vorschreibt 

2)  In  Sachsen  richtet  sich  das  Stimmrecht  nach  einem  eigenthümlichen 
nus  der  Grösse  und  der  Zahl  der  Parzellen  combinirten  Maassatabe,  welcher 
nicht  seilen  das  Zustandekommen  der  Verkoppelung  erschwert,  weil  die  re- 
nitenten kleineren  Grund besilrer  meist  verhiltnis  »massig  mehr  Par- 
zellen haben,  als  die  grösseren. 

3)  Zugleich  ist  den  kleinen  Grundbesitzern  von  2  Morgen  oder  weniger 
das  Stimmrecht  mit  eingeräumt  worden,  was  auch  nach  Wegfall  der  per- 
sönlichen Stimmen  unbedenklich  und  nicht  mehr  als  gerecht  ist. 

4)  Die  erste  scbleswigsche  Einkoppelunga- Verordnung  vom  10.  Februar 
1766  verlangte  %  Stimmen,  nach  dem  Steuerkataster  bemessen  ;  doch  konn- 
ten bei  geringerer  Provokation  die  Behörden  den  Ausschlag  für  die  Ver- 
koppelung geben.  Eine  zweite  schleswigsche  Verordnung  vom  26.  Januar 
1770  und  die  holsteinische  (für  den  sogenannten  königlichen  Antheil)  vom 
19.  Nov.  1771  begnügen  sich  schon  mit  der  Stimmen-Parität.  Die  Provo- 
kation bezog  steh  übrigens  immer  auf  Verkoppelung  und  Gemeinhettstheilung 
zusammen. 
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Iral-Ausscliusses  der  K.  LandwirthschaftsgesellschafV)  vom  8ten 
Juni  1855  vorgezogen  haben.  ■  • 

Regierungsseitig  ist  für  die  Parität  geltend  gemacht  wor- 
den, dass  dieselbe  Tür  die  Gemeinheitsiheilungen  gleichfalls  schon 
genüge,  dass  durch  diese  Uebereinstimmung  die  wünschenswerthe 
Gleichzeitigkeit  der  Verkoppelang  und  Gemeinheilstheilung  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  leichter  zu  erreichen  sei  und  dass  im 
Effecte  die  Parität  oder  die  einfache  Majorität  der  Stimmen  kei- 
nen  Unterschied  machen  werde,  da  die  Provokation  kaum  jemals 
von  einer  mathematisch  genauen  Hälfte  ausgehen  werde  und 
durch  einen  Ueberschuss  von,  wenn  auch  nur  einigen  Ruthen  Lan- 
des und  einigen  Pfenningen  Steuer-Capitales  schon,  factisch  die 
Majorität  vorhanden  sei.    Dieser  letzte  Grund  lässt  sich  gerade 
gegen  die  Parität  geltend  machen.    Denn  kommt  diese  in  der 
Wirklichkeit  unter  tausend  Verkoppelungsfallen  vielleicht  kaum 
einmal  vor  (),  sondern  nur  entweder  Minorität,  wenn  auch  eine 
noch  so- starke,  oder  Majorität,   wenn  auch   eine  noch  so 
schwache,  so  wird  der  Zweck  durch  das  gesetzliche  Erforderniss 
'   der  einfachen  Majorität  eben  so  gut  erreicht ,  als  durch  das  der 
Paritat,  während  das  erstere  den  grossen  Vorzug  hat,  dass  man 
Dem ,  was  bei  der  Abstimmung  über  sonstige  Interessen-Fragen 
in  Gemeindeversammlungen,  bei  Corporationen  etc.  Rechtens  und 
Herkommens  ist,  sieb  anschliesst.    Dass  die  eine  Hälfte  der  an- 
deren Hälfte  sich  unterwerfen  soll,  macht  mehr  böses  Blut,  als 
wenn  die  Minorität  der  Majorität  sich  fügen  muss,  woran  man 
gewöhnt  ist1).     Kommen  nun  Verkoppelungen   bei  einfacher 
Majorität  eben  so  leicht  zu  Stande,  als  bei  der  Paritat,  so  wird 
durch  letztere  auch  die  Gleichzeitigkeit  der  Gemeinheitsiheilungen 
nicht  mehr  gefördert.   Die  Gemeinheitstheilungen  hängen  ubri- 


1)  Diess  gilt  vornehmlich  von  Gemeinden  freier  Theilbarkeit,  wo  über- 
dies« der  Ankauf  eines  Minimum  von  Land  genügen  würde,  am  die  Parität 
in  Majorität  zu  verwandeln. 

2)  Ich  möchte  behaupten,  dass  in  den  meisten  Gegenden  die  Bauern 
lieber  einer  gesetzlichen  und  amtlichen  Regulirung  der  Feldmarken  ohne  alle 
vorausgegangene  Provokation  sich  unterwerfen  würden ,  als  dass  sie  den 
Sieg  der  einen  HSlfte  über  die  andere  oder  gar  des  Vi  gegen  s/*  (wie  in 
Preusien)  ertragen,  wenn  sie  zur  unterliegenden  Partei  gehören. 
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gens  von  einer  besonderen  Provokation  ab,  bei  welcher  die 
Stiinmbcrechiigung  der  Einzelnen  ganz  anders  sieh  vertheilt,  als 
beim  Verkoppelungsanlrage  »).  Auch  für  Gemeinheitstheilungen 
wäre  wohl  richtiger  die  Majorität  statt  der  Parität  vorgeschrie- 
ben worden.  Doch  kann  man  für  eine  leichtere  Provokation  auf 
dieselben  allenfalls  gellend  machen ,  dass  der  Zwang ,  auf  eine 
schlechte  gemeinschaftliche  Nutzung  gegen  Erlangung  neuer  pri- 
vativer Ländereien  zu  versichten,  nicht  auf  gleicher  Linie  mit 
dem  Zwange  steht,  bisheriges  privatives,  von  den  Eigentümern 
lieb  gewonnenes  und  oft  Überschätztes  Land  im  Tausche  gegen 
anderes  Land  hinzugeben,  durch  welches  Manche  kein  gehöriges 
Aequivalent  zu  erhalten  mistrauischer  Weise  befürchten.  Die 
Stimmen -Parität  ist  übrigens  von  den  Kammern  erst  nach  leb- 
haften Debatten  aeeeptirt  worden.  Das  neue  Gesetz  dehnt  dieses 
Princip  auch  auf  den  Fall  aus,  dass  Grundstücke  in  dem  Eigen- 
thume  oder  in  dem  mit  erblichem  Nutzungsrechte  verbundenen 
Besitze  Mehrerer  sich  befinden,  die  zusammen  nur  Eine  Stimme 
abgeben  können;  diese  ist  für  die  Verdoppelung  abgegeben, 
wenn  die  Hälfte ,  nach  dem  Theilnahmeverhältniss  berechnet, 
dafür  sich  erklärt  —  Eine  Bestimmung  des  Gesetz -Entwurfes, 
dass  die  Stimmen-Parität  auch  für  die,  einer  politischen  Gemeinde 
gehörigen  Grundstücke  genügen  solle,  (d.  h.  für  den  Besch luss 
der  Provokation  beizutreten),  ist  als  der  Städte-  und  Landge- 
*  meinde  -  Ordnung  zuwiderlaufend,  durch  ständischen  Beschluss 
beseitigt  worden. 

Wie  für  die  Verkoppelung  ganzer  Feldmarken,  so  genügt 
fortan  auch  für  die  Verkoppelung  einzelner  Feldabtheilungen  oder 
Wiesenflächen  die  Hälfte  der  Stimmen  nach  Fläche  und  Steuer- 
Capital.  Die  nach  Gesetz  vom  12.  Oktbr.  1853  erforderliche 
Minimalfläche  von  100  Morgen  ist  in  Folge  des  Antrages  der 
Sländeversammlung  auf  25  Morgen  reduetrt  worden. 

Ob  Partialverkoppelungen  von  so  unbedeutendem  Umfange 
gesetzlichen  Vorschub  verdienen,  ist  sehr  zu  bezweifeln,  da  sie 

1)  Namentlich  in  den  Süd-Provio*en,  wo  bei  der  RciheatellenverfaMiing 
jeder  Berechtigte  gleiche!  Stimmrecht  bei  derTSemeiiiheitstheilung  hat,  einer- 
lei ob  er  3  oder  30  oder  300  Morgen  prodnetiver  Landereien  beutet,  und 
wo  mancher  Grundbesitzer  gar  nicht  reibebercchtigl  ist. 
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unverhältnissmässige  Kosten  verursachen  werden  und  oft  das  Hin- 
dernis» einer  späteren  durchgängigen  Verkoppeking  werden  kön- 
nen, zumal  wenn  die  bei  den  ständischen  Berathungen  aufgestellte 
und  regierungsseitig  nicht  bestimmt  widerlegte  Behauptung  richtig 
ist,  dass  bereits  partiell  verkoppelte  Stücke  gegen  den  Willen 
ihrer  Eigentümer  nicht  in  einen  späteren  allgemeinen  Verkop- 
pelungsplan  hineingezogen  werden  können. 

Von  einem  Mitgliede  der  ersten  Kammer  wurde  der  Antrag 
gestellt,  dass  mit  höherer  Genehmigung  Güter  oder  Höfe,  die  V« 
des  gesammten  zu  verkoppelnden  Grundbesitzes  nach  Fläche  und 
Steuer -Capital  inne-  haben,  befugt  sein  sollen,  ihre  Ausschei- 
dung und  Zusammenlegung  abgesondert  zu  bewirken,  wenn  eine 
allgemeine  Verkoppelung  nicht  zu  erreichen. 

Es  hat  jedoch  dieser  Antrag,  für  welchen  sich  allerdings 
Präcedentien  anführen  lassen,  nicht  die  gehörige  Zustimmung 
erlangt  ■> 

Nach  §.13  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1842  konnte  Der, 
welcher  beim  Austausche  von  Ländereien  seinen  Ersatz  nicht 
völlig  in  Grund  und  Boden  erhielt,  die  Differenz ,  welche  gegen 
seinen  Willen  nicht  über  3  Procent  seiner  ganzen  Abfindung 
betragen  darf,  nach  seiner  Wahl  in  Capitalzahlung  oder  durch 
eine  ablösbare,  event.  mit  dem  25fachen  zu  capitalisirende 
Rente  oder  auch  durch  eine  unablösbare  Rente  erhalten. 


1)  Nach  der  schleswigschen  Einkoppeluogsverordotmg  von  1770  kann 
jeder  einzelne  HufenbeaiUer  die  Ausscheidung  seines  Antheils  an  dar  Faid- 
mark  in  zusammenhängender  Lage  verlangen  und  an  diesem  Zwecke  eine 
Vermessung  and  Ronitirung  der  ganzen  Feldmark  auf  Kosten  aller  Interes- 
senten veranlassen.  In  Preussen  ist  xwar  durch  das  Geseta  vom  2.  Marz 
1850  das  Recht  des  Rittergutes,  Domanialgutea  etc.,  die  Ausscheidung  für 
sich  zn  verlangen,  aurgehoben  worden.  Da  aber  immer  noch  der  Antrag 
von  V*  des  Grundbesitzes  genügt,  nm  sogar  die  allgemeine  „Separation" 
(Verkoppelung  und  Gemeinheitstheilung)  zn  bewirken,  und  das  Domanial- 
oder  Rittergut  häufig  den  vierten  Theil  der  Feldmark  oder  mehr  besitzen 
wird,  so  wird  dasselbe  doch  meistens,  auch  beim  Widerspruche  der  bäuer- 
lichen Grundbesitzer,  seinen  Zweck  erreichen.  Es  ist  indessen  nicht  zn 
übersehen,  dass  in  Preusaen  die  bloss  vermengte  Lage  der  Aecker,  Wiesen 
n.  a.  w.  ohne  eine  Gemeinschalt  der  Weide  etc.  kein  Recht  aar  Provoka- 
Uon  begründet.   tGea.  v.  7.  Juni  1821,  $.  3;  V.-O.  v.  28.  Juli  1838,  §.  1.) 
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Von  der  Abfindung  durch  Renten  war  seither  wenig  Ge- 
brauch gemacht  worden,  wohl  weil  sie  beiden  Theilen  in  der 
Regel  läslig  gewesen  sein  würde;  die  Conslituirung  einer  unabltfs- 
baren  Rente  ist  in  diesem  Falle  an  und  für  sich  als  unzweck- 
mässig zu  erachten.  Es  ist  daher  zu  billigen ,  dass  in  Zukunft 
immer  Capitalzahlung  Stall  finden  soll.  Im  Gesetzes  -  Entwürfe 
war  die  Entschädigung  nach  einem  Zinsfusse  von  3  Procent, 
also  mit  dem  33 '/stachen  des  Wertbobjectes  proponirt  worden, 
wobei,  wie  die  Motivirung  des  Entwurfes  ergiebt,  die  Rücksicht 
auf  die  gleiche  Bestimmung  des  Expropriationsgesetzes  geleitet 
hatte.  Allein  abgesehen  von  der  Frage,  ob  das  Expropriations- 
geselz neben  einer  vollständigen  Taxation  des  Werthes  der  Ab- 
tretungen und  Verluste  so  weit  hätte  gehen  sollen,  so  liegt  hier 
der  Wirkung  nach  eine  Expropriation  nicht  vor,  da  die 
äusserst  geringe  Quote,  die  Jemand  von  seiner  ganzen 
dung  in  Geld  (statt  in  Land)  sich  gefallen  lassen  muss,  wenn 
die  Verkuppelung  nicht  anders  zu  arrangiren  ist  ( —  es  ist  immer 
nur  in  Nothfällen  von  der  Bestimmung  Gebrauch  gemacht  wor- 
den, z.  ß.  wenn  der  Raum  für  die  projectirten  Wege,  Gräben 
nicht  ganz  reichte  — )  immer  schon  durch  den  aus  der  Furchen- 
Verminderung  entstehenden  Landzuwachs  allein  und  noch  mehr 
durch  den  erhöheten  Werth  der  Ländereien  überhaupt  reichlich 
aufgewogen  wird.  In  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Zinsfusses 
liegt  durchaus  kein  Grund ,  die  Bestimmung  des  Gesetzes  von 
1842  zu  schärfen;  in  Folge  ständischen  Beschlusses  hat  es  hiebei 
nun  auch  sein  Bewenden  behalten. 

Hinsichtlich  der  Abhaltung  der  Verkoppelungskosten  hat  das 
neue  Gesetz  folgende  Aenderungen  vorgenommen: 

Bisher  waren  die  vom  Stimmrechte  ausgeschlossenen  Be- 
sitzer von  zwei  hannoverschen  Morgen  oder  weniger  von  den 
Verkoppelungskosten  ganz  befreit  und  hatten  bloss,  wenn  etwa 
mit  der  Verkoppelung  eine  Gemeinheitstheilung  verbunden  wurde, 
zu  den  Kosten  der  letzteren  ihren  verhältnissmässigen  Beitrag  zu 
leislen;  alle  übrigen  Grundbesitzer  mussten  für  sich  (und  für 
jene  mit)  die  Kosten,  sowohl  die  des  Verkoppelungsverfahrens, 
als  die  der  sogenannten  Folgeeinrichtungen  (Wege,  Wasserzüge, 
Brücken  etc.)  nach  dem  Verhältniss  des  Werthes  ihrer  Abfindungen 
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• 

(des  gesammten,  bei  der  Verkoppelung  festgestellten  Reinertra- 
ges ihrer  Ländereien)  tragen.  Der  Grund  zur  Kostenbefreiung 
der  ganz  kleinen  Grundbesitzer  als  Folge  ihrer  Ausschliessung 
vom  Stimmrechte  fiel  mit  Erlheilung  des  letzteren  weg.  In  Er- 
wägung jedoch ,  dass  die  kleinen  Grundbesitzer  meist  nur  einen 
geringen  und  immer  einen  weit'  geringeren  Vortheil  von  der 
Verkoppelung  haben,  als  die  mittleren  und  grossen,  ging  die  Re- 
gierung einen  Schritt  weiter  und  liess  in  den  Gesetzes-Entwurf 
folgende  Bestimmungen*  aufnehmen :  • 

„ Zu  den  Kosten  der  Verkoppelung  sollen  Diejenigen,  welche 
an  zusammenzulegenden  Grundstücken  nicht  mehr  als  fünf  han- 
noversche Morgen  besitzen,  nichts;  Diejenigen,  welche  mit  mehr 
als  fünf,  jedoch  mit  weniger  als  zehn  Morgen  betheiligt  sind, 
nur  für  ein  Drilttheil  und  Diejenigen ,  welche  zehn  Morgen  und 
darüber  bis  fünfzehn  Morgen  an  zusammenzulegenden  Grund- 
slücken besitzen,  nur  für  zwei  Dritttheile  des  Werlhes  ihrer  Ab- 
findungen beizutragen  haben.  Wird  aber  die  Verkoppelung  von 
solchen  kleinen  Grundbesitzern  allein  beschlossen,  so  fällt  die 
völlige  oder  theilweise  Befreiung  von  den  Kosten  der  Verkoppe- 
lung Tür  die  Provokanten  weg.* 

Die  Ständeversammlung  bemerkte  hierüber  in  ihrem  Erwie- 
derungsschreiben, dass  das  Verfahren  unverhältnissmässig  ver- 
wickelter Natur  erscheine  und  dass  die  Bestimmungen  tbeils  zu 
weit  gingen,  theils  in  so  fern  unpassend  wären,  als  der,  in  der 
Natur  der  Sache  begründete  Unterschied  zwischen  den  Kosten 
der  Folgeeinrichtungen  und  den  sonstigen  Kosten  der  Verkoppe- 
lung nicht  gemacht  werde  und  die  Befreiung,  resp.  Ermässigung 
bloss  nach  der  Fläche,  ohne  Berücksichtigung  des  Werthes  der- 
selben bestimmt  sei. 

In  der  That  würden  diese  Bestimmungen  manche  Incon- 
venienzien  bereitet  und  namentlich  in  den  Süd  -  Provinzen ,  wo 
oft  ein  grosser  Theil  der  Feldmark  auf  die  Besitzungen  von  we- 
niger als  15  Morgen  fällt,  die  Verkoppelung  wahrscheinlich  mehr 
gehindert,  als  gefördert  haben. 

Beispielsweise  denken  wir  uns  eine  Feldmark  von  5000 
Morgen  Verkoppelungsfläche ,  das  Land,  wie  wir  lediglich  der 
einfacheren  Betrachtung  halber  annehmen  wollen,  von  durchgangig 

Zaiuchr.  fflr  SuaUw.  1857.    U  U*ft.  6 
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gleicher  Bonität;  die  Kosten  der  Verkoppelung  mit  Einschluss 
der  Folgeeinrichtungen  =  10000  Thlr.,  also  2  Thlr.  pr.  Morgen. 
Diese  Kosten  sind  bei  folgender  Besitzvertheilung  so  abzuhalten : 

1000  Morgen  auf  Besitzungen  von  5  Morgen  oder  darun- 
ter fallend  zahlen  nichts;  1000  andere  Morgen,  zu  Besitzungen 
von  6  bis  unter  10  Morgen  gehörend,  zahlen  !/a  des  Salzes,  also 
*/s  Thlr.  =  666%  Thlr.;  noch  andere  1000  Morgen,  die  in 
Besitzungen  von  6  bis  zu  15  Morgen  excl.  sich  vertheilen,  zahlen 
%  des  Satzes,  also  l'/a  Thlr.  =  1 333  V3  Thlr.  Damit  sind  2000 
Thlr.  gedeckt  und  mithin  die  übrigen  8000  Thlr.  von  den  noch 
übrigen  2000  Morgen  mit  4  Thlr.  pro  Morgen  zu  übernehmen. 
Es  muss  also  ein  Grundbesitzer  von  15  Morgen  60  Thlr.  zahlen, 
während  einer  von  14  Morgen  nur  18%  Thlr.  zu  zahlen  hat '). 

Unter  solchen  Umständen  werden  die  Grundbesitzer  von  15 
Morgen  und  darüber  vor  der  Provokation  sich  hüten ;  die  unter 
15  Morgen  aber  gleichfalls  (wenn  sie  auch  sonst  theilwetse  zur 
Verkoppelung  geneigt  sein  sollten),  weil  sie,  wenn  sie  allein 
provociren,  die  angegebene  Begünstigung  verlieren;  es  werden 
Bich  nach  der  aufgestellten  Abgrenzung  zwei  Parteien  bilden,  die 
gegenseitig  auf  der  Lauer  liegen. 

Ein  anderer,  auch  in  den  Kammern  discutirter  Vorschlag 
ging  dabin ,  die  Besitzer  bis  zu  fünf  oder  sechs  Morgen  zu  be- 
freien, alle  übrigen  aber  zu  voll  zahlen  zu  lassen.  Nach  den 
Agrarverhältnissen  der  Südprovinzen  würde  aber  diese  Bestim- 
mung alter  Wahrscheinlichkeit  nach  die  nächst  folgende  Klasse 
Ton  Grundbesitzern  —  etwa  bis  zu  15  Morgen  —  zu  noch  grös- 
serer Opposition  gegen  die  Verkoppelung,  als  sie  ohnehin  schon 
von  dieser  Seite  zu  kommen  pflegt,  gereizt  haben.  Diese  Be- 
sitzer von  5  oder  6  bis  15  Morgen  etc.,  die  von  der  Land- 
wirtschaft leben  wollen,  befinden  sich  hier  meist  in  schlechterer 
Lage,  als  die  ganz  kleinen  Grundbesitzer,  welche  hauptsächlich 
durch  Tagelöhnerei  oder  Handwerksbetrieb  existiren. 

Das  Gesetz  selber  hat  nun  diesen  Punkt  ständischem  Be- 
schlüsse gemäss  folgendermaassen  erledigt: 

1)  Vielleicht  ist  die  Abficht  gewesen ,  dasa  die  Zahlung  selber  immer 
wie  1,  z/*i  Vfti  0  sich  verhalten  »olle,  was  indessen  nicht  in  der  Fassung 
des  Entwurfes  liegt. 
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„Diejenigen,  welche  au  zusammenzulegenden  Grundslücken 
niclit  mehr  als  swei  Morgen  zum  D  ur  chschn  itt  s  w  erthe 
sttmmllicher  beitragspflichtiger  Grundstücke  be- 
sitzen, sollen  von  dem  Beilrage  zu  den  Verkoppelungskosten 
mit  Ausschluss  der  K  oste  n  der  Folgeeinrichtungen 
befreiet  sein.  Von  dem  Grundbesitze  eines  jeden  der 
übrigen  Betheiligten  sind  gleichfalls  2  Morgen  zu 
demselben  Du rchschnittswerthe  von  jenen  Kosten 
frei  zu  lassen1).  Wird  aber  die  Verkoppelung  von  solchen 
kleinen  Grundbesitzern  allein  beschlossen,  so  fällt  diese  Befreiung 
von  den  Kosten  der  Verkoppelung  weg.*  — 

Hart  mag  es  erscheinen ,  dass  ein  Grundbesitzer ,  vorzugs- 
weise ein  grösserer,  der  bereits  durch  Austausch  und  Zukauf 
von  Ländereien  mit  grossen  Opfern  kompakte  Flachen 
mengebracht  hat,  bei  späterer  allgemeiner  Verkoppelung 
bloss  seinen  Grundbesitz  in  die  allgemeine  Verkoppelungsmasse 
werfen  lassen,  sondern  auch ,  ohne  seinerseits  einen  Vortheil  zu 
erlangen,  zu  den  Verkoppelungskosten  beitragen  muss.  Von  der 
Iten  Kammer  wurde  daher  beantragt,  „getrennt  liegende,  ein 
zusammenhängendes  Ganze  bildende,  gänzlich  privative  und  ser- 
vilutlreie ,  in  Einer  Hand  vereinigte  t  ompiexe  von  mindestens 
100  Morgen"  von  dem  Verkoppelungszwange  mit  Einwilligung 
der  Behörden  zu  befreien  und  zu  den  Kosten  nur  soweit  heran- 
zuziehen, als  die  Folgeeinrichtungen  (Wege,  Wasserzüge  etc.) 


1)  Wer  also  3  Morgen  zwo  Durchschnitt«  wert  he  besitzt,  zahlt  nur  für 
1  Morgen,  wer  32  Morgen  für  30  Morgen  etc.    Dadurch  wird  der  Sprung 


wichtig  ist.  •—  Für  ans«  Gemeinden  wäre  sehr 
wenn  der  oft  geäusserte  Wunsch  erfüllt  werden  könnte,  dass  die  Landes- 
Credit-Anstalt  ermächtigt  würde,  die  Verkoppelungskosten  vorzuschiessen 
und  mittelst  planmässiger  Tilgung  durch  die  Grundbesitzer  sich  restituiren 
Bisher  hal  das  Ministerium  des  Ii 
Fond 

als  Prämien  für  die  ersten  Beispiele  der 
Verkoppelung  in  einer  Gegend  hergegeben.  Auf  dem  preussischen  Eichs- 
felde soll  von  grossem  Erfolge  die  Maassregel  gewesen  sein,  dess  die  Re- 
gierung das  etwaige  Plus  der  Verkoppelungskosten 
Betrag  für  den  Morgen  zu  tragen  übernommen  hat. 
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den  Besitzern  auch  IVulzcn  gewähren.  Es  ist  diesem  Anträge, 
von  dessen  Annahme  die  Regierung  eine  erschwerende  Einwir- 
kung auf  die  Verkoppelungen  zu  befürchten  schien,  keine  Folge 
gegeben  worden.  Doch  wird  von  Unterrichteten  versichert,  dass 
es  in  Fällen  der  gedachten  Art  mit  Unterstützung  der  Behörde 
nicht  selten  gelinge,  die  Einwilligung  der  Feldinteressenten  zur 
Ausschliessung  solcher  Flächen  zu  erlangen.  — 

Nach  dem  Gesetze  von  1842  mussten  bis  jetzt  die  Kosten 
Dir  die,  in  Veranlassung  der  Verkoppelung  bewerkstelligte  Ab- 
lösung von  Weide- Servituten  gegen  Und  von  den  Pflichtigen 
getragen  werden.  Diese  Kosten  sind  durch  das  neue  Gesetz 
insoweit  auf  die  Weideberechtigten  überwälzt  worden,  dass  diese 
für  das  ihnen  zur  Abfindung  zufallende  Land  nach  dem  Werth- 
verhällnisse  desselben  ihren  Beitrag  zu  den  gemeinschaftlichen 
Verkoppelungskosten  leisten  müssen. 

Es  scheint  dieses  Verfahren  dem  sonst  bei  Ablösungen  be- 
folgten Grundsatze  zu  widersprechen,  dass  der  Berechtigte,  der 
nach  dem  bisherigen  Reinertrage  seiner  Nutzung  entschädigt 
werden  soll,  hieran  keinen  Abzug  erleiden  dürfe,  weü  er  dann 
eben  nicht  vollständig  entschädigt  wird.  Doch  wird  es  darauf 
ankommen,  ob  die  Aequivalirung  der  Weidegerechtsame  in 
Land  nach  dem  Werthe  geschieht,  welchen  letzteres  zur  Zeit 
der  Verkoppelung  hat  oder  ob  dabei  der  durch  die  Verkoppe- 
lung zu  erlangende  Werthzuwachs  sogleich  mit  eingerechnet 
wird.  — 


VTsxn     J.v«      A  Knn/I  Amn/ran     uns!     ¥7  r/vn  vi  vnti  rwe\  ri        iktaIsiIi^i  sl<ic 

ton  (irii  /%iMnut*ruiigtiii  uim  urgHnzuiigcn ,  weitne  un»  ue 

setz  über  das  Verfahren  in  Gemeinheitstheilungs  -  und  Verkop- 
pelungssachen  erhalten  hat,  sind  hier  folgende  zu  erwähnen. 

Es  war  bisher  nicht  selten  der  Fall  vorgekommen ,  dass 
einzelne  Betheiligte,  die  in  dem  einleitenden  Verfahren  (Vor- 
verfahren) bereits  ihre  Stimme  für  die  Verkoppelung  (oder  fär 
die  Gcmeinheitstheilung)  abgegeben  hatten,  diese  wieder  vor 
dem  Eintritte  der  Rechtskraft  des  Stattnehmigkeitserkenntnisses 
ohne  alle  Angabe  von  Gründen  oder  unter  Angabe  unerheblicher 
Gründe  zurücknahmen.  Obgleich  hieraus  grosse  Unzuträglichkeiten 
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entstanden,  so  konnle  solches  nach  den  Worten  des  Gesetzes 
doch  nicht  für  unzulässig  erklärt  werden.  Jetzt  ist  nun  dem  be- 
treffenden Paragraphen  die  Bestimmung  hinzugesetzt  worden: 
„Eine  Zurücknahme  der  im  Vorverfahren  für  den  Theilungsan- 
trag  l)  abgegebenen  Stimme  ist  weder  vor  noch  nach  Eröffnung 
des  Statlnehmigkeitserkenntnisses  zulässig." 

Eben  so  wichtig,  als  die  Zusammenlegung  der  Felder  sind 
die  sogenannten  Polgeeinrichtungen,  „welche  die  Erleichterung 
und  Sicherst  eilung  der  künftigen  Benutzung  oder  die  Erhöhung 
des  Ertrages  bezielen,«  wie  es  in  $.  94  des  Gesetzes  über  das 
Verfahren  lautet.  In  diesem  Paragraphen  ist  vorgeschrieben, 
dass  die  Oommission  nach  vorgangiger  Vernehmung  der  Bethei- 
ligten und  mit  Genehmigung  der  Behörden ,  deren  Mitwirkung 
nach  Lage  der  Sache  etwa  erforderlich  ist,  die  nöthigen  Be- 
stimmungen hinsichtlich  der  Begrenzung  und  Befriedigung  der 
Grundslücke,  der  Anlegung  neuer  oder  Verbreiterung  etc.  vor- 
handener Wege  und  Triften,  der  Anlage  von  Brücken,  Wasser- 
zügen  und  etwaigen  sonstigen  Anstalten  zu  einer  Abwässerung 
oder  Bewässerung,  sodann  auch  hinsichtlich  der  Unterhaltung 
solcher  Anstalten  zu  treffen  hat. 

Seitdem  ist  das  Drainiren  eingeführt  worden  und  hat  des- 
halb der  $.  94  den  Zusatz  erhalten,  dass  „zu  den  Folgeeinrich- 
tungen auch  die  Entwässerung  des  Bodens  durch  sogenannte 
Drains  gehört,  insoweit  der  einzelne  Grundbesitzer  solche  An- 
lagen auf  seinem  Grundstücke  für  sich  allein  zweckmässig  nicht 
ausführen  kann." 

Im  Grunde  berechtigt  schon  der  $.  94  nach- seiner  Fassung 
zu  einer  solchen  offiziellen  Drainage.  Bei  den  Drairtsanlagen 
kommen  in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung  die  für 
Entwässerungsanlagen  geltenden  Grundsätze  des  Eni-  und  Be- 
wässerungsgesetzes vom  22.  August  1847  (welches  übrigens  des 
Drainirens  selber  noch  nicht  erwähnt)  zur  Anwendung. 

Da  es  nolhwendig  ist,  dass  zeitige  Vorsorge  für  diese  An- 
lagen schon  während  der  Verkoppelung  getroffen  wird,  so  haben 

1)  Unter  diesem  Ausdruck,  der  bald  generell,  bald  speciell  gebraucht 
wird,  ist  hier  die  Verkoppelung  mit  sq  verstehen. 
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Stände  in  ihrem  Erwiederungsschreiben  die  Regierung  ersucht, 
durch  Erlass  geeigneter  Instructionen  dahin  zu  wirken,  dass  bei 
der  Ausführung  von  Verkuppelungen ,  besonders  bei  der  Anle- 
gung von  Abzugsgräben  auf  die  Möglichkeit  einer  Drainirung 
sam  ratlicher,  dieser  Melioration  bedürftiger  Grundstücke  von 
den  leitenden  Behörden  vorsorglich  Bedacht  genommen  werde. 

Oft  scheiterte  seither  das  Bemühen,  den  zu  bildenden  Kop- 
peln eine  regelmässige  Form  zu  geben,  an  der  unregelmässigen, 
winkeligen,  zickzackigen  Abgrenzung  derselben  gegen  anstossende, 
der  Verkoppelung  nicht  mit  unterzogene  Flächen,  wie  Gemein- 
beitsgründe  (wenn  es  nicht  gleichzeitig  zur  Theüung  derselben 
kam),  Forsten,  Grundstücke  eines  bereits  früher  privatim  ver- 
koppelten, von  der  allgemeinen  Verkoppelung  eximirten  Gehöftes, 
oder  auch  Ländereien  einer  benachbarten  Feldmark. 

Der  Gesetzes-Entwurf  beabsichtigte  bloss,  diesem  Ucbelstande 
bei  der  Angrenzung  von  gesetzlich  theilbaren  Gemeinheiten,  wenn 
diese  nicht  zugleich  mit  der  Verkoppelung  aufgetheüt  werden, 
'  abzuhelfen  l\  Die  Stände  aber  fassten  mit  Recht  die  Sache 
allgemeiner  auf  und  demnach  ist  durch  $.  8  des  neuen  Gesetzes 
über  das  Verfahren  die  Commission  befugt  worden,  nach  Anhö- 
rung der  Betheiligten  und  auf  Grund  von  Gutachten  Sachver- 
ständiger, „eine  Begradigung  der  Grenzen  der  zu  verkoppelnden 
Flächen  gegen  angrenzende  Feldmarken,  so  wie  gegen  angren- 
zende nicht  zur  Verkoppelung  gezogene  Flächen  gegen  vollstän- 
dige Entschädigung  der  Beiheiligten tf  zu  verfügen.  Eine  solche 
Begradigung  der  Grenzen  ist  aber  nach  diesem  Paragraphen  nur 
in  so  weit  zulässig  (d.  b.  zwangsweise),  als  vollständige  Ent- 
schädigung in  Grund  und  Boden  gewährt  werden  kann;  sie  soll 
auf  das  Maass  des  unvermeidlich  Notwendigen  beschränkt  und 
mit  thunlichster  Schonung  der  Inleressen  der  auswärtigen  Grund- 
eigentümer ausgeführt  werden  a). 


1)  Hiernach  wäre  nicht  einmal  gegen  angrenzende  Gemeinheitsforsten 
derselben  Feldmark,  da  sie  gesetilich  nicht  ihejlbar  sind,  etwas  auszurich- 
ten gewesen. 

2)  Ob  man  hier  nicht  etwas  weiter  bitte  gehen  können?  So  s.  B. 
wird  ohne  den  Auslausch  von  Encltren  and  Excleven  oft  das  Ziel  nicht  zu 
erreichen  sein. 
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Nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  sind  sogenannte  Prival- 
Verkoppel un<?en  (wie  auch  Pr  ivat -Gemein  hei  Ist  heil  ungen)  erlaubt, 
welche  die  Belheiliiften  so  ?u  sagen  auf  eigene  Hand,  mit  Um- 
gehung der  technischen  Beamten  durch  irgend  einen  beliebig 
gewählten  Sachverständigen  oder  wenigstens  von  ihnen  für  sach- 
verständig gehaltenen  Mann  ausführen  lassen.  Die  Behörden 
haben  dann  keinen  Einfluss  auf  den  Gang  des  Geschäftes  und 
erst  nach  beendigter  Sache  ist  obrigkeitliche  Beurkundung  und 
landdrosteiliche  Prüfung  für  den  Fall  erforderlich,  wenn  ein  Öffent- 
liches Interesse  dabei  in  Frage  kommt,  was  z.  B.  in  Betreff  der 
Wege-Veränderungen  oder  der  Grenzberichtigung  zwischen  be- 
nachbarten Feldmarken  eintreten  kann.  (Gesetz  über  das  Ver- 
fahren $.  140—143.) 

Bei  Zulassung  solcher  Privatverkoppelungen  dachte  man 
eigentlich  nur  an  den  Austausch  einzelner  aneinandergrenzender 
Grundstücke  zum  Zwecke  der  Zusammenlegung.  Sie  wurden 
aber  später  häufig  auf  die  Regulirung  ganzer  Feldmarken  aus- 
gedehnt und  erlangten  in  manchen  Gegenden  eine  Art  von 
Popularität,  weil  sie  in  weit  kürzerer  Zeil,  als  die  amtlichen 
Verkoppehmgen  und  mit  geringeren  Kosten  (meist  gegen  eine 
Akkordsumme)  ausgeführt  wurden,  was  hauptsächlich  daraus 
sich  erklärt,  dass  sie  überhaupt  nur  in  Folge  eines  freiwilligen 
Beschlusses  aller  Betheiligten  eintreten  können,  folglich  nur  da 
vorkommen  werden,  wo  die  Dorf-  und  Feldnachbaren  friedfor-» 
lige  und  billige  Gesinnung  gegen  einander  hegen  und  auch  die 
Agrarverhältnisse  nicht  so  complicirt  sind.  Die  schwierigeren 
Verkoppelungs-Sachen  fallen  mithin  immer  dem  amtlichen  Ver- 
fahren anheim,  bei  welchem  die  Uberstimmte,  meist  sehr  erbit- 
terte Minorität  oft  die  Ausführung  so  viel  als  möglich  hemmt 
und  zur  Abhaltung  vieler  Termine  zwingt;  daher  mehr  Zeitver- 
lust und  Kosten. 

Es  wird  nun  zwar  versichert,  dass  manche  Privatverkoppe- 
lungen in  befriedigender  Weise  zu  Stande  gekommen,  eben  so 
häufig  aber  oder  noch  häufiger  scheint  das  Gegentheil  der  Fall 
gewesen  zu  sein.  Die  Bauern  hatten  es  dann  an  der  nöthigen 
Vorsicht  in  der  Wahl  des  Technikers  fehlen-  lassen;  es  wurden 
ungeprüfte,  ausländische  Geometer,  sogar,  wie  in  der  Stände- 
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Versammlung  berichtet  ward,  ehemalige  Schauspieler,  verdorbene 
Förster  u.  dgl.  angenommen;  aus  den  unrichtigen  Vermessungen 
und  Chartirungen  entstanden  Verluste,  Uebervortheilungen ,  ver- 
wickelte Processe. 

Die  Stände  zogen  bei  Gelegenheit  der  Beratbung  des  zur 
Rede  stehenden  Gesetz-Entwurfes  die  Frage  über  die  Zulässig- 
keil,  event.  die  Controlirung  von  Privat  -  Verkoppelungen  und 
Privat-Gemeinheitstheilungen  mit  in  den  Kreis  ihrer  Berathungen. 
Der  Gegenstand  wurde  von  allen  Seiten  beleuchtet;  es  gewann 
die  Ansicht  die  Oberhand,  dass  die  Privat-Verkoppelungen  und 
Privat-Theilungen  nicht  durch  erschwerende  Formen  oder  hin- 
dernde Erfordernisse  unmöglich  gemacht  werden  sollten,  da  sie 
bei  guter  Ausführung  nützlich  seien,  zumal  voraussichtlich  in 
Folge  der  neuen  Gesetze  die  Zahl  der  Provokationen  sehr  zu- 
nehmen und  damit  ein  Mangel  m  Technikern  eintreten  werde, 
dass  aber  die  (vorhin  angefahrten)  $.  141  —  143  des  Gesetzes 
über  das  Verfahren  erfahrungsmässig  keinen  genügenden  Schutz 
gegen  schlechte  oder  mangelhalle  Ausführung  gewährten.  Dem- 
zufolge ist  die  Regierung  ersucht  worden,  „die  weiter  erforder- 
lichen gesetzlichen  Vorschriften  Ständen  bei  ihrer  nächsten 
Versammlung  zur  verfassungsmässigen  Zustimmung  vorlegen  zu 
wollen.«  — 

Wir  hätten  schön  oben  erwähnen  sollen,  dass  Stände  bei 
Gelegenheit  der  jetzigen  Aenderung  des  Verkoppelungsgesetzes 
die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  auf  die  „in  einigen  Landes- 
theilen  schrankenlos  zulässige  Parzellirung  der  Grundstücke* 
gelenkt  und  Derselben  empfohlen  haben,  „auf  gesetzliche  Vor- 
schriften Bedacht  nehmen  zu  wollen,  welche  der  bezeichneten 
Zerstückelung  des  Grundeigenthums  mit  Berücksichtigung  aller 
einschlagenden  Verhältnisse  entgegenzuwirken  geeignet  sein 
möchten. a 

Ein  solohes  Gesetz,  welches  namentlich  Tür  die  Süd -Pro- 
vinzen ein  längst  gefühltes  Bedürfnfss  ist,  aber  auch  für  andere 
Provinzen  des  Königreiches ,  soweit  daselbst  die  Unteilbarkeit 
der  Bauerngüter  lediglich  auf  der  Gutsherrlichkeit  beruhete,  mit 
fortschreitender  Ablösung  des  guisherrlichen  Verbandes  und  der 
gutsherrlichen  Laston  nicht  lange  mehr  zu  entbehren  ist,  wird 
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nun  freilich  bei  der  Schwierigkeil  des  Stoffes  nicht  in  der  aller- 
nächsten  Zukunft  zu  erwarten  sein  und  überdies  mit  einem  neuen 
Gesetze  Ober  bäuerliche  Erbfolge  und  andere  bäuerliche  Rechts- 
verhältnisse in  Verbindung  gebracht  werden  müssen. 

Wohl  aber  hätte  das  neue  Verkoppelungsgesetz  wenigstens 
dagegen  Vorkehrung  treffen  können,  dass  die  einzelnen  Aecker 
und  Wiesenparzellen  ihre  regelmässige  Gestalt  und  ihre  seibslstan- 
dige  Zukömmlichkeit  wieder  verlieren,  ferner,  dass  von  Neuem 
durch  die  Theilungen  Wege  -  Servituten  und  andere  Servituten 
sich  bilden  und  endlich,  dass  durch  ein  Uebermaass  neu  entstan- 
dener Grenzfurchen  eine  un verh ölt niss massige  Quote  der  Fläche 
wiederum  theils  der  Cultur  überhaupt  entzogen,  theils  der  vollen 
Ertragsfahigkeit  beraubt  wird. 

Hiezu  dient:  1}  unbedingtes  Verbot  der  Queertheilungen; 
2)  Beschränkung  der  Längentheilungen  dahin,  dass  jedes  Stück, 
so  wohl  das,  von  welchem  abgetrennt  wird,  als  das  abgetrennte 
eine  Breite  von  mindestens  zwei  Ruthen  behält ,  auch  nicht  die 
erlangte  Parallelität  der  gegenüberstehenden  Grenzlinien  durch 
zickzackiges  Tranchiren  wieder  verliert. 

Durch  die  Vorschrift  eines  Parzellen  -  Minimum  von  '/4>  ll% 
oder  1  Morgen,  wie  es  in  einigen  Staaten  verfügt  ist,  würde  der 
angegebene  Zweck  nicht  erreicht  werden.  Denn  darf  man  einen 
Acker  z.  B.  von  2  Morgen  beliebig  in  vier  Stücke  a  Mor- 
gen (heilen,  so  verlieren  die  beiden  Miltelstücke  ihre  selbststän- 
dige Zukömmlichkeit  und  die  beiden  Endstücke  werden  mit  der 
Servitut  der  Passage,  Entwässerung  u.  s.  w.  belastet. 

Trügerisch  ist  die  von  Manchen  gehegte  Hoffnung,  dass  die 
beschaffte  Verkoppelung  Tür  die  Zukunft  wettere  Zerstückelungen 
indirekt  hemmen  werde,  weil  die  Einsicht  von  den  erlangten 
grossen  Vortheilen  die  Grundbesitzer  von  selber  bewegen  würde, 
den  wahren  erhöheten  Werth  ihrer  Ländereien  nicht  durch  die 
Zerstückelung  wieder  zu  deprimiren.  Das  Gegentheil  ist  schon 
in  der  ersten  oder  zweiten  Generation  da  eingetreten  und  die 
alte  Unordnung  und  Verwirrung  wieder  eingerissen,  wo  die  Na- 
turaltheilungen unter  Erben  gebräuchlich  sind  und  verschuldete 
kleine  Grundbesitzer  durch  parzellarische  Verkäufe  sich  zu  ret- 
ten suchen. 
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So  auf  manchen  preussisch -  thüringischen  Feldmarken,  wo 
R  die  5  Erben  eines  Bauerngutes  jede  einzeine  Kop- 
pel nicht  blos  in  5,  sondern  in  10  oder  15,  vielleicht  in  20 
oder  25  Theile  wiederum  theilen,  wenn  eine  solche  Koppel  Land 
von  sehr  verschiedener  Bodenbeschaffenheit  in  sich  vereinigt '). 

In  Nassau  sind  aus  diesem  Grunde  mehr  als  40  Feldmarken 
schon  zum  zweiten  Male  verkoppelt  worden. 

Weiter  indessen  imVerkoppelungsgesetzezu  gehen, 
als  eben  vorgeschlagen  worden,  etwa  die  einzelnen  Koppeln  so, 
wie  sie  durch  die  Zusammenlegung  entstehen,  für  geschlossen  zu 
erklären,  dürfte  nicht  rathsam  sein,  nicht  sowohl  wegen  der 
ungleichen  Beschränkung  der  Theilbarkeit  nach  der  verschiede- 
nen Grösse  der  Koppeln,  als  vielmehr  deshalb,  weil  wenigstens 
in  den  Süd  -  Provinzen  der  an  die  freie  Disposition  gewöhnte 
Bauernstand  eine  solche  Verfügung  so  misliebig  aufnehmen  würde, 
dass  auch  die  grösseren ,  jetzt  der  Verkoppelung  geneigten 
Bauern,  dadurch  von  der  Provokation  abgeschreckt  werden 
könnten.  — 

Als  einen  Mangel  der  hannoverschen  Gesetzgebung  (freilich 
auch  der  meisten  übrigen)  sehen  wir  an,  dass  so  wenig  auf 
den  Ausbau  aus  den  Dörfern,  wodurch  allein  umfassendere  Ar- 
rondirungen  möglich  gemacht  werden,  hingewirkt  worden  ist 
Das  Verkoppelungsgesetz  von  1842  verordnete  in  $.  23  'bloss, 
dass,  wenn  ein  Theilnehmer  zu  einem  die  Verkoppelung  erleich- 
ternden Ausbau  sich  entschliest,  ihm  sein  Ersatz,  so  weit  andere 
Rücksichten  es  zulassen,  in  der  Nähe  des  ausersehenen  Bau* 
platzes  angewiesen  werden  soll.  Diess  will  nicht  viel  sagen,  da 
sonst  ohnehin  Niemand  an  Ausbauen  denken  könnte. 

Anders  in  den  Herzogthümern  Schleswig  und  Holstein  (so- 
genannten königlichen  Antheils),  wo  die  im  Dorfe  Zurückblei- 
benden den  in  die  Feldmark  Hinausziehenden  mit  Bau -Fuhren, 
Diensten  und  Lieferungen  zu  Hülfe  kommen  mussten ,  und  dies 
mit  Recht,  da  das  Ausbauen  auch  den  Zurückbleibenden  arron- 


1)  Vgl.  Wissmann,  aber  die  Zersplitterung  des  bauerlichen  Grund- 
besitzes in  Thüringen  und  die  Mittel  za  deren  Abhülfe,  im  Archive  für  Lan- 
deskunde der  Preußischen  Monarchie.   Bd.  Hl,  3tes  Quartal  1856, 
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dirte  Besitzungen  verschafft,  letztere  also  gleiche  Vortheile  mit 
den  Ausziehenden  erlangen,  folglich  auch  mit  ihnen  die  Kosten 
der  Aenderung  tragen  müssen.  Im  Königreiche  Danemark  ist 
aus  der  Staatskasse  eine  ansehnliche,  nach  der  Grösse  der  Ge- 
bäude bemessene  Unterstützung  zur  Beförderung  dieses  Zweckes 
geleistet  worden,  welcher  denn  auch  in  manchen  Gegenden, 
wenn  nicht  etwa  eine  sehr  grosse  Verschiedenheit  des  Bodens 
in  den  verschiedenen  Feldabtheilungen  hemmte,  so  vollständig 
erreicht  worden  ist,  dass  die  Dörfer  so  gut  wie  ganz  in  Einzel- 
böfe,  jeder  mit  separater  Feldmark,  aufgelöst  worden  sind. 

In  einem  folgenden  Artikel  werden  wir  über  das  Weide- 
ablösungsgesetz vom  8.  Nov.  1856  Bericht  erstatten. 
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Die  deutsche  MOnzkonvention  vom  24.  Januar  1857  volks- 
wirthschafllich  und  politisch  betrachtet. 


Von  Dr.  Schäffle  in  Stottgart. 

■ 

Erster  Artikel. 

Die  Wahl  der  Währung 

Indem  wir  beabsichtigen,  die  im  Jahre  1856  in  .  Wien  ver- 
einbarte und  ebendaselbst  am  24.  Januar  d.  J.  unterzeichnete 
deutsche  Münzconvention  einer  eingehenderen  Würdigung  zu 
unterstellen,  verweilen  wir  etwas  ausführlicher  bei  dem  ersten 
sich  aufdrängenden  Punkte,  bei  der  Wahl  der  Währung. 

Nicht  als  ob  wir  den  Werth  des  Vereinbarten  einzig  oder 
hauptsächlich  nach  der  Schärfe  und  Richtigkeit  der  Calculation 
•  bemessen  wollten,  womit  die  für  die  Wahl  der  Währung  ent- 
scheidenden Factoren  berechnet  worden  sind.  Diess  wäre  weder 
billig  noch  überhaupt  berechtigt;  nicht  billig,  weil  mitten  im 
Widerstreit  abweichender  theoretischer  Ueberzeugungen  und  in 
einer  Zeit  der  gewaltigsten  Umwälzung  in  den  Erzeugungs-  und 
ßedarfsverhältnissen  der  edlen  Geldmetalle  auch  die  scharfsin- 
nigste Berechnung  fehl  gehen  und  ein  Gebiet  unabsehbarer  Mög- 
lichkeiten und  Wahrscheinlichkeiten  auch  vom  hellsten  Auge  falsch 
erfasst  werden  kann;  an  sich  nicht  berechtigt,  weil  ein  münz- 
polilischer  Akt,  wie  die  Wiener  Convention,  in  vielen  Beziehun- 
gen von  grossem  Werth  selbst  dann  sein  kann,  wenn  hinsichtlich 
der  Wahl  der  Währung  der  entschiedenste  Missgriff  gemacht 
worden  sein  würde.    Ist  man  doch,  je  tiefer  man  die  Währungs- 

1)  Vergl.  die  Redacl.  Bemerkung  Bd.  XII,  S.  486. 
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will,  um  so  mehr  versucht,  an  der  Gewinnung  einer  entschiede- 
nen Ueberzeugung  und  daher  an  einer  sicheren  Wahl  geradezu 
zu  verzweifeln;  denn   die  bestimmenden'  Factoren  erscheinen 
so  bald  man  sie  greifen  will,  wie  Nebelgestalten,  die  in  sich 
zerrinnen,  und  Nichte  will  sich  der  nach  festen  Anhaltspunkten 
tastenden  Hand  darbieten.    Uns  wenigstens  hat  mehr  als  einmal 
das  entmutigende  Gefühl  solcher  Erfahrung  Uberkommen ,  als 
wir  uns  durch  die  labyrinthischen  Gange  und  Knoten  jener 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  durchzuwinden  und  an  den  unge- 
nügenden wenn  noch  so  fleissig  gesammelten  statistischen  Ziffern 
festen  Anhalt,  zu  gewinnen  suchten;  das  Mulhmaassliche  lässt 
sich  einmal  nicht  in  feste  Linien  einschliessen ,  immer  bleibt  der 
Drudenfuss  offen,  wo  der  Zweifel  frei  aus  und  eingeht.  Und 
doch  darf  man  sich  nicht  enlmuthigen  lassen  1    Bei  der  Wahl 
der  Währung  kann  nun  einmal  blos  die  Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung entscheiden,  dieser  Calcul  ist  unentbehrlich;  ja  er  ist  bei 
der  jetzigen  Conjunktur  in  Produktion  von  und  im  Bedarf  an 
Edelmetallen  selbst  dann  berechtigt,  wenn  er  etwas  gewagt  wäre. 
Um  es  zu  anlicipiren,  so  theilen  wir  gleich  hier  mit,  dass  uns 
eine  möglichst  unbefangene  Prüfung  aller,  unserer  Einsicht  zu- 
gänglichen Verbältnisse  zu  der  Ueberzeugung  von  einer  nahen 
Zukunft  der  Goldwährung  geleitet  hat.    Zwar  die  Noth wen- 
digkeit eines  sofortigen   Uebergangs  zur  Goldwährung 
glauben  wir  nicht  nachweisen  zu  können.    Wir  würden  vielmehr 
nur  das  Abwarten  der  Erfahrung  der  nächsten  Zukunft,  bevor 
zu  den  grossartigen  Aenderungen  einer  ganz  neuen  Münz  Ver- 
fassung geschritten  werden  durfte,  als  das  Natürlichste  betrachten 
zu  müssen  glauben,  und  würden  hienach  den  Akt  der  Wiener 
Münzkonvention  als  überhaupt  unzeitig  tadeln,  wenn  wir  nicht 
der  Ansicht  wären,  dass  bei  gegebenen  Verhältnissen  die  erste 
Rücksicht  die  war,  dass  überhaupt  eine  —  wenn  in  einzelnen 
Punkten  selbst  fehlerhafte  —  Einigung  sicher  zu  Stande  kam. 
Ueberzeugt  aber  sind  wir,  dass  ein  sofortiger  Uebergang  zur 
Goldwährung  in  keiner  Beziehung  geschadet  und  wahrscheinliche 
doppelte  Kosten  und  Inconveiiienzen  erspart  hätte.    Aber  die 
Silberwährung  hatte  das  conservative  Recht  für  sich,  was  alles 
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Bestehende  dem  Werdenden  gegenüber  hat  and  geltend  macht; 
and  somit  sind  wir  weit  entfernt  zu  tadeln.  Vielleicht  ist  unsere 
cur  Goldwährung  neigende  Ueberzeugung  sogar  irrig  und  wird 
von  der  Erfahrung  der  Zukunft  widerlegt  werden;  die  Nator 
des  Gegenstandes  fordert  zur  grössten  Bescheidenheit  in  der 
Aufstellung  von  Ansichten  auf.  Dann  aber  bietet  schon  die 
genaue  Prüfung  einiger  sehr  wichtigen  slaalswirthschaftlichen 
Fragen,  welche  die  YVührungsfrage  involvirt,  ein  selbstständiges 
Interesse;  z.  B.  die  Erörterung  der  Massen-  und  Produktions- 
verhältnisse der  Edelmetalle,  die  Edelmetallströmung  nach  Ost- 
asien und  Anderes.  Man  kann  also  unter  allen  Umständen  mit 
dem  Bewusstsein,  dass  die  folgende  Erörterung  nicht  ein  kon- 
jecturales,  sondern  ein  reelles,  wissenschaftliches  und  praktisches, 
Interesse  habe,  den  Gegenstand  anfassen. 

Die  von  der  Wiener  Conferenz  begründete  Münzverfassung 
hat  die  einfache  Währung  und  als  solche  die  Silberwährung 
adoptirt. 

Die  Anerkennung  des  Princips  der  einfachen  Währung  und 
die  offenbare  Geflissentlichkeit,  womit  dieses  Fundament  aller 
Ordnung  und  Beständigkeit  des  Münzwesens  strenge  durchge- 
führt wird,  hat  sich  einer  fast  ausnahmslosen  Billigung  zu  erfreuen 
gehabt.  Und  mit  Recht.  Ebenso  eine  alte  Erfahrung,  als  der 
communis  con sensu»  der  Wissenschaft  sprach  daAir;  wenigstens 
waren  die  abweichenden  Theorieen,  welche  neuerdings  wieder 
hervorgetreten  sind,  nicht  geeignet,  die  eine  oder  die  andere 
zu  erschüttern.  Wir  können  uns  daher  bei  der  Verteidigung 
der  Convention  gegen  divergirende  Ansichten  in  Beziehung  auf 
die  einfache  Währung  sehr  kurz  fassen. 

Ausser  der  einfachen  Währung  waren  zwei  Wege  möglich 
und  empfohlen,  die  Doppelwahrung  und  die  mit  mathematischem 
Barbarismus  sogenannte  anderthalbfache  Wahrung,  welchen  Aus- 
druck wir  der  Kürze  halber  adoptiren. 

Die  Doppelwährung  kann  nur  auf  die  Voraussetzung 
der  Unveränderlichkeit  des  Werthverhältnisses  von  Gold  und 
Silber  begründet  werden.  Man  kann  nun  der  Ansicht  sein,  dass 
diesem  Werthverhai tniss  bei  der  verhält nissmässig  langsamen 
Entwicklung  der  dnsselbe  unigestaltenden  Factoren  eine  gewisse 
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Beständigkeit  nicht  abzuspret  hen  sei ;  das  in  umfänglicher  Weise 
waltende  Fungibililätsverhaltniss  beider  Metalle  für  gewisse 
Hauptzwecke,  die  Möglichkeit  der  Substitution  von  Surrogaten 
fiir  die  Geld  -  und  für  die  Luxusdienste  von  Gold  und  Silber, 
sowie  andere  Momente  bedingen  absolut  eine  sehr  langsame 

t  Aenderung  der  Werthrelation  der  beiden  Edelmetalle.  Hat  doch  auch 

die  enorme  Goldausbeute  der  letzten  Jahre  das  Werthverhaltniss 
von  Gold  zum  Silber  auffallend  wenig  afficirt  Allein  diese  re- 
lative Beständigkeit  kommt  nicht  einer  völligen  Unveranderlichkeit 
gleich,  unter  welcher  Voraussetzung  allein  die  Doppelwährung 
eine  natürliche  Begründung  hätte.  Sehr  lehrreich  sind  eben  in 
diesen  Beziehungen  die  Erfahrungen ,  welche  in  neuester  Zeit 
Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  gemacht  haben.  Durch 
Artikel  8  des  Gesetzes  vom  7  Germinal  Jahr  11  ist  die  gesetz- 
liche Werthrelalion  von  Gold  und  Silber  in  Frankreich  auf  1  :  15M 
normirt :  („Les  pieces  rf'or  de  20  Francs  seront  ä  la  taille  de 
155  pieces  de  Kilogramme  et  les  pieces  de  40  Fr.  ä  77  */«  etc.," 
diess  ergiebt,  da   ein  Frank   5  Gramm   Silber  enthält  und 

I  überall  Prägesilber  und  Prägegold  in  der  Mischung  von  9/io  fein 
vorausgesetzt  wird,  ^  :  155  X  20  :  77 V«  X  40  =  200  : 
155  X  20  =  1  :  155oO  Die  Relation  auf  dem  Londoner  Geld- 
markte aber  war  seit  dem  Jahr  1831: 

Im  Jahre       Durchschnittspreis  des  Silbers  Durchschnittliche 


per  Unze  Standardsilber.  Werthrelalion. 


I 


1831—1840 

59%  D.  (Pence) 

15t»  :  1 

1841—1850 

59»/,. 

15« 

1851 

61 

15«« 

1852 

60V» 

15» 

1853 

61'/» 

15» 

1854 

61'/» 

•  1533 

1855 

61% 

15m 

1856 

61% 

15a« 

Mitte  Febr.  1857 

61*/« 

15j* 

Die  Werthrelation  zwischen  Gold  und  Silber  auf  dem  Hauptmarkte 
war  also  bis  Ende  des  vorigen  Jahrzehnts  über  der  legalen 
französischen  1  :  15w  Bekannt  ist,  wie  bis  dahin  das  Gold  aus 
Frankreich  immer  auszuströmen  suchte.    Seit  dagegen  die  Werth- 
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relation  dauernd  unter  15M  herabgegangen,  ist  das  Umgekehrte 
eingetreten,  Silber  ist  in  grössler  Masse  aus-  und  Gold  einge- 
strömt. Ja  es  zeigen  sich  gegenwärtig  bereits  Symptome  völliger 
Erschöpfung  des  vor  8  Jahren  überaus  reichen  französischen 
Silberschatzes;  nach  einer  Februarnummer  des  Economist  haben 
mehrere  französische  Handelskammern  um  Prägung  kleinster 
Goldmünzen  beim  franz.  Finanzminister  dringend  gebeten,  und 
ihr  Gesuch  mit  dem  drückenden  Mangel  an  Silbermünzen  moti- 
virt.  Man  hat  hier  den  klaren  Erfahrungsbeweis  für  die  Unzweck- 
mässigkeit  der  Doppelwährung.  Die  Doppelwährung  schafft  einen 
künstlichen  Werthpunkt,  über  welchen  die  Marktrelation  der 
Zunge  einer  Waage  gleich  ewig  hinüber  und  herüberspringt. 
Statt  der  gesetzlichen  Doppelwährung  hat  man  in  Wirklichkeit 
einen  ewigen  Wechsel  und  Kampf  zwischen  taktischer  Gold-  und 
faktischer  Silberwährung.  Je  grösser  und  dauernder  die  Diffe- 
renz der  marktmässigen  und  der  gesetzlichen  Werthrelation  ist, 
desto  vollständiger  kommen  jene  Umschläge  zwischen  faktischer 
Gold-  und  faktischer  Silberwährung  zur  Vollziehung,  und  desto 
grösser  sind  die  Inkonvenienzen  für  eine  geordnete  Landescir- 
culation.  Gewiss  wäre  eben  der  jetzige  Moment  einer  gewaltigen 
Revolution  in  den  Masse-  und  Erzeugungs  -  Verhältnissen  von 
Gold  und  Silber  der  ungeeignetste  gewesen,  um  in  Deutschland 
ein  Experiment  zu  machen,  das  für  andere  Länder  schädlich  sich 
erwiesen  hat  und  erweisen  mussle,  weil  es  eine  Absurdität  zur 
Voraussetzung  hatte  und  gegen  ein  wirtschaftliches  Grundgesetz 
sich  auflehnte.  Wir  zweifeln  daher  nicht  daran,  dass  die  Wie- 
ner Confcrenz  keinen  Augenblick  sich  versucht  fühlte,  mit  den 
neusten  Freunden  der  Doppelwährung  gemeine  Sache  zu  machen. 

Mit  gleichem  Recht  hat  die  Conferenz  die  anderthalb- 
fache Währung  verworfen,  jene  Combination,  welche  von  Ludwig 
Stein  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  von  Michel  Chevalier 
schon  früher  im  Journal  des  Debats  empfohlen  worden  ist. 
Nach  dem  Vorschlage  der  Genannten  hätte  der  Goldkurs  auf 
längere  Perioden  (ein  halbes  Jahr  etwa)  von  den  kontrahiren- 
den  Regierungen  gemeinschaftlich  fixirt  und  Gold  als  gesetzliches 
Zahlungsmittel  zu  dem  jeweiligen  Tarife  angenommen  werden 
sollen.    Hiedurch  wäre  der  offizielle  Kurs,  namentlich  unter  den 
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jetzigen  Conjunkturen,  gewiss  Gegenstand  einer  für  die  Staats- 
kassen theuren,  für  das  allgemeine  Interesse  völlig  unfruchtbaren 
Speculalion  geworden.  Die  periodische  Bannung  der  Werthre- 
lation durch  staatliches  Machtgebot  hätte  zwar  nicht  so  absolut, 
wie  die  unbedingte  Doppelwährung,  gegen  die  unbezwingliche 
Freiheit  und  nothwendige  Veränderlichkeit  der  Markt  -  Werthre- 
lation sich  aufgelehnt,  aber  dennoch  die  natürlichen  Werthver- 
hältnisse gestört  und  getrübt  und  zu  ebenso  unnöthigen  als 
unvermeidlichen  Verlusten  geführt.  Die  periodische  ,  verschieb- 
bare Doppelwährung  sollte  zum  Zwecke  haben,  durch  offizielle 
Tarifirung  und  Legalisirung  des  Goldkurses  auf  gewisse  Zeit- 
räume hin  den  Verkehr  von  den  täglichen  Schwankungen  des 
Kurses  zu  befreien.  Man  beachtete  aber  ein  Hauptmoment  in 
seiner  eigentümlichen  Bedeutung  zu  wenig,  dasjenige  nämlich, 
dass  im  Allgemeinen  die  Zerschlagung  der  Kursdifferenz  eines 
längeren  Zeitraums  in  tätliche  Schwankungen  dieselbe  den  Ein- 
zelnen weniger  empfindlich  macht  und  die  Vertheilung  der  In- 
convenienz  der  Werthschwankung  an  sich  einen  Vortheil  be- 
gründet; man  übersah,  dass  bei  grösseren  Differenzen  zwischen 
dem  Tageskurse  und  dem  jeweiligen  offiziellen  Tarifsatze  die 
zur  Annahme  verpflichteten  Staatskassen  oder  freiwillig  hiezu  sich 
verpflichtenden  Privalvereine  das  Opfer  einer  organisirtcn  Dtffe- 
renzspeculation  werden  könnten.  Die  Münzkonferenz  hat  daher 
mit  Recht  auf  das  Ansinnen  der  erwähnten  Art  verzichtet  und 
vielmehr  Bestimmungen  getroffen,  welche  die  Reinheit  der  ein- 
fachen Silberwährung  gegen  Abusivgoldkurse  zu  schützen  be- 
zwecken. Dadurch  dass  die  Tarifirung  der  Goldmünzen  auf 
höchstens  ein  halbes  Jahr  geschehen  darf,  dass  sie  nach  den 
Mark  tkursen  des  nächstvorhergegangenen  Zeitraumes  geschehen 
m  u  s  s ,  dass  jeder  Vereinsstaat  jeden  Augenblick  seinen  jewei- 
ligen Kassen-Gold-Tarif  aufheben  kann,  ist  die  geschaffene  Kas- 
senordnung fUr  den  Goldkurs  in  Wahrheit  ein  Schutzmittel  zur 
Erhaltung  des  natürlichen  Verhältnisses  beider  Edelmetalle 
und  verglichen  mit  bisherigen  Verhaltnissen  ein  offenbarer 
Fortschritt  Wohl  könnte  man  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht 
das  gänzliche  Verbot  der  offiziellen  Kassenkurse  der  sicherste 
Weg  zum  Ziele  gewesen  wäre.   Hierauf  ist  zu  er  wiedern,  dass 
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jede  Staatskasse  sieh  hüten  wird,  zu  viel  Gold  über  dem  Markt- 
kurs anzunehmen)  wozu  ja  durch  den  Vertrag  die  Mittel  stünd- 
licher Abwehr  gegeben  sind,  dass  also  alle  Gefahr  der  Ausbeutung 
beseitigt  ist,  dass  aber  auf  der  andern  Seite  in  der  hergestellten 
Kassenordnung  ein  Mittel  geschaffen  ist,  ohne  Opfer  für  die  Staats- 
kassen eine  gewisse  Stetigkeit  des  Goldkurses,  wie  sie.  dein 
kleinen  Verkehre  Bedürfniss  ist,  herbeizuführen.  In  Zeiten- na- 
mentlich, in  welchen  der  Kurs  geringen  Schwankungen  ausge- 
setzt ist,  kann  ein  dem  Marktkurse  natürlich  sich  anschmiegender 
Kassenkurs  für  den  Kleinverkehr  die  unvermeidlichen  kleinen  aber 
doch  empfindlichen  Verluste  neulralisiren.  Die  Beobachtung  des 
Geschäftslebens  weist  nach,  wie  häufig  Gold  zu  übertriebenem 
Kurse  mit  Missachtung  des  Tageskurses  aufgedrängt  wird;  durch 
einen  nach  den  obigen  Grundsätzen  geregelten  Kassenkurs  wird 
ein  fester  Anhaltspunkt  biegegen  gewonnen;  es  kann  aber 
überhaupt  den  kleineren  Tagesschwankungen  des  Goldkurses  für 
den  kleinen  Verkehr  begegnet  werden.  Die  Goldkassenkurs- 
Ordnung  der  Convention  scheint  uns  hienach  in  einigen  wesent- 
lichen Beziehungen  sehr  nützlich  wirken  zu  müssen ,  in  keiner 
Beziehung  schaden  zu  können  und  somit  einer  beifälligen  Auf- 
nahme würdig  zu  sein.  Klar  ist,  dass  sie  mit  jener  Combination 
einer  periodischen  Goldwährung  neben  fixer  Silberwährung,  mit 
jenem  Mittelding  zwischen  einfacher  und  doppeller  Währung, 
Nichts  gemein  hat. 

Wenn  nun  die  Wahl  der  einfachen  Währung  gegenüber 
den  Forderungen  der  ziemlich  einsam  dastehenden  Doppelwäh- 
rungsfreunde und  gegenüber  der  Combination  von  M.  Chevalier 
und  L.  Stein  ziemlich  einstimmige  Billigung  findet,  so  sind  die 
Sympalhieen  in  anderer  Beziehung  sehr  gelheilt.  War  es  ein 
richtiger  Griff,  dass  man  die  Silberwährung  beliebt  hat,  war 
es  nicht  vielmehr  angezeigt,  zur  Goldwährung  überzugeben? 

Die  Thatsache,  dass  die  Silberwährung  einmal  beliebt 
worden  ist  und  nun  auf  längere  Zeit  im  weiten  Gebiete  der 
neuesten  Münzkonvention  aufrecht  erhalten  werden  wird,  kann 
natürlich  an  dieser  Stelle  einer  erneuten  wissenschaftlichen  Prü- 
fung der  Frage  nicht  vorgreifen ,  vorausgesetzt  dass  sie  nicht 
auch  wissenschaftlich  als  schon  erledigt  zu  betrachten  ist.  Letzteres 
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seheint  uns  nun  aber  keineswegs  der  Fall  zu  sein,  die  Fehde 
zwischen  den  Freunden  der  Goldwährung  und  denen  der  Silber- 
währung  ist  noch  keineswegs  entschieden.  Das  treffliche  Material, 
das  sie  zu  Tage  gefördert  hat,  scheint  uns  nicht  zu  den  gehörig 
ruhigen  und  unbefangenen  Schluss folge rungen  benützt  worden 
zu  sein.  Man  ist  hüben  und  drüben  unversehens  in  absolute 
Sympathieen  verfallen,  und  hat  ganz  vergessen,  die  Frage  des 
Uebergangs  zur  Goldwahrung  hauptsächlich  als  eine  Frage  der 
Zeit  und  der  Umstände  anzusehen. 

Bei  der  Wahl  eines  der  beiden  edlen  Geldraetalle  als  Sub- 
strats der  einfachen  Währung  ist  die  wahrscheinlich  grössere 
Werthstabilität,  welche  das  eine  oder  das  andere  verspricht,  of- 
fenbar das  entscheidende  Moment.  Das  Geld  soll  Universalwerlh- 
messer  und  Universal  wer  th  t  rä  g  e  r  sein,  und  daher  eine 
gleichbleibende  Macht  zu  kaufen  allen  übrigen  Gütern  gegenüber 
in  sich  schliessen.  Innerhalb  der  unendlichen,  durch  verschiedene 
Räume  der  Zeit  und  des  Orts  sich  erstreckenden  Verkettung  des 
Tausch  Verkehrs  hat  das  Geld  die  Wertheinheit  zu  bilden,  welche 
die  räumlich  und  zeiüich  auseinanderliegenden  Werthgrössen 
gegen  einander  misst  und  vertritt.  Diese  Wertheinheit  sollte 
daher,  will  die  Messung  und  Werthgleichung  eine  richtige  und 
die  Werlhvertretung  eine  gerechte  sein,  etwas  feststehendes, 
gleichbleibendes  sein,  das  Währungsmetall  muss  Werthstabilität 
besitzen.  Der  Gedanke  an  eine  absolute  Werlhstabilität  ist 
nun  freilich  an  sich  eine  Absurdität:  der  Werth  jeder  Waare  ist 
etwas  nothwendig  wechselndes;  die  Veränderlichkeit  aller  Werthe 
ist  ein  Postulat  der  menschlichen  Freiheit,  welche,  indem  sie  im 
rein  natürlichen  Gebiete  sich  bethätigt,  und  dieses  auf  sich  be- 
zieht, Güter  und  Werthe  erst  schafft  und  diese  ihrem  Gesetz  der 
Bewegung  und  Entwicklung  unterwirft.  Die  absolute  Werthsta- 
bilität irgend  eines  Geldsubstrates  ist  daher  von  zwei  Seiten  eine 
Unmöglichkeit:  Für's  erste  muss  der  Werthmaassstab  und  Werth- 
gleicher selbst  ein  Werth  sein,  und  ist  als  solcher  veränderlich, 
zweitens  sind  die  zu  messenden  Werthe  als  solche  bestandiger 
Veränderung  unterworfen.  Es  kann  daher  von  Anfang  nur  von 
einer  relativen  Werthstabilität ,  von  einer  „möglichst 
gleichbleibenden   Kaufkraft  des  als  Universal  -  Werthmaassstab 
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und  -Werthträger  gebrauchten  Edelmetalle*  die  Rede  sein.  Man 
wird  daher  fragen  müssen : 

Zeigt  Gold  oder  Silber  diejenigen  Masse-  und  Produktions- 
verhallnisse, um  dem  nach  herrschenden  Umständen  wahrschein- 
lichen Bedarf  des  Tauschverkehrs  an  baaren  Tauschmitteln  so 
folgen  zu  können,  dass  das  jetzige  Werthverhältniss  des  betref- 
fenden edlen  Metalls  zur  Gesammtheit  der  übrigen  Güter,  deren 
Tausch  es  vermittelt,  den  geringsten  und  seltensten  Schwankun- 
gen ausgesetzt  sein  wird,  mit  andern  Worten :  dass  eine  gleiche 
Quantität  desselben  auf  längere  Zeit  hin  dasselbe  Maass  von 
Kaufkraft  am  gleichmassigsten  behauptet? 

Die  wahrscheinlich  grössere  Werthstabilität  in  diesem  Sinne 
ist  unstreitig  der  entscheidende  Gesichtspunkt  dir  die  Entschei- 
dung der  Alternative :  Gold-  oder  Silberwährung ,  weil  Stabilität 
die  erste  Eigenschaft  jedes  Maasses  ist.  Der  Einfluss  starker 
und  häufiger  Schwankungen  im  Werthe  des  allgemeinen  Werth- 
trägers auf  alle  Geldforderungsverbältnisse  ist  wiederholt  und 
erst  im  letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift  so  drastisch  geschildert 
worden,  dass  es  Eulen  nach  Athen  tragen  hiesse,  die  socialen 
Schattenrisse  eines  jähen  Werthumsturzes  in  der  Geldcirculation 
hier  von  Neuem  an  die  Wand  zu  malen.  Wem  ein  solcher  Um- 
sturz nütze  oder  schade,  kann  social-politiscb  von  grosser  Be- 
deutung sein,  ungerecht  ist  der  erzeugte  Vortheil,  wie  der 
erzeugte  Nachtheil  immer,  eine  Depreciation  des  allgemeinen  Werth- 
tragers  muss  daher,  ungefragt,  wem  sie  nützen  oder  schaden 
würde,  mit  allen  Mitteln  zu  verhindern  gesucht  werden.  Wenn 
man,  um  ein  stabiles  Längenmaass  zu  gewinnen,  die  Mühe  nicht 
gescheut  hat,  solches  an  den  zwar  ewig  festen,  aber  fast  uner- 
messlichen  Dimensionen  des  Erdgebäudes  abzunehmen,  so  darf 
die  Staatswirthschaft  die  grösste  fortdauernde  Mühe  nicht  furch- 
ten, um  mitten  in  der  Entwicklung  der  wirthschaftltchen  Ver- 
hältnisse dem  allgemeinen  Werthrepräsentanten  eine  relative 
Stabilität  zu  erhalten. 

Neben  der  Stabilität  des  Werthes  treten  die  andern  Eigen- 
schaften, welche  die  beiden  Metalle  zu  allgemeinen  Werlhreprä- 
sentanten  empfehlen,  in  eine  sekundäre  Stellung  zurück.  Erst 
wenn  in  Hinsicht  auf  jene  erste  Eigenschaft  eine  Entscheidung 
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der  Alternalive  nicht  zu  gewinnen  wäre,  dürfte'*»  diese  secundä- 
ren  Qualitäten  als  maassgehend  in  Rechnung  genommen  werden. 
Bedauerlicherweise  hat  diess  im  vorliegenden  Fa«U."  selbst  Soet- 
b  e  e  r  in  seiner  weniger  wegen  ihres  Raisonnerrfenfs;  als  wegen 
ihres  Materials  Überaus  schätzbaren  Monographie  C,das.  Gold/ 
Gegenwart  Heft  144  und  145)  nicht  gehörig  beachte^*"  Qarttber 
scheint  uns  nun  kaum  ein  Zweifel  obwalten  zu  können  *  dass 
wenn  die  wahrscheinlich  grössere  Werthstabilität  nicht  fo>  Gold 
entscheiden  würde,  die  Übrigen  secundären  Gründe  der  Äünz- 
tcchnik,  der  Münzadministration  u.  s.  w.  die  Silberwährung  als*  die 
geeignetere  für  ein  Föderativmünzgebiet,  wie  das  deutschöster- 
reichische, empfehlen  würden.  £war  empfehlen  die  eigentlich 
physikalischen  Verhältnisse,  auch  ganz  für  sich  betrachtet,  nicht 
absolut  das  eine  oder  das  andere  als  Währungsmetall.  Dehnbar- 
keit, Theilbarkeit ,  Formbarkeit ,  grosses  specifisches  Gewicht, 
(daher  Transportabilität  etc.)  kommen  jedem  der  beiden  edlen 
Metalle  zwar  nicht  in  gleichem,  aber  doch  in  solchem  Grade  zu, 
dass  jedes  eine  vorzügliche  Waare  für  den  Gelddienst  ist.  Es 
sind  die  eigentümlichen  Cultur-  und  Verkehrsverhältnisse  des 
fraglichen  Münzgebietes,  welche  —  abgesehen  von  der  Con- 
junktur  der  Werthbeständigkeit  —  den  Ausschlag  geben  würden. 
So  wird  beispielsweise  eine  kleine  vom  Welthandel  lebende  Han- 
delsrepublik mit  entweder  kleinem  oder  durch  Geldsurrogate  ver- 
mitteltem Binnenverkehr  dem  Gold  den  Vorzug  geben  müssen; 
die  leichtere  Transportabilität,  der  vorherrschende  Umschlag 
grosser  Werthe  im  Innern  und  nach  Aussen  empfiehlt  Gold  zur 
Bilanzenausgleich nng ;  der  Bedarf  an  kleiner  Münze  kann  mit 
Scheidemünze  befriedigt  werden,  dessen  richtiges  Maass  nament- 
lich bei  einheitlicher  Münzadministration  leicht  regulirt  und  sicher 
verbürgt  werden  kann.  Anders  in  einem  Münzgebiet  von  föde- 
rativer Verfassung,  mit  sehr  grossem  Binnen-  und  Kleinverkehr, 
bei  mangelnder  Entwicklung  der  kreditmässigen  Werthübertra- 
gung, u.  s.  w.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  bietet  z.  B.  das 
deutschösterreichische  Münzgebiet  von  70  Hill.  Menschen  gewiss 
nicht  dieselben  Verhältnisse  zu  Gunsten  der  Goldwährung  dar, 
wie  z.  B.  England.  Unter  Voraussetzung  gleicher  Werlhstabi- 
lität  würde  daher  dem  Silber  vor  dem  Golde  der  Vorzug  zu 
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geben  sein.  Es.w.äfe  bei  Annahme  der  Goldwährung  keineswegs 
eine  so  leicht»* .Aufgabe,  das  richtige  Maass  der  circalirenden 
Scheidemünze Jftf  finden,  zu  erhallen  und  zu  verbürgen.  Das 
Gold  eigneten  nicht  zur  münzmässigen  Darstellung  in  kleinen 
Beträgen; 'Hoffmann  sieht  schon  die  Goldmünze  im  Werth 
von  vieiMijs  fünf  Thalern  als  technisch  noch  empfehlenswerthes 

»  a 

Minima]sUTck  an.  Hielte  man  diese  Regel  inne,  so  wäre  für  den 
um/a$s*nden,  durch  Credilsurrogate  verhältnissmössig  noch  wenig 
vermittelten  inneren  Verkehr  eine  sehr  grosse  Menge  Silber- 
.Scireidemünze  nöthig.  Das  richtige  Maass  der  letzteren  herzu- 
leiten, wäre  um  so  schwieriger,  als  der  Culturzustand  der  ver- 
schiedenen Theile  des  Gebiets  nicht  unwesentlich  diflerirt,  die 
Verhallnisse  in  geld-  und  kreditwirthschaftlicher  Beziehung  ver- 
schieden sind  und  ein  allgemeiner  Maassstab  des  Scheidemünze- 
bedarfs schwer  zu  finden  und  zu  handhaben  wäre.  Man  weiss 
aber,  wie  sehr  jedes  üebermaass  der  Scheidemünze  das  System 
der  Landescirculation  und  den  Verkehr  verwirrt  und  über  den 
Haufen  wirft.  Weiter  kommen  bei  dem  föderativen  Charakter  des 
Münzverbands  die  Schwierigkeiten  der  Controle  und  die  mit  ein- 
ander streitenden  Slaatsnothwendigkeiten  in  Betracht ,  welche 
letztere  besonders  leicht  zu  einem  Missbrauch  der  Scheidemünze, 
wofern  diese  einen  bedeutenden  Umfang  hat,  verführen  könnten. 
Die  Bedenken,  welche  von  diesem  Gesichtspunkte  gegen  die 
Goldwährung  erhoben  worden  sind,  führt  auch  S oetbe er  unter 
den  beachtenswerthesten  an,  beruft  sich  abet  dagegen  auf  Eng- 
land und  seinen  Shilling.  Diese  Berufung  ist  aber  ein  Schluss 
a  minori  ad  majus  und  beweist  zu  viel.  Immerhin  aber  fallen 
die  angeführten  und  angedeuteten  Bedenken  in  die  Kategorie 
der  secundären  Gesichtspunkte,  es  ist  weder  eine  übermenschliche 
Berechnungsgabe  erforderlich,  um  das  richtige  Maass  der  Scheide- 
münze zu  ermitteln,  noch  ein  stärkerer  Grad  guten  wirthschafts- 
politischen  Willens,  als  er  bei  allen  deutschen  Regierungen  heutzu- 
tage vorausgesetzt  werden  darf,  um  die  vereinbarten  Regeln 
einzuhalten  und  ihre  Beobachtung  zu  controliren;  der  erste  Gesichts- 
punkt aber  ist  die  wahrscheinliche  Werlhsbeständigkeit,  ihm  ist  die 
Alternative  Gold-  oder  Silberwährung  zuvörderst  zu  unterstellen. 
Zu  diesem  Zwecke  haben  wir  die  Factoren  der  Werthsbe- 
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ständigkeit  der  edlen  Metalle  einzeln  für  sieb  und  in  ihrem  ge- 
genseitigen Verhalten,  einer  genaueren  Prüfung  zu  unterwerfen. 
Nun  ist  schon  angedeutet  worden,  dass  diese  Factoren  in  zwei 
Hauptkalegorieen  zerfallen.  Einerseits  kommen  die  Nasse-  und 
Produclionsverhällnisse  der  edlen  Metalle,  andererseits  die 
Bedatfsverhältnisse  des  Verkehrs  an  Circulationsmitteln  in 
Frage.  Bei  genauerer  Betrachtung  lösen  sich  aber  diese  beiden 
Hauptmomenle  in  eine  Menge  einander  steigernder  und  auf- 
hebender Coeflicienten  auf.  So  ist  hinsichtlich  der  Massever- 
hältnisse der  vorhandene  Schatz,  die  gegenwärtige  und  mulh- 
maasslich  künftige  Production ,  das  Verhall niss  der  Abnutzung, 
des  Luxus-Gebrauchs  und  -Verbrauchs  zu  beachten.  Bei  Erör- 
terung des  Bedarfs  an  Baarcirculation  fallen  ebenfalls  die  ver- 
schiedensten Coefficienteu  alsbald  in  die  Augen;  zunächst  die 
Verhältnisse  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Volks-  und  Welt- 
wirtschaft. Allein  der  Coeflicient  der  Verkehrszunahme  ist  nicht 
auch  der  des  wachsenden  Bedarfs  an  Circulationsmitteln ;  die 
Zahl  und  der  Werthbetrag  der  Tauschfälle  und  die  Masse  des 
cirkulirenden  Mediums  stehen  nicht  in  gerader  Proportion ;  die 
sich  entwickelnden  Geldsurrogate,  die  als  internationales  Tausch- 
mittel umlaufenden  Fonds  und  EfTecten,  das  Staatspapiergeld,  die 
Banknote,  die  Cheques,  der  Buchkredit  von  der  einfachsten 
Gestalt  bis  zur  grossartigen  Organisation  eines  Londoner  Clearing 
house,  sind  sehr  mächtige  Einflüsse,  welche  alle  das  Fortwachsen 
des  Bedarfs  an  metallenen  Tauschinstrumenten  im  geraden  »Ver- 
hältniss  zur  steigenden  Zahl  und  Masse  der  Werthübertragungen 
hemmen.  Nur  einige  dieser  CoefBcienten  lassen  sich  in  annä- 
hernd sichere  Zahlenmaasse  bringen ;  die  anderen  bequemen  sich 
durchaus  nur  zu  allgemeinen  Schätzungen. 

Wichtig  ist  es  nun  vor  Allem  die  jetzige  Masse  und  die  P  r  o- 
d  u  c  t  i  o  n  s  -  Verhältnisse  der  beiden  edlen  Metalle  vergleichungs- 
weise  festzustellen.  Wir  haben  hierüber  treffliche  ältere  und 
neuere  Zusammenstellungen.  Für  den  neusten  Standpunkt  haben 
namentlich  Soetbeer  in  seiner  oben  erwähnten  Monographie 
und  P  esc  hei  in  einer  trefflichen   grösseren    Arbeit  l)  das 

♦ 

1)  Die  neueren  Schwankungen  im  Werthe  der  edlen  Metalle.  Denliche 
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Material  neu  zusammengetragen  und  vermehrt.  Ueberraschend 
ist,  dass  die  Schätzungen  und  Berechnungen  der  beiden  Genann- 
ten trotzdem  dass  sie  selbstständig  geführt  sind  und  von  ver- 
schiedenartigen Anhaltspunkten  ausgehen,  in  ihren  Resultaten  fast 
vollständig  übereinstimmen. 

Suchen  wir  zuerst  die  Ausbeute  an  edlen  Metallen  seit 
Entdeckung  Amerikas,  eingerechnet  die  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts efiectiv  vorhandenen  Gold-  und  Silberschätze,  schätzungs- 
weise festzustellen;  es  wird  hiebet  natürlich  nur  auf  die 
Schätze  Rücksicht  zu  nehmen  sein,  welche  im  allgemeinen  Ver- 
kehrsgebiete beGndlich  für  die  allgemeine  Werthsbewegung  der 
edlen  Metalle  von  effectivem  Einflüsse  sind. 

Pesch el  hat  unter  sorgfältiger  Benutzung  aller  brauch- 
baren Factoren  folgende  Tabelle  für  die  Masse  der  Ausbeule 
construirt : 

Producirt  bis  Ende  1847.  Ende  1856  !). 

Dem  Gewichte  nach 
Gold      3,747,500  Kilogramm.  5,208,141  Kilogramm. 

Silber  154,956,500     „    „  163,896,846     „  „ 

Dem  Werthe  nach. 
Gold         12,800  Mill.  Franks.  17,832  Mill.  Franks. 

Silber       34,500   „       „  36,485  „ 

Zusammen:  47,300  Mill.  Franks.         54,317  Mill.  Franks. 
Gegenseitiges  Verhältniss  in  Procenten  ausgedrückt. 
Ende  1847.  Ende  1856. 

Dem  Gewicht  nach. 
Gold     2,36  3,02 
Silber  97,64  96,98 

Dem  Werthe  nach. 
Gold   27„  32,8 
Silber  72,9  67,,. 


Vicrteljahrf-Scbrin,  1857.  Heft  77.  Mehr  durch  fleissiges  Sammeln  ala  durch 
icharfe  Disposition  des  Materials  zeichnet  aich  der  Russe  Tarnssenko  Ot- 
reschkow  aus  in  seinem  Werke:  De  Vor  ei  de  V argent  Pari9  1^56 

1)  Peschel  hat  die  Produktion  von  Gold  und  Silber  für  1856  antict- 
pirt  und  nach  einem  Dorchachnitt  der  leUtrorangegangenen  Jahre  die  Gold« 
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Diess  die  Ausbeute  nach  einer  Schätzung,  welcher  sich  die 
von  mehreren  andern  Autoritäten  bis  auf  Differenzen  nähert, 
welche  wir  vernachlässigen  dürfen.  Wie  viel  von  dieser  Aus- 
beute ist  aber  für  Geldzwecke  wieder  verloren  gegangen? 
Fassen  wir  die  Ausbeute  bis  1847  ins  Auge,  so  waren  am  Ende 
dieses  Jahres  gewiss  weder  12,800  Millionen  Fr.  Gold  noch 
34,500  Hill.  Fr.  Silber  in  dem  von  abendländischer  Civilisation 
beherrschten  Culturgebiete  vorhanden. 

Zunächst  müssen  in  den  3  7?  Jahrhunderten  der  See-  und 
Transportverlust,  Thesauration  bei  Kriegsgefahr  u.  s.  w.,  Abrei- 
bung ,  unwiederbringlicher  Verbrauch  zu  Luxuszwecken  einen 
beträchtlichen  zerstörenden  Einfluss  getibl  haben.  Diesen  zer- 
störenden Einfluss  auf  seinen  genauen  mathematischen  Ausdruck 
zu  bringen,  ist  unmöglich.  Verschiedene  fleissige  Untersuchun- 
gen haben  nur  so  viel  herausgestellt,  dass  man  sehr  vorsichtig 
sein  müsse,  jene  zerstörenden  Einflüsse  nicht  zu  hoch  anzuschla- 
gen. Pescbel  nimmt  als  ihr  Maximalmaass  fünf  Procent  der 
Ausbeute  an.  Wir  wollen  diese  Schätzung  im  Allgemeinen  nicht 
'  angreifen,  glauben  aber  bemerklieb  machen  zu  müssen,  dass  es 
uns  aus  mehreren  Gründen  nicht  ganz  unbedenklich  erscheint, 
für  die  in  den  letzten  drei  bis  vier  Jahrhunderlen  aufgewachsene 
und  dagewesene  Masse  Goldes  und  Silbers  ganz  gleichmässige 
Abgangsprocente  anzunehmen.  Fassen  wir  z.  B.  den  Verlust 
durch  Abreibung  ins  Auge,  so  hatte  Silber  sicherlich  verhältniss- 
mässig  mehr  Abgang  als  Gold.  Bei  dem  durchschnittlichen  Vor- 
herrschen der  Silberwährung  in  dieser  Zeit,  bei  dem  fortdauernden 
starken  Gebrauch  zur  Kleinmünze,  welche  nicht  bloss  wegen 
ihrer  verhältnissmassig  grösseren  Oberfläche  sondern  auch  wegen 
der  heftigeren  Circulationsgeschwtndigkeit  der  Abreibung  in  poten- 
cirler  Weise  unterworfen  ist ,  musste  Silber  stärkeren  Abgang 

•iisbeute  für  1856  gleich  der  von  1855  schätzungsweise  angenommen.  AHein 
nach  England  iroportirt  wurden  im  J.  1856  einem  uns  vorliegenden  Aua- 
weise  zufolge: 

Aua  Australien    ....    10,247,400  1. 

„    den  Verein  -Staaten  .     8,592,900  „ 

„    Westindien  ....     6,818,500  „ 

Zwammen":    25,658,800  1.  =  659,797,000  Fr. 
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erleiden  als  Gold.  Was  den  unwiederbringlichen  Luxusverbrauch 
betrifft,  so  geht  zwar  anf  diesem  Wege  durch  Abnutzung  und 
wiederholte  Bearbeitung  verhältnissmässig  wohl  mehr  Gold  als 
Silber  verloren,  aber  es  fragt  sich,  ob  dieses  Mehr  nicht  durch 
den  verhältnissmässig  bisher  weit  stärkeren  Verbrauch  von  Silber 
zu  Luxuszwecken  erheblich  aufgewogen  worden  ist  Hinsichtlich 
des  See-  und  Thesaurationsverlustes  wollen  wir  uns  jeder  be- 
stimmten Muthmaassung  enthalten;  indessen  lassen  sich  gewich- 
tige Gründe  dafür  aufstellen,  dass  in  diesen  Beziehungen  der 
grössere  Abgang  nicht  auf  Seite  des  Goldes  zu  suchen  sei.  Als 
wesentlich  aber  ist  in  Rechnung  zu  nehmen,  dass  von  den  auf- 
gestellten Summen  für  die  Ausbeute  an  Gold  und  Silber  die 
Hauptmasse  des  Goldes  später  als  die  des  Silbers  angewachsen 
ist.  Die  Hauptmasse  des  Goldes  ist  also  verhältnissmässig  kür- 
zere Zeit  den  erwähnten  zerstörenden  Wirkungen  ausgesetst  ge- 
wesen, als  die  oben  berechnete  Silbermassc.  Zwar  werden  die 
schon  von  den  spanischen  Conquistadores  geraubten  und  nach 
Europa  geschafften  Silberschätze  in  der  Regel  ungemein  über- 
trieben. Allein  die  massenhafte  Silberausbeute  begann  doch 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  mit 
Ausbeutung  der  Minen  von  Potosi  und  bald  darauf  derer  von 
Guanaxuato  in  Mexiko;  mit  der  Entdeckung  der  letzteren  (15553 
fällt  Medinahs  Erfindung,  auf  kaltem  Wege  durch  den  Amalga- 
mirungsprocess  das  reine  Silber  zu  gewinnen,  beinahe  zusammen 
(1557).  Die  Hauptgoldausbeute  —  vor  Entdeckung  Californiens 
und  der  australischen  Ohryse  —  fand  aber  erst  im  vorigen 
Jahrhundert  in  Brasilien  und  in  diesem  Jahrhundert  in  Russland 
Statt.  Wohl  erfolgten  die  ersten  brasilischen  Goldentdeckungen 
schon  am  Ende  des  sechszefinten  Jahrhunderts;  vorhandene 
Schilderungen  von  der  colluvies  hominum,  welche  damals  der 
goldene  Magnet  anzog,  gleichen  beiläufig  gesagt  auf  ein  Haar 
den  kalifornischen  und  australischen  Goldfieberskizzen  aus  der 
Mitte  des  19ten  Jahrhunderts.  Allein  diu  Hauptausbeute  begann 
erst  um  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  in  der  Provinz 
Minas  Gerhaes.  Die  Goldproduction  Brasiliens  vom  Jahre  1700 
bis  1820  beträgt  nach  geringem  Anschlag  4  Millionen  Mark  oder 
3'/4  Milliarde  Franks.     Dieser  Goldwerthbelrag  ist  —  durch 
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portugiesische  Vermittlung  hauptsächlich  —  erst  im  letztverflos- 
senen Jahrhundert  in  Verwendung  gekommen.  Die  uralische 
Goldproduktion  ist  erst  seit  1819,  die  altaische  seit  1829  zu 
rechtem  'Schwung  gelangt.  —  Man  dürfte  nicht  fehlgehen,  den 
Verlustprocentsatz  in  Hinsicht  auf  die  oben  berechnete  Edelme- 
tallausbente  (bis  1847)  bei  Gold  nur  zu  vier,  wenn  bei  Silber 
zu  fünf,  Procent  anzunehmen.  Hienach  verbliebe  eine  Goldmasse 
im  Werth  von  12,288  Mill.  Fr.,  eine  Silbermasse  im  Werth  von 
33,775  Mill.  Fr. 

Hievon  sind  aber  noch  weitere  wesentliche  Abzüge  zu 
machen. 

Und  zwar  zunächst  der  E  x  p  o  r  t  beider  Arten  von  Edelmetallen 
nach  solchen  Ländern  und  Gesitlungsgebieten,  in  welchen  sie  für  den 
Verkehr  im  Allgemeinen  und  somit  für  die  Werthsbewegung  todt 
werden.  Ein  solcher  Abzug  im  grossartigsten  Maassstabe  hat  nun 
seit  mehreren  Jahrhunderten  nach  Ostasien  Air  Silber  stattgefun- 
den. Man  darf  den  Gesammtbetrag  der  Silberrimessen  nach 
Süd-  und  Ostasien  von  1550  bis  1847  auf  mehr  als  12,000  Millionen 
veranschlagen.  Bekanntlich  ist  die  Silberausfuhr  seit  1848  in  nie 
gekanntem  Maasse  ostwärts  gegangen.  Kaum  scheint  es,  dass  sie 
schon  ihren  Höhenpunkt  erreicht  hat;  wenigstens  sind  die  letzten 
Dampfer  (Februar  1857")  der  Peninsular-  und  Oriental  Steam 
Campany  mit  Silber  weit  mehr  als  1856  überfrachtet.  Die  stei- 
gende Zunahme  des  Abflusses  nach  Osten  seit  1851  beweisen 
folgende  Zahlen.    Aus  England  allein 


1851  . 

1,716,100  L.  St.  Silber. 

1852  . 

2,630,000  „ 

1853  . 

.   .     4,710,665  , 

1854  . 

.   .  3,132,003 

1855  . 

,    .     6,409,888  „ 

1856  . 

.  14,300,000 

32,898,656  L.  St.  Silber. 
Rechnet  man  hiezu  was  aus  den  Mittelmeerhäfen  Marseille,  Malta 
etc.  über  Alexandrien  ging,  sowie  dasjenige,  was  sich  der  sta- 
tistischen Aufnahme  entzog,  so  kommt  man  zu  dem  Resultate, 
dass  aliein  in  den  letzten  6—8  Jahren  gegen  40  Mill.  Pfd.  Ster- 
ling oder  über  eine  Milliarde  Fr.  Silber  nach  dem  Osten  gegangen 
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ist.  Nehmen  wir  don  Silberverlust  durch  Rimessen  nach  dem 
Morgenland  seit  mehr  als  dreihundert  Jahren  getrost  auf  13  Mil- 
liarden an!   Es  modificirt  sich  dann  die  frühere  Tabelle  folgen- 


Silber  bis  1847.  Gold  bis  1847. 

Production     .    .    34,500  Hill.  Fr.  12,800  MilL  Franks. 

Zerstörung  5%  .     1,725   „  „  6,512   Ä  „ 

Abfluss  n.  d.  Orient   12,000   „  „  1000   „  „ 

20,775  MiU.  Fr.  1 1 ,288  Mill.  Franks. 

1848—56.  1848-56. 

Production  .   .    .           2000  MilL  Fr.           5000  MilL  Fr.  ') 

Orient.  Export     .           1000  „  „ 


Vorhanden  Ende  1856  21,775  MilL  Fr.         16,288  MilL  Fr. 

Nun  fragt  es  sich  aber  erst  noch,  wie  viel  von  diesen  im 
Gebiete  abendländischer  Civiltsation  vorhandenen  Schätzen  Goldes 
und  Silbers  in  Münze  besieht  oder  für  Mi^nzzwecke  ver- 
fügbar ist.  Es  lässt  sich  hierauf  kaum  eine  zahlenmässige 
Antwort  geben. 

Nach  wiederholten  sorgfältigen  Schätzungen  will  So e  t beer 
gefunden  haben,  dass  zu  Anfang  des  Jahres  1848  etwa  11625 
MilL  haaren  circulirenden  Mediums  vorhanden  waren,  etwa  3 
Milliarden  in  Gold,  8Vj  in  Silber.  Welcher  Zuwachs  an  Münze 
ist  nun  in  den  letzten  8  Jahren  erfolgt?  Die  Ausweise  der 
Münzstätten  ergeben  in  Betreff  des  Goldes,  dass  fast  alle  Schätze 
Californiens  und  Australiens  unter  den  Prägestempel  gekommen 
sind,  um  von  da  aus  in  den  Verein.  Staaten,  in  Frankreich  und 
selbst  in  Ländern  gesetzlicher  Silberwährung  die  Verkehrsadern 
mit  Gold  zu  füllen  und  Silber  zu  verdrängen        Nehmen  wir 


1)  Nach  übereinstimmenden  Dnrchschnittsschätzungen  verschiedener  Au- 
toritäten. 

2)  Eine  frappante  Vorstellung  vom  Bindringen  des  Goldes  in  die 
Cirknlation  während  der  leteteo  10  Jahre  gewährt  folgender 
Ausweis  Ober  die  Goldprägung  in  Frankreich  1846-1856. 

Jahr.  Gold.  Silber. 

Werth  in  Franks.         Werth  in  Franks. 

1846  2,200,000  33,300,000 

1847  7,500,000  69,000,000 
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4  Milliarden  als  Zuwachs  der  Goldmünze  an,  so  dürfte  man 
zu  hoch  greifen.    Wir  htftlen  demnach  gegenwärtig  beiläufig  7 


Jahr. 

Gold. 

Silber. 

Werth  in  Franks. 

Werth  in  Franki. 

1848 

40,000,000 

101,000,000 

1849 

27,000,000 

184,000,000 

1850 

115,000,000 

78,000,000 

1851 

240,000,000 

59,000,000 

1852 

26,000,000 

71,000,000 

1853 

330,000,000 

20,000,000 

1854 

512,000,000 

2,000,000 

1855 

410,000,000 

21,570,000 

1856 

508,351,900 

54,222,200 

Den  Schlüssel  za  dieser  Gestallung  der  Münzthätigkeit  geben  die  Ueber- 
«chten  der  Bewegung  des  Gold-  und  Silberpreises  an  den  Hauptböraen 


wahrend  des  10jährigen  Zeitraums. 

- 

In  Parit  standen  die  Preise 

per  Kilogr. 

Gold ;  Goldpi 

ämie  p.  m 

Hie.    Silber;  Silber 

pr.  p. 

Jan.  1846 

3437  Fr.  77  Cent. 

10»/» 

220  Fr. 

l"/2 

,  1847 

16»/2 

3«/2 

.  1848 

15,/2 

3 

.  1849 

9 

0 

„  1850 

12./2 

■ 

2|/2 

m  1851 

0 

4«/2 

*  1852 

0 

»V2 

u  1853 

1 

9 

jf  1854 

2 

13 

.  1855 

0 

13 

„  1856 

5 

20 

Das  d 

urcnacnniuiicoe  TTerin>cr 

hältniss  > 

on  Gold  und  Silber 

war 

Hamburg 

London. 

1848  1  :  15» 

15« 

1849  15?» 

1579 

> 

1850  156i 

15» 

1851  15» 

15M 

1852  15* 

1559 

1853  15» 

15» 

1854  15» 

15m  - 

1855  15» 

153« 

Man 

bemerkt  ohne  detaillirte 

Hinweisung  die  Coincidenz 

der  8 

Goldprägung  mit  dem  Herabgehen  der  Marktwerthrelation  unter  das 
liehe  Verhältnis!  1  :  15»/». 
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Milliard.  Fr.  Goldcirculation  in  Anschlag  zu  nehmen.  —  Wie  gross 
mag  der  Bestand  des  Silbermünzschatzes  sein?  Gewiss  sind 
mehr  ältere  Silbermünzen  nach  Asien  gegangen,  als  neue  geprägt 
worden  sind.  Man  wird  nicht  über  9—10  Milliarden  Fr.  Sil- 
bercirculation  voraussetzen  dürfen. 

Es  ergiebt  sich  somit  als  ungefähres  Resultat,  dass  von  einer 
disponibel!)  Silbennenge  von  21—  22  Milliard.  höchstens  9 — 10,  von 
einer  Goldmenge  von  16  bis  17  Milliarden  wenigstens  7 — 8  zur 
Circulation  dienen.  Ungefähr  die  Hälfte  von  beiden  Metallen 
dürfte  in  Schmuck  und  Geräthen  angelegt  sein. 

Diese  Anlagen  sind  als  Reservoirs  zu  betrachten,  welche 
Ebbe  und  Fluth  des  circulirenden  Mediums  regeln,  dem  See  oder 
Teiche  vergleichbar,  welcher  den  Wasserstand  des  im  überlaufe 
un regelmässigen  Flusses  für  die  Gegenden  thalwärts  regelt  und 
gleichmässig  gestaltet.  Sie  geben  an  Masse  zu,  wenn  ohne  sie 
die  Circulalionsadern  etwas  trocken  werden  wollten,  und  halten 
zurück,  wenn  sie  sich  zu  überfüllen  drohen.  Es  wird  so  ein 
weiter  Spielraum,  eine  gewisse  Elaslicität  geschaffen,  vermöge 
deren  selbst  lebhafte  Schwankungen  in  Production  von  und  im 
Bedarf  an  edlen  Metallen  im  Interesse  der  Stabilität  des  Werth- 
messers neutralisirt  werden.  Wir  werden  über  diesen  merkwür- 
digen Mechanismus  weiter  unten  etwas  mehr  zu  sagen  haben, 
so  viel  aber  ist  schon  hier  zu  bemerken,  dass  die  bisherigen 
Goldströme  wenigstens  in  ihrer  Hauptmasse  noch  nicht  ins  Re- 
servoir des  Luxusgebrauchs,  sondern  direct  in  die  Circulations- 
kanäle  geflossen  sind,  dass  also  alle  Elemente  vorhanden  sind, 
um  in  dem  Luxusbedarf  an  Gold  einen  nicht  unbedeutenden 
Damm  gegen  die  Goldentwerthung  noch  für  geraume  Zeit  hin 
erblicken  zu  dürfen. 

Nachdem  wir  nun  die  Verhältnisse  der  vorhandenen  Massen 
im  Umrisse  zu  gewinnen  gesucht  haben,  suchen  wir  die  Pro- 
duktionsverhältnisse genauer  zu  versinnlichen  und  zunächst 
den  Antheil  su  bestimmen,  welchen  zu  verschiedenen  Zeiten  jedes 
der  beiden  Metalle  an  der  Gesammtproduktion  gehabt  hat.  Soe  t- 
beer  hat  hiefur  folgende  Tabelle  aufgestellt. 
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Nach  d.  Gewicht.   Nach  d.  Werthe. 


Mi!  H  Jahr 

Hill   u.  Ja  III . 

flnlH 

UU1U. 

g:ikai> 

UUv 

^7 

liJiJVJ 

>• 

103 

öb7 

1  UVV» 

in. 

1750 

3, 

96, 

33, 

669 

1800 

2, 

973 

297 

703 

1846 

5« 

942 

487 

513 

1850 

9, 

9h 

6I9 

39, 

1854 

19, 

80, 

783 

217 

In  Procenten 
ausgedrückt, 
die  Gesammt- 
Produktion  = 
100  gesetzt. 


Das  1854  erreichte  Verhältnis*  wird  im  Allgemeinen  auch  noch 
für  Ende  1856  richtig  gewesen  sein. 

Man  erkennt,  welche  Umwälzungen  in  dem  gegenseitigen 
Antheilsverhaltniss  an  der  Gesammtproduktion  seit  1500  staltge- 
funden haben.  Der  Einfluss  des  amerikanischen  Silbers  machte 
sich  zwischen  1500  und  1750  sehr  empfindlich  geltend,  bis  Bra- 
silien und  in  diesem  Jahrhundert  Russland  eine  Reaction  zu 
Gunsten  der  Goldproduktion  hervorbringen.  Unerhört  aber  ist 
der  Umschwung,  welchen  die  Entdeckung  der  australischen  und 
kalifornischen  Goldtninen  hervorgerufen  hat.  Gold  hat  nunmehr 
dem  Gewichte  nach  mit  einem  Fünftheil,  dem  Werihe  nach  mit 
vier  Fünftheilen  an  der  Jahreserzeugung  Antheil;  1846  war  der 
Antheil  beziehungsweise  >/„  und  •/,,  1800  V37  und  %,  1600 
beiläufig  Vi 00  und  V.o. 

Suchen  wir  endlich  noch  die  Proportion  der  Jahres- 
produktion zu  der  vorhandenen  Masse  auf  Grund- 
lage der  gewonnenen  Ziffern  annäherungsweise  zu  bestimmen. 
Nimmt  man  —  guten  Autoritäten  folgend  —  die  neueste  Jahres- 
produktion des  Silbers  auf  240  Mill.  Franks  oder  in  runder 
Summe  auf  250  Mill.  an,  so  erhalten  wir  250  :  20,000  oder 
IV4  %  ist  der  Zunahmekoefficient  der  Silbermasse.  Der  Gold- 
produktionskoefficient  war  1846  ungefähr  der  gleiche  (etwa  160 
Mill.  Jahresproduktion  auf  einen  Gesammtvorrath  von  12,000  Mill. 
Fr.) ,  dagegen  ist  er  jetzt  gestiegen  auf  5  °/0  (850—900  Mill. 
Jahresausbeute  auf  einen  Gesammtvorrath  von  schätzungsweise 
16—17,000  Mill.  Franks.)  Die  Annahme  der  jetzigen  Jahres- 
produktion ist  absichtlich  bei  Silber  eher  zu  hoch,  bei  Gold  zu 
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niedrig  gegriffen  worden.  Es  ist  kaum  zu  bezweifeln,  dass  der 
jetzige  Zunahinecoefficien  t  des  Goldes  allmählig  wieder  fallen  wird ; 
denn  die  jährliche  Goldproduktion  durfte  sich  kaum  in  dem  Grade 
steigern,  um  fort  und  fort  gleich  hohe ,  Procente  des  ungemein 
rasch  anwachsenden  Gesammtgoldvorraths  betragen  zu  können. 
Fällt  aber  auch  der  Coefficient  der  Jahreszunahme  auf  sein  frü- 
heres Niveau  zurück,  so  wird  die  Conjunktur  doch  nur  rclaliv, 
nicht  absolut  die  gleiche  sein,  wie  ehedem.  Es  wird  vielmehr 
eine  völlige  Umgestaltung  eingetreten  sein  und  diese  darin  be- 
stehen, dass  der  Gesammtvorrath  sich  vervielfältigt  haben  und 
eben  im  Verhält niss  hiezu  eine  an  sich  grosse  Jahresausbeute 
einen  kleinen  Wachs thumscoefficienten  darstellen  wird.  Würde 
sich  gleichzeitig  die  Conjunktur  des  Weltverkehrs  und  des  Münz- 
bedarfs so  gestalten,  dass  der  letztere  ein  sehr  beträchtlicher 
wäre,  so  würde  durch  diese  jetzigen  und  muthmaasslich  künfti- 
gen Produktionsverhältnisse  des  Goldes  die  Möglichkeit  gegeben 
sein,  einem  starken  Baargeldbedürfniss  vollauf  zu  entsprechen 
und  zugleich  die  Werthstabilität  des  allgemeinen  Werthrepräsen- 
tanten vollkommen  aufrecht  zu  erhalten. 

Diess  fuhrt  uns  zum  Nächsten,  zur  Betrachtung  der  wahr- 
scheinlichen Verhältnisse  des  Gold-  und  Silber b e darf s. 

Man  hat  geglaubt,  die  bezeichnete  Revolution  in  den  Pro- 
ductionsverhältnissen  von  Gold  und  Silber  müsse  einen  Umsturz 
der  Preise  zur  Folge  haben,  einen  Umsturz  nicht  blos  des  Werth- 
verhältnisses zwischen  Gold  und  Silber,  sondern  auch  des  Werth- 
verhältnisses zwischen  Gold  und  allen  übrigen  Waaren.  Es  hat 
aber  bisher  weder  das  Eine  noch  das  Andere  in  beträchtlichem 
Maasse  stattgehabt  Die  Schwankungen  des  Goldkurses  seit  1848 
sind  äusserst  gering  und  stehen  zu  den  producirten  Geldmassen 
in  keinem  Verhältniss.  Eine  Vertheurung  vieler  Waaren  hat 
zwar  stattgehabt,  aber  keineswegs  lässt  sich  ein  genauer  und 
ausschliesslicher  Causalzusammenhang  zwischen  dieser  Erschei- 
nung und  der  Goldproduktion  nachweisen. 

Was  zunächst  die  Gestaltung  der  Wertb-relation  von 
Gold  und  Silber,  seit  Entdeckung  der  kalifornischen 
und  australischen  Goldschätze,  betrifft,  so  sprechen 
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sich  die  tabellarischen  Uebersichten  der  Londoner  und  Hamburger 
Kurse  sehr  deutlich  aus: 

Durchschnitt!.  Werth verhältniss  des  Goldes  zum  Silber 


in  I  nnHon 

Halliuiil  g. 

1831-47 

15t, 

15« 

1848 

15?» 

IO79 

4  C 

1575 

looU  1.  Quartal 

4  C 
1Ü8I 

1569 

»»     *•  » 

15*1 

1571 

3 

15« 

U77 

15*. 

>»  4. 

15», 

15« 

15,3 

15«, 

loDl  1.  Quartal 

4 1; 
IO32 

4  £ 
1024 

IO40 

15M 

15« 

»    4.  „ 

15« 

15*3 

* 

15«« 

1.  Quartal 

4  R. 

15** 

157i 

15« 

i>    3.  „ 

1569 

15« 

i>    4.  „ 

15%o 

154| 

15» 

15« 

1853 

1ÖS3 

lös« 

1854 

15» 

15« 

1855 

153« 

15m 

Neust  ens  (Februar  1857)  finden  wir  Silber  in  London  mit 
613/i  pro  Unze  Standard  nolirt,  was  einer  Werlhrelation  von 
15*7  entspricht;  nächst  vorhergegangene  Nolirungen  ergeben 
eine  höhere  Relation. 

Aus  diesen  Uebersichlen  geht  hervor,  dass  bis  zum  dritten 
Quartal  1850  gar  keine  erhebliche  Veränderung  in  dem  Werth-* 
verhältniss  vor  sich  ging,  dann  aber  plötzlich  eine  sehr  erhebliche 
Kursminderung  des  Goldes  (um  3  %)  eintrat.  Diese  Erscheinung 
muss  hauptsächlich  den  unbestimmten  Vorstelligen  von  den 

Ztiltchr.  für  Suai»«.  1007.    !•.  Htft.  8 
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Folgen  der  Goldentdeckungen  sowie  dem  Drucke  zugeschrieben 
werden,  welchen  das  Angebot  der  eingezogenen  holländischen 
Goldmünzen  um  Markte  hervorbrachte.  Schon  vor  Entdeckung 
der  kalilbrn.  und  australischen  Goldgruben  (1847)  hatte  Holland 
den  Uebergang  zur  Silberwährung  beschlossen.  Zur  Ausführung 
gelangte  die  Maassregel  erst  im  Jahre  1850.  In  Vollziehung  des 
Gesetzes  vom  21.  November  1847  waren  bis  1850  49,790,970  fl. 
Gold  von  172  Müh,  welche  1816—47  ausgeprägt  worden,  ein- 
gegangen. Diese  kamen  auf  den  Markt.  Nicht  minder  stark 
drückte  der  gleichzeitige  Silberbedarf  Hollands.  Die  Massen  des 
angebotenen  Goldes  und  des  begehrten  Silbers  waren  aber  doch 
zu  klein,  um  an  sich  —  ohne  Mitwirkung  unbestimmter  über- 
triebener Befürchtung  vor  den  Wirkungen  der  neuen  Goldaus- 
beute —  die  momentan  starke  Minderung  der  Werthrelation  hin- 
länglich zu  erklären.  Während  in  den  letzten  4  Jahren  die 
Goldausbeute  1  Milliarde  Francs  jährlich  betrug,  blieb  die 
Werlhrelation  auf  15J0-  1536!  Im  Jahre  1851  und  1852 
hob  sich  das  Yerhaltniss  wieder,  obwohl  erst  da  die  Goldströme 
massenhafter  die  europäischen  Märkte  erreichten.  Seit  1853 
bis  jetzt  ist  dasselbe,  merkwürdig  genug,  fast  stationär  ge- 
wesen und  auf  ungefähr  1  :  I033  stehen  geblieben;  und  doch 
wurde  erst  in  diesem  Zeitraum  das  neue  Gold  in  Masse  dem 
Verkehr  übergeben. 

Wie  ist  nun  der  konstante  Charakter  der  Werthrelation  von 
Gold  und  Silber  während  der  letzten  vier  Jahre  zu  erklären, 
in  welchen  der  Zuwachs  des  Goldes  den  des  Silbers  so  unge- 
mein überwog,  und  wird  unter  gleichen  Produktionsverhältnissen 
die  Relation  noch  länger  auf  demselben  Stande  sich  erhalten 
können  ? 

Um  hierauf  antworten  zu  können,  ist  das  zwischen  den 
beiden  Edelmetallen  waltende  F u ngibilitä t sverhältniss  näher 
ins  Auge  zu  fassen.  Beide  Metalle  können  einander  in  mehreren 
ihrer  wesentlichsten  Gutscigenschaften  und  Zwecke  vertreten. 
Sind  keine  gesetzlichen  Schranken,  wie  sie  mit  der  Sanction  des 
Princips  der  einfachen  Währung  verbunden  sind,  vorhanden,  so 
können  sich  Gold  und  Silber  hinsichtlich  des  Zweckes,  als  allge- 
meiner Werthrepräscntant  zu  dienen,  fast  vollkommen  vertreten. 
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In  Verkehrsgcbielen  mit  Doppelwährung  ist  daher  stets  eine 
lebendige  Fangtbifität  zwischen  Gold  und  Silber  als  wirksam 
KU  beobachten,  bestimmt  durch  die  Differenz  der  marktmässigen 
und  der  gesetzmässigen  Werthrelation.  Das  grossartigste  Beispiel 
dieser  Vertretbarkeit  hat,  wie  schon  angeführt,  die  neuere  Ge- 
staltung der  französischen  Cirkulation  gegeben;  die  Substitution 
von  Gold  an  Stelle  des  Silbers  in  Frankreich  hat  jedenfalls 
mächtig  zu  der  auflallenden  Beharrlichkeit  des  wechselseitigen 
Werlhverhältnisses  während  der  letzten  Jahre  beigetragen.  Ucbri- 
gens  lehrt  die  tägliche  Erfahrung,  dass  auch  in  Gebieten  der  ein- 
fachen Währung  das  eine  überflussige  Metall  als  Stellvertreter  des 
mangelnden  andern  sich  aufzudrängen  pflegt.  Die  Erfahrung 
grosser  und  kleiner  Kassen  in  Landern  der  Silberwährung  weist 
während  der  letzten  Jahre  einen  mächtigen  Andrang  des  Goldes 
nach.  Was  hinsichtlich  des  Geldzweckes  gilt,  gilt  auch  hinsicht- 
lich anderer  Zwecke,  welche  bei  den  edlen  Metallen  gemeinsam 
sind.  So  ist  auch  für  Luxusdienste  jenes  Verlretbarkeitsverhält- 
niss  zu  bemerken.  Bis  zu  einem  gewissen  Punkte,  demjenigen 
nämlich,  an  welchem  der  Mangel  des  einen  oder  andern  Metalls 
je  für  seine  spezifischen  Zwecke  fühlbar  wird,  unterliegen  daher 
Gold  und  Silber  dem  Schiksal  einer  gemeinsamen  Werthbewegung, 
sie  sind  in  dieser  Beziehung  wie  zwei  an  einander  gefesselte 
Galeerensklaven,  welche  lange  an  einander  zerren  und  auf  ein- 
ander drücken  und  sich  doch  nicht  von  einander  losreissen 
können ;  erst  wenn  die  weit  gesteckten  Grenzen  des  Wechsel- 
verhältnisses erreicht  sind,  können  sie  sich  aus  ihrer  gemein- 
samen Werthsbewegung  entschieden  losreissen,  erst  dann  wird 
die  träge  Gleichmassigkeit  und  Schwerveränderlichkeit  ihrer  gegen- 
seitigen Werthrelation  aufhören. 

Was  sind  nun  aber  die  spezißschen  Zwecke  des  Silbers, 
diejenigen  Dienste,  in  welchen  es  durch  Gold  nicht  vertretbar 
ist?  Die  spezifischen  Zwecke  des  Silbers  sind  theils  gesetzlich 
geschaffene,  theils  natürlich  gegebene.  Unter  den  gesetzlich 
geschalten  verstehen  wir  z.  B.  die  Fälle,  in  welchen  auf  Grund 
bestehender  Silberwährung  Silbermünze  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel allein  zugelassen  wird,  so  für  Steuerzahlung,  für  Bank- 
baarvorräthe,  ferner  das  unentbehrliche  Maass  von  Courantmünze. 

8  * 
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Zu  gewissen  Gattungen  von  Scheidemünze,  zur  Befriedigung 
eines  Tbeils  des  Luxusbedarfes  an  edlen  Metallen  ist  Silber  theils 
seiner  physikalischen  Eigenschaften,  theils  seiner  Preisverhalt- 
nisse wegen  erforderlich.  Es  lässt  sich  nun  denken,  dass  das 
verfügbare  Silberquantum  nur  eben  noch  für  diese  spezifischen 
Zwecke  hinzureichen  beginne.  Der  Zeitpunkt,  welcher  diese 
Erscheinung  mit  sich  bringen  könnte,  wäre  um  so  früher  zu 
erwarten,  je  universeller  bei  geringer  Neuproduction  die  Silber- 
wahrung im  Gebrauch  bliebe  oder  in  Gebrauch  käme;  denn 
dann  wäre  der  spezifische  Silberbedarf  in  umfassen  dein  Maasse 
gegeben.  Würde  ein  solcher  Zeitpunkt  wirklich  herannahen,  so 
würde  er  sich  mit  sehr  bösen  Symptomen  ankündigen,  es  würde 
namentlich  Eines  eintreten:  eine  chronische  Knappheit  des  Bank- 
kredits  und  des  Credits  überhaupt ,  herbeigeführt  durch  den 
Mangel  au  gesetzlichen  Zahlungsmitteln.  Man  denke  sich  z.  ß. 
verbunden  mit  solcher  Conjunktur  einen  starken  Kapitalbedarf 
zu  Einzahlung  von  Aktienraten  in  Silberwährung,  etwa  so  wie 
er  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1856  zu  beobachten  war. 
Der  Begehr  nach  Silber  würde  sehr  gross  sein,  die  Banken  und 
überhaupt  die  Silberbesitzer  würden  das  Begehrte  nur  gegen 
hohen  Zins  gewähren;  die  Banken  schon  desshalb,  weil  sie  den 
gesetzlichen  Baarsilbervorrath  gegen  den  Notenandrang  zu  er- 
halten verpflichtet  waren.  Die  Knappheit  des  Silbers  würde 
daher  auch  das  Kapital  theuer  machen.  Ueberhaupt  aber  würde 
Silber  dem  starken  Begehr  gegenüber  immer  leichter  in  die 
Wage  fallen  und  daher  nach  natürlichen  Gesetzen  einem  starken 
fl)r  den  Verkehr  sehr  nachtheiligen  Oscilliren  des  Werthes  aus- 
gesetzt sein.  Silber  würde  im  Werth  gegen  Gold  unfehlbar, 
und  zwar  stark  und  rasch,  steigen.  Die  passionirten  Anhänger 
der  Silberwährung  betrachten  aus  diesem  Grunde  selbst  eine 
solche  Eventualität  mit  ziemlichem  Wohlbehagen.  Sie  befinden 
sich  aber  damit  in  einem  offenbaren  Irrthum,  hauptsächlich  dess- 
halb, weil  mit  der  fraglichen  Werthkonjunktur  des  Silbers 
eine  We  rthunstätigkeit  unzertrennlich  verbunden  sein  und 
also  die  entscheidende  Geldqualifikation  dem  Lieblingssubstrat  der 
Wahrung  in  steigendem  Grade  abhanden  kommen  müsste.  Allein 
das  Preissteigen  des  Silbers  wäre  filr  alle  Silberwährungsgebiete, 
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welche  ihren  ganzen  Silberbedarf  nicht  selbst  erzeugen,  anch 
desshalb  keine  erfreuliche  Aussicht,  weil  die  Beschaffung  des 
hauptsächlichen  Verkehrsinstruments  steigende  Kosten  drohen 
würde.  Eine  Täuschung  aber  erscheint  uns  vollends  die  Erwartung, 
man  werde,  wenn  man  die  Zeit  einer  Silber! heurung  zur  Be- 
werkstelligung des  Uebergangs  zur  Goldwährung  abwarte,  durch 
theores  Losschlagen  des  alten  Währungsschatzes  einen  national- 
wirthschaftlichen  Gewinn  erzielen  können,  dieser  Calcul  hinkt 
nach  zwei  Seiten:  erstens  wird  das  Abwarten  einer  solchen 
Conjunktur  mit  dem  Nachlheile  vorheriger  starker  Werthschwan- 
kungen des  baaren  Tauschinstruments  verbunden  sein  und  dieser 
Nachtheil  wäre  geeignet,  an  sich  schon  den  erhofften  Gewinn 
aufzuwiegen;  zweitens  wird  die  Demonetisirung  eines  grossen 
Siiberschatzes  im  Augenblick  der  Ausführung  der  Spekulation 
diese  selbst  vereiteln,  soferne  die  Maassregel  gerade  im  ent- 
scheidenden Augenblick  auf  den  Silberpreis  drücken  würde. 
Der  Vortbeil  beginnender  starker  Preissteigerung  des  Silbers 
wäre  daher  sicherlich  ein  sehr  problematischer  zu  nennen  und 
gewiss  kein  Grund,  an  der  Silberwährung  als  einem  Provi- 
sorium festzuhalten.  Selbst  wenn  gleichzeitig  Gold  seiner  Masse 
wegen  im  YVerthe  sänke,  so  wäre  Goldwährung  vorzuziehen; 
denn  die  Werthveränderung  bei  Gold  ginge  aus  innern  Grün- 
den in  langsamem  Wege  von  Statten,  bei  Silber  in  starken 
Schwankungen.  Das  erste  Erforderniss  der  Geldtüchtigkeit  einer 
Waare  ist  aber  die  Werthbeständigkeit  in  kleineren  Zeitzwischen- 
räumen; denn  die  Hauptmasse  der  einzelnen  durch  Geld  vermit- 
telten Werthsgleichungen  umfasst  kleine  Zeiträume. 

Wir  haben  uns  eben  etwas  zu  weit  in  Hypothesen  vorge- 
wagt, um  nicht  sogleich  hervorheben  zu  sollen,  dass  wir  ferne 
davon  sind,  sie  schon  jetzt  als  ihrer  Verwirklichung  nahe  anzu- 
nehmen. Noch  immer  überwiegt  den  gewonnenen  schälzungs- 
weisen  Ziffern  nach  die  Silbermasse  die  Goldmasse  beträchtlich 
an  Werth.  Es  kann  kaum  daran  gedacht  werden,  dass  Silber 
schon  jetzt  jenem  Grenzpunkte  nahe  sei,  von  welchem  an  es 
nur  noch  für  seine  spezifischen  Zwecke  hinzureichen  beginnen 
werde,  von  wo  an  es  daher  aus  der  mit  dem  Gold  gemeinsamen 
Werthbewegung  sich  losreissen  oder  die  Werthrelation  von  Gold 
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und  Silber  in  starkes  Schwanken  kommen  werde.  Immerhin 
darr  man  an  ein  mögliches  Herbeikommen  dieses  Punktes  denken 
und  in  demselben  Maasse,  als  diess  erfolgen  würde,  onuss  man 
dem  Gold  als  Währungssubstrat  den  Vorzug  einräumen,  selbst  unter 
der  in  Wirklichkeit  wahrscheinlich  ausbleibenden  Voraussetzung, 
dass  Gold  eine  langsame  Depreciation  allen  übrigen  Gütern  gegen- 
über erfahren  sollte. 

Schon  während  der  Geldkrise  des  letzten  Herbstes  waren 
übrigens  Symptome  zu  beobachten,  dass  ein  vorhandener  Silber- 
mangel auf  den  Preis  des  Credits  (Disronlo)  drückte,  und  daher 
der  Bestand  der  Silberwährung  durch  besondere  Verkettung  der 
Umstände  des  Geldmarktes  als  Üebelsland  lemporär  sich  geltend 

Wir  haben  im  Vorstehenden  die  Thatsache  einer  auffallend 
geringen  Schwankung  der  Werthrelation  von  Gold  und  Silber 
festzustellen  und  zu  erklären  gesucht  und  ein  noch  längeres 
Fortdauern  dieser  Thalsache  nicht  unwahrscheinlich  gefunden. 
Je  weniger  diese  Thatsache  der  Beständigkeit  des  relativen 
Werths  von  Gold  (gegen  Silber  nämlich)  bestritten  werden  konnte, 
desto  mehr  ist  ein  Fallen  des  absoluten  Werths  von  Gold 
(nämlich  der  übrigen  Gütermenge  gegenüber)  theils  als  schon 
eingetreten  behauptet,  theils  als  in  starkem  Grade  drohend  be- 
fürchtet worden.  Dieses  angeblich  schon  eingetretene  oder  doch 
drohende  Fallen  des  absoluten  Goldwert hs  ist  als  Hauptargument 
gegen  die  Goldwährung  geltend  gemacht  worden.  Die  Werlh- 
stabilität  des  Goldes  könne,  sagt  man,  dem  Druck  der  Massen- 
ausbeute  nicht  widerstehen  und  die  erste  und  nothwendigsle 
Qualität  des  Wahrungssubstrats  gehe  daher  dem  Golde  ab.  Nun 
haben  es  sich  zwar  die  Gegner  der  Goldwährung  leicht  gemacht, 
indem  sie  die  angegebene  Voraussetzung  ihrer  Behauptung  ohne 
Beweis  ganz  einlach  postulirten.  Obwohl  man  nach  dem  Grund- 
satz qui  agit  detnonstrat  eine  unbewiesene  Thatsache  einfach 
zurückweisen  könnte,  so  ist  es  doch  vom  grössten  Interesse, 
die  Elemente  des  Gegenbeweises  zu  dem  Satze  zu  sammeln,  dass 
wenn  überhaupt  eine  Depreciation  des  Goldes  zu  erwar- 
ten wäre,  dieselbe  wahrscheinlich  langsam  vor  sich 
gehen  würde.  Kommt  man  nach  den  gegebenen  Verhältnissen 
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zu  dieser  Wahrscheinlichkeit,  so  wird  das  Hauptpostulat  der 
Goldwährungsgegner  sehr  malt  und  kraftlos.  Wir  wollen  jene 
Elemente  sine  ira  et  studio  —  Beides  wäre  hier  sehr  ühel  an- 
gebracht —  zu  sammeln  suchen. 

Die  Thaisache  einer  bereits  eingetretenen  Abnahme  des 
absoluten  Gold-  (und  Geld-)  Werthes  ist  auf  die  Thatsache  der 
sehr  bedeutenden  Vertheurung  vieler  der  wichtigsten  Handelsartikel 
gegründet  worden.  Dauer  und  Umfang  dieser  Verteuerung  sind 
unlaugbar  dazu  angetan,  den  fragenden  Blick  auf  eine  Ent- 
wertung des  Geldes,  auf  eine  eingetretene  Verringerung  der 
Kaufmacht  des  letzteren,  hinzulenken.  Und  zunächst  ist  man 
versucht,  diese  Entwertung  des  Geldes  im  Allgemeinen  den 
neuproducirten  Goldmassen  zuzuschreiben ;  Gold,  denkt  man  sich, 
werde  vermöge  seines  eigen thümlichen  Fungibililätsverhältnisses 
zu  den  übrigen  Verkehrsinstrumenten  auf  den  Geldwerth  im 
Allgemeinen  gedrückt  haben.  Dieser  scheinbar  so  natürliche 
Causalzusammenhang  wird  aber  zweifelhaft  und  unsicher,  sobald 
man  nur  etwas  liefer  geht.  Eben  der  Zeilraum  seit  dem  Jahr 
1848  und  vollends  seit  dem  Jahre  1852,  von  wann  an  die 
grossen  Gold  »nassen  Europa  erreichten,  ist  reich  an  verschiedenen 
starken  Einflüssen  auf  die  allgemeine  Preisbewegung,  und  es 
ist  sehr  schwer,  die  Wirkung  jeder  einzelnen  der  verschieden- 
artigen Ursachen  bestimmt  zu  ermitteln.  Für  manche  Gegenden 
ist  eine  starke  Verteuerung  hauptsächlich  aus  der  Preissolidarität 
entsprungen,  welche  durch  die  neuere  Entwickelung  des  Trans- 
portwesens herbeigeführt  worden  ist.  Gehen  wir  von  lokaler 
Anschauung  der  fraglichen  Erscheinung  ab,  so  finden  wir  als 
eine  mitwirkende  Ursache  grosse  und  fortgesetzte  Ernteausfalle 
in  den  hauptsächlichen  Nahrungsmitteln,  die  Pflanzenseuchen 
u.  s.  w.  Man  nehme  ferner  in  Rechnung  die  seit  1852  eingetretene 
bedeutende  und  allgemeine  Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  der 
dadurch  bedingten  Consumtionsfahigkeit  der  unteren  Klassen. 
Dieser  Umstand  musste  an  sich  die  Nachfrage  nach  den  not- 
wendigen und  nützlichen  Waaren  sehr  beträchtlich  steigern.  In 
erhöhtem  Grade  konnte  sich  auch  der  Luxus  der  höheren  Klassen 
entfallen  und  durch  grössere  Nachfrage  Preissteigernd  wirken. 
Man  beachte  den  Druck  des  orientalischen  Kriegs  auf  manche 
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Artikel:  Leder,  Talg  etc.,  so  hat  man  einen  weiteren  Erklärungs- 
grund. Alle  diese  Umstände  zusammen  konnten  eine  so  um- 
fassende Preissteigerung  bewirken,  dass  die  Annahme  einer 
eingetretenen  Geldentwertung,  scheinbar  das  nächstliegende,  in 
Wahrheit  nicht  nothwendig  und  keinen  Falls  selbstverständ- 
lich ist.  Soetbeer  hat  in  seiner  mchrerwähnten  Monographie 
(das  Gold  etc.)  eine  Preistafel  Uber  22  wichtige  Hamburger  Han- 
delsartikel angefertigt  und  die  Preisbewegung  derselben  von 
1840—1850  und  1854  und  1855  in  Procenten  der  Durchschnitts- 
preise von  1830/1840  berechnet.  Derselbe  kommt  zu  dem  Resul- 
tate, dass  sich  alle  bemerkbaren  Preissteigerungen  aus  speciellen 
Verhältnissen  von  Angebot  und  Nachfrage  erklären  lassen.  Nun  ist 
ihm  entgegengehalten  worden,  der  Druck  der  Goldmasse  auf 
den  allgemeinen  Geldwerth  müsse  sich  wie  jede  Preisbewegung 
durch  Angebot  und  Nachfrage,  durch  gesteigertes  Angebot  von 
Gold  gegen  die  übrigen  Güter,  vollziehen.  Gewiss  wird  Soetbeer 
diese  Binsenwahrheit  nie  haben  langnen  wollen;  nur  dagegen 
wollte  er  sich  erklären ,  dass  die  durch  die  Goldgewinnung  be- 
dingte Kauffahigkeit  und  Kauflust  alle  anderen  Factoren  der 
Nachfragesteigernng  weit  überwiege,  dass  mit  Einem  Wort  Gold 
allein  oder  hauptsächlich  die  angebliche  allgemeine  Waaren- 
vertheuerung ,  d.  h.  die  behauptete  Geldentwertung,  herbeige- 
führt habe.  In  Wirklichkeit  sind  nun  aber  gewiss  die  von  der 
kalifornischen  Goldausbeute  ganz  unabhängigen  Coefficienten  der 
Nachfrage-  und  Preissteigerung  (Lohnhöhe,  grössere  Consum- 
tionsföhigkeit  aller  Klassen,  Missernlen,  Wirkungen  des  Kriegs  etc.) 
so  machtvoll,  um  die  eingestreiften  Goldhaufen  an  Wirkung  selbst 
überbieten  zu  können,  jedenfalls  nicht  gegen  sie  zurückstehen 
zu  müssen.  Wenn  hieftir  ein  positiver  mathematischer  Zahlen- 
ausdruck auch  nicht  zu  finden  ist,  so  spricht  gewiss  eine  unbe- 
fangene Schätzung  nicht  für  das  üeberwiegen  des  Einflusses  der 

Man  hat  Soetbeer's  Uebersichtsta belle  über  die  Preisbewegung 
dadurch  für  den  Beweis  der  Geldentwertung  in  Folge  der  Gold- 
ausbeute zu  benutzen  gesucht,  dass  man  aus  derselben  heraus- 
finden wollte,  die  Preissteigerung  sei  am  frühesten  und  bedeu- 
tendsten bei  denjenigen  Handelsartikeln  eingetreten,  welche 
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hauptsächlich  nach  den  Goldländern  und  den  von  dem  Gold- 
strome  bespülten  Verkehrsgebieten  vertrieben  werden.  Der 
Beweis  ist  aber  erstens  gesucht  und  faktisch  nicht  gelungen; 
denn  die  im  Preis  gestiegenen  Artikel  begegneten  einer  gestei- 
gerten Consumtionsfähigkeit  auch  in  denjenigen  Gebieten,  über 
welche  sich  die  Goldströme  nicht  zuerst  und  zumeist  ergossen 
haben.  Auch  ist  es  recht  wohl  zu  denken  oder  vielmehr  es 
muss  angenommen  werden,  dass  die  Goldausbeute  in  der  Nach- 
frage nach  einzelnen  Artikeln  sich  stark  geltend  macht  und  durch 
einen  gewissen  Theil  des  Tauschverkehrs  genau  zu  verfolgen  , 
sei,  ohne  jedoch  eine  mehr  als  partikulare,  lokale  und  momentane 
Golden  (wert  hung  nach  sich  ziehen  zu  müssen.  Wie  der  Land- 
wirth  in  Folge  einer  guten  Ernte  durch  seinen  Weizen,  so  und 
nicht  anders  wird  der  Goldgräber  durch  seinen  Goldgewinnst 
kauffähiger,  steigert  die  Nachfrage  und  spannt  die  Preise  der 
übrigen  Waa  ren  Gold  gegenüber.  Aber  wie  der  Weizen  einer 
gesteigerten  Verbrauchslust,  so  kann  das  Gold  einem  gesteigerten 
Bedürfuiss  an  metall.  Circulationsmitteln ,  einem  erhöhten  Luxus- 
bedarf u.  s.  w.  begegnen,  der  Verkehr  kann  lange  die  volle 
Begierde  zeigen,  die  neuen  Schätze  ohne  Entwerthung  derselben 
sich  zu  assimiliren,  und  diess  wird  namentlich  dann  der  Fall 
sein,  wenn  die  Weltwirtschaft  in  einer  Periode  ungewöhnlichen 
Aufschwungs  steht. 

In  der  That  ist  nicht  nur  nicht  bewiesen,  dass  schon  jetzt 
eine  Entwerthung  des  Goldes  (des  Geldes  überhaupt)  eingetreten 
ist,  sondern  Alles  weist  auf  die  Wahrscheinlichkeit  hin,  dass 
unter  der  gegenwärtigen  Constellation  der  Welt  wir  thschaft  selbst 
eine  länger  fortdauernde  Goldausbeute  im  jetzigen  Maassstab 
von  ungefähr  1  Milliarde  Fr.  per  annura  die  Verdauungskraft  des 
Weltverkehrs  nicht  sehr  Uberbürden  und  jedenfalls  nur  eine 
sehr  langsame  Depreciation  des  Goldes  bewirken 
würde. 

Wir  wollen  die  Saugadern,  welche  die  Goldströme  ab- 
sorbiren  zu  können  scheinen,  namhaft  zu  machen  suchen. 

Das  A  und  das  0,  was  hier  zu  nennen  ist,  ist  der  riesen- 
hafte Fortschritt,  welchen  der  Verkehr  über  die  ganze 
Welt  eben  in  allerneuster  Zeit,  seit  dem  Einbruch  des  modernen 
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goldenen  Zeilalters,  genommen  hai.  Dass  es  mit  diesem  riesen- 
grossen  Wachst hum  des  GesaronitgüterJebens  nicht  blos  die  Be- 
wandtniss  einer  volltönenden  Phrase  hat,  kann  mit  Zahlen  aus 
allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  belegt  werden.  Eines 
der  neusten  Blätter  des  Ekonomist  gibt  folgende  Uebersicht  vom 
Wachsthuni  des  engl.  Exports  von  1845 — 1856: 

1845  60,111,000  I.  St.    1851    74,448,000  l.  St. 

1846  57,786,000  „       1852  78,070,000 


1847  58,842,000  „  1853  98,933,000 

1848  52,849,000  „  1854  97,092,000 

1849  63,596,000  „  1855  95,688,000 

1850  71,367,000  „  1856  115,600,000 


1» 


Das  neuste  Geschäftsjahr  hat  unter  noch  günstigeren  Auspii 
begonnen  als  1856.  Diese  Uebersicht  gibt  einen  Begriff 
neueren  Aufschwung  des  Handels,  sofern  sie  zeigt,  dass  seit 
1846  die  englische  Ausfuhr  dem  Werlh  nach  sich  mehr  als  ver- 
doppelt hat.  Der  Schiffszahl  nach  steigerte  sich  die  englische 
Handelsmarine  von  1842 — 1855  um  100%,  der  Tonnenzahl  nach 
um  153%.  Frankreich  hatte  1842  27,624  Schiffe  mit  3,139,000  T., 
1855  36,787  mit  5,333,000  Tonnen.  Die  Vereinigten  Staaten 
haben  1845  für  114,  1855  für  275  Mill.  Dollars  ausgeführt, 
1845  für  117,  1855  fUr  261  eingeführt.  Die  Ausfuhr  hat  also 
in  10  Jahren  um  140,  die  Einfuhr  um  123%  sich  vermehrt. 
Die  Proportion  der  Zunahme  des  auswärtigen  Verkehrs  mag  im 
Allgemeinen  auch  als  für  die  Zunahme  des  innern  Verkehrs 
gellend  angesehen  werden.  Dass  der  letztere  wirklich  ebenfalls 
sehr  intensiv  sich  entwickelt  hat,  beweisen  alle  Ziffern  der  Ver- 
kehrsstatislik.  Ganz  neue  Verkehrsgebiete  haben  sich  eröffnet, 
namentlich  an  den  weitgedehnten  kultivirlen  und  kulturfähigen 
Ufern  des  paciGschen  Meeres;  in  ihnen  hat  sich  das  Gold  selbst 
auch  einen  Absatz  gesichert,  sie  eben  sind  diejenige  Folge  der 
Goldentdeckungen,  wodurch  diese  sich  zum  Theil  selbst  wieder 


Hier  ist  es  nun  am  Orte,  eine  klare  Anschauung  über  den 
Metallabfluss  nach  Ostasien  zu  gewinnen. 

Das  seit  Jahrhunderten  beobachtete  und  seit  sechs  Jahren 
in  nie  gekanntem  Maasse  wieder  eingetretene  Aböjessen  von 
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Silber  nach  Ostasien  ist  an  sieb  eine  zu  bedeutende  Erscheinung, 
als  dass  nicht  die  Freunde  der  Goldwährung  wie  die  der 
Silberwährung  mit  ihr  fertig  zu  werden  hätten  bestrebt  sein 
müssen. 

Die  Freunde  der  Goldwährung  bemerken  nun,  auf  die  Dauer 
könne  der  europäische  Silberschatz  eine  solche  Schwächung  nicht 
ertragen,  wie  sie  gegenwärtig  vor  sich  gehe,  ohne  dass  eine 
für  das  jetzige  Preisverhältniss  und  die  Werlhstabilität  des  Silbers 
sehr  nachtheilige  Wirkung  sich  geltend  mache;  das  Silber  Europas 
werde  knapp  werden,  dessen  Werth  gegen  Gold  nicht  blos, 
sondern  gegen  alle  übrigen  Waaren  werde  sich  stark  und  in 
empfindlichen  Oscillalionen  heben;  immer  mehr  werde  auf  der 
einen  Seite  Gold  das  Schwergewicht  und  eine  stätige  gleich- 
mässige  Werthsbewegung  erhalten;  die  Münzstätten  der  Silber- 
währungsgebiete werden  die  Silbermünzen  in  ein  Fass  ohne 
Boden  schütten;  kurz  unter  obwaltenden  Conjunkturen  könne  nur 
Gold  die  Basis  eines  zweckentsprechenden  Münzsysleins  bilden. 

Dagegen  haben  die  Anhänger  der  Silberwährung  die  Be- 
merkungen erhoben:  Silber  sei  blos  desshalb  in  so  ungeheuerer 
Auswanderung  nach  Ostasien  begriflTen,  weil  es  von  den  abend- 
ländischen Culturstaaten  weggeworfen  werde.  Frankreich  pumpe 
vermöge  einer  unvernünftigen  Münzgesetzgebung  das  Silber 
gewaltsam  hinaus,  um  das  gemein  werdende  Gold  desto  unauf- 
haltsamer hereinbrechen  zu  lassen.  Andere  Staaten  und  nament- 
lich Deutschland  treiben  durch  ein  üebermaass  von  Papiergeld 
ihr  blankes  Silber  weg  in  die  Hände  der  englischen  Silber- 
spekulation, welche  mit  grossen  Profiten  das  Metall  den  Orientalen 
zuführe,  die  es  höher  zu  schätzen  wüssten.  Nicht  weil  die 
Ausfuhr  asiatischer  Produkte,  Thee,  Seide  u.  s.  w.  nach  Europa 
zugenommen,  ziehe  Asien  das  Silber  als  Rimesse  an  sich,  sondern 
weil  Silber  im  Abendlande  gegen  Gold  und  Papier  weggeworfen 
werde,  habe  sich  die  Ausfuhr  Asiens  nach  Europa  und  Amerika 
so  enorm  gesteigert      Es  habe  aber  noch  keine  Noth,  die  Silber- 


I)  Ueber  dm  Wicht  tbum  der  c  hi  peiiiche  n  Au  afuh  r  finden 
•ich  in  den  stati$Uc»  of  IratU  *nd  commerce  folgende  interessante  Angaben; 
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Währung  zu  halten ;  jedes  Verkehrsgebiet  vermöge  den  gehörigen 
gesetzlicher  Währung  festzuhalten  und  dem  Abfluss 


■)  Theeausfuhr: 

von  China  nach  England. 


Vom  30.  Jnni 

1848  bis  30.  Juni 

1849 

47,242,000  Pfand 

n  n 

1949  „ 

ii 

1850 

53,961,000  „ 

»i  ™ 

1850  „ 

« 

1851 

64,020,000  „ 

M  11 

1851  „ 

i» 

1852 

65,137,000  „ 

n  11 

1852  „ 

ii 

1853 

72,906,000  „ 

11  Ii 

1853  „ 

ii 

1854 

77,217,000  „ 

11  1» 

1854  „ 

ii 

1855 

86,509,000  „ 

11  11 

1855  „ 

ii 

1856 

91,035,000  „ 

Die  Theeausfuhr  von  China  nach  England  hat  sich  also  in  sieben  Jahren 
fast  verdoppelt. 

Nach  den  Vereinigten  Staaten  hat  sie  sich  mehr  ala  verdoppelt : 
Vom  30.  Juni  1848  bis  30.  Juni  1849    18,072,000  Pfund 
i,  „    1849  „         „    1850    21,757,000  ., 

„  „    1850  „  „     1851    28,700,000  „ 

„  „    1851  „  „    1852    34,334,000  „ 

„  „    1852  „         „    1853    40,974,000  „ 

„  „    1853  „  „    1854    27,867,000  „ 

„  „    1854  „         „    1855    31,515,000  „ 

„  „    1855  „         „     1856    40,246,000  „ 

Die  Gesammtaosfuhr  nach  England  und  den  Vereinigten  Staaten  hat 
sich  von  1848/49  bi*  1855/56  von  65,314,000  Pfd.  auf  131,280,000  erhoben, 
also  mehr  ala  verdoppelt!  Um  einen  Begriff  von  dem  Wachsthum  noch 
früheren  Perioden  gegenüber  zu  gehen,  bemerken  wir,  dasa  1789  die  Theo- 
einfuhr  in  den  Verein.  Staaten  kaum  auf  1,000,000  Pfd.  geschallt  wurde, 
b)  Seideausfuhr  aus  China  nach  England.  Dieselbe  hat 
folgender  merkwürdigen  Tabelle  nach  seit  1848/49  mehr  ala  verdreifacht : 
Vom  30.  Juni  1848  bia  30.  Jnni  1849    17,228  Ballen 


1» 

11 

1849 

ii 

ii 

1850 

16,134 

ii 

11 

M 

1*50 

ii 

ii 

1851 

22,143 

ii 

11 

11 

1851 

ii 

ii 

1852 

23,040 

ii 

11 

11 

1852 

ii 

ii 

1853 

25,571 

ii 

11 

11 

1853 

ii 

ii 

1854 

61,940 

ii 

»1 

11 

1854 

n 

ii 

1855 

51,486 

ii 

11 

11 

1855 

ii 

ii 

1856 

56,489 

ii 

Nun  bleibt  so  prüfen,  ob  Grossbritannien  durch  seinen  directen  Handel 
mit  China  die  Mittel  besitzt,  die  zunehmende  Warenausfuhr  Chinas  zu 
kompenairen ;  ea  kommt  nur  der  directe  Handel  in  Betracht,  da  China  bia 
jetzt  fast  nur  mit  England  in  Handelsbeziehungen  steht,  England  daher  nicht 
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von  Silber  ein  gebieterisches  Hall  zuzurufen,  sobald  der  not- 
wendige eigene  Bedarf  enlblösst  werden  wolle.  Es  müsse  also 
bald  eine  Ausgleichung  der  europäischen  und  asiatischen  Werth- 
relalion  von  Gold  und  Silber  eintreten  und  die  Ausfuhr  von 
selbst  aufhören.  Selbst  die  Anhänger  der  Goldwährung  sollten 
so  lange  Geduld  haben,  bis  das  Silber  unter  günstigeren  Um- 
ständen verwerthet  werden  könne.  Andererseits  hört  man  von 
übereifrigen  Freunden  der  Silber  Währung  die  Behauptung  aus- 
sprechen, Silber  mache  durch  den  Ahfluss  nach  Asien*  blos  eine 

wr  •   **       *■      ■  ■  m       mr  •  »mm      ■  wmm      mm  mmmmm  mr  mm       ^m  mr  mm       m  m  ^m  mm  mmmm'mm       m  m-mm-mmmm       m  mwmm  mmmmm  ■      mr  ■  » •  mt^ 

Orts  Veränderung,  welche  dessen  Werth  nicht  afficiren  könne; 
als  ob  nicht  die  Ortsveränderung  den  vorhandenen  Silberschatz 
mit  einer  vervielfältigten  Gütermenge  in  Werthgleichung  bringen, 
einem  vervielfältigten  Begehr  effectiv  aussetzen  würde  und  daher 
werthsteigernd  auf  denselben  wirken  raüsste. 

So  ungefähr  lassen  sich  die  Argumentationen  zusammenfas- 
sen, welche  von  den  entgegengesetzten  Standpunkten  Uber  die 
Thatsache  des  Silberabflusses  nach  Osten  geltend  gemacht  worden 
sind.  Wir  stehen  nicht  an,  der  zweiten  Anschauung  im  Allge- 
meinen mehr  Werth  beizulegen,  wenigstens  was  die  Behauptung 
betrim ,  dass  die  Differenz,  zwischen  der  europäischen  und  ost- 
asiatischen Werthrelation  sich  ziemlich  schnell  ausgleichen  und 
die  Auswanderung  des  Silbers  dann  von  selbst  aufhören  werde. 

Es  lässt  sich  übrigens  durchaus  nicht  berechnen,  wann 
ungefähr  diese  Ausgleichung  eintreten  und  in  Folge  davon  die 
östliche  Silberströmung  ihr  Ende  erreichen  wird.  Abgesehen 
davon,  dass  die  Masse  überschussigen  Silbers,  welche  vom  Abend- 
land noch  entbehrt  werden  kann,  sich  jeder  Schätzung  entzieht, 
so  ist  auch  ein  anderer  Hauptfactor,  das  wirkliche  Werthver- 
hältniss  von  Gold  und  Silber  in  Ostasien,  schwer  zu  berechnen. 


die  Möglichkeit  hat,  •eine  Schuld  mit  fremden  durch  die  Londoner  Börse 
gehenden  Werthen  zu  zahlen  und  letztere  mit  Waaren  zu  kompensiren. 
Mach  den  offiziellen  Ausweisen  betrug  nun  die  Einfuhr  englischer  Manufactur- 
wuaren  (ausschlieslich  also  der  allerdings  gestiegenen  Opiumeinfuhr)  nach  China  : 

1852:    2,583,000  Liv.  Stert. 

1853:    1,749,000    „  „ 

1854:    1,000,000  „ 

1855:    1,277,000    „  „ 
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In  Indien  steM  Gold  zu  Silber  für  den  Augenblick  wie  1 :  H50 — 1475. 
Für  China  scheint  die  Wcrlhrelalion  im  Durchschnitt  dieselbe  zu 
sein,  ist  aber  genau  kaum  zu  eruiren.  Der  Wechselkurs  auf 
Canton  pflegt  auf  4—5,  der  auf  Shanghai  zwischen  7  und  8 
Schilling  per  Dollar  zu  stehen.  Die  Differenz  kommt  daher, 
dass  in  Canton  der  Dollar  der  Vereinigten  Staaten ,  in  Shanghai 
nur  der  Carolusdollar  oder  der  alte  spanische  Piaster  genommen 
wird.  Der  Carolusdollar  hat  aber  in  Wahrheil  nur  wenig  mehr 
Silbergehalt,  als  der  neue,  keinen  Falls  so  viel,  um  eine  Prämie 
von  mehr  als  50  Procent  zu  begründen.  Die  chinesischen  Be- 
hörden erliessen  (Economist  15.  Dez.  1855)  im  Jahre  1855 
zwei  Verordnungen,  worin  sie  ihre  Unterthanen  mit  dem  wahren 
Silbergehalt  der  verschiedenen  Dollarsorlen  bekannt  machten. 
Es  half  Nichts.  Der  neuste  Wechselkurs  steht  noch  so,  dass 
Nichts,  als  das  altgewohnte  Gepräge  des  Carolusdollar  einen 
Affectionswerth  von  fast  30%  begründet.  Bei  solchen  Potenzen 
der  Wertherzeugung  hört  alle  sichere  Berechnung  auf. 

Wenn  nun  aber  auch  anzunehmen  wäre,  dass  eine  Aus- 
gleichung der  Werthrelation  und  damit  ein  Aufhören  des  Silber- 
abflusses sehr  bald  erfolgen  müsse,  so  geht  aus  genauerer  Be- 
trachtung der  Verbältnisse  mit  fast  unumslösslicher  Gewissheit 
die  Muthmassung  hervor,  dass  der  Edelmetallabfluss  überhaupt 
nicht  aufhören  wird,  da  die  südasiatischen  Culturgebiele  edle 
Metalle  überhaupt  auf  lange  in  bedeutenden  Massen 
zu  verschlingen  fähig  sind  und  umso  mehr  zu  verschlingen 
suchen  werden,  je  stärker  die  Berührung  mit  der 
abendländischen  Cultur  werden  wird.  Und  diese  Absorp- 
tionsfähigkeit erscheint  bei  genauerem  Betracht  so  gross,  dass 
nur  Gold  nach  seinen  jetzigen  massigen  Produclionsverhällnissen 
dem  nach  jener  Seile  hin  zu  erwartenden  Edelmetallbegehr  wird 
entsprechen  können.  Wir  haben  dieses  Verhältniss  etwas  näher 
darzulegen. 

Persien,  Ostindien  und  die  hinterindisch-chinesischen  Cultur- 
gebiele haben  noch  lange  nicht  denjenigen  Punkt  der  Sättigung 
mit  edlen  Metallen  erreicht,  welcher  in  Europa  schon  länger 
eingetreten  ist.    Folgendes  mag  als  Beweis  dienen 

1)  Wir  folgen  hiebei  den   Zusammenstellungen  Pescheis  in  dessen 
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Dass  in  China  die  edlen  Metalle  selten  sind,  kann  man 
schon  daraus  sohl i essen ,  dass  das  Bedürfniss,  die  Multer  der 
Erfindungen,  dort  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten  unserer 
Zeitrechnung  zur  Schöpfung  von  Papiergeld  führte1).  In  den 
fünf  Hafen  hat  das  Gold  freilich  schon  europäische  Wohlfeilheit 
erlangt;  die  chinesischen  Domestiquen  europäischer  Familien  in 
Hongkong  etc.  erhalten  4  — -  7  Dollars  Monatlohn.  Dagegen 
werden  in  Canlon  Näherinnen  täglich  mit  7-10  Kreuzer  bezahl!, 
männliche  Arbeiter  mit  36  Krzr.,  wobei  sie  sich  selbst  beköstigen 
müssen.  Auch  der  Preis  des  Thees  und  der  Seide  in  China 
gt  ben  für  den  hohen  Werth,  welchen  edle  Metalle  daselbst  haben, 
einen  schlagenden  Beleg.  Nach  „Robert  Forlunes  Reise  in  die 
Theegegenden"  London  (1852)  wird  der  gewöhnliche  Thec  mit 
4  Tael  das  Pitul  oder  noch  nicht  zwei  Silbergroschen  das  Pfund 
bezahlt,  während  feinere  Sorten  auf  4—8  Silbergroschen  zu 
stehen  kommen.  Der  hohe  Ausfuhrzoll,  Transport  etc.  sind  es, 
welche  die  hohen  Preise  in  Europa  verursachen.  In  den  zwei 
Silbergroschen  steckt  nun  jedenfalls  eine  hohe  Landrente,  so 
9  dass  fast  nur  der  letzte  Silbergroschen  für  die  unsägliche  Be- 
tuühuug  der  Pflanzung  und  Behandlung  des  Theeblalts  übrig 
bleibt.  Aehnlich  ist  es  mit  der  Seide.  Welche  unendliche  Mühe 
steckt  in  einem  Pfund  Seide  und -doch  wird  der  Durchschnitts- 
preis für  Rohseide  auf  12,  für  gesponnene  auf  15  Shilling  das 
Pfund  einschliesslich  der  enormen  Ausfuhrzölle,  Gebühren  und 
der  Verluste  am  Wechselkurs  in  den  fünf  Höfen  berechnet.  Auf 
Hongkong  erschien  1853  eine  chinesische  Monatsschrift,  welche 

obenerwähnter  Abhandlung  über  „die  gegenwärtigen  Schwankungen  im  Wertbe 

der  edlen  Metalle." 

1 )  Marco  Polo  fand  am  Hofe  des  mongol.  Grosschans  Kublai,  dem  auch 
ganz  China  unterworfen  war,  das  in  China  ausgebildete  Institut  des  Papier- 
geldes. Nach  seiner  Beschreibung  war  es  technisch  schon  siemlich  voll- 
kommen und  in  allgemeinem  Gebrauch.  Dies  war  zu  einer  Zeit,  da  in 
Europa  der  Wechsel  l'a*t  noch  eine  Rarität  war!  Aua  Fu-Tscheu,  der 
grossen  chinesischen  Hafenstadt,  gingen  unlängst  Notixen  durch  englische 
und  französische  Blätter,  wonach  in  jener  Sladt  das  Bankwesen  und  nament- 
lich das  Zettelgeschift  seit  lange  und  in  grossartigster  Organisation  bestünde. 
Die  Notenemission  wäre  völlig  frei,  wenig  Betrug,  Schwindel  und  Bankerott 
käme  vor. 
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nach  Prof.  Neumanns  Uebersetzung  folgende  Belehrung  über  die 
Verhältnisse  Californiens  brachte.  Ein  Chinese  sagt  da:  „Ein  Ein- 
wanderer mit  100  Dollars  gilt  bei  Amerikanern  für  arm;  bei 
uns  ist  diess  ein  Vermögen.  Ist  doch  das  Geld  in  China  mehr 
als  hundertmal  so  theuer,  als  in  Caiifornien.  Für  den  vierzehnten 
Theil  eines  Cents,  eurer  geringsten  Münze,  (d.  h.  für  1  Cash) 
kann  man  sich  in  China  ein  leichtes  Mittagsmahl  verschaffen; 
hier  kostet  es  wenigstens  140  Tsien  (Cash),  zehn  Cents  oder 
Vio  Dollar.  Das  ist  auch  der  Grund,  warum  wir  mit  unserem 
hier  erworbenen  Geld  in  der  Heimath  mehr  ausrichten  und  dafür 
wieder  so  viele  Produkte  nach  Caiifornien  einführen  können. 
Die  Arbeit  ist  bei  uns  sehr  wohlfeil.  In  den  meisten  Ländern 
der  Erde  kann  man  für  500  Dollars  höchstens  5  Arbeiter  auf 
1  Jahr  erhalten,  in  China  hingegen  wenigstens  35."  Mach  diesen 
Angaben  haben  die  edlen  Metalle  im  himmlischen  Reich  einen 
enormen  Werth.  Der  Handel  wird  aber  immer  die  grösste 
Versuchung  fühlen,  diejenigen  Güter  nach  China  zu  importiren, 
welchen  von  der  dortigen  Bevölkerung  der  höchste  Werth  bei- 
gelegt wird,  also  edle  Metalle.  Ganz  ähnlich  sind  die  Ver- 
hältnisse in  Persien  und  Hinterindien  und  namentlich  auch  in 
Vorderindien.  Es  ist  aus  Plinius  und  Strabo  bekannt,  dass  schon 
die  römische  Welt  ihre  indischen  Bezüge  über  Alexandrien  in 
Edelmetallrimessen  decken  musste ;  bekannt  sind  auch  die  neueren 
Funde  römischer  Münzen  an  den  ostindischen  Küsten.  Durch 
das  Mittelalter  hindurch  dauerte  das  Abströmen  edler  Metalle 
nach  Indien  fort;  wenigstens  fanden  die  ersten  dorthin  kommenden 
Seefahrer  venetianische  und  florentiner  Dukaten  in  Calicut,  dem 
GewUrz-Hauptstapelplalz.  Unter  gleichen  Verhältnissen  entwickelte 
sich  seit  Vasco  der  directe  Handel  zwischen  Europa  und  Indien. 
Schon  1504  heisst  es  in  einem  Schreiben  italienischer  Kaufleute 
aus  Lissabon  an  ihre  venelianer  und  florentiner  Correspondenten  : 
„In  Indien  ist  wenig  Absatz  für  Erzeugnisse  unserer  Länder. 
Alle  Briefe  von  dort  lauten,  wer  gute  Geschäfte  machen  will, 
muss  Goldkrusaden  schicken."  In  einem  andern  Briefe  von  1502 
zeigte  ein  italien.  Kaufmann  die  Rückkehr  von  vier  Schiffen  aus 
Indien  folgendermassen  an :  ...  „Die  Schiffe  kamen  nur  mit  halben 
Frachten.    Aus  den  Aussagen  der  Rückkehrenden  ergiebt  sich, 
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dass  Indien  nur  sehr  wenig  Waaren  verbraucht  und  die  Rimessen 
in  edlen  Metallen  bestehen  müssen,  an  denen  in  jenem  Reich 
grosser  Mangel  herrscht  .  .  .  Jenes  Reich  Cochin  befindet  sich 
in  äusserster  Armulh  ("d.  h.  nach  Mercantilbegrift*  in  Geldarmulh), 
so  dass  nur  Nachfrage  nach  baarem  Geld  herrscht."  Alexander 
von  Humboldt  berechnet  für  den  Anfang  des  Jahrhunderts,  dass 
die  freie  Arbeit  in  Bengalen,  in  der  Umgegend  von  Calcutta, 
dreimal  weniger  kostete,  als  die  Arbeit  der  Negersklaven  auf 
Cuba.  Der  Arbeitslohn  in  Calcutta  kann  aber  natürlich  durchaus 
nicht  als  der  Maassslab  indischer  Lohn  Verhältnisse  im  Allgemeinen 
betrachtet  werden.  In  einem  indischen  Blaubuch  von  1852 
sind  die  Kosten  eines  Soldaten  bei  der  Königl.  Infanterie  auf 
321/«,  die  eines  Soldaten  der  europäischen  Infanterie  der  Com- 
pagnie  auf  24,  bei  der  eingeborenen  regulären  Infanterie  auf 
18,  bei  der  eingeborenen  irregulären  auf  13  L.  St.  angegeben. 
Der  Sold  der  europäischen  und  der  Übrigens  sehr  hoch  bezahlten 
eingeborenen  Truppen  in  Indien  verhält  sich  durchschnittlich  wie 
2:1.  „In  Indien",  sagt  Campbell  (modern  India  and  %t$  gotern- 
~  ment  1852,  das  beste  und  neuste  Werk  über  dieses  Land),  „sind 
die  Arbeitslöhne  zwar  sehr  niedrig,  aber  die  Nahrung  ist  ebenso 
wohlfeil.  Ein  Arbeiter  verdient  772—9  Kreuzer  täglich,  aber 
er  kann  ftir  l1/?  Kreuzer  schon  2  Pfund  grobes  Korn  kaufen. 
Wenn  aber  Land  5  Shilling  Rente  per  Acre  abwirft,  so  ist  diess 
mit  Bezug  auf  Nahrungspreise  und  Arbeitslohn  ein  hoher  Satz, 
welcher  bereits  auf  einen  hochentwickelten  Ackerbau  hindeutet." 

Diese  und  andere  Thatsachen,  welche  wir  in  Menge  anzu- 
führen vermöchten,  beweisen,  dass  die  südasiatischen  Culturge- 
biete  denjenigen  Punkt  der  Sättigung  mit  edlen  Metallen  noch 
lange  nicht  erreicht  haben,  welcher  in  Europa  eingetreten  ist. 
Es  ist  also  ein  ungeheures  Verkehrsbecken,  der  Tummelplatz  des 
Güterlebens  von  mehr  als  400  Millionen  Menschen,  mit  edlen 
Metallen  höher  zu  stauen. 

Dieses  Reservoir  kann  aber  nicht  nur  das  überschüssige 
Edelmetall  aufnehmen,  dasjenige,  was  Europa  entbehren  kann, 
sondern  es  wird  dem  letzteren  unter  allen  Umständen  viel  Edel- 
metall entziehen  müssen  und  zwar  in  dem  Maasse  mehr,  als 
die  Verkehrsbertihrung  eine  innigere  wird. 

ZeiUcbr.  für  SUaUw.  Ibö7.  U  Heft.  9 
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Unter  der  Voraussetzung  also,  dass  jene  alten  Cuilurgebiete 
im  Laufe  des  nächsten  Jahrhunderts  dem  europäischen  Einfluss 
werden  erschlossen  werden,  fordert  es  die  Erhaltung  der  jetzigen 
Werthverhaltnisse  der  Edelmetalle  dringend,  dass  das  Eine  oder 
andere  Edelmetall  oder  beide  diejenigen  Produclions Verhältnisse 
annehmen,  unter  welchen  allein  einem  so  enormen,  zu  erwarten* 
den  Bedarf  ohne  Afficirung  des  jetzigen  Werthstandes  entsprochen 
werden  kann.  Diese  Produktionsverhältnisse  nun  hat  Gold  ange- 
nommen. Gold  verspricht  desshalb  gegen  alle  Einflüsse  der 
südasiatischen  Edelmetallbedürftigkeit  seine  Werthverhältnisse  am 
meisten  aufrecht  erhalten  zu  können,  wahrend  Silber  um  so  mehr 
ins  Schwanken  kommen  muss,  je  stärker  und  schneller  bei  un- 
zureichender Neuproduction  sein  spezifischer  Begehr  sich  ver- 
mehrt. Unter  diesen  Gesichtspunkten,  d.  h.  wenn  man  die  richtige 
Ursache  des  jetzigen  Metallabflusses  erkennt  und  sie  in  einer 
grossen  mutmasslich  lange  dauernden  KdHmetallbedürftigkeit 
überhaupt  findet,  wird  man  zu  der  Ueberzeugung  gelangen,  dass 
den  von  Südostasien  her  drohenden  Störungen  gegenüber  Gold- 
währung besser  als  Silberwährung  der  Werthstabilität  des  allge- 
meinen Werthrepräsentanten  dienen  werde.  Das  Phänomen  des 
Silberabflusses  nach  dem  Orient  so  betrachtet  scheint  uns  wirklich 
die  Goldwährung  zu  empfehlen. 

Die  Voraussetzung  selbst  aber,  dass  ein  reger  Verkehr 
zwischen  der  abendländischen  und  indochinesischen  Welt  in 
rascher  Steigerung  sich  entwickeln  und  dieser  den  abendländischen 
EdelmetaUreichlhum  mit  der  südustasialischen  Armuth  an  Silber 
und  Gold  auszugleichen  streben  werde,  scheint  uns  kaum  be- 
wiesen werden  zu  müssen.  Der  Geist  europäischer  Civilisation 
schwebt  schaffend,  scheidend,  bahnbrechend  über  den  Wassern 
jener  halbmythischen  Wellgegend.  Von  Suez  bis  Japan  hat  der 
europäische  Spekulalionsgeisl  in  wenigen  Jahren  seine  Heitel 
mächtig  eingesetzt  und  im  nächsten  Jahrhundert  müssen  die 
gewaltigsten  Enlwickelungen  und  Verkehrsbeziehungen  zur  Ver- 
wirklichung kommen.  Unter  der  Triebkraft  europäischen  Ein- 
flusses muss.  die  stagnirende  Cuitur  jener  alten  Reiche  in  neuen 
Fluss  kommen,  und  ihre  schon  jetzt  nicht  niedrige  Verkehrs- 
entwickelung sich  potenziren,  ihre  jetzt  schon  gewaltige  Fähigkeit, 
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Edelmetalle  zu  absorbircn,  daher  noch  weiter  steigen.  Wir  wollen 
die  Cultur  des  fraglichen  Völkerkomplexes  keineswegs  za  hoch 
anschlagen,   obwohl  die  Chinesen  aof  uns  rothborstige  Bar- 
baren mit  civilisirtem  Hochmuth  herabsehen.    Man  wird  aber 
wohl  sagen  dürfen,  dass  ihr  Verkehr  auf  einer  Stufe  angelangt 
ist,  der  eines  entschieden  geldwirthschaftlichen  Gepräges  fähig, 
wenn  nicht  schon  theilhaflig  ist.    Wie  stark  ein  rascher  ener- 
gischer Contakt  mit  europäischen  Cultureinflüssen  unter  solchen 
Umständen  in  Beziehung  auf  die  Fähigkeit,  Edelmetalle  zu  ver- 
schlingen, wirken  wird,  lässt  sich  gar  nicht  berechnen.  Gewiss 
ist,  dass  der  G  o  1  düberfluss  der  abendländischen  Cullurvölker 
zu  den  morgenländischen  einen  Abzugskanal  von  raschem  Gefalle 
und  breitem  Beete  finden  wird.    Gold  wird  schon  aus  diesem 
Grunde  nicht  so  bald  „gemein  wie  Brombeeren u  werden  und 
scheint  weit  besser,  als  Silber,  geeignet,  der  Conjunktur  gegen 
den  Orient  hin  zu  Gunsten  der  Stabilität  des  Werthmessers  Trotz 
bieten  zu  können  und  daher  für  die  Zukunft  als  Währungsmetall 
dienen  zu  müssen. 

Selbst  aber  dann ,  wenn  die  außergewöhnliche  Steigerung 
des  innern  Verkehrs,  des  Exports,  des  ostwärts  sich  geltend 
machenden  Edelmetallbedarfs  nicht  hinreichen  sollte,  der  Gold- 
production  Schritt  zu  halten  und  der  Depreciation  des  Goldes 
gegen  alle  übrigen  Waaren  zu  wehren,  so  ist  mit  absoluter 
Gewissheit  anzunehmen,  dass  diese  Depreciation  nur  äusserst 
lan  gsam  und  stetig  vor  sich  gehen  würde,  was  der  Calamität 
einer  Werthsveränderunjr  des  allgemeinen  Werthmessers  den 
herbsten  Stachel  nimmt. 

In  dieser  Beziehung  ist  zuerst  ins  Auge  zu  fassen ,  dass 
beim  schnellen  Anwachsen  des  Goldvorraths  der  Coeffizient  der 
Jahreszunahme  immer  geringer  werden  muss.  Wenn  derselbe 
dem  Werthe  nach  gegenwärtig  vielleicht  5%  beträgt,  dürfte  er 
bald  nur  2%  betragen.  In  der  berechtigten  Voraussetzung  na- 
mentlich, dass  der  Aufschwung  der  Weltwirtschaft  zwar  nicht 
das  gegenwärtige,  aber  ein  immerhin  starkes  Maass  behaupten 
werde,  können  solche  Productionsverhältnisse  keine  schnellen 
Schwankungen  im  Werthe  des  Goldes  herbeiführen. 

Uebrigens  mag  das  eben  Bemerkte  der  unbedeutendste 
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Gesichtspunkt  sein.  Eine  schnelle  und  plötzliche  Werthsänderung 
des  Goldes  seiner  Massenpro duction  wegen  ist  unter  heutigen 
Verkehrsverhältnissen  durch  die  bedeutende  und  eigentümliche 
Stellung  unmöglich  gemacht,  welche  die  sogenannten  Geldsurro- 
gate einnehmen. 

Bedeutend  ist  diese  Stellung  der  Geldsurrogate  dem  baaren 
Gelde  gegenüber  insofern,  als  sie  weit  mehr  Tauschwerth  ver- 
mitteln ,  als  Münzen  und  Barren.  Sie  haben  baar  Geld  im  Geld- 
dienste jedenfalls  überflügelt,  eine  grosse  Vermehrung  des  Goldes 
bedingt  daher  nicht  von  ferne  eine  eben  so  grosse  des  Geldes, 
kann  daher  auch  nicht  ein  entsprechendes  Maass  von  Geldent- 
werthung  im  Allgemeinen  bewirken.  Nehmen  wir  z.  B.  an, 
baar  Geld  betrage  '/*  sämmtlicber  Tauschinstrumente  (diene 
zur  Vermittelung  des  vierten  Theils  des  Gesammttimsatzes),  so 
hat  eine  Vermehrung  der  baaren  Tauschmittel  um  '/«  in  zehn 
Jahren  nur  die  geringe  Geldvermehrung  um  zur  Folge,  ein 
Verhältniss,  welches  fast  schon  ein  verschwindendes  zu  nennen 
ist.  In  Wahrheit  aber  spielen  die  Surrogate  eine  noch  viel 
grössere  Rolle,  als  die  hypothetisch  angenommene.  Der  Wechsel 
allein  erspart  wohl  mehr  als  das  vierfache  des  jetzigen  baaren 
Cirkulationsmediums.  Dazu  rechne  man  das  Papiergeld,  den 
Bankzettel,  die  Werthpapiere,  die  in  England  neustens  zu  immenser 
Anwendung  gekommene  Girozahlung  und  Cheques,  jene  gross- 
artige geldlose  Zahlungsorganisation  vom  Buchkredit  an,  wie  er 
zwischen  einzelnen  Geschäftsfreunden  gebräuchlich  ist,  bis  zu 
einem  Institut  wie  das  Londoner  Clearing  house,  welches  täglich 
hundert  von  Millionen  Forderungen  abgleicht.  Alle  diese  Baar- 
tnittelsparenden  Institutionen  sind  erst  neuerdings  zu  ihrer  schwin- 
delnd hoben  Entwickelung  gelangt,  sie  sind  dazu  durch  die 
neuste  Transportentwickelung  in  ihrer  Effectivkraft  wesentlich 
potenzirt  worden.  Von  der  neueren  Ausdehnung  des  Wechsels 
erhält  man  z.  B.  einen  Begriff,  wenn  man  hört,  dass  die  fran- 
zösische Bank  1812  für  112  Millionen  Franks,  1856  für  mehr 
als  4000  Mill.  Franks  diskontirte.  Wenn  nun  alle  diese  Umsatz- 
mittel, obgleich  ihre  Erfindung  und  Ausbildung  einer  Steigerung 
der  Metallerzeugung  dem  Effekte  nach  gleich  ist,  dennoch  eine 
Geldentwertung  im  Allgemeinen  nicht  herbeizuführen  vermochten, 
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so  muss  der  augenblickliche  Einfluss  einer  selbst  sehr  rasch  und 
stark  gesteigerten  Goldproduction  tiHhezu  verschwinden. 

AHein  die  Stellung  der  Geldsurrogate  ist  nicht  nur  eine 
sehr  bedeutende  neben  dem  haaren  Gelde,  sondern  auch  eine 
eigentümliche  gegenüber  demselben.  In  Ermangelung 
brauchbarer  statistischer  Anhaltspunkte  kann  in  dieser  Beziehung 
nur  darauf  verwiesen  werden,  dass  eben  in  den  Geldsurrogaten 
das  elastische  Verkehrsmedium  gegeben  ist,  welches  sowohl  den 
Schwankungen  im  Bedarf  an  cirkulirenden  Medien,  als  den 
Schwankungen  in  den  Erzeug ungs-  und  Masseverhältnissen  der 
Edelmetalle  folgt,  Lücken  ausfüllt  und  sich  aus  ihnen  zurückzieht 
und  wie  dazu  geschaffen  scheint,  die  SlÖsse  plötzlichen  Geld- 
tiberflusses oder  plötzlichen  Geldmangels  zu  Gunsten  der  Stabilität 
des  Werthmessers  und  des  Verkehrs  zu  pariren,  den  natürlichen 
Regulator  der  Werthstabiiitat  des  Werthmessers  zu  bilden.  Diese 
organische  Expansion  und  Contraction  der  Geldsurrogate  ist  wie 
bemerkt  nicht  blos  gegenüber  der  steigenden  und  fallenden 
Welle  des  Güterverkehrs  im  Allgemeinen  bemerkbar,  sondern 
auch  speciell  gegenüber  dem  baaren  Gelde. 

Zwar  herrscht  gewöhnlich  die  Vorstellung  und  sie  macht 
sieb  auch  in  der  Oeflentlichkeit  breit  genug,  die  Geldsurrogate 
selbst  werden  ins  Unendliche  vermehrt,  „rabricirt"  und  gewinnen 
im  Verhältniss  zum  Wachslhum  des  Verkehrsbedürfnisses  eine 
ganz  excessive  Ausdehnung.  Obwohl  ein  umfassender  statistischer 
Beweis  hiegegen  nicht  möglich  sein  mag,  so  dürfte  diese  Vor- 
stellung doch  erheblich  angefochten  werden  können.  Wohl  sind 
in  Deutschland  die  Geldsurrogate  in  den  letzten  Jahren  ausser- 
ordentlich vermehrt  worden.  Darauf  sich  stützend  und  da  es 
zum  guten  Tone  zu  gehören  scheint,  die  neuere  Kreditent- 
wickelung, die  Banken  und  Kreditanstalten,  anzufeinden  und 
schablonenmfissig  zu  verdammen,  hat  man  die  geldentwerthende 
Wirkung  der  Ausgabe  papierener  Werthzeichen  wie  eine  unbe- 
streitbare Thatsache  hingestellt.  Es  scheint  uns  aber  hier  gelinde 
gesagt  viel  Schwarzmalerei  mit  unterzulaufen.  Am  gefährlichsten 
für  die  Stabilität  des  Geldwerths  ist  an  sich  das  Staatspapier- 
geld. Dieses  kann  von  den  Regierungen  in  einem  Zeitpunkt 
auf  den  Markt  geworfen  werden,  in  welchem  der  Verkehr  ver- 
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mehrter  Cirkulationsmittel  nichl  bedarf.  Dann  treibt  es,  zumal 
in  kleinen  Staaten,  das  Baargeld  aus,  sobald  es  in  grösserer 
Menge  ausgegeben  wird.  In  der  Regel  sind  aber  Zeilen,  in 
welchen  die  Papiergeldemission  in  missbrSochlicher  Weise  ge- 
schieht, zugleich  Momente  einer  Staalskrise  and  ungünstiger 
Handelsbilanzen  nach  Aussen.  Dann  reisst  sich  das  Slaatspapier- 
geld  aus  dem  Fungibilitatsverhältniss  zu  den  andern  Geldarten 
los,  deren  absoluten  Werth  es  nicht  affizirt,  indem  es  selbst 
einer  partiellen  Entwertung  unterliegt.  Alle  Arten  von  Privat- 
papicrgeld  aber  sind  für  den  allgemeinen  Geldwerth  nicht 
drückend,  weil  nicht  willkührlich  vermehrbar.  Der  Verkehr 
verträgt  davon  nur  so  viel,  als  er  zur  Befriedigung  spezifischer 
Bedürfnisse  nöthig  hat.  Bei  der  Banknote  hat  eine  vielseitige 
Erfahrung  diesen  Satz  entschieden  bestätigt.  Der  englische  Ver- 
kehr hat  in  seinen  kritischsten  Perioden,  z.  B.  während  der 
Handelskrisen  von  1825  und  1837,  also  in  Momenten,  da  die 
Gefahr  des  Zetlelmissbrauchs  am  nächsten  lag  und  noch  nicht 
durch  die  strenge  Peel'sche  Bankverfassung  abgeschnitten  war,  die 
Notenvermehrung  entschieden  zurückgewiesen.  Die  statistischen 
Ausweise  über  die  englische  Bankbewegung  thun  dar,  dass,  weit 
entfernt  von  einer  missbräuchlichen  Notenvermehrung  zum  Zweck 
der  Fabrikation  von  Scheinkapitalien,  vielmehr  ein  Rückgang  der 
Nolencirkulation  stattzufinden  pflegte  ').    Es  ist  ganz  irrig,  weon 


1)  Die  gesteigerten  Kapital  Vorschüsse  an  Private  konnten  während  der 
Krisis  von  1825,  1837  und  1847  nicht  durch  eine  Steigerung  der  Nolen- 
cirkulation, sondern  nur  durch  Erschöpfung  des  Baarvorraths  bewerkstelligt 
werden,  wie  folgende  Ziffern  beweisen  : 

Ctrkulation  der  Noten  Privatvor-  Bullion. 
der  Bank  von  England. 


1821  August 
1825  August 

1834  (geschfiftloses  Jahr)  Febr. 
1837  Febr. 

1846  September 

1847  April 


20,293,000  1.  St. 
19,398,000 
19,452,000 
18,535,000 
21,465,000 
20,815,000 


»i 


2,722,00)  11,233,000 

7,691,000  3,634,000 

8,524,000  9,556,000 

15,000,000  3,938,000 

12,523,000  16,273,000 

18,136,000  11,246,000 


(Economist,  Suppl.  21  Jan.  1857 J 


Digitized  by  Google 


Die  deutsche  Münzkon  vcntion  vom  24.  Januar  1857. 


man  glaubt ,  dass  bei  einer  auf  das  Prinzip  der  unbedingten 
Noteneinlösbarkeit  begründeten  Bankverfassung  durch  die  Bank- 
note ein  missbrätichlicher  Druck  auf  den  Geldwerth  im  Allge- 
meinen geübt  werden  könne.  Besteht  aber  Zwangskurs,  so 
straft  sich  der  Missbrauch  durch  eine  partielle  Entwertung  des 
Geldes,  d.  h.  durch  eine  Depreciation  nur  der  Noten. 

Es  möchte  aber  überhaupt  sehr  zu  bezweifeln  sein,  ob  eine 
Vermehrung  der  Geldsurrogate  stattgefunden  habe,  welche  Uber 
das  vorhandene  Maass  des  Bedürfnisses  hinausginge.  Von  dem 
deutschen  Papiergeldwesen  allerdings  müssen  wir  vielleicht  ab- 
sehen. Der  umfassendere  Gebrauch  des  Wechsels,  welcher  un- 
zweifelhaft eingetreten  ist,  entsprach  gewiss  einem  reellen  Be- 
dürfniss  nach  spezifisch  kaufmännischem  Papiergeld  und  das 
Maass  der  Anwendung  des  Wechsels  wird  ganz  richtig  und  von 
selbst  durch  dieses  spezifische  Bedürfniss  regulirt.  Der  Gebrauch 
der  Banknote  hat  in  Frankreieh  in  einem  der  Verkehrsentwickelung 
schwerlich  folgenden  Maasse  zugenommen,  in  England  hat  er 
sogar  absolut ,  nicht  blos  relativ,  seit  20  Jahren  abgenommen 
*     (ver#l*  Economist,  Supplement  vom  24.  Januar). 

Die  eigenthtimliche  Erscheinung,  wonach  in  England  in 
einem  Zeitraum  von  zwei  Decennien,  wahrend  welcher  die  innere 
Consumtion  und  der  Export  sich  verdoppelt,  fast  verdreifacht 
haben ,  die  Notencirkulation  abgenommen  hat,  ist  einestheils  der 
Verbreitung  der  Cheques,  Zahlungsanweisungen  auf  die  Banken 
mit  Abgleichung  unter  diesen,  zuzuschreiben,  anderntheüs  aber 
auch  dem  stärkeren  Gebrauch  von  Baarmilteln.  Nach  Soetbeer 
wurde  die  Vermehrung  des  im  täglichen  Verkehr  umlaufenden 
baaren  Geldes  zu  Anfang  1856  gegen  1848  auf  20—25  Millionen 
Pfd.  Sterling  geschätzt,  nach  Einigen  noch  höher.  An  diesem 
Falle  zeigt  die  Erfahrung,  was  eigentlich  schon  aus  der  Natur 
der  Verhältnisse  hervorgeht,  dass  bei  bereits  starker  Spannung 
des  Credits  zu  Zwecken  der  Tauschvermitlelung  eine  steigende 
Reaclion  zur  Erweiterung  der  metalleuen  Circulationsbasis  ein- 
tritt und  wo  immer  die  Verhältnisse  der  Edelmetallproduclion 
es  gestatten,  sich  wirklich  geltend  zu  machen  sucht.  Soetbeer 
hat  gewiss  recht,  wenn  er  sagt:  „die  auf  Credit  begründete 
Vervielfältigung  der  Circulationsmittel  kann  verhindern,  dass  der 
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Werth  der  edlen  Metalle  höber  steigt,  als  durch  deren  Benutzung 
zur  Sichcrslellung  des  einheimischen  Geldumlaufes  in  gewöhn- 
lichen Zeilen  und  zur  Ausgleichung  bei  den  internationalen  Ver- 
kehrsbeziehungen ,  nach  dem  Gesetze  des  Angebots  und  der 
Nachfrage,  erfordert  wird,  oder  eventuell  als  auf  die  Lange  die 
durchschnittlichen  Productionskosten  betragen.  Die  Aushilfe  des 
Credits  ist  aber  nicht  im  Stande ,  dabin  zu  wirken ,  dass  baares 
Geld  direct  oder  indirect  der  allgemeinen  Cirkulalion  entzogen 
wird  ....  Für  den  in  den  letzten  Decennien  so  enorm  ge- 
stiegenen Verkehr  und  demgemässen  Bedarf  an  Cirkuiationsmitteln 
genügte  der  vorhandene  Baarvorrath  mit  seinem  gewöhnlichen 
Zuwachs  und  die  darauf  begründeten  herkömmlichen  Ersatzmittel 
bei  Weitem  nicht  mehr.  Die  Misslichkeit  immer  weiterer  Aus- 
dehnung dieser  Ersatzmittel  ohne  entsprechende  Ausdehnung  der 
Basis  ward  gefühlt.  Ohne  die  russische,  australische  und  kali- 
lornische  Goldgewinnung  wäre  bei  der  Progression  des  Verkehrs 
eine  erhebliche  Steigerung  des  Werths  des  Goldes  (Baargeldes 
überhaupt}  unvermeidlich  gewesen  und  hätte  diess  empfindliche 
Unzutrügliihkeiten  und  Schwierigkeiten  nolhwendig  herbeigeführt.*  > 

Ueberblickt  man  nach  dem  Dargestellten  den  so  verwickelten 
Mechanismus  der  Verkehrs  Vermittlung,  so  erkennt  man  eine 
äusserst  feine  Organisation  gleichsam  zu  dem  Zwecke,  dass  der 
Contraction  und  Expansion  des  Bedarfs  an  Verkehrsinstrumenten 
und  der  Veränderung  des  disponibeln  Baarvorraths  eine  Zusam- 
menziehung und  Ausdehnung  der  Tauschmitlelmasse  sich  von 
selbst  anschliesse  und  die  betreffenden  Schwankungen  im  Interesse 
der  Geldwerthstabilität  neulralisirt  werden.  Die  Regulaloren 
dieses  sinnigen  Mechanismus  sind  einmal  die  Elasticität  des  Luxus- 
verbrauchs, welcher  je  nach  dem  Ueberfluss  oder  dem  Mangel 
des  Verkehrs  an  Baarmitteln  edle  Metalle  absorbirt  oder  schon 
absorbirte  an  den  Verkehr  zurückgiebt,  sodann  die  Spannkraft 
der  Creditsurrogale  des  Geldes,  die  einer  sehr  starken  Ausdeh- 
nung fthig  sind,  gegen  deren  zu  gespannten  Gebrauch  aber  die 
nothwendige  Metallbasis  der  Cirkulalion  wiederum  reagirt.  Wenn 
nun  hienach  die  verschiedenen  Geldarten  auch  in  einem  sehr 
geschmeidigen  Verhöltniss  zu  einander  stehen  und  einander  ver- 
treten können,  so  muss  doch  jedes  in  einem  gewissen  Grund- 
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verhältniss  vorhanden  sein  und  namentlich  das  der  Wahrung 
unterlegte  edle  Metall.  Betrachtet  man  in  dieser  Beziehung 
Silber  und  Gold,  so  erscheint  bei  den  jetzigen  Productionsver- 
hältnissen  und  Verkehrsbedürfnissen  nur  das  letztere  geeignet, 
auf  eine  längere  Zukunft  hin  innerhalb  jenes  Mechanismus  jene 
Stellung  einnehmen  und  ausüben  zu  können,  um  mitten  unter 
einander  entgegenwirkenden  Einflüssen  den  absoluten  Werth  des 
Geldes  entweder  aufrecht  zu  erhalten  oder  doch  zu  bewirken, 
dass  die  Werlhsbewegung  des  Geldes  eine  soviel  möglich  stetige 
und  langsame  und  daher  möglichst  wenig  empfindliche  sein  würde. 
Auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  zweifeln  wir  daher  an  der  Zu- 
kunft der  Goldwährung  nicht 

Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  die  ganze  Erörterung,  so 
ergiebt  sich,  dass  Gold  der  ersten  und  entscheidenden  Rücksicht, 
welche  bei  der  Wahl  der  Währung  die  leitende  sein  muss,  auf 
die  Dauer  mehr  entsprechen  zu  sollen  scheint,  als  Silber.  Das 
massenhafte  Productionsverhältniss  des  Goldes  findet  sein  Correctiv 
an  dem  enormen  Bedarf  des  in  riesigen  Verhältnissen  expan- 
dtrenden  Verkehrs,  an  dem  Edelmetalldurst  Asiens,  der  mit  inten- 
siverem Contakt  zwischen  abend-  und  morgenländischer  Cullur 
immer  brennender  sich  entwickeln  wird,  an  der  steigenden  Con- 
sumtionsföhigkeit  durch  Luxus,  welchem  bis  jetzt  die  Goldaus- 
beule noch  wenig  zu  gute  gekommen  ist,  an  einer  relativen 
Contraction  des  für  die  Cirkulation  etwas  zu  stark  gespannten 
Credites. 

Diese  Momente  scheinen  geeignet,  auf  lange  hin  das  Sinken 
des  absoluten  Werthes  von  Gold  zu  verhindern.  Sollte  das 
Gegentheil  eintreten,  so  wird  die  Deprecialion  jedenfalls  eine  sehr 
langsame  sein.  Denn  nur  kurze  Zeit  noch  ist  nöthig,  um  den 
Werthbelrag  des  Goldes  dem  des  Silbers  gleich  zu  stellen ;  seine 
Masse  schwillt  so  rasch  an,  dass  die  grössten  Jahreszuwachse 
relativ  immer  kleiner  werden  und  den  Werth  der  Gesammtinasse 
immer  weniger  afficiren  werden. 

Diese  Stetigkeit  oder  wenigstens  diese  gleichmässige  und 
langsame  Bewegung  des  Werths  verspricht  nicht  ebenso  das 
Silber.  Dieses  Metall  befriedigt  gegenwärtig  durch  seinen 
Jahreszuwachs  das  vorhandene  Verkehrs-  und  Luxusbedürfniss 
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nicht.  Es  bedürfte  nur  des  Uebergangs  eines  oder  des  andern 
grossen  Verkehrsgebietes  zur  Silberwährung,  so  würde  feine 
grosse  Spannung  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  eintreten 
und  der  Werth  dieses  Metalls  auf  länger  in  starke  Schwankungen 
gerathen.  Zum  Eckstein  der  Cirkulation  gemacht  würde  es  mit 
seinem  Neuzuwachs  dem  steigenden  BedUrfniss  des  Verkehrs 
vielleicht  bald  nicht  mehr  folgen  können;  das  ganze  Geldsystem 
käme  auf  zu  schmale  Basis,  um  nicht  fortwährend  schwanken  zu 
müssen.  Goldwährung  scheint  daher  der  Werthstabilität  des  allge- 
meinen Werthmessers  auf  die  Dauer  mehr  zu  dienen. 

Allerdings  gilt  diese  ganze  Calculation  nur  unter  Voraussetzung 
der  jetzigen  Productions-  und  Consumtionsverbällnisse  von 
Gold  und  Silber.  Aber  werden  nicht  die  Consumtionsverhältnisse 
ziemlich  im  jetzigen  Maassstab  sich  auch  fem  er  entwickeln  und 
muss  man  nicht  eben  die  jetzigen  Productionsverhällnisse  als  das 
nun  einmal  gegebene  zum  Ausgangspunkt  nehmen  ?  Gewiss,  wenn 
man  die  Sache  überhaupt  diskutiren  will. 

Alles  gegen  und  nebeneinander  erwogen  zweifeln  wir  daher 
an  der  baldigen  Notwendigkeit  oder  wenigstens  Zweckmässig- 
keit der  Goldwährung  nicht.  Und  wenn  auch  ausdrücklich  anzu- 
erkennen ist,  dass  ein  periculum  in  mora  noch  nicht  besteht, 
sofern  die  derzeit  obwaltenden  Massenverhältnisse  von  Gold  und 
Silber  eine  ziemliche  relative  und  absolute  Werthstabilität  beider 
Metalle  noch  länger  wahrscheinlich  machen,  so  wäre  doch  zu 
wünschen  gewesen,  dass  die  Widerwärtigkeit  und  Kostspieligkeit 
einer  wahrscheinlichen  zweimaligen  Umwälzung  des  Münzsysteins 
eher  berücksichtigt  worden  wäre.  Die  Goldwährung  hätte  auch 
mit  Sicherheit  zu  einer  strengeren  Form  der  Münzeinigung  auf 
die  leichteste  und  wenigst  anstössige  Weise  geführt;  sie  wäre 
daher  auch  vom  deutschen  Einigungsslandpunkle  aus  die  ma- 
teriell und  politisch  vorzüglichere  gewesen.  Doch  dürfte  hier 
kaum  zu  verhehlen  sein,  dass  weniger  staatsökonomische  als 
staatspolitische  Gründe  für  die  Silberwährung  entschieden  haben 
mögen. 

Indessen  sind  wir  ja  gewohnt,  zum  Ziele  der  Einigung  nicht 
mit  grosser  Eile  fortzuschreiten.  Und  da ,  was  langsam  geht, 
sicher  gehl,  wollen  wir  das  vorläufige  Beharren  bei  der  Silber- 


Digitized  by 


Die  tlcuUche  Afiinzknrmnition  vom  24.  Januar  1H57. 


139 


Währung  um  so  weniger  verdummen,  als  die  Ausbildung  homo- 
gener Münzzustände  auf  Grund  der  Silberwährung  auch  für  eine 
etwaige  spätere  einheitliche  Goldwährung  nicht  verloren  sein 
wird,  sofern  neben  der  Goldcirkulation  die  Silbercirkulation  wenn 
auch  nur  als  Scheidemünze  nie  entbehrlich  ist. 

Die  ganze  Argumentation  des  vorstehenden  Artikels  Hber 
wollen  wir  mit  derjenigen  Reserve,  zu  der  uns  die  Natur  des 
Gegenstands  schon  im  Eingang  aufgefordert  hat ,  vorgetragen 
haben;  handelt  es  sich  doch  —  wir  wiederholen  es  —  in  der 
ganzen  Frage  uro  einen  W a  h  rs  ch  e i  nlic  hk ei  ts  k a lku  1 1 

Nachschrift. 

Seitdem  der  vorstehende  Artikel  niedergeschrieben  worden, 
haben  englische  Blätter  mannigfaches  Material  gebracht,  was  die 
Beurtheilung  der  oben  behandelten  Fragen  in  unserem  Sinne 
vielfach  bekräftigt.  —  Der  Economist  vom  4.  April  zeigt  das 
Erscheinen  der  letzten  Bände  (V.  u.  VI.  Bd.)  von  Tookes  his- 
tory  of  Prices ,  den  Zeitraum  von  1848 — 1856  umfassend,  an 
und  giebt  zugleich  einen  Abriss  der  Ansichten  des  in  der  Lehre 
und  Statistik  der  Preise  berühmtesten  Nationalökonomen.  T o  o  k  e' s 
Hauplresultate  •)  in  der  Gold-  und  Silberfrage  sind  bienach :  der 
vor  1848  vorhandene  Goldvonrath  betrug  ungefähr  560,  der 
Silbervorrath  800  Mill.  1.  St.;  an  Gold  wurde  vor  1848  10  Hill. 
1.  Sterl.  oder  ungefähr  2  %  des  damaligen  Vorralhs,  jetzt  werden 
38  Mill.  1.  St.  oder  5  °/o  des  gegenwärtigen  Vonraths  jährlich  er- 
zeugt; die  Silberproduction  stieg  beziehungsweise  von  9  auf 
12  Mill.  1.  St.  oder  von  1  auf  t'/a  7o  des  Vorraths.  Der  Ge- 
sammtvorrath  der  edlen  Metalle  stieg  seit  1848  um  l/9  oder 
11  %,  der  Goldvorrath  von  1800-1848  um  50%,  der  Silber- 
vorrath  von  1800 — 1848  um  25%.  Die  Zunahme  zwischen 
1800  und  1848  bewirkte  keine  Preisaffizirung ,  soweit  Feststel- 
Jungen  überhaupt  möglich  seien,  habe  auch  die  neueste  Vermehrung 
der  Edelmetalle  von  sich  her  eine  allgemeine  Preissteigerung 

1)  Die  nähere  Darstellung  in  der  Schrift  von  Tooke  selbst.  Die  Ver- 
änderungen auf  dem  Geldmarkte  finden  sich  zusammengestellt  Band  VI. 
p.  135—154  und  in  den  Anhingen  21,  23  und  26.  Die  Veränderungen  der 
Warenpreise  seit  1848  sind  VI  p.  158-178  und  im  Anhang  7.  mitgelheili. 
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nicht  bewirkt ;  die  neuste  Erhöhung  der  Preise  sehr  vieler  Artikel 
könne  aus  Verhältnissen  des  Angehots  und  der  Nachfrage  erklärt 
werden,  welche  von  der  Goldprodtiction  unabhängig  seien.  Alle 
diese  Resultate  stimmen  mit  denen  des  obigen  Artikels  überein.  — 
Merkwürdig  ist  die  enorme  Steigerung  der  Silberausfuhr 
nach  Osten  in  den  drei  ersten  Monaten  dieses  Jahres.  Sie  be- 
trug aus  Southampton  Januar  bis  März  3,971,091  1.  St.,  was 
eine  Jahresausfuhr  von  beinahe  16  Mill.  1.  St.  ergeben  würde. 
Die  Ausfuhr  ist  aber  in  raschem  Wachsthum  und  betrug  im 
Februar  und  März  allein  3,183,541  1.  St.,  was  für  das  ganze 
Jahr  18—19  Mill.  1.  St.  ergeben  würde.  Nach  den  Berichten 
vom  Londoner  Geldmarkt  scheint  der  Export  noch  unaufhaltsam 
wachsen  zu  wollen.  Legi  man  den  Maassstab  der  Ausfuhr  aus 
Southampton  in  den  Monaten  März  und  Februar  auch  der  Aus- 
fuhr aus  den  Mittelmeerhäfen  zu  Grund,  so  würde  sich  für  dieses 
Jahr  ein  europ.  Silberexport  nach  dem  Osten  im  Betrag  von 
22  —  23  Million.  1.  St.  gegen  14—15  Mill.  1.  St  vom  vorigen 
Jahre  ergaben.  In  steigendem  Maasse  muss  Frankreich  und  der 
Continent  diese  Silbermassen  hergeben;  auch  darüber  liegen 
sprechende  Ausweise  neusten  Datums  vor :  Im  Januar  und  Februar 
1857  betrug  die  Silberausfuhr  aus  Frankreich:  4,145,560  Hec- 
togramm auf  nur  825,437  Hectogramm  Einfuhr,  während  im 
Gegentheil  bei  Gold  auf  eine  Aus  fuhr  von  nur  63,089  eine 
Einfuhr  von  467,651  Hectogramm  officiell  konstatirt  ist.  Mit 
dem  Januar  und  Februar  vorigen  Jahres  verglichen  hat  die  fran- 
zösische Silber  aus  fuhr  um  2,905,506  Hectogramm  oder  ums 
Dreifache  zu-,  die  Silber e i n fuhr  um  174,214  Hectogr.  abge- 
nommen. Ebenso  auffallend  als  diese  Phänomene  der  Gold-Sil- 
berbewegung sind  die  Phänonome  des  indisch-chinesischen  Pro- 
ductenhandels  nach  Europa,  welche  nur  die  Wechselseite  der 
ersleren  darstellen. 

Die  Ausfuhr  von  Ceylonkaffee  ist  vom  Jahr  1849  bis  1855 
gewachsen  von  237,526  auf  483,000  Ctner,  dem  Werthe  nach 
um  110%,  die  Ausfuhr  von  indischer  Baumwolle  von  98  Mill. 
Pfund  (Jahr  183«/*)  auf  170  Mill.  Pf.  (1855/s),  Leinsamen  von 
380,000  Quart.  (J.  1854)  auf  1,140,000  Qu.  (1856),  Reps  aus 
Calcutta  von  9000  Qu.  im  J.  1849  auf  180,000  Qu.  in  1856, 
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Hanf  von  8000  Tonnen  (1853)  auf  20,000  Tonnen  im  J.  1856. 
Wahrhaft  ausserordentlich  ist  die  Vermehrung  der  indischen  Reis- 
ausfuhr, welche  vom  J.  1854—1856  um  mehr  als  das  Dreifache 
gestiegen  ist.  Letztere  Angaben  entnehmen  wir  aus  einer  März- 
nummer von  Daily  News,  in  welcher  auch  merkwürdige  Daten 
über  die  beginnende  Betheiligung  der  Eingeborenen  an  der  grossen 
Spekulation  (Banken,  Dampferlinien  etc.)  enthalten  sind.  —  Die 
hier  nachgeholten  Angaben  bekräftigen  sammt  und  sonders  unsere 
oben  ausgesprochenen  Ansichten;  der  geneigte  Leser  wird  sie 
leicht  an  der  passenden  Stelle  des  Artikels  suppliren. 
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Die  goldne  Bulle  Kaiser  Karl's  IV. 

Ein  Beitrag  zur  Staatsrechtsgeschichte  des  Mittelalters. 

llaec  Itaque  a  Celeberrimit«  Jurtaconsulris  vocatur  lex  funda- 
raentalis,  eul  «locus  et  maj<--«ta«  Imperii  vel  maxime  iniiltitur. 
Haec  auditur  finiKunentum  ac  propuffnaculum ,  mui-u*qae  tran- 
quillitatis  et  pacia  in  imperio  Romano. 

H  o  1  k  g  c  h  u  b  c  r. 
Vor©  unicum  itlud  est  et  vere  adamantinnm  vincnluni.  quo 
qualeacunque  bae  Romaoi  Imperii  Rellquiae,  üliquc  ferreodutei 
pedos  utennque  continentur,  et  a  disauhitionc  et  ruiua  udbac 
coiwervanrur.  Krehoru». 

Wie  bis  auf  Karl  IV.  in  Deutschland  kein  allgemeines  Grundgesetz  galt, 
das  die  staatsrechtliche  Stellung  des  Königs  zu  den  Ständen  und  ihre  gegen- 
seitigen Rechte  und  Pflichten  feststellte,  sondern  Einzelnes  hie  und  da  durch 
die  Rechtsbücher  und  Spiegel,  das  Meiste  aber  durch  das  uralte  Herkommen, 
oder  noch  öfter  durch  die  Unterwerfung  des  Schwachem  unter  den  Starkem 
entschieden  wurde,  so  war  auch  das  Recht  der  Fürsten  auf  die  Königs  wähl 
unsicher  und  schwankend  geworden,  —  unsicher  durch  die  Anfechtungen 
und  Anmaassungen  fremder  Mächte,  namentlich  des  römischen  Stuhls;  schwan- 
kend dadurch,  dass  die  weltlichen  Kurfürsten  selbst  sich  nicht  mehr  darüber 
einigen  konnten,  welcher  Linie  eines  Hauses  die  Wahl  zustehe  oder  ob  gar 
mehrere  Prinzen  eine  WahUtimme  haben  könnten,  ob  sie  nur  dem  Erst- 
gebornen allein  zustehe  und  der  Besitz  des  Kurlandes  notbwendig  damit 
verknüpft  sein  müsse. 

Freilich  war  es  nicht  immer  so  gewesen,  sondern  diese  Verwirrung 
erst  herbeigeführt  worden  durch  die  sinkende  Macht  des  Kaisers,  durch 
seine  Kämpfe  gegen  Gegenkönige  und  den  Pabst,  sowie  durch  das  begin- 
nende Erstarken  der  fürstlichen  Gewalt  und  die  aümihlige  Bildung  der 
Landstände. 

In  dem  fränkischen  Reiche  wurde  die  Volksgemeinde  als  alleinige 
Quelle  aller  öffentlichen  Gewalt,  allen  öffentlichen  Rechts  angesehen;  wie 
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sie  über  Anklagen  richtete  und  als  Gesetzgeber  Gesetze  erliess,  so  ernannte 
•ie  auch  die  Männer  deren  sie  so  ihrer  Leitung  bedurfte.  INarhilem  sich 
an  den  Wahltagen  alle  Freien  versammelt  hatten ,  wurde  ein  tüchtiger,  im 
Volke  geachteter  Mann  in  Vorschlag  gebracht  und  die  Wählenden  gaben 
ihre  Zustimmung  durch  Zuruf  zu  erkennen. 

Allmaltlig  wurde  bei  der  Entwickelung  des  Lchnwesens  und  nach  der 
Trennung  Deutschlands  von  dem  Karolingerreiche  die  Wahl  nur  noch  aus- 
schliessliches Vorrecht  der  Repräsentanten  der  Kation,  der  principe*1),  die 
zugleich  als  höchste  Reichsbeaiute  dem  künftigen  Könige  bei  der  Regierung 
zur  Seite  standen ;  wobei  jedoch  die  versammelten  Völker  insofern  Eintluss 
hatten,  nls  sie  nur  dem  Thronkandidaten,  den  ihre  Fuhrer  in  Ueberein- 
stimmung  mit  ihren  Wünschen  bestimmt  hatten,  Beifall  zujauchzten  %).  Neben 
deu  weltlichen  Herzogen  wussten  auch  die  höchsten  Geistlichen  Deutschlands, 
die  drei  Ersbischöfe  von  Mains,  Trier  und  Köln  ihr  Ansehen  bei  der  Wahl 
geltend  zu  machen,  und  bald  wurde  die  heilige  Kirche  so  mächtig,  dass 
man  den  König  nur  für  völlig  eingesetzt  hielt ,  wenn  zu  der  Wahl  der 
Grossen,  dem  Beifall  des  Volkes  noch  die  kirchliche  Weibe  durch  Salbung 
und  Krönung  hinzugekommen  war. 

Natürlich  war  es,  dats  als  die  Zahl  der  Grossen  sich  mehrte,  als  Alle 
darauf  Anspruch  machten,  das  gemeinschaftliche  Oberhaupt  zu  wählen,  die 
Vorwahl  bald  allen  daran  theilnebroenden  grossen  Fürsten  zu  einem  beliebten 
Mittel  wurde,  den  Einfluss  der  Andern  so  viel,  wie  möglich  herabzudrücken. 
Man  richtete  es  daher  ein,  dass  die  Vorwlhler  präsentirten  und  die  Wähler 
Keinen  ernennen  durften,  der  nicht  von  Jenen,  die  also  noch  nicht  ao/i, 
sondern  nur  primi  in  eiectione  waren ,  benannt  war s).  Dabei  wurde  der 
Beifall  des  Volkes  in  Praxi  immer  bedeutungsloser. 

Bald  war  es  dahin  gekommen ,  daas  die  Kurfürsten  *),  und  zwar  jene 

i)  Vom  Ursprünge  der  Kunvürde  handeln  u.  A.  von  OleuschlaKcr,  Neue  Erläu- 
terung der  goldnen  Bulle  S.  XII— XXX VII;  K.  Th.  Ge meiner,  Berichtiguugen  Im  teut- 
«chen  Staatsrecht.  Bayreuth  171*3.  Nr.  I;  die  Äöpfl,  St.  R.  ed.  4  I,  8. 183  Aiiw.'i  Angeff. 

Zi  WMekind.  I.  26  il'ertz  Scriptor.  III.  p.  4»)  Coogregati*  prineipibus  et  natu 
maiorlbu*  exercitit*  Francorum  deaignavit  Heiurieum  a.  91»)  regem  coram  omui  populo 
Frnncorum  atijuc  Haxotium.  —  l.i  dexiri»  in  coelum  levaüs,  nomen  novi  regia  cum 
rtamore  valido  *alutantes  frriiueiita' ant.  -  -  II.  1  (Ibid.  p.  437).  Nachdem  die  Grossen 
des  Reich*  Otto  I.  tum  König  erhoben  hatten,  stellt  Ihn  der  Erebischof  von  Mainz  dem 
Volke  mit  den  Worten  vor:  w»»  vuuto  lata  electio  placeat,  deztris  in  eoelmn  levatis  signi- 
fleate-.   Hierauf  folgte  die  Krönung. 

;»)  8sp.  IU,  57.  §.  2  a.  £.:  die  ne  solen  nleht  kiesen  na  treu  mutwillen,  wenne  sven 
die  voraten  alle  to  koninge  Irwelt,  den  nolcn  sie  aller  erst  bl  nainen  kiesen. 

I)  Dieser  Name  rindet  sieh  zuerst  in  dem  bekannten  Österreichischen  Gnadenbriefe 
vom  Jahre  11W>,  worin  Kaiser  Friedrieb  I.  dem  Hersog  von  Gesterreich  Heinrich 
JocbHamer  znr  Knt*chiidigung  für  die  Rückgabe  von  Oesterreich  unter  vic  en  andern 
Vortheilen  und  Freiheiten  „poat  principe*  eleetores  primum  locum"  ^Peru,  Leg.  II. 
p.  101)  verheisst.  Die  Echtheit  wird  jedoch  von  Böhmer  in  Frankfurt  a.  M.  bestritten. 
Später  kommt  der  Name:  „Principe«  Elei-toies»  auch  bei  Arnold  Lubec.  L.  VI  c.  1 
und  öfters  in  den  Gest!«  A.  Episeopor.  Trevirens.,  ap.  Marlene  collect  amplloa.  T. 
IV  vor.  Das  gleichbedeutende  „Kurfürsten*  war  im  dreisehnten  Jahrhundert  nicht 
gebräuchlich.  —  G.  llorneck,  AI  lg.  Weltgesch.  Bd.  9.  Tbl.  3. 
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drei  rheinischen  Erzbischöfe  und  drei,  vier  oder  fünf  (die  Anzahl  schwankt) 
wellliche  Fürsten,  welche  ihren  Charakter  und  Namen  von  Diensten  her- 
leiteten, die  sie  dem  gewählten  Könige  nach  alter  Sitte  zum  Zeichen  der 
wirklichen  l'ntrrwerfung  und  als  Beweis,  dass  sie  jetzt  ihm  als  Dienstmannen 
unterworfen  waren,  bei  Öffentlicher,  feierlicher  Hofhaltung  zu  leisten  pflegten, 
die  ausschliessliche  Wahlberechtigung  in  Anspruch  nahmen  nnd  die  Uebrigc n 
nur  in  Nebendingen  gehört  wurden.  Man  ging  jedoch  dabei  nicht  mehr  auf 
solche  veraltete  Dinge,  wie  Volksrepräsentation  und  Wahl  des  Königs  durch 
das  Volk,  zurück,  sondern  betrachtete  die  Kurwürde  lediglich  als  Appendix 

Da  nnn  die  andern,  sowohl  weltlichen,  wie  geistlichen  Fürsten  ihren 
Einflusi  untergehen  sahen,  sich  aber  auch  nicht  gutwillig  ihrer  Rechte  be- 
geben wollten,  so  kam  man  auf  einem  in  Frankfurt  a.  M.  i.  J.  1208  anter 
Kaiser  Otto  IV.  gehaltnen  Reichstage  fiberein*),  dass  wie  die  Wahl  des  Pabstes 
durch  sieben  Kardinäle,  so  auch  die  Wahl  dea  Königs  durch  s i e b e n  Kur- 
fürsten (drei  geistliche,  vier  weltliche  vermöge  der  in  der  heiligen  Schrift 
geschehenen  Andeutung)  geachehen  müsse.  Man  ernannte  aber  au  solchen 
begünstigten  Forsten  ausser  den  obigen  drei  geistlichen,  die  sich  immer 
trotz  aller  Umtriebe  ihrer  bischöflichen  Collegen  zu  behaopten  gewusst 
hatten,  noch  den  Enseneschall  und  Erztruchsess,  Pfalzgraf  bei  Rhein,  der 
zuerst  votiren sollte;  den  Erzmarschall,  Herzog  von  Sachsen ;  den  Erzschenken, 
Herzog  von  Bayern  (später  der  König  von  Böhmen);  den  Erzkammerer, 
Hersog  von  Schwaben  (seit  Konrad  II.  der  Markgraf  von  Brandenburg). 

Trotz  aller  abgeschlossenen  Uebereinkommen  und  trotz  aller  Reichs- 
satzungen  vermochten  sich  dennoch  die  Kurfürsten  noch  immer  nicht  unbe- 
schrankt zu  erhalten.  Nicht  allein  unter  sich  selbst  waren  eie  uneinig;  so 
stritt  man  ausser  über  staatsrechtliche  Fragen  gar  hartnackig  über  viele 
andere  wichtige  Dinge,  s.  B.  ob  beim  Gehen  und  Stehen  (Lateral-  und 
Lineal-Ordnung)  die  geistlichen  Kurfürsten  einen  Vorrang  vor  den  weltlichen 
bitten,  ob  der  Kurfürst  von  Mainz  bei  den  Wahlen  seine  Stimme  zuerst 
abgeben  dürfe,  weicher  Erzbischof  zu  krönen  hätte,  —  sondern  sie  hatten 
auch  viele  Anfeindungen  von  Aussen  zu  erleiden.  Je  mehr  sich  nämlich 
mit  der  Verbreitung  des  römischen  Rechts  in  Deutschfand  die  Idee  kräftigte, 
dass  die  deutsche  Reichsversammlung  nur  eine  Fortsetzung  des  alten 
römischen  Senats  und  alle  Fürsten  staatsrechtlich  als  römische  Senatoren 
anzusehen  seien,  desto  mehr  beanspruchten  auch  die  Mächtigeren  der  übrigen 
deutschen  Fürsten  ein  Bestätigungsrecht,  Hessen  sich  jedenfalls  nicht  das 
Mitunterzeicbnungsrecht  der  Wahlurkunde  nehmen.  Noch  gefährlicher  wurde 
der  Uebennuth  der  Pibate»),  welche,  während  Friedrich  I.  in  einem  Briefe 
sagte:  „cum  per  electionem  prineipum  a  solo  deo  regnum  et  Imperium 


1)  Von  Ludewlg,  Erläuterung  der  goldnen  Bulle  n,  8.  743. 
S)  Von  Olenschuwrer,  a.  a.  O.  8.  104  ff. 

S)  Voss,  Uebor  die  Schick*»!«  der  deutschen  Reichs- Stantsverfassuujr.  Lpz.  1802. 
S.  8.  146  f. 
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nostrum  sil,  quicunque  noa  imperialem  coronain  pro  beneficio  a  dotnino 
Papa  auaeepisse  dizeril,  divinac  institulioni  et  doctrinse  S.  Petri  contrarius 
est,  et  mendacii  reus  erit*,  —  schon  zur  Zeit  Albrecbt's  I.  (1303)  die  Au- 
torität der  Kurfürsten  durch  die  von  dem  schwachen  Kaiser  bestätigte  Be- 
hauptung, das»  das  Recht,  einen  Kaiser  so  wählen  ursprünglich  ihnen,  den 
Pabsten,  zugestanden,  dass  sie  es  aber  auf  die  sieben  Kurfarsten  übertragen 
hätten,  beschränkten. 

Nachdem,  um  diesen  Anmaassungen  gegenüber  zu  treten,  die  Kurfürsten 
1338  in  Kense  bei  Coblenz  den  s.  g.  Kurverein  geschlossen  und  sich  eidlich 
versprochen  hatten,  die  Rechte  des  Reichs  und  ihr  Wahlrecht  mit  aller 
Kraft  gegen  Jeden  zu  handhaben  und  zu  schützen  und  sich  dabei  im  Noth- 
fall  wechselseitig  beizustehen  l),  erliessen  auch  die  Reichsstande  auf  einem 
Reichstage  zu  Frankfurt  a.  M  in  demselben  Jahre  einen  Beschluss ,  worin 
es  hiess,  die  Kaiser  wurde  komme  unmittelbar  von  Gott,  der  von  den  Kur- 
fürsten gewählte  König  bedürfe  zur  Ausübung  der  Reichs-  und  Kaiserrechte 
nicht  der  Bestätigung  des  Pabstes,  wer  hiergegen  handle,  tolle  als  Majestäts- 
verbrecher  bestraft  werden2).  Aber  erst  die  goldne  Bulle  griff  durch  und 
ordnete  das  Ganze. 


1)  Kurverein  von  Reuse  1338  (Behniauss,  eorp.  jur.  pubL  p.  11).  Wir  (die  sieben 
Kurfürsten)  ton  kunt  allen  löten,  die  disen  brlef  ansehent  oder  börent  lesen,  da»  wir 
mit  einander  bedacht  rnd  angesehen  haben,  das  da*  heilig  Komisch  Rieb,  an  seinen 

freyheiten,  die  wir  von  dem  vorgenenten  rieh  han,  Meie  zu  disen  Ziteu,  vnd  auch  vor 
angriffen,  bechrenkt,  vnd  beswert  seind  vnd  werdent,  vnd  sin  vmb  gemeinen,  vnd 
kuntJicben  nutz  dar  gemeinen  Christenheit  vnd  vmb  des  egenanten  Bichs  vnd  vnser 
ere,  recht,  Mheit,  vnd  gewonheiten  zu  beschirmen,  zu  beschützen  und  zu  hanthaben, 
ainmutüehen  vberkomen,  vnd  hjui  vns  des  vereint,  das  wir  datz  egenante  Rieh,  vnd 
vnser  fürstlicher,  die  wir  von  Im  haben,  nämlichen  au  der  Kur  des  Bichs,  an  sinen 
vnd  vnsern  rechten,  friheiten,  vnd  gewonheiten,  als  von  alter  an  vns,  vnd  an  des 
Bichs  Kurfürsten  herkomen  vnd  bracht  ist,  handhaben,  beschützen  und  beschirmen 
wellen,  nach  aller  vnser  macht  vnd  eraft,  an  geverde,  wider  aller  mennigUchen,  niemaa 
au-^genommen,  wan  es  vnser  er  vnd  ait  anget,  und  wellen  das  nit  lassen,  dvreh 
dheinerley  gebot,  von  wem  oder  wie  es  cböm,  damit  dos  Bich,  vnd  wir  die  Kurfürsten, 
an  disen  vorgesehribnen  sacken  in  dhain  wise  bechrenchet  mochten  werden,  auch 
wellen  wir  alle  heim  vnd  freund,  die  vns  zu^ehürent  oder  ldt,  sie  seien  geistlich  oder 

halten,  als  verr  wir  venuugen,  vnd  dnrzu  sol  vnser  täglicher  der  Kurrarsten,  dem 
andern  beholfen  sein,  an  gevärde,  das  sie  vns  zu  dise  :  aachen  beholfen  vnd  beistendig 
sin,  vnd  de«  durch  nleman  lassen,  vmb  debinerlei  gelwt,  von  wem  die  komen  mochten, 
Gesehen  auch,  dz  dekeinerleie  zwetung  oder  zw  Ivel,  an  disen  Sachen  vnder  vns  den 
Kurrarsten  nfstunden,  was  wir  danne  gemeinelichen  od'  der  merertail  vnder  vns 
darüber  sprechen,  vnd  maebtend,  das  sol  macht  haben,  vnnd  suln  auch  des  halten  an 
artfüst. 

2)  Beichsschluss  1338  (Bchmauas,  a.  a.  O.  p.  9 sq.):  DeconaUioet  consensa Electorum 
et  aliorum  Prindpum  Imperii  declaramus,  quod  Imperialis  dignitas  et  pote*tas  est 
immediate  a  Deo  solo,  et  quod  de  jure  et  Imperii  eonsuerudine  anttquitus  approbata, 
pofttqnam  aliquis  elhrirur  in  Iinperatorero ,  sive  Regem,  et  Rlectoribus  Imperii  concor- 
diter,  vel  majori  parte  eorundem,  statim  ex  sola  elecüone  est  rex  venu  et  Imperator 
Bomanorum  censendus  et  nominandus,  et  idein  debet  ab  omuibus  Imperio  hUhjecth» 

Z«iUcar.  fftr  SUatew.    1837.  1*.  Haft.  10 
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Karl  IV.  hatte  bei  feiner  eignen  Wahl  and  bei  der  Gegenwahl  Günther'* 
von  aenwarzourg  viei  zu  >iei  von  diesen  *  erv* irrungen  zu  icnifn  grnau», 
■b  da»  er  nicht  eingesehen  hitte,  dass  ein  Reichsgrundgesetz ,  da«  feste 
Bestimmungen  aber  die  Konigswabl,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Kurfürsten, 
die  Wahrung  des  Landfriedens  träfe,  dringendes  Bedürfnis«  sei.  Indessen 
kamen  noch  andere  Hebel  hinan,  die  ihn  zur  Veröffentlichung  eines  solchen 
bewegten1).  Auf  der  einen  Seite  war  es  sein  Eigennutz,  der  fortwährend 
darauf  bedacht  war,  die  Marht  seines  Hauses  zu  erhöhen  und  an  befestigen 
and  Böhmen  zum  Mittelpunkt  derselben  au  machen;  er  konnte  dies  den 
deutschen  Forsten  gegenüber  nicht  besser,  als  wenn  er  seinem  slavischen 
Erbreich  nicht  allein  überall  den  Vorrang  einräumte,  sondern  ihm  auch  den 
ersten  l'lata  anter  den  germanischen,  znr  Wahl  eines  Kaisers  berechtigten 
Staaten  sicherte.  Anf  der  andern  Seite  aber  begünstigte  er  die  Ansprüche 
der  Kurfürsten  um  so  mehr,  als  er  sie  an  sich  und  sein  Haus  fesseln  wollte, 
am  dann  mit  vereinten  Kräften  nicht  allein  den  Pabst  mit  aller  möglichen 
Schonung  künftighin  zu  hindern,  sich  die  Ernennung  der  deutseben  Kaiser 
anzurnaassen,  sundern  auch,  um  die  übrigen  Reichsstände  in  einem  von  dem 
Reichsoherhnupte  und  der  Verwaltung  auf  gleiche  Weise  entfernten  Ver- 
hältnisse au  erhalten,  weil  davon  die  Behauptung  der  gemeinsamen  Vorrechte 
abhing. 

Daher  ist  anch  die  Meinung  Derer  irrig,  die  die  späteren  Wahlkspita- 
lationen  mit  der  goldnen  Bulle  in  eine  direkte  Verbindung  bringen,  ja  sogar 
ihren  Ursprung  daraus  herleiten  wolleu.  Die  goldne  Bulle  ist  einerseits  ein 
Vertrag  (Geseta),  welches  der  Kaiser  aus  freiem  Willen  mit  den  sieben 
Wahlherren,  als  von  ihm  ausgehend,  über  künftige  Wahlen  nnd  andere 
Rcichseinrichtungen  abschloss,  andererseits  jedoch  ist  es  eine  Vereinigung, 
welche  der  Kaiser  als  Kurfürst  (König  von  Böhmen)  mit  den  anderen  Kur- 
fürsten traf,  aur  Erweiterung  und  Sicherung  ihrer  Rechte.  Die  Wahlkapitu- 
lationen aber  sind  Verträge  (Constitutionen),  welche  die  Kurfürsten  dem 
jedesmaligen  Kaiser  au  ihrer  und  des  Reiches  Sicherung  vorlegten.  Die 
entere  geht  vom  Kaiser  und  nur  sekundär  von  einem  einzelnen  Kurfürsten 
aus  i  die  aweite  von  dem  Kollegium  der  Kurfürsten  als  moralischer  Person l). 

Karl  IV.  glaubte  jedoch,  obgleich  er  vielleicht  schon  seit  Anfang  seiner 
Regierung  sich  mit  jenem  Plane  beschäftigt  hatte,  um  in  formeller  Hinsicht, 
ehe  er  an  die  Ausführung  ging,  nichts  zu  versäumen,  erst  seine  Kaiser- 
krönung abwarten  zu  müssen.  Der  erste  schriftliche  Beweis  hiefür  ist  in 
einem  Briefe  enthalten,  den  er  am  12.  Januar  1355  auf  seiner  Reise  nach 

obedirt;  nec  Papac  sive  sedis  Apostollcae  aut  alienjns  aJterlus  approbatione. 

conflrmatione,  auctorit&te  indiget,  uel  consensu.  Et  ea  propter  —  decernimns,  ut  clectus 
rn  Imperatoren»  concordlter  vcl  a  majori  parte  Electoruro  ex  sola  elcetione  cenaeatus 
et  hahentur  ab  omnibus  pro  vero  et  legitimo  Imperatore. 

1)  Voss  a.  a.  O.  8.  169  ff.  Heinrich,  deutsche  Reichsgeschichte ,  Lpx.  1785— WOS. 
8.  in,  8.  806. 

8)  Vgl.  von  Leonhard!  In  den  Wetzlarischen  Bettritgen  Bd.  2.  Nr.  I  (auch  besonder« 
abgedruckt:  Etwas  über  tlie  g  ldne  Buih ,  Frankfurt  a.  M.  bei  BvÜnner  1840)  8.  28. 


Digitized  by  Googl 


Die  goldne  Bglle  Kaiser  Karl's  IV.  |4f 

Rom  von  Plazentia  au*  an  die  Stadt  Strassburg  schrieb;  er  habe  eich  vor- 
genommen, heisst  es  hier,  wenn  er  wieder  nach  Deutachland  zurückkommen 
werde ,  „«ein  und  des  Reichs  Sachen  nnd  Ehren  mit  der  Hülfe  Göltet  ernst- 
lich anzugreifen  und  zu  befordern,  daas  alle  unsere  getreuen  Untertbanen 
daran  getröstet  werden1)11. 

Er  erfüllte  das,  was  er  versprochen  und  schrieb,  nach  Prag  zurück- 
gekehrt, am  17.  September  1355  auf  künftigen  Martinsiag  einen  Reichshof 
nach  Nürnberg  aus,  wozu  er  die  Kurfürsten,  Grafen,  Herrn  und  die  Reichs- 
städte sämmtiieh  zu  erscheinen  einlud.  Das  Schreiben,  welches  Kaiser  Karl 
an  die  Slrassburger  erliess,  aus  dem  ersichtlich,  dass  er  an  die  übrigen 
Reichsstande  und  Städte  ähnliche  Briefe  gesandt  habe,  lautet:  „Lieben  Ge- 
treuen. Wenn  Wir  durch  ehaftige  und  redliche  Unser  und  des  heiligen 
„Reichs  Sachen  und  Beinamen,  um  Friede  und  Gemach,  Unsre  gerreuen 
„Unterthauen ,  alle  Fürsten  Grafen  und  Herrn  in  Deutschen  Landen  besant 
„haben,  dazu  Wir  auch  eure  Gegenwart  sonderlich  bedürfen;  darum  empfeh- 
len Wir  euern  Treuen  nnd  wollen  auch  ernstlich,  dass  ihr  zur  Vollbringung 
„solcher  Suchen  aus  eurem  und  eurer  Stadt  Rathe  mit  voller  Gewalt  und 
„Macht  zu  thun  und  zu  lassen ,  gleich  andern  Städten ,  was  Wir  mit  ihnen 
„uro  gemeinen  Nutzen,  zu  Rathe  werden,  zu  Uns  gen  Nürnberg,  auf  Sant 
„Martinstag,  der  schirst  künftig  ist,  senden  wollet  und  sollet,  unverzüglich 
„und  ohne  alle  Hindernisse-)." 

Anfang  November  verliess  Karl  Böhmen  und  kam  zufolge  des  Berichts 
f  der  Strassburgischen  Gesandten  am  St.  Katharinentag  (am  25.  November, 
damals  ein  Freitag)  in  Nürnberg  an  :>).  Dort  waren  bereits  die  weltlichen 
Kurfürsten  (die  geistlichen  langten  wenige  Tage  später  an)  versammelt  und 
überhaupt  eine  solche  Menge  von  weltlichen  Reichsfursten,  Grafen,  Baronen, 
Gesandten  der  Reichsstädte,  Vertretern  der  Kirche  zusammengekommen,  der- 
gleichen man  in  vielen  Jahren  nicht  beisammen  gesehen  hatte*). 

Bald  nach  seiner  Ankunft  beschickte  der  Kaiser  die  anwesenden  Herrn 
und  Gesandten  und  machte  sie  mit  seinem  grossen  Vorhaben  bekannt,  zu- 
gleich gab  er  den  geistlichen  Kurfürsten  von  Kölo,  Mainz  und  Trier  die 
Versicherung,  dass  er  ohne  sie  nichts  vornehmen  wolle6). 

Die  Beratschlagungen  dauerten  bis  in  die  siebente  Woche;  zu  den- 
jenigen, die  nur  die  kurfürstlichen  Vorrechte  betrafen,  wurden  die  Kurfürsten 
allein  zugezogen,  während  den  übrigen,  die  man  über  die  ganze  Reichs- 


1)  Weneker,  Apparates  et  Instructus  Archiuorum  p.  207.  Not.  *) 

2)  Weneker  a.  a.  O.  p,  207,  von  Olenschlager  a.  a.  O.  Urk.  B.  n.  8.  2. 

3)  Nach  der  Generalbestatigung  der  Freihelten  und  Gerechtigkeiten  der  Stadt 
Worms  hätte  er  sebou  am  vorhergehenden  Freitag  (am  18.  November)  dort  sein 
müssen  (vgl.  Lünig's  Reichsarchiv  XIV,  8.  683  Xo.  7). 

4)  Weneker  a.  a.  Ö.  p.  208.  von  Olenschlager  a.  a.  O.  Urk.  B.  TT.  8.  S.  Das  Ver- 
zeichnis* in  v.  Ludewig  a.  a.  O.  1.  Vorrede  f.  XXV.  und  11.  Vorrede  8.  56  ff.  ist  nicht 
vollständig  (vgl.  von  Olenschlager  n,  a.  O.  S.  7^ ;  s.  auch  Pelzel,  Kaiser  Karl  IV., 
König  in  Böhmen.   Prag  1780.  81.  8.  II,  8.  515  f. 

5)  Weneker  a.  a.  O.  p.  208,  von  Olenaehiager  a.  a.  O.  ürk.  B.  II.  8.  2  £ 
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Verfassung  oder  auch  andere  allen  Ständen  gemeinsame  Vorrechte  pflop, 
Alle  beiwohnten  *). 

Darauf  erklarte  der  Kaiser  am  10.  Januar  1356  die  Schlüsse  dieses 
grossen  Reichstages  bei  öffentlicher  allgemeiner  Hekhsvcrsainuilung  in  der 
Grundherrischen  Behausung  zum  goldnen  Schilde  '-')  in  JVurnberg  in  Gegen- 
wart satnmtlicher  Kurfürsten,  Reichsstande  und  Abgesandten  für  ewige  und 
unverbrüchliche  Keichsgeselze 

Wegen  Kürze  der  Zeit  konnte  nur  der  grössere  Theil  des  Gesetzes  auf 
diesem  Heichslage  verfasst  und  publizirl  werden :  das  Uebrige  sollte  laut 
einem  von  Prag  am  30.  April  1356  ausgeschriebenen  kaiserlichen  Hof,  vier 
Wochen  nach  Ostern  in  Mets,  wie  dies  schon  im  ersten  Theile  der  goldnen 
Bulle  ^Cap.  Xil)  angedeutet  wurde,  su  Ende  gebracht  werden  *).  Da  jedoch 
wahrend  des  Sommers  grosse  Staatsvcrändcrungen  in  Frankreich  und  Brabant 
verfielen ä),  so  konnte  Karl  erst  in  der  Mitte  des  Wintermonats  dorthin 
kommen  *)  und  fand  bereits  viele  Stande  und  Abgeordnete  der  Städte  vor, 
auch  den  Dauphin,  Herzog  von  der  Normandie,  Karl  von  Frsnkreich,  nebst 
vielen  französischen  Grossen  ;  einen  pabstlichcn  Gesandten,  Taleyrand  von 
Perigord,  Bischof  von  Albano;  eine  englische  Gesandtschaft;  sowie  einen 
grossen  Theil  der  Fürsten,  die  sich  beeinträchtigt  und  zurückgesetzt  glaubten 
and  sich  missvergnügt  über  das  Gesett  geäussert  hatten  7j.  Es  wurden  im 
Ganzen  vierzig  Fürsten,  mehr  als  hundert  Grafen  und  Freiherrn  und  über 
achttausend  Pferde  der  Fremden  gezahlt. 

Alan  begab  sieb  sogleich  daran ,  das  angefangene  Gesetz  su  volleuden, 
und  in  wenigen  Wochen  schon  lag  es  vollständig  vor. 

„Indessen  näherte  sich  der  Weibnachtstag,  welchen  der  Kaiser  zur 
Publikation  dea  letzten  Theil s  seines  Gesetzbuches  bestimmt  hatte.  Er  wollte 
aber  zuvor  seinen  feierlichen  und  öffentlichen  Einzug  in  die  Stadt,  in  welcher 
seit  dreihundert  Jahren  kein  gekrönter  Römischer  Kaiser  gewesen,  halten, 
um  der  Sache  ein  grösseres  Ansehen  su  geben.  In  dieser  Absiebt  begab 
er  sich  (am  22,  December)  mit  allen  anwesenden  Fürsten  und  Herren  drei 
Meilen  vor  die  Stadt.  Wie  er  einzog,  ging  ibm  die  ganze  Bürgerschaft  bis 
an  die  Brücke  über  die  Orne  entgegen,  wo  sie  ihm,  als  einem  gekrönten 
Römischen  Kaiser,  die  Schlüssel  ihrer  Stadtthore  überreichte.  Ihr  Bischof, 
Ademar,  mit  seiner  ganzen  Geistlichkeit  im  priesterlichen  Schmucke,  und 
mit  allen  ürdensleuten ,  empfing  ihn  auf  dem  Wege,  um  ihn  in  die  Stadt 
an  begleite».  Zweihundert  reich  geputzte  Knaben  führten  den  Vorzug  mit 
Wachsfackeln  in  der  Hand.    Der  Kaiser  Karl  und  hinter  ihm  die  Kaiserin 


1)  A.  B.,  Proocm.  Cap.  UI.  Cap.  XII.  Cap.  XVI.  Cap.  XXIII. 

2)  von  Ladewig  s.  &.  O.  I.  Vorrede  %.  XXVI. 

3)  von  Olensehluger  a.  a.  U.  8.  »  f. 

4)  Wencker  a.  a.  O.  8.  208  Note  *) 
6)  von  Olensehlager  a.  a.  O.  8.  334  f. 

6)  Wencker  h.  a.  O.  8.  209  und  403. 

7)  vun  OleuMrlilager  a.  a.  O.  8.  332  f. 
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Ann«,  ritten  auf  köstlich  gezierten,  weissen  Rossen,  unter  iwei  Baldachinen 
von  Goldstücken  mit  Frenzen  besetzt,  deren  jeder  von  sechs  Säulen  unter- 
stOtzt  war.  Sie  waren  auf  beiden  Seiten  von  den  sämmtHchen  Kurfürst en 
umgeben.  Ihnen  folgten  der  Dauphin  und  damaliger  Regent  von  Frankreich, 
Karl;  der  päbstliche  Legat  und  Kardinal,  Taleyrand;  die  Erzbischflfe  von 
Ronen  und  Sens;  die  Bischöfe  zu  Lattich ,  Lübeck,  Toul,  Verdau,  Strass- 
burg,  Olmfitz,  Leutoinischel  und  Minden ;  die  Herzoge  von  Bretagne,  Brabant, 
Schweidnitz,  Falkenberg,  Teschen,  Oppeln  und  Bar;  die  Markgrafen  zu 
Meissen  und  zu  Jülich;  die  Aebte  von  Fulda,  von  ClOgny  und  von  Weissen- 
bürg;  die  Grafen  von  Poitiers,  Estampes,  Grandpre*,  Anjou,  Salm,  Tancarville, 
Namür,  Nassau,  Leiningen,  Schwarzburg,  Spanheim,  Kaisenellenbogen,  Magde- 
burg und  eine  gewaltige  Menge  anderer  Ritter  und  Edelleute,  alle  zu  Pferde. 
Der  Zug  ging  gerade  nach  der  Hauptkirchc,  wo  der  Kaiser  seine  Andacht 
verrichtete,  und  dann  nach  seinem  Quartiere  im  Bischofshofe  {Meuriate, 
Hist.  Re*  Eteque*  de  lEglise  <U  Mez  L  III.  p.  510). 

Den  Tag  darauf  (am  23.  December)  fertigte  der  Kaiser  für  die  Stadt 
Mainz  eine  Pfandverschreibung  ans.  —  Am  Weihnachtsfeste  (den  24.  Decbr.) 
selbst  aber  erhob  sich  Karl  mit  der  Kaiserin  und  einem  glänzenden  Gefolge, 
in  die  Stephanskirche,  welche  mit  reichen  Tapeten  behängt,  und  an  allen 
Wänden  mit  Fackeln  und  Lichtern  erhellt  wnr,  und  wohnte  daselbst  zuerst 
den  Metten  bei.  Der  Bischof  von  Metz  hielt  das  Amt  in  selbiger  Nacht, 
wobei  Karl  im  kaiserlichen  Schmucke  und  das  entblösste  Reichsschwert  in 
•  der  Hand  haltend,  die  siebente  Lektion  oder  das  Evangelium  „Exiit  edictum 
a  Caesare  AugustoM  absang.  Früh  Morgens  (am  25.  December)  versammelten 
sich  alle  Kurfürsten,  Forsten  und  Rcichsgrafen  in  den  Vorsälen  der  kaiser- 
lichen Wohnung,  um  den  Kaiser  nach  der  Hanptkirche  zu  begleiten.  Der 
Dauphin  insonderheit  erschien  in  einein  prächtigen  Gewände,  das  nebst  dem 
reichbeselzten  Gürtel  über  zwanzigtausend  Goldgulden  an  Werthe  geschätzt 
ward.  (IVencker,  a.  a.  0  p.  403).  Als  aber  eben  der  Zug  nach  der 
Kirche  fortgehen  sollte,  enbtaud  ganz  unvermuthet  zwischen  dem  Kurfürsten 
von  Sachsen,  und  dem  Herzog  Wenzel  von  Brabant  und  Luxemburg,  ein 
heftiger  Streit  wegen  Vortragung  des  Reichsschwerts,  welches  ein  Jeder 
von  beiden  Fürsten  sowohl  nach  der  Kirche,  als  auch  während  der  Messe,  und 
bei  der  kaiserlichen  Tafel  führen  wollte;  Jener  als  Reichserzmarscball,  Dieser 
aber  als  Herzog  in  Niederlothringen  wegen  des  Marschallamts  im  lotharischen 
Reiche,  worin  jetzt  der  Reichshof  gehalten  wurde.  Doch  die  Entscheidung 
des  Kaisers  und  aller  anwesenden  Kurfürsten  fiel ,  nach  dem  Herkommen 
und  dem  so  eben  gemachten  Gesetze,  für  den  Herzog  und  Kurfürsten  Rudolph 
zu  Sachsen  aus;  und  der  Herzog  Wenzel,  des  Kaisers  Bruder,  musste  um 
so  mehr  zurückstehen,  als  er  die  Bulehnung  über  seine  niederländischen 
Fürstenthitmer  vom  Kaiser  noch  nicht  empfangen  hatte.  (Je.  Jae.  Chißet. 
in  Cotnmentar.  Lothar,  c.  23  bei  von  Otenschlager  a.  a.  O.  8.  98). 

Sobald  nun  dieser  Handel  beigelegt  war,  ritten  der  Kaiser  und  die 
Kaiserin ,  ' welche  mit  fliegendem  Haare  und  der  Krone  auf  dem  Haupte 
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erschien,  in  weissen  WafTenkleidern  und  auf  schön  geschmückten  Pferden 
mit  allen  anwesenden  Fürsten  nach  der  Kirche.  Der  p* östliche  Legat  und 
Kardinal  Ins  daselbst  die  erste  Messe,  und  reichte  dem  Kaiser  und  der 
Kaiserin  das  heilige  Abendmahl.  Der  Erzbischof  zu  Köln  hielt  das  Hochamt. 
Nach  geendigtem  Gottesdienste  wurden  dieselben  von  allen  geistlichen  und 
weltlichen  Fürsten  nach  dem  Markte  (dem  Champ  de  passüille)  begleitet, 
auf  dem  ein  hohes  Gerüst  stand.  Auf  diesem  waren  viele  prächtige  Zelte 
von  allerlei  Farben  aufgeschlagen  ,  und  darunter  die  Tafein  für  den  Kaiser, 
die  Kaiserin,  und  alle  gegenwärtige  Kurfürsten  und  Fürsten,  Bischöfe,  Her- 
zöge, Aebte,  Grafen,  Freie  und  andere  angesehene  Anwesende,  nach  jedes 
Rang  und  Ordnung,  gedeckt.  Der  Monarch  setzte  sich  auf  den  für  ihn 
bereiteten  Thron,  und  liess  in  Beistand  aller  Kurfürsten  des  Reichs,  und  in 
Gegenwart  des  Kardinal-Legaten  und  des  französischen  Prinzen  den  letzten 
Theil  der  goldpen  Bulle,  welcher  zu  Uetz  noch  hinzugekommen  war,  öffent- 
lich ablesen  und  kund  thun.  — 

Hierauf  belehnte  Karl  verschiedene  Reichsfürsten  und  Grafen  mit  ihren 
Landereien,  als  Römischer  Kaiser,  und  nahm  von  ihnen  die  Huldigung  ein.  — 
Dann  fingen  die  Kurfürsten  an  ihre  Hofdienste  nach  der  Vorschrift  der 
eben  erst  verkündigten  goldnen  Bulle  zu  verrichten.  Zuerst  kam  der 
Herzog  und  Kurfürst,  Rudolph  der  Jüngere  von  Sachsen,  der  seinem  in 
diesem  Jahre  verstorbenen  Vater  im  Fürstenthume  gefolgt  war,  als  Erzmar- 
schall,  auf  einem  grossen  Hengste,  herbei;  er  ritt  in  den  vor  dem  Gerüst 
aufgeschütteten  Haufen  Hafer,  und  ritt  davon.  Wahrend  sein  Untermar&cball  # 
den  übrigen  Hafer  unter  das  Volk  theilte,  wies  er  dem  Kaiser  und  den 
übrigen  anwesenden  vornehmen  Personen  ihre  Plätze  bei  den  Tafeln  an. 

Der  Kaiser  stieg  sodann  vom  Throne,  und  setzte  sich  an  seine  Tafel, 
welche  sechs  Fuss  höher,  als  die  übrigen  errichtet  war.  Dann  erschienen 
die  drei  geistlichen  Kurfürsten,  als  Erzkanzler  der  drei  Reiche,  mit  ihren 
Siegeln,  nämlich  Gerlach  zu  Mainz,  Wilhelm  zu  Köln  und  Boemund  zu  Trier, 
und  stellten  sich,  nebst  allen  übrigen  anwesenden  Prälaten  vor  den  Monareben. 
Der  Erzbischof  und  Kurfürst  zu  Trier  verrichtete  das  Gebet,  weil  Metz  in 
seinem  Erzkanzleriat  lag,  wesswegen  er  auch  dies  Mal  den  Rang  vor  den 
andern  zwei  Erzbiscböfen  behielt ;  sie  legten  die  an  einem  silbernen  Stabe 
hangenden  Reichssiegel  und  Stempel  auf  einen  vor  dem  Kaiser  stehenden 
Tisch,  der  ihnen  solche  aber  sofort  wieder  zurückstellte.  Der  Kurfürst  von 
Trier,  als  Erzkanzler  des  Arelatischen  Reichs,  worin  Metz  lag,  hing  das 
grosse  Reichssiegel  ao  den  Hals,  und  behielt  es  so  während  der  ganzen 
Tafel.  Der  Kurfürst  und  Markgraf  von  Brandenburg,  Ludwig  der  Römer, 
stieg  hierauf  vom  Pferde ,  brachte  ein  silbernes,  stark  vergoldetes  Becken, 
reichte,  als  Erzkämmerer,  dem  Kaiser  das  Wasser  zum  Händewaschen  und 
das  Handtuch  zum  Abtrocknen.  Der  Kurfürst  von  der  Pfalz,  Ruprecht  der 
Aeltcrc,  erschien  nach  ihm,  als  Erztrucbsess,  setzte  die  ersten  vier  Speisen 
in  so  viel  goldnen  Schüsseln  auf  den  kaiserlichen  Tisch,  nachdem  er  sie 
zuvor  gekostet  hatte;  danq  kam  der  Herzog  Wenzel  von  Luxemburg  welcher 
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die  Person  des  Königs  uod  Kurfürsten  in  Böhmen,  ab  Erzschenk  vorstellte, 
und  reichte  dem  Kaiser  den  erste»  Trunk,  da  er  ihn  auch  aovor  gekostet 

Nach  dem  Kurfürsten  kamen  der  Markgraf  von  Meissen,  als  Erejftger- 
meister,  und  der  Graf  von  Srhwarzhurg,  als  Unterjägermeister,  au  Pferde, 
mit  ihren  Edelieuten  und  Jagdhunden  hinter  sich.  Sie  bliesen  in  die  Hift- 
hörner, und  legten  unter  einem  lauten  J.igergescbrei  einen  prächtigen  Hirsch 
und  ein  Schwarastück  vor  die  Tafel  des  Kaisers  nieder.  Ohne  Zweifel  hat 
auch  der  Abt  von  Fnlda  an  dienern  Tage  sein  Erzamt  bei  der  Kaiserin  ver- 
sehen, an  deren  Tafel  der  Kardinal- Legal  ihr  zur  rechten,  und  der  Dauphin 
zur  linken  Seite  speisten.  Endlich  setzten  sich  die  Kurfürsten  an  ihre  an- 
gewiesenen Plaue,  und  das  Gastmahl  dauerte  unter  vielen  ausgesuchten 
ErgoUlicbkeiten  bis  zum  späten  Abend,  wo  die  einbrechende  K acht  diesem 
Feste,  dergleichen  man  nie  gesehen  hatte,  ein  Ende  machte.  Der  Kaiser 
änderte  übrigens  an  diesem  Tage  dreimal  mit  der  Krone.  Frühmorgens 
trug  er  die  Deutsche,  nachher  die  Italienische,  und  endlich  die  Kaiserliche 
oder  seine  Hiiuskronc,  um  damit  seine  dreimalige  Krönung  anzuzeigen. 
(Bene*x.  a  Wsiimit.  in  Pessm.  de  /Harte  Vontmas  L.  IV.  £~  2  e>.  430  und 
Monum.  ined.  Bok.  Tom.  IV.  p.  40.  Alb.  ArgeuL  Chron.  Itlagn.  Belg* 
f.  164.  sqq-  Heinr.  Hebdorf  od  a.  1356  s».  640  sq.  J.  J.  Moter,  Staats- 
recht de«  rhurf.  Er  Stiftes  Trier  C.  2.  §.  22.  «.  49  f.)"  *) 

Die  Gelehrten  haben  sich  schon  viel  darüber  gestritten ,  wesshalb  das 
*  (iesetzhurh  in  Gegenwart  des  pahstlichen  Legaten  und  des  französischen 
Prinzen  verkündigt  worden  sei.  Die  Einen  sagen,  Karl  wollte  ihm  dadurch 
ein  grösseres  Ausehen  geben ,  wie  es  auch  z.  B.  unter  Ludwig  des  Bayer 
Regierung  mit  der  bekannten  Constitution  de  jure  imperii  geschehen  war'J). 
Wahrscheinlicher  ist  die  Annahme,  dnss  dadurch  dem  französischen  Reiche 
und  dem  pahstlichen  Stöhle  die  Gesetze  und  Reichsschlüssc  dieses  Reichs- 
hofes  rechtmässig  bekannt  gemacht  werden  sollten,  um  so  mehr,  als  der 
französische  Kronprinz  wegen  der  ÜHuphinee,  die  er  damals  noch  lehnweise 
von  Kaiser  und  Reich  besass,  als  einer  der  vornehmern  deutschen  Reiche- 
fürsten galt3). 

Eben  so  verschieden  sind  die  Ansichten  Über  den  eigentlichen  Ver- 
fasser der  goldnen  Bulle.  JVach  den  Einen,  die  sich  darauf  stützen,  dass 
die  Schreibart  in  seiner  angefangenen  Leidensgeschichte  sehr  viel  Aehnlich- 
keit  mit  der  in  unserem  Gesetz  buche  habe,  soll  Karl  IVv  allein  der  Con- 
eipient  sein  *).  Andere  glauben,  es  sei  Bartolus  de  Sazoferrato  aus  Perugia, 
der  damals  als  Jurist  sehr  angesehen  war  und  oft  vom  Kaiser  selbst  um 


1)  Pelsel  a.  a.  O.  II.  8.  64t-Md 

f)  Alb.  Krantzii  Saxonia  L.  IX.  e.  15.  p.  *39  t 

3)  Pelxel  a.  a.  O.  II.  8.  550.   Hahcrlin,  Alls;.  Welthistorie  III.  8.  620. 

4)  Limnaeua,  Lib.  I.  jur.  puhl.  c.  II.  No.  82  und  ad  Aur.  Bull.  Prooem.,  Ob».  XXX. 
QundUna:  im  Discount  über  die  A.  B.  Karl's  IV.  8.  U.  U.  G.  Thulemarius,  de  bulla 
*nnn.  arsrente*,  plumhea  et  cerea  etc.  p.  «»— «5.  Pairendarm.  Dias,  de  Karolo  IV.  etc. 
Jena  1734.  v.  Daehenröden,  Untersuchung,  wer  für  den  eigentl  eben  Verfasser  der 
g.  B,  zu  halten  sei.  Erfurt  1786. 
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Rath  gefragt  wurde,  —  zumal  da  die  goldne  Bulle  00  viel  dem  Römischen 
Rechte  Entlehntes  enthalte,  z.  B.  in  Cap.  XXIV  mit  ganz  unbedeutenden 
Abänderungen  die  faal  wörtliche  Abschrift  der  1.  5.  6.  C.  ad  L.  Jnl.  maj. 
(IX,  8),  oder  in  Cap.  XIX  die  fast  gar  nicht  hinpassende  Anföbrnng  der 
römischen  Rechtsregel :  melior  condicio  est  occupantts  *).  Indessen  abge- 
sehen davon,  dass  er  als  Italiener  von  den  deutschen  Reichsangelegenheiten 
wenig  Kenntnis«  gehabt  haben  mag,  so  starb  er  schon  im  Jahr  1355  oder 
so  Anfang  des  Jahres  1356*),  das  Gesetz  aber  wurde  erst  um  diese  Zeit 
und  gegen  Ende  jenes  Jahres  verfertigt.  Noch  Andere  halten  dafür,  dass 
die  Satzungen  in  des  Kaisers  Kanzlei  und  von  seinen  Kanzlern  ebenso,  wie 
alle  andern  Diplome,  Gnadenbriefe  und  Bestätigungen  nhgefasst  wurden,  da 
sie  in  dem  gewöhnlichen  Kanzleislyl  geschrieben  wtfren.  Sie  sehen  als  die 
wahren  Verfasser  Johann  von  Neumark  (Joannes  de  Novo  Foro),  Bischof 
su  Leotomischel ,  nachmals  zu  Olmütz,  und  den  Rechtsgelehrten  Rühl  (Ru- 
dolph) von  Fried berg  an,  der  damals  kaiserlicher  Gebeimschreiber  und  Probst 
su  Wetzlar  war,  spater  Kanzler  und  zuletzt  Bischof  in  Verden  wurde1). 
Wer  eigentlich  der  Verfasser  war,  ob  Kaiser  Karl  IV.  es  sich  nicht  hat 
nehmen  lassen  wollen,  selbst  die  kaiserlichen  und  königlich  böhmischen 
IVaropationen  für  ewige  Zeiten  festzustellen,  ob  er  dabei  die  Feder  eines 
schlauen,  gelehrten  Italieners  benutzte  oder  sich  mit  der  ehrlichen  Staats- 
klugheit eines  Deutschen  begnügte,  ist  also  nicht  mehr  mit  Bestimmtheit 
festzustellen.  Am  wenigsten  wird  man  irren,  wenn  man  annimmt,  dass  der 
Kaiser,  dem  grosse  Gelehrsamkeit  und  praktische  Gescbäftskenntniss  nicht 
abzusprechen  ist,  entweder  selbst  das  Ganze  entworfen  und  von  Andern 
habe  ausführen,  oder  die  ihm  von  Andern  vorgelegten  Entwürfe  durchge- 
sehen und  nach  seiner  Angabe  habe  abändern  lassen. 

Ebenso  ist  hier  der  sehr  gewöhnliche  Irrthum,  es  seien  die  ersten  23 
Kapitel  oder  Titel  in  Nürnberg,  die  letzten  7  in  Metz  pnblicirt  worden, 
zu  berichtigen.  Daa  ist  insofern  falsch ,  als  ursprünglich  die  ganze  Materie 
in  verschiedenen  Satzungen  Edicten  abgehandelt  wurde,  welche  Einthcilunir 
sich  auch  in  verschiedenen  der  ältesten  Handschriften  findet.  Erst  splter 
hielt  man  ea  für  bequemer,  die  ganze  Sammlung  lieber  in  kleinere  Abschnitte 
zu  theilen  und  endlich  jedes  mit  einer  besondern,  auf  dessen  Inhalt  gerichteten 
Inschrift  zu  versehen  *). 

Was  den  Namen  des  Gesetzes  betrifft,  so  hiess  es  Anfangs  „Kurfürsten- 
bulle«*)  oder  „Carolina««),  wurde  aber  bald  wegen  der  an  den  Origintl- 

1)  Goldast,  de  8enioiatu  L.  III.  e.  19.  I  3.   Frcbcrus,  ad  Antithesin  Gewoldl  p.  463. 

2)  Buchholzer,  lud.  Chronolog.  p.  375.  Morery,  s.  voc.  Bartbol.  p.  3(5*. 

3)  Heiniich  a.  a.  O.  III.  8.  802  f.  Ueber  den  letzteren  s.  v.  Olenschlager  8.  390  f. ; 
dass  man  ihn  früher  für  den  wahren  Verfasser  hielt,  beweist  die  Unterschrift  nnter 
seinem  Bildnisse  In  Cyrjak  8pangenberg's  Chronik  der  Bischöfe  zu  Verden.  Nach- 
richten über  sein  Leben  gibt  Oudenus,  Cod.  dlpl.  III.  p.  480— 4S8. 

4)  v.  Ludewig  a.  a.  O.  II.  Vorrede  8.  M.  v.  Olenschlager  a.  a.  O.  8.  !>.  Magnmn 
Chron.  Belg;,  in  Pisroril  8er.  rer.  Germ.  HI.  p.  333  etc. 

5)  Zöpfl,  D.  8t.  und  R,  G.  II,  S.  §  &9. 

6)  Supplicatton  der  8ta4t  8tra*sburg  an  Kaiser  Karl  V.  bei  Weucker  in  Oullcctaa, 
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Ausfertigungen  befindlichen  in  Gold  gearbeiteten  Siegeln  „goldene  Bullett 
genennt  *).  Diese,  das  grosse  Majestätssiegel,  wurde  nämlich  hierzu  Mets3) 
(nach  von  Ladewig  e.  a.  0.  I.  Vorrede  §  XXVI  sehen  sn  Ff  Arnberg)  enge- 
hingt,  nm,  wie  gebrauchlich,  dem  Ganzen  eine  stärkere  Rechtskraft  in 
geben;  sie  ist  ans  iwei  dünnen  goldnen  Platten  zusammengesetzt,  deren 
jede  eine  Seite  des  doppelten  münzartigen  Siegels  erhaben  darstellt.  Beide 
Platten  sind  durch  ein  stärkeres,  an  zwei  Zoll  hohes  Blech  von  dem  näm- 
lichen Metall  so  verbunden,  dass  die  ganze  Bulle  einer  Kapsel  Ihnlicb  sieht, 
Durch  diese  Einfassung  läuft  auch  die  Schnur,  mit  der  die  Bulle  an  die 
Urkunde  befestigt  ist  3). 

Bei  der  an  unserem  Gesetzbuche  befindlichen  goldenen  Kapsel  ist  auf 
der  einen  Seite  der  Kaiser  mit  den  Insignien  auf  dem  Throne  sitzend  ab- 
gebildet, auf  dem  Haupte  die  Krone  mit  dem  bekannten  in  der  Rechten 
das  Reichsscepter ,  in  der  Linken  den  Reichsapfel  ebenfalls  mit  einem  -f- 
haltend.  Neben  dem  Kaiser  sind  zwei  Wappenschilde  angebracht ;  in  dem 
rechten  (dem  heraldisch  linken)  ist  ein  einköpfiger  gekrönter  Adler4),  in 
dem  linken  ein  gekrönter  böhmischer  Löwe  mit  zwei  Schweifen.  Die  Um- 
schrift lautet: 

KAROLVS  QUARTVS  DIVINA  FAVENTB  CLEMENCIA  ROMAiXORVM 
IMPERATOR  SEMPER  AUGVSTVS  ET  BOEMIE  REX. 
Auf  der  andern  Seite  des  Siegels  ist  Rom   abgebildet;   es  wird  dargestellt 
durch  ein  Schloss ,  umgehen  von  zwei  maurischen  Thürmen ,  auf  deren 
Kuppeln,  so  wie  auf  der  des  Schlosses  sich  ebenfalls  die  obigen  f  befinden. 
In  der  Mitte  des  Schlosses  ist  ein  Thor,  in  dem  die  Inschrift: 

AVREA  ROMA. 


jur.  publ.  von  Ausbürgern  *.  XIII.  p.  65  und  in  der  Couflrniatio  dea  Berichts  von  Aus- 
bürgern 8.  170. 

1^  Diene  Benennung  will  v.  Lersncr  schon  13UG  und  1371  gefunden  haben.  Be- 
stimmt ist  es  jedoch,  dass  Kaber  Sigismund  in  dem  Cap.  1  seiner  goldnen  Bulle,  die 
er  über  dio  Pfhh? bärger  von  Nürnberg  aus  1481  erHess,  das  Reichsgesetz  unter  diesem 
Namen  erwähnt  (v.  Ludewig  a,  a.  O.  I.  Vorrede  f  XXVI.). 

S)  Heinrich  a.  a.  O.  III.  8.  801.   Häberlin  a.  a.  O.  III.  8.  681. 

3)  Der  leere  Raum  zwischen  beiden  P bitten  wurde  mit  Wachs  oder  einer  ähnlichen 
Materie  ausgefüllt,  auf  deren  Oberfläche  auch  die  beiden  Seiten  dea  Siegels  ausgedrückt 

e^  f-ic  HicpdufC   w^urd  aqqIi  die  jpäoäc*  \ 

gehalten .  indem  die  Platten  nicht  durch  Lftthen  an  den  Ring  befestigt  waren.  Mit 
diesen  goldnen  Bullen  sind  jedoch  die  in  metallene,  gewöhnlich  nur  stark  vergoldete  Plat- 
ten eingegossenen  kaiserlichen  Siegel  von  rothera  Wachs  nicht  su  verwechseln.  Sie  ge- 
hören zu  den  einseitig  hängenden  Siegeln  und  wurden  «u  minder  wichtigen  Sachen 
gebraucht,  oder  auch,  wenn  der,  welcher  die  Ausfertigung  einer  Urkunde  suchte,  dio 
höhere  Taxe  für  eine  goldene  Bulle  nicht  zahlen  konnte  oder  wollte  (vgL  Thulemarius 
a.  a.  O.  Cap.  1—6).  Utisere  goldne  Bulle  hat  nur  den  Vorzug,  daaa  sie  schlechtweg, 
xai  iio^r;y,  so  genannt  wird,  anstatt  dass  sonst  eine  nähere  Bestimmung,  z.  B.  „Bra- 

Rtaatsverfassung  dea  Teutschen  Reichs.  Oött  1798.  I.  8.  238.  Not.  (f). 

4)  Früher  das  deutacl.e  Reichaaiegel ;  vgl.  den  Aufsatz  und  die  Abbildungen  In  den 
Wetzlarischen  Beiträgen  Bd.  3.  Nr.  XXIU,  1)  8.  313, 
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Zur  Umschrift  dient  der  leoninische  Yers : 

ROMA  CAPVT  MVNOI  REGIT  ORBIS  FßENA  ROTVNDI  »)• 

Die  Sprache,  in  der  die  goldne  Bulle  ursprünglich  nbgefasst  wurde,  ist 
wohl  die  lateinische  und  das  deutsche  Exemplar  ist  nur  eine  privatim 
gemachte  Uebersetzung,  vielleicht  suu  Besten  der  Fürsten  und  Stünde,  die 
kein  Latein  verstanden      jedenfalls  aber  ohne  jeden  authentischen  Werts 

Da«  Original  oder  die  erste  solenne  Ausfertigung  mit  dem  daran  ge- 
hängten goldnen  Majestätssiegel  wurde  dem  Kurfürsten  Gerlach  von  Mainz 
als  Reichserzkanzler  zugestellt  und  im  Reichsarchiv  zu  Mainz  noch  im  Jahr 
1789  5)  aufbewahrt  6).  Wahrscheinlich  wurde  ausserdem  gleich  anfangs 
nicht  nur  jedem  Kurfürsten  ,  sondern  auch  den  andern  Reichsslanden ,  die 
bei  dem  Kaiser  darum  nachsuchten,  ein  Exemplar  mit  einem  goldnen  oder 
auch  nur  wächsernen  llajeslatssiegel,  je  nachdem  es  verlangt  und  bezahlt 
wurde,  aus  der  kaiserlichen  Kanzlei  zugeferligt 7 ).  Auf  ähnliche  Weise  er- 
hielt auch  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  ihr  Exemplar.  Während  Manche  glauben, 
Karl  IV.  hätte  desswegeu  für  diese  Stadt  die  goldne  Bulle  urkundlich  aus- 
fertigen lassen,  weil  der  Wahlort  daselbst  aei  und  sich  also  die  Stadt  in 
gar  vielen  Dingen  nach  diesem  Reichsgesotz  richten  müsse,  so  hat  v.  Lude- 
wig a.  s.  0.  II.  Vorrede  S.  43  nachgewiesen,  dass  die  Stadt  sich  Ihre  Privi- 
legien vom  Kaiser  einzeln  habe  bestätigen  lassen.  Da  sie  aber  geglaubt, 
dass  unter  solche  auch  das  gehöre,  was  ihr  in  der  goldnen  Bulle  als  Vor- 
recht eingeräumt  aei,  ao  habe  sie  ebenfalls  um  eine  Urkunde  derselben 
nachgesucht  »)  und  auf  ihre  Kosten  für  sechs  Goldgulden  ')  aus  des  Kaisers 
Kanzlei,  sowie  nachmals  ebendaher  auch  die  deutsche  üebersetzung  erhalten. 


1)  Vgl.  die  Abbildungen  bei  ThulemArius,  Schmausa,  v.  Olenachlagor  u.  A. 

2)  v.  Ludewig  II.  Vorrede  §  50.  Neue  Sammlung  der  deutschen  Relchsabschjede. 
Frankfurt  a.  M.  1747.  Kinl.  »  9. 

3)  F.  Walter,  D.  R.  O.  §  308.  —  Conflrmatio  privileg.  Romanae  cceles.  1»74.  Trae- 
taru*  (Pertz  II,  395).  Ego  Otho  regle  ante  cancellarius  -  conflteor,  me  prirtlegia  de 
verbo  ad  verbum  legisse,  ae  in  toutouieo  idiomatc,  propter  iufrascriptos  nobües  ex- 
posui&se.  —  Ibid.  (Ferra  n,  396).  Predieta  quldem  prlvilegia  —  per  vencrahilern  virum 
Othoneiu  —  leeta,  et  propter  nus  supradictus  buicravium  et  comitem,  qui  nec  littcras 
nee  linguam  latinum  novimus,  fideliter  nierunt  exposita.  Dies  geschah  auch  bei  dem 
Landfrieden  von  1S3Ö  (Pertz  II.  571-^58»),  wie  Godcfridus  Colon,  a.  1885  berichtet: 
Curia  celeberrima  in  assumtione  beatae  Mariae  apud  Moguntiaiu  indieitur,  ubl  fere 
omnlbiu  prineipibns  Regni  Teutuiüei  eonvcnientibus  pax  iuratur,  vetera  iura  stahtliuntur, 
nova  statuuntnr,  et  Teatonico  germone  in  membrana  scripta  omnibus  publicantur. 

4)  Thnlemarius  a.  a.  O.  Cap.  9.  tfi  1.  2. 

5)  Heinrich  a.  a.  O.  ni.  8.  804. 

6)  Fr.  Fr.  Schal,  Zuverlässige  Nachrichten  von  dem  su  Mainz  aufbewahrten  Reichs- 
archiv.  Mainz  1784.  8.  8.  46  ff. 

7)  Nene  Sammlung  der  deutschen  Reichaabachiede.  Ein!  #  8.  Thulemariu*  a.  a.  O. 
Cap.  7. 

8)  Nach  Böhmer  harte  Siegfried  zum  Paradcls  (t  1886)  die  authentfsehe  Ausfertignnjr 
für  die  8tadt  erwirkt. 

9)  H.  O.  Seheidemantel,  die  güldene  Bulle,  eine  vorläufige  Nachricht  an  die  Zu- 
hörer. 1788.  i  10.  8.  14.  Not.  b.  will  die  Rechnung  gesehen  haben, 
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Es  ist  daber  gleichfalls  ein  Irrlbum ,  wenn  es  in  der  Vorrede  zu  den  Privi- 
legia  ei  Pacta  der  Mail.  Bömischen  Reichs-Stadt  Frankfurt  a.  M.  1728.  S.  4 
heisa*,  das*  4er  Beta  die  Uebersetzun*  selbst  habe  anfertigen  lasse«1). 

Wenn  also  das  jetzt  dort  auf  dem  Römer  befindliche  Exemplar,  von 
dem  $c\m  der  alte  Thiklemar  sagt:  „Hoc  est  famigeralissimum  illud  Bullae 
aureae  cxempJar,  quod  tot  curiosorura  bominum  millia  iaspexeruat ,  et  quod 
ab  omnibm  pro  origioaliutn  optimo,  atque  ä  aonnullis  primo  habetur.  Imo 
illnd  in  taoto  pretio  est  apud  Imperii  Genn.  Proceres,  ut  prospicianl,  ne 
quid  corruptionis  patiatur,"  —  auch  nicht,  wie  die  Meinung  verbreitet  ist, 
Anspruch  darauf  machen  kann,  Original  xu  sein,  denn  es  ist  zehn  Jahre 
spater  ausgefertigt  (1366)  und  ihm  auch  nicht  das  grüsste  Majestatssiegel, 
das  Karl  JV.  /Ohrte,  beigegeben  überhaupt  auf  «eine  Ausstattung  weniger 
Sorgfalt  verwendet,  so  wird  es  doch  immer  dadurch  wichtig  und  vor  allen 
andern  noch  vorhandenen  Exemplaren  3)  interessant  sein ,  dass  es  eines  der 
ältesten  ist,  welches  in  der  Reichskanzlei  ausgefertigt  und  mit  dem  Majestäts- 
siegel beglaubigt  worden ;  ein  Beweis,  der  in  neuerer  Zeit,  wo  viele  Archive 
so  oft  umherwandelten,  für  die  noch  vorhandenen  Exemplare  nicht  überall 
so  uiverlassig  zu  führen  sein  möchte  *). 

Oer  Inhalt  der  goldnen  Bulle  ist  folgender:  Nachdem  in  einem  vier- 
zehnstrophigen  Verse,  der  dem  Ganzen  gleichsam  als  Motto  vorgesetzt  ist, 
der  allmächtige  ewige  Gott  angerufen  ist,  zeigt  das  Vorwort,  wie  jedes 
Reich,  das  in  sich  zerfallen  sei,  wüst  werde,  und  wohin  Uneinigkeit  führe. 
Jetzt,  da  selbst  das  Christlichste  Reich  durch  Zwietracht  heimgesucht  werde, 
da  sogar  die  sieben  Kurfürsten  des  Heiligen  Römischen  Reiches,  durch  die 
als  sieben  hellglänzende  Lichter  das  Reich  in  Einigkeit  des  siebenförmigen 
Geistes  erleuchtet  werden  sollte,  mit  einander  stritten,  habe  sich  Kaiser  Karl 
bewogen  gefühlt,  die  untenstehenden  Gesetze  zu  erlassen. 

Cap  I.  Qualis  esse  debeat  eonduelus  Electorum  et  a  quibus  T  —  Wie 
das  Geleit  der  Kurfürsten  sein  tolle  und  von  wem? 

Jeder  Kurfürst  soll  verpflichtet  sein,  seine  Mitkurfürsten  oder  deren 
Botschafter,  im  Falle  sie  zur  Wehl  reiten  oder  von  dort  zurückkehren,  ge- 
treulich nnd  ohne  Gefehrde  xu  geleiten,  widrigenfalls  er  im  bestimmten 
Falle  von  der  Wahl  ausgeschlossen  würde;  nicht  weniger  die  Einwohner 
«er  verscoieoenen  1  ernionen  oei  senweren  siraien.  uaran  senuessen  sien 
Bestimmungen  über  die  Preise  der  Lebensmittel,  die  den  Kurfürsten  zu  Kauf 


l)  Senkenberg'«  Sendschreiben  bei  der  Neuen  Sammlung  der  deutschen  Rek-hs- 
»bschiede  «  V. 

J)  VgL  die  Hiatorla.  FrisüigenaU  I,  Kupfer  7  von  Pater  MeieheJbeek ,  auch  die 
Frankfurter  sog.  Stadt-Privilegien,  wo  ein  grösseres  angegeben  ist 

3)  Nach  v.  Leonhard!  a.  a.  O  S.  15.  Aum.  30  sollen  sich  nur  (!)  noch  (bigende 
Exemplare  vorfinden:  das  ehemalig  Kölnische  in  Dannstadt  und  die  ehemalig  kur- 
fürstlichen in  Berlin  München  und  Dresden  Jedenfalls  ist  wohl  keines  mehr  eines 
der  alten  ursprünglichen  Kurfürstlichen  Ortginalien. 

4)  Ueber  das  Aeuaserc  «lieber  wichtigen  Handschrift  vgl,  von  Leonhard!  a.  a.  0.  v 
8.  18  f. 
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angeboten  würden;  über  die  Strafe  der  Wegelagerer;  Ober  die  Sistirung 
der  Fehden,  in  denen  die  Kurfürsten  mit  einander  oder  mit  Andern  ligen, 
wahrend  der  Vornehme  der  Wahl;  über  die  Bekräftigung  alles  Dieses  durch 
die  Unterthanen ;  über  die  vorherige  Ansage  des  Geleits. 

Der  Erebiscbof  von  Mains  ist  beauftragt,  den  Wahltag  allen  seinen 
Mitkurfürsten ,  geistlichen  wie  weltlichen,  antusogen  und  zwar  innerhalb 
Monatsfrist  vom  Tage  der  Kunde  des  Todes  des  verstorbenen  Kaisers.  Sollte 
er  dies  unterlassen,  so  sollten  die  Fürsten  aus  eigenem  Antriebe  zur  Wahl 
zusammenkommen,  doch  nicht  stärker,  als  mit  200  Pferden,  darunter  nicht 
mehr  als  50  Bewaffnete.  Wer  nicht  erscheint,  geht  seiner  Stimme  für  dieses 
Mal  verlustig. 

Als  Walilort  wird  die  Stadt  Frankfurt  bezeichnet  und  ihren  Bürgern 
bei  schweren  Strafen  geboten,  alle  Kurfürsten  im  Allgemeinen  und  jeden 
derselben  insbesondere  gegen  die  Angriffe  des  Anderen  zu  schützen.  Daher 
ist  es  auch  verboten,  wihrend  dieser  Zeiten  Fremde,  die  Kurfürsten  natür- 
lich ausgenommen,  in  der  Stadt  weilen  zu  lassen. 

Cap.  II.  Oe  eleccione  Regia  Romani.  —  Von  der  römischen  Königs- 
wähl. 

Am  Tage  nach  dem  Einreiten  in  Frankfurt  sollen  aich  die  Kurfürsten 
oder  ihre  Botschafter  in  eller  Fröhe  nach  der  dortigen  Barlholomäuskirche 
begeben,  und  in  ihrer  tiegenwart  die  Messe  vom  Heiligen  Geiste  absingen 
lassen.  Die  Weise  der  Eidesleistung,  worin  die  Kurfürsten  in  der  Wahl 
verbunden  sind,  wird  genau  angegeben,  und  der  Eid  von  Wort  zu  Wort 
aufgeführt.  Die  Wahlherrn  dürfen  die  Stadt  nicht  verlassen,  bis  der  grössere 
Theil  die  Wahl  vollzogen  hat,  und  aollen  sie  nach  dreißig  Tagen,  um  die 
Sache  zu  beschleunigen,  nur  mit  Wasser  und  Brod  bewirthet  werden.  Bei 
der  Wahl  entscheidet  Stimmenmehrheit.  Der  also  Gewählte  hat  sofort  allen 
und  jeden  Kurfürsten  als  den  vornehmsten  Gliedern  des  Heiligen  Römischen 
Reiches  Deutscher  Nation  alle  Gerechtsamen  su  bestätigen  und  die  Bestätigung 
auch  nach  der  Krönung  tu  wiederholen.  Sollte  ein  Kurfürst  drei  Stimmen 
bekommen,  so  kann  er  dadurch,  dass  er  die  seinige  «ich  selbst  gibt,  sich 
die  Majoritit  verschaffen. 

Cap.  III.  De  sessione  Moguntinenais,  Treverenais  et  Coloniensis  Epi- 
scoporum.  —  Von  den  Platzen  der  Erzbischöfe  von  Mains,  Trier 
und  KOln. 

Nachdem  die  drei  geistlichen  Kurfürsten,  „welche  wie  die  vorzüglichsten 
Säulen  den  heiligen  Bau  umsichtiger  Klugheit  mit  ergebener  Frömmigkeit 
stützen,  durch  deren  Beistand  die  Rechte  Kaiserlicher  Macht  gestärkt  wird«, 
gebührend  belobt  slod,  werden  ihre  Plitze  auf  den  Reichatagen  künftighin 
ao  angewiesen,  dass  der  von  Trier  gerade  dem  Kaiser  gegenüber,  der  von 
Mainz  und  Köln  aber  zu  beiden  Seiten  sitzen  soll. 

Cap.  IV.  De  Principibua  Electoribus  in  communi.  -  Von  den  Kur- 
fürsten im  Allgemeinen. 

Nunmehr  wird  die  Rangordnung  der  weltlichen  Kurfürsten  angegeben: 
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zur  Rechten  des  Kaisera  sitzen  neben  den  Erzbischöfen  der  König  von 
Böhmen  und  der  Pfalzgraf  bei  Rhein,  zor  Linken  der  Herzog  von  Sachsen 
nnd  der  Markgraf  von  Brandenburg.  Kur-. Mainz  hat  die  Verpflichtung,  die 
übrigen  Wähler  schriftlich  zusammenzuberufen  und  bei  der  Wahl  selbst  die 
Stimmen  au  sammeln,  wobei  genau  bestimmt  ist,  in  welcher  Ordnung  die 
Kurfürsten  ihre  Stimme  abzugeben  haben.  Die  Erzämter  sind  unter  die  vier 
weltlichen  Kurfürsten  folgendermaassen  vertheilt:  der  .Markgraf  von  Branden- 
burg ist  Erzkammerer;  der  König  von  Böhmen  Erzschenk;  der  Pfalzgraf 
bei  Rhein  Erztruchsess ;  der  Hersog  von  Sachsen  Erzmarschall. 

Cap.  V.  De  jure  Comitis  Palatini  eciam  Saxonie  ducis.  —  Von  dem 
Rechte  des  Pfalzgrnfen  und  auch  des  Herzogs  von  Sachsen. 

Der  Pfalzgraf  bei  Rhein  und  der  Herzog  von  Sachen  werden  als  berech- 
tigt zur  Führung  des  Reicbsvikariats  bei  Erledigung  des  Throns  bestätigt 
und  »war  mit  getheilten  Vikariatsbezirken,  so  dass  Pfalz  in  den  Rheinlanden, 
Schwaben  und  Franken :  Sachsen  in  den  Landern  des  Sachsischen  Rechts 
die  interimistische  Reichsregierung  zu  führen  habe.  Alsdann  wird  ausdrück- 
lich das  Recht  des  Pfalzgrafen  anerkannt,  über  den  Kaiser  zu  Recht  zu 
sitzen. 

Cap.  VI.  De  comparacione  Principum  Electorum  ad  alios  Principe« 
commune».  —  Von  dem  Verhältnis*  der  Kurfürsten  zu  anderen  Fürsten. 

Es  wird  bemerkt,  dass  kein  in-  oder  ausländischer  Fürst  jemals  an 
des  Kaisers  Hoflager  den  Kurfürsten  vorgehen  könne. 

Cap.  VII.    De  Successione  Principum.  —  Von  der  Erbfolge  der  Fürsten. 

Nachdem  der  Kaiser  versichert  hat ,  dass  „sein  Herz  täglich  mit  Sorgen 
um  die  Wohlfahrt  des  Heiligen  Reiches  belastet  werde,-  bestimmt  er,  dass 
fortan  die  Kurwürde  auf  dem  Lande  haften  solle,  und  führt  die  Primogenitur- 
Ordnung  bei  der  Regierungsnachfolge  in  den  weitlichen  Kurstaaten  ein. 
Die  Volljährigkeit  der  Prinzen  eines  kurfürstlichen  Hauses  wird  auf  achtzehn 
Jahre  festgesetzt  und  die  Rcgierungsvormundscbaft  als  ein  Recht  des  nächsten 
successionsberechtigten  Agnaten  erklärt.  Prinzen  geistlichen  Standes  können 
nicht  in  weitlichen  Kurlanden  nachfolgen.  Ausgestorbene  Kurfürstenlhümer 
können  wieder  vom  Kaiser  vergeben  werden,  mit  Ausnahme  des  Königreichs 
Böhmen,  welches  seine  eigene  Gerechtsamen  und  Gewohnheiten  bat. 

Cap.  VIII.  De  Regis  ßoemiae  et  Regnicolarum  ejus  immuoitate.  — 
Von  den  Freiheiten  des  Königs  von  Böhmen  und  setner  Reicbsunler- 
thanen. 

Dem  Könige  von  Böhmen  wird  ein  Privilegium  de  non  evocando  und 
de  non  appellando  ertheilt,  so  dass  seine  Unterthanen  weder  vor  ein  fremdes 
Gericht  gezogen  werden,  noch  auch  an  einen  Andern  appelliren  können. 

Cap.  IX.  De  auri,  argenti  et  aliarum  specierutn  mineris.  —  Von  Gold-, 
Silber-  und  anderen  Gruben. 

Den  Kurfürsten  werden  die  von  ihnen  erworbenen  Regalien,  inabe- 
sondere das  Bergwerksregal,  hergebrachte  Zölle  und  das  Judenschntzrecht 

bestätigt 
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Cap.  X.    De  monetis.  —  Von  dem  Münzwesen. 

Der  König  von  Böhmen,  sowie  alle  andern  Kurfürsten,  hat  das  Münzregal 
und  das  Recht,  sich  ohne  Kaiserliche  Einwilligung  anzukaufen. 

Cap.  XI.  De  immunitate  Principum  Electornm.  Von  den  Freiheiten 
der  Kurfürsten. 

Die  geistlichen  und  übrigen  weltlichen  Kurfürsten  erhalten ,  wie  der 
König  von  Böhmen,  ebenfalls  ein  Privilegium  de  non  evocando  und  de  non 
appcllando.  Nur  für  den  FhII  einer  Versagung  oder  Verweigerung  der 
Justiz  war  die  Beachwerdeführung  bei  dem  kaiserlichen  Hofgerichte  sa- 
gelassen. 

Cap.  XII.   De  congregacione  Principum.  —  Von  der  Versammlung  der 
Kurfürsten. 

Zum  Behufe  einer  gemeinschaftlichen  Führung  der  Reichsgeschäftc  soll 
in  jedem  Jahre  vier  Wochen  nach  Ostern  eine  Versammlung  der  Kurfürsten 
stattfinden.  Sie  haben,  wenn  sie  dorthin  reisen  oder  zurückkehren,  freies 
Kaiserliches  Geleit.  Ausserdem  wird  ausdrücklich  bestimmt,  dass  während 
der  Zeit  der  Verhandlungen  keine  grossen  allgemeinen  Gastereien  stattfinden 
dürfen,  sondern  nur  einzelne  massig  vergönnt  wären. 

Cap.  XIII.  De  revocacione  privilegioram.  —  Von  dem  Widerrufe  der 
Privilegien. 

Die  Privilegien  der  Kurfürsten  heben ,  sollten  sie  mit  irgend  welchen 
Gerechtsamen  und  Handfesten  kollidiren,  diese  auf,  und  werden  letztere  in 
diesem  Falle  für  null  und  nichtig  erklärt. 

Cap  XIV.  De  his,  quibus  ut  indignis  aufernntur  bona  feudaüa.  — 
Von  denen ,  welchen  als  Unwürdigen  ihr  Lehngut  genommen  wer- 
den soll. 

Es  wird  den  Vatallen  verboten,  ihre  Lehngüter  scheinbar  und  in  be- 
züglicher Absicht  in  refuttren,  um  aie  sodann  unter  dem  Vorwande  einer 
Feindschaft  ond  Fehde  mit  dem  Lehnsherrn  wieder  einzunehmen.  Nlhere 
Bestimmungen  werden  noch  darüber  hinzugefügt,  wie  ein  Lehn  tu  Recht 
aufgekündigt  werden  solle  ond  wie  eine  unrechtmässige  Aufkündigung  su 
bestrafen  sei. 

Cap.  XV.    De  Consptratoribus.  -  Von  den  Aufwieglern. 

Es  werden  alle  Einigungen  und  unerlaubten  Verbindungen  unter  Personen 
und  Städten,  unter  welchem  Vorwand  sie  auch  geschlossen  sein  mögen, 
verboten  und  mit  strengen  Strafen  bedroht,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
Forsten  und  Städte  znr  Anfrechthartung  des  gemeinen  Landfriedens  ein- 

Cep.  XVI.    De  Pfalburgertis.  —  Von  den  Pfahlbürgern. 

Ei  wird  den  Stidttn  bei  einer  Strafe  von  hundert  Mark  löthigen  Goldes 
verboten,  Pfahlbürger  aufzunehmen,  sowie  Unterthanen  der  Fürsten  und 
Freiherru  untersagt,  sich  in  die  Städte  aufnehmen  tu  lassen,  es  sei  denn, 
sie  nehmen  dort  ihr  ordentliches  Dourfefl. 

Cap.  XVII.    De  difBdacionibus.  -  Von  den  Fehden. 
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Dm  da«  Fautfracht  so  bei chrlnken ,  wird  verordnet ,  data  jede  Fehde 
drei  Tage  ror  dem  Beginnen  der  Feindseligkeiten  und  swar  dem  Gegner 
persönlich  oder  öffentlich  in  seinem  gewöhnlichen  Wohnorte  angesagt  werden 
müsse,  widrigenfalls  sie  für  ungerecht  und  ihr  Unternehmer  Ar  ehrlos  gelten 
sollte.  Desgleichen  wird  jeder  Missbranch  und  jedes  Uebermaass  in  Zöllen 
und  GeleiUgeldem  untersagt. 

Cap.  XVIII.    Liter«  intimacionis.  —  AnkQndigungsbrief. 
Es  wird  hier  das  Formular  des  Ausschreiben«  gegeben,  das  der  Erz- 
bischof  von  Mainz  an  die  Übrigen  Mitkurföirsten  behufs  der  Zusammenkunft 
in  Frankfurt  a.  M.  zur  Vornahme  der  Wahl  erlassen  soll. 

Cap.  XIX.    Forma  Procuratorii  mittend!  per  eum  Principem  Electorem, 
qui  Pfnncios  suos  ad  eleccionem  faciendam  duxerit  destinandos.  — 
Formular  der  Vollmacht,  welche  die  Kurfürsten  ihren  Botschaftern, 
um  die  Wahl  zu  vollziehen,  ert heilen. 
Wie  vorher  dem  Kurfürsten  von  Mainz,  so  ist  auch  hier  den  Kurfürsten 
das  Formular  genau  vorgeschrieben,  dessen  sie  sich  zur  Beglaubigung  ihrer 
Botschafter  in  der  Wahlversammlung  bedienen  müssen. 

Cap.  XX.  De  unione  prinripatuum  Eleclorum  et  jurium  eis  connexorum.  — 
Von  der  Vereinigung  der  KnrfÜrstenthümer  und  denen  ihnen  zustehen- 
den Rechten. 

Kurländer  sind  untheilbar;  es  sind  ihre  Besitzer  Kurfürsten,  und  sollen 
dieselben  zur  Wahl  und  allen  andern  Handlungen  immer  hinzugezogen  werden. 
>  Cap.  XXI.    De  ordine  processionis  inter  Archiepiscopos.  —  Von  der 

Ordnung  der  Erzhischöfe  bei  öffentlichen  Aulzügen. 
Da  auch  bei  Öffentlichen  Aufzügen  ein  Ranggesetz  für  die  geistlichen 
Kurfürsten  nöthig  ist,  so  wird  Folgendes  bestimmt:  Der  Kurfürst  von  Trier 
geht  unmittelbar  vor  dem  Kaiser,  wenn  Letzterem  keine  Reichsinsignien  vor- 
getragen werden;  sonst  gehen  die  Trager  derselben  in  der  Mitte  zwischen 
ihnen.    Die  beiden  andern  Kurfürsten  gehen  nach  dem  Unterschiede  der 
Froviozen,  in  denen  sie  das  Erzkanzleriat  verwalten,  zur  Seite  des  Kaisers. 
Cap.  XXII.    De  ordine  processionis  Principom  Electorum  et  per  quos 
insignüt  deportentur.  —  Von  der  Ordnung  der  weltlichen  Kurfürsten 
bei  öffentlichen  Aufzügen  und  durch  wen  die  Insignien  getragen 
werden. 

Der  Herzog  ron  Sachsen  tragt  das  Schwert  und  geht  unmittelbar  vor 
dem  Kaiser,  auf  dessen  rechter  Seite  sich  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  mit  dem 
Reichsapfel  und  auf  dessen  linker  Seite  «ich  der  Markgraf  von  Brandenburg 
mit  dem  Scepter  befindet.  Unmittelbar  hinter  der  Kaiserlichen  Majestät  geht 
der  König  von  Böhmen. 

Cap.  XXni.  De  benediccionibos  Archiepiscoporum  in  pre«encia  Im- 
perator». —  Von  dem  Segenspreeben  der  Erzbischöfe  in  Gegenwart 

Sobald  vor  dem  Kaiser  zugleich  in  Anwesenheil  der  drei  geistlichen 
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Kurfürsten  Messe  gelesen  wird ,  so  sollen  sie  abwechselnd  das  Hochamt 
hallen  nach  der  Reihenfolge,  wie  sie  die  Weihe  empfangen  haben. 

Cap.  XXIV.    De  crimine  laesac  majestatis  Principum  Electorum.  — 

Von  dem  M«jestatsverbrer.hen  wider  die  Kurfürsten. 
Es  werden  hier  flie  Grundsätze  des  neueren  römischen  Rechts  aufge- 
nommen, fo  dass,  was  daselbst  hinsichtlich  der  Bestrafung  der  Verbrechen 
gegen  die  Mitglieder  des  Consistorium  Principia  verordnet  ist ,  auf  die  Kur- 
fürsten übertragen  wird.  Die  Söhne  der  mit  dem  Tode  bestraften  Ver- 
brecher sind  erb-  und  ehrlos  und  darf  Niemand  für  sie  Fürbitte  einlegen; 
ihre  Töchter  müssen  sich  mit  dem  Pflichtteil  begnügen.  Die  Morgengabe 
ihrer  Ehefrauen  fällt  dem  Fiskus  anheim.  Die  Verfinsterungen ,  die  sie 
machen,  sind  ungültig.  Ebenso,  wie  die  Theilnehmcr  an  der  Verschwörung, 
werden  auch  ihre  Anhänger,  Diener  und  deren  Söhne  bestraft;  wer  von 
ihnen  aber  das  Ganse  anzeigt,  der  soll  mit  Belohnungen  und  Ehren  über- 
häuft werden.  Die  Untersuchung  des  Verbrechens  kaon  auch  nach  dem 
Tode  des  Schuldigen  geschehen  und  soll  sein  Name  verunebrt  und  seine 
Güter  eingesogen  werden.  Die  Diener  der  Angeschuldigten  können  peinlich 
befragt  werden  und  sind  ihre  Güter  mit  Beschlag  su  belegen. 

Cap.  XXV.    De  integritate  Principatuum  Electorum  servanda.  -  Von 
der  Uozertrennlicbkeit  der  Kurlande. 

Wie  dies  überhaupt  für  die  Fürsten! hüroer  nützlich  ist,  so  darf  insbe- 
sondere kein  Kurfürstenthum  gctheilt  und  zerstückelt  werden.    Der  erst- 
geborene Sohn  succedirt  und,  sollte  dieser  an  einem  leiblichen  oder  geistigen  > 
Gebrechen  leiden,  der  Nächstfolgende.   Die  Nachgebomen  sind  ihrem  Stande 
und  der  christlichen  Liebe  gemäss  abzufinden. 

Cap.  XXVI.    Cerimoniae  in  itu  ad  Curiaro  Imperialem.  -  Cerimonien 
bei  dem  Gange  zum  kaiserlichen  Hofe. 

Die  Kurfürsten  sollen  an  dem  Tage,  da  ein  Reichshof  abgehallen  wird, 
den  Kaiser  su  Pferde  von  seinem  Quartire  abholen  und  ihn  in  derselben 
Ordnung,  wie  oben  beschrieben,  geleiten,  wobei  Fürsten  niedero  Ranges 
die  Deutsche  und  Mailfindische  Krone  vor  dem  Erzbischof  von  Trier  her- 
tragen sollen.  Hinter  dem  König  von  Böhmen  folgt,  umgeben  von  ihrem 
Hufstaat,  die  Kaiserin. 

Cap.  XXVII.  De  offieiis  Principum  Electorum  in  solemoibus  Cnrits 
Imperatorum  vel  Regum  Romanorum.  —  Von  den  Ersfimtern  der  Kurfürsten 
bei  den  feierlichen  Hofhaltungen  der  Kaiser  oder  Römischen  Könige. 

Kur- Sachsen  als  Erzmarachall  misst  Hafer  aus.  Einer  der  Erzbischöfe 
spricht  den  Segen  und  überreicht  mit  seinen  Kollegen  die  Kaiserlichen  Siegel 
und  Stempel.  Kur-Brandenburg  reicht  als  Erzkfimmerer  Wasser  und  Hand- 
tuch, Kur-Pfalz  trügt  als  Erztruchsess  dass  Essen  auf  und  Kur-Böhmen  bringt 
als  Erz-Scbenk  den  Becher.  Es  folgen  Bestimmungen  Über  die  Verwaltung 
der  Uoter-Aemter  und  ihre  Stellvertreter. 

C  a  p.  XXVIII.   De  acenbitu  in  Curia  Imperiali.  -  Von  der  Tafel  am 
Kaiserlichen  Hof. 
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Die  Tafel,  an  der  der  Kaiser  sitzt,  soll  die  übrigen  um  sechs  Fuss 
überragen ;  drei  Fuss  darunter  steht  die  Tafel  der  Kaiserin  und  wieder 
ebenso  viel  niedriger  diejenigen  der  Kurfürsten,  die  ihre  Plätze  in  der  be- 
schriebenen Ordnung  einnehmen.  Es  ist  ihnen  übrigens  erst  erlaubt,  sich  nie- 
derzusetzen, wenn  sie  sämmtlich  ihre  Aemter  verrichtet  haben.  Die  drei  Hof- 
Städte  werden  angegeben:  In  Frankfurt  soll  die  Wahl  des  Römischen  Königs 
vorgenommen  werden:  in  Aachen  findet  die  Krönung  statt;  in  Nürnberg 
wird  der  erste  KeichstHg  abgehalten.  Schliesslich  folgen  Bestimmungen  über 
die  stellvertretenden  Abgesandten  der  Kurfürsten  und  der  Kaiserlichen  Ober- 
hofmeister. 

C  a  p.  XXIX.  De  juribus  Officialium,  dum  Principes  feuda  sua  ab 
Imperatore  vel  Rege  Romanoruin  reripiunt.  —  Von  den  Rechten  der 
Beamten,  wenn  die  Fürsten  vom  Kaiser  oder  Römischen  König  ihr 
Lehn  empfangen. 

Die  Kurfürsten  sind  von  sammtlichen  Lehngeldern  frei.  Die  übrigen 
Fürsten  müssen  für  die  Belehnung  dreiundsechzig  Mark  Silber  und  einen 
Vierling  zahlen,  die  der  Hofmeister  zu  vertheilen  hat.  Das  Ritter -Pferd 
kommt  dem  Reichs-Marschall  zu. 

Cap.  XXX.  De  institutiooe  Electorslinm  heredum  in  Unguis.  —  Von 
dem  Unterrichte  der  Kurprinzen  in  Sprachen. 

Eine  gute  Ersiehung  der  einstigen  Erben  der  Koriander  ist  nicht  allein 
nützlich,  sondern  auch  nothwendig.  Daher  sollen  sie  von  ihrem  siebenten 
bis  vierzehnten  Jahre  drei  Sprachen  :  Lateinisch,  Italienisch,  Slavisch  lernen,  — 
und  zwar  entweder  zu  Hanse,  oder  in  der  Fremde.  

Als  die  Bochdrnckerknnst  erfunden  war,  konnte  man  auch  das  wich- 
tigste Grandgesetz  des  Heiligen  Römischen  Reichs  Deutscher  Nation  nicht 
vergessen.  Die  ersten  beiden  Ausgaben  erschienen  bei  Creusner  in 
Nürnberg  1474,  die  eine  lateinisch  (23  Bll.  mit  32  Zeilen),  die  andere 
deutsch  (33  Bll.)  Ebenso  wurde  sie  1477  lateinisch  in  Nürnberg  bei  Co- 
burger (23  Bll.  mit  33  Zeilen)  und  deutsch  in  Venedig  bei  Jenson 
(27  Bll.)  herausgegeben.  Nicht  weniger  sind  ala  Inkunabeln  die  darauf 
folgenden  Drucke  in  deutscher  Sprache  schätzbar:  Ulm  bei  Holle,  1484 
(37  Bll.)  und  Strassburg  beiPrüss,  1485').  Eine  italienische  Liebersetzung 
erschien  zu  Venedig  1559.  4.  unter  dem  Titel:  Je  Institution!  dell*  imperio, 
cootenute  nella  bolla  d'oro  nella  volgar  liogua  tradotte"  2),  eine  spanische  so 
Madrid  1741.  12.  unter  dem  Titel:  „coleccioo  de  la  Bula  de  oro"»),  sowie  eine 
böhmische,  Prag  1619.  4  <).  Auch  Auszüge  aus  der  goldnen  Bull«  waren  beliebl 
und  sind  auf  uns  oft,  namentlich  in  deutscher  Sprache,  tbeile  in  Handschriften, 
theils  in  slten  Drucken 5)  gekommen.  Weitere  Ausgaben  sind  enthalten  in 
dem  Werk:  H.  G.  T hulemarius,  de  bulla  anrea  argentea,  plnmbea  et 


1)  Ebert  Nr.  3186  f. 

1)  Ebert  Nr.  3138.  -  3>  Nach  dem  Kutaloj?  der  k*l.  Bibliothek  zu  Berlin. 
4)  Pelzet  a.  a.  O.  II.  8.  549. 

3)  Wie  solche  auch  s.  B.  in  der  kgl.  Bibliothek  zu  Berlin  vorhanden  sind. 
UH$tkr.  fSr  SUals«.  tB47.    Ii  H.A.  H 
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ceret  etc.  S.  79  ff.  («in  etwas  ungenauer  Abdruck  der  Frankfurter  Hand- 
schrift); in  der  Sammlung  der  Statuten  und  Reskripten  der  deutschen  Kaiser 
und  Kurfürsten  Yen  Goldast  (Frkf.  1713)  S.  105  ff.;  in  den  Privilegia  et 
Pakte  der  Heil.  Kömischen  Reichs-Stadl  Frankfurt  a.  M.  1728;  in  dem  Corpus 
juris  publici  von  Schmaus«;  zugleich  mit  der  gleich  alten  deutschen  Ueber- 
sctzung  in  der  Senckenberg'schen  neuen  Sammlung  der  Reichsabschiede 
(Frankf.  1747)  S.  45  ff.  Eine  specielle  Ausgabe  der  goldnen  Bulle,  mit 
altdeutscher  und  moderner  Uebersetaung  erschien  anonym  Frkf.  bei  Fleischer 
1741;  eine  Uebersetaeng  von  C.  H.  Frkf.  o.  Lp>.  1741  (s.  die  Einl.  §f  6  f. 
Angeff.)  Die  besten  Kommentare  iu  unserm  Gesetzboche  augleich  mit  einem 
Abdrucke  des  Textes  lieferten  J.  P.  vouLudewig,  Erläuterung  der  goldnen 
Bulle.  2  Thle.  Frkf.  1716.  2.  Ausg.  von  Estor  1732,  Und  J.  D.  v.  Olen- 
achlager, Neue  Erläuterung  der  goldnen  Bulle.   Frkf.  und  Lpt.  1766. 

Nachdem  wir  so  die  Entstehung  der  goldnen  Bulle,  die  Feierlichkeiten 
bei  der  Publikation  betrachtet«  übet  den  Verfasser,  und  den  Namen,  den 
Inhalt,  die  verschiedenen  Exemplare,  Ausgaben  und  was  damit  zusammen- 
hängt, berichtet,  möchten  wir  Hoch  tum  Schlüsse  kurz  darauf  hinweisen, 
welcher  Art  ihr  Binfluss  auf  die  spitem  Jahrhunderte  war,  wesshalb  es  Ihr 
aiekt  gelang,  das  deutsche  Reich  in  Seinem  ahen  Glänze  und  in  seiner  alten 
Herrlichkeit  wiederherzustellen,  es  wieder  einig  au  machen,  soodern  warum 
ata  im  tiegenthcil  mittelbar  sn  dem  450  Jahre  splter  erfolgten  Udlergang 
desselben  beitrug»). 

Da»  seh  dem  Falle  der  Hohenstaufen  Her  gesunkene,  durch  Rudolph 
und  Albrecht  von  Habsburg  einigem* ssen  wieder  gehobene,  unter  deb 
ZerrÜttirogen  der  vorigen  Regierung  aber  Von  Neuem  wieder  erschütterte 
Ansehe»  de*  Reieneoberheopts  bitte  durch  allgemein  anerkannte  Gesetze 
neu  und  fest  begründet,  das  Verillltniss  der  immer  mehr  zur  Unabhängig- 
keit emporwachsenden  Fürsten  au  dem  Könige  hatte  beschrankt  und  bestimmt, 
das  Gante  von  energischer  kräftiger  Herrscberhand  Zusammengehalten  wer- 
den müssen,  wenn  die  atomisliscb  auseinanderfaltenden  Theilo  des  Reiches 
wieder  zu  einem  organischen  Ganzen  vereinigt  werden  sollten.  Aber  durch 
die  einseitige  Begünstigung  von  sieben  Fürsten  gegen  die  übrigen  Reichs-' 
stinde  konnte  die  Herstellung  der  inneren  Kraft  und  Ordnung  nicht  bewirkt 
werden.  Von  den  Uebrigen,  der  grossen  Mehrzahl  der  unbevorrechteten 
Fürsten  und  aller  Stände,  die  auf  solche  Weise  von  der  Theilnahme  am 
Beicbsregimente  völlig  zurückgedrängt  waren,  hatte  das  Statut  als  Reicfts- 
grundgesetz  um  so  eher  Angriffe  zu  erwarten,  als  es  ihnen  nie  zur  Bestä- 
tigung vorgelegt  war;  kann  man  sich  daher  wundern,  dass  die  Fürsten,  die 
auf  solche  Weise  ihre  lange  fortgesetzten  Bestrebungen  vereitelt,  tum  Theil 
auch  ihre  schon  lange  besessenen  Vortbeite  und  —  ihrer  und  ihrer  Publi- 
zisten Meinung  nach  —  wohlbegründeten  Rechte  vernichtet  sahen,  gegen 
ein  Gesetz  protestirten,  was  nur  von  denen  verfasst  war,  au  deren  Vortbeil 

- 

1)  Schröder,  dtn*.  de  aureac  bollae  mtttarione.  Halle  1700. 
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et  gereichte,  dagegen  Einwendungen  machten  and  ihm  die  Folgsamkeit  ver- 
tagten? Schoo  an  dem  Tage,  an  welchem  der  Nachtrag  tn  Mete  publitirt 
wurde,  behauptete,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Fürst  von  Wiederlothringen 
gegen  den  Kurfürsten  von  Sachsen  unter  den  Augen  des  Kaisers  ein  Recht, 
was  diesem  durch  die  goldne  Bolle  zugesprochen  war.  To  der  Folge  standen 
die  angesehensten  Keichsfürsten  dagegen  auf,  auch  der  heilige  Vater  in  Rom 
mochte  lieher  seinen  Einfluss  auf  die  deutsche  Kaiserwahl  behalten,  und  tu 
einer  vollständigen  Vollziehung  des  Gesetzes  in  Beziehung  auf  die 
Theimahroe,  weiche  es  den  Kurfürsten  an  der  Reichsregierung  zu- 
sprach, kam  es  nie. 

Auch  viele  andere  wohlthittge  Bestimmungen  giugen  erst  Jahrhunderte 
später  durch  den  Fortschritt  der  Zeit  in  Erfüllung,  da  keine  Behörde  eiistirte, 
die  die  Macht  hatte,  das  Verordnete  zur  Ausführung  zu  bringen;  so  die 


Aufnahme  der  auf  ihren  Gütern  nnd  Burgen  wohnenden  Ritterschaft  in  das 
Bärgerrecht  der  Städte  (die  s.  g.  Pfahlbürger);  so  das  Verbot  jeder  Be- 
rehdung  und  Beraubung  ohne  vorherige  Ankündigung  der  Fehde,  sowie  das 
Verbot,  der  einstweiligen  Aufkündigung  des  Lehna,  um  den  Lehnsherrn 
straflos  bekriegen  zo  können;  so  die  Verordnung  öber  den  Landfrieden, 
sowie  die  Bestimmungen  über  den  Missbrauch  des  Münsrechts  und  über  die 
eigenmächtige  Errichtung  neuer  Zollstätten.  Nur  allem  zur  Beo- 
bachtung der  vielen  und  sorgfältigen  Bestimmungen  über  das  Ceremoniell, 
die  Kleidung,  die  Feierlichkeiten,  die  Rangverhiltnisse  schien  man  sich  in 
Deutschland  sofort  zu  bequemen  —  vielleicht  der  beste  Beweis  für  den 
beginnenden  Verfall  des  Reichs.  Trotzdem  war  der  Einfluss  der  goldnen 
Bulle,  konnte  er  auch  nur  negativer  Art  sein,  bedeutend,  und  dauerte,  wenn 
anch  nnbewusst,  bis  in  das  vorige  Jahrhundert;  dürfte  man  in  der  Ge- 
schichte Hypothesen  aufstellen  und  von  „Wenn"  oder  „Aber"  sprechen, 
gerade  hier  wäre  es  passend,  das  zu  erzählen,  was  sich  wahrscheinlich  er- 
eignet haben  würde,  wäre  das  Gesetz  nicht  publizirt  worden. 

Die  goldne  Bulle  zuerst  ordnete  die  Wahlangelegenheiten  und  verhütete, 
dass  die  Wahlversammlungen  in  „polnische"  Wahltage  ausarteten;  sie  stellte 
desswegen  die  Zahl  der  Kurfürsten  und  ihre  Succession  fest;  beugte  auch 
dadurch,  dass  das  Recht  nur  auf  dem  Besitz  des  von  jetzt  an  untheilbareo 
Kurlandes  haften  sollte,  dem  Einfluss  der  auswärtigen  Machte,  sowie  der 


Heusers  bis  zur  Wahl  des  neuen  führen  sollte.    Selbst  das,  was  zunächst 


n.  s.  w.  verhinderte,  als  es  später  in  Deutschland  allgemeiner  und  bei  allen 
Fürsten  gebräuchlich  wurde,  die  Zerstücklung  des  Reichs,  die  gewiss  noch 


der  Städte  und  Ritter  und  über  die 
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früh«  tu  einem  Verfalle  der  Relchiverfassung  und  tu  dem  Untergange  des 

Auch  die  Verordnungen  über  die  Beschränkungen  der  Selbsthulfe  waren 
zwar  in  jenen  Zeiten,  wo  das  Recht  des  Stärkeren  noch  so  hoch  gehalten  wurde, 
nicht  im  Stande,  diesem  Ucbel  ganx  abzuhelfen,  aHein  die  engeren  Grenxen, 
die  hier  gezogen  wurden,  bereiteten  die  Möglichkeit  einer  Aenderung 
vor,  und  vielleicht  wire  et  Maximilian  I.  viel  schwerer  geworden,  seinem 
Landfrieden  vom  Jahre  1495  Geltung  xu  verschaffen,  wenn  die  goldne  Bulle 
nicht  bereits  Bahn  gebrochen  hatte.  So  waren  ferner  die  vielen  anderen 
vorhin  erwähnten  Bestimmungen  die  Grundinge,  auf  der  spätre  Herrscher, 
unterstützt  von  der  Macht  des  Zeitgeistes,  fortbauen  konnten. 

Gewiss  ist,  die  goldne  Bulle  hat  dem  drohenden  Untergang  des  Heil. 
Romischen  Reichs  deutscher  Nation  nicht  vorgebeugt,  sie  hat  ihn  nur  auf- 
gehalten, und,  wir  mochten  sagen,  gleichsam  geregelt;  sie  hat  xwar  nicht 
vermocht,  der  Zersplitterung  in  so  viel  Staaten  und  Staatchen  vorzubeugen, 
aber  ihr  haben  wir  es  xu  danken,  dass  Deutachland  noch  existirt  und  nicht, 
wie  ein  anderes  unglückliches  Land ,  ein  Raub  der  freundlichen  Nachbarn 
im  Osten  und  Westen  geworden  ist. 

Darum  wollen  wir  uns  der  goldnen  Bulle  und  ihres  Urhebers  jeder  Zeit 
dankbar  erinnern!  

Berlin. 

Paul  Jacoby. 
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L  Encyclopadische  Werke. 

Deutsches  Staats  -  Wörterbach  von  Prof.  Dr.  Bluntickli  und  K.  Brater. 
11.  Heft.    S.  1—80.    (Belgien  —  Bescbäftigungsanstalten).  Stuttgart 

1857.    (36  kr.  rh.) 
Staats -Lexicon  von  £.  v.  Rotteck  and  Welker.    3.  Auflage.    4—7.  Heft. 

Adel— Anarchie.  S.  241— 496.  Leipzig,  1856.  57.  Brockhaai.  (a8Ngr.) 
Die  Gegenwart.  Eine  encyclopidische  Darstellung  der  neuesten  Zeitgeschichte 

für  alle  Stände.    144  —  152.  Heft.   gr.  8.    12.  Bd.   S.  513-1100. 

Leipzig,  1856.    Brockhaus.  (ä  '/«  Bthlr.) 


II.  Philosophisches  und  allgemeines  Staatsrecht. 

U  h  d  e  ,  Guil.    De  Aristotele  ,  quid  senseril  et  de  servis  et  de  liberis  ho- 

roinibus  ac  de  reipublica?  principiis.    Dissert.    Berol.  1856.  79  pp. 

BluntsckliyÜT,  Allgemeines  Staatsrecht  2.  Aufl.  2.  Bd.  Manchen, 
1857.   Literar.-artiit-Anftalt  von  Cotta.    (7  11.  12  kr.) 


öl.  Positives  Staats-Verfasstings-  und  VerwaltungsrechL 

Denljchlaod  im  AUg. meinen. 

Franck,  J£.,  Heber  die  Bildung  der  Beschlüsse  des  engeren  Baths  und 
des  Plenums  der  deutschen  Bundesversammlung  durch  Stimmenmehrheit 
und  Stimmeneinheit.  Bin  bundearecbtlicher  Versuch.  Mainz,  1857. 
VYirth  *  Co.         V,  127  p.    (1  Bthlr.) 

iWejar,  Prof.  Dr.  Otto,  Instituttonen  des  gemeinen  deutschen  Kirchen- 
recht«.  2.  urag.  Aufl.  XX,  623  S.  Gftttfngen,  Vandenhoeck  and  Ru- 
precht   (2'/3  Bthlr.) 

Walt  her,  JW.,  Lehrbuch  des  Kirchenrechls  aller  christlichen  Confes- 
liouen.    12.  verbeaa.  und  verm.  das  Österreich.  Coocordat  genau  berück- 
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sichtigende  Ausgabe.  Bonn,  1856.  Marens.  8».  XXVIH,  726  pp. 
(3  Rthlr.) 

Hintchius ,  Dr.  P.,  Das  landesherrliche  Patronatrecht  gegenüber  der 
katholischen  Kirche.    Berlin,  1856.    Nicolai.    88  8.    (15  Ngr.) 

Longard,  Die  Secnlarisation  des  Kirchenguts  in  Deutschland  durch  den 
Reichs-Deputations-Hauptschluss  vom  25.  Februar  1803,  und  der  $.  37 
dieses  Rezesses  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Stadt  Coblenz.  Eine 
rechtsgeschicML  Abhandlung.  Cobleox,  1856.  8«.  IV,  101  pp.  mit 
1  Karte.   (20  Ngr.) 

Wiener  MO ns vertrag  zwischen  dem  Kaiserthum  Oesterreich  und  den 
deutschen  Zollvereins-Staaten  vom  22.  Januar  1857  mit  den  Separat« 
Artikeln  und  dem  Schluss-Protocolle.  Stuttgart,  Metzler.  1857.  63  S. 
(24  kr.  rh.) 

Sammlung  der  seit  dem  Regierungsantritt  Sr.  Maj.  des  Kaisers  Franz  Joseph  I. 
bis  zum  Schlüsse  des  J.  1851  erlassenen  Justiz-Gesetze  etc.  1 — 6.  Bd. 
nebst  chrono!.  Verzeicbniss.  Wien,  1836.  8°.  (1  —  6.  6  Rthlr. 
27  Ngr.) 

Zateisky,  Adalh. ,  .  Handbuch  der  Gesetze  und  Verorduungen  für  die 
Polizei-Verwaltung  im  Oesterreich.  Kaiser-Staate.  Nachtrag :  die  vom 
1.  Juli  IH54  bis  Ende  Decbr.  1855  bekannt  gewordenen  Verordnungen 
enthaltend,    gr.  8.    162  S.    Wien,  Manz.    (28  Ngr.  cplt.  14  Rthlr. 

Polizeigesetz  Zur  Eiscnbahoen.    Prag,  K.  Bellmann.    1850.    24.  6.  8o. 
Macher,  Dr.  Math.,  Compendium  der  Apothekergesetze  und  Verordnungen 

im  Kaisertbom  Oesterreich.  2.  Aufl.  VUI,  140  S.   Wien,  Gerold,  1857. 

(*/3  Rthlr.) 

Offen,   Admm,    Das  kaiserl.  Avitieftlts  -  Patent  vom  29.  Nov.  1852  und 

die  hierüber  vorkommenden  Ansichten.     Vem  Standpunkte  des  pos. 

Gesetzes  besprochen.    Pestb,  1856.    63  S.  8°. 
Carabtlli,  Alex. ,    II  diritto  ipotecario  vigente  nel  regno  Lombardo- 

Veneto  trattato  all'  universale  giurisprudenza.    Vol.  I.    Milano,  1856. 

8».   648  pp.    (3  Rlhlr.  15  Ngr.) 
Schulte,  Prof.  Dr.  J.  Fr.,    Erläuterung  des  Gesetzes  über  die  Ehen 

der  Katholiken  im  Kaiserthum  Oesterreich  vom  8.  Oct.  1856  und  des 

kaiserl.  Patents  dazu.    Prag,  Cahre,  1656. 
Lex  civilis  matrtmoniahs  Cetholicorum  in  imperio  anstriaco  brevibus  notis 

Ulustrata.    Pestini,  1856. 
Witemann,  Erzbischof.    Vier  Vortrage  über  Concor  da  t«  ,  insbes.  über 

das  Oesterreichische.    Ais  dem  Engl.    2.  Aufl.    Köln,  1856.  Bnchem. 

114  S.   8«.    Zamke,  Liter.  CentrmlU.  Nr.  6.  (1857). 

Prent!««. 
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2te  die  Abfederungen  bis  Bode  185C  ent- 
haltende  Auflage,  fr-  8-  48  S-  Br«^>u»  Aderholz.  (8  Ngr.) 
Die  auf  Grund  der  Verfassungs-Urkunde  erlassenen  uod  nach  der  Berathung 
und  Genehmigung  Seilens  der  Kammern  verkündeten  Gesetze  für  den 
preußischen  Staat.  7.  Jahrg.  VIII,  288  8.  Arnsberg,  1856.  Ritter. 
(121/*  Ngr.) 

Kotmann, F.W.  A.>  Appell.  Gerichtsratb,  Die  Erkenntnisse  dea  Gerichts- 
hofs  sur  Entscheidung  der  Competenz  -  Cooflicte  als  Beitrag  zui  Lehre 
von  den  Grenzen  der  Gerichts-  ond  Verwoltungs-Jostis.  '1.  TW.  gr.  B. 
IV,  272  S.   Andern,  Dietae.    (1  Rthlr.) 

Qrify  Justizrath,  üf.,  üebcr  die  Berecbtigoog  und  Verpflichtung  der 
Inhaber  der  gutsherrlichen  Polizei  sur  Uebernabme  der  Polizei- Anwalt- 
schaft,   gr.  8.   31  S.    Breslau,  Aderholz.    (»/•  Blhlr.) 

Preussischer  Gesetzcodez.    Zusammengestellt  von  Paul  Slespef.   Von  1806 
bis  auf  die  neueste  Zeit.    Supplement  L    Die  Gesetzgebung  von  1855 
enthaltend.  8«.   146  S.  Frankfurt  a/0.  Trewltacb  a.  Sohn.  <»/» 
cplt.  5Vz  Bthlr.) 

P I  a  i  h  n  e  r ,  Otto,  Die  Groodzügo  der  prenss.  Hypothekar- Verfassung  und 
deren  Umsturz  durch  die  neuere  Rechtswissenschaft,  gr.  16.  III,  154  S. 
Essen,  Bädeker.    (12  Ngr.) 

Ras  eh,  Dr.  {?,  Das  Gesetz  über  das  unerlaubte  Crcdilgeben  an  Minder- 
jährige vom  2.  März  1857  mit  Benutzung  der  Comraiss.-Berichle  und 
der  Motive  der  Regierungsvorlage  eingeleitet  und  erläutert,  gr.  8.  24  S. 

Berlin,  Saeco.    (3  Ngr.) 
Die  Polizei-Verordnungen  für  Berlin.    Nach  amtlichen  Quellen  systematiacb 

geordnet  vom  Polizeirath  A.  BaUhorn.    2.  neoredig.  Aull,    gr.  8.  XV, 

359  S.    Berlin,  Decker.    (Vi  Rthlr.) 
Die  preussischen  Bau-Polizei-Geaelae  und  Verordnungen.    Mit  bes.  Berücke. 

der  für  die  Residenz  Berlin  und  die  Provinz  Brandenburg  bestehenden 

baupoliz.  Bestimmungen.    Von  V.  JiseU*.    Ginzlieh  •»gearbeitet  von 

Dr.  Hortet««    VIII,  19?  S.    Berlin,  1857.    Heymann.   (24  Ngr.) 
Grifi  Ä-,    Handbuch  des  prenss.  Bergrechts.    2.  vorm.  Aufl.  Breslau, 

1856.   8°.   VIII,  279  pp.   (1  Rthlr.  18  Ngr.) 
Das  neue  Bergrecht  und  die  Actien  -  Gesetzgebung  in  Preussen.    5.  verm. 

Aufl.   gr.  16.    III,  154  S.    Essen,  Bädeker.    (12  Ngr.) 
Bevidirte  Bergordnnng  für  das  Herzogtum  Schlesien  und  die  Grafschaft 

Glats  vom  5.  Juni  1769.    Nebst  den  neuesten  preuss.  Gesetzen  und 

Instructionen  über  das  Bergwerks wesen.   8».   XVI,  112  8.  Breslau, 

Schlatter.  1857.    (*/2  Rthlr.) 

Feldpolizei-Ordnung  vom  1.  Nov.  1847  nebst  den  dieselbe  abändernden  und 
ergänzenden  Gesetzen  ond  der  Instruction  des  Justizministers  eic  vom 
I.Juli  1856.   Amtliche  Ausgabe,  gr.  8.  30  S.  Berjio,  Decker.  (3  Ngr.) 

K  I  o  »  m  ,  üf.,    Die  materiellen  und  formellen  Gesetze  für  Feldmesser  ei 
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preuss.  Staats  nebst  Ergänzungen  und  Erläuterungen     Berlin,  1856. 

4°.    VIII,  155  S.    Hit  1  Tafel.    (1  Thlr.  15  Ngr) 
Die  neuen  preusaischen  Jagdgesetze  nebst  den  illeren  in  Kraft  gebliebenen 

Gesetzen  und  Verordnungen.    Herauageg.  von  Dr.  Anton  Villmar.  2. 

verbeaa.  Aufl.    IV,  60  S.    Quedlinburg,  Baue.    1856.    ('/,  Thlr.) 
Rasch,   Dr.  Gull* ,    Die  Gewerbegesctzgehung  de«  preuss.  Staats  mit 

allen  darauf  bezüglichen  Bestimmungen.   V— 6.  Lief.  S.  29—268.  Berlin, 

Bieler  *  Co.    (a  3  Ngr.) 
Hühner,  £.  4.,    Die  preuss.  Gesetzgebung  in  Betreff  derj  gewerblichen 

Anlagen ,  welche  einer  bes.  pol  ix.  Genehmigung  bedürfen ,  u.  s.  w. 

Systematisch  bearbeitet.    IV,  148  S.    Liegnitz,  Gerschel.    (17*/s  Ngr.) 
—  —  —  in  Betreff  des  Gross-  und  Kleinhandels  mit  geistigen  Getranken, 

des  Gast-  und  Schenkwirthschaftbetrichs  u.  s.  w.  VII,  138  S.  2.  verro. 

Aufl.    Ebendas.    (*/«  Rthlr.) 
Hahn,  C,    Die  preussischen  Geaetae  und  Verfügungen  über  offene  Han- 
delsgesellschaften.   56  S.    Berlin,  Herta,    ('/a  Riblr.) 
Gesetz  betr.  die  Einführung  eines  allgemeinen  Landesgewichts.   Vom  17.  Muy 

1856.    Nebst  Tabellen.    8  S.    Berlin,  Decker.    (P/2  Ngr.) 
Gesetz  Uber  das  preuss.  Postwegen  vom  5.  Juni  1852  und  das  in  Gemasheit 

dieses  Gesetzes  erlassene  Reglement  vom  27.  Mai  1356  u.  s.  W.  XI, 

155  S.    Berlin,  Decker.    (9  Ngr.) 
Das  preussische  Postwesen.    Eine  Darstellung  seines  gegenwärtigen  Zustandes, 

seiner  inneren  Einrichtung,  der  Rechte  und  Anforderungen  des  Publi- 
kums an  dasselbe.    8.    176  S.    Iserlohn,  Badeker.    (20  Ngr.) 
Die  Flussach iffTahrt  Preussens,  eine  systematisch  geordnete  Zusammenstellung 

aller  auf  dieselbe  Bezug  habenden  gesetzt.  Bestimmungen  und  Erlasse. 

Unter  Benützung  amt).  Quellen.    Dargestellt  vom  Polizeirath  p.  Hagen. 

gr.  8.    VIII,  200  S.    Stettin,  Nagel.    (*/s  Rthlr.) 
Heydt,  W.  Ü.  v.  der,  Armen- Vorsorgungs- Ordnung,  Doroicil-Verhiltniss 

und  Erwerbung  der  Befugnis«  aur  Niederlassung  in  den  Gemeinden, 

oder  Zusammenstellung  der  Gesetze  u.  s.  w.  von  1842—1856.  2.  Aufl. 

VII,  302  S.    Stettin,  Nagel.    (28  Ngr.) 
Berlin,   W.  J. ,    Sammlung  der  Verordnungen  und  Rescripte  Ober  die 

Taggelder  und  Fuhrkosten  bei  Dienst-  und  Versetzung« reisen  der  Civil- 

Staatsbeamten.    VIII,  244  S.    Magdeburg  u.  Leipzig.    Gebr.  Bansen. 

(1  Rthlr.) 

Buy  c  ro  ■ 

Stockar  v.  Neuforn,  Ä.,  Handbuch  der  gesammten  Finanzverwaltung 
u.  s.  w.  2.  3.  Lief.  S.  113—300.  Bamberg,  Büchner,  (a  54  kr. 
18  Ngr.) 

Das  Co n script ions wegen  im  Königreich  Bayern  nach  den  bestehenden  Ge- 
setzen und  Vollaugsvorschriftcn  u.  s.  w.  LH,  276  S.  München,  Frantz. 
(1  fl.  12  kr.  rh.  */3  Rthlr.) 

Anleitung  zur  Bemessung  der  Concurrenzpflicht  au  Gemeinde  -  Umlagen  und 
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Gemeinde  -  Frohnen ,  sowie  zur  formellen  Behandlung  der  Umlage  und 
Frohn-Verbaltnisse,  tu  Bemessung  der  Bau-  und  Frohnpflicht  bei  Kirchen- 
Pf  an-  und  Schulhausbauten  u.  a.  w.    Verfall  von  einem  Rechts  ver- 
sündigen,   gr.  8.    XII,  170  S.    Bamberg,  Büchner.    (18  Ngr.) 
Das  Tax-,  Stempel-  und  Depositen wesen  in  Bayern  diesseits  des  Rheins. 

1.  Bdchen.    2.  Lief.   8.    S.  113-224.    München,  1856.    (24  kr.  rh.) 

Kiiaigr.  Württemberg.    Sachte*.  Hrawer. 

Regierungsblatt  für  das  Königreich  Württemberg  vom  Jahr  1856.  366  S. 
4°.    Stuttgart,  Haaaelbrinck. 

Geaets-  und  Verordnungsblatt  för  das  Königreich  Sachsen.  Jahrg.  1857. 
4°.    Dresden,  Meinhold  *  Sohne.    (1  Rthlr.) 

Richter'*  Repertorium  zur  Gesetzgebung  des  Königreichs  Sachsen. 
Die  Gesetzgebung  vom  Jahr  1848  bis  1.  Aug.  1856  betr.  In  3  Lief, 
(a  18  IV gr.)    Leipzig,  Tauchnitz. 

Geaetisammlung  des  Königreichs  Hannover.  Jahrg.  1857.  Nr.  1.  gr.  4. 
Hannover,  Helwing.    (cplt.  2  Rthlr.) 

Sammlung  Rller  derjenigen  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.,  welche  in  Lan- 
des-Oekonomie-Angelegenheiten  zur  Anwendung  kommen.  Zusammen- 
gestellt von  B.  B.  Schult*,  gr.  8.  IV,  172  S.  Celle,  Schulze. 
(V/2  Rthlr.) 

Landes-Oekonomie-Gesetzgehung  des  Königreichs  Hannover.    3.  verm.  Aufl. 

gr.  8.   VI,  268  S.   Hannover,  Helwing.    (*/&  Rthlr.) 
Regierungsblatt  des  Grossherzogthumi  Sacbsen-Weimar-Eisenach. 

Jahrg.  1857.    Besnier,  Böblau.    (*/6  Rthlr.) 

S.-Wcinir.  Mecklenburg   Schwinburg-Snudershiuten.  H*mburf. 

Gesetzessammlung   für  die  M  e  c  k  I  e  n  bu  r  g  -  S  c  h  w  e  r  i  n  'sehen  Lande. 

2.  Folg.  Vom  Anfang  dieaea  Jahrhunderts  bis  zum  Jahr  1856.  Redig. 
von  Adv.  Raab«.  34  Lief,  oder  5.  Bd.  S.  897  —  1024.  8°.  Wismar, 
Hinalorff.    (a  »/♦  Rthlr.  1—34  26»/6  Rthlr.) 

Gesetzsammlung  für  das  Fürstenthum  Schwarzburg-Sonderahausen 
vom  Jahr  1856.  gr.  4.  XIV,  265  S.  Alphabel.  Inhaltsverz.  zu  den 
Jahrg.  1847  bis  1855.  54  S.  Sondershausen,  1856.  Eupel.  (1  Rthlr. 
6  Kgr.) 

Aktenstücke,  betreffend  die  Trennung  der  Verwaltung  und  Justiz  in  Ham- 
burg,   gr.  8.    VII,  96  S.    Hamburg,  Hoffmann  d:  Campe.    (I1/*  Rthlr.) 

Tarif». 

Vereinszolltarif.  Eine  amtliche  Zuaammenstellung  der  in  den  Staaten  des 
deutschen  Zollvereins  vom  1.  Janr.  1857  an  gültigen  Tarifbestimmungen 
(68  S.)  u.  amtliches  Waarenverzoicbniss  zum  Vereinszolltarif  für  1857—59. 
207  S.    Dresden.    (18  Ngr.) 

Baatm,  .4ug.,  Neueste  Postportotaxe.  Zusammenstellung  der  preussischen, 
vereinalindiachen  und  ausländischen  Fahrposttaxen  nebst  den  dahin  ein- 
schlagenden Bestimmungen  bis  zur  neuesten  Zeit.  2.  venu.  Aufl.  gr.  8. 
VDI,  210  S,   (*/*  Rthlr.) 
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Tarife  für  den  Waarentransport  a«f  den  deutschen  Eigenbahnen  sowohl  im 
Localverkehr  als  auch  im  directen  Verkehr  mit  einander,  und  mit  den 
anschliessenden  französischen  und  belgischen  Bahnen.  2  Hefte.  4°. 
1.  Heft  VIII,  32  8.    Glogau,  Zimmermann.    (*/e  Rtblr.) 

DSnemark.  Schleswig. 

Lot?,  Kong  Christian  den  Femtes  Danske.  linder  det  juridiske  facultets 
Tilayn  udgiven  af  S.  Schytb.    534  S.    Schulte,    (t  Rd.  48  Sh.) 

Love  og  Anordninger  samt  andre  offentlige  Kundgjörelser,  Danmarks  Lov- 
givning  vedkommende  for  aaret  1856.  Sarnlede  og  udgivne  af  T.  Algreen- 
U*sin§.  IV  Deals  24"  Bind.  Kong  Frederik  den  Syvendes  SM«  Re- 
gjeringsaar.    390  S.    Gyldendal.    (1  Rd.  64  Sh.) 

Chronologisk  Sämling  of  de  i  Kong  Christian  den  Ottendes  Regjeringstid 
vdstedte  Forordoinger ,  Kescripter  o.  a.  v.  for  Herzogdcemet  Slesvig. 
3.  Bind  1845—1848.  Kjöbenhavn,  1856.  4°.  526  pp.  (2  Rtblr.  25  Ngr.) 

Friedli ek,  Dr.  ßrnai,  Systematische  Durstellung  des  in  Gemassheit  der 
Verfassung  für  das  Herzogthuw  Schleswig  vom  15.  Febr.  1854  in 
BelrefT  des  offiziellen  Gebrauchs  der  deutschen  und  dänischen  Sprache 
geltenden  iVornialivs.    gr.  8.    144  S.   Kiel,  acadein.  Buchh.   (1  Rthlr.) 

Pension« lov  af  5.  Janr.  18)1  den  af  Äigsdageo  redtagne  og  af  Hans  Majestät 
Kongen  stadfftstede.  Endvidere:  Oplysninger  om  Livrenle- og  Försörg- 
les-aBstalteu  i  Kjöbenhavn.  Opretlet  1*42  under  Staatskasaeus  garanti. 
16  S.    8.    Odense,  Mllo.    (8  8b.) 

V eierten,  C.  P.  ;V.,  Fremstilling  af  det  dunske  Sportet-  og  Afgiftsväsen 
Ted  den  judicielle  Retaforvaltning  eller  ret«  pleicn  og  de  dermed  i 
forbindelse  staaende  Forretninger.  Med  et  Forord  von  Retsspordlernes 
Omordning  og  Retsafgifternes  Afskaffelse.  Kjubenhavn,  1856.  8°. 
314  pp.   (1  Rthlr.  22»/«  N*r.) 

Niederlande. 

Staatshtad  van  het  Koningrijk  der  IVederlanden.    1857.    8°.  •'Gravenhage, 

alg.  Landadnikkerij.    (fl.  ä,  50.) 
De  Staatswetten  van  Kederiand.    2«  gedeelte.  16°.  6.  397-521.  Schiedam, 

RoelanU.    <fl.  0,  50.) 
Vertcoert,  H.y  Klapper  of  de  staatregterlijke  en  andere  wetten,  besluiten, 

nnschryvingeo  eo  daarmede  in  verband  saande  regterlijke  uitsprnken, 

betreffende  het  aduiinistralief  burgerlyk  bestuur  in  Nederland.    6«  afl. 

gr.  8.    2«  deel.    2«  afl.    Bl.  233-392.    Amsterdam,  van  Kampen. 

(4.  1.  80.) 

—  Wet  tot  regeling  van  het  arnibeatuuf,  in  hei  Koningrijk  der  Nederlanden. 

Wet  van  den  28.  Juoij  1854.   Staaublad  Nr.  100.    XHI,  2  en  344  Bl. 

Amsterdam,  van  Kampen.    (fl.  3,  25.) 
E  v  e  r  t ,  //. ,    Volledig  amenstel  de  wettelijke  en  administratieve  verorde- 

ningen  betr.  de  aeeijes  of  den  lurf,  tut  de  reguliere  veendenjen,  voor- 

sien  vae  alle  resolutien ,  ansachrijvingen  enz.    tot  op  1.  Mm  1856. 

gr.  8.    VIII,  96.  Groningen,  J.  Oomkens.    (fl.  0,  90.) 
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Polderreglement  voor  de  Provincie  Gelderland  van  3.  Sept.  1856.  gr.  8. 
Nijrnwegen*  Tbieme.  (1  fl.)  Algemeen  reglement  voor  de  polders  in 
de  Prov.  Zuid-Holleod.    8°.  40  BJ.  s'Gravenhage,  d' Alban  i.  (t.  0,  3a) 

Beradslagingen  ovtr  het  algemeen  polderreglement  voor  de  Prov.  Zuid- 
Holland.    gr.  8.    176  Bl.    (fl.  0,  80.) 

Cm  l  an  d ,  A.t  Vrije  beordeling  van  het  ootwerp-regleroent  van  admint- 
stratie  4er  polders  m  Zeeland.  gr.  8.  VHI,  155  Bl.  en  28  bijl.  Mid- 
delburg, Aner.    (fl.  1,  15.) 

England. 

Gneiit,  Dr.  Rud.  Prof.,  Das  beatige  englische  Verfassung«-  und  Ver- 
waltungsrecht. I.  Tbl.  Die  königliche  Prärogative.  Die  Aemter.  Ge- 
schichte und  heutige  Gestalt  der  Aemter  mit  Einschluss  des  Heeres,  der 

Gerichte,  der  Kirche,  des  Hofstaute.  Berlin,  1857.  J.  Springer.  733  S. 
(3  Rthlr.  25  Ngr.) 

A  Collection  of  the  public  general  Statutes  passed  in  the  19tk  and  20»k  Years 
of  tbe  reign  of  Her  Maj.  Queen  Victoria.  London,  1856.  6°.  832  pp. 
(4  Rthlr.  6  Ngr.) 

Paters  on,  IV.,  The  practical  Statutes  of  the  Session  1856  (19  and 
20  Victoria)  ;  with  introduetions,  notes,  tabies  and  Statutes  repealed  and 
subjecls  altercd,  list  of  local  and  personal  and  private  acts  and  index. 
London,  1856.  12°.  390  pp.  (3  Rthlr.  24  Ngr.) 
r  Tbe  annals  of  british  legislation:  a  classiOed  suinmary  of  parliamentary 
papers.  Edited  by  Prof.  Leone  Lern.  8°.  Jahrl.  1000  pp.  Part.  9. 
London  1857.    Smith,  Ei  der  <fc  Co.    (Snbscr.  Preis  2  L.) 

Bourke,  Hob.,  Parliamentary  precedents:  beeing  decisions  of  tbe  right 
Hon.  Ch.  Shaw  Lefevre  on  points  of  order  rules  nf  debate  and  the 
general  practica  of  the  honae.    1  vol.    8*.   (12  sh.) 

The  standing  orders  of  the  lords  and  commons  relative  to  private  bills  as 
amended  in  July  1856;  with  appendix  containiag  table  of  fees  charged 
at  the  house  of  Common«  etc.    London,  1856.  12°.  234  pp.  (2  Rthlr.) 

Hur  #/,  J.  C,  A  completc  guide  to  government  appoinUnents  and  to 
the  civil  aervioe  examinatiens.    2'  edit.    12"«.    82  pp.    (1  ah.) 

Bailff%  Laur.  L.f  General  average  and  the  losses  and  expcnsei  reeultinf 
from  general  average  acta,  practica  Iry  considered.  2*  edit.  8°.  254  pp. 
(10  sh.  6  d.) 

Macrae,  D.  C. ,  The  practica  of  insolvency  nnder  the  protection  acts 
in  the  insolvent  conrt  and  in  the  couoty  courts ;  with  the  Statutes, 
rules,  Instructions,  forms  and  all  the  cases  decidcd  op  to  the  present 
time.    24  edit.    London,  1856.    12».    940  pp.    (8  Rtbk.  12  Ngr.) 

Beaumout  Bawknis,  Saving  banka.  Their  hiatory,  invesUneata,  interest, 
responsibUity  of  Government ,  tröste  es  and  officers,  defalcations ,  past 
progress  and  preseot  result.    London,  Longmann. 

C/en,  C,  The  Statutes  in  force  relating  to  tbe  poor,  parochial  unions 
and  parishes,  brougbt  down  to  19  and  20  Vict.  8°.  pp.  1002.  (21  sh.) 
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Qlen,    Cunninghnm,  the  poor-law  guardian:  his  power  and  duties  in 

tbe  execution  of  Ms  office.  2*  edit.  1?"^.  154  p.  (3  ah.  6  d.) 
Abstrarls  of  bills  for  enlarging  and  amending  the  Tweed  fisheries  Ret,  to  be 
introduced  into  Parliament  in  the  Session  of  1857. 

Frankreich. 

Dalle*  y  D.  et  A.y  Jurisprudence  ge'ne'rale.  Repertoire  ra^thodique  et 
alphabätique  de  Mgislation,  de  docirine  et  de  jurisprudence,  en  meliere 
de  droit  civil,  commercial,  criminel,  administratif ,  de  droit  des  gens  et 
de  droit  public.  Nouv.  Idit.  augin.  et  pre*ce*de*e  d'on  essai  sur  l'histoire 
generale  du  droit  francais.  Tome  36.  (Poasesseur— Prison.)  4«.  127  f. 
(a  12  fr.) 

Dictionnaire  generale  d'administration  sous  la  direction  de  M.  A.  Blanche 
contenant  la  delinition  de  tous  les  mots  de  la  langue  administrative  et 
sur  chaque  mattere  1°  l'histoire  de  la  logislalion,  2°  expose*  dea  lois, 
ordonnance!,  reglements  et  Instructions.  3°  le  resume  de  la  juris- 
prudence.  4°  indication  des  formaliter  etc.  8°.  31  f.  a  double  col. 
(9  fr.) 

Dufour,  C,  Tratte*  general  de  droit  administratif  appliquö.  2*  ödit 
Tome  VI.  682  p.   (8  fr.) 

Traitö  juridique  de  la  constrnetion ,  de  l'exploitation  et  de  la  police  des 
chemins  de  fer,  contenant  le  commentaire  des  lois  et  reglcs  de  l'eipro- 
priation  pour  cause  d'utilite'  publique,  de  1'extraction  de  mate>iauxt  des 
tarifs  des  transports  en  marchandises ,  des  compötences,  de  pdnalites. 
1  vol.  in  18.    (4  fr.) 

M  atap  erf,  R.  et  Pr  o  t  at ,  Code  complet  de  I'expropriation  pour 
cause  d'utilite"  publique ,  prdeede*  d'nne  instroction  et  suivi  de  modeles 
ou  formules  des  actes  que  necessite  I'expropriation.  In  12  de  21  f. 
(4  fr.) 

I)  e  m  o  l  o  m  b  e  ,  C,  Traitä  des  successions.  Tome  1».  Paris,  1856.  8°. 
II,  704  pp. 

Henoumrd,  A.  C,    Traitd  dea  faillitea  et  banqueroutes.   3"«  Mit  rtfv. 

et  eugm.    2  vol.    Paris,  1857.    8°.    444  pp.    (5  Rthlr.) 
Recueil  des  arretCs,  Instructions  et  circulaircs  reglementaires  concernant 

l'administration  ge'ne'rale  de  l'assistance  publique  a  Paris.  (1849-55 

incl.)  2  vol.    Paris,  1856.    4».    XVIII,  858  pp. 

Belgi«. 

Irl  a  n  a  i  o  n  ,  «f.,  tone  adnnnislratil  et  code  constitutione!  reunis  ou  recueu 
complet  des  actea  rentrant  dans  les  attribntions  des  Mssr.  les  bourg- 
mestres,  eVhevins,  ronseillers,  secretairs,  receveurs ,  bureaux  de  bien- 
faieance,  hoapicea,  fabriqoe  d'eglise,  tndoetriels,  commercants ,  gardes 
champttres,  gardea  forestiers  etc.  3«  tfdit  8*».  576  pp.  (3  Rthlr.  10  Ngr.) 

AfilioHy    Tablean  aoalytique  et  aynoptique  des  lois  sur  I'expropriation 
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forde,  I«  surencbere  aur  alienation  volontaire  et  la 
Mona.    (15  Ngr.) 

Wetter,  .-f.,    Collection  de  tarifs  applicable«  a  la  comptabilite  de« 

tribuliona  directea.    2*  ödit.    8<>.  Liege. 
Legislation  de  diatillerie  dea  betteravea.    Travail  lu  per  J.  0.  Cä!o?Me<  a  la 

seance  du  conaeil  admioiatratif,  suivi  du  rapport  fall  par  U.  K.  Maubach 

etc.    8°.    13  pp.  Bruxellea. 
Bast  ine,  L.,    Theorie  du  droit  fiscal  dana  aea  rapporta  avec  le  nolariat, 

ou  Expose  mdthodique  dea  principea  relatifs  aux  droits  d'enregistrement 

et  de  timbre.    Bruxellea,  1856.   8».    IV,  412  pp.    (3  Rtblr.  5  Ngr. 

Brockhaus.) 

R«tpcl. 

Mo  zmitto,  Jl.»  Manuale  di  politia  ovvero  indice  ordinato  delle  leggi, 
de  reali  decreti,  delle  sovrane  risoluzioni  e  delle  massime  regolamentarie 
riguardanti  la  polizia  ordiaaria.  2  vol.  Napoli,  1856.  8°.  327  uod 
374  pp.    (6  Rtblr.) 


Buer,  W.  Alex.,  Cours  of  lecturea  on  tbe  constitutione!  jariapradence  of 
tbe  United  States,  delivered  in  Columbia  College.  2««  edit.  London, 
1857.    545  pp.    (4  Rtblr.  6  Ngr.) 


IV.  Völkerrecht. 

Recueil  manuel  et  pratique  de  traitea,  Conventions  et  aotrea  actes  diplo- 
raatiques,  sur  lesquels  sont  c'tablis  les  relations  ei  lcs  rapporta  exbtant 
aujourd'bui  entre  les  direra  etats  souverains  du  globe,  depuis  i'annee 
1760  jusqu'ä  l'epoque  actuelle.  Par  TA.  de  Martens  et  Fd.  He  Cussy. 
Tome  VI.    Leipzig,  1856.   8°.    III,  735  pp.   (3  Rtblr.  15  Ngr.) 

Recueil  dea  traites  et  Conventions  conclus  par  l'Autricbe,  avec  les  puissance* 
Strengeres  depuia  1763  jusqu'ä  nos  joura.  Par  Dr.  L.  Neumann. 
Tome  III.   gr.  8.    663  S.    Leipzig,  Brockhaua.    (3  Rtblr.) 

Hertslet,  L. ,  A  complete  collection  of  tbe  treatises  and  Conventions, 
and  reciprocal  regulations  at  preaent  subsisting  between  Great  Britain 
and  foreign  powers,  and  of  the  lawa,  decreea  and  ordera  in  concil 
concerning  the  same,  as  far  as  the  relate  to  commerce  and  navigation, 
alave-  trade,  postoffice  Communications,  Copyright  etc.  Compiled  from 
aulhentic  docnmenta.  Vol.  IX.  London,  1857.  8°.  1086  pp.  (12  Rthlr.) 

Traites  publica  de  la  royale  raaison  de  Savoie  avec  les  puissances  Prangere«. 
Torne  VII.    1852.    Tip.  Tonale.  4°. 

Abbinkf  J.  J. ,  Hot  zeeregt  en  de  zeeassecurantie-wetten  aller  volken. 
2.  verm.  Aoag.  2*  en  3«  atnk.  Amsterdam ,  1856.  8».  (4  Rtbfar. 
cplt.  6  Rtblr.) 
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Dictioooatre  uoirersel  du  droit  commercisl  maritime  ©u  repcrtoire  metbo- 
diqoe  et  alphabötique  de  llgielation,  doctrine  el  jurisprudeuce  nautiques, 
par  Atdriek  Caumont.  2*  tfdit.  ■  1»  partie.  (Abandon -Consuls.)  Le 
Havre,  1857.    8«    324  pp.    (t.  Abth.  20  Lief,    ä  4  Rthlr.) 

Friedender,  »*r.,  Der  einheimische  und  ausländische  Rechtsschutz 
geg en  Nachdruck  und  Nachbildung,  flechtsvriss.  und  für  den  practischen 
Gebrauch  bestimmte  Darstellung  der  heutigen  Gesetzgebung  und  des 
internationalen  Rechts  mm  Schutz  schriftstellerischer  und  künstlerischer 
Erzeugnisse.  Leipzig,  1*57.  Brockhaas.  8«.  XII,  227  pp.  (1  Rthlr. 
10  Ngr.) 

QourdoHy  Bd.,  Histoire  du  congres  de  Paris.  Arec  nne  introduetion 
par  Cohen.    Paris,  1857.  8».  563  pp.  (5  fr.)  1  Rthlr.  20  IVgr.  Brockh. 


V.   Gesellschaftslehre  und  Politik. 


Hui  9  t  oh,  E.f    L'homme,  la  familre  et  la  soefdt*  considerea  dans  leura 

rapports  avec  le  progres  moral  de  l*humanitd.    3  vol.    Paris,  1857. 
Diego-Soria,    De  la  moralite*  ou  de  la  puiaaance  intellectuelle  morale 

et  politique  ndeessaire  auz  nations  pour  atteindre  le  but  de  leur  plus 

graud  bien-etre.   2  vol.  in  18«  de  15  f.   Paris,  1857.    (5  fr.) 
Dufont- White,    L'indlvMu  et  l'dtat    Paris,  Guillaumin.    1  vol  in  8<>. 

Joum,  de*  Economistes,  Mar*,  1857.   p.  374.   (7  fr.  50  c.) 
Joeaa  y  Cuadras,  Joaeuin,    La  cuestion  social  presente.  Estudios 

sobre  los  males  que  alligen  h  la  humanidad,  y  sus  remedios  Barcelona, 

1856.    4*.    78  pp.    (12  Ngr.) 
Taten  send,  W.  C.,    Modern  State  triaJs  revised  and  illustrated  with 

essays  and  notea.    2  voll.    (30  sh.) 
Harri* ,         The  true  theorie  of  representation  in  a  State,  or  Iba  lea- 

diog  interests  of  tbe  nation  not  the  mere  predominance  of  numbers, 

proved  to  be  its  proper  basia.    8°.    111  pp.    (3  sh.  6  d.) 
Chambrun,  Ed   de,     Du  regime  parlameotaire  en' France,  essai  de 

politique  cootemporaine.    Paria,  1857.    8».    XIX,  404  pp. 
Brougham,  Lord  H ,    Speeches  on  social  and  political  aubjacU,  with 

hiatorical  introduetion».    Vol  I.  (works  Vol.  9.)    8°.    472  pp.   (5  sh.) 

Ehe$ckrtdumg$frafe. 

Die  Ehescheidungsfrage  in  deo  preuss.  Kammern.    Berlin,  1855. 

A  review  of  the  divorce  bill  of  1856  with  propnsitions  for  an  amendment 

of  the  laws  affacled  married  peraons.    London,  1857.   Edinb.  Review, 

Janr.  1857.    p.  181. 
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Einzeln*  Mtäattn. 

flcblejwig-Holiteio.  Ltuenbnrg. 

Busch,  Schleswig -Holsteinische  Briefe.  2.  Bd.  Leipiig,  1856.  8°. 
XIII,  513  pp.    (2  Rthlr.  15  Ngr.) 

Stimme  über  den  Domklnenverkauf  iar  Beherzigung  unbefangener  Staats« 
bfirger,  bes.  im  Laoenburgischen.  Gesammelt  von  einem  dänischen 
(Jnterthanen.    8«.    47  S.    Kopenhagen,  Gyldendal.   (9  Ngr.) 

Schweis. 

Eine  Stimme  aas  Württemberg  in  der  Neuenburger  Frage.  Stuttgart,  1856. 
Scbweiierbart.    (9  kr.  rh.) 

Niederlande. 

Wat  wil  de  constitutionele  partij.  Een  woord  bij  de  aanstaande  verkiesingen. 

gr.  8.    14  Bl.    Dordrecht,  Braat.   (I.  0,  20.) 

England. 

Public  education  as  affected  by  the  minotes  of  the  conrmittee  of  the  privy 
Council  from  1846  to  1852.  With  Suggestion«  as  to  future  policy.  By 
Sire  Jf James  Ray  SkuilUwortk.  1  vol.  8°.  London,  Longman.  (12  sh  ) 

Netcmann,  The  ofßce  and  work  of  univeraities.  London,  Longman. 
(8  sh.) 

Our  north-west  frontier,  with  a  map  of  Persia  and  ABgbanistan.  London,  1856. 

• 

Annales  parlementairus  du  Senat  et  de  la  Chambre  des  reprewntimts.  Session 

de  1856-57.    4°.    Bruxelles.    (3  Rthlr.  10  Kgr.) 
Rapport  triennal  sor  l'dtat  de  l'enseignement  moyen  en  Belgique,  present«* 

aux  cbambres  legislatives  le  31.  Mai  1855  par  P.  de  Decker.  Premiere 

Periode  triennal,  1852,  1853,  1854.    Bruxelles,  1856.    Fol.  CCXXVIH, 

455  pp.    (3  Rthlr.  20  Ngr.) 
Dechempt,  A.y    Mlnistre  d'fitat.     Lettfes  snr  rinstructioii  publique. 

Reponse  a  H.  frere  Orban  et  Verhifcen.    8».    XI! ,  t88  pp.  Bruxelles. 

(20  Ngr.) 

TteilemaM#,  f.,  Retablissement  des  convents  en  Brigitjue  sötts  ptÄexte 
de  Charit*4     Brutelles.    (15  Ngr.) 

luliealtcbo  SlMteo. 

Uoelti,  P.,  Deila  monarchia  e  della  national»*  in  Italia.  Torino,  1855. 
Tip.  Scolastica. 

D'Utatei,  F.  B.,  Considerations  generale»  sur  le  Piemont,  son  passe, 
Ion  present,  son  avenir.   Turino,  1855.   Gionini  e  Flore. 

Frank  lim,  ii.,  LMnterventton  de  Naples.  Le  regne  de  Ferdinand  II. 
Paria  18».   (50  c.) 

Orieal. 

Saucken,  O.  Die  Handels  -  Interessen  hu  Orient  und  ein  rnssisch- 
franxosischer  Bund.    Berlin,  1856.    Besser.    56  S.    (V»  Rthlr.) 
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B  r  ati  an  o  i  Dr.,  Lettres  sur  In  circulairo  de  la  Porte  da  31.  Jaill.  1856 
relative  a  la  reorganisation  dea  principnutes.  gr.  8.  27  S.  Berlin, 
Asher  *  Co.    (Vs  Rthlr.) 

The  second  congress  and  the  russian  claim  to  tbe  isla  of  Serpents  and 
ßolgrad.    By  a  Cambridge  Jurist.    London,  1 S 5 7 . 

Percement  de  l'isthme  du  Suez.  Rapport  et  projet  de  la  commission  inter- 
nationale. Documenta  publies  par  Ed.  de  Leg»eps.  3«  serie.  Paris, 
1856.    8«.   XI,  377  pp.    (1  Rthlr.) 

Nordaaerica. 

Papers  relative  to  the  recruiting  in  the  United  States.  1856.  Correspondence 
with  the  United -States  respecting  Central  -  America.  1856.  Secretary 
Älarcy's  Letter  of  May  27,  1856.  To  Lord  Clarendon.  Edinb.  Review, 
J«l.  1856.    p.  267. 

Hall,  Bj.  F.,  The  republican  party  and  ita  presidential-candidates.  With 
biographical  sketches  and  portraita  of  Fremont  and  Dayton.  New-York 
and  Auburu.    1856.    8°.    512  pp.    (12  Ngr.) 

Lobe,  (*. ,  Cuba  et  les  grandes  puissances  orcidentalcs  de  l'Etirope  ou 
l'identttö  qui  existe  enlre  les  inte>«Ha  et  l'imporlance  actuels  et  future 
de  l'lle  de  Cuba  ä  l'tfgard  du  nouveaa  monde  et  cn  particuliers,  des 
Etats- Unis  de  l'Amerique  septentrionale.  Collection  des  brochures  et 
de  lettre«  adresse'es  A  Madrid,  sur  ses  objets  vitaux.  In  8°  de  14  f. 
(2  fr.  50  c.) 


VI.  Polizeiwisseoschalt. 

Lille,  B;    Du  suicide.  Statistique,  inedicine,  histoire  et  legislation.  In 

8°  de  31  f.    (Ouvr.  cour.  par  l'Acad.  imper.  de  Mediane.) 
Projet  de  reglement  sur  la  police  de  la  prostitution ,  precede*  du  rapport 

presente  au  conseil  superieur  d'hygienc  publique.  8°.  18  pp.  Bruxelles. 
Statuten  des  Österreich.  Thierschuts-Central-Yereins ,  genehmigt  mit  Erlnss 

dea  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  16.  Pes.  1855.    Wien,  1856. 

L  Grand.   8°.    12  S. 

Gesundheit. 

Colettiy  Oi.  ßibliografia  sanitaria  ossia  descrizione  alfabetica  degli 

Autori  e  dei  litoli  delle  Opere,  Memorie,  Regolamenti,  Istilusioni  ecc, 
che  trattano  e  fanno  menxiooe  di  peste  Orientale,  di  contagi  e  di 
amministrazione  sanitaria.  Opera  postuma.  Fase.  I.  Firense  1856.  8°. 
Herausgeber  Morelli.    In  25  Lief.    (1.  Heft  20  Wgr.) 

Brief  van  de  openbare  gesondheids-cominissie  te  Rotterdam,  —  omtrent 
het  planten  van  boomen  en  de  stad  Rotterdam,    gr.  8.   16  bl. 
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Brief  van  de  openbare  gesondheids-coiuraissie  te  Rotterdam,  omtrent  vcrval- 
srlting  van  levensiniddelen,  med  bijgand  verslag  van  een  onderaoek  van 
melk.    gr.  8.    32  Bl. 

Die  Wasserversorgung  Berlin'«  und  die  neuen  Wasserwerke  in  ihrer  Bedeu- 
tung für  die  Häuslichkeit  und  das  Familienwohl.  8.  110  S.  Berlin, 
Decker.    (V*  Rthlr.) 

Copland,  J.,  Ou  the  drainage  and  sewngc  of  London  and  of  large 
towns,  their  evils  and  their  eure.    London.    8°.    (I  sh.) 

Sicherheit, 

H  o  z  c  t ,  Moyens  de  forcer  les  torrenls  des  mootaignes  de  rendre  a  l'agri- 
culture  nne  partie  de  aol  qa'il  ravagent  et  d'empecher  les  grandes 
inondation*  des  fleuves  et  des  principaJes  rivieres.  Paris,  1856.  8°. 
46  pp.  mit  1  Tafel.    (15  Ngr.) 

Handbuch  der  Pariser  Feuerwehr.  Auf  Befehl  des  franxös.  Kriegs- Ministeriums 
hcrausgeg.  von  einer  Commission  des  Sapeur  -  Pompiers  -  Bataillons  der 
Stadl  Paris.  Für  deutsche  Poliieimänner  und  Communalbeamte ,  sowie 
für  deutsche  Militär-  und  Bürgerfeuerwehren  bearbeitet  von  Hieh.  Schunk. 
Mit  121  Holxschn.  Braunschweig,  1856.  XIV,  231  pp.  (1  Rthlr  15  Ngr.) 

Corvin,  {Wiertkitmki,  Otto  v.),  Die  Einzelhaft  and  das  Zellen- 
gefängniss  in  Bruchsal.    VII,  96  S.    Hamburg,  Hoffroann  £  Kampe. 

W  i  ek ,  J.  r.,  Abbandlangen  aas  dem  Gebiet  der  Gefängnisskunde.  3.  Heft. 
A.  n.  d.  T.  Reglementare  Bestimmungen  für  die  Strafanstalt  Dreibergen 
mit  Anmerkungen,    gr.  8.    Rostock,  Stiller.  (V«  Rthlr.) 


VII.  National-Oekonomie. 

Volkswirt  hsekaftslehr  f. 

Roscher^  ff'.,  Die  Grundlagen  der  IS'ational-Ockonomie.  2.  verm.  and 
verbess.  Auflage.    Stuttgart,  1857.    VU,  565  S.    (5  II.  rh.) 

B  l  a  n  q  u  i ,  Prt'cis  eMementaire  de  l'dconomie  politique,  suivi  de  la  2e  Edition 
du  resume  de  l'bistoire  da  commerce  par  le  mdme.  1  vol.  gr.  18. 
(3  fr.  50  c.) 

C  ha  Im  er  f ,  Thomas ,  Political  economy  in  connection  with  the  moral 
State  and  prospects  of  society.  8°.  630  pp.  New  edit.  (Cbalmer's  Works, 
vol.  9.)  (6  sb.) 

Mario  t  K..  Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Arbeit  oder  System 
der  Weltökonomie.  2.  Bd.  Elementarer  Theil.  6— 9  Heft.  S.  481-862. 
Kassel,  18öj.  57.  Appel,  (ä  >/a  Rthlr.  I,  1-12.  II,  1-9  10  Rthlr. 
27>/2  Ngr.) 

Zciucfer.  für  SUtUw.  1857.    |t  H«R.  12 
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Ger  einer,  Dr.  Lud».  Jos.,  Beitrag  zur  Lehre  vom  Kapital.  Erlaogen, 
Deichen.    1857.    60  S.    (9  Ngr.) 

Burg,  Reg.-Rath  v.,  Ueber  den  Emfluas  des  Maschinenwesens  auf  unsere 
socialen  Verhaltnisse.  Ein  Vortrag  in  der  Acad.  der  Wiss.  Wien,  1856. 
44  S.    Wien,  Braumuller.    (4  IVgr.J 

Tooke>  Tk.  and  Newmarch,  W.t  History  of  prices  and  of  the  State 
of  the  circulation  during  the  nine  years  1849—56,  embracing  also  the 
sobjects  of  the  bankebarter  of  1814,  tbe  influx  of  the  new  gold ;  the 
effect  on  prices  in  the  sixteenlh  Century  of  tbe  supplies  of  tbe  precioos 
metals  from  America}  the  recent  economical  policy  of  France}  ihe 
rmilway  expenditure,  and  free  trade.  London,  Longmao.  1857.  2  vols. 
8,  Forming  tbe  V«*  and  VI*  vols.  of  Tookes  history  of  prices  frora 
1792  to  the  present  time  and  comprising  a  füll  index  to  the  wbole 
of  the  six  vols.   XXIII,  666  pp.    XV,  9»1  p.  (2  L.  12  sh.  6  d.) 

G armier ^  Je>*.,  Du  principe  de  la  population.  1  vol.  gr.  in  18.  Paris, 
GuiU.nmin.    (3  fr.  50  c.) 

Dur  an  y  Bat,  Manuel,  fistudios  politicos  y  economicos.  Barcellona, 
1856.    Brusi.   8«.    VI,  252  pp.    (I  Rthlr.) 

Di  Cavour,  Cmn.  Ben*o%  Opere  politico-economiebe.  Disp.  4«-  Coneo, 
1856.    8».    p.  385-578.    (1  Rthlr  20  Ngr.) 

Dankwar  At%  Ä,  National- Oekonomie  und  Jurisprudenx.  I.  Begriff, 
Froduction,  Umlauf  der  Güter.  Eigenthum  des  Producenten  etc.  gr.  8. 
55  S.    Rostock,  Leopold.   (Vi  Rthlr.) 

\'olk$virthMehafttp(left* . 

Landwirthschafi. 

tiomertty  A.  ß.,  Betrachtungen  Über  die  landwirtschaftliche  Unterrichts- 
frnge  und  die  landwirthschaftl.  Lehranstalt  in  Tetschen-Liebwerd  mit 
Skizzen  aus  der  Güterverwaltung  in  Böhmen,  gr.  8.  VIII,  172  S. 
Prag,  1856.    Tempsky.    (1  Rthlr.) 

Koelickeu,  H.  e.,  Einige  Gedanken  über  das  Dismembrtren  der  Bauren- 
güter und  über  die  Vermehrung  des  Proletariats  auf  dem  Lande.  19  S. 
Breslau,  1856.    (18  kr.) 

Vcrslag  aan  den  Koning  van  den  landbouw  in  Nederland  over  1854.  gr.  8°. 
246  en  II  bl.    s'Gravenhage,  van  Weiden,    (f.  0,  90.) 

Verslag  —  —  uitgebragt  door  de  commissie  ter  owerweging  en  rcgeling 
van  bet  landbouw-onderwijs  in  Nederland.  gr.  8.  50  bl.  s'Graven- 
hage, van  Weiden,    (f.  0,  50.) 

Bescbouwingen  en  opmerkingen  wegen  de  zaak  der  impoldering  van  ten 
gedeelte  van  den  Dollard.  gr.  8.  19  bl.  Groningen,  van  Bolhuis 
Hoitsema.    (f.  0,  70.) 

L  e  G  e  v*  p  1 ,  0.,  Rivicr-polders  in  Nederland.  Hunne  gebreken  en  de 
middelen  tot  berstel.  Met  kaart  en  platen.  Haarlem,  1857.  8°.  96  pp.  (26  Ngr.) 

.4  m  er  »  f  o  o  r  d  # ,  J.  P. ,  Uet  Harlemermeer.  Oorsprong.  Gcschiedenis, 
Drougmakiug.    Wegen  en  vaarten.    Wijze  van  bestuur  van  bei  water- 
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Twee  voordragten.    gr.  3.   4  en  72 

(fl.  0,  75.) 


Gewerbe  -  Ordnung  für  daf  Königreich  Sachaen,  nebat  dazu 
gehörigem  Entschüdigungsgesets,  Einleitung,  Motiven  und  Beilagen.  8. 
VI,  217  S.    Dreaden,  Weinhold  ft  Söhne.    (16  Ngr.) 

of  the  Commissioner  of  patenta  for  the  year  1835.  Agriculture. 
1  vol.    LXVffl,  488  pp.    Mit  7  Taf.    Aris  and  manuf.  2  vols.  8.  VIII, 
784  u  340  pp.  Text  u.  380  Abbild.   Washington,  1856.  (a  4  Rthlr.) 
Deacription  des  machinea  et  procedds  eonsigrois  dana  lea  breveta  d*invention, 
do  perfectionnement  et  d'importation  dont  la  dorde  eat  expiree  et  dans 
ceux  dont  la  deebeance  a  «td  prononcle.    Publice  par  lea  ordrea  de 
M.  le  miniatre  de  l*agriculture,  du  commerce  etc.  Tom.  LXXXVI.  Part«, 
1857.    4».    560  pp.    Hit  33  Taf.   (5  Rthlr.) 
Deacription  dea  maebinea  et  proc4des,  pour  lesquela  dea  brevets  d'invention 
oot  etö  pria  aoua  le  regime  de  la  loi  du  6.  Jouill.  1844,  public*  par 
les  ordrea  de  M.  le  miniatre  de  TagricuUnre  etc.    Tome  XXIV.  Paria, 
1857.    4».   422  pp.   Hit  52  Taf.    (5  Rlhlr.) 
Entwurf  eioea  Handelageaetibuchs  für  die  preuaaiachen  Staaten.   Nebat  Mo- 
tiven. 1.  Lief.  Lex.  8.   1.  Tbl.  Entwurf.  XVI,  208  S.   2.  Tbl.  Motive. 
S.  1—96.   Berlin,  Decker,    (cplt.  l»/a  Rthlr.) 
G  otdackmi  dt,  Dr.  *V,  Kritik  dea  Entwurfs  eines  Handelsgesetzbuches  für 
die  preuaa.  Staaten.  Ein  Beitrag  xur  Revision  dea  Handelsrechts.  1.2.  Abth. 
.  Heidelberg,  1857.    Bangel  4b  Schmitt.  83  u.  76  S.  (18  Ngr.  u.  V2Thlr.) 
Le^uien,  F.,    Du  libre-exhange  et  dea  prohibitions  douanieree.    In  8Ü. 
22  L   (5  fr.) 

Association  beige  pour  la  reforme  douaniere.  9««  4«»  5»«  publicatioo.  (27, 
38*  43  pp.)   RraxelUa,  1856.   (a  4  Ngr.) 

Belästigung  der  Seeschifffahrt  des  Welthandels  nach  Hamburg,  Altona  und 
einen  Theil  des  rechten  Ufers  der  INiederelbe  durch  den  hannoverschen 
Elbpassagezoll  bei  Stade-Brunshausen  seit  1715.  gr.  4.  88  S.  Ham- 
burg, Würger.   (18  Ägr.) 


Aftriil,  Du  credit  et  de  la  monnaie.   1  vol.  Paria.  8». 

Rapport  an  den  Koning  van  den  8.  Mei  1856  (over  de  cireolatie  van 

vreemde  munlspecien),  door  de  Staatscommissie  henoemd  bij  Z.  M. 

Beslnit  van  5.  Sept.  1855.  gr.  8.  150  bl.  s'Gravenhagc,  Landsdrukkerij. 
B odemer,  Dr.  B.,  Die  Creditverblltnisse  des  Grundbesitzes  im  Königreich 

Sachsen.    Dreaden,  Kuntae.  1857.  8».  79  S.  (57  kr.  rh.) 
Knoblauch,  IT.,  Vorschläge  zu  einer  atidtiachen  Pfandbrief-Creditordnung. 

8.  47  S.   Frankfurt  a.  0.,  Trowltsach  &  Sohn.    (9  Ngr.) 
Behtrebemaytr,  Carl,  Das  Actieogesellschafts-,  Bank-  n.  Versicberungs- 

weaen  in  England,  gr.  8.  XIV,  209  S.  Berlin,  Springer.  (I1/«  Rthlr.) 
Fori,  Ludwig,  Daa  Courtxettelbucb.    Erklärung  der  Wechael-  und  Geld- 
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cour?e  saramtlicher  deutscher  u.  der  wichtigsten  ausserdeulschen  Wechsel« 
plätze,  nebst  genauer  Anweisung,  alle  Course  auf  die  leichteste  und 
schnellste  Art  an  berechnen  u.  a.  w.  2.  Aufl.  8».  VIII,  268  S.  Leipzig, 
Arnold.   (1  Rtblr.) 

Baer,  Del  basso  corso  de'  cambi,  e  delle  grandc  iramissioni  d'ergento  in 
Napoli.    Jouri.  des  Econ.  Jauvr.  1857.  f.  85. 

Torren*,  Ä.,  The  principles  and  practical  Operation  of  Sir  Roh.  Peels  ad 
of  1844  explaioed  and  defended.  2««  edit.  with  additional  chapters  on 
money,  the  gold  diacoveries  and  international  exchangc  and  „the  regu- 
lation  of  a  convertible  paper  currency«  in  Mr.  J.  S.  Mill  s  principles  of 
polil.  economy.    London,  Longman.  8".  316  pp.    (8  sh.  6  d.) 

Arbulhnot,  0.,  Sir  Rob.  Peels  act  of  1844,  regulating  the  issue  of  bank- 
notes  vindicated.    London,  Longman.    8°.    (2  sh.  6  d.) 

Bradkury,  Ä,  On  the  aecurity  and  manufacture  ofbank-notes.  A  Lecture. 
London,  1856.  4«.  30  pp.    (2  Rthlr.)  Brockhaua. 

Com  municatio%$antlattrn . 
KanäJt.  Eittnb. 

Scheepvaartkanalen  in  de  provincie  Groningen.  Rapport  der  Commissie  over 
eene  verbetering  en  vereeniging  der  schecpvaartkanalen.  8°.  Groningen, 
van  Bolhuis.  (fl.  10  Verslag  der  centrale  afdeeling,  betrekk.  het  rap- 
port  der  Staatscommissic.  (7.  Oct.  1856.)  Groningen,  Courantdrukkerij. 
(fl.  0,  50.) 

Antrete,  IV.  P.,  Memoir  on  the  Euphrats  Valley  route  to  fndia.  With  offl- 
cial  correspondence  and  map.    8°.    (10  sh.  6  d.) 

ArbtitirvtrhältniM. 

Armsnweten  und  Armrnpftrgt. 

Qerardi,  J ,  Economic  du  menage  ou  principe«  d'eYonomie  populaire.  Bibl. 

rarale.  III«  serie.  In  12  de  270  pp.    Brazelles.    (20  Ngr.) 
IT  an  Key,  Jos.,  Health  and  wealth,  how  to  get,  preserve  and  enjoy  them  or 

physical  and  industrial  training  for  the  people.  4*  ed.  316  pp.  (2  sh.) 
James  on,  Mrs.,  Tht?  communioo  of  laboor;  a  second  lecture  on  the  social 

employments  of  women.    12™.    156  pp.    (3  ab.) 
Schwer  dl,  *7.t  Beiträge  aur  Volkswirtschaft  in  belehrenden  Erzählungen. 

2.  Bd.  Jacob  Biedermann,  oder:  Hilf  dir  selber,  ao  wird  Gott  dir 

helfen.  Eine  Erzählung  für  s  Volk  ala  Beitrag  zur  christlichen  Armen- 

pflege  in  Stadt  und  Dorf.    Gotha,  Scheune.  1856.    (20  Ngr.)  Gsr- 

mania,  Nr.  30. 

Uasemann,  Pfr.  J.,  Die  christliche  OrUarmenpflege  in  unseren  Landge- 
meinden.   8°.    30  S.    Erfurt,  Weiogert    (4  Ngr.) 

Laurent,  Em.,  Etudes  sur  les  soci&ös  de  prevoyence  ou  de  secours  routuels. 
Paria,  1856.  16».  VII,  208  pp.    (1  Rthlr.  5  Ngr.) 

Da viei,  Griffitk,  Treatise  on  annoilies;  with  numerons  table»  baaed  on  the 
ezperienco  of  the  equitable  sociely.  London,  1856.  8°.  (10  Rtblr.  12  Ngr.) 

Hei  je,  J.  P.,  De  diakonieen  en  de  armenwet.  Open  brief  etc.  gr.  8. 1VV  95  bL 
Amsterdam,  van  Karapen.    (fl.  0,  30.) 
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Wietersheim,  Dr.  E.  Ueber  Quellen  und  Wesen  des  Nothstanda  im 
Obererzgebirge  u.  Voigtlande  u.  dessen  thualichste  Abhälfe  durch  die 
Frauen- Vereins- Anstalt,  gr.  8.  32  S.    Dresden,  Kunlse,    (5  Ngr.) 

Wiek,  F.  t>.,  Ueber  Fürsorge  für  entlassene  Sträflinge,  tnsbes.  Über  Organt- 
sirang  einer  kirchl.  Fürsorge  fttr  dieselben.  Roslook,  1856.  VII,  124  S. 
(20  Ngr.) 

Compte  rendn  de«  döbats  du  eongres  international  de  bfenfaisence  de  Braxelles. 
2  vol.  in  8.    Bruxelles,  Muquardt.    (Subscr.-Pr.  7  fr.  50.) 


YII1.  Finanz  Wissenschaft ' 

Messedaglia,  Ang.y  Dei  prestiti  pubblici  e  del  miglior  sistema  <li  consoli- 
dazione.  XV,  208  S.  Milano,  Franc.  Vallardi.  1850.  München,  Frans. 
(1  fl.  48  kr.  rh.) 

Prenssens  Beamtenthum  und  seine  Finanzen.    Drei  Briefe,   gr.  8.    39  S. 

Berlin,  Schneider.    (6  Ngr.) 
Fliegende  Blittcr  aus  Bayern.    2.  Heft.  Besoldungsnoth  und  Verwaltungs- 

reform.  23  S.    (a  l/t  Rthlr.) 
Die  Rettung  aus  der  Noth  durch  Huld  und  Gnade.    Ein  Lebensbild,  verfasst 

aus  Anlass  der  allcrgnädigst  bewilligten  Theurungszzuschüsse  an  die 

geringer  besoldelen  k.  k.  Beamten.    Wien,  K.  Bellmann.    14  S.  8°. 
Tbe  financier  Law,  bis  scheme  and  timei;  a  graphic  description  on  tbe 

origin,  maturity  and  wreck  of  the  Misisippi  scheme.    12"»".    134  pp. 

(3  sh.  6  d  ) 

Copefique,  Histoire  des  grandes  Operations  financieres.  Tome  2.  Lea 
fermiers  generaux  depuis  le  XVIII«  siecle  jusqu'a  leur  mort  sur  Techaffaud 
le  15.  Mai  1794.    In  8«.  de  22V*  f.    cplt.  4  vol.    (a  7  fr.) 


IX.  Statistik. 

fk.__4-.-I.l-_J  lakatllAlliii 

vt tilgen una  DDctnauju. 

Bi  acchelli,  Hugo  Fr.,  Deutsche  Staatenkunde.  Handbuch  der  Statistik 
des  deutsche»  Bundes  u.  seiner  Staaten.  2.  Bd.  1—4.  Lief.  8°.  S.  1—384. 
Wien,  Braumüller,    (a  12  Ngr  ) 

Stattstische  Uebersicht  über  Waarenverkebr  und  Zollertrag  im  deutschen 
Zollvereine  für  das  Jahr  1855.  Zusammengestellt  von  dem  Centrai- 
bureau des  Zollvereins  nach  den  amll.  Mitlheilungen  der  Zollvereins- 
Staaten,    gr.  4.    UI,  191  S.    Berlin,  Reimer.    (iyf  Rthlr.) 

Diel  tri  ei,  Dr.  C.  F.  W- ,  Statistische  Uebersicbt  der  wichtigsten  Gegen- 
stände des  Verkehrs  und  Verbrauchs  im  deutschen  Zollvereine.  Aus 
amtlichen  Quellen  dargestellt.  5.  Fortsetzung.  Zeitraum  von  1849-53. 
gr.8.  Vin,  839  S.  Berlin,  Mittler  *  Sohn.  (5'/s  Rthlr.  I-V.  23»/3  Rthlr.) 

Hermann,  W.%  Die  Verbreitung  der  Stein-  u.  Braunkohle  in  Deutschland. 
Litb.  Karte,    gr.  Fol.   Berlin,  Scherck.   (»/t  Rthlr.) 
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Podet*imky-Tonoor»r  C.  Freth.  e.,  Zur  Henntnist  des  österreichischen 

Grundbesitzes.    W  ien,  Braumüller. 
Colon*,  Agricuttura  dalle  proviocie  Venete.    Veneira.    P.  K 
Gloria,  And.,  DelT  agricultara  del  Padovan«,  lefgi  e cenni  storici.  Opera 

preroiota.  Vol.  II.    Padova,  1856.  8°. 
Die  Benfltsung  der  Berge  und  fliessenden  Wasser  in  Niader-Oesterreicb  für 

die  Landwirtbschaft  u.  Industrie.    Statistisch-topographischer  Befiehl  der 

Handels-  u.  Gewerbekammer  für  Oesterreich  nnter  der  Enns    I.  Bd. 

Kreis  unter  dem  Wiener  Wald.    Wien,  1857.  L  Sommer.    8.    578  S. 

Oesterreich.  Bl.  für  LUermiur  1857,  8.  43. 
Roeoiteall,  Joe.,  Die  Eisenindustrie  des  Hereogthums  Kärnfhen  im  Jahr 

1855.  Wien,  1656.  K.  K.  Hof-  u.  Stsatsdruckerei.  Oeeterr.  Bl.  für 
Literatur,  1857.  Nr.  14. 

Pia/tue,  Th.,  National-ökonomische  Briefe  aus  dem  nordöst).  Böhmen, 
Mit  einem  Vorwort  von  Prof.  Uieekler.  8.  VIII,  148  S.  Prag,  Bell- 
mann.  1856.    (1  fl.  24  kr.  rh.) 

Jahresbericht  der  Handels-  u.  Gewerbekammer  in  Oedenburg  an  ein*  k.  k. 
Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  etc.  über  den  Zustand  der  Landes- 

■ 

kultur,  der  Handels-,  Industrie-  u.  Verkehrsverhältnisse  im  Kammer- 
bezirk im  Jahr  1853.    Oedenburg,  1855.  A.  Reichert.  271  S.  8°. 

Statistische  Arbeiten  der  Pesth-Ofener  Handels-  u.  Gewerbekammer.  1.  2.  Heft. 
Stuhl weissenburg,  Pesth,  1856.  4°.   147  u.  141  S. 

Geschäftsbericht  der  Betriebsdirection  der  ersten  k.  k.  privil.  Donau-Dampf- 
schiflTahrts-Gesellschaft  vom  1.  Decbr.  1854  bis  30.  Nov.  1855.  Wien, 

1856.  Gerold  u.  Sohn.  4°.  24  S. 

Sitzungs-Protokolt  der  Generalversammlung  der  ersten  k.  k.  privil.  Donau- 

DampfschinTahrts-Gesellschaft  vom  10.  Mai  1856.    Wien,  1856.  Gerold 

u.  Sohn.   49  S.  4°. 
Heinnet  ^  M.  J.,  Oesterreich isches  Posthandhucb.    3.  verm.  Auflage.  8°. 

VIII,  332  S.    Wien,  Lechner.    (28  Ngr.) 
Garen  Ha,  A.  U.,  Die  Organisation  der  k.  k.  Österreich.  Armee.  Uebcr- 

sichtlich  dargestellt,  gr.  8.  32  S.    Prag,  Reilmann.    (8  Ngr.) 
Beleuchtung  der  statistischen  Details  Ober  Oesterreichs  Militärmacht,  sein 

Heerwesen  und  dessen  militärische  Verfassung.    Von  Oberst  Carriere. 

gr.  8.  IV,  164  S.    Kaiserslautern,  Menth.    (24  Ngr.) 
Handbuch  für  das  Herzogthum  Schlesien  auf  das  Jahr  1856.  Tropau,  Trassier. 

80.    VIH,  324  S.  - 
Provinaialhandbuch  des  Krakauer  Verweltungsgehfet*  fnr  das  Jahr  1856. 

Krakau,  Bud weiser.  410  S.  8°. 

Prcai««n . 

Die  preussische  Rhcderei  mit  ihren  sammllichen  Seeschiffen  im  Anfang  des 
Jahres  18,">7.  14.  Jahrg.  Zusammengestellt  von  Guetmv  Methler,  Schiffs- 
mackler.  16.  VIII,  53  S.    Stettin,  Saunies,    (7  Ngr). 
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Vaat,  Prof.  Dr  P.  F.  W.,  Monographie  der  Ruhr.  8.  VTII,  227  S  Glessen, 
Ricker.    (1  Rthlr.) 

Baitra.    WürHembcrg;.  Hansover. 

Neueste  Statistik  des  Königreich«  Baiern  und  seiner  «cht  Kreise  Genaue 
m  Angabe  der  Gerichtshöfe,  Kreisstellen,  der  obersten  Kirchenstellen,  der 

höheren  Lehranstalten,  Landgerichte,  Rentamter  u.  s.  w.    gr.  8.   64  S. 

Nürnberg,  Lotrbeek.         Rthlr. ) 
Seuffert,  Dr.  Q.  C.  Leop.,  Statistik  des  Getreide-  n.  Victoalienhandels 

im  Königreich  Raiern ,   mit  Berücksichtigung  des  Auslandes.    Aus  amtl. 

Quellen  bearbeitet.    München,  1857. 
Beschreibung  des  Königreichs  Württemberg.    Herausgeg.  von  dem  k. 

stattst.-topograph.  Bureau.    37.  Heft.    Beschreibung  des  Oberamt«  V»i- 

hingen.  TTT,  255  S.  mit  Karten,  gr.  8.  Stuttgart,  Hallberger.  (1  fl.  36  kr.  rh.) 
Jahresbericht  der  königlichen  Handels-   u    (»ewerbekammer  in  Reutlinien 

für  das  Jahr  1fV56.    Reutlingen,  J.  C.  Nieken  Sohn.  1857.  31  S. 
Kar  marsch*  Dr.  Äf. ,  Die  polytechnische  Schule  in  Hannover.  Zweite 

sehr  verm.  Aufl.    Hannover,  Hahn.  1856.  IV,  276  S.    fl  Rthlr.} 

Cotta ,  Prof.  Rernh^  Kohlenkarte,  auf  welcher  die  Verbreiuingsgebiete  der 
Kohlenformationen  im  Königreich  Sachsen  dargestellt  sind.    Mit  Erlfin- 
terungen dato.  36  S  in  gr.  8.    (IV?  Rthlr.) 
Rauhe.   M. .   Advocat .    Mecklenburgische  Vaterlandskunde.    3.  Lief  8°. 
/  S.  321—480.    Wismar,  Hinstorff    fa  Rthlr.) 

Scbweii. 

Civil-,  Militär-  u.  Kirchen- Etat  des  Schweiserischen  Standes  St.  Gallen  für 
das  Amtsjahr  1856—57.  8».  102  S.  St.  Gallen,  Scbeitlin  u.  Zollikofer. 
(V*  Rthlr.) 

Dänemark.  Schweifen* 

König!,  danischer  Hof-  nnd  Staatskalender.  Staatshandbucb  der  dänischen 
Monarchie  für  das  Jahr  1857.  Herausgeg.  v.  J.  P.  Trap.  466  S.   (3  rd.) 

Statistik  Tabelvserk.  Ny  Rtekke.  Tolvte  Bind.  Förste  Afd. ,  indeholdende 
Tabeller  over  Folkenuengden  efter  Kjnn,  ugift  eller  gift  stand  og  Alder 
i  Kongeiiget  Danmark,  Hertugdftmet  Slesvig  og  Hertugdtrmerne  Holsteen 
ng  Lauenborg  den  1"te  Febr.  1855.  Utgivet  af  det  statistiske  Bureau. 
Kjuhenhavn,  1856.  4°.  240  pp.   (1  Rthlr.) 

Statistisches  Tabellenwerk,  enthaltend  Tabellen  über  die  Waareneinfuhr  nnd 
Ausfuhr,  Schifffahrt  und  Branntweinsproductlon  etc.  des  Königreichs 
Dänemark,  der  Herzogthümer  Schleswig  u.  Holstein  für  das  Jahr  1855. 
Herausgeg.  von  dem  Statist.  Bureau.  Deutsche  Ausgabe  des  13.  Bds. 
Neue  Reihe.  226  S.  4».    Gyldendal.    (1  rd.) 

Meddelelser  fra  det  statistiske  Bureau.  Tredie  Sämling.  214  S.  med  26  Tab. 
8».    Gyldendal.    (1  rd.) 

Trap,  Etatsrath,  F.  />.,  Statistisch-topographische  Beschreibung  des  König- 
reichs Dänemark.  Aus  dem  Dänischen  v.  Christ.  Sarame.  (In  6  Heften.) 
1.  Heft.  gr.  8.  VUI,  1—240.   Kiel,  Schröder  *  Co.   (*/s  Rthlr.) 
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Finantslov  for  finantsaaret  fra  1  April  1856  Iii  31  Marts  1857.  32  S.  4°. 
Kopenhagen,  Schultz.    (32  s.) 

Grill%  C. ,  Stalistiskt  Sammandrag  af  Swcnska  Indelmingswerket ,  eller 
Tabellariska  Förtekninger  öfwer  Armeens  Bostellen  samt  öfwer  samtlige 
Rush.ill  och  RolhSlI  i  Riket.  •  Stockholm,  1856.  8°.  268  pp.  Supplement 
tili  Första  Delen.  8°.  12  pp.  (1  Rthlr.  15  Ngr.)  (Zweiter  Theil  wird 
folgen.) 

Niederlande. 

Staatkundig  en  staathuishoudkundig  vor  1856.  8«  juarg.   Uitgeg.  onder  mede- 

wcrking  van  de  H.  H.  Mr.  ./  Akertdijk  en  anderen.   2«  serie.  3«  jaarg. 

8».  XVI,  419  bl.    Amsterdam,  VYitkamp.    (11.  2,  50.) 
Stat  der  nederlandsche  seemagt  en  koopvardij-vloot  of  1.  Janr.  1856.  96  bl. 

Amsterdam,  van  Tubergen.    (0,  30.) 
Koninglijke  nederlandsche  marine  op  den  1.  Janr.  1856.    Uilgegeven  door 

het  Departement  van  Marine,  gr.  8.   104  bl.    s'Gravenhage ,  van  Clerf. 

(fl.  0,  85.) 

Großbritannien,  »ei»  oatindiache  Beiiliuafen  tl«j. 

Caird,  «f.,  English  agriculture  in  1850  and  1851:  its  condition  and  pro- 

spects.  2«»  edit.  8°.    (14  sh.) 
Weddel,  Roh.,  The  salmon  fishings  in  tbe  river  Tweed.   1857.  Quarl. 

Review.  Jan.  1857.  p.  141. 
Oetker,  Fr.,  Helgoland.    Schilderungen  u.  Erläuterungen.    Berlin,  1855. 

Besser.  IV,  585  S.    (2  Rthlr.  20  Ngr.) 
T hör n ton  t  Ed.,  A  Gazetteer  of  the  territories  um! er  the  government  of 

the  East-India  Compagny  and  of  the  native  states  on  the  continent  of 

India.    Corrected  to  the  tatest  period  by  the  Author.    London,  1857. 

80.   1020  pp.    (8  Rthlr.  12  Ngr.) 
Smith.  Irrigation  in  Southcrn-India ;  the  Cauver ,  Kistinah  and  Godavey. 

London.    8°.    (28  sh.) 
Barrow,  G.,  Ceylon,  past  and  present.    London,  1857.    8°.    200  pp. 

(2  Rthlr.  12  Ngr.) 

Krankreich  und  «eine  Colonieen. 

Bert  in,  Amed.,  De  la  statistique  des  subsistances  et  des  comices  agrjcolcs. 

Paris,  1856.   16°.  214  pp. 
Almanach  de  l'Algerie  pour  1857.   Guide  du  colon;  public  d'apres  les  doru- 

ments  fournis  par  le  Ministre  de  la  guerre.    Paris,  Librairie  du  Centre 

alge'rien.  1856.  I  Vol.  in  32.  Joum.  des  Kcon.  Jannr.  1856.  p.  147. 
B  er  tu  eil ,  A.,  L'Algerie  francaise.    Histoire,  moeurs,  coutumes,  industrie, 

ngriculture.    2  vol.  in  8.  50  f.    (15  fr.) 
St.  Amant,  La  Guyane  francaise,  ses  mines  d'or  et  ses  autres  richesses. 

Paris,  1856.  8*.  182  pp.    (1  Rthlr.) 

Belagen. 

Rapport  general  de  la  chambre  du  commerce  de  Verviers ,  sur  l'etat  du 
commerce  et  de  l'iodustrie  pendant  l'annee  1855.  Adresse7  ä  M.  le 
Ministre  des  afiaires  etrangeres.  8°.   48  pp.    Verviers.    (18  Ngr.) 
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Rapport  g4ne>al  de  la  cbambre  du  commerce  d'Aivera    p.  |'annee 

1855.  58  pp.  et  1  tnbleau.  Anvers. 

Export  de  la  Situation  administrative  des  9  provinees  poor  l'annee  1856. 
9  vol.  in  8». 

Almanac  de  commerce  et  de  l'industrie  du  royaume  de  Belgique,  public 
avec  le  concours  dn  gouvernement  par  H.  TarUer,  sur  les  docomeota 
fournis  par  les  admioistrationt  communales.  Annee  1857.  1  fort  vol. 
Bnixellea.    (5  Rthlr.) 

Annnaire  de  l'industrie,  du  commerce  et  de  la  banque  eo  Belgique  dapres 
les  doouments  recaeillia  et  mn  in  ordre  par  M.  Ed.  Homberg.  U  aunöe. 
1857.  8».  296  pp.    Bruxelles.    (7  Rthlr.  15  Ngr.) 

Annnaire  mtlitaire  ofliciel  pour  1857,  pablie*  aar  lea  docomenU  fournis  par 
le  departement  de  la  guerre.  8.  326  pp.    Bruxelles.    (27>/t  Ngr.) 

Statiatica  del  granducato  di  Toacena.  (Serie  aec.  Tom.  1.  diatrib,  aeconda  ) 
Proapetto  statiatico  delle  case  di  religio«  del  Granducato.  Tom.  II. 
(diatrib.  prima  )  Stato  e  movimento  della  popnlazione  del  Granducato 
nel  1855.   (Di  Attiho  Zuccagoi  Orlandini.)    Firenae,  Tofani.  1856. 

Marvratti,  GL,  Dixionario  generale  dei  common!  d'Italia.  Torioo, 

1856.  120.  290  pp.    (1  Rthlr.) 

Bayle,  John,  The  subalpin  kingdom  or  experiences  and  studiea  in  Savoy, 
Piedmont  and  Genoa.  2  vola.  London,  1856.  8»  XIV,  320,  319  pp. 
(8  Thlr.  12  Ngr.) 

Smith,  Baird,  Italien  irrigation,  being  a  report  oo  tbe  agricultural  canals 
of  Piedmont  and  Lombardy  addressed  to  the  honorable  court  of  directory 
of  the  East-India  Compagny.  2  vols  with  maps  and  plana.  London, 
2<  edit.  1855. 

Spanien. 

Proyeclo  de  reglamento  para  el  estableeimiento  y  conservacion  de  la  estadestica 
de  la  rigueza  territorial  del  reino,  presentado  al  Sr.  Ministro  de  Hacienda 
per  los  Srs.  Dr.  Busehio  Pon»  y  D.  Sebastian  Urin.  Zaragoza,  1855. 
Bedcra.   fol.  130  pp.    (1  Rthlr.  10  N  gr.  Brockhaus.) 

M  or auee Ao  y  Palma,  Genaro,  Observaciones  generales  sobre  la  agri- 
cultura  espaoola  y  la  Organisation  de  su  ensenanza.  Tudela,  1855.  4o. 
132  pp.    (24  Ngr.) 

Graftf,  James,  Die  Hochländer  in  Spanien.  Deutsch  von  Dr.  B.  Susemihl. 
5  Bde.  8.  1433  S.    Leipzig,  Kollmann.    (3»/3  Bthlr.) 

RaMland. 

Beitrage  aur  Kenntntss  des  russischen  Reichs  und  der  angränzenden  Linder 
Asiens.  Herausgeg.  von  K.  B.  v.  Baer  u.  v.  Helmersen.  18.  Bdchen. 
4  Karten    St.  Petersburg,  1856.  8o.  III,  277  pp.    (1  Rthlr.  3  Ngr.) 

Tflrkvi.  Ptrtita. 

Etat  social  des  prineipautes  danoubiennes.   Sc.   32  pp.  Bruxelles. 
Jaksehiteh,   Vladimir,  Statialiqae  de  Serbin.  1"  üvr.    Belgrade,  1855. 
8o.  VI,  73  pp.   (24  Ngr.) 
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Papadopulo  Fr«la#,  /fneW,  La  Bulgarin  aneienne  et  moderne  sous  le 

rapport  geographique ,  archeologique ,  staUstique  el  commerciale.  80. 

III»  »47  S.    St.  Petersburg,  Leipzig,  Vota.    (2  Rthlr.) 
SA««/,  Lady,  Glimpses  of  life  and  manners  in  Persia,  witb  not  es  on  Russia, 

Koords,  Toorcomaoa,  Nestorians,  Khiva  and  Persia.   London,  1856. 

XII,  402  pp.    (4  Rthlr ) 

Aatrfct. 

The  american  almanac  and  repository  of  useful  knowledge  for  the  year  1856. 

Boaton,  Croaby.    London,  Trftbner.     Paria,  Hector  Bossange ,  1855. 

VIII,  376  pp.    (2  Rthlr.) 
Message  from  the  preaident  of  the  United-States  to  the  house  of  oongress 

at  the  commencement  of  the  first  session  of  the  thirty-fourth  congress. 

Part.  III.    Washington,  1855.    432  S 
Report  of  the  secretary  of  the  «täte  of  the  finances.    The  year  ending  Jun. 

1855.    Washington,  Wendeil,  1856    6*3  S. 
S  eher  %er ,  Dr.  V . ,    Wanderungen  durch  die  mittelamerü  anischen  Frei- 
staaten Nicaragua,    Honduras   und  San  Salvador.     Mit  Hinblick  aul 

deutsche  Emigration  und  Handel.     Branschweig,  1857.    (5  II.  15  kr.) 
Andr  e>e ,  AT. ,     Buenos  Ayres  und  die  argentinischen  Staaten.  Leipzig, 

Lork.    1856    (18  Ngr.) 
Mansfield,  Ch.  Btachford,    Paraguay,  Brasil  and  the  Plate.  Lettres 

written  in  1852  —  53.    Cambridge,  1856.    8©.    XXII,  504  pp.  Mit 

1  Karle.    (5  Rthlr.) 
N  q  ii  i  er ,  B.  Q.y  Die  Staaten  von  Central- America.  Leipzig,  Lork.  XLVI1I, 

275  S.    (1  Rthlr.) 

D  a  v  i  8  ,  W.  W.  H.,  El  Gr ingo  ;  or  New -Mexico  and  her  people.  New- 
York,  1857.    8°.    (2  Rthlr.  25  Ngr.) 

Afrie*. 

Voyage  a  la  cdte  Orientale  d'Afrique,  executd  pendant  les  annes  1846, 
1847  u.  1848,  par  le  brick  le  DucouVdic,  sous  Je  comandement  de  M. 
(iiiillain,  capitain  de  fregate,  public*  par  ordre  du  gonvernement.  3  vol. 
in  8°  et  un  atlas  gr.  in  folio.    (Prix  de  l'ouvrage  102  fr.) 

Documenta  sur  l'histoire,  la  geographie  et  le  commerce  de  l'Afriques  Orientale, 
recueillis  et  rediges  par  Guillain.  Publies  par  l'ordre  du  gouverne- 
raent.  2«  partie.  Tome  I«  Paris.  8».  XXIV,  556  pp.  (3  Rthlr.  10  Ngr. 
Brockhaus.) 

H'i/son,  J.  LeightoHi  Western  Africa,  its  history,  condition  and  pro- 
spects.    London,  1856.    8°.    XII,  528  pp.    (3  Rthlr.  12  Ngr.) 

Testa,  E- ,  Notice  statistique  el  commerciale  sur  In  Regence  de  Tripoli 
de  Barbarie.    gr.  8.    34  S.    La  Haye,  Nijhoff.    (fl.  0,  50.) 

Ltm4wirtk»chaftlichf  und  gewerbiiek»  Au4$tellungtB. 

Bericht  über  die  allgemeine  Agrtcultnr*  und  Industrie-Ausstellung  zu  Paris 
iro  Jahr  1855.  Im  Auftrag  des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
etc.    1-4.  Heft.    Herausgeg.  unter  der  Red.  von  Jf,  Noback.   5.  und 
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6*  Heft.    Unte©  der  Red.  von  Prof.  Eberh.  Jonäk.    Wien,  Leipzig, 

Brockhaus.    1656.  57.    (l1/?  Rthlr.) 

Exposition  universeile  de  1855.  Rapports  du  jury  mixte  international,  pub- 
lik sous  la  direction  de  S.  A.  J.  le  prince  Napoleon ,  President  de  la 
comrakaion.    2  vol.  in  4°  de  210  f. 

Le  travail  universel.  Revue  complete  des  oeuvres  de  l'art  et  du  l'industrie 
exposces  ä  Paris  en  1855.  Redigee  sous  la  direction  de  J.  J.  Amoux. 
Tome  II.    Paris,.  1856;    3°.    612  pp.   (2  Rthlr.  10  »fr.) 

Concoura  d'animaux  de  boucherie  eo  LH56,  a  Bordeaux,  Knotet,  Nim  es, 
Lyon,  Lille  et  cortcours  general  de  Poissy.  Compte  rendu  public 
par  ordre  de  S.  Exo.  le  Uimatie  de  l'agriculUire  etc.  Paris,  1856.  8°. 
249  pp.    Mit  12  Litis. 

Gallerte  sämmtMchef  europäischer  und  anssereuropäischer  Münxen  in  ihrer 
wirklichen  Grosse  nebst  genauer  Angabe  ihres  Werths.  22  n.  23.  Lief, 
u.  2.  Bd.  5.  u.  6.  Lief.    8».    Quedlinburg.    Back.    (•  V«  BlMr.) 

Pot  t—  und  Rittnbahnturift, 

Fahrposttftxe  nach  allen  Lindem  der  Erde,  mit  eingeschalteten  Mcileuieigern. 
gr.  8.    III,  175  S.    Neuwied,  Heuser.    (I  Rthlr.) 

Die  Eisenbahnen  und  die  bedeutenderen  Post-  nnd  Dampfscbiffverbindungen 
in  Deutschland  und  den  angrenzenden  Ländern,  mit  Tabellen  der  Extra- 
postxahlungssatze  nebst  rfem  Telegraphenreglement.  Mit  2  Karten  nach 
den  Materialien  des  K.  Postcours-Bureaus  in  Berlin.  1857.  Ausg.  Nr.  1. 
fr.  16.    234  S.    Berlin,  Decker.    (12V2  Ngr.) 

#elr,  J.  Jfc,  Die  Briefpost  in  der  dänischen  Monarchie.  Zusammenstellung  der 
Taten  n.  a\  w.  VIII,  134  8.  Ploen,  1S56.  Eutin,  Völkera.  (l«/a  Rlblr.) 


ßL.  llPSl/lltvIIlc. 
All  gemeint.  Afittre,  Midiere.  Neu*. 

Pitt  mar,  JT,  Die  Geschichte  der  Welt  vor  nnd  nach  Chr.  mit  Bück- 
siebt auf  die  Entwickelung  des  Lebens  in  Religion  and  Politik,  Kunst 
und  Wissenschaft,  Handel  und  Industrie  der  welthistorischen  Völker. 
4.  Bd.  1.  Hälfte»  3.  Lief.  Heidelberg,  1856.  8«.  XLIV,  p.  689- 1148. 
(1  Rthlr.  10  Ngr.  cplt  13  Rthlr.  13»/2  Ngr.) 

Jieeyre  tU  VHUmomt,  Ethnologie  da  TEurope.  Origines,  migration» 
et  etablis.ements  des  differenU  races  qui  ont  peuple  l'Europe.  I  voL 
(2  fr.) 

Eitsnlohr,  Das  Volk  Israel  anter  der  Herrschaft  der  Könige.  Ein 
Beitrag  cur  Einführung  in  die  neueren  Versuche  einer  organischen  Auf- 
fassung der  israci.  Geschichte.    2.  Tbl   Der  Glan»  der  monarchischen, 
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Tbeocratio  und  deren  Verfall.  Leipzig,  1*56.  8*.  YI,  410  pp.  (1  Rthlr. 

18  Ngr.  cplt.  2  Rthlr.  18  Ngr.) 
Schäfer,  Am,,    Demoathenes  und  seine  Zeit.    1.  Bd.    Leiptig,  1857. 

12*.   XLVI,  466  pp.    (1  Rthlr.  5  Ngr.) 
Mo  msen'e   Römische  Geschichte.    2.  Auflage.     Berlin ,  1857.  Weid- 
mann.   Mit  1  Karte  ron  Italien.    I.  Bd.    8«.    XI,  924  pp.    (2  Rthlr.) 
Itmmberi,    Histoire  du  Justinian.    2  vol.  in  8°  de  54»/*  f.    (12  fr.) 
Wattn,  G.  Ueber  die  Anfinge  der  Vasallitit.  Göttingen,  Dietrich.  (24 Ngr.) 
Prüf*,  Rob.y  Zehn  Jahre  Geschichte  der  neuesten  Zeit.  1840—50.  2.  Bd 

Leipzig,  1856.    Weber.    8«.    XXVIII,  498  pp.    (2  Rthlr.) 
Nennet,  Wolfg. ,    Geschichte  der  letzten  40  Jahre.    1816-  1856.  In 

2  Bden.  oder  12  Lief.     1  Lief.  gr.  8.    I.  Bd.  S.  1  -  96.  Stuttgart, 

Krabbe.    (21  kr.  rh.) 
Annuaire  des  dem  mondes.    Histoire  generale  des  divers  etat*    Tome  VI. 

1855-56.    8».   61  f.    (12  fr.) 

Sybel,  H.  v.,    Ueber  den  Stand  der  neueren  deutseben  Gescbichtschrei- 

bung.    Eine  academ.  Rede.    Marburg,  1856.    Erwert.    gr.  8.    16  S. 

(9  kr.  rh.  2'/2  Ngr.) 
Monnmenta  Germania?  historica  inde  ab  anno  5üü  u»oue  ad  a.  1500  ed.  Q. 

ff.  Pert*.    Tome  XIV.    Scriptorum  Tome  XII    Hanover«,  1856.  fol. 

XX VIII,  941  pp.    Mit  5  Tafeln.    (Schreibpap.  16  Rthlr.  Velinpapier 

24  Rthlr.) 

Paulue,  Ed.,  Finanzass.,  Die  Römers!  rassen  mit  bes.  Rücksicht  auf  das 
romische  Zehentland,  nebst  einer  Anleitung  sur  Erforschung  der  alten 
Römerwege.    Stuttgart,  1857.    Ebner  *  Seubert.    32  S.    (24  kr.  rh.) 

Haag,  H. ,  Die  Austro  -  Burgondionen  und  Logionen.  Ein  Beitrag  sur 
Urgeschichte  des  sudmainlfindischen  Ostfrankens.  Leipzig,  1856.  8°. 
IV,  92  pp.    (13»/2  Ngr.) 

Heep,  Dr.  Phil.,  Beiträge  zur  Geschichte  der  unteren  Nahegegend  und 
des  Hunsrückens  unter  der  Herrschaft  der  Römer.  Kreuznach,  1856. 
VIII,  95  pp.    (J5  Ngr.) 

Holtmann,  Chr.,  Die  altgermanische  Landwirtschaft.  Inaug.  Diss. 
4.  III,  78  S.  mit  1  Steintarel.  Göttingen,  1855.  Vandenhoek  u.  Ru- 
precht.   (5/s  Rthlr.) 

J  a  eobi,  Viet. ,  Slaven-  und  Deutschlhum  in  culturhistorischen  Studien 
sur  Anschauung  gebracht,  besonders  aus  Lflnebnrg  und  Altenburg. 
Quellenmass  ige  Beiträge  sur  Geschichte  der  Dörfer  und  Landwirtschaft 
in  Deutschland.  Nebst  3  Tafeln  mit  Abbildungen  von  Dorf-Grundrissen 
Hannover,  1856.    8°.    VII,  151  pp.    (1  Rthlr.) 

Zimmerte,  L. ,  Das  deutsche  Stammgtitsystem  nach  seinem  Ursprünge 
und  seinem  Verlauf.  Tübingen,  1857.  Laupp.  8°  XXIV,  292  pp. 
(1  Rthlr.  15  Ngr.) 
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Witt  mann,  Dr.,    Ucber  die  Stellung  der  algilolfingischen  Herzoge  nach 

Aussen  und  nach  Innen,    gr.  4.    München,  1855.    Frans.    (14  Ngr.) 
Primae,  Stiftsberr,  rF.,  Geschichte  des  deutschen  Reichs  und  des  deutschen 

Volks  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart.  3—11.  Lief.  gr. 

8.    S.  161—856.  Schiusa.  Regensbmrg,  Manz.    (a  24  kr.  V«  Rtblr.) 
Voigts  Joks.y    tieschichte  des  deutschen  Ritterordens  in  seinen  zwölf 

Batleien  in  Deutschland.    1.  Bd.   gr.  a   XII,  675  S.    Berlin,  Reimer. 

(2fy6  Rtblr.) 

D'Ablaing  van  Oiessenburg,    De  duitsche  Orden,  of  beknopte^ 
geschiedenis ,  indeeling  an  Statuten  der  broeders  van  het  duitsche  buis 
van  St.  Marie  van  Jerusalem.   8°.   VIII,  352  bl.  s'Gravenbage,  Nijhoff. 
(fl.  3,  25.) 

W'alterich,  M.t  Die  Gründung  des  deutschen  Ordensstaats  in  Preussen. 
Mit  1  Karte.   Leipzig,  VY.  Engelmann.  1857. 

Beda  Dudyk,  Beitrage  zur  Geschichte  des  deutseben  Ordens  in  Tyrol. 
(Archiv  für  Kunde  Österreich.  Geschichtsquellen.    17.  ß  I.    I,  1856.) 

Dittmer,  Dr.  O.  W. ,  Das  Hufen -Areal  und  die  H  '♦•nhauer  in  den 
theils  zum  Lüheckiscben  Staatsgebiet  gehörigen,  theils  in  Holstein  be- 
legenen Dörfern  des  St.  Johannisklosters  zu  Lübeck  während  des  16. 
und  17.  Jabrh.  Ein  Beitrag  cur  deutschen  Rechtsgeschichte.  8.  57  S. 
Lübeck,  Dittmer.    (Vs  Rthlr.) 

Pf äff ,  Adam,  Deutsche  Geschichte  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die 
Gegeuwart.  (In  4  Bden.)  3.  Bd.  Von  Rudolf  von  Habsburg  bis  Kaiser 
Maximilian.    Braunschweig,  Westermann.  1856.  (21  Lief,  a  8  Ngr.) 

Hm  gen,  Jf  ,  Deutsche  Geschichte  von  Rudolf  von  Habsburg  bis  auf  die 
neueste  Zeit.  2.  Bd.  2.  Abthlg.  Frankfurt  a/M.,  1857.  Meidinger. 
8°.    p.  241-568.    (1  Rthlr.) 

Jürgen*  f  IT.,  Studien  zur  deutschen  Geschichte  und  Polilik.  Die  Ur- 
sachen des  Verfalls  und  Untergangs  des  deutschen  Reichs.  Die  Grün- 
dung des  preussischen  Staats.  Droysen's  Geschichte  der  preuss.  Politik. 
Preussens  Beruf.  Der  preuss.  Österreich.  Antagonism.  Die  Bundesreform, 
gr.  8.    IV,  413.    Bremen,  Strack.    (V/%  Rtblr.) 

Oesterreich. 

Pr  in  finge      A.,   Die  älteste  Geschichte  des  baierisch-österreich.  Volks- 

Stammes.  1.  Tbl.  Salzburg,  1856.  8°.  VII,  243  pp.  (2  Rthlr.  7 72  Ngr.) 
Chmet,  Jos.,    Das  Recht  des  Hauses  Habsburg  auf  Kärnthen.  Wie», 

1856.    8<>.    18  S.    (4  Ngr.) 
Stögmonn,  K.,    Ueber  die  Vereinigung  Kärnthens  mit  Oesterreich.  8*. 

77  S.    Wien,  Braumüller.   (»/«  Rthlr.) 
Lorenm,  0.,   Die  Erwerbung  Oesterreichs  durch  Ottokar  von  Böhmen. 

Wien,  1857.    Gerold's  Sohn.   30  S.   8°.    Zarnkt,  Nr.  11. 
8  c  litt  i  er  v.  Liklou,  F,    Siehenbfirgische  Rechtsgescbichle.  Compen- 

diariscb  dargestellt.    I.  Bd.    Aeusscre  Rechtsgeschicbte  und  öffentliches 
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Recht,  «ermatiatadt,  1655.    8°.    XTT,  463  pp.  n.  Bd.  Geschichte  der 
BechtsqueRen  und  Rechte-Institute.    1.  2.  Lief.    1856.   S.  1-336. 
Wulini,  G.y  Memorie  spetlanti  alla  storia,  a)  goveroo  ed  «IIa  descriaione 
dethi  cita  e  campagtia  di  Milano  ue*  secoli  bassi  raccotte  ed  esamioate. 
Notrv.  edi*.  Vol.  V.  Milano,  1856.  8«.  823  pp.  (a  3  Rthlr.  Brockhaus.) 

Ksiaer  Karls  IV.  Landbuch  der  Mark  Brandenburg  nach  den  handschriftlichen 
Quellen  herausgegeben  von  E.  Fiiicin,  Staatsarchivar  in  Berlin.  Berlin, 
4856.  «ulleüta«.  X«,  d55  8.  gr.  4.    (4  Rthlr.  10  Ngr.) 

Nmrk+r,  >Die  Stamm  ^Müller  der  deutschen  fleirschergescWecbter  an*  dem 
Hause  Hobtnzoflern    Berlin,  Decker.  4a.  Rthlr.) 

Preuaaena  Ruhmes-  und  Ehrenballe  Eine  Darstellung  der  Geschieht«  und 
Entwicklung  des  preusa.  Staats  in  Lebensbeschreibungen  »einer  ge- 
feiertaten  Fürsten,  Helden,  Staatsmänner  o.  s.  w.  Herausgeg.  von  Dr. 
Otto  Farster.    1.  Bd.  I.  Lief.  80.    Sondershauaen,  Neu«?    (4  V*  BlHr.) 

Droynsn*  J.  0tf#J.,  Geschichte  der  preussiachen  Politik.  2.  Tbl.  Die  terri- 
toriale Zeit.  1.  Abth.  gr.  8.  VII,  5205    Berlin,  Veit  A  Co.  (2*/s  Rthlr.) 

1.  II.  1.  Rthlr.) 

Baicrm.  Sieben.    Ucmco.  Lipp«. 

Silbernagt,  Uid.,  Albrocht  IV.,  der  Weise,  Herzog  von  Raiern  u.  seine 
Regierung.  Nach  geschichtl.  Quellen.  München,  1857.  Linda uer  M>. 
10i)  pp.    (10  Ngr.) 

Schleuer,  Prof.  Dr.  ff.  f!a.,  Die  Constitutionen  Chivfurst  August'.«  von 

Sachaen  vom  Jahr  1572.    Geschichtl.  Quellenkunde  u.  dogmengeschichU. 

Charakteristik  derselben.    Nach  grossenlheilo  noch  wo  In  nuteten  Quellen. 

Mit  einem  Nachtrag  von  Dr.  iPr.  Aug  tut  ßiener.    gr.  8.    XVI,  370  S. 

Leipzig,  1857.  Brockhaus.    (2  Rthlr.) 
Hülvee,  Prof.  Dr.,   Die  königliche  polytechnische  Schule   an  Dresden 

während  der  «raten  25  Jahre  ihres  Wirkoas.  Dresden,  Schönfeld.  -gr.  4. 

(15  Ngr.) 

Landau,  Dr.  Gr.,  Beschreibung  des  Hessengaus    gr.  M.   368  8.  Kassel, 

Bertram.  1857.    (l«/3  Rthlr.) 
Mayer,  Beruh.,  Reg.-Rath,  Das  Colonatrecbt  mit  bes.  Rücksicht  auf  dessen 

Entwickelung  u.  jeteigen  Zustand  im  F ü raten tbum  Lippe.  1  Bd.  Lemgo, 

f895.  Meyer.  XYI,  479  S.    (2  Rthlr  ) 

Srhvren. 

Kopp,  'Geschichte  der  -eidgenössischen  Bünde.  Mit  Urkunden.  4.  Bd. 

2.  Abth.  A.  u.  d.  T. :  Die  Geschichte  von  der  Wiederherstellung  und 
dem  Verfall  des  Iii.  Römischen  Reichs.  $.  a.  10.  Rd.  gr.  8.  Luxem, 
1853-56.  Stocker.    (6  fl.  1«  kr.  3  Rthlr.  18  Itgr.) 

Bluni  *  ehti ,  Prof.  Dr.  J.  C. ,  Staats-  n.  Rechtsgeschichte  der  Stadt-  u. 

Landachalt  Zürieh.  3.  Aufl.  2  Tfale  in  1  Bd.  gr.  8.  XV,  894  S.  Zürich, 

1856.  Grell,  Fnssli  *  Co.  Rtiilr.) 
Basel  taa  14.  Jahrhundert.    Herausgeg.  von  der  Basler  histor.  Gesellschaft. 

Mit  1  topogr.  Plan.  Basel,  1856.  80.  VIII,  426  pp.   (2  Rthlr  20  Ngr.) 


Digitized  by  Googl 


191 

IHajer,  Qust,  Die  Geschichte  des  Fürsteuthums  Neuenbürg  mit  bes.  Rück- 
sicht auf  die  neuesten  Vorgange  n.  Verhandlungen.  Chronologisch  dar- 
gestellt und  genealogisch  erläutert  gr.  4.  44  8.  Tübingen,  Lanpp. 
(45  kr.  72  Rthlr) 

Niederlande. 

Codex  diplomaticus  neerlandicus.    Veraameling  van  oorkonden  ,  betrekkelijk 

de  vaderlandsche  geschiedenis.    Uitgegeven  door  bet  historisch  genoot- 

schap  gevestigd  te  Utrecht.   2«  serie.  3»  deel.  1«  tfdeling.  gr.  8.  519  bl. 

Utrecht,  Kemink  en  Zoon.  1855.    (fl.  6,  50.) 
Het  nederlandsche  Rijks-Archief.    Versameling  van  onuitgegeven  oorkonden 

en  bescheiden  voor  de  geschiedeni*  des  Vadcrlands.    llilgeg.  door  Dr. 

R.  a  Bokkuizen  ran  den  Brink  etc.  2«  afl.  8o.  bl.  113-244.  s'Graven- 

hage,  NijhofT.    (fl.  1.  90.) 
Hofdijky  W.  J. ,  Het  nederlandsche  volk ,  gescheit  in  de  verschillende 

tijdpcrken  siiner  onlwikkeling.    Amsterdam,  1856.    8°.    VIII,  454  pp. 

(1  Rthlr.  10'/2  Ngr.) 
Bergmann  van  Zinnie g ,  F.  J.  £L,  Het  voormalig  herlogdom  ßrabant. 

Geschied-  en  rektskundig  toestand  van  dat  Land  etc.    1t  siuk.  s'Her- 

togenboseh,  1856.  8".  p.  1  —  136.    (24  Ngr.) 
Bij tragen  tot  de  oudheidkunde  en  geschiedenes,  inaonderheid  van  Zeeuwsch- 

Vlaandcrn,  veraameld  door  B.  Q.  Janssen  en  J.  U.  van  Dale.  1e  dl. 

2*  st.    Middelburg,  1856.  8°.  p.  109—188.    (21  Ngr.) 
Sehet  tema,  P. ,  Aemstel's  oudheid  of  gedcnkwnrdigheden  van  Amster- 
dam. 2«  deel.    Amsterdam,  1856.  XII,  240  pp.    (2  Rthlr.) 
Bunk,  IV. ,  Slaalhuishoudkundige  geschiedenis  van   den  Amsterdamschen 

Granhandel.    Acad.  Proefschrift.  8o.  XII  en  176  bl.  Amsterdam,  H.  W. 

Moij.    (fl.  1.  50) 

OiDcnurk.  Schwaden. 

0  ei  in g er ,  Ed.  Maria,  Geschichte  des  dänischen  Hofes  von  Christian  II. 
bis  Friedrich  IY.  (In  5-6  Bdn.)  1.  u.  2.  Bd.  8.  XVI,  688  S.  Ham- 
burg, Hoffmanti  dt  Campe.    (21//  Rthlr.) 

Voltaire,  Geschichte  Ktvrls  XII.,  Königs  von  Schweden.  Aus  dem  Fran- 
zösischen von  Dr.  C.  F.  E.  Ludwig.  2.  Aufl.  16.  XV,  308  S.  Ham- 
burg, Schuberth.    (12  Ngr.) 

GrawbrilanieD  and  Irland.  Colaniten. 

Lau,  Dr.  Thaddäus,  Die  Entstehungsgeschichte  der  magna  charta.  Ham- 
burg, 1857.  112  S.   (54  kr.  rh.) 

Kays  history  of  the  parliament  of  England,  whieb  beg*n  Novbr.  3,  1640. 
New  edil.  8°.    (6  sh.  6  d.) 

Annais  of  England:  an  epitome  of  english  history  front  contemporary  writers, 
the  rolls  of  Parliament,  and  other  public  records.  London,  1857.  Vol. 
1-3.  12-». 

Roberts,  The  social  history  of  the  aouthern  counties  of  England  in 
pasl  centnries,  iüustraled  in  regard  to  habits,  raunicipal  lawf,  civil 
progress  etc.    London,  Longman.  588  pp.  8°.    (18  sh.) 
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Strickland,  Agnes ,  Lire»  of  tbe  Queens  of  Scotland  and  euglish  prin- 

cesses  connected  wilh  the  royal  succession  of  Great-Britain.  London, 

1856.  8°.  393  pp.    (4  Rthlr.  6  Kgr.) 
M armion ,  Anl.,  The  ancient  and  modern  history  of  Ibe  maritime  ports  of 

Irelaod.  2<  edil.  652  pp.    (12  ah.  6  d.) 
King,  il.       The  forest  of  Partmoor  and  its  borders;  an  historical  sketeb. 

London,  1857.  12°.  138  pp.    (1  Riblr.  6  Ngr.) 
Serie aiier'  #  History  of  tbe  iron  trade  from  the  earliest  records  to  the 

present  period.    IVew  edit.  8°.    (10  ab.  6  d.) 
The  rise  and  progress  of  Australia  and  IVew-Zealand  in  which  will  bc  found 

a  Colonial  directory  ,  increase  and  habits  of  the  population,  tables  of 

revenoe  and  eipenditure  etc.    ßy  an  Englishinan.    London,  1856.  8o. 

590  pp.    (6  Rthlr.) 

Frankreich. 

TAierrjr,  Recueil  des  monumenta  inödfts  de  l'histoirc  dn  tiers  tftat. 
1«  se>ie.  Cbartes,  coutumes,  actes  munieipaux,  Statuts  des  corporations 
d'arts  et  mdtiers  des  villes  et  comtnuncs  de  France.  Regton  du  IVord. 
Tome  3.    (Araiens.)    In  4o.    91  «/2  f.    (12  fr.) 

Gabourd,  A.,  Histoire  de    France.   Tome  IV- VI.    814-1328.  Paris, 

1856,  57.    In  8o. 

Stephen,  J,  Prof.,  Lecturea  on  the  history  of  France.  2*  edit.  2  vols.  (24  sh.) 
Huquenin,  AUx.,  Suger  et  la  monarebie  francaise  an  XII«  siede.  Paria, 

1857.  8o.  380  pp. 

Stähetin,  4f.,  Der  Uebertritt  des  Königs  Heinrich  IV.  von  Frankreich  cur 
römisch -katbol.  Kirche  und  der  Einfluss  dieses  Fürsten  auf  das  Geschick 
der  franxös.  Reformation  von  dem  Zeitpunkte  der  Bartholomäusnacht  an 
bis  zum  Erlasse  des  Edicts  von  Nantes.  Baael,  1856.  8o.  XXX,  795  pp. 
(3  Rthlr.  15  Ngr.) 

Michelel,  Jul.,  Histoire  de  France  au  seizieme  siecle.  La  Ligue  et  Henri IV. 

Paris,  1856.  8o.  492  pp.    (5  fr.  50  c.  1  Rthlr.  25  Ngr  Brockbaus.) 
Ranke,  Leo  f.,  Französische  Geschichte  vornehmlich  im  16.  u.  17.  Jahr- 
hundert.   4.  Bd.    Stuttgart,  1856.    8.    IV,  360  pp.    (3  Rthlr.) 
Lettres,  Instructions  diplomatique«  et  papiers  d'Jitat  du  Cardinal  de  Richelieu, 

recuetllis  et  publies  par  Avenei.  Tome  II.  1624—27.    Paris,  1856.  4a. 

(4  Rthlr.  Brockhaus.) 
Praf,  R.y  Etudes  hiatoriques,  XVII«  siecle.    Premiere  partie.  1610-60. 

Paris,  1857.  18o.  394  pp.    (6  Rthlr.) 
Noaillee,  Duc  de,  Histoire  de  Mad.  de  Maintenon,  et  dea  prineipauz 

e've'nements  du  regne  de  Louis  XIV.  Tome  3.  gr.  8.  44-1/*  f.  (9  fr.) 
Cousin,  F.,  Stüdes  sur  les  femmes  illustres  et  la  societf  du  XVII.  siecle. 

Paris,  Didier  *  Co. 
Cruseustolpe,  üiagn.  Jmc.  e.,  Der  Versailler  Hof  vom  Anfang  des  18. 

bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrb.    5.  Bd.  VIII,  353  S.   Hamburg,  Hoffiuann 

4  Campe.    (!»/♦  Rthlr.) 
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van  Lodovicus  XVII  en  van  den  hertog  vm  Reichstädt  (Na- 
poleon H.).    18.    96  pp.    Tournai.   (5  Ngr.) 
Normauby,  Marquis  of,  A  year  of  revolution,  froro  a  journal  kept  in 

Pari,  in  the  year  1848.    London,  Longmao.    3  vols.  8o. 
rVeilf,  Atox.,  Zehn  Monate  Volksherrscliaft  vom  24.  Febr.  bii  »uro  10.  Decbr. 
1848.    Aua  dem  noch  nicht  erschienenen  Französischen.  8.  III,  136  S. 
Frankfurt  a.  M.  1857.  Hermann.    (1  fl.  rh.) 
Veron,  L.,  Quatre  ans  de  regne  ou  en  sommes  noua?   Paris,  1857.  8o. 

374  pp.   (1  Rthlr.  20  Ngr.) 
Leg  mar  ie,         Histoire  des  paysans  en  France.    2  vol.  in  8o.  Paris, 

GuiHaume.  (10  fr.) 
Quer  in ,  Leon,  Histoire  maritime  de  France,  comprenant  f  histoire  de« 
provinces,  des  villes  maritimes,  des  colonies,  des  voyagea  et  des  com- 
bats  de  mer,  depuis  la  fondation  de  Marseille  jusqu'a  l'annee  1850. 
Noov.  tfdit.  Tome  V.  Paria,  1856.  8o.  IV,  555  pp.  (4  Rthlr.  5  Kgr.) 
(cplt.  in  6  Bde.) 

Bouckotte,  Rm.,  Recherche«  aur  les  prix  des  blcs  dans  la  Moselle. 
Tableaa  du  prix  des  bles  sur  les  marches  de  Mets  compare*  an  prix 
moyeo  de  la  France,  pendant  les  annces  1800-  50.  Mete,  1856.  8o. 
22  pp.  Mit  4  Tab. 

Lassukliers,  C.  de,  Hiatoir«  de  la  ville  de  Hulhouse  jusqu'  a  sa  reunion 
ä  la  France  en  1798.    Mulhouse,  1856.  8o.  VI,  209  pp. 

Fr sm im ,  C,  Geschichte  und  Zustände  ans  der  Vorzeit  Mülhausens  bis  anr 
Auflösung  der  freireichsstädtischen  Verfassung  1803.  Mühlhauaen,  1856. 
8o.  XV,  183  pp.   Mit  4  Tafeln.   (1  Rthlr.) 


Bosse  ha,  J.,  De  belgische  revoUitie.  üit  des  achrijvera  werk: 

gr.  8o.    II,  247  bl.   Leeuwarden ,  Suringar.    (f.  3,  60.) 


Alhini,  P.  L. ,  Storia  della  legislazione  in  Italia  deila  fondazione  di 
Roma  sino  ai  nostri  tempi  e  in  particolare  nella  inonarchia  di  Savoya. 
2*  ediz.  Parte  1a  Legislazione  Romana.  P.  II*-  Legisl.  del  medio 
evo  c  dcH'  etä  rooderna.  Vigcvano,  1855—  56.  8°.  VIII,  309  pp. 
(1  Rthlr.  10  Ngr.  Brockhaus.) 

jM  i'ßjf,  Canon.,  The  temporal  sovtreignty  of  the  popes;  its  origiae,  the 
victssitudes  etc.  Vol.  I.  Dublin,  1856.  XX,  331  pp.  (2  Rthlr. 
ßrockhaus.) 

Bi'  C  r  i  e  ,  Th.,  Histnry  of  the  progress  and  the  suppreision  of  the  refor- 
mation  in  Italy  in  the  aizteenth  Century.  Vol.  3.  8°;   218  pp.  (6  sh.) 

W ur  s  temker  g  er ,  L*,  Peter  der  Zweite,  Graf  von  Savoyen,  Mark- 
graf in  Italien,  sein  Haus  und  seine  Lande.  Ein  Characterbild  des 
13.  Jahrb.  Diplomatisch  bearbeitet.  1.  TU.  Bern,  1856.  8°.  XLin, 
572  pp.   2.  TW.  VJ,  414  pp.   (a  1  Tiilr.  12.  Kgr*) 

H au  llevil  l  e  ,  Prosper  de,    Histoire  des  communcs  lumbardes  depuis 

Zeiuchr.  für  SimUw.  1857.    »•  Heft.  13 
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leur  origine  jusqu'ä  la  f.n  du  XIII«  siecle.    gr.  in        Tome  I.  495  pp. 
Gand.   (1  Rtblr.  20  Ngr.) 
Pinslli,  FsrdL,  Major,  Piemonts  Militär  -  Geschieht«  vom  Frieden  von 
Aachen  bin  auf  untere  Tage.    Aus  dem  halten,  von  Hauptmann  August 
Riese    3.  Bd.  VIII,  492  S.  Leipzig,  Wigand.  (4  Rthlr.  cpll.  8»/8  Rthlr.) 

Spanien. 

Frier,  Martha  Walker,   Elizabeth  de  Valois,  Queen  of  Spain,  and  court 

of  Philip  II.,  front  numerous  unpublishcd  sources.  2  vols.  748  pp.  (21  sh.) 
Morato,  Ramon  Domingo  <tV,    Esludios  de  ampliacion  de  I»  hisloria  de 

los  cödigos  espanoles,  y  de  sus  inslituciones  sociales,  civil  es  y  politicas. 

Valladolid,  1856.    4°.    376  pp.    (2  Rthlr.  24  Ngr.) 
Ferrer  del  Ate,  Ant.,    Historie  del  reinado  de  Carlos  III  en  Espana. 

Tonto  III  y  IV.    Madrid,  1856.   (Schlug*.)    4°.    (4  Rthlr.) 

Russland. 

Beifke,  H,  Geschichte  de«  russischen  Kriegs  1812.  Berlin  1856.  8». 
VIII,  365  pp.    (2  Rthlr.) 

hlopmann,  Fr.  f.,  Landhofm.,  Kurlindische  Güterchroniken  nach  ur- 
kundlichen Quellen.  1.  Bd.  gr.  8.  XIU,309  S.  Mitau,  1856.  (l»/s  Rthlr.) 

Türkei. 

Hammer- Purgstall,  Dr.  Jo$.  Frh.  Geschichte  der  Chane  der  Krimra 
unter  osmaniecher  Herrschaft  Aus  türkischen  Quellen  susammengetragen. 
Als  Anhang  tur  Geschichte  des  osmamschen  Reichs.  263  S.  Wien, 
Gerold.   (2  Rtblr.) 

Neugebaur,  J.  F,  Die  staatlichen  Verhältnisse  der  Moldau  u.  Wallacbei, 
in  geschichtl.  Zusammenstellung.    Breslau,  Kern.  1856. 

Bansen,  Ch.  C.  Jost,  Aegyptens  Stelle  in  der  Weltgeschichte.  Geschichtl; 
Untersuchung  in  5  Büchern.  4.  u.  5.  Abth.  Gotha,  1857.  F.  A.  Perthes. 
XXXIV,  608  pp.    (3  Rthlr.) 

Reed,  H. ,  Two  lectures  on  the  history  of  the  american  Union.  Phila- 
delphia, 1856.  8o.  68  pp.    (25  Ngr.) 

Drake,  Sm.  G.y  History  and  antiquities  of  Boston,  the  capital  of  Massa- 
chusetts and  Metropolis  of  New-England  front  its  settlement  in  1630  to 
the  year  1770.  Also  an  introduetory  history  of  the  dtscovery  and 
settlement  of  New-England,  with  notes  critical  and  illustrative.  Boston, 
1856.  So.  850  pp.    (14  Rthlr.  12  Ngr.) 

Thompson,  Vishey,  The  history  and  antiquities  of  Boston.  Boston,  1856. 
8o.  850  pp.    (12  Rthlr.  15  Ngr.) 

Yoakum,  H.,  History  of  Texas,  front  its  first  settlement  in  1685  to  its 
annexation  to  the  united  states  in  1846.  2  vols.  New- York,  1856.  8o. 
482  u.  576  pp.    (11  Rthlr.  6  Ngr.) 

HawkSj  Fr.,  Narrative  of  the  expedition  of  an  american  squadron  to  the 
China  Seas  and  Japan,  performed  in  the  years  1*52,  53,  54,  onder  the 
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command  of  Coraraodorc  M.  C.  Perry ,  by  order  of  the  govcrnment  of 
the  United  State».  Pobliahed  by  order  of  the  Congress  of  the  U.  St 
Washington,  1856.  4*.   XVIII,  537  pp.    (25  Rthlr.  6  Ngr.  Brockhana.) 

^.^■^f.'tnli.     MTV  i  mm 

i/rirn((J i  i  3<.  rit  t    n  ~  i  r y  , 

Letten  from  head-quarters;  or  the  realities  of  war  in  the  Crimea.    By  ni 

officer  on  the  StaflT.    2  vols.    London,  1856.  8. 
Deapalches  and  pnpers  relative  to  the  campnign  in  Tarkey,  Asia  Minor  and 

the  Crimca,  illnstrated  wilh  original  plana  and  drawings.    Compiled  and 

arranged  by  Capt.  Sayer.  With  a  copions  appendii.  8o.  451  pp.  (21  ah.) 
Dueasse ,  A.,  Pröda  historique  des  Operations  militairea  en  Orient,  Man 

1854  ä  Octbr.  1855.    1  vol.   8.    (6  fr.) 
Vaitlrnnt,  Rapport  präsente*  a  l'Eropereur  aur  l'organisation  de  l'armäe  da) 

rOrient.    Paris,  1856.    8o.    45  pp.    (1  Rthlr.  Brockhana.) 
Tulloch,  The  Crimean  commission  and  the  Chelsey  Board:  being  a  review 

of  the  proceedings  and  report  of  the  Board.  London,  1857.  8o.  176  pp. 

(1  Rtblr.) 

The  history  of  tbe  baltic  rampaign  of  1854,  from  documents  and  other 
materials  puMished  by  Vice-Admiral  Sir  C.  Napier.  8o.  655  pp.  (16  ah.) 

Binder,  W. ,  Der  Krieg  gegen  Rassland  in  den  Jahren  1853 — 56.  8°. 
200  S.   Heilbronn,  1856.  Claas.    (l/s  Rthlr.) 

AM.  w  *P,m. 

(Ä  n  t 'S  chkt,  Prof.  Dr.  K.  II-,)  Die  Wappen  der  deutschen  freiherrlichen 
und  adeligen  Familien  in  genauer,  vollständiger  and  allgemein  verstand- 
lichcr  a5 cä oh rc ibu n «  Mit  ^^o^chiohtlichcn  und  urkundlichen  ^^soh^^oitco« 
3.  Bd.   gr.  8.   VI,  490  S.    Leiptig,  0.  Weigel.  (4  Rthlr.) 

Das  Buch  der  Ritterorden  und  Ehrenxeichen.  Geschiebte,  Beschreibung  and 
Abbildungen  der  Ineignien  aller  Ritterorden,  Militär-  and  Civilehren- 
aeichen  o.  a.  w.  Nebst  einer  Aaswahl  der  vorzüglichsten  Kostüme. 
2.  Ausgabe  fortgeführt  bis  1855.  1.  Bd.  mit  cc  1000  Zeichnungen. 
(17  Rtblr.  20  Ngr.) 

Rietstap,  J.  0.,  Handboek  der  wapenknnde.  I.  Geachiedenia  der 
wapenkunde.  II.  de  practijk  der  wapenkunde.  III.  regiaters  der  wapena 
van  den  thana  bloeijenden  nederlandschen  adel.  etc.  Gouda,  1856.  57. 
80.   XU,  522  pp.    (5  Rthlr.) 

Polinteh*  und  tocial«  Ptrsöniichkwif.  Memoirtn. 

Worsley,  17.,   The  lifo  of  Martin  Luther.   2  vols.   London,  1856.  8°. 

(9  Rthlr.  18  Ngr.  Brockhaus.) 
Qsgern,  Hr.  v.f    Das  Leben  des  Generals  Friedrich  v.  Gagern.  3.  Bd. 

Litern.  Nachlas»    gr.  8.   IV,  617  S.   Leipzig  u.  Heidelberg,  C.  Fr. 

Winter,    (a  2»/s  Rthlr.) 
Sir  Robert  Peel  as  a  type  of  stotesmanship.  By  Jelinger  Symons.  London, 

Longmann.    8o.    (5  sh.) 
Memoirs  by  Sir  Rokert  Psel.    Secood  and  concluding  vol.  (1*  Formation 

13« 
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of  the  new  govermnent,  1834-35.  II.  Rcpeal  of  the  com -law. 
1845-  46.)    Edited  by  Bari  Stonhope  and  tfrfic,  Vmnhctii.  *>. 

Tbe  life  »ad  opinions  of  Genenil  Sir  Charte*  {James  Napier.  Vol.  1  ood  2. 
London,  1857.    8o.    920  pp. 

.ff  a  y  e  r ,  Jürgen  Bona  ,  Voltaire  und  Rousseau  in  ihrer  socialen  Bedeu- 
tung dargestellt.    Berlin,  1856.    8o.    XVI,  212  pp.    (20  Ngr.) 

Napoleon  II.  Review  of  his  life,  characler  and  policy.  With  exlracts  from 
his  writings,  and  speeches,  and  refercnces  to  contemporary  opiniona 
by  a  british  Officer.  London,  1857.  8o.  XII,  426  pp.  (4  Rtblr.  28  Ngr. 
Brockhanf.) 

De  Puy,  B.  W.,    Louis  Napoleon  aud  the  Bonaparte  family.  New- 

York  and  Auburn.    8o.    157  pp.    (2  Rthlr.  12  Ngr.) 
Bade,    Reminiscenzen  und  Characterzüge  aus  dein  Leben  Nicolaus  L  X, 

149  S.    Berlin,  Literar.  Comptoir.    (I  Rthlr.) 
E  e  h  *  I  e  t  n  ,  F.  Ed.,  Herinnering  aan  de  nagedactenis  van  Reizer  Niko- 

lans  I.    Paulowitsch,  votgens  de  oorsprongelijkc  Russische  bronnen. 

8o.  4  en  206  Bl.  Amsterdam,  1856.  Gilbers.  (8.  5.  Prachtezeropl.  fl.  10.) 
Irving-Wathington,   Life  of  George  Washington.   Vol.  3.  New- 

York,  1856.    8o.    523  pp.    (5  Rthlr.  18  Ngr.)    Deutsch.  Bd.  II.  8. 

XVI,  4SI  S.    Leipzig,  Brockhaus,    (h  1  Rthlr.) 
Adams,  Ch.  Fr.,  Tbe  life  of  John  Adams,  second  president  of  tbe  United 

States.  By  his  grandson.  Boston,  1856.  8«.  684  pp.  (5  Rthlr.  18  Ngr.) 
Tbe  private  correspondence  of  DanuU  Wehster.  Edrteti  by  fieleher  Wehster. 

2  vols.  Boston,  1857.  8o.  VIII,  540  n.  575  pp.  (9  Rthlr.  10  Ngr.) 
Sinuc  her,  Sern.  Ch.,   The  life  of  Col.  John  Ch.  Fremontand  bis  närra- 

tive  of  explorations  and  odventurea,  in  Kansas,  Nebraska,  Oregon  and 

California.   New-York  and  Auburn,  1856.   8o.   493  pp.   (8  Mthlr.) 
O liu  k  i  c  h ,    Sim.  Dizionario  biografico  degli  uomini  illastri  della  Dal- 

maiia.    Vienna,  1856.  8o.    VIII,  385  pp.   (1  Rthlr.  10  Ngr.  Brockh.) 


XI.  Vermischte  Schriflen. 


XII.  Zeitschriften»). 

Deutsche  Vierteljahrsschrift.  Jahrg.  1857.  1.  2.  Heft  (Nr.  77  u.  76.)  gr.  8. 
Stuttgart,  Cotta.    (Jährlich  4  tiefte  12  fl.  ,rh.) 

The  Edinburgh  revkw,  or  crUical  jooroal.  1857.  1.  Heft.  (Nr.  3.13.)  Lon- 
don, Longman.   Edinburgh,  Black.   Jährlich  4  Hefte.  («  6  ah.) 

The  quarterly  review  1857.   Jaor.  Heft.   (Nr.  201.)   London,  Ifurray. 
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Das  Jahrhundert.    Zeitschrift  für  Literatur  und  Politik.    2.  Jahrg.  1857. 

52  Nrn  a  2—3  Bog.    4o.   Hamborg,  Meissner.    (Viertel).  8/*  Rthlr.) 
Württembergisches  Archiv  für  Recht  and  Rechtsverwaltung  mit  Einschluss 

der  Administrativjustii.    Nene  Folge  der  Monatschrift  för  die  Justix- 

pflege.    Herausgeg.  von  Oberlribunalrath  Sarwey    Stuttgart,  Chr.  Pr. 

Cotta  s  Erben.  1857.    (3  fl.) 
Württembergisehe  Jahrbücher  för  vaterländische  Geschichte,  Geographie, 

Statistik  und  Topographie.  Herausgeg.  von  dem  hon.  statistisch-topo- 
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I.  AbhaudluDgeu. 

Die  neuesten  Agrargesetze  des  Königreiches  Hannover» 

Von  Hansscn. 


Zweiter  Artikel1). 
Die  Aufhebung  von  Weide-Rechten. 

Die  hannoversche  Gesetzgebung  Uber  diesen  Gegenstand  fasst 
die  Ablösung  der  servitutischen  Weiderechte  und  die  Aufhebung 
der  wechselseitigen  Weiderechte  (sogen.  Koppelweide-Berechti- 
gungen) auf  privativen  Grundstücken  zusammen  und  enthält,  wie 
dies  die  Natur  der  Verhältnisse  erfordert,  besondere  Bestimmungen 
in  Bezug  auf  die  Beseitigung  der  Feldweide,  der  Wiesenweide 
und  der  Forstweide.  Die  gemeinschaftlichen  Weiderechte  auf  Ge- 
meinheiten erlöschen  mit  Theilung  der  letzteren,  bei  welcher  Ge- 
legenheit auch  die  Aufhebung  etwaiger  servitutischer  Weiderechte 
an  den  Gemeinheilen  durch  entsprechende  Landabfindung  von 
selber  eintritt  — 

Wir  haben  es  hier  ursprünglich  nur  mit  einer  provinciellen 
Gesetzgebung  zu  thun,  welche  die  sämmtlichen,  die  Aufhebung 
der  verschiedensten  Weiderechte  betreffenden  Bestimmungen  in 
den  Gemeinheitstheilungs- Ordnungen  zusammen  fasste,  die,  wie 
schon  früher  bemerkt,  eine  klare,  stringente  und  bündige  Fassung 

1)  S.  Bd.  X1U.  dieser  Zeitschrift  p.  61.  ff. 
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überhaupt  gar  sehr  vermissen  lassen  und  diesen  Tadel  speciell 
auch  in  dem  hier  zu  besprechenden  Punkte  verdienen. 

Es  ist  jetzt  nicht  mehr  von  praktischem  Interesse,  auf  diese 
weiderechtliche  Legislatur  ganz  detailirt  und  unter  Berücksichti- 
gung aller  Abweichungen  in  den  einzelnen  Provinzen  einzugehen ; 
für  den  vorliegenden  Zweck  wird  es  genügen,  aus  der  Gemein- 
heitstheilungs-Ordnung  für  das  Fürstentbum  Lüneburg  vom  25. 
Juni  1802,  welcher  die  später  erlassenen  Gemeinheitstheilungs- 
Ordnungen  nachgebildet  worden  sind,  die  wichtigsten  Sätze  über 
Beseitigung  von  Weiderechten  mitzutheilen  und  nur  einige  haupt- 
sächliche Modificationen  der  übrigen  Gesetze  anzudeuten,  wobei 
jedoch  von  dem  eigenthümlichen,  aus  der  westphälischen  Marken- 
verfassung sich  erklärenden  Osnabrückischen  Gesetze  abgesehen 
werden  soll. 

Feld-Weide.  Auf  Ablösung  der  Weide-Servituten  kann 
nur  der  pflichtige  Grundeigentümer  (nicht  auch  der  Hütungs- 
Berechtigte)  antragen,  aber  auch  nur  dann,  wenn  man  zu  einer 
Specialtheilung ')  oder  sonstigen  erheblichen  Kullurverbesserung 
schreiten  will.  (Zusatz  für  Bremen  und  Verden :  oder  wenn  nach 
dem  Ermessen  der  Landdrostei  die  Aufhebung  der  Feldbehütung 
an  sich  für  eine  erhebliche  Kulturverbesserung  zu  hallen.)  Der 
Werth  der  Feldbehutung  ist  dann  nach  Sommer-Kuhweiden  an- 
zuschlagen und  der  Betrag  hiefiir  dem  Berechtigten  „aus  der 
zur  Theilung  bestimmten  Gemeinheit"  anzuweisen*). 


1)  Theilung  einer  Gemeinheit  unter  die  einzelnen  Interessenten  einer 
Dorfschaft  im  Gegensätze  zur  blossen  General-Theilung  oder  Auseinander- 
setzung verschiedener  DoH'schaflen  etc.  etc. 

2)  Da  eine  anderweitige  Abfindung  gegen  den  Willen  des  Berechtigten 
nicht  angegeben  ist,  so  begreift  man  nicht,  wie  eine  Provokation  bloss  auf 
Grund  beabsichtigter  und  zu  erwartender  Kulturverbesserung  ohne  gleichzei- 
tige Theilung  der  Gemeinheit  den  Berechtigten  zwingen  kann,  die  Ablösung 
sich  gefallen  zu  lassen.  Allerdings  könnte  er,  was  das  Gesetz  auch  wohl 
will,  mit  einer  Quote  der  Gemeinheit  in  diesem  Fall  abgefunden  werden, 
während  der  Öhrig  bleibende  Theil  der  letzteren  unter  gemeinsamer  Be- 
nutzung der  Interessenten  verbleibt.  Dann  ist  aber  eben  die  Gemeinheit  nicht 
„zur  Theilung  bestimmt4*.  Die  G.-Thl.-O.  för  Bremen  und  Verden  hat 
den  Zusatz,  dass  wenn  die  Abfindung  aus  der  Gemeinheit  schwierig  oder 
för  den  Berechtigten  unbillig  tat,  daun  die  Entschädigung  durch  Abtretung 
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Die  Provokation  ist  gültig,  wenn  die  Hälfte  der  Stimmen, 
nach  Grundbesitz  abgewogen,  den  Antrag  stellt.  Dies  sagt  die 
G.-Thl.-O.  Tür  Bremen  und  Verden  ausdrücklich  und  ist  für  die 
Lüneburgische  und  die  übrigen  aus  den  Provokationsbestimmungen 
in  Betreff  der  Specialtheilung  der  Gemeinheiten  und  der  Ablö- 
sung der  Wiesen-Weide  zu  schliessen. 

Wechselseitige  Weiderechte  fallen  auf  Provokation  „des 
einen  oder  anderen  Theiles  der  Hülungsbcrechl  igten"  woff  und 
zwar  der  Regel  nach  durch  Compensation.  Das  Gesetz  scheint 
hiebei  den  Fall  vor  Augen  gehabt  zu  haben,  wenn  ein  abgeson- 
dertes Rittergut  (Kammergut  etc.  etc.)  und  bäuerlicher  Grundbe- 
sitz oder  auch  mehrere  benachbarte  Feldmarken  gegenseitig  ihre 
Felder  bewciden.  Die  Fassung  passt  aber  nicht  auf  die  Abstim- 
mung der  Genossen  einer  Feldmarkung  unter  sich  über  die 
Abschaffung  der  gemeinschaftlichen  Feldweide,  wobei  nicht  von 
zweien  Theilen  (Parteien),  sondern  nur  von  mehr  oder  weniger 
Stimmen  die  Rede  sein  kann. 

In  den  G.-Thl.-O.  Tür  die  Fürstentümer  Calemberg,  Göt- 
tingen und  Grubenhagen,  für  das  Fürstenthum  Hildesheim  und  für 
die  Grafschaften  Hoya  und  Diepholz,  also  für  die  mittleren  und 
südlichen  Provinzen,  in  welchen  die  Schafzucht  einen  Hauptzwetg 
der  grösseren  Oekonomie  bildet,  sind  nur  noch  im  Interesse  der 
Gutsschäfereien  starke  Beschränkungen  der  Provokation  auf  Ab- 
lösung der  Feldweide  angeordnet  worden  und  zwar  in  der  zu- 
erst genannten  G.-Thl.-O.  folgende: 

Die  Provokation  gegen  die  Feldweide  der  Schäfereien  ist 
nur  zulässig,  wenn  eine  Verkoppelung  erfolgen  soll.  Aber  auch 
dann  kann  der  Berechtigte  nicht  gezwungen  werden,  die  Ablö- 
sung sich  gefallen  zu  lassen,  sofern  er  nachweist,  dass-die  Schä- 
ferei nachher  ungeachtet  des  zu  erhaltenden  Weide-Aequivalentes 
nicht  in  dem  bisherigen  Zustande  erhalten  werden  könne. 

Dieser  Beweis  wird  durch  das  Gutachten  dreier  sachver- 
ständiger Oekonomen  geführt,  die  selbst  im  Besitze  grös- 

eines  Theiles  der  privativen,  servitutfreien  Felder  tu  leisten  ist.  Dies  ist 
jedoch  in  den  allermeisten  Fillen  ohne  gleichseitige  Verkoppelung  ginzlich 
unausführbar  und  diese  konnte  durch  Provokation  damals  noch  nicht  er- 
zwungen werden. 
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serer  Schäfereien  sein  müssen ;  jede  Partei  ernennt  einen 
derselben,  den  dritten  die  Landcsökonomie-Behörde.  Das  anzu- 
weisende Weide-Aequivalent  muss  nicht  nur  für  eine  gleiche 
Stückzahl  Schafe  reichen,  sondern  auch  ebenso  gesunde  Weide 
darbieten.  Ist  der  Berechtigte  mit  derselben  Heerde  auf 
mehreren  Feldmarken  berechtigt  und  wird  auf  einer  derselben 
provocirt,  so  kann  er  (der  sonst  kein  Provokationsrecht  hat)  in 
Betreff  der  übrigen  Feldmarken  provociren.  In  solchem  Falle  bat 
aber  die  Landesökonomiebehörde  über  die  Zulässigkeit  der  Pro- 
vokation der  ersten  Gemeinde  zu  entscheiden.  Bei  Ausmittelung 
des  Weidc-Aequivalcnts  soll  auf  die  Lage  der  übrigen  Abfin- 
dungen1) des  Berechtigten  Rücksicht  genommen  werden.  Ab- 
gesonderte Schäfereien,  die  stets  verpachtet  gewesen  (Schaferei- 
Berechtigtingen,  die  nicht  mit  einem  landwirtschaftlichen  Haushalte 
des  Berechtigten  wegen  der  Entfernung  der  betreffenden  Feld- 
mark in  Verbindung  stehen)  werden  nach  dem  10  oder  20jäh- 
rigen  Durchschnitte7)  der  seitherigen  Einnahme  äquivalirl  und 
zwar,  wenn  die  Umstände  es  gestatten  und  der  Berechtigte  es 
verlangt,  in  Grund  und  Boden,  sonst  in  Naturalien,  vorzugsweise 
Korn,  oder  auch  auf  Wunsch  des  Berechtigten  in  deren  Geld- 
werth nach  zehnjährigen  Durchschnittspreisen3).  Die  Aufhebung 
der  FeldbehUtung  erfolgt  aber  erst  nach  Ablauf  der  Puchtcontracte 
oder,  wenn  diese  länger  als  drei  Jahre  noch  laufen,  nach  3  Jahren, 
von  der  Zeit  der  Regulirung  an  gerechnet. 

Wiesen-Weide.  Jeder  Eigentümer  einer  isolirten.  selbst- 
ständig zu  benutzenden  Wiese  kann  die  Aufhebung  der  Frühlings- 
oder Herbst-Behütung  (Wiesen-Frellung)  beantragen,  der  Be- 
rechtigte aber  nicht.  Stehen  die  Wiesen  in  einem  solchen  Zu- 
sammenhange, dass  durch  die  Aufhebung  der  Frettung  auf  der 


1)  Darunter  wird  der  durch  die  gleichzeitige  Verdoppelung  (die  conditio 
«ine  qua  non),  oft  auch  durch  die  gleichseitige  Specialtheilung  zusammrnge- 
braebte  Länderei-Complex  des  Berechtigten  verstanden  sein. 

2)  Das  Gesetz  bestimmt  nichts  Näheres  darüber,  wann  der  10jährige 
und  wann  der  20jährige  Durchschnitt  zur  Anwendung  kommen  soll.  Beim 
Dissens  der  Parteien  wird  hierüber  die  leitende  Behörde  nach  eigenem  Er- 
messen zu  entscheiden  gchaht  haben. 

3)  Die  Hildesheimer  G.-ThUO.  verlangt  30jahrige  Durchschnittspreise. 
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einen  die  Frettung  auf  der  anderen  Seile  sehr  erschwert  oder 
verhindert  werden  würde,  so  muss  die  Ablösung  insgesammt  ge- 
schehen auf  Provokation  von  mindestens  der  Hälfte,  nach  Fläche 
bemessen  •). 

Bei  gegenseitiger  Frettung  findet  in  der  Regel  Compensa- 
tio!! statt,  bei  einseitiger  ist  nach  dem  Prinzipe  zu  entschädigen, 
dass  in  der  Regel  die  Frühlings-  und  Herbst-Frcltung  den  sechs- 
ten Theil  des  Nutzungswerthes  der  Wiese  ausmacht.  Nach  die- 
sem Maassstabe  erhält  der  Berechtigte  das  Aequivalent  in  Grund 
und  Boden  (aus  der  Wiesen-Flache  selber,  oder  aus  der  Ge- 
meinheit oder  sonst),  aussersten  Falls  in  einer  Rente  von  Heu 
oder  Früchten. 

Hat  aber  die  Frettung  bloss  im  Frühlinge  oder  bloss  im 
Herbste  stattgefunden  oder  glaubt  sich  die  eine  oder  andere  Partei 
durch  das  */$  erheblich  verkürzt,  so  kann  jede  auf  Schätzung  des 
Werlhes  der  Frettung  antragen,  welcher  sodann  nach  Kuhwei- 
den berechnet  wird. 

Forst  weide.  Auf  Ablösung  von  Weideberechtigungen 
in  bestandenen  Holzungen  (das  Gesetz  giebt  näher  an,  wann  ein 
Forstgrund  noch  als  bestanden  anzusehen)  kann  nur  der  Forst- 
eigenthümer  provociren,  von  Weideberechtigungen  auf  unbestan- 
denem Forstgrunde  auch  der  Berechtigte. 

Das  Maximum  der  Entschädigung  bestimmt  sich  durch  die 
Weide,  die  zur  Zeit  der  Auseinandersetzung  vorhanden;  die  Be- 
rechtigten bekommen  aber  weniger,  wenn  sie  auf  ihren  Gemein- 
heiten ihr  Bedürfniss  so  weit  befriedigen  können,  dass  sie  der 
vorhandenen  Holzweide  nicht  völlig  bedürfen;  dann  kommt  dem 
Forsteigenthümer  der  überflüssige  Weideraum  zu  Gute.  Die  Ab- 
schätzung geschieht  nach  Kuliweiden.  Die  Enlschädigungsfläche 
wird  so  angerechnet,  wie  sie  nach  geschehener  Abholzung  zur 
Weide  geeignet  ist ;  die  Stöcke  und  Baumwurzeln  muss  der  Forst- 
eigenthümer als  Vergütung  für  die  Ausrodungs-  und  Ebnungs- 


1)  IrrthOmfich  steht  p.  339  der  städtischen  Aktenstücke  von  1856,  dass 
nach  $  120  der  Löneb.  G.-Thl.-O,  hiezu  ein  Mehrheitsbescbluss  bis  jetzt  er- 
forderlich gewesen  sei, 
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kosten  zurücklassen,  wenn  er  es  nicht  vorzieht,  diese  Arbeit  für 
seine  Rechnung  besorgen  zu  lassen  '). 

Dem  Forsteigenthümer  soll  mindestens  die  Quote  (unter 
Errechnung  der  Ansprüche  etwaiger  Holzberech ligler)  verbleiben, 
welche  er  seither  behufs  der  Forstcultur  in  Zuschlag  zu  bringen 
befugt  war  und  die  daher  von  den  Weideberechtigten  nicht  be- 
nutzt werden  durfte.  Ist  nicht  ein  anderes  Verhältniss  rechts- 
kraftig geworden  und  können  in  Betreff  des  unbestandenen  Forst- 
grundes die  Weideberechtigten  nicht  etwa  nachweisen,  dass  das 
Weide-Terrain  durch  Ansassigmachung  sogen.  Anbauer  und  durch 
Land-Ausweisungen  zu  ihrem  Nachtheil  fühlbar  beschränkt  wor- 
den, so  gilt  als  allgemeine  Minimal-Quote: 
Bei  unbestandenem  Forstgrunde  Vit, 

bei  bestandenem  Vio  fiir  Baumholz  (einerlei,  ob  Bau-,  Nutz- 

oder  Brennholz), 
und  lU  Air  Schlaghölzer, 
welche  hauptsachlich  durch  Fortpflanzung  der  Stämme  aus  den 
Wurzeln  wieder  angezogen  werden. 

Diese  provinzielle  Gesetzgebung  erfuhr  nun  zunächst  einige 
Abänderungen 

1)  durch  §.  38  und  39  des  Verkoppelungsgcselzes  vom 
30.  Juni  1842: 

Bei  einer  Verkoppeln (Zusammenlegung)  können  auch 
die  Berechtigten  auf  Ablösung  ihrer  Weidegerechtsainen  an- 
tragen, jedoch  nur  dann,  wenn  mit  dieser  Operation  die  Spe- 
cialtheilung  der  Gemeinheit  verbunden  wird.  Das  den  Schä- 
ferei-Berechtigten (in  einigen  Landest  heilen)  zugestandene 
beschrankte  Widerspruchsrecht  gegen  Aufhebung  der  Feld- 
behütung  mit  den  Schafen  soll,  wenn  dtc  dieser  Behiitung  un- 
terworfene Feldmark  verkoppelt  wird,  wegfallen,  insolerne  eine 
im  Vorverfahren  anzustellende  Untersuchung  ergiebl,  dass  der 
Berechtigte  für  die  aufzuhebende  Feldbejiütung  die  in  den  pro- 


1)  Zusatz  für  Bremen  und  Verden:  Bei  gleicbaeitiger  Gemeinheifethei- 
lung  kann  der  Forsteigenthümer,  wann  er  Mit-Intcreaaent  der  Gemeinheit 
iat,  die  Entschädigung,  atatl  in  einem  Theile  dea  Forstgrundes,  aua  der  ihm 
anfallenden  Gemeinheitsquote  leisten. 
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vincieilen  Theilungsordnunijen  bestimmte  Entschädigung  erhal- 
ten kann.  Zu  dieser  Untersuchung  sind  drei,  der  Schäferei 
kundige  Sachverständige  zu  wählen  und  zwar  von  jedem  Theüe 
einer  und  von  der  Obrigkeit  der  dritte.  Es  kann  jedoch  jeder 
Theil  die  gewählten  Sachverständigen  ablehnen,  wenn  sie  nicht 
Schäfereien  als  Eigenlhümer,  Verwalter  oder  Pächter  betreiben  '). 
2)  Durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1848  wegen  theilweiser 

Abstellung  der  WiesenbebUtungen  und  Verkoppelung  von  Wie-  - 

senflächen : 

Ist  die  Wiesenbehütung  in  gewissen  Jahreszeiten  für  die 
Wiesennutzung  besonders  nachtheilig ,  so  kann  auf  die  Abstel- 
lung derselben  während  solcher  Zeiten  angetragen  werden, 
ohne  dass  die  gänzliche  Aufhebung  der  Wiesenbehütung  er- 
forderlich ist.  Es  darf  aber  dieser  so  abzustellende  Theil  der 
Wiesenbehütung  nicht  mehr  als  die  Hälfte  des  Wertbes  der- 
selben während  ihrer  ganzen  Dauer  befassen.  Hinsichtlich  der 
Provokation  und  Entschädigungen  sind  die  Bestimmungen  der 
provinziellen  G.-Thl.-O.  anzuwenden.  Um  die  Entschädigung 
in  Grund  und  Boden  zu  erleichtern,  soll  die  Verkoppelung  der 
betreffenden  Wiesen  allein  —  ohne  Verkoppelung  der  übrigen 
Feldmark  —  in  gleicher  Weise  zulässig  sein,  als  .  die  Verkop- 
pelung einer  ganzen  Feldmark.  Kommt  es  nicht  zu  einer  sol- 
chen Wiesen-Verkoppelung  und  ist  anderweitig  die  Entschä- 
digung in  Grund  und  Boden  nicht  zu  bewirken,  so  wird  letztere 
als  Jahresrente  in  Heu  ausgeworfen,  die  jedoch  bis  zum  Ab- 

■ 

1 )  Hieran  scbliesst  sich  die  Bestimmung  von  $.  40  dieses  Gesetzes,  das«, 
wenn  die  Aufhebong  der  Feldbehutung  nicht  su  erreichen  ist  oder  nach  dem 
Crtheile  von  Sachverstandigen  und  nach  der  Entscheidung  der  Landdrostei 
unverbitlntssmässige  Opfer  der  Pflichtigen  fordert,  dann  eine  neue  Abstim- 
mung aller  Tbeilnebmer  darüber  vorzunehmen  ist,  ob  die  beantragte  Verkop- 
pelung auch  ohne  Aufhebung  der  Fetdbehütung  Statt  haben  soll.  In  Hin- 
blick auf  den  hier  gebrauchten  Ausdruck  „Pflichtigen"  und  auf  den  Inhalt 
der  vorangegangenen  §§.  36  fnd  39  scheint  das  Geaet»  hier  nur  die  servi- 
totische  Feldweide  im  Auge  gehabt  au  haben.  Indessen  ist  diese  Bestim- 
mung praktisch  so  aufgefassl  worden,  dass  sie  sich  ancb  aof  die  gegensei- 
tige Feldweide  der  Feidma rkgeooasen  bezieht,  so  dass  also  diese  beschließen 
können,  ob  sie  auch  ohne  Aufhebung  ihrer  Feldweide  verkoppeln  wollen, 
Wenn  diese  Aufhebung  bedenklich  U».  — 
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Schlüsse  des  Verfahrens  auf  Verlangen  sowohl  dos  Berechtig- 
ten als  jedes  ei n  z el  n e ri  V  er p f Ii ch  t et  e n  in  eine  Geld- 
rentc  nach  den  Ablösungs-Normal-Preisen  zu  verwandeln  und 
später  für  jeden    einzelnen  Verpflichteten  durch 
Capital-Zahlung  ablösbar  ist.  —  Dieses  Gesetz  vom  15.  Juli 
1848  hat  keine  bedeutenden  Erfolge  gehabt. 
Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Darlegung,  dass  die  Beseitigung 
von  Weiderechten  bisher  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
und  gewissen  Beschränkungen  zu  ermöglichen  war,  während  die 
fortschreitende  landwirtschaftliche  Cultur  das  Bedürfniss  einer 
freien,  durch  die  Weiderechle  gehemmten  Bewegung  immer  fühl- 
barer gemacht  hatte. 

Die  Regierung  hat  nun  die  Notwendigkeit  einer  Vervoll- 
ständigung dieser  Gesetzgebung  anerkannt  und  zugleich  die  Ge- 
nom lisirung  derselben  statt  der  bisherigen  provinziellen  Bestim- 
mungen für  zweckmässig  erachtet. 

„Durch  Weiderechte  —  heisst  es  in  den  Motiven  zu  dem 
neuen  Gesetze  —  wird  die  Einführung  verbesserter  Fruchtfolgen, 
eine  ungehemmte  Ackerbeslellung,  die  Herstellung  zweckmässiger 
Wiesenbewässerungen,  eine  richtige  Forstcultur,  die  Urbarmachung 
unkultivirter  Flächen,  eine  ungestörte  Torfgewinnung' erschwert, 
und  manche  sonstige  landwirtschaftliche  Verbesserungen  müssen 
unterbleiben,  weil  von  dem  Weideberechtigten  Widerspruch  zu 
besorgen  ist." 

Die  Motive  suchen  auch  die  Bedenken  zu  schwächen,  welche 
gogon  die  unbedingte  Aufhebung  der  Weiderechte  im  Interesse 
der  Viehzucht,  insonderheit  der  Schäfereien,  geltend  gemacht 
worden. 

Durch  zweckmässige  Fruchlfolgen ,  durch  vermehrten  An- 
bau von  Futtergewächsen,  sowie  durch  andere  landwirtschaft- 
liche Verbesserungen  werde  es  dem  denkenden  Landwirthe  jetzl 
uirlir  als  in  früherer  Zeit  ermöglicht,  auf  seinen' eigenen  Grund- 
Mücken  den  zu  deren  Bewirtschaftung  erforderlichen  Viehstand 
zu  unterhalten  und  die  Benutzung  der  Weide  auf  fremden  Grund- 
stücken zu  entbehren.  Auch  habe  sich  das  Verhältniss  der  Woll- 
preise und  Getreidepreise  zu  einander  wesentlich  geändert;  in 
einer  früheren  Zeit  wären  die  Wollpreise  immer  noch  günstig 
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für  die  Produzenten  gewesen,  nls  beim  Gelraidebau  kaum  die  Pro- 
duclionskosten  gedeckt  wurden ,  die  Schafzucht  habe  daher  früher 
relativ  eine  grössere  Wichtigkeit  gehabt,  als  jetzt,  nachdem  sich 
die  Getreidepruise  anhaltend  gehoben.  Erscheine  übrigens  die 
Aufhebung  der  Weiderechte  in  einzelnen  Fällen  wirklich  bedenk- 
lich, so  könne  dies  durch  die  „Untersuchung  der  landwirtschaft- 
lichen Nützlichkeit"  Berücksichtigung  finden  '). 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes,  wie  es 
nach  vorgängiger  ständischer  Berathung,  durch  welche  der  vor- 
gelegte  Entwurf  mehrfache  Modifikationen  erhalten  hat,  unler'm 
8.  November  1856  erlassen  worden,  sind  nun  folgende: 

Die  Aufhebung  der  Weiderechte  können  sowohl  die  Weide- 
berechtigten  als  die  Eigcnthümer  Pflichtiger  Grundstücke  bean- 
tragen. (Von  einer  Ausnahme  in  Betreff  der  Forsten  weiter 
unten.)  Steht  das  Grundstück  in  dem  Eigenthum  Mehrerer,  so 
kann  der  Antrag  durch  die  Hälfte,  nach  dem  Theilnahmeverhält- 
niss  berechnet,  beschlossen  werden.  (Dies  wird  sich  mit  auf 
den  Fall  beziehen,  wenn  das  berechtigte  Grundstück  (Gut) 
im  Eigenthum  Mehrerer  ist.) 

Liegen  die  demselben  Weiderechte  unterworfenen  Grund- 
stücke in  einem  solchen  Zusammenhange,  dass  durch  theilweise 
Aufhebung  der  Behülung  der  Berechtigte  benachteiligt  werden 
würde,  so  findet  die  Aufhebung  nur  insgesammt  Statt;  und  dies 

t )  Nach  §.  60  ff  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  in  Gemeinheitsthei- 
lnngs-  und  Verkoppelungssachen  vom  30.  Juni  1842  kann,  wenn  eine  „Thei- 
lung*  (das  Gesetz  versteht  hierunter  nicht  bloss  eine  Genieinheitslheüung, 
sondern  auch  eine  Verkoppelung  und  Weideablösung)  beantragt  ist,  von  den 
Oppone  nten  eine  obrigkeitliche  Untersuchung  über  die  Zulassigkeit  der  Maass- 
regcl  ans  dem  Gesichtspunkte  der  „landwirtschaftlichen  Nützlichkeit"  durch 
Sachkundige  verlangt  werden,  worauf  die  Landdrostei  über  die  Stattnebmig- 
keit  entscheidet.  Rekurse  gegen  die  landdrosteiliche  Entscheidung  waren 
in  solchen  Fällen  seither  an  das  Ministerium  des  Innern  zu  richten,  welcfres 
den  Gegenstand  in  e\aer  Minister-Confcrenz  zur  Beschlussnahme  zu  bringen 
hatte.  Diese  Bestimmung  ist  durch  $.  9  des  Gesetzes  vom  8.  Nov.  1856, 
betr.  die  Abänderung  des  Verfahrens  etc.  etc.  aufgehoben  worden,  und  es 
sind  von  nnn  an  diese  Rekurse  wie  andere  Rekurse  in  Agrar-Angelegen- 
heilen  zu  behandeln ,  welche  von  der  Abtheilung  des  Ministeriums  des  In- 
nern für  die  Berufungen  in  „Theilungs-  und  Ablösungs-Sachen"  friedigt 
werden. 
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auch  nur  in  Verbindung  mit  einer  Verkoppelung1), 
wenn  ohne  letztere  eine  passende  Entschädigungsfläche  für  den 
Pflichtigen  nicht  auszumilteln  und  dieser  seine  Weiderechte  in 
Verbindung  mit  einem  landwirtschaftlichen  Haushalte  auf  der  be- 
treffenden Feldmark  zu  nutzen  befugt  ist  (§.  64.)  Unbedingt 
aber  kann  der  Pflichtige  jederzeit  die  zur  Anlage  von  Gebäuden, 
von  Gärten  und  von  gewerblichen  Einrichtungen  (nach  dem  Gut- 
achten Sachverständiger)  erforderliche  Abstellung  der  Weide- 
rechte auf  einzelnen  Grundstücken  fordern. 

Die  Aufhebung  der  Weide  auf  zusammenhangenden  Grund- 
stücken ist  als  beschlossen  anzusehen,  wenn  der  Antrag  der 
Pflichtigen  mindestens  die  Hälfte  der  weidcbelasteten  Fläche 
oder  der  Antrag  der  Berechtigten  mindestens  die  Hälfte  der  Weide- 
berechtigung repräsentirt. 

Bei  Verkoppelungen  folgt  die  Ablösung  der  Weiderechte 
ohne  Weiteres  aus  dem  rechtskräftig  gewordenen  Erkenntnisse 
über  die  Stattnehmigung  einer  beantragten  Verkoppelung*). 

Der  Berechtigte  ist  zu  entschädigen  „nach  dem  reinen  nach- 
haltigen Ertrage  der  bisher  rechtmässig  genossenen  oder  ihm 
zuständig  gewesenen  Berechtigung*  9).  (§.  8.)  Hiebei  kommen 
die  Kosten,  welche  die  Nutzung  der  Weide  auf  den  zu  befreien- 

1)  Diese,  dem  Gesetzentwürfe  durch  ständischen  Beschluss  hinzuge- 
fügte Vorschrift  ist  von  grosser  praktischer  Bedeutung,  weit  ohne  dieselbe 
das  bisherige  Hauptmotiv  zu  Verkoppelungen  in  den  Sudprovinzen  (theilweisc 
such  wohl  in  anderen  Provinzen),  auf  diesem  Wege  von  den  Weide-Servi- 
tuten  befreit  zu  werdeo,  weggefallen  sein  würde.  Auch  fürchtete  man  von 
Seile  der  Berechtigten,  dass  die  Pflichtigen,  wo  sie  selber  die  Verkoppelung 
beabsichtigten,  doch  ohne  jene  Vorschrift  biemit  vorlaufig  zurückhalten  und 
erst  auf  Weideablösung  provociren  würden,  um  sich  so,  in  Ermangelung  pas- 
sender Kntschfidigungsflächen,  durch  Capitalzahlung  von  der  Weide-Servitut 
zu  delibiren,  worauf  dann  hinterher  die  Verkoppelung  erfolgen  würde. 

2)  Damit  ist  der  vorhin  citirte  §.  40  des  Verkoppelungsgesetzes  vom 
30.  Juni  1842  wegfallig  geworden. 

3)  Diese  Fassung  gibt  zu  dem  Zweifel  Anloss,  o*b,  wenn  eine  klare 
und  unbestrittene  Berechtigung  nicht  vollständig  benutzt  wurde,  dann  der 
factische  Gcnuss  oder  doch  das  volle  Recht  den  Entschidigungsmaassstab 
abgeben  soll  und  wer  hierüber  in  jedem  Falle  zu  entscheiden  hat.  Es  wird 
die*er  Punkt  noch  durch  die  Ausführungsvorschriften  genauer  zu  bestimmen 
sein.    Man  darf  vermuthen,  dass  das  Gesetz  die  Grösse  der  Entschädigung 
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den  Grundstücken  in  Verbindung  mit  der  Beweidung  anderer 
Grundslücke  (wie  namentlich  der  eigenen)  dem  Berechtigten  ver- 
ursachte, nur  so  weit  vom  Ertrage  in  Abzug,  als  diese  Kosten 
für  ihn  künftig  sich  mindern. 

In  Ermanglung  einer  gütlichen  Uebereihkunft  der  Betheilig- 
ten über  den  Betrag  der  Entschädigung  und  Enlschädigungsmittel 
wird  der  Werth  des  Weiderechts  durch  Schätzung  festgestellt 
und  die  Entschädigung  durch  einen  abzutretenden  Theil  des  weide- 
pflichtigen Grundstückes  geleistet,  bei  gleichzeitiger  GemeinheKs- 
theilung  thunlichst  aus  den  Gemeinheitsportionen  der  verpflich- 
teten Interessenten  und  so,  dass  diese  Abfindung  mit  der  Ge- 
meinheilsportion des  Berechtigten  in  Zusammenhang  kommt;  analog 
bei  gleichzeitiger  Verkoppelung 

Entschädigung  durch  Kapitalzahlung  trilt  nur  ausnahmsweise 
ein,  nämlich  wenn  gleichzeitig  weder  eine  Gemeinheitstheilung 
noch  eine  Verkoppelung  Statt  findet  und  nach  dem  Ermessen 
der  Behörde  auf  Grund  sachverständigen  Gutachtens  eine  Land- 
ablretung  aus  dem  weidepflichtigen  Grund  und  Boden  zweck- 
mässiger Weise  nicht  geschehen  kann,  auch  ein  Güteversuch,  die 
Entschädigung  in  anderem  Grund  und  Boden  zu  gewähren,  ohne 
Erfolg  geblieben  ist.  In  diesem  Falle  wird  die  Entschädigung 
zwar  gleichfalls  in  Grund  und  Boden  festgestellt,  der  Capital werth 
dieser  Fläche  aber  (in  Ermanglung  gütlicher  Verständigung)  durch 
Abschätzung  bestimmt,  die  „ unter  Berücksichtigung  der  Örtlichen 
Kaufpreise  und  Verhältnisse  auf  denjenigen  Werth  zu  richten  ist, 
welchen  der  Gegenstand  bei  Verkäufen  zu  haben  pflegttt  l).  ($.  15.) 

principaliter  von  der  Grosse  der  Berechtigung  abhängig  machen  will  und  dnss 
der  bisherige  factische  (unbestrittene)  Genuas  nur  subsidiär  entscheiden  soll, 
wenn  die  Grösse  der  Berechtigung  auf  keine  andere  Weise  festzustellen  ist. 
—  Dieselbe  Dunkelheit  findet  sich  schon  in  $.  49  der  Lüneb.  G.-Thl.-O. ; 
man  ist  damit  seither  in  der  Praxis  „auf  die  eine  oder  andere  Weise0  durch- 
gekommen, und  scheint  Gewicht  darauf  gelegt  zu  haben,  den  Ausdruck  des 
alten  Gesetzes  beizubehalten.  —  Häufig  überschreiten  die  verschiedenen  con- 
currirenden  Berechtigungen  alles  Maass  vorhandener  Weide;  dann  sind  bei 
der  Ablösung  natürlich  Reductionen  nothwendig. 

1)  Man  ist  hier  dem  Expropriationsgeselze  vom  8.  Sept.  1840  gefolgt. 
Vrgt.  Anl.  A.  aur  Bekanntmachung  vom  6.  Mai  1844.  $.  2  ff.  (Anweisung 
der  Sachverständigen. ) 
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Der  Besitzer  einer  Heerde  (Slabbcrechtigte),  welcher  ver- 
pflichtet ist,  das  Vieh  eines  Anderen  (des  Unterlriftsberechtigten) 
unter  seine  Heerde  aufzunehmen  und  mit  derselben  zu  weiden, 
kann  die  Abstellung  dieser  Verpflichtung  gegen  Entschädigung 
des  Unterlriflsberechtiglen  verlangen  ($.  18).  Das  Nähere  über 
diese  Regulirung  folgt  $.  19—21.  Die  Entschädigung  muss  auch 
hiebei  der  Regel  nach  in  Grund  und  Boden  geschehen;  nur  in 
dem  Falle,  wenn  das  Unterlriftsvich  ausser  der  Weide  auf  den 
eigenen  Grundslücken  des  Stabberechtigten  mit  der  Heerde  des 
Letzteren  auch  auf  Grundslücken  Dritter  die  Weide  genossen 
hat  und  diese  Grundstücke  nicht  gleichzeitig  mit  der  Abstellung 
des  Untertriflsrechles  einer  Weideaufhebung,  Verkoppelung  oder 
Gemeinheitsthcilung  unterliegen,  muss  sich  der  Untertriflsberechtigte 
mit  der  Entschädigung  durch  Capitalzahlung  rücksichtlich  der  Weide 
auf  eben  diesen  Grundstücken  begnügen  ')•  — 

Hinsichtlich  der  Aufhebung  der  Weiderechle  auf  Gemeinhei- 
ten ist  die  bisherige  Gesetzgebung  nicht  geändert  worden. 

Anders  in  Betreff  der  Forslweide,  deren  Ablösung  jetzt  fol- 
gendermaassen  angeordnet  ist,  wobei  wir  des  Zusammenhanges 
wegen  auch  die  aus  der  früheren  Gesetzgebung  conservirlen  Be- 
stimmungen mit  anführen  müssen. 

Provociron  kann :  t 
1)  nur  der  Forsleigenthümer :  bei  bestandenen  Forsten,  wohin 
auch  die  darin  etwa  vorhandenen  Blössen  gehören,  und  bei 
solchem  unbehandeltem  Forslgrunde,  auf  welchem  nach  dem 
30.  Jahre  vor  der  Provokation  noch  Bäume  oder  Büsche 
gestanden  haben  oder  Forstcullur  Statt  gefunden  hat7). 

1)  Es  ist  hiebei  hauptsächlich  an  den  Fall  zu  denken,  dass  die  Hecr- 
den,  unter  welchen  das  Untertriflsvieh  getrieben  wird,  oft  auf  mehreren 
Feldmarken  weideberechtigt  sind,  die  meist  zu  verschiedenen  Zeiten  verkop- 
pelt und  von  den  Weidc-Servituten  befreit  werden. 

2)  Den  Weideberechtigten  hier  gleichfalls  die  Provokation  einzuräumen, 
hat  das  Bedenken  entgegengestanden,  dass  der  Forsleigenthümer  keinen  ange- 
gemessenen Betriebsplan  aufstellen  und  durchführen  kann,  wenn  er  in  Un- 
gewis>heit  dxrüber  sich  befindet,  ob  und  wann  auf  Provokation  der  Berech- 
tigten die  Ablösung  Statt  finden  wird  und  damit  durchgreifende  Betriebs- 
Aenderungen  erforderlich  werden.  Doch  ist  dieses  Bedenken  in  anderen 
Ländern  für  nicht  so  erbeblich  erachtet  worden,  um  die  Gegenseitigkeit  des 
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23  auch  der  Weideberechtigte:  bei  unbestandenem  Porstgrunde, 
sowie  in  den  mit  blossem  Busche  bewachsenen  Brüchen,  welche 
zu  keiner  Zeit  von  dem  Yiebe  geschont  zu  werden  brauch- 
ten, in  welchen  auch  zu  keiner  Zeit  Zuschläge  angelegt  oder 
Forstculturen  vorgenommen  worden  und  welche  dabei  auch 
nicht  in  d#em  Umfange  bestandener  Forsten ,  sondern  auf 
Plätzen  in  .der  Gemeinheit  belegen  sind. 
Der  Forsteigenthüraer  braucht  in  keinem  Falle  mehr  Weide 
zu  entschädigen,  als  in  dem  Forste  zur  Zeil  der  Ablösung  vor- 
handen; für  die  Zuschläge  ist  überall  keine  Weide  zu  berechnen. 

Ergiebt  sich,  dass  die  Weideberechligten  „auf  ihren  übri- 
gen1) nicht  zur  Forst  gehörigen  Gemeinheiten"  ihr  Bedürfniss 
so  weit  befriedigen  können,  dass  sie  der  zur  Zeit  vorhandenen 
Holzweide  nicht  völlig  bedürfen,  so  verbleibt  dieser  Ueberschuss 
dem  Forstcigenthumer*). 

Die  Zuschlagsquote  (der  Theil  vom  Forstgrunde,  welchen 
der  Forsteigenthüraer  behufs  des  Forstbetriebes  in  Zuschlag  hal- 
len darf)  beträgt,  wenn  nicht  verlragsmässig  oder  sonst  rechtlich 
mehr  oder  weniger  feststeht: 
beim  Nadelholze  V?, 
beim  Laubholz-Hochwalde  7s, 
beim  Schlagholze  V*, 
2)  auf  nnbeslandenem  Forstgrunde,  „wo  in  den  letzten  30 
Jahren  noch  Bestand  gewesen  oder  Cullur  Statt  gefunden 
hat",  vom  Pflanzwalde  (wo  hochstämmiges  Baumholz,  abge- 
sehen von  Saat-  und  Pflanzschulen,  nur  durch  Heisterpflan- 

Provokationsrechtcs  zu  verweigern.  Ein  hierauf  bezüglicher,  in  der  2.  han- 
noverschen Kammer  gestellter  Antrag  ward  von  der  Majorität  verworfen. 

1)  Der  Zusatz  „übrigen*1  wird  hier  nur  dadurch  verständlich,  dass  das 
Wort  „Gemeinheiten"  nicht  im  gewöhnlichen  Sinne  genommen  ist,  sondern 
für:  der  gemeinsamen  Weide  der  Berechtigten  unterworfene  Strecken  ohne 
Rücksicht  auf  das  Eigcnlhumsverbältniss. 

2)  Ein  Grundsatz,  der  zwar  der  Conservation  der  Forsten  und  indirekt 
der  pfleglicheren  Benutzung  der  landwirtschaftlichen  Flüchen  sehr  dienlich 
ist,  aber  doch  in  Betreff  des  Rechtes  der  Weideberechligten  Scrupel  her- 
vorruft. Die  Consequenz  wäre,  dass,  wenn  die  Berechtigten  auf  ihren  Ge- 
meinheiten allein  allenfalls  sich  behelfen  könnten,  sie  bei  Ablösung  der 
Forstweide  gar  keine  Entschädigung  tu  beanspruchen  hätten. 
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zung  erzogen  werden  darf),  sowie  auf  sonstigem  unbestan- 
denem Forstgrunde:  '/«• 
Die  „Holzquote"  soll  auf  Grund  von  Schätzung  festgestellt 
werden.  Unter  diesem  Ausdrucke  versteht  das  Gesetz  den  Theil, 
„um  welchen  der  Nutzungswerth  der  vollen  Weide  durch  die 
Gesammteinwirkung  des  Holzbestandes  sich  vermindert".  Eine 
Vermehrung  der  Weide  durch  mangelhafte  Cultur,  oder  durch 
Windfall,  Raupenfrass,  Feuer  u.  s.  w.  ist  durch  Schätzung  bei 
der  Ablösung  in  Absatz  zu  bringen.  Die  Forst weide-Berechtig- 
ten  erhallen  die  Entschädigungs-Fläche  je  nach  den  Umständen 
ausserhalb  des  belasteten  Forstgrundes1)  oder  durch  einen  Theil 
desselben  nach  dem  Bodenwerthe  im  abgeholzten  Zustande.  Da- 
bei ist  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen  sowohl  auf  das  Interesse 
des  Forsteigenthümers  (z.  B.  dass  die  ihm  verbleibenden  Bestände 
eine  möglichst  geschlossene  und  günstige  Lage  behalten),  als 
auf  das  Interesse  der  Weideberechtigten,  welchen  möglichst  der 
Theil  des  entbehrlichen  Forslgrundes  zugewiesen  werden  soll, 
der  ihren  landwirtschaftlichen  Zwecken  am  meisten  entspricht. 

Der  Forsteigenthümer  muss  dem  Berechtigten  entweder  die 
zurückbleibenden  Stücke  und  Baumwurzeln  zum  Ersatz  für  die 
Ausrodungsv  und  Ebenungskosten  unentgeltich  überlassen  oder 
die  Ausfüllung  der  durch  das  Ausroden  entstehenden  Vertiefungen 
auf  eigene  Kosten  beschaffen. 

Ueber  die  Zeit  der  Abholzung  hat  die  leitende  Behörde  das 
Nothige  zu  verfügen ;  behuf  haushälterischer  Benutzung  der  Holz- 
bestände darf  die  Abholzung  auf  mehrere  Jahre,  höchstens  auf  5 
Jahre,  unter  verhältnissmässiger  Fortdauer  der  abgelösten  Be- 
rechtigungen vertheilt  werden. 

Unter  den  Schlussbestimmungen  des  Gesetzes  ist  folgende 
bemerkenswert!] :  Werden  die  Berechtigten  in  Grund  und  Boden 
entschädigt,  so  haben  sie  zu  den  Kosten  der  Regulirung  beizu- 
tragen; (vgl.  $.  15  des  neuen  Verkoppelungsgeselzes) ;  geschieht 
die  Entschädigung  ausnahmsweise  in  Kapital  (vgl.  oben),  so  gelten 

1)  So  im  Falle  gleichzeitiger  Verkoppelnng  oder  Gemeinheitstbeilung, 
wenn  beide  Parteien  dabei  belheiligt  sind  und  der  Forsteigenthümer  es  vor- 
sieht, die  Entschädigung  aus  seiner  Gemeinheitsportion  oder  der  Verkop- 
pelungsma«se  zu  leisten. 
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-die  Bestimmungen  der  AWösnngsordnung  von  1833  über  die  Tra- 
gung der  Kosten. 

.  Diese«  allgemeine  Gesetz  erstreckt  sich  nicht  mit  auf  das 
hannoversche  Weslphalen.,  wo,,  die  Bestimmungen  der  Osna- 
bröckischen  Markentheilurigs-Or<lnung  vom  25.  Juni  1822  ent- 
scheiden, in  wie  weit  daselbst  die  Aufhebung  von  Weiderechten 
bewirkt  werden,  kann. 

.......  .  .  ....  . , 

Auch  der  Harz  (Verwaltungsbezirk  der  Berghauptmannschan 
Clausthal). ist einstweilen,  ex imirt  geblieben;  doch  ist  die  Regie- 
rung durch  die  Stände  autorjsjrt  worden,  nach  ihrem  Ermessen 
später  das  Gesetz  im  Verwaltungswege  auf  diesen  Bezirk 


■  • 


.      .       .      *     '       .  .     ■  iL 


  Vergleicht  man  dieses  Gesetz  ,  mit  dem  Rcgierungs-Entwurfe, 

wie  derselbe  den  Ständen  vorgelegt  war,  so  ergeben  sich  fol- 
gende wesentlichere  Differenzen; 

Provokation  auf. Aufhebung  der  Weiderechte. 
Nach  dem  Entwürfe  sollte  in  der  Regel  bloss  der  Pflichtige 
provociren  dürfen,  der  Berechtigte  nur  in  zwei  Fallen: 

1)  um  aus  einer  Gemeinheit  heraus  zu  treten.  (Schon  nach  der 
bisherigen  Gesetzgebung,  anerkannt  durch  $.  23  des  Ent- 
w^urfes.) ..       ..  «... 

2)  in  Betreff  seiner  Weiderechte  auf  seit  lünger  als  30  Jahren 
unb es t a n den em  Forstgrunde,  sowie  auf  buschigen,  der 
Forstcultur  nicht  unterzogenen,  dem  Weidevieh  immer  ge- 
öffnet gewesenen,  innerhalb  einer  Gemeinheit  gelegenen 
Brüchen. 

».  •  .       .         ....  . 

Die  Stände  sind  hier  erheblich  weiter  gegangen,  indem  sie 

an  die  Stelle  der  einseitigen  Provokation  die  gegenseitige  setzten. 
Wie  uns  dünkt,  mit  vollkommenem  Rechte.  In  Betreff  anderer 
Grundlasten,  wie  Zehnten,  Frohnen  u.  s.  w.  fehlt  in  Hannover 
den  Berechtigten  bis  jetzt  noch  (abweichend  von  der  Gesetz- 
gebung der  übrigen  deutschen  Staaten)  das  Provokationsrecht, 
indem  nach  der  Ablösungs-Ordnung  von  1833  nur  die  Pflichti- 
gen provociren  können.  Die  Gerechtigkeit  verlangt,  dass  beide 
Parteien  auf  gleichem  Fusse  behandelt  werden ;  auch  können  die 

r.  f.  Stute«.   1857.  2a.  Htft.  15 
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"POiEt/ti^en  seil  Errichtung  dir  Landescredit-Kasse  durch  die  Pro- 
vokation der  Berechtigten  in  keinerlei  Verlegenheit  wegen  der 
2AttfrWrhgtong  der  Ablösungssumme  kommen.   Es  ist  daher  schon 
"tfff^igerlegt  worden,  dass  den  Berechtigten  das  Provokalionsrecht 
ih'  Betreir  aller  Grundlasten  noch  eingeräumt  werden  möge 
,,f,'"'J'Ni^'h 1  dein  Entwürfe  war  der  Berechtigte  gegen  eine  p  a  rt  i  e  1 1  e 
Ablösung  der  Weideservituten  auf  Provocation  der  Pflichtigen  nur 
'tfjrmfWe^cnutzt,  wenn  „ein  weidepflichtiges  Grundstück  mit  anderen, 
Ttt*m'sVlb'ein*  Weiderechle   unterworfenen  Grundstücken  in  einem 
^WWWiufchmmenhange  liegt,  dass  die  Aufhebung  der  Behülung  jenes 
tfttimifeVrfcl&s  die  Behülung  dieser  Grundslücke  verhindern  oder  sehr 
erschweren  würde."  Bei  wörtlicher  Interpretation  hälte  nur  die  kör- 
perliche Verhinderung  oder  slarke  Erschwerung  der  Benulzung  der 
übrig  bleibenden  Weiderechte  einen  Grund  für  den  Berechtigten 
er  theilweisen  Ablösung  sich  zu  widersetzen,  nicht 

-Ml/Nfe  Anomisch  -misslichere  (relativ  weniger  rentable)  Be- 
nulzung derselben,  welcher  ümsland  keine  vollständige  Berück- 
siclftÄ^midet  in  der  anderweitigen  Bestimmung  des  Gesetzes 

9rfMt,cf'^ocl?^chon  des  Entwurfes),  dass  bei  Feststellung  des  Aequi- 
valentes  ^'Abz  ug  am  Ertrage  wegen  der  Kosten  nur  in  so  weit 

''e'lhffttt?  Ms^rr  Folge  der  Aufhebung  der  Weide  die  künftig  auf- 

~lu^  e*rnreiföerri  Kosten  gegen  die  früheren  sich  vermindern  wer- 
den.   Auch  nahm  der  Entwurf  nicht  Bedacht  auf  die  bisherige 

"MMim^nnfeWende  Benulzung  der  Weide-Servituten  und  der  Weide 

Yfr'mHtilptteii  Grundstücken  des  Berechtigten.  Das  Gesetz  ver- 

allgemeine  Provokalion  Tür  die  im  Nexus  bewei- 

"a^'^vÄlasteten  Grundstücke,  nicht  bloss  wenn  durch  die 
partielle  Ablösung  die  Benutzung  der  übrigen  weidepflichtigen 

QU-  Matal-  rO'i^l 

M'jls\hk  #|W*ilfiMaUÄCn»  über  die  Ablösungs-Gesetzgebung  des  Königreichs 

i^f^WH) ('rll-'t!V)'ftri  tnv'  ,]vT  P0'*1'  ^'  ^'  '080nderneit  mu8S  ^en 

ßere«  htigien.  an   der  Ablösung  der  Frohndienste ,  die  in  unserer  Zeit  nur 

•ftr&Sfia  flen  ganzen  entwickelten  VYirthschaftsbetrieb  eingreifen,  gelegen 
<4nM£en  sind  in  dieser  Beziehung  nicht  immer  zur  Provokation 
fl|j<^^üw»Jloa1oirBre  Zeit  nicht  gehörig  zu  schauen  wissen  oder  weil  ihnen 
-iAw'>MMtbwMr1n  i*chlethter  Leistung  und  starker  „Pröven"  nicht  einmal 
.^jji^T^^^eliyj^'rtj.ucrdt'n  oder  weil  sie  sich  dar»uf  verlassen,  dass  es  bei 

den  häufig  scKÖn  ronlracllich  an  die  Stelle  getretenen,  oft  sehr  niedrigen 

Uü.ehsigcYJCr.l,:i\!hi  fernerhin  seiu  Bewenden  behalten  werde. 
Ct 
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Grandslücke  oder  der  eigenen  Grundstücke  des  Weide- 
berechtigten verhindert  oder  erschwert,  sondern  auch,  wenn 
„aus  der  stückweisen  Abfindung  der  Weide  für  die  bisherige  Be- 
wirthschaflung  der  berechtigten  Grundbesitzungen  ein  erheblicher 
Nachlheil  erwachsen  würde*. 

Uebrigens  kann  der  Berechtigte  auch  ohne  diese  ganze  Be- 
stimmung gegen  partielle  Ablösung  sich  schützen,  nachdem  die 
einseitige  Provokalion  der  Pflichtigen  im  Entwürfe  in  eine  gegen- 
seitige (abgesehen  von  den  bestandenen  Forsten)  durch  das  Ge- 
setz verwandelt  worden  ist ,  indem  er  bei  partiellen  Anträgen 
nur  nöthig  hat,  von  seinem  eigenen  Provokalionsrechte  Gebrauch 
zu  machen.  Allerdings  muss  er  dann  aber  auch  in  den  Fällen 
provociren,  in  welchen  er  hiezu  von  vorne  herein  gar  nicht  ge- 
neigt ist,  während  er  in  Folge  der  hervorgehobenen  Bestimmung 
die  Nulzung  der  Weidegerechtsame  fortsetzen  kann,  wenn  die 
partielle  Ablösung  nicht  zulässig  ist  und  für  die  allgemeine  Ab- 
lösung die  rechtsgültige  Provokation  der  Pflichtigen  (—  Hälfte 
nach  Flächengehalt  — )  nicht  zu  Stande  kommt. 

In  einem  Falle  muss  indessen  die  partielle  Ablösung  durch 
jeden  einzelnen  Verpflichteten  und  für  jedes  einzelne  Grundstück 
unbedingt  gestattet  sein,  wenn  es  nämlich  um  die  Anlegung  von 
Gebäuden,  Gärten,  gewerblichen  Etablissements  auf  bisher  weide- 
pflichtigem Terrain  sich  handelt.  Sonst  würde  es  von  dem  Be- 
lieben der  übrigen  Weidepflichtigen,  die  nicht  gleichzeitig  ablösen 
wollen  oder  auch  des  Weideberechtigten  abhängen,  ob  z.  B.  eine 
aufblühende  Stadt,  für  welche  neue  Häuserplätze  und  Räumlich- 
keiten zu  gewerblichen  Anlagen  ein  unabweisbares  Bedürfniss 
sind,  ihre  naturgemässe  Entwickelung  erlangen  darf  oder  nicht. 
Ein  solches  öffentliches  Interesse  darf  aber  nicht  durch  den  Un- 
verstand oder  Eigennutz  von  Privaten  oder  Corporationen  be- 
grenzt werden.  Bisher  waren  die  Eigenthümer  solcher  weide- 
pflichtigen Grundstücke  den  willkührlichen  Forderungen  der 
Berechtigten  Preis  gegeben  und  insbesondere  soll  die  Kämmerei- 
kasse der  Stadt  Hannover  (vgl.  das  Landtagsblalt)  eine  starke 
fiskalische  Tendenz  in  dieser  Beziehung  wenigstens  früher  ver- 
folgt haben. 

Durch  ständischen  Beschluss  hat  nun  die  erforderliche,  oben 

15» 
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mitgeteilte  Bestimmung,  welche  im  Entwürfe  fehlte,  Aufnahme 
in  das  Gesetz  erhallen.  Die  Entschädigung  der  Weideberech- 
tigten ist  dann  nach  §.  15  zu  reguliren;  es  wird  aber  noch  durch 
eine  authentische  Interpretation  dieses  Paragraphen  und  die  zu 
erlassenden  Ausführungs-Vorschriften  zu  verhindern  sein,  dass  die 
Weideberechliglen  in  diesem  Falle  nicht  weit  mehr  erhalten,  als  ihnen 
die  Ausübung  des  Wciderechles  werth  war  und  alssie  nach  dem  in  §.  8 
ausgesprochenen  Enlschädigungsprinzip  eigentlich  erhalten  sollen. 

Die  Absicht  des  Gesetzes  kann  es  nicht  sein  (und  doch  scheint 
die  Fassung  desselben  eine  solche  Handhabung  möglich  zu  machen), 
dass  sie  an  dem  erst  nach  der  Ablösung  entstehenden  höheren 
Werth  der  Grundstücke  als  Bauplätze  etc.  etc.  verhä'llnissmässtg 
(wie  sich  der  Werth  des  Weiderechtes  zu  dem  Werlhe  der  land- 
wirtschaftlichen Nulzung  für  die  Grundeigenthümer  seither  verhielt) 
mit  den  Grundeigentümern  parlicipiren  sollen.  Dies  bezweckte  ein 
in  der  2.  Kammer  gestellter  Antrag,  der  aber  abgeworfen  wurde.  — 

Nach  dem  Entwürfe  sollte  bei  der  ausnahmsweisen  Entschä- 
digung in  Kapital  der  jahrliche  Reinertrag  des  Weiderechles  in 
Geld  ermittelt  und  dieser  nach  dem  Zinsfusse  von  3  Procent,  also 
mit  dem  33  ^fachten  capitalisirt  werden. 

Die  Regierung  motivirte  diesen  hohen  Capitalisirungsfüss 
durch  Hinweisung  auf  die  gleiche  Bestimmung  im  Expropriations- 
geselze ;  bei  der  ständischen  Berathung  erklärten  sich  manche 
Stimmen  gegen  Anwendung  dieser  Analogie,  indem  sie  —  und 
wie  uns  scheint,  mit  Recht  —  die  Ablösung  der  Weiderechte  den 
Ablösungen  Von  Zehnten,  Diensten,  Gefällen  ü.  s.  w.  gleich  ge- 
stellt wissen  wollten,  für  welche  die  hannoversche  Ablösungs- 
Ordnung  allgemein  die  Capitalisirung  mit  dem  25fachon,  also  nach 
dem  Zinsfusse  von  4  Procent,  vorschreibt.  Zu  einer  Erhöhung 
dieses  Satzes  ist  jetzt  um  so  weniger  Grund  vorhanden,  als  der 
Zinsfuss  seit  Brian  der  Ablösungsordnung  nicht  gesunken,  in 
neuester  Zeil  vielmehr  im  Steigen  begriffen  ist. 

Die  ständischen  Debatten  über  diesen  Punkt  führten  schliess- 
lich dahin,  von  der  Procedur  der  Capitalisirung  nach  dem  Zins- 
fusse überhaupt  abzusehen,  indem  die  Entschädigung  zunächst  in 
Grund  und  Boden  ermittelt  und  darauf  der  Capitalwerlh  dieser 
Fläche  nach  den  örtlichen  Kaufpreisen  bestimmt  werden  soll.  — 
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Die  Forstweide  betreffend ,  wollte  der  Entwurf  dem  Forst- 
eigcnthümer  bei  der  Ablösung  alle  überschüssige  Weide  zu  Gute 
rechnen,  welche  die  Berechtigten  „zur  Befriedigung  ihres  bis- 
herigen Bedürfnisses«  nicht  nöthig  haben.  Durch  ständischen 
Beschluss  ist  dieser  Anspruch  des  Forslherrn  auf  die  Fälle  be- 
schrankt, wo  die  Weide  in  den  Gemeinheiten  ganz  oder  thcüV 
weise  ausreicht,  ohne  dass  die  Weide  auf  den  privativen  Grund- 
slücken dabei  in  Anschlag  gebracht  wird» 

Ueber  das  Maass  der  Zuschlagsquote  gingen  die  Beschlüsse 
der  beiden  Kammern  anfänglich  sehr  weit  auseinander.  Im  Ge- 
setzes-Entwurfe  war  folgendes  Verböltniss  angenommen: 

1)  vom  Hoch-,  Mittel-  und  Niederwald:  '/a> 

2)  von  unbestandenem  Forslgrunde,  auf  welchem  in  den  letzten 
30  Jahren  noch  Bestand  gewesen  oder  Cultur  Statt  gefun- 
den, sowie  vom  Pflanzwalde  (wo  hochstämmiges  Baumholz, 
abgesehen  von  Saat-  und  Pflnnzschulen,  nur  durch  Heister- 
Pflanzung  erzogen  werden  darf):  Vio> 

3)  von  sonstigem  unbestandenem  Forstgrunde:  Vi* 
Während  man  nun  einerseits  die  Zuschlagsquote  von  Vs  für 

Hoch-,  Mittel-  und  Niederwald  bei  dem  rein  forstlichen  Betrieb 
für  durchaus  unzureichend  erklärte,  glaubte  man  andererseits  im 
Interesse  der  Weideberechtigten  von  den  nach  den  Geineinheils- 
theilungs-Ordnungen  bestehenden,  theilweise  niedrigeren  Quoten 
um  so  weniger  abgehen  zu  dürfen,  als  auch  unter  Anwendung 
derselben  die  Forsten  des  Landes  auf  einen  befriedigenden  Stand 
gebracht  werden.  (Aktenstücke  der  1 3.  Sländeversammlung  p.  1 1 26.) 

Schliesslich  wurde  nach  wiederholten  Conferenzverhandlungen 
zwischen  Deputirlen  der  beiden  Kammern  eine  Einigung  zu  den 
oben  angegebenen,  in  das  Gesetz  aufgenommenen  Bestimmungen 
erreicht.  — 

Der  Entwurf  enthielt  schon  die  Bestimmung,  dass  die  fest- 
gestellten Zuschlagsquoten  nur  dann  maassgebend  seien,  wenn 
sie  nicht  durch  rechtskräftige  Erkenntnisse,  Verträge,  Ver- 
jährung oder  Herkommen  höher  bestimmt  wären;  sowie  dass 
geringere  Zuschlagsquoten  nur  dann  eintreten,  wenn  durch  Ver- 
trüge mit  dem  Forsteigenthümer,  oder  durch  gegen  denselben 
errungene  Rechtssprüche,  oder  auch  durch  eine  nach  vorrangigem 
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Widersprach,  bei  welchem  er  sich  beruhigt  hat,  eingetretene  Ver- 
jährung ein  geringeres  Maass  bestimmt  ausgemacht  ist. 

Durch  ständischen  Beschluss  ist  nun  noch  auf  Grund  des 
§.114  derLüneb.  G.-Thl.-O.  derZusatz  aufgenommen  worden ,  dass 
der  Forsteigenthömer  bei  unbestandenem  Forstgrunde 
eine  Kürzung  an  den  gesetzlichen  Zuschlagsquoten  sich  gefallen 
lassen  müsse,  wenn  die  betreffenden  Weideberechtigungen  in 
Ansehung  sowohl  der  Art  und  Zahl  des  Viehs  als  der  Hütungs- 
zeiten  ein  ganz  bestimmtes  Maass,  mit  dem  jene  Quoten  gar  nicht 
bestehen  können,  entweder  durch  Vertrüge,  Rechtserkenntnisse, 
Verjährung  erhalten  haben,  oder  wenn  nachzuweisen  ist,  dass 
„der  Weidemangel  von  zu  vielen  angesetzten  Anbauern  oder  ge- 
schehenen Ausweisungen  abseilen  des  Forsteigenthümers  mit 
herrühre*. 

Zu  den  Bestimmungen  des  Entwurfes  im  Interesse  der  Forst- 
eigenthümer,  dass 
1}  Flächen,  welche  vermöge  der  Bestandteile  ihres  Untergran- 
des oder  vermöge  ihrer  örtlichen  Lage  einen  besonderen 
Werth  für  den  Forsteigenthtimer  haben,  nach  dem  Ermessen 
der  Behörde  thunlicbst  von  der  Abtretung  auszuschliessen ; 
2)  in  Betreff  der  Lokalitat  der  Abfindungen  so  viel  als  mög- 
lich darauf  zu  sehen,  dass  von  den  vorhandenen  Beständen 
dem  Forsteigenthtimer  diejenigen  verbleiben,  deren  Erhal- 
tung im  forstlichen  Interesse  von  Wichtigkeit  ist,  und  dass 
die  Forsten  eine  möglichst  geschlossene  und  gegen  schäd- 
liche Einwirkungen  geschützte  Figur  und  Lage  erhalten ; 
haben  die  Stände  den  passenden  Zusatz  gemacht ,  dass  anderer- 
seits auch  das  landwirtschaftliche  Interesse  der  Weideberechtigten 
bei  der  Abfindung  thunlichst  berücksichtigt  werden  solle. 

Der  Entwurf  überliess  der  Theilungs-Behörde  über  die  Zeit 
der  Abholzung  der  vom  Forsteigenthtimer  abzutretenden  Flächen 
das  Nülhige  nach  Anhörung  der  Betheiligten,  und  bei  Gemeinde- 
forsten im  Einverständnisse  mit  der  Oberaufsichtsbehörde,  zu  be- 
stimmen und  behuf  haushälterischer  Benutzung  der  Holzvorräthe 
das  Abholzen  auf  „mehrere  Jahre*  auszudehnen.  Die  Stände 
haben  hiefUr  eine  bestimmte  Maximalgränze  (5  Jahre J  festgestellt. 
Mit  diesem  Gesetze  hat  nun  die  Ablösungsgesetzgebung 
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Hannovers  von  1831  und  1833,  welche  durch  Gerechtigkeit  und 
Behutsamkeit  sich  auszeichnet  und  in  demselben  Geiste  gehand- 
habt worden  ist,  ihre  notwendige  Vervollständigung  erholten. 

Die  bisherigen  Bedenken  gegen  die  allgemeine  Ablösbarkeit 
der  Weidegerechtsame  sind  an  entscheidender  Stelle  (von  Re- 
gierung und  Ständen)  überwunden  worden;  die  den  Berechtig- 
ten meist  so  unwillkommene  Abfindung  für  diese  Gerechtsame  in 
Kapital  statt  in  Grund  und  Boden  ist  auf  die  Fälle  der  dringend- 
sten Notwendigkeit  und  dann  mit  reichlich  bemessener  Entschä- 
digung beschränkt  und  es  ist  durch  die  näheren  Abfindungs- 
Beslimmungen  ein  starker  Impuls  zu  Yerkoppelungen  gegeben 
oder  vielmehr  conservirt  worden. 

Abgesehen  von  allen  Rücksichten  auf  die  landwirtschaft- 
liche Cultur  ist  die  Beseitigung  der  Weiderechte  ein  dringendes 
Bedürfniss  geworden  aus  moralischen,  socialen,  selbst  politischen 
Gründen.  Die  Pflichtigen  drückte  noch  Über  die  Last  und  Nach- 
theile hinaus  das  Gefühl  der  Hemmung  und  Fesselung.  Der  starren 
Ausübung  der  Gerechtsame  durch  die  Berechtigten  begegneten 
oft  sehr  raffinirte  Chikanen  der  Pflichtigen,  und  üebergriffe  von 
der  einen  Seite  mögen  eben  so  häufig  vorgekommen  sein,  als 
Entziehungen  von  der  andern  Seite,  woraus  die  widerwärtigsten 
Streitigkeiten  und  endlose  kostspielige  Prozesse  sich  entspannen. 

Die  Weide- Servituten  waren  eine  Quelle  der  Iinmoralität 
geworden,  indem  sie  Argwohn  und  Misstrauen,  Lug  und  Trug, 
Neid  und  Hass  erzeugten ;  die  erbitterte  Stimmung  der  Pflichtigen 
gegen  die  Berechtigten  und  auch  wohl  der  Berechtigten  gegen 
die  Pflichtigen  trug  sich  auch  auf  andere  Beziehungen  über  und  » 
griff  auf  die  störend  sie  Weise  in  den  Verkehr  der  Parteien  unter 
einander  und  ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten  ein. 

Somit  musste  auch  ausser  der  Sorge  für  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Landwirtschaft  und  des  Volkswohlstandes  dem 
Staate  von  einem  höheren  Standpunkt  aus  daran  gelegen  sein, 
dieses  Verhältnis  baldmöglichst  gelöst  zu  sehen. 
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Ucber  Vereine  Gewerbetreibender  zur  gegenseitigen 

Unterstützung. 


Von  Oberregierungsrath  Bitzer  in  Stuttgart. 


Die  Vereine  zur  gegenseil  igen  Unterstützung  in  Fällen  von 
Krankheit,  Arbeitsunfähigkeit  oder  Tod  sind  von  sehr  altem  Ur- 
sprang. In  den  Bruderschaften  und  Gilden  des  Mittelalters  war 
die  Unterstützung  der  Genossen  in  Unglücks-  und  Krankheitsfällen 
eine  Pflicht  aller  Brüder  und  die  Knappschaften  der  Bergwerke 
pflanzten,  wie  die  Innungen  und  Zünfte,  jenen  Geist  der  Brüder- 
lichkeit fort,  dessen  Schöpfungen  sich  auch  in  unserer  Zeit  erhalten 
und  weiter  verbreitet  haben. 

Wahrend  in  Prankreich  diese  Vereine  bis  in  die  neuere  Zeil 
einen  vorwiegend  religiösen  Charakter  beibehalten  haben,  wurzeln 
sie  in  England  und  Deutschland  mehr  auf  dem  welllichen  Boden, 
und  obwohl  auch  bei  uns  in  katholischen  Gegenden  religiöse 
Bruderschaften,  welche  zugleich  den  Charakter  von  Unterstützungs- 
vereinen an  sich  tragen,  nicht  selten  sind,  so  finden  sich  solche 
doch  in  Deutschland  weit  mehr  in  Verbindung  mit  Zunftvereinen 
und  Innungen,  in  der  Form  von  Knappschuftskassen  und  Unter- 
stützungskassen grösserer  Gewerbeeinrichtungen ,  von  Leichen- 
gelds-Vereinen,  Grab-  und  Krankenkassen  mit  freiem  Beitritt  und 
von  gemeindlichen  Krankenkassen.  In  England  ebenso,  wo  diese 
Vereine  unter  dem  Namen  der  Friendly  socielies  sehr  verbreitet 
sind  und  die  Versicherung  gegen  Krankheit  oder  zeitliche  Ar- 
beitsunfähigkeit, sowie  Unterstützung  von  Wittwen  und  Waisen 
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nnd  die  Bezahlung  von  Beerdigungskosten  zum  Gegenstande 
haben,  sind  dieselben  in  Ähnlicher  Weise  sehr  verschieden  ge- 
staltet: es  bestehen  Vereine  Eines  gewerblichen  Etablissements ; 
Vereine  der  Arbeiter  eines  und  desselben  Gewerbes;  Vereine  von 
Angehörigen  verschiedener  Beschäftigungen.  Ueberall  aber,  wo 
diese  Vereine  sich  nicht  auf  rein  geistlichem  Gebiete  gebildet 
haben,  steht  das  mit  Entschiedenheit  fest,  dass  die  gewerbliche 
Beschäftigung  den  Mittelpunkt  für  dieselben  bildet.  Die  Verhält* 
nisse  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  sind  auch  bei  den  minder 
bemittelten  Volksklassen,  welche  einer  Unterstützung  m  jenen 
Fällen  besonders  bedürfen,  so  verschieden  von  denen  der  ge- 
werblichen Beschäftigung,  dass  die  Errichtung  oder  der  Eintritt 
in  solche  Vereine  nur  selten  als  Bedürfniss  oder  als  ausführbar 
erscheint. 

Die  Landwirtschaft  wird  in  Ansiedlungen  von  weniger 
starker  Bevölkerung,  meist  auf  eigenem  Besitzt  hume,  im  Kreise 
der  Familie  und  Verwandten  in  einer  Gemeinschaft  von  Nach« 
harn  betrieben ,  wo  bei  im  Allgemeinen  günstigen  Verhältnissen 
Unterstützungen  in  Krankheits-,  Unglücks-  und  Todesfällen  leichter 
zu  erlangen,  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung  von  grösserem 
Umfange  schwieriger  zu  errichten  sind;  der  Erwerb  ist  mehr 
gleichmässig,  nicht  so  raschem  Wechsel  unterworfen;  die  Zu- 
falle verlaufen  sich  mehr  in  natürlich  geregelter  Weise,  selbst 
die  unbegüterten  Arbeiter,  Gesinde  und  Taglöhner  bedürfen  we- 
niger besonderer  Vereine  zur  Unterstützung  in  jenen  Nothfällen. 
Alles  diess  ist  bei  dem  Gewerbebetrieb  anders.  Dieser  macht 
in  sehr  vielen  Falten  den  Wegzug  aus  der  Heimath,  den  Aufent- 
halt in  starkbevölkerten  Orten  und  in  Mietwohnungen,  wo  auch 
der  Nächste  sich  ferne  steht,  das  Verlassen  des  Kreises  der  Ver- 
wandten notwendig;  der  Erwerb  ist  viel  mehr  wechselnd ; 
Krankheiten,  Unglücks-  und  Todesfälle  treten  in  rascherer  Folge 
ein:  der  einzelne  Mensch  ist  häufig  hilfsbedürftiger  und  doch 
mehr  verlassen  von  Hilfe.  Andererseits  triflt  dasselbe  Loos  hier 
Viele,  es  ist  darum  die  Möglichkeit  einer  Verbindung  zu  gegen- 
seitiger Unterstützung  erhöht;  es  ist  in  dem,  was  die  Noth  er- 
höht, auch  ein  Heilmittel  angezeigt,  und  es  geschieht  nicht  mit 
Unrecht,  wenn  man  bei  den  Vereinen  zu  gegenseitiger  Unter- 
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stützen?  die  Ciasse  der  Gewerbetreibenden  and  zwar  die  der 
eigentlichen  Arbeiter  vorzugsweise  in's  Auge  fasst. 

Geht  man  bei  Betrachtung  dieser  Vereine  zunächst  von  den 
leitenden  Grundsätzen  aus.  so  ist  Ein  Hauptunterschied  zwischen 
der  älteren  und  neueren  Zeit  an  die  Spitze  zu  stellen. 

Die  Unterstützungs-Vereine  des  Mittelalters  ruhen,  auch  da, 
wo  sie  nicht  einen  überwiegend  religiösen  Charakter  haben,  auf 
dem  vom  Christenlhum  ausgehenden  Geiste  der  Verbrüderung. 
Das  Gesetz  der  Nächstenliebe,  die  Lehre  von  der  allgemeinen 
Bruderschaft  der  Mensrhen,  welche  in  der  ersten  Zeit  der  christ- 
lichen Kirche  so  mächtig  war,  ging  in  alle  jene  Gilden,  Innungen, 
Zünfte  des  Mittelalters  über,  und  es  war  allgemeiner  Grundsatz 
in  denselben,  dass  jeder  Genosse  verpflichtet  war,  jedem  Anderen 
in  Unglücksfällen  beizustehen.  Diese  Leistung  war  in  erster  Linie 
persönlicher  Natur,  die  Brüder  standen  einander  in  Fällen  der 
Krankheit  bei,  sie  begleiteten  den  gestorbenen  Bruder  zu  seiner 
letzten  Ruhestätte.  Sie  war  aber  auch  pekuniärer  Natur;  wenn 
ein  Bruder  in  Krankheits-  oder  Unglücksfällen  einer  Geldunter- 
stützung bedurfte,  wenn  die  Kosten  seiner  Beerdigung  aus  setner 
Hinterlassenschaft  nicht  aufgebracht  werden  konnten,  trat  die  Gilde 
durch  gemeinsame  Beisteuer,  im  Wege  der  Umlage  oder  aus  ihren 
gemeinen  Mitteln  helfend  ein. 

Aus  diesem  Grundsatze  der  Verbrüderung  entsprang  dann 
gewissermassen  von  selbst  die  Einrichtung  der  Vereine,  welche 
sehr  einfach  war,  und  der  noch  heute  manche  solcher  Vereine 
nachgebildet  sind,  in  denen  die  Arbeiter  die  Kasse  verwalten, 
über  die  Aufnahme  und  den  Ausschluss  erkennen  und  wobei  die 
festgesetzte  Unterstützung  durch  Umlage  im  einzelnen  Falle  auf- 
gebracht wird. 

Vereine  dieser  Art  können,  ohne  der  Gefahr  von  Täuschungen 
und  der  Ueberbürdung  durch  schwächliche  Personen  oder  solche 
von  unsolider  Lebensweise  sich  auszusetzen,  nicht  gross  sein, 
sie  haben  aber  bei  kleinerer  Zahl  der  Mitglieder  in  jener  Ein- 
richtung das  beste  Sicherungsmittel  gegen  Verluste,  indem  die 
Genossen  durch  die  persönliche  Leistung  von  Krankenpflege,  Besuche 
und  Wachen,  in  der  Lage  sind,  eine  gegenseitige  Controle  zu 
üben  und  ihre  Bern  erkungen  bei  Aufnahmen  wie  bei  AusscbUes* 
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sangen  zur  Geltung  zu  bringen.  Gerade  diesen  Verhältnissen  ist 
es  auch  hauptsächlich  zu  danken,  dass  solche  Vereine  lange  Zeit- 
räume hindurch  bei  wechselnden  Mitgliedern  sich  erhalten  konn- 
ten, ohne  Verluste  zu  erleiden,  welche  bei  anderen  Verbältnissen 
ihre  Auflösung  hätten  zur  Folge  haben  müssen. 

Ein  entschieden  anderes  Prinzip  als  das  der  Verbrüderung 
ist  das  in  neuerer  Zeit  sich  immer  klarer  zur  Geltung  bringende 
Prinzip  der  gegenseitigen  Versicherung  gegen  Unglücksfälle  der 
eben  bezeichneten  Art. 

Es  ist  in  der  menschlichen  Natur  begründet,  dass  bei  Per- 
senen  von  verschiedenem  Lebensalter  die  Wahrscheinlichkeit  ihrer 
Erkrankung,  des  Eintritts  der  Arbeitsunfähigkeit,  ihres  Todes  für 
einen  bestimmten  Zeitraum  verschieden  ist. 

Legt  man  eine  bestimmte  Sterblichkeitstafel  zu  Grunde,  so 
zeigt  sich,  dass  bei  einem  Mitgliede,  das  mit 

20  Jahren  eintritt,  eine  wahrscheinliche  Lebensdauer 

von  noch  39  Jahren  anzunehmen  ist. 

25      „  „     „    36     „  »  » 

30      „  „     „    33     „  „  „ 

35      »  „     „    29     „  „  „ 

40      „  „     ,    26  , 

Hieraus  ergibt  sich  von  selbst,  dass,  wenn  Personen  dieser 
verschiedenen  Altersstufen  in  eine  Unterstützungskasse  den  glei- 
chen Betrag  bezahlen  und  bei  ihrem  Tode  die  gleiche  Summe 
an  ihre  Hinterbliebenen  bezahlt  wird,  bald  sie,  bald  die  Kasse 
benachteiligt  wird,  indem  die  Einen  zu  viel,  die  Anderen  zu 
wenig  bezahlen. 

Der  gleiche  Fall  ist  es  bei  KrankenunterstQtzungen.  Nach 
in  England  gemachten  Erhebungen  betragen  die  mittleren  Krank- 
heitstage bei 

einem  Alter  von      Jahren  bei  Männern,  Frauen 

20.  „  ,  6,8835.  8,5787. 
25*  „  „  6,8298.  8,0262. 
30.     „      „    6,9122.  9,0029. 


1)  Heyne,  über  die  Versicherung  gegen  Krankheit  in  Masins  Rundschau 
der  Venichemngeq  V.  Bd.  S.  14. 
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bei  einem  Aller  von       Jahren  bei  Männern,  Frauen 

35.     ,      ,    7,1424.  10,2764. 

40.     „  8,2135.  10,0909. 

45.  yf  ^  9,3392.  11,2740. 
Auch  hier  wirkt  es  sonach  sehr  verschieden  für  die  einzelnen 
Mitglieder  und  die  Gesammlheit,  wenn  bei  dem  Eintritt  in  ver- 
schiedenem Alter  Tür  eine  bestimmte  Krankenunterstützung  der 
gleiche  jährliche  Beitrug  gezahlt  wird,  indem  der  Eine  zu  viel, 
der  Andere  zu  wenig  bezahlt. 

Diese  Erfahrungen  sind  es,  welche  dem  erwähnten  Grund- 
sätze der  Versicherung  bei  diesen  Vereinen  zunächst  in  England 
Bahn  gebrochen  haben,  einem  Grundsalz,  welcher  im  Wesentli- 
chen auf  dem  Salze  beruht,  dass  im  Allgemeinen  Krankheits-  und 
Todesfälle  nach  bestimmten  Gesetzen  eintreten  und  dass  daher 
für  jedes  Individuum  sich  bestimmen  lässt,  welchen  Geldwerth  in 
jedem  bestimmten  Alter  ein  später  durch  Krankheit  oder  Tod 
eintretender  Vermögensschsden  unter  der  Voraussetzung  hat,  dass 
jene  Zufälle  in  der  jenem  Lebensgeselze  entsprechenden  Zeit 
eintreten. 

Würde  Jemand  mit  Bestimmtheit  wissen,  in  welchem  Zeit- 
punkte er  sterben  wird,  so  könnte  er  in  jedem  bestimmten 
früheren  Zeitpunkte  berechnen ,  welche  Summe  er  ein  für  aUetnal, 
oder  während  der  ferneren  Dauer  seines  Lebens  jährlich  nutz- 
bringend anzulegen  hat,  um  bei  seinem  Tode  eine  bestimmte 
höhere  Summe  zu  hinterlassen,  er  könnte  den  gegenwärtigen 
Werth  dieser  Summe  —  je  nach  der  Grösse  des  sicher  einzu- 
nehmenden und  sofort  wieder  nutzbringend  zu  verwendenden 
Zinses  —  genau  bemessen. 

So  ungewiss  nun  für  jeden  die  Zeit  seines  Todes,  wie  die 
Zeit  und  Dauer  einer  Erkrankung  an  sich  ist,  so  ist  doch  nicht 
zu  bestreiten,  dass  im  Grossen  und  Ganzen  auch  diese  Zufälle 
gewissen  Gesetzen  folgen  und  es  Ifisst  sich  hierauf  eine  gewisse 
Wahrscheinlichkeits-Rechnung  gründen,  welche  sich  im  Grossen, 
d.  h.  dann  bewähren  wird,  wenn  eine  bestimmte  grössere  Zahl 
von  Menschen  als  Ein  Ganzes  behandelt,  und  die  Ungleichheiten 
der  einzelnen  Fälle  durch  die  GemeinschafUicbkeit  der  aufzu- 
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bewahrenden  (einzuzahlenden  J  und  zu  erstattenden  (auszube- 
zahlenden) Werthe  ausgeglichen  werden. 

Es  lässt  sich  somit  eine  Prämientafel  für  Krankheit*  -  und 
Todesversicherungskassen  bilden,  aufweiche  bei  genügender  Zahl 
der  Mitglieder  und  sicherer  Verwaltung  jedem  Beitretenden  für 
jene  Zufalle  eine  bestimmte  Summe  zugesichert  werden  kann. 

Hiedurch  ergeben  sich  bedeutende  Unterschiede  gegenüber 
von  jenen  auf  dem  Principe  der  Verbrüderung  beruhenden  Vereinen. 

Während  bei  den  letzteren  das  persönliche  Verhalten  der 
Mitglieder  des  Vereins  zu  einander,  die  Bethäligung  der  gegen- 
seitigen Nächstenliebe  im  Vordergrund  steht,  ist  bei  den  Vereinen, 
welche  von  dem  Grundsatze  der  Versicherung  getragen  sind, 
die  persönliche  Beziehung  mehr  in  den  Hintergrund  gedrängt 
und  zwar  um  so  mehr,  je  entschiedener  dasselbe  durchgeführt 
ist,  und  je  grösser  eben  darum  die  Ausdehnung  des  Vereins  ist 

Persönliche  Leistungen  für  Krankenpflege  treten  gegenüber 
den  reinen  Geldleislungen  zurück,  und  die  Besuche  der  Kranken 
durch  die  Vereinsmilglieder,  wo  sie  noch  zur  Pflicht  gemacht 
sind,  nehmen  überwiegend  den  Charakter  einer  zur  Controle 
dienenden  Einrichtung  als  den  eines  Liebesdienstes  an. 

Auch  bei  den  Geldleistungen  ist  der  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  ein  anderer.  Bei  der  Verbrüderung  ist  ursprünglich  die 
Idee  einer  Liebesgabe,  einer  Beisteuer  für  den  Notleidenden 
Genossen  vorherrschend ;  später  trilt  die  der  Ausgleichung  durch 
die  Gegenseitigkeit  des  Gebens  und  Empfangens  mehr  hervor; 
bei  der  Versicherung  erhält  jeder  grundsatzlich  nur  sein  Eigen- 
thum zurück,  sie  ist  auf  dem  Princip  des  Egoismus,  der  Selbst- 
ständigkeit und  Gleichheit  eines  jeden  Genossen  gegründet. 

In  Absicht  auf  den  Beirag  der  einzelnen  Leistungen  —  der 
Einlagen  und  der  Unterstützungen  —  ist  bei  der  Verbrüderung 
in  erster  Linie  kein  durchaus  fester  Maassstab  aufgestellt,  erst 
später  tritt  solcher  bei  den  Einlagen,  welche  zuerst  fixirt  wurden, 
dann  auch  bei  den  Unterstützungen  ein ,  obwohl  hier  noch  immer 
ein  gewisser  Spielraum  — -  bei  besonderer  Dürftigkeit,  besonderem 
Unglück  u.  dgl.  —  eine  ausnahmsweise  Erhöhung  derselben  zu- 
lässig ist.  Mit  dem  Grundsatze  der  gegenseitigen  Versicherung 
dagegen  hört  diess  auf,  die  Einlage  bestimmt  sich  lediglich  nach 
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der  versicherten  Leistung,  sie  wird  eine  Versicherungsprämie 
und  die  Leistung  bemisst  sich  rein  nach  der  in  dem  Versicherungs- 
verträge festgesetzten  Summe. 

Hiedurch  erhalten  namentlich  auch  Umlagen,  welche  bei 
beiden  Arten  vorkommen  können,  einen  anderen  Charakter.  Bei 
den  Verbrüderungen  sind  Umlagen  das  Mittel ,  die  Unterstützungen, 
welche  im  einzelnen  Falle,  oder  in  einem  bestimmten  Zeiträume 
zu  leisten  sind,  entweder  ganz,  oder,  soweit  sie  nicht  aus  den 
vorhandenen  Geldern,  insbesondere  den  Einlagen,  bestritten  wer- 
den können,  durch  Verkeilung  auf  die  Vereinsmitglieder  aufzu- 
bringen; bei  der  Versicherung  sind  sie  der  vorbehaltene  Weg. 
um,  wenn  die  Wahrscheinlichkeitsberechnung  der  Unglücksfälle 
trügt,  den  nicht  erwarteten  Verlust  auszugleichen. 

Einen  besonders  bedeutenden  Einfluss  übt  aber  jener  Unter- 
schied der  leitenden  Principien  auf  die  Gliederung  der  Verwaltung 
der  Vereine  aus. 

Jene  älteren  Vereine,  sich  stützend  auf  geselliges  und  ge- 
schäftliches Zusammenleben  der  Genossen,  bedurften  zu  ihrem 
Bestehen  nur  eine  verhältnissraässig  kleinere  Anzahl  von  Mit- 
gliedern, und  es  bot  gerade  die  geringere  Ausdehnung  durch 
die  gegenseitige  Bekanntschaft  und  darin  liegende  Controle  eine 
Garantie  für  den  Fortgang  des  Vereins.  Je  entschiedener  aber 
der  Grundsatz  der  Versicherung  durchgeführt  wird ,  um  so  mehr 
ist  ein  Verein  darauf  angewiesen,  nach  möglichster  Ausdehnung 
zu  streben;  denn,  da  die  Gesetze,  nach  welchen  sich  die  Lebens- 
dauer und  die  Erkrankung  der  Menschen  richtet,  nur  im  Grossen 
und  Ganzen  sich  bewahrheiten,  so  bietet  die  Ausdehnung  des 
Vereins  die  grösste  Bürgschaft  für  das  Zutreffen  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung und  den  hierauf  beruhenden  Fortgang  des 

Während  sodann  bei  den  Verbrüderungsvereinen  die  Ver- 
waltung des  Vereinsvermögens  sehr  einfach  ist,  ist  bei  denjenigen, 
welche  auf  dem  Grundsatze  ujsr  gegenseitigen  Versicherung  be- 
ruhen, eine  ziemlich  complicirte  Verwaltung  erforderlich. 

Die  Beiträge  für  das  Sterbfalls-  und  Krankengeld  sind  nach 
den  Regeln  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  unter  Benutzung 
sicherer  Erfahrungen  über  Sterblichkeit  und  Krankheitsdauer  zu 
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einem  bestimmten  Zinsfusse  für  jedes  Lebensaller  zu  berechnen 
und  uro  möglichen  Wechsel  fallen  vorzubeugen,  sowie  zur  Deckung 
der  Verwaltungskosten  noch  um  einen  bestimmten  Theil  zu  er- 
höhen. 

Am  Ende  eines  jeden  Jahres  sodann  muss  nach  den  Regeln 
i       der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  mit  Zugrundlegung  der  erwähnten 
)       Erfahrungen  über  Sterblichkeit  und  Krankheitsdauer  und  des 
benannten  Zinsfusses  ermittelt  werden,  wie  gross  der  Antheil 
jedes  einzelnen  noch  lebenden  Mitglieds  am  Vermögen  des  Ver- 
eins ist    Die  Summe  dieser  Antheile  (Reserven)  bildet  das 
I       statutenroassig  notwendige  Vermögen  der  Anstalt,  mit  welchem 
|       der  wirkliche  Vermögensbestand  am  Ende  des  Jahres  zu  ver- 
gleichen ist,  um  zu  ersehen,  ob  derselbe  demjenigen  Betrage 
t        entspricht,  welcher  statutenmassig  vorhanden  sein  soll,  um  die 
i       künftigen  Ansprüche  zu  decken,  oder  ob  er  grösser  oder  kleiner 
als  die  Gesammtreserve  ist 

Es  beruht  so  der  gesicherte  Forlgang  des  Vereins  darauf, 
,  dass  einmal  die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf  eine  lange  Reihe 
von  Jahren  zutrifft,  dass  ferner  der  zu  Grunde  gelegte  Zinsfuss 
gleichfalls  dauernd  bei  der  Anlegung  der  Vercinsgelder  in  der 
Art  erzielt  werden  kann,  dass  diese  fortwährend  diesen  Zins 
abwerfen,  und  dass  der  Zuschlag  zu  Deckung  der  Verwaltungs- 
kosten und  anderer  Wechselfälle  ausreicht. 

Ist  diess  der  Fall  und  ist  in  einzelnen  Jahren  ein  Ueberschuss 
vorhanden,  so  ist  es  angemessen,  denselben  noch  einige  Jahre 
,         zur  Deckung  eines  etwaigen  Abmangels  anzusammeln;  ein  Ab- 
mangel  dagegen,  der  durch  frühere  Ueberschüsse  nicht  gedeckt 
werden  kann,  ist  durch  Erhöhung  der  Beiträge  einzubringen. 

So  noth wendig  diess  ist,  so  ist  doch  das  Eintreten  eines 
solchen  Falles  dem  ganzen  Charakter  einer  auf  dem  Grundsatz 
der  Versicherung  ruhenden  Anstalt  nach  für  ihren  Fortbestand 
sehr  gefährlich  und  es  muss  darum  bei  solchen  Vereinen  der 
grösste  Werth  darauf  gelegt  werden,  dass  die  vorausberechneten 
Prämien  zur  Deckung  der  Lasten  des  Vereins  zureichen. 

Alles  diess  hat  nun  notwendig  Einfluss  auf  die  Bildung  und 
Stellung  der  Organe  der  Vereine.  Während  bei  einer  kleineren 
Zahl  von  Mitgliedern  bei  einfacher  Verwaltung  jene  in  der  Lage 


Digitized  by  Google 


230 


lieber  Vereine  Gewerbetreibender 


sind,  durch  wenige  mittelst  periodischer  Wahl  sich  erneuernde 
Vorsteher  die  Angelegenheiten  des  Vereins  zu  besorgen,  ist  bei 
complicirteren  Einrichtungen  die  Aufstellung  eines  Personals  er- 
forderlich, welches  sich  mehr  oder  weniger  ausschliesslich  4en 
VereiDsangclegenheitert  widmet,  es  sind  bei  demselben  Kenntnisse 
und  eine  Geschäftserfahrung  erforderlich,  welche  nicht  jedes 
Mitglied  besitzt,  und  es  ist  eine  Thfltigkeit  in  dem  Personal- 
bestand der  Vereinsorgane  noth wendig,  welche  einen  raschen 
Wechsel  durch  häufigere  Wahlen  nicht  räthlich  erscheinen  lässt. 

Die  gegenseitige  Controle  der  xMitg Sieder  sodann  tritt  mehr 
in  den  Hintergrund ,  es  müssen  besondere  an  objective  Normen 
gebundene  Organe  hiefür  bestellt  werden,  und  Manches,  was 
dori  die  gemeine  Versammlung  der  Vereinsmitglieder  leicht  be- 
sorgt, kann  ihr  nicht  mehr  übertragen  werden. 

Sieht  man  nach  all*  Diesem  zurück  auf  den  Anfang,  so  ist 
das  Ergebniss  das,  dass  mit  der  Durchführung  des  Versicher ungs- 
prineips  die  brüderlichen  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung 
sich  mehr  und  mehr  den  verschiedenartigen  Lebens- und  Renten- 
Versicherungsanstalten  nähern,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  Uber 
ganze  Lander  ausdehnen. 

Neben  diesem  sehr  wichtigen  principicllen  Unterschied  zwi- 
schen den  älteren  und  neueren  Vereinen  für  die  erwähnten  Zwecke 
ergibt  sich  ein  weiterer  aus  den  veränderten  Verhältnissen  des 
Gewerbebetriebes  der  neueren  Zeit 

Die  Vereine  zur  gegenseitigen  Unterstützung  sind  der  Natur 
der  Sache  nach  überwiegend  in  denjenigen  Ciassen  des  Volkes 
Bcdürfniss  und  verbreitet,  deren  Unterhall  auf  dem  Erfolge  ihrer 
Arbeit  beruht,  und  zwar,  wie  schon  oben  erwähnt  wurde,  haupt- 
sächlich bei  denjenigen ,  welche  von  dem  Ertrage  gewerblicher 
Arbeit  leben. 

Nun  setzt  jede  produktive  Arbeit ,  und  insbesondere  jede 
gewerbliche  Arbeit  das  Vorhandensein  von  Objekten  voraus,  an 
welchen  und  durch  welche  sie  sich  bethätigt,  Gegenstände,  welche 
im  weitesten  Sinne  das  Capital  ausmachen.  Der  Arbeiter  im 
Gebiete  der  Industrie  kann  seine  Kraft  nur  üben ,  wenn  er  ent- 
weder selbst  im  eigenen  oder  gemietheten  Besitze  des  Capilals 
ist,  oder  wenn  Andere  ihn  an  der  Verwendung  ihres  Capilals, 
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ihrer  Rohstoffe,  Werkzeuge  u.  s.  w.  Theil  nehmen  lassen,  d.'  W 
seine  Dienste  hiebet  gegen  Lohn  für  dieselben  benutzen.  Hieraus 
bildet  sich  das  Verbällniss  des  arbeitgebenden  Meisters,  weichet* 
das  gewerbliche  Capital  besitzt,  zu  dem  Gehülfen  oder  Gesellen^ 
der  ihm  bei  der  Bearbeitung  gegen  Lohn  beisteht.  >"ui» 

Wie  sodann  die  Produktion  im  Einzelnen  auf  dem  Zusammen 
wirken  von  Meister  und  Gesellen,  so  beruht  die  gewerblich^ 
Produktion  eines  Orts  oder  Bezirks  in  einem  bestimmten  Zweige 
auf  der  gemeinsamen  produktiven  Thätigkeit  der  sämmtlidheir 
Meister  und  Gesellen  eines  und  desselben  Gewerbes,  und  auf 
diese  beiden  Umstände  wieder  gründet  sich  die  Vereinigung  ünd 
Abtheilung  der  Gewerbe  in  bestimmte  technisch  gesonderte 
Gruppen,  wie  sie  in  den  Innungen  und  Zünften  des  Mittelaltens! 
und  in  den  Gesellenvereinen  der  Zünfte  zu  Tage  tritt.        i  n  - 

Diese  Gliederung  führt  bei  den  Unterstützungsvereinen  gleich- 
falls zu  einer  Abscheidung  nach  bestimmten  Gewerben  und  ie* 
ergibt  sich  hieraus  einerseits  das ,  dass  die  Innungen  an  manchert 
Orten  berufen  sind ,  die  Kranken-,  Sterbe-  und  sonstigen  Unler- 
stützungskassen  der  Innungsgenossen  zu  leiten ;  andererseits  gvÜn-^ 
den  sich  hierauf  besondere  Verbindungen  von  Gesellen  ■) und» 
Gehülfen  bestimmter,  in  Zünfte  verbundener,  Gewerbe,  ferner; 
Vereine  selbslständiger  Gewerbetreibender  bei  nicht  in  Innungen 
verbundenen  Gewerben,  und  endlich  Vereine  von  Gehülfen  und 
Gesellen  in  solchen  Gewerben.  ..  ,u  < 

Eine  solche  Gliederung  nach  bestimmten  Gewerben i  findet 
selbst  da,  wo  keine  Zünfte  mehr  bestehen,  der  Natur  der ?Sa che 
nach  häufig  Statt,  ja  sie  wird  auch  jetzt  noch  als  die  Regel  an- 
zunehmen und  vorauszusetzen  sein,  wenn  auch  häufig  die  aUfrer-v 
gebrachte  Abscheidung  der  einzelnen  Gewerbe  sich  verändert  hM 

Hiezu  kommt  aber  eine  weitere  Art  solcher  Anstalten--, r welche 
ihren  Grund  in  dem  veränderten  Betriebe  der  gewerblichen  Thätig*i 
keit  hat.  Wo  nämlich  das  Capital  im  Verhältnisse- zu  der  Arbeit 
des  Einzelnen  als  eine  solche  Macht  auftritt,  dass  die  «inline 
Arbeit  eine  weit  untergeordnete  Stellung  gegen  dasselbe  erhält, 
da  tritt  an  die  Stelle  des  Verhältnisses  von  Meister  und  Gehüifenj. 
ein  ganz  anderes,  das  des  Arbeitgebers  zum  Arbeiten    r; nx.i  'i 

Ein  solches  Verhältniss  tritt  schon  früher  auf  bei  dem  Berg~( 

feilscht,  f.  Simuw.  1857.  2b.  Btfl.  1  6 
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und  Hüttenbetrieb,  wo  die  Thätigkcit  des  einzelnen  Arbeiters 
gegenüber  dem  Capital  des  Hüllenbesitzers  eine  verschwindende 
Bedeutung  hat  Ganz  besonders  aber  wird  solches  durch  die 
ausgedehnte  Anwendung  der  die  Arbeit  erleichternden  Maschinen, 
durch  die  nicht  auf  lokalen  Bedarf  beschränkte  Massenproduktion 
und  die  Ansammlung  des  Capitals  in  Aktiengesellschaften  der 
Gegenwart  begründet  und  in  immer  weiteren  Kreisen  ausgedehnt. 

An  und  ftlr  sich  steht  nun  zwar  nichts  entgegen,  dass  Arbeiter 
solcher  gewerblichen  Unternehmungen  mit  anderen  Gewerbetreiben- 
den an  gemeinschaftlichen  Unterstützungskassen  Theil  nehmen. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  begründet  ein  solches  Etablissement 
eine  Gemeinschafllichkeil  der  Lebens-  und  Brwcrbsverhältnisse 
unter  den  Arbeitern,  welche  es  nahe  legt,  dass  von  diesen  be- 
sondere Vereine  zur  gegenseitigen  Unterstützung  gegründet  wer- 
den. Endlich  ist  es  im  Interesse  der  Besitzer  solcher  Etablissements 
gelegen,  dass  sie  solche  Einrichtungen  hervorrufen  und  ihre 
Arbeiter  zur  Tbeilnabme  daran  veranlassen. 

Bei  Anstalten  dieser  Art  kann,  wenn  sie  ganz  auf  dem  freien 
Willen  der  Arbeiter  beruhen  und  unabhängig  von  den  Inhabern 
des  Geschäfts  gegründet  und  fortgeführt  werden ,  die  Einrichtung 
ganz  der  der  freien  Vereine  gleich  sein,  nur  wird  der  Unter- 
schied eintreten,  dass  nur  Arbeiter  des  bestimmten,  oder  etwa 
einiger  solcher  Etablissements  Mitglieder  des  Vereins  werden 
können,  und  dass  sie  mit  ihrem  freiwilligen  oder  gezwungenen 
Austritt  aus  dem  Etablissement  auch  aus  dem  Vereine  auszu- 
scheiden haben. 

Grösser  wird  der  Unterschied  bei  solchen  Anstalten  sein, 
welche  unter  Mitwirkung  oder  auf  Veranlassung  der  Geschäfts- 
inhaber in's  Leben  treten.  Dabei  sind  natürlich  die  Verhältnisse 
sehr  verschieden  je  nach  dem  Grade,  in  welchem  sie  dabei  sich 
betheiligen. 

Die  hauptsächlichsten  Abweichungen  von  den  freien  Vereinen, 
welche  vorkommen,  werden  etwa  folgende  sein. 

Der  Beitritt  zum  Verein  wird  kein  freiwilliger  sein ,  sondern 
jeder  Arbeiter  wird  in  denselben  vermöge  der  Fabrikordnung 
einzutreten  haben,  und  seine  Thcilnahme  wird  mit  seiner  Ent- 
lassung aus  dem  Geschäfte  aufhören.  Die  Beiträge  sodann  werden 
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sich  nach  dem  grösseren  oder  geringeren  Lohn  der  Arbeiter 
richten;  die  Geschäftsinhaber  werden  in  mehr  oder  minder  be- 
deutendem Umfange  zu  den  Einnahmen  beitragen.  An  der  Ver- 
waltung des  Vereins  werden  die  Geschäftsinhaber  mehr  oder 
minder  ausschliesslich  sich  bethciligen.  Das  Vermögen  des  Ver- 
eins wird  von  ihnen  nutzbringend  verwendet  und  verzinst  werden. 
Die  letztere  Einrichtung,  obwohl  manchfach  vorkommend,  ist 
übrigens  nicht  ohne  Bedenken,  sofern  dem  Vercinsvermögen  nicht 
besondere  Vorzugsrechte  gegenüber  den  Geschäftsinhabern  ein- 
geräumt sind,  welche  dasselbe  Tür  alle  Falle  sicher  stellen,  da 
im  anderen  Falle  die  Arbeiter  Gefahr  laufen ,  dass  sie  bei  einem 
Falliment  des  Geschäfts  ihre  Ersparnisse  cinhüssen,  was  um  so 
bedenklicher  ist,  da  hiedurch  häufig  Arbeitsstockungen  und  da- 
mit geringerer  Arbeitslohn  oder  gar  völlige  Verdiensllosigkeit 
eintritt. 

Ein  weiterer  Unterschied  gegen  die  frühere  Zeit  liegt  endlich 
in  der  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Staatsgewalt  sich  zu  ^ 
diesen  Vereinen  verhält. 

Missslände  verschiedener  Art  haben  zuerst  in  England  die 
Aufmerksamkeit  der  Regierung  auf  diese  Vereine  gelenkt  und  es 
beginnt  hier  schon  im  Jahre  1793  ein  Eingreifen  der  Gesetz- 
gebung. Durch  Parlamcntsakte  von  diesem  Jahre  (George  Roses 
Act  33.  George  III.)  wurden  denjenigen  friendly  societies,  welche 
sich  gewissen  Beschränkungen  unterwarfen,  Privilegien  in  Absicht 
auf  StempelgebUhren  und  Anderes  gewährt,  und  es  wurde  diese  • 
Gesetzgebung  durch  Akte  von  1819  (59.  George  III.) ,  1829 
(10.  George  IV.)  und  vom  15.  Aug.  1850  (13  et  14.  Viel.) 
weiter  ausgebildet. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind,  soweit  sie  für  unsere 
Verhältnisse  Interesse  haben,  folgende: 

I.  Es  ist  gestattet,  einen  Verein  zu  bilden,  in  der  Absicht, 
mittelst  freiwilliger  Beiträge  mit  oder  ohne  Zufluss  von  Schen- 
kungen einen  Fonds  zu  bilden  für  einen  der  nachgenannten 
Zwecke : 

1)  um  eine  Summe  Geldes  zu  versichern,  welche  bei  dem 
Tode  eines  Mitglieds  dem  (unterlassenen  Gatten  oder  der  Galtin, 
seinem  Kinde  oder  Erben  zu  bezahlen  ist,  oder  um  die  Bcerdi- 

16* 
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gungskosten  eines  Mitglieds,  seines  Gatten  oder  seiner  Gattin, 
eines  Kindes  oder  nächsten  Anverwandten  desselben  zu  bestreiten ; 

2}  um  den  Mitgliedern,  ihren  Gatten,  Kindern  oder  nächsten 
Anverwandten  während  ihrer  Kindheit,  hohen  Alters,  Krankheit, 
Wittwenslandes  oder  bei  einem  anderen  natürlichen,  nach  mitt- 
lerer Wahrscheinlichkeit  sich  berechnenden  Unfall  Hülfe,  Unterhalt 
oder  Pension  zu  versichern. 

IL  Keine  Gesellschaft  darf  für  den  Todesfall  eines  Mitglieds 
oder  für  einen  der  bezeichneten  Fälle  die  Zahlung  einer  festen 
Summe  von  mehr  als  100  eine  Jahresrente  von  mehr  als  30  /. 
oder  eine  wöchentliche  Krankenunlerstützung  von  mehr  als  20  sh. 
versichern. 

III.  Es  ist  untersagt,  für  den  Todesfall  eines  Kindes  unter 
10  Jahren  eine  Summe  zuzusichern,  wofern  diese  nicht  ausdrück- 
lich zur  Bezahlung  der  Beerdigungskosten  bestimmt  ist.  In  solchem 
Falle  darf  diese  Summe  den  Betrag  von  3  /.  nicht  übersteigen 
und  nur  an  denjenigen  bezahlt  werden,  der  mit  der  Veranstaltung 
der  Beerdigung  betraut  ist. 

IV.  Keine  Tür  den  Todesfall  eines  Mitglieds,  seines  Gatten 
oder  Kindes  zu  bezahlende  Summe  darf  anders  als  gegen  Vor- 
weisung eines  legalen  Todesscheines  bezahlt  werden,  wofern  es 
nicht  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  unmöglich  ist,  einen 
solchen  beizubringen. 

V.  Ein  Verein  ist  erst  dann  begründet  und  rechtsverbindlich, 
wenn  die  Statuten  desselben  in  der  Richtung  von  der  zuständigen 
Behörde  geprüft  sind,  ob  sie  mit  den  Gesetzen  übereinstimmen 
und  nichts  Rechtswidriges  oder  Unzulässiges  enthalten. 

VI.  Die  Statuten  der  Vereine  haben  zu  enthalten: 

13  den  Titel  und  die  Benennung  des  Vereins  und  seiner 
Hiilfsvereine;  den  Ort,  wo  er  den  Sitz  seiner  Thätigkeit  hat; 
die  Zwecke,  welche  er  verfolgt;  die  Gegenstände,  für  welche 
das  Vereinsvermögen  verwendet  werden  soll;  die  Bedingungen, 
unter  welchen  die  Vereinsmitglieder  oder  Dritte  durch  dieselben 
des  Genusses  der  in  den  Statuten  zugesicherten  Vortheile  theil- 
haflig  werden;  sowie  die  Berechnungen,  auf  deren  Grundlage 
der  Verein  gebildet  wird ; 

2)  die  Bestimmungen  über  Entwerfung,  Annahme  und  Ab- 
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£       ander ung  der  Slatuten;  über  Ernennung ,  Pflichlen  und  Befugnisse 
der  Verwalter  des  Vereins,  des  Rechners  und  Schriftführers, 
v       sowie  des  Verwaltungs- Ausschusses; 

3)  die  Art  der  Anlegung  des  Vereinsvermögens; 
»  4)  die  Art  der  Beilegung  von  Streitigkeiten  zwischen  dem 

~        Vereine  und  seinen  Mitgliedern. 

VII.  Die  Einzahlungen  für  jede  besondere  Art  von  Ver- 
sicherungen müssen  abgesondert  verrechnet  werden. 

VIII.  Die  Vereine,  welche  Renten  versichern,  können  die 
amtliche  Anerkennung  ihrer  Statuten  nur  erlangen,  wenn  die 

i        Tabellen  für  die  zu  bezahlenden  Beiträge  durch  bestimmte  Sach- 
verständige geprüft  sind, 
u  IX.  Der  Cassier  jedes  Vereins  hat  für  seine  Verwaltung 

j.        Caution  einzulegen. 

,  X.  Das  Vereinsvermögen  darf  nur  in  einer  in  dem  Gesetze 

bestimmten  Weise  nutzbringend  angelegt  werden.       11  -  '  '  ^ 

XI.  Jedes  Vereinsmitglied  ist  berechtigt1;  gegieh  "ernö  be- 
stimmte kleine  Gebühr  eine  Abschrift  toes  -de^  :1Re^ierun^  ^ottttt^ 
legenden  jährlichen  Rechnungsat&weiSetf  ztt^eriöngeti.1' ;(i  ;!  ■'■  ^ 

Man  sieht,  diese  Vdrschrrftert  'sirirf  rilchl  soWöhf  toirduf  gfö- 
richtet,  um'  eih  lAwscnrMeti-xler  Verefnöi«er  1hre/natörg*eWi«1sse 
Sphfcfe  j  crtWa  m  <das  Geniel  pcrtitlsdre^A'g^falioh ;  ini  veAftderff,1 
sondern  'sie*  haben'  den  Zweck  |!  innerhalb  des  Öebietös'der  '-Vei** 
eirte' dieseir  eilte  Entwiokkiftg  ^u  slcnerh,"  Welch«?  die  Üiloliede? 
vor  Verlusten  bewahrt,  die  leicht steh  m\&r&tol,![WtAnl'tA  ddiiselbW 
art  sickere»  Gt^dla^h,  an  einer  »klaren  Orgatiisatidh,1  Neiner 
gvfrfdnetew  1  Verwaltung '  fehlf ,  '  sowie1  uu '  verhindern'  das*  nicht 
der  Eintritt  Iii  Solche NVerein£  j&m  Gegenstand1  einer 1  nnsHfKenert; 
sogar  zu  Verbrechen  führenden  Spekulation  tfuf  d^n  Täcl'andfcrel^ 
Personen  werden  kann.  , 

Grundlage  dieser  Vorschriften  im  Allgemeinen  ist,  dass  die 
Vereine  auf  dem  rersic:herüngs|)finclpelbbti^eii /entern  Principe, 
das,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  eine  -'Selfr1'  sorgfältige* Fest- 
stellung der  mathematischen  :Grortditi^e«r  der!,Veyöirte  voraussetzt, 
und  hiedurch,  Wie  dureh' :die  grössere  'Ausdehnung  des  Vereins, 
die  veränderte  Stellung  der  ^ereinsorgäne  und  ^ie'cömpliciJteirfeF 
Verwaltung  dem  einzelnen  Mitgliede  es  schwieriger  macht,  Selbst 
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die  wünschcnswnrlhc  Controle  der  Anstalt  auszuüben,  eben  damit 
aber  die  Aufforderung  an  den  Staat  zur  Folge  bat,  da,  wo  der 
Einzelne  sich  nicht  selbst  helfen  kann,  ergänzend  einzuschreiten. 

Die  einzelnen  Seilen  dieses  Einschreitens  sind:  einmal  die 
Sorge  für  die  notwendigen  rechnungsmässigen  Grundlagen  der 
Versicherungen;  sodjinn  die  weilerc  Fürsorge  dafür,  dass  die 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Ycrcinsmitglicder  zu  dem  Vereine 
und  zu  einander,  die  Stellung  der  Vereinsorgane,  und  die  Bei- 
legung von  Ausländen  und  Zweifeln  grundsätzlich  festgestellt 
werden;  dass  ferner  das  Vereins  vermögen  gegen  Verschleuderung 
sieher  gestellt ;  und  dass  jedes  Yereinsmilglicd  in  die  Lage  gesetzt 
wird,  den  Gang  der  Verwaltung  auf  eine  leichte  Weise  kennen 
zu  lernen ;  endlich ,  dass  durch  die  Beschränkung  der  Summen, 
welche  die  Versicherung  erreichen  darf,  der  Gefahr  von  Ver- 
lusten durch  Uebermihme  eines  die  Kräfte  eines  immerhin  kleineren 
Vereins  übersteigenden  Risikos  vorgebeugt  wird. 

Hiezu  kommen  noch  einige  Bestimmungen ,  welche  ganz  oder 
theilweise  die  Richtung  haben,  dem  unsittlichen  Spielen  um  das 
Lehen  Dritter  zu  begegnen.  Hierher  gehört  die  Beschrankung 
der  Versicherung  Tür  Dritte  auf  solche  Personen ,  gegenüber  von 
welchen  der  Versichernde  vermöge  seiner  Alimentationspflicht  ein 
legales  Interesse  Tür  die  Versicherung  hat,  das  Verbot  der  Be- 
zahlung von  Slerbfullsvergülungen  ohne  legalen  Nachweis  des 
Todes  des  Versicherlen  und  die  Beschränkung  der  Sterbfallver- 
sicherung bei  Kindern  unter  zehn  Jahren. 

Zu  einer  allgemeinen  Controlc  der  Einhaltung  dieser  Vor- 
schriften dient  die  angeordnete  jährliche  Vorlegung  von  Rechnungs- 
auszügen an  die  Regierung.  Diese  Auszüge  haben  folgende 
bemerkenswerthe  Form : 

Mitglieder. 

Zahl  der  im  letzten  Jahre  Aufgenommenen. 

„     „  Slerbfälle. 
Ausgetreten  oder  ausgeschlossen. 
Zahl  der  Mitglieder  ^  männlichen  Geschlechts, 
zur  Zeit  des  Abschlusses  }  weiblichen  „ 
Ehrenmitglieder. 


Digitized  by  Google 


sar  gegenseitigen  Uot«rstO(st>ng. 


237 


Krankheitsfälle. 

Zahl  während  des  Jahres  \  m*n^™  Geschlechts. 

(  weiblichen  „ 

Mittlere  Daner  der  Krankheit  nach  Monaten  und  Tagen. 

Einnahmen. 

Schenkungen  und  Ehrengaben. 

Eintrittsgelder. 

Prämien  für  Krankheitsfälle. 

ff        £  Leibrenten. 

„        „  Lebensversicherungen. 

„        „  Wittwenpcnsionen. 
Zinse  aus  dem  Vermögen. 
Summe  der  Einnahme. 

Vermögensfonds 
im  Ganzen  angelegt  in  .  . . 

Ausgaben. 

Krankenunterstülzungen. 
Leibrenten. 

c,   ,  f  „       ...  {  mannliche  Individuen. 

Slerbfallsvergulungen  für  <  wcilj|jch0 

Wittwenpensionen. 
Verwallungs-Aufwand. 
Summe  der  Ausgaben. 

Bemerkungen. 

Ausserdem  dienen  noch  fünfjährige  Zusammenstellungen  über 
die  mittleren  Zahlen  der  Todes-  und  Krankheitsfälle  dazu,  all- 
gemeine Erfahrungen  zu  gewinnen,  um  auf  deren  Grundlage 
die  Einrichtungen  der  Versicherungsvereine  vervollkommnen  zu 
können. 

Aehnlicbe  Vorschriften  wurden  in  neuerer  Zeit  auch  in  an- 
deren Ländern,  namentlich  in  Frankreich  und  Belgien  erlassen. 
Ausser  diesem  sind  aber  die  Vereine  zur  ffecrenseilieen  Unter- 
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slülzung  in  neuerer  Zeil  noch  dadurch  Gegenstand  des  Eingreifens 
der  Öffentlichen  Gewalt  geworden ,  dass  sie  in  einer  sehr  wesent- 
lichen Beziehung  zur  Armenpflege  stehen. 

Die  Milderung  des  Unterschieds  in  dem  Besitze  der  Mittel 
zur  Befriedigung  der  Lebensbedürfnisse,  welcher  in  seinen  Ex- 
tremen sich  zu  dem  Gegensatze  von  Reich  und  Arm  ausbildet, 
durch  ein  Geben  von  der  einen ,  ein  Bitten  und  Annehmen  von 
der  andern  Seite  war  im  Mittelalter  Gegenstand  der  christlich 
kirchlichen  Thatigkeit,  indem  die  Kirche  durch  das  Gebot  der 
Nächstenliebe  die  schöne  Aufgabe  hatte ,  jene  Härten  des  Lebens 
zu  mildern ,  einen  Beruf,  den  sie  in  den  mannigfaltigsten  Formen 
erfüllte,  durch  welche  der  Sinn  der  Liebe  sich  je  nach  der 
Eigentümlichkeit  der  Gemüthsrichtung  bethätigte. 

Allein,  was  in  jener  Zeit  genügte,  konnte  in  der  neuen 
Zeit  nicht  mehr  als  ausreichend  erkannt  werden,  nachdem  die 
bürgerliche  Gesellschaft  das  Bitten  um  Unterstützung  in  früher 
nicht  beanstandeten  Formen  wegen  der  naheliegenden  Versuchung 
zu  Verbrechen,  als  Bettelei  und  Vagiren  unter  die  Vergehen  ge- 
stellt und  die  Anforderung  an  das  Individuum  gemacht  hatte,  dass 
es  seinen  Unterhalt  mit  seiner  Arbeit  gewinne,  wo  ihm  nicht 
andere  eigene  Mittel  hiezu  zu  Gebole  stehen.  Denn  das  Verbot 
jenes  Bittens  auch  bei  unzweifelhafter  Armulh  begründet  natur- 
nothwendig  den  Anspruch  an  das  Gemeinwesen,  von  dem  es 
ausgeht,  dass  es  da  unterstützend  eintrete,  wo  dem  Einzelnen 
das  Mittel  des  Fortkommens  fehlt,  dass  es  dem  Armen  eine  Quelle 
anweist,  wo  er  in  seiner  Nolh  Hülfe  finden  kann,  ohne  von  der 
frei  und  nach  subjektivem  Ermessen  wirkenden  Mildlhäligkeit  der 
Kirche  und  ihrer  Glieder  abhängig  zu  sein.  Das  Verbot  des 
Betteins  und  Vagirens  durch  die  bürgerliche  Gesellschaft  hat  so 
diel  u Unterstützungspflicht  derselben  gegen  den  Armen  in  allen 
Fallen  zub  Folge,  in  welchen  er  ohne  eigene  Unterhaltsmittel 
und  zugleich  wegen  eigener  Unfähigkeit  oder  Mangel  an  Arbeits- 
gelegenheit ausser  Stande  ist,  durch  Arbeit  sich  seinen  Lebens- 
unterhalt zu  verschaffen. 

-Au  KieUnlerstützungspflicht  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gegen- 
über, d*n  (Armen  bringt  hinwiederum  die  Forderung  an  diesen 
mit  sich y  dass  er ^  ehe  er  sie  in  Anspruch  nimmt,  durch  seine 
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Arbeit  sich  seinen  Unterhalt  zu  erwerben  suche,  und  sie  tritt 
nur  ein ,  wenn  und  soweit  ihm  solches  nicht  möglich  ist.  Ja  sie 
geht  noch  einen  wichtigen  Schritt  weiter,  indem  sie  an  ihn  die 
Forderung  stellt,  nicht  nur,  dass  er  jede  Gelegenheit  zu  Arbeits- 
verdienst benütze,  sondern  dass  er  in  Zeiten  erhöhten  Verdienstes 
Vorsorge  für  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  und  des  mangelnden 
Verdienstes. 

I  Noch  bis  in  ziemlich  neue  Zeiten  beruhte  der  Unterhalt  der 

Uberwiegenden  Zahl  der  Bevölkerung  auf  dem  Landbau  und  dem 
durch  denselben  gewonnenen  Ertrage  eines  dem  Bebauer  eigen- 
thümlich  oder  mit  mehr  oder  minder  prekärem  Rechte  zustehen- 
den, von  Geschlecht  zu  Geschlecht  sich  forterbenden  Grundbesitzes, 
dessen  Umfang  sich  bei  der  herkömmlichen  Gebundenheit  des 
Besitzes  ebenso  gleich  blieb,  wie  der  Ertrag  bei  der  nach  Her- 
kommen geübten  Bewirthschaftungsweise  sich  wenig  änderte. 

Arm  und  Reich  bezeichnete  ein  stehendes  Verbältniss  unter- 
schiedener Stände,  der  Arme  schleppte  sein  Leben  in  dumpfem 
Gefühle  setner  Mittellosigkeit  ohne  Streben  nach  Aenderung 
seines  Zustandes  hin,  und  wo  die  Noth  zu  gross  wurde,  waren 
die  Gaben  der  Kirche  und  ihrer  Anstalten  der  Weg  der  Lin- 
derung. 

Die  neue  Zeit  hat  es  nun  aber  mit  sich  gebracht,  dass  in 
immer  weiteren  Kreisen  der  Unterhalt  der  Bevölkerung  sich  auf 
eine  durch  die  verschiedensten  Verhältnisse  bedingte,  in  ihrem 
Ertrage  rasch  wechselnde  gewerbliche  Thätigkeit  stützt,  welche 
einerseits  dem  Unbemittelten  die  Möglichkeit  eröffnet,  durch  Er- 
übrigungen an  seinem  Arbeitsverdienste  in  bessere  Verhältnisse, 
zu  Wohlstand ,  ja  Reichthum  aufzusteigen ,  andererseits  aber  auch 
zur  Folge  bat,  dass  derjenige,  der  die  Zeit  höheren  Lohnes  zum 
Vergeuden  des  Errungenen  benützt,  bei  eintretendem  Wechsel 
in  eine  Hülflosigkeit  versinkt ,  welche  um  so  schrecklicher  wirkt, 

,  weil  der  erhöhte  Lebensgenuss  bei  günstigen  Lohnverhältnissen 
ihren  Druck  in  ganz  anderer  Weise  fühlbar  macht,  als  bei  dem 
Armen,  der  nie  ein  besseres  Loos  an  sich  erfahren  hat. 

Daraus  entspringt  dann  die  Forderung  des  Gemeinwesens^ 

,  welchem  in  Notb  fallen  die  Unterstützung  der  Armen  toblieg4 ,  an 
den  Arbeiter,  dass  er  in  den  Tagen,  des  guten  Verauwuitesvs^are 
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und  Erspartes  ansammle  Air  die  Tage  des  schlechten  oder  mangeln- 
den Verdienstes. 

Dabei  ist  das  Nächste,  dass  der  Arbeiter  für  diejenigen 
Tage  mangelnden  Verdienstes  etwas  zurücklege,  welche  in  jedem 
Leben  von  Zeit  zu  Zeit  vorkommen,  für  Tage  der  Krankheit, 
und  es  geht  das  Verlangen  von  demjenigen  Gemeinwesen  zu- 
nächst aus,  welches  in  den  Fallen  der  Erkrankung  in  erster 
Linio  einzutreten  hat,  der  Gemeinde,  in  welcher  der  Arbeiter 
sich  aufhält. 

Hierauf  gründen  sich  die  in  manchen  Gemeinden  bestehenden 
Krankheits-Versicherungskassen  für  Arbeiter  und  Dienstboten  mit 
Zwang  zum  Beitritt. 

Die  Gründung  einer  solchen  Kasse  setzt  das  Vorhandensein 
eines  Krankenhauses  mit  den  erforderlichen  Einrichtungen  vor- 
aus, und  kann  nur  in  grösseren  Gemeinden  ohne  Opfer  der 
Gemeinde  eingeführt  werden,  wo  sie  aber  begründet  werden 
kann,  wird  sie  von  grossem  Nutzen  sein. 

Die  wesentlichsten  Abweichungen  von  einem  Vereine  cur 
gegenseitigen  Unterstützung  in  Krankheitsfällen  werden  hiebei 
folgende  sein. 

Der  Zweck  der  Kasse  wird  sein ,  dem  zur  dienenden  Klasse 
gehörigen  Theile  der  Einwohnerschaft  gegen  einen  massigen 
Jahresbeitrag  die  unentgeltliche  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  in 
den  hiezu  geeigneten  Krankheitsfällen  zu  sichern. 

Demzufolge  werden  an  derselben  alle  Personen  dieser  Klasse, 
welche  in  dem  Bezirke  der  Gemeinde  in  Diensten  stehen,  in  so 
lange,  als  dieses  Dienstverhältnis  dauert,  Theil  zu  nehmen  ver- 
pflichtet sein. 

Dabei  wird  zu  bestimmen  sein,  welche  Kategorien  von 
Personen  hieher  gehören  und  welche  nicht  zum  Beitritt  berechtigt 
und  verpflichtet  sind,  insbesondere  ob  Fabrikarbeiter,  Lehrlinge 
und  Personen,  welche  im  Taglohn  arbeiten,  zur  Theilnahme  ver- 
pflichtet sein  sollen  oder  nicht  Die  Theilnahme  an  der  Anstalt 
wird  mit  der  Begründung  des  Dienstverhältnisses  zu  beginnen, 
mit  dessen  Aufhören  wegzufallen  haben. 

Mit  der  Theilnahme  an  der  Anstalt  wird  die  Verpflichtung 
zu  Bezahlung  des  Versicherungsbeitrags  verbunden  sein,  durch 
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welche  hinwiederum  das  Recht  auf  Aufnahme  in  das  Krankenhaus 
in  den  bestimmten  Krankheitsfallen  und  für  die  bestimmte  Zeit 
begründet  wird. 

Die  Verwaltung  wird  einer  gemeindlichen  Behörde  zu  über- 
tragen, sein. 

An  solche  Gemeindcanstalten  können  sich  dann  wieder  freie 
Vereine  anschliessen ,  so  dass  das  Eine  das  Andere  ergänzt. 

Auch  ausser  diesen  Anstalten  einzelner  Gemeinden  ist  eine 
allgemeinere  Thätigkeit  des  Staats  für  Förderung  von  Unter- 
stützungskassen  und  Vereinen  noch  durch  Folgendes  begründet. 

Die  freie  Circulation  der  Arbeit  ist  eine  so  wesentliche 
Bedingung  des  industriellen  Forlschritts,  dass  sie  sich  immer 
weiter  Bahn  brechen  muss.  Dadurch  wird  aber  das  Verhältniss 
des  Einzelnen  zu  der  Gemeinde ,  die  ihn  in  Nolhföllen  zu  unter- 
stützen hat,  häuGg  verrückt,  indem  diese  durch  die  Freizügig- 
keit der  arbeitenden  Klasse  ausser  Stand  gesetzt  ist,  bei  dem 
Arbeiter  in  Zeilen  guten  Erwerbs  auf  diejenige  haushälterische 
Lebensweise  hinzuwirken,  welche  ihn  gegen  spätere  Verarmung 
zu  wahren,  und  die  Gemeinde  vor  einer  drückenden  Unter- 
stützungslast zu  beschützen  geeignet  ist. 

Dass  hier  sehr  wichtige  Interessen  wahrzunehmen  sind,  wird 
einem  Zweifel  nicht  unterliegen,  und  es  wird  sich  nur  das  fragen, 
inwieweit  es  angemessen  ist,  dass  der  Staat  hier  mit  direktem 
Zwang  einschreite. 

Einen  solchen  Zwang  hat  die  neuere  Preussischc  Gesetz- 
gebung durch  das  Gesetz,  betreffend  die  gewerblichen  Unter- 
stützungskassen vom  3.  April  1854  eingefühlt;  wir  können  uns 
aber  eines  näheren  Eingehens  hierauf  enthoben  erachten,  da  das- 
selbe die  inneren  Einrichtungen  der  Unterslülzungs vereine,  welche 
uns  beschäftigen,  nicht,  sondern  nur  die  Regierungsmassregeln 
in  Absicht  auf  Verbreitung  solcher  Vereine  und  Kassen  zum 
Gegenstände  hat. 

Indem  wir  nunmehr  der  Einrichtung  der  Vereine  zur  gegen- 
seitigen Unterstützung  näher  treten,  haben  wir  noch  Folgendes 
voranzuschicken. 

Es  kann  nicht  hier  der  Ort  sein,  die  Einrichtung  eigentlicher 
grösserer  Versicherungsanstalten  für  Lebens-,  Renten-,  Pensions-, 
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Krankheits-Versicherungen  näher  darzulegen,  vielmehr  haben  wir 
uns  auf  die  engeren  Vereine  von  Gewerbetreibenden  zur  Unter- 
stützung in  Krankheilsfällen  und  zur  Verabreichung  von  Leichen- 
geldern und  kleineren  Witlwen-  und  Waisenunterstützungen  zu 
beschränken,  welche  in  kleinerem  Kreise  nützlich  zu  wirken 
berufen  sind. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  haben  wir  über  die  Gründung 
von  Kranken-  und  Beerdig ungskassen  unter  Gewerbetreibenden 
die  nachstehenden  Bemerkungen  zu  machen,  wobei  wir  uns 
bemühen  werden,  dieselben  in  einer  Weise  zu  geben,  welche 
es  möglich  macht,  die  einzelnen  Vorschläge  ohne  grosse  Mühe 
in  die  Form  von  Vorschriften,  von  Statuten  zu  übertragen. 

In  den  Vordergrund  der  Statuten  wird  zunächst  ($.  1)  der 
Zweck  des  Vereins  oder  der  Anstalt  zu  stellen,  und  wofern  sie 
nicht  blos  einen  einzelnen  bestimmten  Zweck  verfolgt,  als  solcher 
die  Absicht  zu  bezeichnen  sein: 

1)  den  Mitgliedern  im  Falle  einer  durch  Erkrankung  oder 
Gebrechlichkeit  eintretenden  Arbeitsunfähigkeit  eine  Unterstützung, 

2)  im  Falle  ihres  Todes  ihren  Hinterbliebenen  einen  Beitrag 
zu  den  Kosten  ihrer  Beerdigung  und  sonstigen  durch  ihren  Tod 
verursachten  Ausgaben  zu  gewähren. 

Weitere  Unterstützungen,  welche  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen an  Mitglieder  von  gewissem  höheren  Lebensalter  statt 
der  Krankenunterstützung  oder  an  Witlwen,  Waisen  oder  Ge- 
schwister verstorbener  Mitglieder  verwilligt  werden  können,  werden 
jedenfalls  nicht  von  solch  wesentlicher  Bedeutung  sein,  uiri'  inr* 
Aufnahme  unter  die  Zwecke  des  Vereins  Zu1  be'gründt'rt1.    1  v 

Weiter  wird  (§.  2)  zu  bestimmen  seWy  wer  Mitglied  tf« 
Vereins  sein  kann.  Es  kommt  hier  weseritHch1  frt  BWractit,  ob 
der  Verein  ftlr1  n^:'sel^ts^hd^en  Arbeiter  eines  'bestimmte* 
Gewerfeesv  füi^ilundWefkstoielsterV  oder  Jflir  Arbeiter  ^*Geliölfew 
oder  Gesellen)  in  einem  bestimmten  Erwerbszwei&e,  biter  'Tür 
m'r  Attew^Efo&'Elf&lft^  er  m  diesen 

Füllen  faW  auf  Freiwilligkeit  beruh* ,  ödet  ob  dies*  ihellweise 
nicht  der  Fall  ist.  Insbesondere  kann  diess  bei  Kassen-1  ^tori 
Innungen  ; der  f ah  ! seih,  wenn ^  der  Kinirrtt  m  die  Innung  von 
seibat  die  ' Theilnahthe  an  der  Kasse  '  zur :  Folge  hat,  Geier  Wfcnh: 
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bei  gewerblichen  Etablissements  die  Thei Inahme  jedem  Arbeiter 
zur  Pflicht  gemacht  ist.  Wo  ober  die  Kasse  in  Folge  eines  ge- 
setzlichen Zwangs  —  als  Gemeindcanstalt  oder  sonst  —  besteht, 
muss  eine  Bestimmung  über  die  Zulassung  und  die  Verpflichtung 
zum  Beitritt  getroffen  werden. 

In  dem  besonderen  Falle,  wenn  es  sich  um  einen  Verein 
von  Arbeitern  in  einem  bestimmten  Gewerbszweige  handelt,  wird 
noch  zu  bestimmen  sein,  ob  Vereinsmitglieder,  welche  in  dem 
bestimmten  Gewerbe  ein  eigenes  Geschäft  errichten,  an  dem 
Vereine  Theil  nehmen  können ,  so  lange  sie  ihren  Verpflichtungen 
gegen  denselben  nachkommen. 

Ganz  besonders  aber  wird  mehr  oder  minder  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  ob  ausser  den  wirklichen  Mitgliedern  Ehren- 
mitglieder zugelassen  werden  sollen,  welche  für  ihre  Beiträge 
keinen  Anspruch  an  den  Verein  machen.  In  Verhältnissen,  in 
welchen  die  Ausdehnung  einer  auf  grossen  Capitalbesilz  gegrün- 
deten Industrie  einen  selbstständigen  Arbeiterstand  mit  den  weniger 
schroffen  Unterschieden  von  Meistern  und  Gesellen  verdrängt 
hat,  und  an  deren  Stelle  das  Verhältniss  des  Arbeilgebers  zu 
einer  grösseren  Zahl  von  Arbeitern  an  dessen  Stelle  getreten 
ist,  liegt  es  im  allgemeinen  Interesse,  dass  sich  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  Absicht  auf  die  erwähnten  Vereine  näher  treten,  es 
ist  hier  der  Eintritt  der  Ersteren  als  Ehrenmitglieder  in  die  Ver- 
eine in  den  Verhältnissen  begründet  und  sehr  wünschenswert, 
und  es  ist  auch  ein  solches  Verhältniss  in  England,  Frankreich, 
Belgien  sehr  verbreitet. 

Weiter  geht  hierin  noch  die  Preussische  Verordnung  vom 
9.  Febr.  1849,  welche  in  §.  58  eine  zwangsweise  Theilnahme 
der  Fabrikinhaber  an  den  Beiträgen  zu  solchen  Kassen  vorsieht, 
eine  Bestimmung  übrigens,  deren  Zweckmässigkeit  nicht  über 
allen  Zweifel  erhaben  ist. 

Sodann  wird  in  den  meisten  Fällen  zu  bestimmen  sein  ($.  3), 
mit  welcher  Zahl  von  (wirklichen  und  Ehren-)  Mitgliedern  der 
Verein  begründet  und  ob  dieselbe  in  ihrer  Ausdehnung  unbe- 
gränzt  sein  soll. 

Auch  bei  solchen  Vereinen,  welche  auf  dem  Princip  der 
Verbrüderung  beruhen,  ist  es  nothwendig,  dass  eine  bestimmte 
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grössere  Zahl  von  Vcreinsmilglicdern  (zum  mindesten  80  bis  100) 
sich  vereinigt,  che  der  Verein  seine  Wirksamkeit  beginnen  kann, 
denn,  wenn  solches  nicht  der  Fall  ist,  ist  Gefahr  vorhanden, 
dass  die  Last  der  Unterstützung  für  die  Vereinsmilgltedcr  zu  gross 
werde.  Eine  entschieden  grössere  Zahl  ist  dagegen  zum  Beginn 
von  solchen  Anstalten  nolhwendig,  welche  auf  dem  Grundsatze 
der  gegenseitigen  Versicherung  beruhen ,  da  die  aus  Erfahrungen 
gewonnenen  Gesetze  der  Sterblichkeit  sich  nur  im  Grossen,  dem 
sie  entnommen,  bewähren,  und  hier,  wo  eine  feste  Prämie  die 
Grundlage  bildet,  Nachzahlungen  in  Folge  von  Verlusten  durch 
das  Nichtzulreflen  der  Vorausbezahlung  den  Bestand  der  Anstalt 
weit  mehr  bedrohen,  als  dicss  bei  den  Vereinen  der  ersten  Art 
der  Fall  ist. 

Während  nun  so  das  Versicherungsprincip  eine  grössere 
Anlage  der  Anstalt  von  Anfang  an  fordert,  und  eine  beinahe 
unbegrenzte  Ausdehnung  zulässt,  liegt  es  in  dem  Verbrüdcrungs- 
prineipe,  dass  der  Verein  sich  nicht  in  einer  Weise  ausdehne, 
welche  die  persönlichen  Beziehungen  der  Theilnehmer  nahezu 
aufhebt,  und  es  liegt  hier  nahe,  eine  höchste  Zahl  der  zulässigen 
Theilnehmer  (etwa  200)  entweder  von  Anfang  an  festzustellen, 
oder,  was  sich  mehr  empfehlen  wird,  zu  bestimmen,  dass  die 
Zahl  der  Mitglieder  zwar  nicht  beschränkt  sei,  es  aber  dem 
Vereine,  beziehungsweise  der  allgemeinen  Versammlung  zustehe, 
die  Aufnahme  weiterer  Mitglieder  in  dem  Falle  auszuschliessen, 
wenn  dieselbe  eine  bestimmte  Zahl  erreicht  habe. 

Beschränkungen  dieser  Art  können  aber  natürlich  nur  bei 
Vereinen  vorgesehen  werden,  welche  auf  freiem  Willen  der 
Theilnehmer  beruhen. 

Bei  reinen  Leichengeld  vereinen  kann  auch  die  Einrichtung 
getroffen  werden,  dass  die  Zahl  der  Mitglieder  und  der  Betrag 
der  Leistung  derselben  im  eintretenden  Falle  mit  der  zu  bezahlen- 
den Vergütung  in  ein  bestimmtes  Verhältniss  gesetzt  wird.  Wenn 
z.  B.  bestimmt  wird,  dass  in  jedem  Trauerfall  5011.  zu  bezahlen 
sind  und  hieran  jedes  Vereinsmitglicd  6  kr.  zu  bezahlen  hat,  so 
sind  500  Mitglieder  erforderlich,  um  jene  Summe  aufzubringen. 
Werden  hiezu  die  Einzugs-  und  sonstige  kleine  Kosten  gerechnet, 
so  kann  die  Zahl  der  Vereinsmitgliedcr  fest  bestimmt  werden. 
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Geht  man  von  diesen  allgemeinen  einleitenden  Bestimmungen 
über  zu  den  Vorschriften  über  die  Aufnahme  in  den  Verein,  so 
sind  zunächst  die  Voraussetzungen  der  Aufnahme  zu  bezeichnen. 

Im  Allgemeinen  wird  ($.  4)  vorzusehen  sein,  dass  zum 
Mitgliede  des  Vereins  nur  derjenige  aufgenommen  werden  kann, 
welcher 

1)  nicht  unter  und  nicht  über  einer  bestimmten  Zahl  von 
Jahren  alt  ist, 

2)  einen  unbescholtenen  Ruf  und 

3)  eine  gute  Gesundheit  bat. 

Die  Festsetzung  einer  Altersgrenze,  unter  welcher  eine  Auf- 
nahme nicht  zugelassen  werden  kann,  hat  zweierlei  Gründe.  Der 
eine  liegt  in  den  verschiedenen  Sterbtichkeits-Verhällnissen  in 
zarterem  Alter.  Von  diesem  Standpunkte  aus  lasst  z.  B.  die 
Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  in  Gotha  Versicherungen 
auf  Personen  unter  15  Jahren  nicht  zu. 

Der  andere  Grund  ist  rechtlicher  Natur  und  beruht  darauf, 
dass  Personen,  welche  minderjährig  sind,  sich  rechtlich  nicht 
verpflichten  können.  Dieser  Grund  trifft  bei  Lebensversicherungs- 
ansialten nicht  zu,  da  hier  Versicherungsverträge  auf  das  Leben 
von  Dritten  abgeschlossen  werden  können.  Anders  aber  ist  es 
bei  Vereinen,  in  welche  eine  Person  als  Mitglied  eintreten  will, 
hier  ist  eine  wesentliche  Bedingung,  dass  der  Eintretende  recht- 
lich nicht  gehindert  ist,  einen  Vertrag  abztischlicssen,  durch 
welchen  er  Verpflichtungen  übernimmt. 

Es  ist  nun  aber  häufig  der  Fall,  dass  Minderjährige,  ins- 
besondere Lehrlinge  und  Arbeiter  in  jenem  Alter  in  einem  Ver- 
hältnisse stehen,  in  welchem  für  sie  der  Eintritt  in  einen  solchen 
Verein  wünschenswerth  ist. 

Um  solches  zu  erleichtern,  ist  in  dem  Belgischen  Gesetze 
über  die  Unterslützungsvereine  vom  3.  April  1851  bestimmt,  dass 
jede  Person,  welche  18  Jahre  alt  ist,  in  einen  solchen  Verein 
eintreten,  die  Verpflichtungen  eines  Vereinsmilglieds  Ubernehmen, 
und  die  Rechte  eines  solchen  ausüben  kann,  und  dass  Personen, 
welche  15  Jahre  alt  sind,  mit  Zustimmung  ihres  Vaters  oder 
Vormunds  in  die  Vereine  aufgenommen  werden  können. 

Ebenso,  wie  gegenüber  dem  jüngeren  Alter  eine  Grenze 
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festzusetzen  ist,  ist  aber  eine  solche  auch  in  der  Richtung  not- 
wendig, dass  Personen  von  einem  gewissen  höheren  Alter  aus- 
geschlossen werden.  Es  ist  Erfahrungssache,  dass  der  Menscb 
seiner  Invalidität  immer  mehr  entgegen  geht,  und  desshalb  das 
Greisenalter  häufigeren  Erkrankungen  ausgesetzt  ist,  und  dass 
ebenso  die  Sterblichkeit  im  höheren  Alter  rascher  zunimmt. 

Aus  diesem  Grunde  bestimmen  z.  B.  die  Statuten  der  Gothaer 
Lebensversicherungsbank ,  dass  Personen ,  fiir  deren  Leben  Ver- 
sicherungsverträge abgeschlossen  werden ,  in  der  Regel  nicht  über 
60  Jahre  alt  sein  sollen,  und  dass  nur  ausnahmsweise  unter 
besonderen ,  für  die  Annahme  sprechenden  Umständen  auch  Ver- 
sicherungen auf  das  Leben  von  Personen,  welche  Uber  60  Jahre 
alt  sind,  abgeschlossen  werden  können/  Aus  demselben  Grunde 
setzt  die  im  Jahre  1855  gegründete,  auf  dem  Versicherungs- 
prineipe  beruhende  Leipziger  Krankenkasse  das  50.  Lebensjahr 
als  höchste  Altersgrenze  für  Krankengeld- Versicherungen  fest. 

Wenn  nun  schon  bei  solchen  Anstalten,  bei  welchen  der 
in  höherem  Lebensalter  Eintretende  eine  höhere,  nach  der  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung berechnete  Versicherungsprämie  bezahlt, 
eine  solche  Vorsicht  geboten  ist,  so  ist  diess  noch  viel  mehr 
nothwendig  bei  solchen  Vereinen,  welche  auf  dem  Verbrüderungs- 
prineipe  beruhen  und  bei  denen  die  Einlagen  bei  dem  Eintritt  in 
verschiedenem  Lebensalter  gleich  sind.  Der  Bestand  dieser  Ver- 
eine, bei  denen  der  Jüngere  an  der  Versicherungsprämie  für 
den  Aelleren  Theil  nimmt,  ruht  zum  Theile  darauf,  dass  sie  in 
der  Regel  aus  jüngeren  Mitgliedern  bestehen;  immerhin  gebietet 
aber  die  Vorsicht,  dass  die  Altersgrenze  für  die  Aufnahme  nicht 
höher  als  auf  45  bis  50  Jahre  gesetzt  wird. 

Ein  Erforderniss,  das  so  nothwendig  ist,  wie  das  richtige 
Alter,  ist,  dass  der  Aufzunehmende  einen  unbescholtenen  Ruf 
hat,  dass  seine  Sittlichkeit  und  Nüchternheit  verbürgt  ist. 

Das  Letztere  ist  schon  darum  nothwendig,  weil  der  Mangel 
dieser  Eigenschaften  Nachtbeile  für  Gesundheit  und  Leben  im 
Gefolge  haben  kann ;  ausserdem  aber  ist  es  wohl  ein  allgemeines 
Erforderniss,  dass  ein  Verein  nur  Personen  von  unbescholtenem 
Rufe  in  sich  aufnimmt. 

» 

Endlich  ist  es  eine  sich  von  selbst  verstehende  Voraussetzung, 
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dass  der  Aufzunehmende  eine  gute  Gesundheit  bat,  dass  er  nicht 
schwächlich  oder  kränklich  ist,  oder  mit  einem  anderen  Ausdrucke 
weder  zur  Zeit  der  Aufnahme  krank,  noch  mit  einer  Anlage  zu 
einer  erblichen  oder  sich  heranbildenden  Krankheit  behaftet  ist, 
da  ein  solcher  Verein  den  Boden  seines  Bestandes  verlieren 
wurde,  wenn  er  schwächliche  oder  kränkliche  Personen  unter 
den  gleichen  Bedingungen,  wie  gesunde  aufnehmen  würde. 

Ob  hierüber  noch  nähere  Vorschriften  in  die  Statuten  auf- 
genommen werden  wollen,  bedarf  im  einzelnen  Falle  besonderer 
Erwägung. 

Es  kommt  aber  hier  noch  Folgendes  in  Betracht.  Die  Vor- 
sicht gebietet,  dass  Lebens-  und  Krankenversicherungs-Anstalten, 
welche  auf  den  erfahrungsmässigen  Sterblichkeitsgesetzen  be- 
ruhen, Personen  von  der  Aufnahme  ausschliessen ,  deren  Beruf, 
Lage,  gewohnte  Beschäftigung  und  Lebensweise  von  der  Art  ist, 
dass  dadurch  ihr  Leben  und  ihre  Gesundheit  besonderen  Ge- 
fahren ausgesetzt  ist. 

Eine  solche  Beschränkung  kann  natürlich  bei  Unterstützungs- 
vereinen von  solchen  Gewerbetreibenden  nicht  Platz  greifen, 
welche  eben  auf  der  Gleichheit  des  Berufs  und  der  damit  ver- 
bundenen Gefahr  beruhen,  dagegen  ist  zu  beachten,  dass,  wenn 
Personen  von  verschiedenen  Berufsarten,  welche  in  jener  Bezie- 
hung sehr  abweichen,  sich  zu  Vereinen  verbinden,  hier  die  Mit- 
glieder des  gefährlicheren  Berufs  auf  Kosten  derjenigen  des 
gesünderen  Berufes  unterstützt  werden  müssen,  wofern  nicht  der 
Unterschied  durch  verschiedene  Höhe  der  Beiträge  ausgeglichen 
wird. 

Uebergehend  zu  dem  Nachweise  der  obengenannten  Vor- 
aussetzungen der  Aufnahme,  so  ist  im  Allgemeinen  die  Vorschrift 
rathlich  ($.  5.),  dass  der  um  solche  Nachsuchende  persönlich 
bei  den  Beamten  des  Vereins  sich  einfinde,  wie  diess  bei  Lebens- 
Versicherungsanstalten  vorgeschrieben  ist.  In  Absicht  auf  die 
weiteren  Ausweismiltel  wird  es  darauf  ankommen,  ob  der  Verein 
aus  Personen  besteht,  welche  sich  im  Leben  nahe  stehen,  oder 
ob  diess  weniger  der  Fall  ist 

Bei  grösseren  Lebensversicherungsanstalten  ist  die  Einrich- 
tung in  der  Regel  die,  dass  demjenigen,  dessen  Leben  versichert 
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werden  soll,  ein  Fragenplan  zur  Beantwortung  übergeben  ,  und 
ausserdem  ein  Zeugniss  eines  Bekannten,  seines  Hausarztes  und 
des  Ansialtsarztes  beigebracht  wird.  Für  kleinere  Vereine  möchte 
sich  die  Vorschrift  empfehlen  (§,  6.)f  dass  der  Nach  weis 
über  das  Alter  durch  Vorlegung  eines  Taufscheins,  der  Wander- 
oder sonstigen  Reiseurkunde,  derjenige  über  den  guten  Ruf  und 
die  Sittlichkeit  und  Nüchternheit  des  Aufzunehmenden  durch  das 
Zeugniss  zweier  Vereinsmitglieder,  endlich  der  Nachweis  über 
die  Gesundheit  durch  ein  Zeugniss  des  Vereinsarztes  zu  erbrin- 
gen sei. 

Bei  Vereinen,  welche  in  der  Lage  sind,  öfters  Personen 
aufzunehmen,  welche  von  andern  Orten  herkommen,  wird  sich 
die  Vorschrift  empfehlen,  dass  solche  nicht  früher  als  etwa  vier 
Wochen  nach  ihrer  Ankunft  in  den  Verein  aufgenommen  wer- 
den können  und  dass  eine  in  dieser  Zeit  sich  zeigende  Er- 
krankung ihrer  Aufnahme  bis  zu  ihrer  vollständigen  Genesung 
entgegensteht. 

Die  Bestimmung  darüber,  welchem  Organe  des  Vereins  die 
Entscheidung  über  Aufnahmegesuche  zusteht,  ist,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  zu  erlheilen,  jedenfalls  wird  vorzusehen  sein, 
(§.  7.)  dass  die  Angabe  von  Gründen  der  Ablehnung  nicht  ver- 
langt werden  kann,  da  es  sich  bei  der  Beurtheilung  von  Auf- 
nahmegesuchen um  Erwägungen  handelt,  welche  ganz  der 
Ueberzeugung  des  Einzelnen  überlassen  werden  müssen  und  nicht 
zum  Gegenstande  von  Contestationen  gemacht  werden  können, 
ohne  eine  gewisse  Aengstlichkeit  in  der  Ablehnung  herbeizu- 
führen, welche  dem  Verein  leicht  schaden  kann,  auch  bei  sol- 
chen, welche  noch  nicht  Mitglieder  des  Vereins  sind,  von  einem 
Rechte  auf  Aufnahme  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Endlich  ist  Vorkehr  zu  treffen,  dass  der  Zeitpunkt  einer  er- 
folgten Aufnahme,  des  Eintritts  in  die  Rechte  und  Verpflichtungen 
eines  Vereinsmitglieds  gehörig  festgestellt  wird,  wozu  die  Be- 
stimmung dient  (§.  8.),  dass  über  die  erfolgte  Aufnahme  dem 
Aufgenommenen  gegen  Bezahlung  des  Eintrittsgelds  eine  Urkunde 
und  Bescheinigung  mit  beigefügten  Statuten  zugestellt  wird,  durch 
deren  Annahme  der  Aufgenommene  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten eines  Vereinsmitglieds  eintritt. 
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Geht  man  von  den  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  von 
Mitgliedern  über  zu  den  Vorschriften  über  die  Leistungen  der 
Aufgenommenen,  so  ist  hierüber  Folgendes  zu  bemerken. 

Es  lag  in  der  Entstehung  der  alten  Brüderschaften  und 
Innungen  aus  dem  Geiste  christlicher  Nächstenliebe,  dass  die 
Leistungen  der  Genossen  in  erster  Linie  persönlicher  Natur  waren, 
indem  dieselben  verpflichtet  waren,  einander  in  Krankheitsfällen 
beizustehen,  den  gestorbenen  Brüdern  das  Geleit  zur  letzten 
Ruheslatte  zu  geben. 

Verbindlichkeiten  dieser  Art,  die  Verpflichtung  zur  Leichen- 
begleitung, zum  Besuche  der  Kranken,  zum  Wachen  bei  den- 
selben können  natürlich  nur  bei  kleineren  Vereinen  von  Personen, 
welche  sich  auch  sonst  im  Leben  näher  stehen,  nicht  aber  bei 
grösseren  Vereinen,  am  wenigsten  bei  Anstalten,  bei  welchen 
die  Theilnabme  nicht  auf  freiem  Willen  beruht,  vorgeschrieben 
werden.  Wo  sie  aber  zulässig  sind,  werden  sie  zu  einer  innigeren 
Verbindung  der  Vereinsmitglieder,  wie  zur  gegenseitigen  Conlrole 
derselben  sehr  dienlich  sein. 

Die  pekuniären  Leistungen,  welche  bei  den  Vereinen  der 
neueren  Zeit  Uberwiegend  von  Bedeutung  sind,  gründen  sich  im 
Allgemeinen  auf  die  Natur  der  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden 
Vereine,  welche  es  mit  sich  bringt,  dass  die  Mitglieder  gemein- 
sam denjenigen  Aufwand  bestreiten,  welcher  zu  machen  ist,  um 
die  einzelnen  Genossen  in  den  Fällen  zu  unterstützen,  für  welche 
der  Verein  bestimmt  ist. 

Das  nächste  Mittel  biezu  ist  natürlich  das,  dass  im  einzelnen 
Falle  der  zu  machende  Aufwand  unter  die  Mitglieder  verlheilt, 
durch  Umlage  aufgebracht  wird,  was  auch  bei  Lcicbengeldsver- 
einen  ganz  wohl  geschehen  kann.  Wo  diess,  wie  bei  Ktanken- 
unterstülzungen,  nicht  zweckmässig  geschehen  kann,  bietet  sich 
die  Möglichkeit  dar,  je  in  bestimmten  Zeilabschnitten  z.  B.  jähr- 
lich den  im  Ganzen  gemachten  Aufwand  umzulegen.  Allein  diess 
setzt  jedenfalls  voraus,  dass  die  Mittel  vorhanden  sind,  um  vor- 
schussweise den  Jahresaufwand  zu  bestreiten  und  es  legi  sich 
so  die  Einrichtung  nahe,  den  mutmasslichen  Aufwand  sogleich 
zu  erheben,  und  nur  den  Mehraufwand  umzulegen. 

Es  ergiebt  sich  gewissermassen  von  selbst  die  Einrichtung 
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der  Erhebung  von  festgesetzten  Beitrügen,  wobei  es  natürlich 
sehr  förderlich  ist,  wenn  diese  Beiträge  so  bestimmt  werden, 
dass  spätere  Umlagen  möglichst  vermieden  werden,  da  der  Beitritt 
zu  einem  Vereine  häufig  dem  Einzelnen  nur  dann  erwünscht  ist, 
wenn  er  weiss,  dass  er  nicht  Uber  eine  gewisse  Summe  an  Bei- 
trägen zu  bezahlen  hat  Ganz  besonders  ist  diess  der  Fall  bei 
Vereinen  und  Anstalten,  welche  auf  dem  Princip  der  gegenseitigen 
Versicherung  beruhen  und  es  ist  hier  —  weil  gegen  das  Princip 
verstossend  —  besonders  nachtheilig,  wenn  Umlagen  gemacht 
werden  müssen.  Immerhin  aber  bringt  es  die  Natur  gegenseitiger 
Vereine  mit  sich,  dass  die  Möglichkeit  von  Umlagen,  oder,  was 
in  der  Wirkung  verwandt,  obwohl  nicht  gleich  ist,  die  Möglich- 
keit der  Erhöhung  der  Beitrage  als  das  schliessliche  Mittel  vor- 
gesehen wird,  um  die  Einnahmen  mit  den  nothwendig  gewordenen 
Ausgaben  wieder  ins  Gleichgewicht  zu  setzen. 

Ganz  gleich  ist  die  Erhöhung  der  Beiträge  mit  den  Nach- 
umlagen darum  nicht,  weil  sie  möglicher  Weise  andere  Personen 
treffen  kann,  als  solche,  die  in  der  Zeit  Vereinsmitglieder  waren, 
in  welcher  die  Ausgabe  erwachsen  ist;  indess  wird  wenigstens 
annähernd  die  Wirkung  dieselbe  sein  und  darum  da,  wo  eine 
ganz  genaue  Unterscheidung  der  verschiedenen  Beziehungen  nicht 
nothwendig  ist,  die  Erhöhung  der  Beiträge  einer  Nachumlage 
vorzuziehen  sein. 

Ein  weiterer  Punkt  ist  nun  aber  folgender.  Wenn  auch 
bei  Vereinen,  welche  nicht  durchgehend  auf  dem  Versicherungs- 
prineip  beruhen,  die  Beiträge  nicht  streng  nach  dem  Alter  beim 
Eintritt  und  dem  Ergebniss  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  sich 
richten,  so  ist  es  doch  bei  der  Verschiedenheit  der  Mortalitäts- 
und Gesundheitsverhältnisse  je  nach  dem  Lebensalter  angemessen, 
dass  hierauf  thunlich  Rücksicht  genommen  und  einige  Abstufungen 
je  nach  dem  Alter  beim  Eintritt  in  den  Verein  festgesetzt  werden. 

Als  Beispiel  diene  Folgendes  aus  dem  Tarif  der  Leipziger 
Krankenkasse. 

Es  beträgt  eine  lebenslänglich  zu  bezahlende  monatliche 
Prämie  für  ein  wöchentliches  Krankengeld  von  1  Thlr.  beim 
Eintritt 
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im  20.  Lebensjahre  37  Pfenning  (10  auf  1  Ngr.) 
im  25.  Lebensjahre  40  „ 
.  30.        „       44  , 
»  35.        Ä       49  „ 
«  40.        „       55  , 
»  45.        „       64  , 
•  50.        ,        75  , 
Ebenso  beträgt  die  lebenslänglich  zu  bezahlende  monatliche 
Prämie  für  100  Thl.  Begräbnissgeld  beim  Eintritt 
im  20.  Lebensjahre  49  Pfenning 
»  25.  55 


30.  „ 

35.        ,       74  , 
40.     „       89  , 
45.        „      108  „ 
»  50.        „      132  „ 
Es  dient  dieses  Beispiel  gewiss  zum  besten  Beweise  dafür, 
welche  Bedeutung  der  Altersunterschied  bei  Versiebeningen  dieser 
Art  hat. 

Hiezu  kommt  nun  noch  ein  weiteres  Moment  in  den  Lohn- 
verhältnissen der  arbeitenden  Klassen.  Es  ist  nämlich  für  den 
Arbeiter  die  Möglichkeit,  sich  durch  regelmässige  Beiträge  an 
einem  der  erwähnten  Vereine  zu  betheiligen,  dadurch  bedingt, 
dass  sein  Lohn  ausser  dem  notwendigen  Lebensbedarf  Mittel 
hiezu  bietet. 

Hieraus  folgt,  dass  ein  Arbeiter  in  einen  Verein  jener  Art 
nnr  eintreten  kann,  wenn  einerseits  sein  Lohn  so  gross  ist,  dass 
er  ihm  Ueberschüsse  über  seinen  nothwendigen  Bedarf  gewährt, 
und  wenn  andererseits  die  Beiträge  so  nieder  sind,  dass  sie  jene 
Ueberschüsse  nicht  übersteigen,  indem  sonst  der  Arbeiter  nicht 
im  Stande  wäre,  seinen  Lebensunterhalt  zu  bestreiten. 

Es  ist  diess  ein  sehr  wichtiges  Moment  für  die  Festsetzung 
der  Beiträge  für  Vereine  oder  Anstalten,  bei  denen  der  Beitritt 
nicht  auf  freiem  Willen,  sondern  auf  einem  mehr  oder  minder 
direkten  Zwang  beruht,  indem  hier  darauf  Bedacht  zu  nehmen 
ist,  dass  die  Beiträge  nicht  ausser  Verhältniss  zu  dem  gewöhnlichen 
Arbeitslohn  und  dem  nothwendigen  Lebensbedarf  stehen,  was 
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namentlich  dann  der  Fall  sein  kann,  wenn  der  Beitritt  auf  einer 
Vorschrift  der  Fabrikordnung  beruht. 

Sodann  gründet  sich  auf  jenes  Verhällniss  nicht  selten  die 
Einrichtung,  d»ss  die  Beitrüge  in  Procentsälzen  des  Lohnes  Test- 
gesetzt  werden.  Es  hat  diess  insoferne  seine  Berechtigung,  als 
in  den  meisten  Füllen  der  höhere  Lohn  den  Alteren  Arbeitern 
zukommen  wird.  Allein,  in  soweit  diess  nicht  zutrifft,  ist  eine 
solche  Einrichtung,  wenn  ihr  keine  höhere  Unterstützung  ent- 
spricht, eine  rechtlich  nicht  zu  rechtfertigende  Besteurung  der 
besser  bezahlten,  tüchtigeren  Arbeiter  zu  Gunsten  der  sehlechter 
bezahlten,  minder  tüchtigen;  daher  eine  solche  Einrichtung  aus 
allgemeinen  Gründen  nicht  zu  empfehlen  ist. 

Nach  diesen  Erörterungen  scheinen  sich  die  nachstehenden 
Vorschriften  zu  empfehlen. 

Die  Mitglieder  ($.  9)  theilen  sich  in  Absicht  auf  ihre  Geld- 
leistungen in  zwei  Classen: 

1)  in  solche  vom  vollendeten  töten  bis  zum  25len  und 

2)  in  solche  vom  vollendeten  25ten  Lebensjahre  an. 

Jedes  Mitglied  ($.  10)  hat  bei  seinem  Eintritt  eine  Auf- 
nahmegebühr zu  bezahlen,  welche  für  jede  Classe  besonders 
festgesetzt  ist. 

Jedes  Mitglied  ist  ferner  ($.  11)  verpflichtet  alle  vier 
Wochen  einen  Beilrag  zu  bezahlen,  welcher  für  jede  Classe 
bestimmt  ist,  aber  nach  dem  Verhältnisse  der  Ausgaben  zu  den 
Einnahmen  des  Vereins  oder  auch,  bis  zu  einem  bestimmten 
Betrage  vermindert  werden  kann. 

Bei  dem  Eintrittsgeld  kann  noch  in  Erwägung  gezogen 
werden,  ob  Mitglieder,  welche  durch  Wegzug  aus  dem  Verein 
austreten,  wenn  sie  in  einer  bestimmten  Zeit  zurückkehren,  von 
der  erneuten  Bezahlung  eines  solchen  befreit  sein  sollen. 

Ebenso  ist  bei  den  monatlichen  Beiträgen  zu  bestimmen, 
ob  der  Genuss  der  Unterstützung  in  Krankheits-  oder  Unglücks- 
fällen von  dessen  Bezahlung  befreit  oder  nicht.  Bei  diesen  Bei- 
trägen ist  dann  weiter  vorzusehen  (§.  12),  wie  der  Einzug  erfolgt, 
und  auf  welche  Weise  die  Beiträge  beizutreiben  sind. 

Diese  Verhältnisse  sind  jedoch  von  der  Art,  dass  Uber  sie 
etwas  Allgemeines  nicht  wohl  gesagt  werden  kann. 
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Unter  den  Rechten  auf  Unterstützung,  welche  den  Vereins- 
mitgliedern ans  ihrer  Theilnahme  an  dem  Vereine  erwachsen, 
steht  in  erster  Linie  das  Recht  der  Unterstützung  in  Krankheits- 
fällen. 

Wie  dasselbe  näher  bestimmt  werden  soll,  lässt  sich  weniger 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  erörtern;  indess  werden  immer- 
hin folgende  Punkte  zu  beachten  und  in  den  Statuten  zu  be- 
stimmen sein. 

Obwohl  nach  den  Grundsätzen  der  Versicherung  das  Recht 
auf  Unterstützung  mit  dem  Abschluss  des  Versicherungsvertrags 
eintritt,  so  kann  es  doch  bei  Vereinen,  welche  nicht  streng 
hierauf  beruhen,  und  bei  denen  die  Untersuchung  der  Gesundheit 
weniger  genau  behandelt  wird,  gerathen  sein,  das  Recht  auf 
Unterstützungen  nur  bei  solchen  Erkrankungen  existent  werden 
zu  lassen,  welche  einige  Zeit  nach  der  Aufnahme  in  den  Verein 
eintreten. 

Jedes  Mitglied  ($.  13)  welches  erkrankt,  wird  Unterstützung 
nur  von  dem  Tage  an  anzusprechen  haben,  an  welchem  es  seine 
Erkrankung  dem  zuständigen  Organe  des  Vereins  anzeigt,  und 
dieselbe  auf  die  in  den  Statuten  bestimmte  Weise  konstatirt  wird. 
Ob  biebei  in  Absicht  auf  die  unentgeltliche  ärztliche  ßerathung 
und  die  Leistung  der  Geldunterstützung  ein  Unterschied  in  der 
Weise  gemacht  werden  will,  dass  diese  nur  eintritt,  wenn  die 
Krankheit  mehrere  Tage  dauert,  ist  jedenfalls  festzustellen ;  ebenso, 
welche  Folge  einzutreten  bat,  wenn  das  Mitglied  nicht  ganz 
arbeitsunfähig  wird,  insbesondere  theilweise  Arbeitslohn  bezieht. 

Während  nun  im  Allgemeinen  bei  jeder  gehörig  konstanten 
Erkrankung  der  Verein  die  statutenmäßige  Unterstützung  zu 
leisten  hat,  kann  es  gleichwohl  Fälle  geben,  bei  deren  Eintreten 
die  Unterstützung  eines  Erkrankten  oder  Verletzten  nach  der 
besonderen  Beschaffenheit  des  Falles  in  Anwendung  der  allge- 
meinen Grundsätze  des  Vereins  nicht  einzutreten  hat,  dann  näm- 
lich, wenn  die  Erkrankung  oder  eine  ihr  gleichstehende  Körper- 
verletzung nicht  ein  rein  zufälliges  Ereigniss,  sondern  die  Folge 
einer  menschlichen  Handlung  ist. 

Mag  ein  Verein  auf  dem  Grundsatze  der  Verbrüderung  oder 
der  Versicherung  beruhen,  so  kann  es  seihe  Aufgabe  nicht  sein, 
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Unterstützungen  auch  für  Fülle  in  Aussicht  zu  stellen,  in  welchen 
dem  Beschädigten  eine  Verschuldung  zur  Last  fällt,  und  es  wird 
hiedurch  die  Vorschrift  begründet  ($.  14),  dass  eine  Unter- 
stützung nicht  zu  leisten  ist  bei  Krankheiten  und  Verletzungen, 
welche  ein  Mitglied  sich  durch  Streitsucht  oder  Ausschweifungen 

Aehnlich,  wenn  auch  nicht  ganz  gleich  ist  der  Fall  bei 
Körperverletzungen ,  bei  welchen  dem  Verletzten  eine  Entschä- 
digung wirklich  zu  Theil  wird,  indem  hier  die  Unterstatzung 
aus  den  Mitteln  des  Schuldigen  oder  sonst  gewissennassen  die 
Stelle  der  zugesicherten  Schadloshaltung  einnimmt,  doch  ist  der 
Unterschied,  dass  für  den  Verletzten  die  Beschädigung  wie  bei 
einer  Erkrankung  eine  zufällige  ist,  und  die  Entschädigung  mit 
der  von  dem  Vereine  zu  leistenden  Unterstützung  in  keinem 
näheren  Zusammenhange  steht. 

Die  wichtigste  Bestimmung  bei  den  Vorschriften  Ober  die 
Krankenunterstützung  ist,  wie  sich  von  selbst  versteht,  die  Fest- 
setzung ihres  Betrags  und  ihrer  Dauer.  Die  Bestimmungen  hier- 
über hängen  theils  davon  ab,  ob  ein  Verein  auf  dem  Princip  der 
Versicherung  oder  Verbrüderung  beruht,  theils  von  dem  Umfange 
und  den  Mitteln  des  Vereins,  und  es  lässt  sich  hierüber  kaum 
etwas  Allgemeines  sagen.  Jedenfalls  ist  nothwendig  ($.  15), 
dass  eine  Grenze  festgestellt  wird,  mit  welcher  die  Krankenunter- 
stützung unbedingt  aufhört.  Dabei  ist  weiter  zu  bestimmen, 
welche  Berechnung  der  Krankheitsdauer  einzutreten  hat,  wenn 
eine  Krankheit  durch  eine  dazwischen  liegende  Genesung  unter- 
brochen wird.  Auch  erscheint  es  räthlich,  die  Unterstützung  bei 
längerer  Krankheit  nicht  gleichmassig,  sondern  in  allmählig  abge- 
stuftem Betrage  (nach  3  oder  6  Monaten)  zuzusichern. 

Endlich  wird,  entsprechend  dem  Grundsatze,  dass  der  Verein 
für  eine  verschuldete  Erkrankung  oder  Verlängerung  der  Krank- 
heitsdauer nicht  einzustehen  hat,  zu  bestimmen  sein  ($.  16),  ' 
dass  die  Krankenunterstützung  aufzuhören  hat,  wenn  der  Kranke 
die  ärztlichen  Vorschriften  nicht  befolgt,  oder  wenn  derselbe 
während  der  Krankheit  sich  in  einer  Weise  beschäftigt,  welche 
ihm  Lohn  gewahrt.  Wünschenswert  ist  dabei  noch ,  dass  bei 
Krankenunterstützungen  die  Anbedingung  einer  erhöhten  Unter- 
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slützung  gegen  erhöhten  Beitrag  z.  B.  für  besser  belohnte  Arbeiter, 
für  Meister  u.  dergl.  zugelassen  wird. 

Die  zweite  Art  der  Unterstützung  ist  die  Slerbfailsvergütung, 
welche  den  Zweck  hat,  im  Falle  des  Todes  eines  Mitglieds  den 
nächsten  Anverwandten  desselben  eine  im  Voraus  bestimmte 
Summe  zu  gewähren,  welche  als  Beitrag  zu  den  Beerdigungs- 
kosten und  zu  sonstigen  durch  dessen  Tod  verursachten  Aus- 
gaben zu  dienen  hat. 

Nähere  Bestimmungen  hierüber  lassen  sich  nicht  wohl  geben; 
doch  wird  festzuhalten  sein  ($.  17),  dass  die  Summe  nicht  so 
hoch  ist,  dass  sie  die  Kräfte  des  Vereins  Ubersteigt  und  in 
die  Sphäre  der  eigentlichen  Lebensversicherungsanstalten  ein- 
greift. 

Dass  vor  Ausbezahlung  der  Sterbfallsvergütung  der  Nach- 
weis über  den  erfolgten  Tod  gehörig  zu  erbringen  ist,  bedarf 
kaum  einer  besonderen  Vorschrift 

Damit  schliefen  sich  die  ordentlichen  Unterstützungen  der 
Vereine  zur  gegenseitigen  Unterstützung  ab.  Es  ist  aber  hier 
noch  folgendes  Weitere  zu  erwähnen. 

Es  ist  eine  erfahrungsgemässe  Thatsache,  dass  in  höherem 
Alter  die  durchschnittliche  Zahl  der  Krankheitstage  rasch  zunimmt, 
indem  sie  z.  B.  nach  den  von  Dr.  Heym  veröffentlichen  Notizen 
aus  englischen  Beobachtungen  beträgt 


im  Alter  von       Jahren  für  Männer  Frauen 

Tage 

60  18,7348  20,6595 

65  27,3564  25,1729 

70  43,6153  32,8143 

75  66,8123  47,0229 

80  97,6832  55,9732 


Hieraus  folgt,  dass  es  für  eine  Anstalt,  welche  nicht  ganz 
auf  dem  Versicherun gsprinzip  beruht,  gefährlich  werden  kann, 
wenn  sie  auch  für  dieses  höhere  Alter  die  gleichen  Kranken- 
unterstützungen in  Aussicht  stellt,  wie  für  Personen  von  jüngerem 
Alter.  Andererseits  nimmt  gerade  in  diesem  Alter  mit  den  Er- 
krankungen die  Unterstützungsbedürftigkeit  zu.  Hiezu  kommt, 
dass  mit  dem  höheren  Alter  auch  die  Invalidität  d.  h,  <iie  Arbeits- 
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Unfähigkeit  in  Folge  Gebrechlichkeit  sich  einstellt,  und  auf  den 
Arbeiter  drückt.  Ebenso  bringt  der  Tod  eines  Mannes  nicht 
blos  einen  augenblicklichen  Schaden  mit  sich,  welcher  in  den 
Beerdigungskosten  liegt,  sondern  den  bleibenden,  dass  er  die 
Hinterbliebenen  ihres  Ernährers  beraubt  and  sie  in  mehr  oder 
minder  hülflosen  Zustand  versetzt. 

Hierauf  gründet  sich  das  Bedürfniss  von  Invaliden-  und 
Witt  wen-  und  Waisenpensionskassen  für  Arbeiter  und  es  wurden 
deshalb  in  Frankreich  und  England  manchfach  von  den  Kranken- 
unterslülzungsvereinen  Zusicherungen  solcher  Pensionen  über- 
nommen. Allein  diese  Vereine  waren  mit  Ausnahme  der  ersten 
Jahre  selten  im  Stande,  diese  Zusicherungen  zu  erfüllen.  Die 
Leibrentenversicherungen  erfordern  die  Ansammlung  eines  Kapi- 
tals, das  ausser  Verhftltniss  zu  den  Mitteln  steht,  welche  die 
Krankenunterstützungsvereine  gewöhnlich  bieten.  Nur  eine  sehr 
zahlreiche  Vereinigung  mit  einem  bedeutenden  Garantiekapital 
ist  im  Stande  den  hier  eintretenden  Zufälligkeiten  zu  begegnen 
und  ihre  Berechnungen  mit  einiger  Sicherheit  zu  machen. 

Diese  Erwägungen  haben  in  Belgien  zu  der  Gründung  der 
allgemeinen  Pensionskasse  durch  Gesetz  vom  8.  Mai  1850  ge- 
führt, welche  Jeden,  der  wenigstens  18  Jahr  alt  ist,  in  den 
Stand  setzt,  durch  einmalige  Zahlung  sich  eine  hinausgeschobene 
Leibrente  von  mindestens  24,  höchstens  720  Frcs.  zu  verschaffen, 
deren  Genuss  erst  10  Jahre  nach  der  Einzahlung  beginnen  darf. 

Es  ist  unstreitig,  dass  eine  solche  Anstalt  in  Verbindung 
mit  einer  Sparkasse,  welche  die  Ansammlung  der  Einzahlungen 
erleichtert,  wie  diess  bei  der  von  freiwilligen  Mitgliedern  ge- 
leiteten, auf  Königlicher  Stiftung  beruhenden  Württemb.  Sparkasse 
der  Fall  ist,  sehr  nützlich  wirken  kann ;  es  ist  jedoch  hier  nicht 
der  Ort  auf  eine  solche  Verbindung  zweier  gemeinnütziger  An- 
stalten näher  einzugehen.  Dagegen  lassen  sich  folgende  Ein- 
richtungen mit  den  Krankenunterstützungen  wohl  vereinigen  und 
werden  immerhin  nützlich  wirken. 

Mitglieder  ($.  18)  welche  ein  bestimmtes  Alter  erreicht 
haben ,  können  die  ordentliche  Krankenunterstützung  nicht  mehr 
ansprechen,  sind  aber  auch  nicht  zu  Leistungen  verbunden ;  da- 
gegen erhalten  sie,  sowie  andere  Mitglieder,  welche  durch 
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Krankheit  oder  Altersschwäche  arbeitsunfähig  werden,  wenn  sie 
wenigstens  fünf  Jahre  lang  Beiträge  geleistet  haben,  ein  oder 
einige  Jahre  monatliche  Unterstützungen,  welche  sich  nach  dem 
Vermögen  des  Vereins  und  der  Zeit  ihrer  Einsahlungen  richten. 

Ebenso  können  (§.  19),  wenn  ein  verstorbenes  Mitglied 
wenigstens  fünf  Jahre  Beitrüge  an  den  Verein  geleistet,  und  die 
oben  genannte  Unterstützung  nicht  genossen  hat,  seiner  Wittwe 
oder  seinen  ehelichen  Kindern  für  ein  oder  einige  Jahre  nach 
dem  vorerwähnten  Verhältnisse  monatliche  Unterstützungen  ver- 
willigt  werden. 

Die  Vortheile  des  Vereins  kommen  nun  aber  weiter  nur 
demjenigen  zu,  welcher  und  so  lange  er  Mitglied  ist.  Es  ist 
deshalb  im  Allgemeinen  der  Grundsatz  festzuhalten  ($.  20),  dass 
ein  Mitglied,  welches  aus  irgend  welchem  Grunde  aus  dem 
Vereine  ausscheidet,  mit  seinem  Ausscheiden  aller  Rechte  an  das 
Vermögen  und  die  Vortheile  des  Vereins  verlustig  wird,  wie  er 
hinwiederum  aller  Verpflichtungen  gegen  denselben,  welche 
nicht  vor  diesem  Zeitpunkt  schon  begründet  waren,  ledig  wird. 

Ein  solches  Ausscheiden  kann  nur  dadurch  erfolgen,  dass 
die  Voraussetzungen  des  Eintritts  in  den  Verein  aufhören  (§.  21). 

Jeder  Verein  dieser  Art  ist  mehr  oder  minder  räumlich  be- 
grenzt und  kann  sich  nur  auf  Personen  erstrecken,  die  bleibend 
innerhalb  eines  bestimmten  Kreises  sich  aufhalten.  Es  hat  so 
($.  21.  1)  der  Wegzug  oder  die  bleibende  Verlegung  des  Wohn* 
silzes  aus  dem  Orte  des  Vereins  den  Austritt  aus  demselben 
zur  Folge,  wofern  nicht,  was  rnanchfach  zweckmässig  sich  er- 
weisen wird,  namentlich  wegen  des  häufigeren  Umzugs  der  Ge- 
werbetreibenden u.  dergl.  ein  grösserer  Umkreis  für  den  Verein 
bestimmt  ist.  In  wie  weit  eine  kürzer  dauernde  Entfernung, 
oder  eine  Reise  diese  Folge  haben  soll,  ist  besonders  zu  be- 
stimmen. 

Da  sodann  der  Verein  in  der  Regel  nur  Angehörige  eines 
bestimmten  Gewerbes  oder  Berufes  in  sich  schliessen  wird,  so 
muss  eine  Aenderung  hierin  ($.  21.  2)  insbesondere  bei  Ver- 
einen bestimmter  Etablissements  ein  freiwilliges  oder  unfreiwil- 
liges Ausscheiden  aus  diesen  auch  den  Austritt  aus  dem  Verein 
zur  Folge  haben. 
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mnc  wenere  Voraussetzung  ucr  ineiinannic  lsi  auuann  uei 
freien  Vereinen  die  Fortdauer  des  Willens,  dem  Vereine  anzu- 
gehören ;  der  freiwillige  Austritt  (§.  21.  3)  muss  bei  solchen 
jedem  Mitglied  zu  jeder  Zeit  frei  stehen. 

Da  sodann  weiter  die  Aufnahme  gewisse  Nachweisungen  in 
Absicht  auf  Lebenswandel  und  Gesundheitsverhältnisse  voraussetzt, 
so  muss  der  Austritt  dann  ($.  21.  4)  erfolgen,  wenn  es  sich 
nach  dem  Eintritt  eines  Mitglieds  zeigt,  dass  es  den  Verein  durch 
falsche  Angaben  oder  Zeugnisse  Uber  sein  Prädikat  oder  seine 
Gesundheit  getäuscht  hat. 

Ebenso  ist  es  eine  notwendige  Voraussetzung  der  Theil- 
nahme  an  dem  Verein,  dass  jedes  Mitglied  seinen  Verpflichtungen 
gegen  denselben  nachkommt,  und  es  ist  deshalb  gegründet 
(§.  22.  1),  dass  ein  Mitglied,  welches  solche  nicht  erfüllt,  insbe- 
sondere die  vorgeschriebenen  Zahlungen  in  einer  zum  Voraus 
bestimmten  Zeit,  aus  dem  Vereine  auszuscheiden  hat  Es  ist 
hiebei  jedoch  ruthlich  nach  den  Verhältnissen  der  Mitglieder  die 
Bestimmungen  bei  aller  Bestimmtheit  nicht  zu  streng  zu  machen. 

Da  endlich  ein  sittlicher  Lebenswandel  eine  wesentliche 
Voraussetzung  der  Aufnahme  in  den  Verein  bildet,  so  hat  der 
Austritt  nicht  blos  dann  zu  erfolgen,  wenn  sich  zeigt,  dass  das 
Mitglied  vor  der  Aufnahme  ein  schlechtes  Prädikat  hatte,  son- 
dern auch,  wenn  nachher  hierin  eine  wesentliche  Aenderung 
eintritt,  (§.  23)  insbesondere,  wenn  es 

1)  sich  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  schuldig  macht, 
welches  auf  eine  unehrenhafte  Gesinnung  schliessen  lässt; 

2)  einen  notorisch  ungeordneten  Lebenswandel  fuhrt; 

3)  durch  wissentlich  falsche  Angaben  oder  Zeugnisse  Unter- 
stützung zu  erlangen  versucht  oder  erlangt  hat; 

4)  durch  falsche  Angaben  die  Ausschliessung  eines  andern 
Mitglieds  veranlasst. 

Dabei  fordert  übrigens  die  Rücksicht  auf  das  Recht  jedes 
Mitglieds,  dass  ein  gezwungenes  Ausscheiden,  ein  Ausschluss 
nur  erfolgen  darf  ($.  24.),  wenn  derjenige,  welcher  ausge- 
schlossen werden  soll,  von  den  Gründen,  auf  welche  sein  Aus- 
schluss gestützt  werden  soll,  zuvor  in  Kenntniss  gesetzt  worden 
ist  und  Gelegenheit  erhalten  bat,  sie  zu  beseitigen  oder  sich 
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wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Punkte  zu  rechtfertigen,  and 
wenn  er  dann  entweder  diese  Gelegenheit  nicht  benutzt  hat, 
oder  die  Rechtfertigung  nicht  genügend  erfunden  worden  ist: 

Ob  wegen  der  Wiederaufnahme  ausgeschiedener  Mitglieder, 
der  Erleichterung  oder  Erschwerung  derselben  etwas  vorgesehen 
werden  will,  wird  Gegenstand  besonderer  Erwägung  sein. 

Damit  schliessen  sich  diejenigen  Bestimmungen,  welche  sich 
auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  Vereinsmitglieder  zu  diesem 
als  solche,  ihre  Aufnahme,  ihre  Leistungen,  ihre  Rechte  und  ihren 
Austritt  beziehen  und  es  erübrigt  noch  Einiges  über  die  Or- 
ganisation des  Vereins  in  seiner  Gesammtheit,  die  Bildung  und 
Stellung  seiner  Organe  zu  bemerken. 

Hier  gerade  sind  nun  aber  die  verschiedensten  Bestimmun- 
gen zulässig  und  nothwendig,  je  nach  dem  Umfang  des  Vereins, 
den  Principien,  auf  denen  er  ruht,  der  Verbindung  mit  beson- 
deren Anstalten  u.  dgl.,  und  es  lässt  sich  nicht  viel  sagen,  was 
einigermassen  auf  Allgemeingiilligkeit  Anspruch  machen  könnte. 

Die  Frage,  welche  Stellung  den  einzelnen  Vereinsorganen 
zu  einander  zu  geben  sei,  hängt  selbst  bei  freiwilligen  Vereinen 
so  sehr  von  dem  Charakter  des  Vereins,  der  Zahl,  Bildungs- 
stufe, räumlichen  Entfernung  oder  Nähe  der  Mitglieder  ab,  dass, 
was  im  einen  Falle  vorzuschreiben  angemessen  ist,  in  einem 
anderen  unzweckmässig  sein  würde. 

Um  jedoch  auch  diesen  Gegenstand  nicht  unberührt  zu 
lassen,  folgen  hier  noch  Vorschläge,  wie  sie  für  einen  freien 
Verein  von  Angehörigen  einer  oder  verschiedener  Berufsarten 
von  einigen  hundert  Mitgliedern  sich  eignen  dürften,  deren  wei- 
tere Begründung  aber  um  so  eher  umgangen  werden  kann,  als 
sie  nur  in  bestimmten  Sphären  sich  durchweg  empfehlen  und 
unter  anderen  Verhältnissen  Anderes  vorzuziehen  sein  kann. 

Vorauszuschicken  ist  hiebei  noch  ($.  25.)  das ,  was  über 
das  Vermögen  des  Vereins,  seinen  Bestand  und  seine  Verwen- 
dung je  nach  der  besonderen  Beschaffenheit  des  .  Vereins  zu 
sagen  ist,  und  eben  darum  gleichfalls  einer  allgemeinen  Beleuch- 
tung nicht  bedarf. 

Als  Organe  des  Vereins  werden  ($.  26.)  zu  bezeichnen 

sein: 
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1)  die  allgemeine  Versammlung  der  Vereinsmitglieder; 

2)  der  verwaltende  Ausschuss ; 

3)  die  Vereinsbeamten; 

4}  das  Vereinsschiedsgericht. 

An  der  allgemeinen  Versammlung  (§.  27.3  werden  alle 
volljährigen  Mitglieder  des  Vereins  mit  Stimmrecht  Thetl  zu  neh- 
men berechtigt  sein. 

Die  Zulassung  der  Vertretung  eines  Mitglieds  durch  ein 
anderes  wird  bei  einer  nicht  zu  grossen  Zahl  nicht  entfernt  von 
einander  wohnender  Mitglieder  nicht  begründet  sein.  Auch  wird 
bei  der  Gleichheit  der  Verhältnisse  aller  Mitglieder  Jedem  die 
gleiche  Stimmberechtigung  zuzuerkennen  sein. 

Der  Beschlussfassung  der  allgemeinen  Versammlung  wird 
(§.  28.3  jedenfalls  vorzubehalten  sein: 

13  die  Wahl  und  Ergänzung  des  Ausschusses; 

23  die  Vernehmung  des  jährlichen  Berichtes  über  die  Er- 
gebnisse der  Verwaltung; 

33  die  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Eintrittsgelds  und 
der  Beiträge  der  Mitglieder  und  der  Leistungen  an  dieselben; 

43  die  Beschränkung  der  Zahl  der  Mitglieder; 

53  die  Abänderung  der  Vereinsstatuten  und 

63  die  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Für  die  Vernehmung  des  Rechenschaftsberichtes  ($.  29-3 
wird  ein  bestimmter  Zeitpunkt  im  Jahre  festzusetzen  sein,  in  wel- 
chem die  ordentliche  allgemeine  Versammlung  zusammen  zu  treten 
hat,  um  solche  vorzunehmen. 

Dabei  wird  jedem  Mitglied  das  Recht  einzuräumen  sein, 
einen  zweckmässig  abgefassten  Rechnungsauszug  einige  Zeit  vor 
der  Versammlung  sich  zu  verschallen. 

Auch  wird  nothwendig  sein,  vorzuschreiben,  dass  alle  weiter 
in  der  Versammlung  zu  berathenden  Gegenstände  einige  Zeit  vor 
Abhaltung  der  Versammlung  den  Mitgliedern  mitgelheilt  werden 
müssen. 

Eine  ausserordentliche  Versammlung  (§.  30-3  wird  jeden- 
falls nur  auf  besonderes  Berufen  des  Ausschusses  und  nach  ge- 
höriger Bekanntmachung  der  zur  Berathung  kommenden  Gegen- 
stände zusammen  zu  treten  haben,  und  in  derselben  nur  über 
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die  zuvor  angezeigten  Gegenstände  Beschluss  gefasst  werden 
ko n o  • 

Die  Einräumung  des  Rechtes  an  die  Mitglieder,  die  Ein- 
berufung einer  ausserordentlichen  Versammlung  zu  verlangen, 
wenn  sich  eine  bestimmte  Anzahl  derselben  hie  für  ausspricht, 
scheint  Pur  die  Regel  nicht  angemessen,  da  anzunehmen  ist,  dass 
der  Ausschuss  hierauf  gerichteten  begründeten  Antrügen  sich 
nicht  widersetzt. 

Die  allgemeine  Versammlung  wird  ($.  31.),  sobald  sie  ge- 
hörig berufen  ist,  unabhängig  von  der  Zahl  der  erschienenen 
oder  anwesenden  Mitglieder  als  beschlussfähig  zu  erklären  sein. 
Ebenso  wird  zu  bestimmen  sein  ($.  32.),  dass  die  Beschlüsse 
in  allen  Fällen  mit  einfacher  Mehrheit  der  anwesenden  Stimm- 
berechtigten gültig  gefasst  werden  können,  nur  für  die  Abän- 
derung der  Statuten  und  die  Auflösung  der  Gesellschaft  wird 
eine  Mehrheit  von  zwei  Driltheilen  gefordert  werden  müssen; 
dabei  könnte  es  zweckmässig  sein,  vorzusehen,  dass  der  zuletzt 
erwähnte  Gegenstand  nur  in  einer  hiezu  besonders  berufenen 
Versammlung  berathen  werden  kann. 

Die  Leitung  der  Verhandlung  (§.  33.)  und  die  Sorge  fiir 
die  Aufrechlhallung  der  Ordnung  in  der  Versammlung  wird  dem 
Vorsitzenden  des  Ausschusses  zuzuweisen  sein.  Er  wird  die 
Versammlung  zu  eröffnen  und  zu  schliessen  haben  und  berech- 
tigt sein  müssen,  jeden  Anwesenden,  der  seiner  Aufforderung 
zur  Ordnung  nicht  Folge  leistet,  aus  derselben  wegzuweisen. 
Ohne  seine  Zulassung  wird  niemand  das  Wort  ergreifen  dürfen. 

Selbstständige  Anträge  einzelner  Mitglieder  ($.  34.)  werden 
zur  Berathung  nur  dann  zuzulassen  sein,  wenn  sie  eine  be- 
stimmte Zeit  zuvor  dem  Ausschusse  mitgelheitt  sind  und  von 
diesem  gegen  deren  Zulassung  nichts  erinnert  wird. 

Ueber  die  Verhandlung  (§.  35.)  wird  durch  den  Schrift- 
führer ein  Protokoll  aufzunehmen  und  von  ihm,  sowie  von  dem 
Vorsitzenden  zu  unterzeichnen  sein. 

Soweit  nicht  bestimmte  Gegenstände  der  allgemeinen  Ver- 
sammlung zugewiesen  sind,  wird  die  ganze  Verwaltung  (§.  36.), 
insbesondere  die  Ertheilung  der  näheren  Vorschriften  zur  Voll- 
ziehung der  Statuten,  die  Beschlussfassung  über  Aufnahmege- 
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suche,  über  die  Stundung  von  Beiträgen,  über  die  Verwilligung 
von  Unterstützungen,  Uber  den  Ausschluss  von  Mitgliedern,  Uber 
die  Verwendung  des  Vereinsvermögens,  sowie  die  Anstellung 
und  Entlassung  der  Beamten  dem  verwaltenden  Ausschusse  zu- 
zuweisen sein. 

Dieser  Ausschuss  (§.  37.)  wird  aus  etwa  sieben  Mitglie- 
dern zu  bestehen  haben,  welche  von  der  allgemeinen  Versamm- 
lung aus  den  Vereinsmitgliedern  auf  gewisse  Jahre  in  der  Art 
zu  wählen  sein  werden,  dass  bei  der  Möglichkeit  eines  allmah- 
ligen  Wechsels  durch  Austritt  und  Neuwahl  eines  Theils  der 
Mitglieder  doch  die  Rücksicht  auf  die  nöthige  Stetigkeit  dadurch 
gewahrt  wird,  dass  stets  zwei  Drittheile  der  Mitglieder  ungeän- 
dert  vorhanden  sind  und  die  Austretenden  sogleich  wieder  ge- 
wählt werden  können. 

Der  Ausschuss  wird  ($.  38.)  zu  ermächtigen  sein,  seinen 
Vorsitzenden  aus  seiner  Mitte  selbst  zu  wählen.  Zur  Gültigkeit 
seiner  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  zu  fassenden  Beschlüsse 
(§.  39.)  wird  die  Anwesenheit  einer  gewissen  Zahl  von  Mit- 
gliedern als  noth wendig  zu  bezeichnen  sein.  Dem  Vorsitzenden 
wird  nur  bei  Stimmengleichheit  eine  Stimme  und  zwar  die  ent- 
scheidende gebühren. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Ausschusses  (§  40.)  wird 
ein  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Schriftführer  zu  unterzeich- 
nendes Protokoll  zu  führen  sein. 

Die  ausführenden  Beamten  des  Vereins  (§.  41.)  endlich 
werden  sein:  der  Schriftführer,  der  Rechner  und  der  Arzt.  Es 
wird,  wenigstens  bei  etwas  grösseren  Vereinen  zuzulassen  sein, 
dass  auch  die  beiden  Ersteren  nicht  aus  der  Mitte  des  Vereins 
gewählt  werden. 

Näheres  über  ihre  Obliegenheiten  kann  hier  nicht  wohl 
angegeben  werden. 

Schliesslich  wird  ($.  42.)  die  Bildung  eines  Schiedsgerichts 
ftlr  alle  solche  Fälle  vorzusehen  sein,  in  denen  ein  Vereinsmit- 
glied durch  den  Ausspruch  des  Vereinsausschusses  sich  in  seinen 
statutenmäßigen  Rechten  verletzt  glaubt  Eine  Berufung  einzel- 
ner Mitglieder  in  solchen  Fällen  an  die  allgemeine  Versammlung 
wird  unbedingt  auszuschliessen  sein. 
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Es  darf  wohl  kaum  bemerkt  werden,  dass  die  Vorschriften 
je  nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Vereins  sehr  verschiedenen 
Modiftcationen  unterliegen.  Wenn  ein  Verein  von  wenigen  hundert 
Mitgliedern  seine  Unterstützung  z.  B.  nur  auf  Sterbfallsvergü- 
tungen beschränkt  und  diese  im  einzelnen  Falle  durch  Umlage 
unter  die  Vereinsmitglieder  aufbringt,  oder  wenn  ein  Fabrikbe- 
sitzer aus  eigenen  Mitteln  einen  Fonds  zur  Krankenunterstützung 
für  seine  Arbeiter  gründet,  der  durch  massige  Beitrage  dieser 
unterhalten  wird,  so  ist  die  Einrichtung  und  Verwaltung  natür- 
lich eine  ganz  andere,  als  wenn  die  zahlreichen  Mitglieder  eines 
oder  einiger  Gewerbe  sich  zu  einem  Unterstützungsvereine  ver- 
binden, oder  wenn  eine  Innung  oder  Gemeinde  eine  solche  Kasse 
gründet,  leitet  und  unterstützt. 

Immerhin  wird  aber  das  Ausgeführte  dazu  dienen,  auf  die' 
leitenden  Gesichtspunkte  und  die  zu  erörternden  Fragen  auf- 
merksam zu  machen,  wobei  die  Einteilung  der  einzelnen  Punkte 
und  die  Fassung  der  Vorschriften  sich  unschwer  ergeben  wird. 


ZeiUchr.  för  SU»Uw.  1357.    2m  lieft. 
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Die  deutsche  Münzkonvention  vom  24,  Januar  1857 
volkswirtschaftlich  und  politisch  betrachtet. 


Von  Dr.  SchäfilB. 


■ 

Zweiler  Artikel.1) 

Indem  wir  zur  speciellen  Erörterung  und  Kritik  des  Januar- 
vertrags übergeben,  wird  es  unserem  exegetisch  kritischen  Zweck 
am  meisten  entsprechen,  wenn  wir  uns  au  die  Reihenfolge  der 
Vertragsfestsetzungen  halten. 

Münzfuss  und  Kurant-Silberausmünzung. 

Die  Artikel  1 — 13  des  Hauptvertrags  nebst  den  zugehörigen 
(einen  integrirenden  Theil  der  Münzkonvention  bildenden)  Se- 
paratartikeln betreffen  die  Münzfüsse  und  die  Kurant-Silberaus- 
mUnzung. 

Artikel  1  des  Hauptvertrags  setzt  fest,  dass  das  Zollpfund 
im  Gewicht  von  500  französischen  Grammen,  d.  h.  von  einem 
halben  Kilogramm,  sämmtlichen  Ausmünzungen  zur  Grundlage 
dienen  und  auf  den  Münzstätten  der  vertragenden  Staaten  als 
ausschliessliches  Münzgewicht  eingeführt  werden  und  dass  es  eine 
selbstständige  Eintheilung  in  Tausendtheile  mit  weilerer  dezimaler 
Abstufung  empfangen  soll.  In  näherer  Ausführung  dessen  be- 
stimmt der  erste  der  acht  Separatartikel  des  Vertrags,  dass  die 
Münzstätte  in  Berlin  sämmtlichen  Münzstätten  der  vertragenden 
Staaten  ein  vergoldetes  Gewicht,  auf  Verlangen  mit  Einsatz, 
anfertige,  und  dass  regelmässig,  des  Jahres  wenigstens  Ein  Mal, 


1)  Erster  Art.  S.  oben  p.  92  ff. 
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eine  Vergleichung  sämmtlicher  Gewichtsstücke  mit  den  Normal- 
stücken vorgenommen  werde;  für  den  Fall  dass  eine  Münzstätte 
es  wünschenswerth  finden  sollte,  ihre  Normalgcwichlsstücke  von 
anderer  Seite  revidiren  zu  lassen,  so  hat  solches  in  Berlin  zu 
geschehen;  den  Münzvorsländen  ist  die  Verpflichtung  aufzuer- 
^gen,  je  nach  dem  stärkeren  oder  geringem  Gebrauch  die  Ge- 
wichtsstücke unter  steter  Beaufsichtigung  zu  erhalten. 

Die  Aufmerksamkeit,  welche  kraft  dieser  Bestimmungen  der 
Reinerhaltung  der  auf  den  Münzstatten  gebrauchten  Gewichts- 
stücke und  damit  indirect  der  Aufrechterhaltung  des  Münzfusses 
gewidmet  ist,  spricht  für  sich  selbst.  Eine  Bemerkung  heischt 
nur  die  Wahl  des  Zollpfunds  im  Allgemeinen ,  d.  h.  die  Besei- 
tigung der  Kölnischen  Mark  zu  233,855  Gramm  durch  das  Zoll- 
pfund zu  500  Gramm. 

Das  Zollpfund  wird  mit  dein  i.  Jan.  1858  in  einem  grossen» 
Theile  Deutschlands  und  wohl  bald  in  ganz  Deutschland  allge- 
meines Handelspfund  werden.  Es  ist  daher  durch  Adoption  des- 
Zollpfunds  zum  Münzgrundgewichl  die  Einheit  des  Münz-  und 
Handelsgewichles,  wie  sie  auch  früher  durch  den  allgemeineren 
Gebrauch  der  Mark  Kölnisch  oder  eines  Vielfachen  dieser  lez leren- 
bestand,  auf  neuer  Grundlage  wieder  augebahnt.  Auch  Oestreich 
tritt  im  Münzgewicht  in  die  Consequenz  der  Zollgemeinschaft 
und  verlässt  sein  bisheriges  factisches  Münzgewicht,  welches  sehr 
abwich,  die  Wiener  Mark. 

Die  hiemit  erzielte  oder  angebahnte  Conformilat  des  Münz- 
und  des  Handelsgewichts  ist  an  sich  erfreulich,  wie  jede  Ver- 
einfachung in  Maass  und  Gewicht  es  ist.  Doch  ist  ihr  in  öffent- 
lichen Beurtheilungcn  des  Vertrags  ein  ganz  ungebührliches 
Gewicht  beigelegt  worden.  Für  die  Münzstätten  ist  es  ganz 
glcichgiltig  mit  welchem  Gewicht  sie  wagen  und  ob  dieses  eine 
decimale  Unterteilung  hat  oder  nicht;  der  Münztechniker  und 
Münzbeamte  hat  in  Beziehung  auf  die  Gewichtsstücke,  womit  er 
rechnet,  nur  die  Eine  Rücksicht,  dass  dieselben  richtig  gearbeitet 
seien  und  voll  erhallen  werden;  Beides  ist  bei  der  Köln.  Mark 
und  ihren  Theilen  so  gut  möglich  wie  beim  halben  oder  ganzen 
Kilogramm.  Auch  der  grosse  Geldverkehr,  welcher  wägt  und 
ins  Ausland  Sendungen  nach  dem  lauteren  Feingewicht  m** 
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hat  durch  die  Zugrundlegung  des  halben  Kilogramms  so  wie 
sie  st  angefunden  hat,  nichts  gewonnen.    Dadurch  dass  das  Zoll- 
pfund fein  und  nicht  das  Zollpf.  Prägemetalls  etwa  in  der  Mischung 
von  9  :  1  zu  Grunde  gelegt  ist,  und  durch  die  bei  den  ange- 
nommenen Münzfüssen  unbequeme  Theilung  mit  30,  45  und 
52  7*  ist  das  Gewicht  der  hauptsächlichen  MünzstUcke  nach  Gram- 
men mit  den  eckigsten  Bruchlheilen  behaftet  worden.   Es  ist  na- 
mentlich gar  keine  einfache  Gewichtsgleichung  gegen  das  Fran- 
kensystem gewonnen,  welches  auf  die  Einheit :  der  Frank  =  5 
Gramm  Prägesilber  in  der  Mischung  von  9:1  —  sich  gründet. 
Es  gehört  daher,  wie  ein  Beurtheiler  des  Münz  Vertrags  mit  Recht 
bemerkt  hat,  ein  „höchst  bereitwilliger  Enthusiasmus"  dazu,  in 
der  Annahme  des  Zollpfunds  zur  Münzgewichtseinheit  eine  we- 
sentliche Erleichterung  des  rechnenden  und  wägenden  grossen 
Geldverkehrs  oder  eine  Verbrüderung  mit  dem  franz.  Münzsystem 
zu  erblicken. 

Ueberdiess  fragt  es  sich,  ob  selbst  ein  wirklicher  Gewichts- 
einklang des  französischen  und  des  gesammtdeutschen  Münz- 
systems zur  Zeit  und  Angesichts  der  in  Frankreich  im  Vollzug 
begriffenen  Umwälzung  des  Münzsyslems  überhaupt  wünschens- 
wert und  ob  der  jetzige  Augenblick  der  geeignete  wäre,  auf 
eine  Concordanz  mit  dem  französ.  System  zu  dringen,  wahrend 
dieses  nicht  unwahrscheinlich  einer  baldigen  Veränderung  ent- 
gegen sieht  und  demnach  die  gewonnene  Uebercinstimmung  sehr 
leicht  von  kürzester  Dauer  sein  könnte. 

Wir  haben  schon  im  ersten  Artikel  mit  Zahlen  nachgewie- 
sen ,  dass  in  Frankreich  die  Goldwährung  mit  Riesenschritten 
zum  factischen  Siege  gelange.  Seitdem  verlautet,  dass  die  franz. 
Regierung  eine  Systemsänderung,  Beseitigung  der  Doppelwäh- 
rung und  Sanctionirung  der  factisch  herrschenden  einfachen 
Goldwährung,  ins  Auge  gefasst  habe;  sie  hat  wenigstens  eine 
Sachverständigen -Kommission  zur  Inbetrachtnahme  des  Gegen- 
standes eingesetzt. 

Möglich,  dass  das  jetzige  System  der  Doppelwährung  oder 
vielmehr  zweier  stets  mit  einander  kämpfender  Währungen  noch 
einige  Zeit  anhalten  wird.  Würden  aber  selbst  dann  von  einem 
Zusammenklang  des  Münzgrundgewichts  und  der  Legirung  in 
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den  Ländern  des  Frankensystems  und  in  Deutschland  Vorlheile 
für  das  Vcrkehrsleben  des  lezteren  zu  erwarten  sein?  Diess 
kann  mit  Fug  in  Frage  gestellt  werden. 

Wir  kommen  weiter  unten  auf  eine  Bemerkung  näher  zu 
sprechen,  welche  Hof  mann  in  seiner  berühmten  Monographie 
über  das  Geld  gemacht  hat  und  welche  —  scheinbar  paradox  — 
eine  Grundwahrheit  ist,  die  dem  nur  zu  häufig  oberflächlichen 
Münzkosmopolitismus  und  Einheilsdrang  nicht  genug  zur  Beher- 
zigung  empfohlen  werden  kann.  Die  genannte  Auctorität  be- 
merkt nämlich :  alle  Nennwerthskoncordanz  der  Münzen  benach- 
barter Staaten  sei  illusorisch  und  geradezu  vom  Uebel,  so  lang 
nicht  hüben  und  drüben  die  gleichmässige  Handhabung  derselben 
Münzverwaltungsgrundsätze  gesichert  sei;  fehle  die  leztere  Vor- 
aussetzung, so  sei  die  strenge  und  geflissentliche  Sonderung  der 
Gewichts-  und  Werthsverhältnisse  der  Landesmünzen  das  weit- 
aus vorzüglichere,  da  hiemit  wenigstens  jedes  Münzsystem  sich 
zu  halten  vermöge,  statt  dass  sämmtliche  unhaltbar  werden  und 
alle  die  Reinheit  ihres  Münzfusses  einbüssen. 

Diess  ist  kein  Paradoxon  und  der  Satz  muss  namentlich  bei 
den  heutigen  französ.  Münzzusländen  dem  deutschen  Münzkos- 
mopolitismus gegenüber  gellend  gemacht  werden.  Sei  es  dass 
man  eine  mit  der  Gewichtsgrundlage  und  Legirung  des  Fran- 
kensystems völlig  gleichmässige  Basis  angenommen  oder  vollends 
nur,  wie  vorgeschlagen  gewesen,  das  2'/s  fl-StÜck  süddeutsch 
(dem  Fünffranken  -  Stück  nahezu  aber  nicht  ganz  gleich)  zur 
Vereinsmünze  erhoben  hätte,  so  hätte  man  statt  einer  franzö- 
sich  -  deutschen  Münzeinheit  wahrscheinlich  doch  nur  eine  be- 
denkliche Vermischung  und  gegenseitige  Verunreinigung  bei- 
der Systeme  erhalten,  so  lange  nicht  die  französische  und 
sämmtliche  deutschen  Münzverwaltungen  ganz  gleichmassige 
Grundsätze  befolgten.  Die  von  den  Grenzen  wechselsweise  ins 
Innere  vordringende'  Vermischung  wäre  unter  den  Conjunkturen, 
welchen  der  Silbermtinzschatz  der  Franken  Währungsländer  zur 
Zeit  unterworfen  ist,  ganz  besonders  gefährlich.  Das  Gold 
strömt  in  den  Ländern  der  Frankenwährung  mit  Macht  ein  und 
das  Silber  weg.  Dieser  Wechselströmung  vermögen  sich  noto- 
rischer Weise  auch  diejenigen  Länder  des  Frankensyslems,  welche 
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einfach«  Währung  haben,  kaum  zu  erwehren;  der  Andrang  der 
Goldfrankenslücke  hat  ihre  silberne  Wahrungsbasis  beträchtlich 
geschmälert.  Sätze  wie  der  bekannte,  dass  ein  Land  die  ihm 
nöthige  Münze  in  Währungsmetall  nach  dem  Maasse  des  wirk- 
lichen Bedarfs  sich  zu  erhalten  vermöge,  können  gegen  die  an- 
gerührte Erfahrungstatsache  kaum  aufkommen.  Dringen  doch 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  selbst  in  die  deutsche 
Circulation  die  Goldfranken  in  ganz  ungewöhnlicher  Menge  ein, 
wie  Jeder  bemerkt ,  welcher  dem  praktischen  Geldverkehr  nahe 
steht. 

Ginge  aber  Frankreich,  wie  es  nicht  unwahrscheinlich  ist, 
bald  zum  System  einfacher  Goldwährung  über,  so  würde  eine 
jezt  mühsam  hergestellte  Werlhsconcordanz  der  deutschen  und 
der  französichen  Silbermünzen  höchst  wahrscheinlich  dennoch 
verwischt  werden. 

Allein,  wie  bemerkt,  ist  in  Folge  der  Grundlegung  feinen 
Silbers  und  wegen  der  durch  die  gewählten  Münzfüssc  bewirkten 
unbequemen  Theilung  des  Zollpfundes  von  jener  Uebereinstim- 
mung  gar  nicht  die  Rede.    Es  haben  z.  B.  an 

Feingewicht  Bruttogewicht 

1  Frank  4,5  5,0  Gramm. 

2  „  9,0  10,0 
5     „                   22,5  25,0 

20     „  90,0  100,0 

Dagegen 

1  Thlr.  (30  Tbl.  F.)    16,66  .  .  18,518  .  .  „ 

1  fl.  (52  »/,  fl  -F.)        9,523  .  .  10,582  .  .  „ 

1  fl.  (45  fl.-F.)         11,11  .  .  12,345  .  .  „ 

Keine  der  neuen  Silbermünzen  lässt  sich  in  Gramm  ohne 
unendliche  Dezimalbrüche  ausdrücken,  während  die  französischen 
Silbermünzen  sämmllich  einfach  in  Grammen  sich  ausdrücken 
sowohl  nach  Fein-  als  nach  Bruttogewicht.  Die  Zugrundlcgung 
des  Zollpfundes  fein  mit  decimaler  Unterabtheilung  dient  daher 
keinem  nennenswerthen  praktischen  Interesse  des  Geldwechslers, 
noch  der  internationalen  Gleichheit  des  Münznenn werths,  mit 
welcher  übrigens  eventuell  ein  sehr  zweifelhafter  Erfolg  errungen 
worden  wäre.    Wirklich  gehört  also  ein  „höchst  bereitwilliger 
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Enthusiasmus"  dazu,  in  der  Annahme  des  Zollpfunds  fein  statt 
der  Kölnischen  Mark  einen  Cardinalfortschritt  zu  erkennen. 

Art.  2  und  3  Sanktioniren  den  Grundsatz  der  einfachen 
Währung  in  Silber,  worüber  wir  uns  schon  ausgesprochen 
haben,  und  nehmen  des  Weiteren  die  dreifache  Theilung  des  Zoll- 
pfunds in  die  drei  Landesmünzfusse  vor,  wonach  im  Thalergebict 
30  Thaler,  im  süd ostdeutschen  45  A.,  im  südwestdeutschen  Münz- 
gebiet 52w2  fl.  aus  dem  Zollpfund  feinen  Silbers  auszubrin- 
gen sind. 

Der  Thalerfuss  umfasst  17  Staaten  mit  23  Millionen  Ein- 
wohner, der  Fünfundvierzig-Gulden-Fuss  Oestreich  und  Lichten- 
stein mit  35  Millionen  Seelen ,  der  südwestdeutsche  Münzfuss 
umfasst  11  Staaten  mit  9 — 10  Millionen  Einw.  Ausserhalb  der 
Münzkonvention  stehen  ausser  Luxemburg,  Holstein,  beiden 
Mecklenburg  die  drei  Hansestädte,  welche  das  in  Wien  geschaf- 
fene Werk  —  mit  welchem  Recht  wird  die  Zukunft  lehren  — 
nicht  für  ein  definitives  angesehen  zu  haben  scheinen  und  dess- 
halb  dem  in  Handelsstädten  strenge  gewürdigten  Grundsatz  folg- 
ten, in  Münze  und  Maass  grössere  Veränderungen  nur  dann  vor- 
zunehmen, wenn  eine  wirkliche,  haltbare  und  definitive  Verbesse- 
rung dadurch  erzielt  wird. 

Die  angeführten  Zahlenverhältnisse  dringen  die  Bemerkung 
auf,  dass  das  Gesetz  der  Schwere  bei  der  Münzvereinbarung 
nicht  zur  Geltung  gekommen  ist,  soferne  der  weitaus  grösste 
Länder-  und  Völkerkomplex  die  beiden  andern  sich  nicht  nur 
nicht  assimilirt  hat,  sondern  vielmehr  das  norddeutsche  Gebiet 
durch  Vereinbarung  des  Thalers  zur  Vereinsmünze  als  herrschend 
sich  bethätigt  hat. 

Die  forthinige  Ausschliesslichkeit  der  drei  neuen  Münzftlsse 
wird  durch  Artikel  5  des  Hauptvertrags  und  die  Separatarlikel 
II  und  III  gewahrt.  Von  derselben  wird  nur  zu  Gunsten  Oest- 
reichs  die  unbedenkliche  Ausnahme  gemacht,  dass  es  noch  ferner 
sogenannte  Levantiner  Thaler  mit  dem  Bilde  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  und  mit  der  Jahreszahl  1 780  im  damaligen  Schrot  und 
Korn  als  Handelsmünze  ausprägen  darf.  In  Oestreich  und  Lich- 
tenstein hat  der  neue  ausschliessliche  45-FI.-Fuss  spätestens  bis 
1.  Januar  1859  in  Kraft  zu  treten. 
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Der  Thalerfuss  ist  der  Fuss  der  Vereinsmünzen. 

Nach  Artikel  8  des  Hauplverlrags  sollen  nämlich  „zur  Ver- 
mittlung und  Erleichterung  des  gegenseitigen  Verkehrs u  zwei 
Hauptsilbermünzen  unter  der  Benennung  Vereinsthaler  aus- 
geprägt werden,  nämlich:  1)  das  Einvereinsthalerstück  =  Vfa 
fl.  Östreichischer  und  =.  1%  fl.  süddeutscher  Währung  und  2) 
das  Zweivereinsthalerstück  =  2  Thaler  der  Thalerwährung ,  = 
3  fl.  östreich.  und  =  3'/*  fl.  süddeutscher  Währung.  Durch 
Art.  9  werden  „die  von  den  in  der  Münzkonvention  vom 
30.  Juli  1838  verbundenen  Staaten  bisher  in  der  Eigenschaft 
einer  Vereinsmünze  ausgeprägten  2  Thlr.-  (3  Vi  fl.-)  Stücke 
den  Vereinsmünzstücken  in  jeder  Beziehung  gleichgestellt.  Den 
der  allgemeinen  Münzkouvention  vom  30.  Juli  1838  gemäss, 
sowie  den  vor  1839  im  bisherigen  Thalerfusse  ausgeprägten 
Thalerstücken  wird  in  allen  vertragenden  Staaten  die  unbeschränkte 
Giltigkeit  gleich  den  eignen  Landesmünzen  zugestanden,  so  dass 
demgemäss  die  alten  Thaler  hinter  den  Vereinsthalern  nur  etwa 
dadurch  zurückstehen,  dass  sie  nicht  wie  diese  (Arlik.  8)  selbst 
eine  private  Festsetzung  der  Zahlung  in  anderer  Münze  ohne 
Weiteres  umstossen  können. 

Durch  Artikel  4  des  Hauplverlrags  werden  die  gleichnamigen 
Stücke  des  allen  24  V2  Gulden-  und  14-Thaler-Fusses  denen  des 
neuen  52  '/«-Gulden-  und  30-Thalerfusses  gleichgestellt  „derge- 
stalt ,  dass  bei  allen  Zahlungen  und  Verbindlichkeilen ,  soferne 
nicht  die  Zahlung  in  Vereinsmünzen  ausdrücklich  bedungen  ist, 
ein  Unterschied  zwischen  beiderlei  gleichnamigen  Münzen  nicht 
gemacht  werden  darf." 

Als  zulässige  kleinste  in  dem  Landcsmünzfuss  auszuprägende 
Theilstücke  der  Hauplmünzen  werden  anerkannt; 
das  '/6-Thalerstück  im  30-Thaler-Fuss, 
das  »/«-A.-Slück  im  45-FI.-F., 
das  »/*  fl.-Stück  im  52'/*-FI.-F. 

Die  Tabelle  der  neben  den  Vereinsmünzslücken  künftig 
allein  stattfindenden  Ausmünzung  grober  Silbermünzen  (Courant- 
Münze)  wird  in  Ziffer  4  des  Separatartikels  III  folgendermassen 
festgestellt : 
a)  nach  dem  30- Thalerfusse : 
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in  (/6  Thalerstücken  und  für  das  Königreich  Sachsen  zu- 
gleich in  Vs  Thalerstücken, 

b)  nach  dem  45-Fl.-Fusse : 

in  2  fl.-,  1  fl.-  und  »J4  fl.-Slücken, 

c)  nach  dem  527s-fl  -Fusse  : 

in  2  fl.-,  1  fl.-,  7«  fl  -  und  V4  h>Stücken. 

Die  Ausprägung  des  bisherigen  Ein-Thaler-Stückes  als  Lan- 
desmünzc  hört  also  auf;  Ziff.  5  des  Separatartikels  HI  bestimmt 
nämlich:  „Die  Ausprägung  des  bisherigen  Einthalerstückes  im 
14 -Thaler fusse  (30 - Thalerfusse)  ist  Seilens  der  betreffenden 
Regierungen  gleichzeitig  mit  der  Einführung  des  neuen  Münz- 
gewichtes einzustellen." 

Durch  Artikel  6  des  Hauptvertrags  verpflichten  sich  sämmt- 
liche  vertragende  Staaten,  bei  der  Ausprägung  ihrer  groben 
Silbermünze  den  Landesmünzfuss  genau  einhalten  zu  wollen, 
sowohl  bei  Hauptmünzen  als  bei  deren  Theilslücken  und  die 
möglichste  Sorgfalt  darauf  verwenden  zu  lassen,  dass  auch  die 
einzelnen  Stücke  durchaus  vollhaltig  und  vollwichtig  ausgemünzt 
werden.  Sie  vereinigen  sich  insbesondere  gegenseitig  zu  dem 
Grundsatze,  dass  unter  dem  Vorwande  eines  sogenannten  Reme- 
diums  an  dem  Gehalte  oder  Gewichte  der  Münzen  Nichts  gekürzt, 
vielmehr  eine  Abweichung  vom  dem  den  lezteren  zukommenden 
Gehalte  oder  Gewichte  nur  insoweit  nachgesehen  werden  dürfe, 
als  eine  absolute  Genauigkeit  nicht  eingehalten  werden  kann. 
Hiezu  setzt  Separatartikel  IV  weiter  fest,  dass  die  Ausprägungen 
jeder  Art  stets  und  ohne  Ausnahme  auf  unmittelbare  Rechnung 
der  Staatskasse  bewirkt  werden,  dass  die  Prüfung  des  Feinge- 
halts der  benüzten  Schmelzmassen  wenigstens  durch  zwei  ein- 
ander je  unter  eigener  Verantwortlichkeit  kontrolirende  Beamte 
vorgenommen  werde,  dass  Uber  alle  vorgenommenen  Gehalts- 
prüfungen von  den  betreffenden  Beamten  fortlaufende  Register 
oder  Journale  geführt  und  dass  die  verlragenden  Staaten  einan- 
der Einsicht  von  diesen  Journalen  gestatten,  überhaupt  in  Betreff 
der  Einrichtungen  und  des  Betriebs  ihrer  Münzstätten  einander 
auf  Verlangen  Auskunft  geben. 

Wir  werden  uns  über  diese  Bestimmungen  weiter  unten 
nicht  weiter  aussprechen  und  unterdrücken  daher  gleich  hier 
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unsere  volle  Anerkennung  derselben  nicht  Die  getroffenen 
Verabredungen  zeugen  von  dem  festen  Willen  der  Regierungen, 
die  Hinterlhüre  des  Remediums,  durch  welche  eine  fiscal is che 
Ausbeutung  des  Münzwesens  möglich  war  und  eine  systemalische 
Verschlechterung  des  Münzfusses  staltfinden  konnte,  energisch 
zu  verschliessen.  Die  getroffenen  Controle- Verabredungen  schei- 
nen uns  so  wirksam  und  ausreichend,  um  nach  dieser  Seite  die 
bei  den  gegebenen  Zuständen  nicht  erzielbare  Centralisation  der 
gesammten  deutschen  Münzverwaltung  in  der  Hand  Eines  Insti- 
tuts nicht  vermissen  zu  lassen. 

Nicht  ebenso  ausreichend  sind  die  Bestimmungen  über  die 
Abnutzungsgrenze  und  die  Einzugsverbindlichkeit  der  abgenutzten 
Stücke.  Es  ist  ein  nicht  erfreulicher  Unterschied  zwischen  den 
Vereins-  und  den  Landestnünzen  gemacht  worden.  Für  jene 
sind,  wie  es  ihre  Qualifikation  als  Vereinsmünze  freilich  unum- 
gänglich forderte,  strengere  Grundsatze  zur  Verabredung  gekom- 
men, als  bei  diesen.  Da  wir  übrigens  auf  diesen  Gegenstand 
unten  näher  eingehen  müssen,  stellen  wir  vorläufig  nur  das 
Faktische  hieher,  um  das  Thatsächliche  der  Vereinbarung  hin- 
sichtlich der  Silberausmünzung  zu  einer  üebersicht  vollends  ab- 
zurunden. 

Art.  12  nebst  Separatartikel  VI  und  VII  bestimmt  hinsicht- 
lich der  Vereins  münzen  (und  nur  dieser): 

Die  verlragenden  Staaten  werden  die  neu  ausgegebenen 
Vereinsmünzen  gegenseitig  von  Zeit  zu  Zeit  in  Bezug  auf  ihren 
Feingehalt  und  auf  ihr  Gewicht  prüfen  lassen  und  von  den 
sich  ergebenden  Ausstellungen  wechselseitig  Miltheilung  machen. 
Ergiebt  sich  eine  fehlerhafte  Ausmünzung,  so  ist  die  betreffende 
Regierung  verpflichtet,  sofort  oder  nach  vorangegangener  schieds- 
richterlicher Entscheidung  die  sämmtlichen  Vereinsmünzen  ihres 
Gepräges  von  demjenigen  Jahrgang,  welchem  die  fehlerhafte 
Ausmünzung  angehört,  wieder  einzuziehen;  als  fehlerhaft  gilt 
die  Ausmünzung  eines  Jahrgangs,  wenn  (nach  Separatartikel  VI) 
unter  50  frischen  Münzen  wenigstens  der  fünfte  Theil  im  Fein- 
gehalt mehr  als  3  Tausendlheile,  im  Gewicht  mehr  als  4  Tau- 
sendlheile  beim  Einvereinsthalerstück  und  mehr  als  3  Tausendlheile 
beim  Zwei  -  Vereinslhalerstücke  beträgt.    Diejenige  Regierung, 
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welche  einen  solchen  Fall  rügen  will,  hat  der  zu  rügenden  Re- 
gierung sowie  denen  sämmtlicher  anderer  vertragender  Staaten 
Anzeige  hievon  zu  machen,  und  unter  Anschluss  einer  genauen 
Beschreibung  des  Prüflings  Verfahrens  die  Wiedereinziehung  des 
fehlerhaften  Jahrgangs  nachzusuchen.  Leistet  die  betreffende 
Regierung  diesem  Gesuche  nicht  Folge,  so  tritt  das  in  Absatz 
3  und  4  des  Separatarlikels  VI  sehr  zweckmässig  geordnete 
schiedsrichterliche  Verfahren  ein. 

Den  Vereinsmünzen  sind  aber  —  zur  vorteilhaften  Unter- 
scheidung von  den  Landesmtinzen  —  nicht  nur  hinsichtlich  des 
ursprünglichen  Remediums  (Tolörance)  feste  Grenzen  gezogen, 
.sondern  auch  hinsichtlich  der  äussersten  Grenze  späterer  Ab- 
nutzung im  Verkehr. 

Separalartikel  VII  bestimmt  nämlich:  „die  Verbindlichkeit 
.zur  Wiedereinziehung  der  Vereinsmünzstücke  wegen  Verminderung 
ihres  Metallwerths  in  Folge  der  Circulation  und  Abnutzung  hat 
dann  einzutreten,  wenn  das  hiedurch  entstandene  Mindergewicht 
bei  den  Ein-Vereins-Thalerstücken  mehr  als  2  %,  bei  den  Zwei- 
Vereins-Thalerstücken  mehr  als  i'/t  °/o  des  Normalgewichts  be- 
trögt. Die  nämliche  Einziehungsverbindlichkeit  bei  Ueberschreitung 
einer  Abnutzungsgrenze  von  2  %  des  Normalgewichls  wird 
zugleich  auf  die  Einthalerstücke  des  bisherigen  14  Thaler-Fusses 
hiemit  ausgedehnt.  Jede  Regierung  wird  demgemäss  die  bei 
ihren  Kassen  eingehenden  Vereinsmünzen  ihres  Gepräges  und 
beziehungsweise  dergleichen  Einthalerstücke  des  bisherigen  14- 
Thaler-Fusscs  überwachen,  und  solche,  sobald  das  eben  bestimmte 
Mindergewicht  vorhanden  ist,  zum  Einschmelzen  an  die  Münz- 
stätte abliefern  lassen;  auch  verpflichten  sich  die  vertragenden 
Staaten/solchc  Vereinsmünzstücke  und  beziehungsweise  Einthaler- 
stücke ihres  Gepräges,  welche  die  Abnutzungsgrenzc  überschritten 
haben,  auf  Antrag  eines  der  mitvertragenden  Staaten,  in  Summen 
von  nicht  unter  1000  Thalcrn  in  vollhaltige  umzutauschen." 

Nach  den  von  Münztechnikern  ausgemitlelten  durschnittlichen 
Abnutzungsverhältnissen  lässt  sich  berechnen,  dass  den  Doppel- 
thalern  eine  durchschnittliche  Umlaufszeit  von  120  Jahren,  den 
neuen  Einvercinslhalern  von  60,  den  älteren  preussischen  Thalcrn 
von  70  Jahren  in  Aussicht  steht,  so  dass  die  meisten  Thaler 
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aus  der  Zeit  Friedrichs  des  Grossen  dem  Schmelztiegel  Rechtens 
bereits  verfallen  sind. 

Neben  der  prficisen  Bestimmung  der  Abnutzungsgrenze  der 
Vereinssilbermünzen  und  neben  der  genau  bestimmten  Pflicht  der 
Auswechselung  der  abgenützten  Stücke  dieser  Sorten  gegen 
vollhaltigc  Stücke,  muss  die  Vagheit  der  Bestimmungen  auffallen, 
welche  in  derselben  Richtung  für  die  Landesmünzen  getroffen 
worden  sind.  Es  heisst  im  Artikel  13  des  Hauptvertrags  (zweiter 
Absatz) :  „Jeder  Staat  macht  sich  verbindlich,  die  eigenen  groben 
Silbermünzen,  wenn  dieselben  in  Folge  längerer  Circulation  und 
Abnutzung  eine  „„erhebliche""  Verminderung  des  ihnen 
ursprünglich  zukommenden  Metallwerthes  erlitten  haben,  „„all- 
mählig""  zum  Einschmelzen  einzuziehen  und  dergleichen  abge- 
nutzte Stücke  auch  dann,  wenn  das  Gepräge  undeutlich  geworden, 
stets  für  voll  zu  demjenigen  YVerthe,  zu  welchem  sie  nach  der 
von  ihm  getroffenen  Bestimmung  in  Umlauf  gesetzt  sind,  bei 
allen  seinen  Kassen  anzunehmen."  —  Dagegen  ist  die  im  ersten 
Absalz  desselben  Artikels  getroffene  Verabredung  sehr  erfreulich, 
indem  sämmtliche  Staaten  des  70-Millionen-Gebietes  sich  ver- 
pflichten ,  ihre  groben  Silbermünzen  niemals  gegen  den  ihnen 
beigelegten  Werth  herabzusetzen,  auch  eine  Ausserkurssetzung 
derselben  anders  nicht  eintreten  zu  lassen,  als  nachdem  eine 
Einlösungsfrist  von  mindestens  vier  Wochen  festgesetzt  und 
wenigstens  drei  Monate  vor  ihrem  Ablaufe  Öffentlich  bekannt 
gemacht  worden  ist.  Diese  Bestimmungen  entsprechen  allen 
billigen  Anforderungen. 

Um  das  Thatsächliche  über  die  neue  Kurantsilberausmünzung 
zu  vervollständigen,  bedarf  es  nur  noch  einiger  Angaben  über 
Fei  nge  halt  und  Legi  rung.  Der  Feingebalt  der  Ver-eins- 
münzen  ist  in  Artikel  10  des  Hnuptverlrags  auf  0,900  feines 
Silber,  die  Legirung  auf  0,100  Kupfer  angesetzt.  In  Bezug  auf 
die  Land  es  münzen  ist  Nichts  festgesetzt,  es  wird  wohl  beim 
Bisherigen  sein  Bewenden  haben,  wenigstens  in  Bezug  auf  die 
schon  bestehenden  gleichnamigen  Kurantsorten.  Die  Le- 
girung 9  :  1  wird  daher  bestehen  bei  sämmtlichen  neuen  Thalern, 
(zwölflölhige  Thaler,  d.  h.  mit  0,250  Legirung  dürfen  nicht 
mehr  geprägt  werden),  bei  den  ösl  reich  ischen  und  süddeutschen 
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2  fl.-,  1  fl.-  und  '/a  fl.  Stücken.  Dagegen  wird  der  Öslreichische 
Vierlelsgulden  wegen  der  üebereinslimmung  mit  dem  Sechsleis- 
thaler wohl  zu  0,520,  der  sächsische  Drittelsthaler  zu  0,667  fein 
ausgebracht  werden,  während  der  süddeutsche  Viertelsgulden  zu 
0,520  desshalb  kaum  ausgebracht  werden  wird,  weil  er  alsdann 
an  Gewicht  und  Grösse  dem  in  9  :  1  ausgebrachten  halben  Gul- 
den südd.  allzuähnlich  sein  würde. 

Art  7  des  Hauptvertrags  trifft  mit  Bezug  auf  den  Feingehalt 
noch  die  technische  Bestimmung,  dass  der  Feingehalt  in  Tausend- 
theilen  ausgedrückt  und  bei  Bestimmung  des  Feingehalts  der 
Silbermünzen  die  Probe  auf  nassem  Wege  angewendet  werde, 
was  zweckmässig  ist. 

Aus  dem  vorstehend  zusammengefassten  fac tischen  Inhalt 
der  Artikel  1 — 13  des  Hauptvertrags  und  der  zugehörigen  Separat- 
artikel ist  als  das  erfreulichste  und  hauptsächlichste  Resultat  der 
ganzen  Vereinbarung  hervorzuheben,  dass  eine  taugliche  Ver- 
einsmünze nach  strengen  und  richtigen  münzpolilischen  Grund- 
sätzen für  den  wechselseitigen  Verkehr  von  70  Millionen  Menschen 
zu  Stande  gebracht  worden  ist.  Wir  sind  geneigt,  diess  als  die 
unbestreitbar  grösste  und  praktischste  Frucht  der  ganzen  Ver- 
einbarung anzusehen. 

Was  den  Vereinssilbermünzen  ein  natürliches  Uebergewicht 
über  sämmtliche  andere  Kurantmünzen  verleiht,  sind  die  exqui- 
siten rechtlichen  Vorzüge,  welche  ihnen  beigelegt  worden  sind. 
Wir  tragen  in  dieser  Beziehung  den  oben  übergangenen  letzten 
Absatz  von  Art.  8  des  Hauptvertrags  nach,  worin  bestimmt  ist: 
„Diesen  Vereinsmünzen  wird  zu  dem  angegebenen  Werthe  im 
ganzen  Umfang  der  verlragenden  Staaten  bei  allen  Staats-,  Ge- 
meinde-, Stiftungs-  und  anderen  öffentlichen  Kassen,  sowie  im 
Privatverkehre,  namentlich  auch  bei  Wcchselzahlungen, 
unbeschränkte  Giltigkeit  gleich  den  eigenen  Landesmünzen  bei- 
gelegt. Ausserdem  soll  auch  in  dem  Falle  Niemand  deren  An- 
nahme zu  dem  vollen  Werth  in  Zahlung  verweigern  können, 
wenn  die  Zusage  der  Zahlungsleistung  auf  eine  bestimmte  Münz- 
sorte der  eigenen  Landeswährung  lautet.  Nicht  minder  soll  es 
in  den  vertragenden  Staaten  Jedermann  gestattet  sein,  Vereins- 
münzen ausdrücklich  und  mit  der  Wirkung  in  Zahlung  zu  ver- 
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sprechen  oder  sich  z»i  bedingen,  dass  in  diesem  Falle  letztere 
lediglich  in  Vereinsmünze  zu  leisten  ist.a  Diese  Bestimmungen 
tragen  dem  Unions~-Charakter  der  fraglichen  Münzen  so  energisch 
Rechnung,  dass  sogar  die  Verkehrsfreiheit  und  alter  Handels— 
gehrauch,  namentlich  hinsichtlich  Wcchselzahlung,  durch  die 
fakultative  Ausschliesslichkeit  des  neuen  Wechselgeldes  empfind- 
lich eingeschränkt  worden  sind.  Das  Interesse  der  Verkehrs- 
freiheit wurde  während  der  Conferenzverhandlungen  zur  Sprache 
gebracht,  ohne  berücksichtigt  zu  werden.  Und  so  hat  die  Ver- 
einsmünze durchs  ganze  Vereinsgebiet  die  privilegirte  Stellung, 
einerseits  alle  abweichenden  privatrechllichen  Uebereinkommen 
hinsichtlich  der  Zahlungssorten  ohne  Weiteres  zu  besiegen,  so- 
dass keine  andere  Sort  sie,  wohl  aber  sie  alle  anderen,  kraft 
eines  Zahlungs Vertrags  auszuschliessen  vermag. 

Diess  muss  den  Vereinsmünzen  das  Uebergewicht  sichern, 
wenn  nur  Vorkehrung  getroffen  ist,  dass  sie  in  hinreichendem 
Maasse  in  Umlauf  kommen.  Ob  der  Vertrag  dieser  Rücksicht  hin- 
länglich Rechnung  trägt? 

Zur  Antwort  dient  Artikel  11  des  Vertrags,  welcher  zwar 
nicht  dem  Zweivereinsthaler,  aber  dem  Einvereinslhaler  ein  be- 
stimmtes AusmUnzungsmaas  sichert.  Die  flöhe  der  Ausmünzungen 
in  Zwei-Vereins-Thalerstücken  bleibt  nämlich  dem  Ermessen  jedes 
einzelnen  Staates  überlassen;  dagegen  sollen  an  Einvereinslhaler- 
slücken  in  der  Zeit  von  1857  bis  zum  31.  Dezember  1862  von 
jedem  der  vertragenden  Staaten  mindestens  24,  vom  1.  Januar 
1863  bis  1878  an  in  jedem  weiteren  vierjährigen  Zeitraum  je 
16  Stücke,  zusammen  also  wahrend  der  vorläufigen  zwanzig- 
jährigen Vertragsdauer  mindestens  88  Stücke  auf  je  100  Seelen 
der  Bevölkerung  ausgeprägt  werden.  Eine  Uebertragung  der 
gegen  die  vertragsmässige  Stückzahl  mehr  ausgeprägten  Beträge 
aus  einer  vierjährigen  Münzperiode  in  die  andere  hat  nicht  Statt 
(Separatart.  V,  Ziff.  3).  Weiter  bestimmt  Ziffer  6  von  Separat- 
artikel III,  dass  die  Staaten  des  45-  und  des  52,Al-Gulden-Fu$ses 
in  jeder  der  beireffenden  vierjährigen  Münzperiode  wenigstens 
eine  dreimal  so  grosse  Summe  in  Einvereinslhalern  —  als  in  Zwei- 
gulden-Stücken prägen.  Diess  gewährleistet  dem  Thaler  das 
Uebergewicht  über  seinen  natürlichsten  Rivalen,  den  Doppelgulden. 
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Die  hiedurch  gesicherte  Ausprägung  von  Einvereinsthalern 
mag  Manchem  dennoch  ungenügend  erscheinen,  indem  sie  für 
20  Jahre  kaum  1  Thaler  pr.  Kopf  betrügt.  Es  wird  auch  wirk- 
lich im  Interesse  Preussens  liegen,  durch  eine  seine  vertrags- 
mäßige Verpflichtung  Uberschreitende  Ausprägung  dem  Thaler 
die  Schwerkraft  wirklich  zu  sichern,  welche  er  durch  seine  oben 
erwähnte  ausnahmsweise  rechtliche  Qualifikation  unbestreitbar 
auszuüben  vermag.  Berechnet  man  den  Gesamratbedarf  an  Circu- 
lationsmitteln  auf  20  fl.  sttdd.  per  Kopf,  so  nimmt  sich  Ein  Thaler 
Vereinsmünze  darunter  nicht  eben  gebieterisch  aus  und  weitere 
Vermehrung  der  Vereinsthalercirculation  wäre  immerhin  wün- 
schenswerth. 

Uebrigens  fragt  es  sich,  ob  man  billiger  Weise  weiter- 
gehende Ausprägungen  von  Vereinslhalem  fordern  durfte.  Von 
unserem  Standpunkte  der  Beurtheilung  der  Münzfrage  überhaupt 
und  der  deutschen  Münzkonvention  insbesondere  möchten  wir  es 
verneinen.  Wir  glauben,  dass  es  überhaupt  nicht  an  der  Zeit 
ist,  eine  gewaltige  Umänderung  im  Münzwesen  vorzunehmen; 
wir  haben  uns  überzeugt,  dass  auch  die  Wiener  Münzkonferenz, 
für  wie  reformatorisch  sie  von  übereifrigen  Bewunderern  auch 
ausgegeben  worden  ist,  praktisch  denselben  Standpunkt  befolgt 
hat.  Die  einzige  grosse  Neugestaltung  betrifft  das  öslr.  Münz- 
gebiet; aber  für  dieses  war  der  Uebergang  vom  20-  zum  21-, 
beziehungsweise  45-fl.  Fuss  ohnehin  geboten.  Dem  norddeutschen 
und  dem  süddeutschen  Münzsystem  war  es  vor  Allem  darum  zu 
thun,  möglichst  wenig  am  Bestehenden  zu  ändern.  In  der  That 
ändert  Norddcutschland  an  seiner  Silberzirculation  im  Wesentlichen 
gar  Nichts,  Süddeutschland  sehr  wenig ;  es  hält  seine  alte  Circu- 
lation  aufrecht,  es  kann  die  alten  Prägungen  (in  einem  kaum 
veränderten  Münzfusse)  fortsetzen  und  nimmt  nur  den  Vereins- 
thater  in  sich  auf.  Auch  in  den  Bestimmungen  über  den  Gold- 
umlauf  hat  man,  wie  weiter  unten  gezeigt  werden  wird,  trotz 
gegenteiligem  Scheine  das  Bestehende  recht  wohl  aufrecht  zu 
erhalten  oder  wenigstens  zu  schonen  gewusst.  Wir  beklagen 
das  Alles  nicht,  weil  wir  überhaupt  den  jetzigen  Zeitpunkt  ftlr 
den  ungeeignetsten  zu  grossartigen  Aenderungen  im  Münzwesen 
ansehen.    Wenn  man  daher  die  durch  die  Münzkonvention  ge- 
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scbaiTene  Umgestaltung  in  ihren  wirklichen  bescheidenen  Dimen- 
sionen anzusehen  und  zu  begreifen  versteht,  so  wird  man  seihst 
nicht  zu  Gunsten  der  Herrschaft  einer  bequemen  Einheitsmünze 
gewaltige  Um-  und  Neuprägungen  verlangen. 

Ein  viel  einfacherer  und  den  bestehenden  Rücksichten  ange- 
messenerer Schritt,  um  dem  Vereinsthaler  einen  festen  Stützpunkt 
sofort  zu  geben,  war  es  daher,  dass  man  den  älteren  Thaler  in 
Absicht  auf  allgemeine  Zahlkraft  der  Vereinsmünze  nahezu  gleich 
stellte  (wie  es  durch  Gleichberechtigung  desselben  mit  den  Lan- 
desmünzen sämmtlicher  vertragenden  Staaten  geschehen  ist)  und 
ihn  andererseits  auch  in  Beziehung  auf  Abnutzungs-  und  Einzugs- 
verhältnisse den  Vereinsmünzen  gleich  behandelte.  (S.  den  oben 
mitgetheilten  Separatart.  VII.)  Die  Regierungen  der  Guldengebiete 
haben  durch  diese  Concessionen  an  den  älteren  Thaler  den  ein- 
fachsten und  konservativsten  Weg  betreten,  um  dem  dringenden 
Bedürfnisse  nach  einer  (ihren  Fuss  rein  erhaltenden  und  daher 
vor  Entwerlhung  geschützten)  vereinslaufigen  Münze  {umfassende 
und  doch  schnelle  und  wohlfeile  Befriedigung  zu  gewähren. 

Wenn  die  Anlehnung  der  neuen  Vereinsmünze  an  eine 
grössere,  in  stärkeren  Massen  bereits  vorhandene,  Münzsorte 
gewiss  etwas  zweckmässiges  war,  so  konnte  selbstverständlich 
nur  der  Thaler  (und  nicht  das  Zweiguldenstück)  in  Frage  kommen. 

Da  wir  von  der  eben  ausgesprochenen  Annahme  der  Un- 
tauglichkeit  des  jetzigen  Zeitpunkts  zu  grössern  Aenderungen 
im  Münzwesen  entschieden  ausgehen,  so  beklagen  wir  es  natür- 
lich auch  gar  nicht,  dass  das  in  Wurf  gebrachte  2'/3-fl.  Stück 
nicht  zur  Vereinsmünze  erkoren  worden  ist.  Der  Begleitvortrag 
der  württ.  Regierung  zum  Münzgesetz  bemerkt  in  diesem  Betreff 
gewiss  mit  vollem  Recht:  „das  2'/s-fl>  Stück  (=  iVa  Thaler, 
=  2  fl.  Österreich.)  würde  in  seinem  inneren  Werthe  dem  Fünf- 
frankenthaler  doch  nicht  völlig  gleichstehen,  sondern  gegen  diesen 
um  l'/t  Procent  geringhaltiger  sein,  so  dass  es  zweifelhaft  wäre, 
ob  es  im  Gebiet  des  Frankenthalers  sich  Eingang  verschaffen 
könnte.  Nächstdem  kommt  in  Betracht,  dass  die  Theilstücke  des 
Frankensystems  von  dem  der  deutschen  Staaten  völlig  verschieden 
sind ,  so  dass  eine  Gleichstellung  mit  jenen  ohne  völlige  Um- 
änderung des  Bestehenden  nicht  möglich  wäre.    Ueberdiess  er- 
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scheint  es  fraglich,  ob,  wenigstens  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen,  ein  erheblicher  Abfluss  der  neuen  Vereinsmünze 
nach  dem  Gebiete  des  Frankensystems  überhaupt  für  erwünscht 
zu  betrachten  wäre."  Die  im  letzten  Salze  ausgesprochenen 
Zweifel  haben  wir  im  Eingange  des  Genaueren  motivirt. 

Die  nähere  Betrachtung  der  neugeschaffenen  drei  Lande s- 
münzfüsse  für  sich  kann  nur  eine  massige  Bewunderung  ein- 
flössen. 

Fassen  wir  zuerst  die  Verschlechterung  sämmtlicber 
drei  Münzfüsse  ins  Auge. 

Diese  Verschlechterung  ergiebt  sich  aus  folgender  Ueber- 
sicht  des  Feingehalts  der  gleichnamigen  alten  und  neuen  Münzen : 

Früher      Könnig    Verschlechterung  in  Procenten 

Thaler  16,704    16,666  0,22 

fl.  süddeutsch  9,545     9,523  0,22 

Der  legale  Conv.  Fl.  11,692    11,11  5,22 

Für  das  Thalcr-  und  das  52 '/a  fl.-Fuss-Gebiet  ist  schon  im 
Münz  vertrag  die  Gleichstellung  der  gleichnamigen  Münzen  alten 
und  neuen  Fusses  ausgesprochen.  Somit  sind  sümmlliche  ein- 
malige oder  wiederkehrende  fixe  Geldforderungen:  Staats-  und 
Privatschulden,  Geldrenten,  Geldbesoldungen  um  fast  '/s  %  ver- 
kürzt. 

Man  hat  diess  theils  für  eine  nicht  in  Betracht  zu  nehmende 
Bagatelle,  theils  für  eine  solche  Kürzung  bestehender  Vermögens- 
interessen angesehen,  welche  practisch  sich  gar  nicht  fühlbar 
machen  werde ;  der  neue  um  y5  %  leichtere  Gulden  werde  fac- 
tisch  dieselbe  Kaufkraft  haben,  wie  der  um  eben  so  viel  gröbere 
bisher  sie  gehabt  habe. 

Es  scheint  uns,  dass  man  es  mit  solchen  Behauptungen  ge- 
meinhin zu  leicht  nimmt.  Nehmen  wir  einen  Besoldeten  oder 
Rentner,  welcher  jährlich  2500  fl.  südd.  bezog,  so  büsst  er  jähr- 
lich 5  fl.,  in  zehn  Jahren  schon  50  fl.  ein.  Diess  ist  für  den 
Betroffenen  keine  Bagatelle,  namentlich  wenn  man  in  Betracht 
zieht,  dass  die  Klasse  mit  fixem  Geldeinkommen  diejenige  ist, 
welche  unter  den  seit  längerer  Zeil  herrschenden  und  wohl  noch 
längere  Zeit  fortdauernden  Preiskonjunkluren  am  meisten  gelitten 
hat  und  muthmasslich  noch  ferner  leiden  wird.    Welches  die 
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Hauptursache  der  allgemeinen  Preishöhe  der  Waaren  sei,  ist 
dabei  im  Grunde  gleichgültig.  Rührte  sie  wirklich  von  einer  ein- 
getretenen Entwertung  des  Geldes  grossentheils  her,  so  wäre 
«s  um  so  ungerechtfertigter,  die  an  innerer  Werthkraft  geschwächte 
Summe  den  betreuenden  Klassen  auch  noch  zu  schmälern.  Rührt 
die  Preishöhe  aber  auch  von  andern  Ursachen  her;  von  plötzlicher 
Steigerung  der  Consumtionskraft  der  unteren  Klassen,  von  Er- 
höhung der  Arbeitslöhne,  von  vegetabilischen  und  animalischen 
Fehlernten  u.  s.  w.  so  sind  auch  diess  zum  Theil  Ursachen  per- 
manenter Art,  welche  auf  die  Klasse  der  fixen  Geldeinkommen 
noch  langer  und  am  schwersten  drücken  werden.  Diese  Klasse 
ist  neuerdings  auch  durch  Einführung  der  Einkommen-  und 
Kapitalsteuer,  Steuern,  welche  nicht  wie  diejenigen  des  glück- 
licheren Nährstandes  grossentheils  übergewälzt  werden  können, 
hart  betroffen  worden.  Grund  genug,  um  auch  die  kleinste 
weitere  Schmälerung  ihrer  Ernährungsbasis  nur  mit  gewissen- 
hafter Vorsicht  und  nur  dann ,  wenn  ein  ganz  überwiegendes 
öffentliches  Interesse  sich  daran  knüpft,  zuzulassen. 

Ein  erhebliches  allgemeines  Interesse  aber  ist  mit  der  Ver- 
schlechterung des  Münzfusses  nicht  befriedigt  worden.  Dass  die 
Verähnlichung  des  Münz-  und  Handelsgewichts  praclisch  wenig 
zu  bedeuten  hat,  ist  schon  oben  auseinandergesetzt  worden. 
Man  hat  angeführt,  durch  die  eine  Verschlechterung  in  sich 
schliessende  Umwandlung  der  Landesmünzfusse  sei  es  allen  ein- 
zelnen Münzgebieten  erspart  worden,  den  Münzfuss  eines  andern 
als  formgebend  sich  octroiren  zu  lassen.  Diess  aber  ist  doch 
ein  so  verschwindendes,  politisch-formalistisches  Interesse,  dass 
es  die  reelle  Benachtheiligung  der  fixen  Geldeinkommen  in  den 
Augen  der  Regierungen  nicht  aufgewogen  haben  kann.  Die 
früher  den  Verschlechterungen  des  Münzfusses  gewöhnlich  zu 
Grund  liegende  Absicht,  die  Absicht  nämlich,  die  abgenutzten 
oder  nicht  vollhaltig  ausgegebenen  Stücke  als  Circulalionsmiltel 
zu  erhalten  und  die  Kosten  der  Einziehung  und  Umprägung  zu 
ersparen,  ist,  wie  wir  gern  annehmen,  im  vorliegenden  Falle 
auch  nicht  maassgebend  gewesen.  Denn  die  deutschen  Regierungen 
haben  in  der  Münzverwaltung  neuerdings  so  sehr  die  rechts- 
und  volkswirthschaftspolilischen  Gesichtspunkte  den  fiscalischen 
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gegenüber  geltend  gemacht ,  dass  eine  Abweichung  von  dieser 
Richtschnur  im  vorliegenden  Falle  um  so  weniger  anzunehmen 
ist,  als  es  sich  um  eine  sehr  geringe  Verschlechterung  und  Hin- 
ausschiebung der  Abnutzungs-  und  Einziehungsgrenze  handelt 
Nehmen  wir  aber  dieses  an,  so  fehlen  die  triftigen  Gründe  ftlr 
die  Verschlechterung  des  Münzfusses  unter  Werthsgleichstellung 
der  gleichnamigen  alten  und  neuen  Münzen  in  hohem  Grade. 
Da  es  sich,  wie  aus  Allem  hervorgeht,  doch  nur  um  eine  provi- 
sorische Münzordming,  um  Erreichung  einiger  berechtigten  und 
dringlichen  Zwecke  unter  möglichster  Schonung  des  Bestehenden 
und  im  möglichsten  Anschluss  an  das  Bestehende  handelte,  so 
wäre  eine  vorläufige  Beibehaltung  des  14  Thaler-  und  24'/?  fl.- 
Fusses,  welche  den  Münzfuss  aufrecht  erhalten  und  Oestreich 
mittelst  des  21  fl.-Fusses  unter  völlig  gleichen  Verhältnissen  zu- 
gelassen hätte,  nach  unserer  Ansicht  der  konservativere  und 
volkswirtschaftlich  zweckmässigere  Schritt  gewesen. 

Man  hat ,  wie  wir  bemerkten,  die  Behauptung  aufgestellt, 
die  beliebte  Verschlechterung  des  Thalers  und  Guldens  werde 
sich  praktisch  nicht  fühlbar  machen,  die  Differenz  sei  zu  klein 
dazu.    Diese  Behauptung  ist  unrichtig. 

Die  Verschlechterung  des  Münzfusses  macht  sich  vom  Gross- 
verkehr her,  langsam  vielleicht  aber  sicher,  auch  im  Kleinverkebr 
geltend. 

Im  Grossverkehr  tritt  die  Verschlechterung  bei  den  Wechsel- 
kursen alsbald  fühlbar  in  die  Erscheinung.  Das  Silberpari  der 
Wechselkurse  ändert  sich  durch  die  Münzkonvention  folgender- 
maassen  für  die  Plätze  Hamburg,  Amsterdam  und  Paris: 

Hamborg  Anwterdam  Paris 

Vorher            Nunmehr  Vorher            Wunmehr  Vorher  Nunmehr 

300  M.  Bco  tu  8,424  Gr.  250  fl.  holt,  zu  9,450  Gr.  300  Fr.  tu  4,5  Gr.  fein.  S. 

auf  Berlin  Berlin  Berlin 

151,35  Th.     151,69  Th.  141,49          141,75  Th.  80,86  81,00 

100  M.  ß.  auf  Frkfurt  100  fl.  holt,  auf  Frkfurt  200  Fr.  auf  Frkfurt 

88,29           88,49  00,99            99,22  94,29  94,50 

auf  W  i  e  n  auf  Wien  300  Fr.  auf  Wien 

72,72           75,84  80,82           85,65  115,46  121,5 

Im  Grosshandel  wird  sich  daher  die  Münzfussverschlechterung 
augenblicklich  geltend  machen  und  von  da  auch  in  die  Preise 
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des  Delailleurs  und  allmahlig  in  die  Preisgestaltung  des  sämmtlichen 
Kleinverkehrs  eindringen. 

Für  die  Münzen  des  alten  14-Thaler-  und  24  V?  fl.  Fusses 
ist  von  der  Verschlechterung  des  Münzfusses  kaum  etwas  zu 
fürchten. 

Nach  dem  Ergebniss  vieler  Wägungen  und  Untersuchungen 
ist  anzunehmen,  dass  der  norddeutsche  Thaler  im  Durchschnitt 
um  25/iooo»  der  Doppelthalcr  um  20/iooot  der  süddeutsche  Gulden 
um  beiläufig  ,0/iooo  Procent  jährlich  sich  abnülzt.  Demnach 
hätten  die  vor  1847  geprägten  Thaler  und  Gulden  bereits  jetzt 
kaum  mehr  Feingewicht  als  die  gleichnamigen  Münzen  nach  dem 
neuen  Fusse.  Die  Gefahr  der  Einschmelzung  kann  ihnen  daher 
kaum  drohen.  In,  den  Jahrgängen  seit  1848  aber  ist,  so  viel 
wir  erheben  konnten,  Uberhaupt  wenig  grobe  Silbermünze  ge- 
prägt worden.  Auch  von  der  geprägten  wird  ein  grosser  Theil 
schon  so  abgenützt  sein,  um  die  Einschmelzungskoslen  kaum  zu 
decken.  Ein  Gleiches  soU  von  den  Doppelthalern  (die  ältesten 
von  1839)  und  den  Doppelgulden  gelten.  Es  ist  also  wenig  Zeug 
da,  welches  zur  Einwechslung  durch  neue  Münze  und  folgender 
Einschmelzung  dienlich  wäre.  Wenn  auch  je  7t  Procent  stärkeres 
Feingewicht  nach  den  Einschmelzungskoslen  noch  einen  Nutzen 
Übrig  lassen  würde,  so  könnte  die  Einschmelzung  doch  nur  bei 
der  kleinen  Summe  der  in  den  neusten  Jahrgütigen  ausgeprägten 
Münzen  lohnend  sein.  Erfahrene  Münztechniker  befürchten  von 
der  Münzfussverschlechterung  keine  Einschmelzung  der  Münzen 
alten  Fusses. 

Oestreich  hat  durch  die  Münzkonvention  seinen  Münzfuss 
um  5,22  .  .  %  verschlechtert.  Der  strenge  Zwanzigguldenfuss 
stand  übrigens  schon  länger  nicht  mehr  aufrecht.  Das  hauptsäch- 
liche Umlaufsmittel  Oestreichs,  jetzt  in  grossen  Massen  im  Aus- 
land aufgeslappelt,  ist  der  Zwanziger.  Er  ist  in  grossen  Mengen 
schon  seit  einem  halben,  ja  seit  fast  einem  ganzen  Jahrhundert  im 
Umlauf  und  ist  zur  Zeit  durchschnittlich  um  l1/,— 3  %  zu  leicht. 
Im  süddeutschen  Geldverkehr  wird  er  seit  länger  durchschnittlich 
unter  seinem  wahren  Werlhe,  nämlich  allgemein  um  2'/a  %  unter 
dem  Nennwerthe,  genommen  und  gegeben.  Hiedurch  war  Oest- 
reich nicht  in  der  Lage,  neue  Prägungen  im  alten  Fusse  aufzu- 
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nehmen;  es  musste  seinen  Münzfuss  verschlechtern  und  war 
wie  man  erfährt  gewillt,  zum  21  O.-Fuss  (auf  die  Mark  Köln, 
bezogen)  Überzugehen,  wenn  die  neue  Münzvereinbarung  nicht 
zu  Stande  gekommen  wäre. 

War  die  eingetretene  Verschlechterung  für  Oeslerreich  eine 
Notwendigkeit ,  so  ist  es  andererseits  seine  Pflicht,  dass  es 
dieselbe  nicht  seine  Glaubiger  und  Geldforderungsberechligten  ent- 
gelten lasse.  Die  Verschlechterung  ist  hier  so  bedeutend,  dass 
ihre  Wirkung  bei  Werthsgleichstellung  der  Forderungen  alten  und 
neuen  Fusses  unter  keinen  Umständen  eine  Bagatelle  für  Staats- 
und Privatgläubiger  und  für  die  fixen  Geldeinkommen  genannt 
werden  könnte.  Eine  selbst  unbequeme  Umschreibung  scheint 
uns  Forderung  der  Gerechtigkeit  namentlich  den  älteren  Gläubigern 
gegenüber,  welche  Österreich.  Schuldscheine  nicht  in  entwerteter 
PapiergeMviiluta  gekauft  haben,  aber  euch  gegenüber  allen  Geld- 
besoldeten und  Geldrenlnern.  Im  letzten  Jahrgang  dieser  Zeit- 
schrift ist  die  Frage,  db  und  unter  welchen  Umständen  die  Zah- 
lung in  einer  entwerteten  Valuta  gerechtfertigt  werden  könne, 
genügend  erörtert  worden;  dieselben  Gesichtspunkte  wie  für 
eine  von  selbst  entwerthele  Valuta  kommen  bei  einem  verschlech- 
terten Münzfusse  in  Frage. 

Oestreich  hat  sich  die  Bestimmung  des  Werthverhältnisses 
zwischen  den  neuen  Münzen  und  den  gleichnamigen  in  älteren 
Forderungsverhältnissen  vorbehalten.  Es  kommt  auf  den  Charakter 
dieser  noch  ausstehenden  Entscheidung  an,  um  die  bedeutende 
Verschlechterung  des  Münzfusses  Seitens  des  Kaiserstaates  im 
wahren  Lichte  beurtheilen  zu  können. 

So  wenig  wir  wegen  der  Verschlechterung  des  Münzfusses 
und  der  Gleichstellung  der  Thaler  und  Gulden  südd.  des  alten 
und  des  neuen  Münzfusses  über  gewichtige  Bedenken  hinweg- 
zukommen vermögen ,  so  könnten  wir  uns  in  Anbetracht  der 
relativen  Geringfügigkeit  der  beschlossenen  Verschlechterung  dann 
eher  darüber  beruhigen,  wenn  die  Convention  aller  ferneren 
Verschlechterung  der  LandesmünzfÜsse  ein  energisches  Halt  ge- 
bieten würde.  Allein  auf  diesem  Punkte  müssen  wir  abermals 
die  kritische  Sonde  an  einen  schadhaft  belassenen  Punkt  unsanft 
anlegen. 
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Einer  ferneren  Verschlechterung  des  Münzfusses  ist  nur  hin- 
sichtlich der  Ver  ei  ns silbermünzen  und  hinsichilich  der  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  im  ganzen  Verein  anerkannten  Thaler- 
stücke  des  bisherigen  Vierzchnthalerfusses  entschieden  gesteuert. 
Für  sie  ist  nämlich  eine  prficise  Einzugsverbindlichkeit  bei  Er- 
reichung einer  genau  bestimmten  Abnutzungsgrenze  und  die 
Verbindlichkeit  slipulirt,  nicht  mehr  vollhaltige  Stücke  bei  Präsen- 
talion in  grosseren  Summen  gegen  Norinalstücke  auszuwechseln. 
Auf  diesen  Bestimmungen  beruht  es  im  Wesentlichen,  dass  den 
betreffenden  Münzsorten  der  Charakter  eines  gesetzlichen  Zah- 
lungsmittels durch' s  ganze  Vercinsgebiet  beigelegt  zu 
werden  vermochte. 

Umgekehrt  konnte  den  Landes-Kurantmünzen,  eben  weil  sie 
nicht  denselben  Bestimmungen  und  derselben  Vorsicht  in  Bezug 
auf  Reinerhaltung  ihres  Fusses  unterworfen  worden  sind,  die 
beantragte  Eigenschaft  eines  gegenseitigen  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittels nicht  beigelegt  werden.  Mit  der  vagen  Stipulation,  dass 
bei  „erheblicher"  Abnutzung  die  Verbindlichkeit  „ allmähliger u 
Einziehung  vorliege,  ist  die  letztere  in  Wahrheit  selbst  illudirt 
und  daher  sind  die  Landesmünzfüsse  vor  Verschlechterung  nicht 
absolut  geschützt.  War  aber  in  letzterer  Beziehung  Sicherheit 
nicht  erzielt,  so  konnte  auch  die  allgemeine  gegenseitige  An- 
nahme der  Landeskurantmünzen  nicht  zu  Stande  kommen. 

Beantragt  war  diese  allgemeine  gegenseitige  Zulassung  der 
Landeskurantmünzen  als  gesetzlicher  Zahlungsmittel,  wie  aus  dem 
Begleitvortrag  der  württemb.  Regierung  zum  Münzgesetz  hervor- 
geht. Es  heisst  a.  a.  0.:  „lieber  die  allgemeine  gegenseitige 
Zulassung  auch  der  übrigen  Kurantmünzen  der  kontrahirenden 
Staaten  ist  eine  Vereinigung  nicht  erfolgt.  Dem  von  einigen 
Seiten  gestellten  Antrage,  dass  wenigstens  die  Verpflichtung  ein- 
gegangen werden  möge,  die  Kuranltnünzcn  der  andern  Staaten 
weder  im  gemeinen  Verkehr  zu  verbieten,  noch  für  die  etwa 
stattfindende  Annahme  bei  den  öffentlichen  Kassen  oder  für  den 
allgemeinen  Umlauf  auf  einen  geringeren  Werth  zu  setzen,  als 
ihnen  nach  der  im  Münzvertrag  ausgesprochenen  Gleichstellung 
der  gegenseitigen  Münzfüsse  gebührt,  wurde  entgegengehalten, 
dass  das  letztere  Verlangen  bei  den  süddeutschen  Münzstücken 
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sich  als  unausführbar  darstelle,  da  sich  deren  Tarifwerth  in  Bruch- 
theilen  ausdrücke,  welche  durch  die  vorhandenen  kleinsten  Miinz- 
stücke  nicht  vollständig  ausgeglichen  werden  können.  Anderer- 
seits wurde  aber  auch  dem  beschränkteren  Antrag,  dass  wenigstens 
den  Münzen  gleichen  Nennwerths,  sowie  denjenigen  Münzen 
ungleicher  Benennung,  welche  ohne  Bruchtheile  aus  dem  einen 
in  das  andere  Münzsystem  reducirt  werden  können,  gegenseitig 
dieselbe  Geltung,  wie  den  eigenen  Landesmünzen,  beigelegt 
werde,  entgegnet,  dass  es  mit  dem  Princip  voller  Reciprocilät 
-nicht  übereinstimmen  würde,  die  Gleichberechtigung  für  die  Münzen 
des  30-Thaler-  und  des  45-FI.-Fusses  zu  beanspruchen,  ohne 
sie  cbenmassig  den  Münzen  des  52 '/a  Fl.-Fusses  zugestehen  zu 
können.« 

Diese  vorstehend  angeführten  Erklärungsgründe  haben  nur 
eine  äussere  Bedeutung.  Der  wahre  Grund,  warum  eine  allge- 
meine gegenseitige  Annahme  der  Kurantmünzen  nicht  beliebt 
werden  konnte,  ist  der  Umstand,  dass  die  gleichmässige  Reiner- 
haltung des  Münzfusses  nicht  zuvor  gesichert  war.  Und  diess 
ist  um  so  bedauerlicher,  als  erst  auf  der  Voraussetzung  allge- 
meiner gegenseitiger  Annahme  und  gleichmassiger  Reinerhaltung 
des  Münzfusses  die  äussere,  nominelle  Aneinanderpassung  der 
Münzfüsse  ihre  praktische  Bedeutung  für  den  wechselseitigen 
Verkehr  entfalten  konnte. 

Auch  die  äussere  Aneinanderpassung  ist  nur  zwischen 
dem  österreichischen  und  dem  norddeutschen  System  erklecklich 
erfolgt : 

1   Thlr.  =  Vl%  fl.  Östr. 

■/3  Thlr.  (sächs.)  -    >/2  fl.  östr. 

»/6  Thlr.  =    74  fl.  östr. 

Wenn  nun  der  Münzfuss  von  einer  Seite  nicht  aufrecht 
erhalten  wird,  so  entstehen  entweder  Verluste  im  wechselseitigen 
Verkehr  oder  es  bilden  sich  vom  Nennwerth  abweichende  Kurse 
und  dann  ist  die  Bequemlichkeit  des  Verkehrs  trotz  arithmetischem 
Zusammenklang  der  Münzfüsse  factisch  aufgehoben  und  unter 
Umständen  kommt  ein  Verruf  dazu.  Die  fiusserliche  Ueberein- 
stimmung  der  Münzfüsse  kann  wirklichen  dauernden  Werth  nur 
dann  haben,  wenn  zugleich  entweder  Einheit  oder  wenigstens 
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präcis  bestimmte  Gleit  hmiisjigkeit  der  beiderseitigen  Münz  Ver- 
waltung stattfindet.    Letzteres  wäre  der  Fall  gewesen,  wenn  man 
sämmtliche  Kurantmünzen  in  Absicht  auf  die  Abnutzungsgrenze, 
dieJEinziehungsverpflichtung  und  folgerecht  auch  in  Bezug  auf 
allgemeine  Kursfähigkeit  den  Thalern  des  14  Thaler-Fusses  gleich 
behandelt  hätte.    Hofmann  bemerkt  in  seiner  berühmten  Mono- 
graphie über  das  Geld :  Eine  der  beiden  Cardinalvoraussetzungen 
für  ein  haltbares  Münzsystem  sei  die  Befolgung  des  Grundsatzes, 
dass  der  Durchschnillsmetallwerlh  des  umlaufenden  allgemeinen 
Zahlungsmittels  unverändert  erhallen  werde;  er  will  daher  Ein- 
heit der  Münzverwallung  und  bemerkt:  Eine  Vereinigung  blos 
Uber  den  Münzfuss,  d.  h.  Uber  die  gleichförmige  Ausbringung 
derselben  Gewichtseinheit  Währungsmetalles,  werde  diesen  nicht 
halten  ohne  Vereinigung  der  Münzverwultungen.    In  Ermanglung 
der  letzteren  Vereinigung  suche  man  in  der  Regel  eine  wesent- 
liche Hilfe  für  den  Verkehr  durch  eine  solche  Gestaltung  des 
Münzwesens  benachbarter  Staaten,  dass  ein  übersichtliches  Ver- 
häitniss  zwischen  den  Währungen  bestehe;  dieses  Hilfsmittel  aber 
sei  illusorisch  eher  schädlich  als  nützlich,  da  keineswegs  anzu- 
nehmen, dass  benachbarte  Regierungen  mit  gleichem  Erfolg  ihren 
Münzfuss,  d.  h.  den  Durchschnillsmetallwerlh  ihrer  allgemeinen 
Zahlmitlel  aufrecht  erhallen  werden.    Die  strenge  Sonderung  der 
verschiedenen  Münzsysteme  sei,  wenn  keine  einheitliche  Münz- 
verwallung existire,  in  Wahrheit  viel  wohlthätiger  selbsl  für  den 
nachbarlichen  Verkehr,  als  eine  Nachsicht,  welche  alle  Systeme 
unhaltbar  mache.    Nur  auf  den  Grund  eines  haltbaren  Münz- 
systems könne  ein  dauerhafter  Münzverein  abgeschlossen  werden ; 
die  blosse  Aneinanderpassung  der  Münzfüsse  sei  ohne  Gleich- 
massigkeit  der  Münzverwaltung  eine  schädliche  Aeusserung  natio- 
nalen Einheitsgefühls. 

Dem  Schwergewicht  dieser  klaren  Auseinandersetzung  kann 
sich,  wie  bemerkt,  auch  die  erfolgte  äussere  Aneinanderpassung 
des  östreichischen  und  des  norddeutschen  Münzfusses  nur  dann 
entziehen,  wenn  eine  Weiterbildung  der  Convention  in  der  Rich- 
tung auf  gleichmässige  Aufrechterhaltung  des  Münzfusses  und 
darauf  bin  zulässige  allgemeine  gegenseitige  Annahme  sämmtlicher 
beiderseitiger  Kurantmünzen  erfolgen  würde.    Dazu  wäre  nur 
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nöthig,  die  östreichischen  Kurantmünzen  denselben  strengeren 
Grundsätzen  zu  unterstellen,  wie  sie  in  Separatartikel  VII  ftlr 
den  Thaler  sanctionirt  sind. 

Zwischen  den  Kurantmünzen  des  süddeutschen  Gulden-  und 
denen  des  Thalergebietes  besteht  an  sich  kein  sehr  übersichtliches 
Verhaltniss: 


2  fl. 

i'h  Thlr. 

1  fl. 

Vt  , 

V*fl. 

Vi  . 

'AH- 

Vt  . 

Diese  Nichtübereinstimmung ,  (welche  in  der  Scheidemünze 
noch  unangenehmer  hervortritt)  hat  die  ziemlich  allgemeine  Ueber- 
zeugung  von  der  Unhaltbarkeit  des  52l//2-Fl.-Fusses  erzeugt. 
Wir  werden  unten  diese  üeberzeugung  selbst  motiviren,  erlauben 
uns  dagegen  gleich  hier  darauf  hinzuweisen,  dass  der  gefähr- 
lichste Feind  bequemen  und  verlustlosen  Wechselverkehrs  in 
süddeutscher  und  norddeutscher  Münze  der  Mangel  festen  Kurses 
des  süddeutschen  Geldes  im  norddeutschen  Gebiete  ist  und  dass 
dieser  Mangel  u.  A.  wesentlich  auf  der  Nichtgleichmässigkeit  der 
Münzverwaltungsgrundsätze  beruht.  Um  die  häufigen  und  viel- 
beklagten  Verluste  am  süddeutschen  Gelde  im  Verkehr  nach 
Norddeutschland  zu  beseitigen,  ist  vor  Allem  nöthig,  dass  Separat- 
artikel VII  auch  auf  die  süddeutschen  Kurantmünzen  angewendet 
nnd  ihnen  dann  auf  Grund  dieser  Voraussetzung  der  Charakter 
eines  gesetzlichen  Zahlungsmittels  in  Norddeutschland  erworben 
werde.  Die  zweite  Rücksicht  ist  dann  erst  die  Ausgleichung 
der  eckigen  Nennwerthgleichungen  zwischen  den  süddeutschen 
und  den  norddeutschen  Kurantmünzen;  der  einfachste  und  unter 
gegebenen  Verhältnissen  natürlichste  Weg  hiezu  wäre  der 
völlige  Uebergang  zur  Thalerwährung ,  wie  wir  im  Folgenden 
nachweisen  werden. 

Die  Frage  über  Haltbarkeit  oder  Unhaltbarkeit  des  52>/a-FL- 
Fusses  und  den  eventuellen  Uebergang  zu  einem  der  beiden 
anderen  Fusse  ist  eine  zur  Zeit  vielbesprochene  und  auch  wirk- 
lich practische,  da  durch  die  Art  und  Weise  ihrer  Auffassung 
die  Handlungsweise  der  Regierungen  des  52V*-Fl.-Fusses  sofort 
wesentlich  bestimmt  werden  muss. 

19* 
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Die  Unhallbarkeit  des  52 '/a  fl.-Fusses  wird  ziemlich  allge- 
mein, und  wir  glauben  mit  Recht,  auf  folgende  Gründe  gestutzt : 

Keine  der  süddeutschen  Kurantmünzen  lässt  sich  in  den 
norddeutschen  und  östreichischen  ohne  Bruchtheil,  ja  nicht  ein- 
mal mit  bequemen  Bruchtheilen  ausdrücken.  Es  ist  keinerlei 
Aussicht  vorbanden,  dass  die  gröbste  Münzsorte  des  521/*  fl.- 
Fusses,  der  Doppelgulden,  neben  dem  Vereinsthaler,  von  welchem 
er  auch  nur  um  %  im  Werthe  diflerirt,  einige  Bedeutung  erlange; 
denn  nach  der  Münchener  Convention  vom  27.  März  1845  sind 
die  Zwei-fl.-Stücke  aus  eingezogenen  Kronenthalern  zu  prägen, 
welche,  da  sie  vollhaltig  wenig  mehr  vorkommen,  ein  theures 
Prägematerial  sind,  und  ausserdem  verhindert  Separalartikel  III, 
wonach  wenigstens  eine  dreimal  grössere  Menge  in  Vereinsthalern 
als  in  Doppelgulden  auszuprägen  ist,  das  Aufkommen  des  Zwei- 
guldenstückes neben  dem  Vereinsthaler. 

Noch  isolirter,  als  in  Beziehung  auf  die  Hauptmünzen,  er- 
scheint das  süddeutsche  Münzgebiet  bei  einem  Vergleich  seiner 
Theilstücke  mit  denen  der  beiden  andern  Gebiete.  Das  45  fl.- 
F.-Gebiet  und  das  Thalergebiet  hat  zwar  auch  verschiedene  Theil- 
stücke, allein  es  findet  vom  V3  Thaler  bis  zum  Silbergroschen, 
welcher  gleich  5  Östreichischen  Cents  sein  wird,  eine  leichte 
Ausgleichung  Statt ;  freilich  müsste,  um  diesen  Einklang  wirklich 
praclisch  zu  machen  und  eine  Uebereinstimmung  zwischen  Nenn- 
und  wirklichem  Kurswerth  zu  erhalten,  allgemeine  gegenseitige 
Zulassung  der  Kurantmünzen  gleich  den  eigenen  Landesmünzen 
stattfinden,  wie  wir  ausgeführt  haben.  Die  süddeutschen  Theil- 
stücke aber  sind  nicht  einmal  dem  Nennwerth  nach  in  den  Theil- 
stücken  der  andern  Gebiete  einfach  auszudrücken  und  es  stehen 
ihnen,  auch  wenn  sie  nach  festen  Grundsätzen  vollhaltig  erhalten 
werden,  im  Verkehr  nach  Norddeutschland  unvermeidliche  Ver- 
luste bevor.  Die  zu  leichte  Bezahlung  wird  sie,  wie  bisher,  den 
Schmelztiegeln  norddeutscher  Münzstätten  und  Silherarbeiler  zu- 

Die  Isolirtheit  des  süddeutschen  Münzsystems  erscheint  in 
noch  grellerem  Licht,  wenn  man  in  Rechnung  nimmt,  dass  es 
von  allen  dreien  überhaupt  das  kleinste  Gebiet  hat. 

Die  Münzkonferenz  selbst  war  von  der  Haltbarkeit  des 
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527t  fl.-Fusses  offenbar  nicht  mehr  Überzeugt,  als  das  aussen 
stehende  geschäftsmännische  und  wissenschaftliche  Publikum,  und 
stipulirle  daher  im  Schlussprotokoll  vom  24.  Januar:  „Die  Regie- 
rungen der  Staaten  des  30-Thaler-  und  des  45-FI.-Fusses  kön- 
nen sich  der  Erwägung  nicht  verschliessen,  dass  nach  der  zwischen 
ihren  Münzsystemen  erzielten  Uebereinstimmung  der  Wunsch 
einer  weiteren  Annäherung  des  Münzsystems  der  Staaten  süd- 
deutscher Währung  an  ihre  Mtinzsysteme  mit  um  so  grösserem 
Gewichte  hervortrete.  In  Berücksichtigung  dessen  erklären  die 
obgedachten  Regierungen,  dass  wenn  wahrend  der  Dauer  des 
Vertrags  von  Seiten  der  Staaten  süddeutscher  Währung  der 
Wunsch  zu  erkennen  gegeben  werden  wollte,  die  auf  ihr  Münz- 
system bezüglichen  Bestimmungen  des  Vertrags  im  Sinne  einer 
Annäherung  an  die  beiden  andern  Systeme  geändert  zu  sehen, 
sie  zu  jeder  Zeit  über  eine  solche  Aenderung  in  Verhandlung 
treten  werden.* 

Die  Hand  zur  Annäherung  ist  also  vertragsmässig  geboten, 
die  Geschäftswelt,  namentlich  der  Frankfurter  Platz,  drängt  bereits 
darauf  hin,  dass  sie  ergriffen  und  der  einfache  üebergang  zu 
einem  der  beiden  andern  Systeme  gemacht  werde.  Für  die  süd- 
deutschen Regierungen  ist  ein  baldiger  definitiver  Entscheid  auch 
desshalb  von  Interesse,  weil  er  eine  Voraussetzung  für  die  Ord- 
nung des  Scheidemünzwesens  bildet,  worin  für  die  nächste  Zeit 
die  Hauptaufgabe  der  süddeutschen  Münzverwallung  liegt. 

Nach  allem  Gesagten  werden  es  die  deutschen  Regierungen 
wohl  angemessen  finden,  sich  för  die  nächste  Zeit  mehr  oder 
weniger  auf  die  Ausprägung  der  Vereinsmünzen  zu  beschränken, 
bis  die  zweckmä'ssigsfe  Annäherung  gefunden  ist. 

Bis  jezt  hat  man  in  Süddeutschland,  namentlich  von  Frank- 
furt her,  fast  nur  den  üebergang  zum  45 -fl.- Fuss  des  östrei- 
chischen  Münzgebiets  anempfehlen  hören.  Dasjenige  was  man 
zu  Gunsten  dieses  Vorschlags  angeführt  hat,  hat  H.  Bergrath 
Schübler  in  einer  längeren  Arbeit  über  den  deutschen  Münz- 
yertrag  am  besten  und  vollständigsten  so  zusammen ge fasst  : 
„Oestreich  hat  durch  die  Annahme  eines  Guldens  zu  %  preussi- 
seben  Thalern  und  durch  die  Eintheilung  desselben  in  100  Hun- 
dertstel eine  Rechnungsmünze  ins  Leben  gerufen,  welche  für 


Digitized  by  Google 


290  Die  deutsche  Münzkonvention  vom  24.  Januar  1857. 


Süd  deutschend  entschiedene  Vortheile  erwarten  lässt,  da  sie 
neben  den  Vortheilen  der  Decimaleinlheilung  noch  eine  sehr  be- 
queme Berechnung  des  Frankengeldes  zulässt.    Die  östreicbischcn 
Cents  werden  nämlich  im  Verkehr  mit  den  französischen  halben 
Sou's  übereinstimmen,  wenn  sie  auch  im  Silberwerth  um  l1/* 
Procent  geringer  sind.    Sie  stimmen  überdiess  mit  den  Silber- 
groschen überein,  da  5  Cents  gleich  1  Silbergroschen  sind,  und 
bei  der  sächsischen  Einlheilung  des  Neugroschen  (zu  Vao  Thlr.) 
in  10  Pfennige,  wird  ein  Östreichischer  Cent  mit  zwei  sächsi- 
schen Pfennigen  gleichen  Zählwerth  haben,  was  im  Verkehr 
zwischen  Böhmen  und  Sachsen  nicht  verfehlen  kann,  sich  Gel- 
tung zu  verschaffen.    Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  öst- 
reichische  Gulden  entschiedene  Vorzüge  als  Rechnungsmünze 
hat,  da  er  sowohl  den  Verkehr  mit  Norddeulschland,  als  mil 
Frankreich,  Sardinien,  der  Schweiz  und  Belgien  zu  vermitteln 
geeignet  ist,  und  es  liegen  in  dieser  Beziehung  schon  viele 
Beslimmungsgründe  Tür  Süddeutschland  vor,  auf  diese  Rechnungs- 
münze  überzugehen.    Der  Ueb ergang  von  der  Währung  dos 
24'/2-fl--Fusses  auf  die  Öst reich is che  Währung  bietet  aber  noch 
einen  wohl  zu  beachtenden  zufälligen  Vortheil  dar,  indem  da- 
durch die  Verschlechterung  des  Münzfusses  um  M/ioo  %  für  den 
Gläubiger  ausgeglichen  werden  kann.    Würde  nämlich  der  Werth 
des  süddeutschen  Guldens  zu  86  Cents  östr.  angenommen  und 
diese  Reduction  bei  allen  Werthen  gesetzlich  bestimmt,  so  bleibt 
nur  eine  Differenz  in  der  Reduction  um  0,15  per  mille,  statt 
2,23  per  mille,  welche  Differenz  auch  dem  gewissenhaftesten 
Gesetzgeber  Bedenken  kaum  erregen  dürfte.    Wenn  gleich  die 
Reduction  mit  bei  .  dem  üebergang  zu  dem  neuen  Münz- 

fusse  ziemlich  lästig  erscheint,  so  wird  sie  doch  ebenso  leicht 
oder  leichter  sich  rechnen  als  6/7,  es  wird  bei  dem  üebergang 
nur  eine  Rechnung  nölhig,  während  für  alle  Zeilen  eine  be- 
queme Berechnung  für  den  Verkehr  mit  Oestreich,  Preussen  und 
Frankreich  gewonnen  wird". 

Die  vorstehende  Argumentation  für  einen  üebergang  zum 
östreich.  System  kann  für  den  ersten  Blick  bestechend  sein.  Wir 
unsererseits  halten  den  üebergang  zum  Thalersystem  für  das 
Empfehlenswerthe,  wobei  uns  folgende  Erwägungen  leiten. 
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Obwohl  der  Verkehr  Süddeutschlands  nach  den  Ländern  der 
Frankenwährung  sehr  bedeutend,  und  obwohl  eine  wirkliche 
und  namentlich  Bestand  haltende  Annäherung  des  Münzfusses  an 
den  französischen  eine  sehr  wünschenswerthe  Sache  wäre,  so 
hallen  wir  dieses  bestechendste  Motiv  eines  Ueberganges  zum 
45  fl.-Fuss  im  gegebenen  Falle  doch  nicht  für  stichhaltig,  weil 
in  Wahrheit  doch  weder  eine  wirkliche  noch  eine  Bestand  ver- 
sprechende Annäherung  an  das  Frankensystem  erzielt  werden 
würde.  Wir  haben  oben,  auf  Hofmanns  Autorität  gestützt, 
den  Cardinalsatz  betont,  dass  eine  blosse  äussere  Anpas- 
sung des  Nennwerths  der  Münzen  ohne  Bürgschaft  gleichmässi- 
ger  Reinerhaltung  des  Münzfusses  eher  gefährlich  und  verlust- 
bringend selbst  für  den  nachbarlichen  Verkehr,  und  störend  für 
die  Reinheit  des  nationalen  Münzsystems  sei ;  lieber  eine  scharfe, 
sich  streng  geltend  machende  Absonderung  der  Münz  fasse  an 
der  Grenze,  als  ein  ungenaues  Ineinanderüberfliessen!  Dieser 
Purismus  ist  gegen  die  lockende  Aussicht  einer,  übrigens  in- 
akkuraten, Annäherung  an  das  französische  Münzsystem  mit  aller 
Strenge  geltend  zu  machen  und  jener  äusserlich  einnehmendste 
Grund  für  einen  Uebergang  zum  östreichischen  System  fallt 
damit  in  die  Brüche.  Vielleicht  erleben  unsere  Urenkel  —  eine 
frühere  Generalion  wohl  schwerlich  —  die  Verwirklichung  einer 
kontinentalen  Münzunion  auf  wirklich  hallbarer  Grundlage.  Bis 
dahin  bleibt  man  auf  das  Ziel  einer  wahren  Münzeinigung  im 
Inneren  zurückgewiesen.  Und  diese  Aufgabe  ist,  wo  es  sich 
um  die  haltbare  Münzunion  einer  Bevölkerung  von  70  Millionen 
Seelen  handelt,  allein  erstrebenswerth  genug.  Da  man  ausserdem 
die  dem  Frankensystem  bevorstehenden  Veränderungen  durchaus 
nicht  voraushestimmen  kann,  wird  der  Werth  einer  ohnehin  unge- 
nauen und  äusserlich en  Anpassung  an  dasselbe  noch  problematischer. 

Hat  man  sich  hienach  auf  die  Rücksichten  des  inneren  Ver- 
kehrs zu  beschränken,  so  fällt  der  Hauptreiz,  welcher  den 
Uebergang  zum  45  fl.-Fuss  empfiehlt,  fort. 

Was  zunächst  die  grobe  Münze  beträgt,  so  ist  es  eigent- 
lich gleichgillig ,  ob  man  zum  Thaler-  oder  zum  45-FUFusse 
übergeht,  wenigstens  erreicht  man  nach  dem  Gesetz,  dass  eine 
Grösse,  die  einer  von  zwei  sich  selbst  gleichen  Grössen  gleich 


ist,  es  in  Bezug  auf  jede  dieser  beiden  ist,  in  beiden  Fällen  jene 
ganz  genügende  äussere  Münzfuss  -  Uebereinstimmung ,  wie  sie 
zwischen  dem  Thaler-  und  45-Fl.-Gebiet  bereits  besteht.  An- 
dere Gründe,  als  die  Nenn  Werthsannäherung,  müssen  daher  der 
Wahl  des  einen  oder  des  andern  Münzfusses  den  Vorzug  geben. 
Nun  aber  sprechen  ganz  überwiegend  diese  anderen  Gründe 
für  den  Uebergang  zur  Thalerwährung. 

Der  Thaler  ist  bereits  Vereinsmünze  und  ist  sämmtlichen 
Landesmünzen  im  ganzen  Vereinsgebiet  in  Bezug  auf  gesetzliche 
Zahlungskraft  gleichgestellt.  Wird  in  dieser  Beziehung  —  was 
erreichbar  —  der  eventuelle  süddeutsche  Thaler  einfach  den  ver- 
tragsmäßigen Pflichten  und  Rechten  des  norddeutschen  unter- 
worfen, so  erhalten  wir  durch  völligen  Wegfall  des  Guldens  ein 
einfacheres  System  der  Zahlungsmittel  und  haben  kein  gemischtes 
Gulden-Thalersyslem  mehr,  wir  erheben  die  Landesmünze  zur 
Vereinsmünze  und  erzielen  die  Ausfüllung  der  in  dieser  Richtung 
oben  bezeichneten  Lücke  des  Januar  Vertrags  am  schnellsten, 
wir  machen  ein  im  süddeutschen  Verkehr  schon  allgemein  ein- 
gelebtes  Zahlungsmittel  zum  allgemeinen,  statt  ein  ganz  neues 
oder  (den  Vereinsthaler  hinzugenommen)  zwei  neue  Zahlungs- 
mittel annehmen  zu  müssen.  Die  Umschätzung  der  alten  Münzen 
nach  der  Proportion  4  :  7  ist  so  bequem  als  es  nach  der  Pro- 
portion 86  :  100  der  Fall  wäre,  und  dem  süddeutschen  Verkehrs- 
bewusstsein  bereits  geläufig.  Diese  Lichtseiten  eines  Uebergangs 
zur  Thalerwährung  scheinen  uns,  so  wenig  wir  Münzfussver- 
schlechterungen auf  die  leichte  Achsel  zu  nehmen  geneigt  sind, 
bedeutend  genug,  um  selbst  den  allerdings  beachtenswerthen 
Vorlheil  (Verminderung  der  Münzfuss Verschlechterung  von  0,22 
auf  0,015  %  bei  Uebergang  zum  45-fl.-Fuss)  aufzuwägen. 

Die  schwierigsten  Aenderungen  beim  Uebergang  zu  einem 
andern  Münzfuss  fallen  übrigens  nicht  ins  Gebiet  der  groben 
Kurantmünze,  sondern  ins  Gebiet  der  Theilstücke.  Mit  dem 
Uebergang  sei  es  zum  Thaler,  sei  es  zum  östreich.  Gulden  müsste 
die  Kreuzerrechnung,  d.  h.  die  Sechzigtheilung  des  süddeutschen 
Gulden  entweder  entsprechend  umgestaltet  werden,  oder  die  zu 
gewinnende  Uniformirung  wäre  nur  eine  halbe. 

Beim  eventuellen  Uebergang  zur  Thalerwährung  wird  die 
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jetzige  Groschen-  und  Pfennigrechnung  von  suddeutscher  Seite 
nicht  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  wollen.  Und  mit  Recht. 
Es  kann  sich  nur  um  die  Alternative  handeln:  Beibehaltung 
des  Kreuzers,  15-  und  30-Kreuzerstückes  neben  dem  Ueb er- 
gang zum  Thaler  und  seinen  Dritteln  und  Sechsteln,  oder  Ueber- 
gang  zum  Thaler  in  der  Weise,  dass  Norddeutschland  seinerseits 
die  Groschen-  und  Pfennigrechnung  aufgiebt  und  zu  einer  ge- 
meinsamen neuen  Unterein theilung  des  Thalers  ubergeht. 

Auf  lezteres  werden  die  süddeutschen  Staaten  ihr  Augen- 
merk bei  eventuellem  Uebergang  zur  Thalerwährung  richten. 
Als  wünschenswertheste  Unterein  theilung  des  Thalers  würde  die 
hunderttheilige  erscheinen,  dieselbe  würde  zwar  den  Kreuzer  um 
5  Procent  schwerer  als  bisher  machen,  aber  eine  Verbesserung 
um  5%  ist  an  sich  bedeutend  genug,  um  eine  entsprechend 
höhere  Kaufkraft  des  Kreuzers  im  Kleinverkchr  ziemlich  schnell 
herbeizuführen  und  eine  Benachtheiligung  des  Publikums  bei 
Befriedigung  kleiner  Kauf- Bedürfnisse  wird  daher  wohl  eine 
geringe  und  vorübergehende  sein.  Dafür  würde  ein  allgemeiner 
Wunsch  ^der  rechnenden  Geschäftswelt ,  die  am  Rhein  ziemlich 
allgemein  die  Thaler-Hundertstel  als  Rechnungsgeld  gebrauchen 
soll,  befriedigt  sein. 

Der  Uebergang  zum  hundertteiligen  östreich.  Gulden  würde 
eine  nicht  minder  erhebliche  Veränderung  des  süddeutschen 
Kreuzerwerthes  in  sich  schliessen,  als  derjenige  zum  hunderl- 
theiligen  Thalcr. 

Uebrigens  fänden  zwischen  dem  Thalerhundertstel  und  dem 
östreich.  Guldenhundertstel  die  bequemsten  Gleichwerthsverhält- 
nisse Statt;  denn  es  wären : 

Thalercents       =       östreich.  Guldencents 

1  =  l«/t 

2  =  3 

4  =  6 

5  =  Vk 

6  =  9 
8  =  12 

10  =  15 

u.  ».  w.  nach  der  einfachen  Proportion  2  :  3. 
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Indem  uns  der  Uebergang  zur  Thalerwährung  unter  beider- 
seitiger Einführung  der  Hunderllheilung  als  die  weitaus  Zweck- 
massigste  Wahl  des  süddeutschen  Münzgebiets  erscheint,  erman- 
geln wir  nicht ,  wiederholt  daran  zu  erinnern  ,  dass  es  mit  der 
blossen  äusserlichen  Annahme  des  Münzfusses  noch  nicht  gethan 
ist,  dass  gleichmassige  präcise  Grundsätze  über  Reinerhaltung 
des  Münzfusses  sämmtlicher  Kurantmünzen  (nach  Vorgang 
des  Separat-Art.  VII  Tür  die  Vereinslhaler)  vereinbart  und  dass 
darauf  hin  die  allgemeine  Behandlung  der  gegenseitigen  Münzen 
gleich  den  eigenen  Landesmünzen  stipulirt  werden  muss;  nur 
so  wird  der  Kurswerth  den  in  übersichtliche  Proportionen  ge- 
brachten Nominalwerten  gleich  bleiben  und  nur  so  werden 
demgemäss  jene  übersichtlichen  Proportionen  die  vom  Verkehrs- 
leben ersehnte  praktische  Bedeutung  haben  und  gegen  Unbe- 
quemlichkeiten aller  Art  und  Kursverluste  schützen. 

Wenn  das  vorstehend  abgesteckte  Ziel  erreicht  würde  und 
dann  auch  noch  die  Münzen  des  neuen  östreich.  Systemes  den 
für  die  Thaler  bereits  vereinbarten  Bestimmungen  und  Qualifika- 
tionen unterstellt  werden  würden,  so  fehlte  zur  Münzeinheit  nur 
noch  der  Name  und  die  Gleichheit  der  äusseren  Form.  Man 
hätte  nicht  eine  Centralisation  des  gesammten  deutschen  Münz- 
wesens bei  Einem  Münzamt,  aber  man  hätte  als  zureichendes 
Surrogat  eine  präcise  Gleichmässigkeil  der  Münzverwaltungs- 
grundsätze,  welche  die  Aufrechterhaltung  sömmtlicher  Münzfüsse 
verbürgen  und  daher  auch  die  Gleichstellung  aller  Münzstücke 
als  Zahlungsmittel  dauernd  erlauben  würde;  man  hätte  nicht  Ein 
Bild  und  Eine  Ueberschrift  auf  allen  Münzen,  aber  zwischen 
eilen  bequeme  und  feste  Gluichungswerthe.  Kurz  es  könnte  der 
praktische  Münzeinheilszweck  als  erreicht  gelten.  Dass  der 
Thaler  das  formgebende  Element  der  Union  wäre,  scheint  völlig 
zweckmässig,  da  er  die  grosse  Hauptmünze  des  Vereinsgebietes 
schon  ist  und  da  bei  den  möglichen  Umwälzungen,  welchen  das 
gesammte  festländische  Münzwesen  zur  Zeit  ausgesezt  ist,  die 
konservativste,  d.  h.  diejenige  Münzpolilik  die  beste  ist,  welche 
die  nächsten  dringenden  Zwecke  unter  möglichst  geringer  Umän- 
derung des  Bestehenden  erreicht. 


Digitized  by  Google 


Die  deutsche  Mümkonvenlion  vom  24.  Januar  1857.  295 


Wir  haben  sofort  noch  Einiges  Uber  Theilstücke  und 
über  die  Legirung  zu  sagen. 

Für  die  Theilstücke  ist  Im  Art.  5  des  Hauptvertrags  (lezter 
Absatz)  die  Verpflichtung  der  vertragenden  Staaten  festgestellt, 
„die  Ausmünzung  in  Theilstücken  auf  das  notwendige  Be- 
dürfniss  zu  beschränken." 

Diese  Bestimmung  ist  lobenswerth,  nur  leider  nicht  in  eine 
mathematisch  bestimmte  Form  gebracht.  Die  Theilstücke  ver- 
drängen, so  bald  sie  in  übertriebener  Masse  ausgegeben  oder 
—  was  dem  Effecte  nach  gleich  ist  —  nicht  zeitig  genug  ein- 
gezogen werden,  ein  entsprechendes  Aequivalent  gröberer  Ku- 
rantmünze.  Da  an  ihnen  ein  grösserer  Abnutzungsverlust  sich 
ergiehl,  so  werden  sie  von  den  Regierungen  nicht  gerne  ein- 
gezogen. Bleiben  sie  aber  abgenutzt  in  übertriebener  Menge  im 
Umlauf,  so  drängen  sie  zu  einer  successiven  Münzfussverscblech- 
terung  und  erleiden  Kursverluste.  Die  getroffene  Bestimmung 
ist  daher  im  Prinzip  ganz  richtig  und  hätte  nur  präciser  formu- 
lirt  werden  sollen.  Die  weitere  Festsetzung  einer  genau  bestimm- 
ten Abnutzungsgrenze  für  die  Theilstücke  hätte  die  Beschränkung 
derselben  auf  ein  Umlaufmaximum  vervollständigt. 

Auffallend  ist,  dass,  nachdem  einmal  mit  der  Zahl  der  Ku- 
ranttbeilstücke  nicht  spärlich  zu  Werke  gegangen  worden  ist, 
der  '/s  Tbaler  nur  als  sächsische  Kurantmünze  und  nicht  allge- 
mein beliebt  worden  ist.  Er  ist,  namentlich  wenn  es  sich  um  eine 
harmonische  Zusantmenpassung  der  30-  und  der  45-Slückelung 
handelte,  die  einfachste  nächste  Theilmünze  des  Thalers  und  ihm 
entsprechend  der  halbe  Gulden  östreichisch  die  nächste  Theil- 
münze des  Ostreich.  Guldens;  aber  auch  der  Ostreich,  halbe 
Gulden  fehlt,  während  der  '/?  fl.  für  das  süddeutsche  System 
gewählt  ist.  Der  Ys* Thaler  oder  Vs-fl-  östreichisch  wären  im 
Interesse  des  Kleinverkehrs  wohl  anräthlich  und  auch  technisch 
und  ökonomisch  zweckmässig  gewesen  Ein  Vereinsthalcr- 
driltel  hätte  sich  vielleicht  am  meisten  empfohlen,  wäre  aber 
natürlich  auch  den  für  die  Vereinssilbermünzen  vereinbarten 
strengeren  Münzverwaltungsgrundsätzen  zu  unterwerfen  gewesen. 

Hinsichtlich  der  Festsetzungen  über  die  Legirung,  für 
welche  bemerkter  Maassen  eine  völlige  Gleichmässigkeit  eben- 

ZeiUcbr.  für  St»»Uw.   Ib57.  2s  Heft.  20 
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falls  nicht  erzielt  worden  ist,  müssen  wir  einen  Techniker 
urtheilen  lassen.  Karmarsch  bemerkt  in  der  Germania,  indem 
er  sich  auf  ausgedehnte  neue  Untersuchungen  slüzt : 

Nachdem  in  Folge  des  Münzvertrags  jedenfalls  eine  sehr 
viel  ausgedehntere  Anwendung  des  zu  0,900  legirlen  Münzsilbers 
vorliegt,  als  bisher  stattfand,  erhebt  sich  die  nicht  unwichtige 
Frage,  ob  denn  gerade  dieses  Legirungsverhältniss  das  empfeh- 
lenswertheste  sei. 

Bei  Erörterung  dieser  Frage  muss  man  sich  Jerinnern ,  dass 
die  gedachte  Mischung  des  Münzsilbers  in  Frankreich  1803  fest- 
gesezt  wurde,  wobei  sie  eine  nur  geringe  Modification  des  früher 
daselbst  üblichen  Feingehalts  darstellte  und  sich  wegen  der 
Harmonie*  mit  dem  neu  eingeführten  Dezimalsysteme  empfahl. 
In  Deutschland,  wo  seit  hundert  Jahren  zwei  andere  Legirungen 
zu  groben  Kurant münzen  eingeführt  sind,  nämlich  0,833  für  die 
Konventions -Species- Thaler  und  Gulden,  und  0,750  für  die 
Thaler,  durfte  man  nicht  ohne  völlig  entscheidende  Gründe  zu 
dem  bedeutend  feineren  Gehalte  0,900  übergehen,  mochte  man 
auch  noch  so  viele  Beispiele  dieses  Verfahrens  in  anderen 
Staaten  vor  sich  haben. 

Der  Zweck  des  Kupferzusatzes  in  groben  Münzsorten  kann 
vernünftiger  Weise  kein  anderer  sein,  als  das  Silber  zuj  härten, 
damit  es  im  Umlauf  weniger  abgenutzt  wird;  doch  darf  dieser 
Vortheil  nicht  durch  eine  zu  grosse  Kupferverschwendung,  eine 
zu  schlechte  Farbe  und  eine  zu  grosse  Oxydirbarkeit  erkauf! 
werden.  Wegen  dieser  lezteren  Umstände  ist  es  ganz  bestimmt 
unzulässig,  unter  die  Feinbeil  des  bisherigen  Thalersilbers  (0,750) 
hinab  zu  steigen;  wie  weit  es  räthüch  sei,  sich  über  dieselbe 
zu  erheben,  kann  nur  durch  ganz  sichere  Beobachtungen 
über  den  Grad  der  Abnutzung,  welche  Münzsilber  von  verschie- 
denen Legirungen  im  Umlauf  erleidet,  bestimmt  werden. 

Ich  habe  zur  Lösung  dieser  Frage  durch  zahlreiche  Unter- 
suchungen beizutragen  gestrebt  und  bin ')  zu  dem  Resultat  ge- 
langt, dass  das  0,900  feine  Silber  einer  stärkeren  Abnutzung 
unterliegt,  als  die  beiden  andern  obengenannten  Legirungen,  sofern. 


1)  Beitrag  zur  Technik  des  Müniweaens,  Hannover,  1856,  S.  84,  86. 
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die  abnutzende  Wirkung  einzig  in  einem  Reiben  an  rauhen 
fremdartigen  Substanzen  oder  -an  Münzstücken  verschiedenen 
Feingehalts  besteht.  Beim  Umtaufe  des  Geldes  ist  aber  der  Fall 
nicht  ganz  so,  weil  hier  noch  eine  die  Abreibung  mehr  oder 
weniger  unterstützende  chemische  Veränderung,  die  Oxydation 
durch  den  Schweiss  der  Hände,  hinzutritt.  Indem  das  Kupfer  auf 
der  Oberfläche  der  Münzen  oxydirt,  zum  Theil  in  essigsaures 
Kupferoxyd  und  Chlorkupfer  verwandelt  wird,  nebenher  auch 
aus  dem  Silber  eine  geringe  Menge  Chlorsilber  entsteht,  werden 
die  so  veränderten  Mctalllheilchen  weit  rascher  abgerieben,  als 
es  in  ihrem  metallischen  Zustande  der  Fall  sein  würde.  Da 
dieser  tiachtheilige  Vorgang  einen  Theil  der  kupferärmeren  Le- 
giru ugen  weniger  trifft,  so  bessert  sich  deren  Verhalten  gegen 
die  abreibenden  Wirkungen  im  Ganzen  und  kann  demnach  nur 
aus  Beobachtungen  über  die  cffeclive  Abnutzung  verschiedener 
unter  möglichst  gleichen  Verhältnissen  umlaufenden  Münzsorten 
ein  Urtheil  über  die  relative  Dauerhaftigkeit  verschiedener  Le- 
girungen  gezogen  werden. 

Ich  habe  mich  durch  Wägungen  einer  grossen  Menge 
preussischer  Thaler,  welche  2  —  76  Jahre  im  Umlauf  gewesen 
waren,  überzeugt,  dass  die  durchschnittliche  jährliche  Ab- 
nutzungsgrösse  eines  zwölf lüth igen  (0,750  feinen)  Thalerstückes 
6  Milligramm  oder  0,027  des  vollen  Ausinünzungsgewichts  be- 
trägt, in  diesen  6  Mgr.  sind  4,5  Mgr.  fein  Silber  enthalten.  Die 
französischen  (0,900  haltenden)  5-Frk.-Stücke ,  welche  rück- 
sichtlich der  beim  Umlauf  stattfindenden  Einwirkungen  den  Tha- 
lern verglichen  werden  können,  ergaben  eine  durchschnittliche 
jährliche  AbnutzungsgrÖsse  von  7,53  Milligr.  Die  gesammte 
Oberfläche  des  neuen  Vereinsthalers  (welcher  nach  Artikel  10 
des  Vertrags  33  Millimeter  Durchmesser  erhält)  beträgt  vier 
Fünftel  von  derjenigen  des  5-Frks.-Stückes ,  mithin  ist  dessen 
jährliche  Abnutzung  -  0,8  X  7,53  =  6,024  Miüigr.  anzu- 
nehmen, worin  5,42  Mgr.  fein  Silber1).   Wenn  sonach  von 


1)  Die  bisherigen  saddeutzchen  2-fl.-  und  l-ft-Stücke  (zu  0,900  fein)  eig- 
nen sich  zu  einer  Vergleichnrig  mit  den  Thalern  weniger  gut  alz  die  5-Fr- 
Slücke;  denn  einerseits  wegen  der  in  SüddeuUc bland  noch  immer  umlau- 

20* 
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den  in  1  Jahre  mindestens  zu  prägenden  2,779,000  Vereins- 
thalern  abgenutzt  werden  15062  Gramm,  =  903,72  Thlr.  im 
Werthe,  so  würde  von  einer  gleichen  Anzahl  12löthiger  (0,750 
haltender)  Thaler  die  Abnutzung  nur  12505  Gramm  fein  Silber, 
==  750,3  Thlr.  im  Werthe,  erreichen,  mithin  153,4  Thaler  des 
Jahres  weniger.  Diese  Zahl  mag  an  sich  klein  erscheinen,  wird 
aber  die  zwanzigjährige  jährliche  Minini alausmünzung  zusammen- 
genommen und  für  eine  Umlaufszeit  von  nur  50  Jahren  ge- 
rechnet, so  steigt  der  geopferte  Metallwerth  schon  auf  153400 
Thaler.  Ein  Gegengewicht  zu  diesem  Resultat  liegt  aber  in 
Folgendem:  Der  Mehraufwand  an  Kupfer  in  den  stärker 
legirten  Thalern  macht  für  2,779,000  Stücke  10293  Kilogramm 
Kupfer  im  Preise  von  8800  Thlr.  aus.  Rechnet  man  hievon  nur 
5%  Zins,  indem  man  das  Kupfer  als  zinslos  und  unkündbar  aus- 
geliehenes Kapital  ansieht,  so  ergiebl  sich  440  Thaler  Mehrauf- 
wand, d.  h.  das  Dreifache  desjenigen  Silber  Verlustes  welcher 
durch  Legirung  zu  0,750  verhindert  werden  konnte.  Der  Ge- 
brauch der  feineren  Legirung  ist  also  ökonomischer,  nament- 
lich wenn  man  in  Rücksicht  auf  den  Geldiransport  beachtet,  dass 
der  Thaler  von  0,900  Feingewicht  um  */6  leichter  ist,  als  der 
von  0,750  f.  G.  Ungünstig  ist  dagegen  allerdings  der  Umstand, 
dass  —  wenn  nach  Art.  13  und  Separatarl.  VII  der  Konvention 
die  durch  den  Umlauf  um  mehr  als  2%  des  Gewichts  abgenutz- 
ten Thaler  zu  voll  eingezogen  werden  müssen  —  der  Zeitpunkt 
—  . 

fenden  grossen  Menge  Scheidemünze,  andererseits  weil  im  halben  Gulden  eine 
relativ  weit  gröbere  Theilmünze  existirt,  wird  von  jenen  beiden  groben 
Sorten  im  tätlichen  Kleinverkehr  kein  so  starker  Gebranch  gemacht,  als 
in  IVorddeutschland  vom  Tbaler.  Nach  Karmars  ch's  Beobachtungen  be- 
trägt die  durchschnittliche  jahrliche  Abnutzung:  a)  vom  2-fl.-Slück  4,43 
Milligr.,  auf  die  Oberflächengrosse  des  neuen  Vereinsthalers  berechnet  3,7? 
Mgr. ,  worin  2,76  Mgr.  fein  Silber;  b)  vom  Gulden  3,22,  auf  die  Thaler— 
oberfläcbe  berechnet  4,08,  worin  3,67  fein  Silber.  Mit  dem  Gulden  ist  das 
franz.  2-Frks.-Slück  zu  vergleichen ,  welches  sich  jährlich  im  Durchschnitte 
um  9,44  abnutzt,  soviel  als  11,53  Mgr.  auf  eine  Oberfläche  gleich  der  des 
Guldens  oder  14,6  Mgr.  auf  die  Fliehe  des  neuen  Thalers,  —  zum  offen- 
baren Beweis,  dass  (der  angegebenen  Ursachen  wegen)  die  Gulden  bisher 
noch  nicht  so  stark  kursirten,  als  einer  Münzsorte  dieses  Ku Ubers  eigentlich, 
entspricht. 
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hiezu  durchschnittlich  bei  den  0,900  feinen  Stücken  nach  62,  bei 
den  0,750  feinen  aber  erst  nach  74  Umlaufsjahren  eintritt.  Auch 
leidet  das  Gepräge  des  feineren  Silbers  stärker  durch  Nieder- 
quetschung als  dasjenige  aus  121öth.  Silber,  wie  diess  die  5-Fr.- 
Stücke  gegenüber  den  Thalern  von  gleichem  Alter  augenschein- 
lich darthun. 

Die  Scheidemünze. 

Artikel  14  und  15  des  Hauptvertrags  nebst  Separatartikel 
VIII  betreffen  die  Scheidemünze.  Die  getroffenen  Bestimmungen 
sind  übersichtlich  folgende: 

Die  Scheidemünze  hat  auf  dem  Gepräge  stets  die  ausdrück- 
liche Bezeichnung  als  „Scheidemünze*  zu  tragen,  was  das  Ge- 
präge der  süddeutschen  Staaten  ändern  wird. 

Auf  die  Kup  fe r Scheidemünze  ist  der  Nennwerth  nicht  nach 
den  Theilverhältnissen  zu  einer  höheren  Münzstufe,  sondern  nach 
der  Einheit  oder  Mehrheit  oder  dem  Theilbetroge  der  für  die 
kleinsten  Münzgrössen  bestehenden  Werthbenennungen  als  Pfen- 
nige, Kreuzer  u.  s.  w.  auszudrücken. 

Diese  Bestimmung,  welche  die  Inscription  des  preussischen 
Kupfergeldes  modificirt,  ist  ganz  zweckmässig,  soferne  die 
Ueberschrift  120,  240,  360  Stücke  einen  Thaler  oder  60,  120 
etc.  einen  Gulden  das  verkehrende  Publikum  zum  Glauben  ver- 
leiten könnte,  es  sei  hiemil  die  Verpflichtung  rechtlich  ausge- 
sprochen, 60,  120  ,  240  ,  360  etc.  Scheidemünzstücke  müssten 
an  Stelle  eines  Gulden  oder  Thalers  groben  Silbergeldes  ge- 
nommen werden,  während  der  letzte  Absatz  von  Artikel  14  im 
Gegentheil  ausdrücklich  bestimmt,  dass  in  den  Landen  der  ver- 
tragenden Staaten  Niemand  gezwungen  werden  dürfe,  eine  den 
Werth  der  kleinsten  groben  Münze  erreichende  Zahlung  (  '/4 
süddeutsch,  =  15  Kreuzer  süddeutsch,  l/6  Thaler  =  5  Silber- 
groschen, '/4  fl.  östreichisch  =  25  Cents)  in  Scheidemünze  an- 
zu  nehmen. 

Es  wäre  konsequent  gewesen,  dieselbe  Regel  in  Betreff  der 
Nennwerthinschrift  ebenso  bei  der  Silberscheidemünze,  wie  bei 
der  kupfernen,  zu  treffen,  was  jedoch  nicht  stallgefunden  hat. 

Der  Nennwerth  der  gröbsten  Scheidemünzen  darf  in  Silber 
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nicht  über  die  Hüllte  des  kleinsten  groben  Kuranltheilstückes, 
also  nicht  über  Vs  n\  süddeutsch  und  östreichisch  und  nicht  über 
Vi 2  Thaler  norddeutsch,  in  Kupfer  nicht  über  2  Kreuzer  süd- 
deutscher Währung,  4  Cents  (in  Oestreich)  und  6,  beziehungs- 
weise 5  Pfennige  norddeutsch  hinausgehen. 

Die  leztere  Bestimmung,  dass  die  Kupferscheidemünzen  nicht 
über  beziehungsweise  6  und  5  Pfennige  hinausgehen  dürfen, 
weist  darauf  hin,  dass  man  im  Thalergebiete  die  verschiedene 
Unterteilung  des  Groschens  in  12  und  10  Pfennige  vorläufig 
fortsetzen  wird.  Sachsen  und  Hannover  würden  demnach  den 
Thaler  =  30  X  10  =  300  Pfennigen  =  IV«  fl.  östreichisch 
=  150  Hundertstel  haben,  so  dass  zwischen  den  Pfennigen 
dieser  Thalerländer  und  den  östreichischen  Cents  ein  ganz 
einfaches  Verhältniss  obwalten  würde.  Nicht  dasselbe  Verhält- 
niss  freilich  würde  zwischen  denselben  Scheidemünzen  und  den 
gleichnamigen  preussischen  Statt  haben.  Auch  über  die  gleich- 
mässige  Eintheilung  des  Thalers  in  Groschen  ist  Nichts  zu  Wege 
gebracht  und  die  Beseitigung  der  24-Theilung  (z.  B.  Braun- 
schweig) nicht  erzielt. 

Ebensowenig  als  eine  Annäherung  und  Verminderung  der 
Scheidemünz-S  orten  ist  eine  Gleich  Massigkeit  über  L  e  g  i  r  u  n  g 
der  Silberscheidemünzen  angebahnt  worden,  der  Vertrag  lässt 
nachsichtig  die  Wahl  von  ßillon  in  jeder  Mischung  und  Air  jede 
'Scheidemünzsorte  zu,  was  bedauerlich  ist. 

Ueber  den  Fuss  der  Scheidemünze  wird  bestimmt:  Es 
darf  die  Sil be r Scheidemünze  künftig  in  keinem  der  vertragen- 
den Staaten  in  einem  leichteren  Münzfusse  als  zu  34'/?  Thaler 
in  Thalerwahrnng,  513/4  fl.  östreichischer  Währung  oder  603/8  fl. 
süddeutscher  Währung  geprägt  werden,  was  auf  die  Kölnische 
Mark  bezogen  einen  16,(  Thalerfuss  für  Norddeutschland,  einen 
24,i5  Gulden-Fuss  für  Oestreich  und  einen  28,(7  Gulden-Fuss 
ftlr  Süddeutschland  bedeutet.  Bisher  war  der  Scheidemünzfuss 
für  Norddeutschland  der  Sechszehnthalerfuss,  Tür  süddeutsche 
Groschen  und  Sechser  der  Siebenundzwanziggulden-Fuss  (für 
JCreuzer  der  28-32-fl.-Fuss). 

Der  neue  Scheidemünzfuss  hat  sich  daher  für  Norddeutsch- 
land und  Süddeutschland  um  etwas  verschlechtert,  sofern  künftig 
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erst  eine  Summe  von  1 6,t  Thalern,  beziehungsweise  28,7  Gulden 
Scheidemünze,  (statt  16  Thlr.  beziehungsweise  27  Gulden)  eine 
Köln.  Mark  feines  Silbers  zu  enthalten  brauchen.  Dass  die 
Münzställen  von  dieser  facultativen  Verschlechterung1  wirklich 
Gebrauch  machen  werden,  steht  nicht  zu  bezweifeln. 

Oestreich  bat  seine  Sechser  von  1849  im  28-FI.-Fuss  aus- 
gebracht, also  bedeutend  schlechter,  als  seine  künftige  Silber- 
scheidemünze  im  513/4-fl.-Fuss  (=  24sl5-fi\-Fuss  auf  die  Köln. 
Mark  bezogen)  sein  wird. 

Auch  die  künftigen  Kupfer  Scheidemünzen  können  bedeu- 
tend leichter  ausgebracht  werden,  wenn  man  die  in  der  Kon- 
vention vom  24.  Januar  gestattete  Minimalgrenze  wirklich  be- 
nützen wird. 

Artikel  14  bestimmt  nämlich:  Bei  Ausprägung  der  Kupfer- 
scheidemünze ist  das  Nennwerthsverhällniss  von  112  Thalern  in 
T halerwähr ung,  168  fl.  östreich.  Währung  und  196  Gulden  süd- 
deutscher Währung  für  einen  Zollcentner  Kupfer  niemals  zu 
überschreiten. 

Ein  Münzpfnnd  Kupfer  darf  also  auf  1,96  fl.  südd.  ausge- 
bracht werden,  und  da  ein  Münzpfund  Silber  zu  52"*  fl.  kur. 
ausgebracht  wird,  so  verhält  sich  der  angenommene  Nennwerth 
der  Scheidemünze  zu  dem  des  Silbers  wie  1,96  zu  52,50  oder 
wie  1  zu  26,785 . . .,  während  bisher  der  Nennwerth  des  Kupfers 
zu  dem  des  Silbers  sich  verhielt: 

in  Oestreich  =  1  :  28,125 
„  Preussen  =  1  :  32,812 
„  Hannover  =  1  :  42 
„  Sachsen  =  1  :  30,731 
„  Baden     =  1  :  24,5 
Mit  Ausnahme  der  badischen  Kupferscheidemünzen  waren 
also  die  bisherigen  Kupferscheidemünzen  sämmtlicher  genannter 
Staaten  schwerer,  ab  die  künftigen  sein  müssen.    Doch  scheinen 
einige  Staaten  vorläufig  bei  einem  schwereren  Kupferscheide- 
münzfuss  noch  verharren  zu  wollen ;  Oestreich  hat  sich  die  Fest- 
stellung des  gegenseitigen  Werthverhältnisses  seiner  allen  und 
seiner  neuen  Scheidemünze  vorbehalten  (Artikel  16). 

Gegen   die  eingetretene  facultative  Verschlechterung  des 
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Silber-  und  Kupferscheidemünzfusses  wird  sich  übrigens  keinerlei 
triftiger  Einwand  erheben  lassen. 

Die  Scheidemünzen  sind  allzumal  Zahlmarken,  welche  von 
den  Regierungen  unter  ihrem  Stempel  ausgegeben  werden.  Ihr 
Wesen  als  Zeichen  von  Theilwerthen  der  groben  Münzen 
macht,  dass  die  Uebereinstimmung  von  Nenn-  und  Kurswerth 
nicht  auf  der  Uebereinstimmung  ihres  Nennwerlhes  und  ihres 
Metall-(Markt-)Werlhes  beruht.  Die  Differenz  zwischen  beiden 
letzteren  könnte  noch  viel  grösser,  als  die  im  Verlrag  normirte 
(0,10— 0,1  1J  sein,  und  Silber-  und  Kupferscheidemünzen  wür- 
den dennoch  einen  mit  dem  Nennwerth  übereinstimmenden  Kurs- 
werth zu  behaupten  vermögen. 

Die  dauernde  Uebereinstimmung  von  Nennwerlh  und  Kurs- 
werth der  Scheidemünzen  wird  im  Wesentlichen  von  folgendem 
Factor  und  von  diesem  fast  ausschliesslich  bestimmt:  Es  darf 
nicht  mehr  Silber-  und  Kupferscheidemünze  in  Umlauf  gesetzt 
sein,  als  Tür  das  Bedürfniss  zu  Zahlungen  im  kleinen  Ver- 
kehre und  zur  Ausgleichung  nöthig  ist.  Und  weiter 
muss  Gelegenheit  gegeben  sein,  die  Scheidemünze  wenigstens  in 
grösseren  Beträgen  bei  den  Kassen  des  sie  emittirenden  Staates 
einzulösen. 

Die  Scheidemünze  ist  nämlich,  wie  bemerkt,  eine  unter  dem 
Regierungsstempel  in  Umlauf  gesetzte,  mit  einem  ihren  Metall- 
preis sammt  Prägekosten  Übersteigenden  Nennwerth  versehene 
Zahlmarke,  welche  die  Regierung  zum  Nennwerth  wieder  anzu- 
nehmen verspricht.  Sie  wird  so  lange  einen  ihrem  Nennwerth 
gleich  kommenden  Kurswerth  behaupten,  als  sie  einem  wirklichen 
Bedürfniss  entspricht.  Das  Bedürfniss  nach  Scheidemünze  liegt 
aber  nur  im  Kleinverkehr  und  für  Ausgleichungen  vor.  Dieses 
Bedürfniss  nun  hat,  wie  das  nach  jeder  Münzsorte,  laute  sie 
auf  grossen  oder  kleinen  Werth ,  bestimmte  Grenzen ,  welche 
rein  durch  Zahl  und  Betrag  der  Transactionen  des  Kleinverkehrs 
bestimmt  sind.  Wie  der  Circulationsbetrag  der  Banknote  im 
Allgemeinen  und  ihrer  verschiedenen  Nennwerthsorten  speciell 
etwas  zwar  schwankendes,  aber  innerhalb  gewisser  Oscillalions- 
grenzen  dennoch  stationäres  ist,  so  ist  es  auch  der  Circulations- 
betrag jeder  Münzsorte.   Bei  den  groben  Münzsorten  hat  nun 
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eine  zu  starke  Emission  volkswirtschaftliche  Nachtheile  nicht; 
wird  von  ihnen  mehr  in  den  Verkehr  geworfen,  als  dieser  be- 
darf, so  fliesst  der  üeberschuss  nach  Aussen  ab,  und  es  entsteht 
weiter  nur  der  Nachlheil  unnöthigen  Münzkostenaufwands. 

Der  umgekehrte  Fall  aber  findet  mit  der  Scheidemünze 
Statt.  Wird  ihrer  zu  viel  ausgegeben,  so  fliesst  nichts  von  ihr 
auswärts  ab ;  denn  sie  ist  Zahlmarke,  wenigstens  zu  einem  Theil 
ihres  Nennwerths  Kreditgeld,  welches  sich  nur  da  aufhalten 
kann,  wo  es  zur  Einlösung  und  zur  Annahme  kommt,  es  darf 
sich  von  den  Kassen  des  emittirenden  Staates  oder  aus  dem 
Verkehrskreise,  welchen  der  betreffende  Staat  frei  oder  zwangs- 
massig mit  seinem  Kredite  beherrscht,  nicht  zu  weit  entfernen. 

Die  Einlösungsgelegenheit  wäre  aber  gewöhnlich  in  dem 
emittirenden  Staat,  auch  wenn  er  die  Einlösung  auf  Verlangen 
bei  seinen  Kassen  umfassend  angeordnet  hätte,  doch  eine  zu 
beschwerliche .  um  die  Scheidemünze,  wenn  sie  zu  massenhaft 
in  Umlauf  kommt,  alsbald  wieder  in  die  Staatskassen  zurückzu- 
werfen, etwa  in  ähnlicher  Weise,  wie  eine  momentan  ausge- 
dehnte Banknotencirculation  mit  dem  Nachlassen  des  Verkehrs- 
bedürfnisses an  Geldsurrogaten  wieder  sich  zusammenzieht;  der 
Unterschied  in  letzterer  Beziehung  kommt  daher,  dass  die  Schei- 
demünze in  den  tausend  kleinen  und  sich  weit  verzweigenden 
Verkehrsadern,  die  Banknote  in  den  durch  die  Banken  laufenden 
Arterien  des  grösseren  Waaren-  nnd  Kreditverkehrs  umläuft. 
Eine  zu  starke  Emission  der  Scheidemünze  hat  daher  nicht  einen 
gewissen  natürlichen  Sättigungspunkt  des  Verkehrs  zur  Schranke, 
sondern  sie  expandirt  zunächst  ungehindert,  indem  sie  die  grobe 
Münze  austreibt  und  sich  selbst  an  deren  Stelle  setzt. 

Als  nächste  Folge  ergiebt  sich  ein  Seltenwerden  der  gro- 
ben Münzen,  Scheidemünze  verlritt  ihre  Stelle  auch  bei  grösseren 
Zahlungen.  Dann  aber  kann  in  verschiedenem  Grade  dieselbe 
Erscheinung  eintreten,  wie  bei  dem  in  zu  grosser  Menge  aus- 
gegebenen, factisch  oder  kraft  Zwangskurses  uneinlösbaren  Pa- 
piergelde. Es  ist  ein  Agio  der  groben  Wechselmünze  gegen 
Scheidemünze  oder  eine  Kursentwerthung  der  Scheidemünze  im 
Anzüge.  Ob  dieser  Fall  zjum  Ausbruch  gelangt,  kommt  auf  den 
Grad  der  Missverwaltung  des  Scheidemünzwesens  und  auch  auf 
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kommerzielle  Conjuncluren  an.  Wenn  auch  der  Misssland  nicht 
mehr  in  ähnlichem  Maasse  eintreten  wird,  wie  in  früherer  Zeit,  als 
man  1600  statt  288  (14  X  24)  Grosebenstücke  aus  der  Mark  fein 
prägte  und  40 — 50  Groschen  statt  24  für  einen  Thaler  gezahlt 
wurden,  so  sind  doch  die  aus  zu  grosser  Scheidemünzcirkulation 
hervorgehenden  Missverhältnisse  bis  in  die  neueste  Zeit  herein 
gross  genug  gewesen,  um  in  dieser  Beziehung  eine  reine  Münz- 
politik  mit  aller  Strege  für  die  Zukunft  anzuempfehlen;  kommt 
doch  ausserdem  auch  noch  die  wirtschaftliche  Rücksicht  sehr 
in  Betracht,  den  grösseren  Verkehr  von  dem  zeit-  und  mühe- 
raubenden Zahlen  grösserer  Summen  in  Scheidemünze  zu  be- 
freien. 

Worin  die  rechten  Mittel  der  Sicherheit  besteben,  kann  nicht 
zweifelhaft  sein.  Aus  dem  Charakter  der  Scheidemünze  als  für 
den  kleinen  Verkehr  und  für  Ausgleichung  bestimmter  Zahl- 
markeu  geht  hervor  1)  dass  sie  wie  jede,  auf  Kredit  beruhende 
Zahlmarke  einlösbar  sein  muss,  2)  dass  sie  nur  dem  kleinen 
Verkehr  wirklich  diene. 

In  letzterer  Beziehung  wäre  es  nun  offenbar  unausführbar 
und  auch  zu  weit  gegangen,  wenn  man  die  Scheidemünze  bei 
Zahlungen,  welche  den  Werth  der  kleinsten  groben  Kurantmttnze 
erreichen,  gesetzlich  ausschliessen  wollte;  es  lässt  sich  weiter 
nicht  gehen,  als  sie  vom  Publikum  selbst  facultativ  für  Zahlungen 
der  genannten  Art  ausschliessen  zu  lassen :  daher  die  ganz  rich- 
tige Bestimmung  in  Artikel  14  des  Hauptvertrages,  dass  Niemand 
in  irgend  einem  der  vertragenden  Staaten  genölhigt  werden 
dürfe,  eine  Zahlung  im  Werth  der  kleinsten  groben  Kurantmünze 
und  darüber  in  Scheidemünze  anzunehmen. 

Die  andere  Forderung  anbelangend,  dass  die  Scheidemünze 
bei  einem  zeitlichen  Ucberfluss  an  die  emittirenden  Kassen  zu- 
rückfliesse,  um  den  Gesammtorganismus  der  Circulation  rein  zu 
erhalten  und  das  Kleinverkehrsgeld  nicht  in  die  Adern  des  Gross- 
verkehrs treten  zu  lassen,  so  wird  sie  durch  die  liberalste  Dar- 
bietung von  Einlösungsgelegenheit  bei  den  öffentlichen  Kassen 
noch  nicht  erfüllt  werden. 

Die  Einlösungsgelegenheit  bietet  der  neue  Vertrag  wirklich 
in  liberalerem  Maasse,  als  diess  bisher  stattfand.    In  den  Münz- 
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konventionell  Ende  der  dreissiger  Jahre  halten  die  einzelnen 
Staaten  die  Verbindlichkeit  übernommen,  die  Scheidemünzen  in 
Summen  von  hundert  Thalern  in  Norddeutschland  und  von  hun- 
dert Gulden  in  Süddeutscbland  an  bezeichneten  Kassen  gegen 
grobe  Münze  einzuwechseln.  Diese  Verbindlichkeit  ist  durch 
den  letzten  Absatz  von  Artikel  15  der  Januarkonvention  dahin 
ausgedehnt,  dass  die  zum  Umtausch  präsentirte  Summe  bei  der 
Silberscheidemünze  bis  zu  20  Thaler  oder  40  Gulden,  bei  der 
Kupferscheidemünze  bis  jsu  5  Thalern  oder  10  Gulden  herab- 
gehen  darf;  Ziffer  3  von  Separatartikel  VIII  bestimmt  hiezu,  dass 
die  Umwechselun^skassen  öffentlich  bekannt  zu  machen  sind 
und  dass  sich  die  vertragenden  Regierungen  über  die  desshalb 
getroffenen  Anordnungen  unter  Angabe  der  Zahl  der  Umwech- 
selungskassen  gegenseitige  Millheilung  machen. 

Gleichwohl  dürfte  es  leicht  sein,  wahrscheinlich  zu  machen, 
dass  auch  diese  Ordnung  der  Einlösung  ihren  Zweck  noch  illu- 
diren  wird ,  ja ,  dass  jede  Art  der  Einlösung  den  vorgehabten 
Zweck  allein  nicht  erreichen  wird. 

Welcher  Geschäftsmann  wenn  Silberscheidemünze  im  Betrag 
von  über  40  Gulden  oder  20  Thalern  sich  in  seiner  Kasse  an- 
häuft, wird  dieselbe  sortiren,  um  sie  dann  —  mit  Kosten  —  an 
die  Öffentlichen  Kassen  der  verschiedenen  Staaten  in  den  statt- 
haften Beträgen  einzusenden? 

Man  hat  —  um  den  Aufwand  zu  vermeiden  —  von  Seiten 
der  Geschäftswelt  (Gutachten  mehrerer  Handelskammern)  vor- 
geschlagen, die  münzverbundenen  Staaten  sollen  die  Verpflich- 
tung übernehmen,  ihre  Scheidemünze  wechselseitig  bei  den  er- 
wähnten Umwechselungskassen  einzulösen. 

Allein  diese  Reciprocität  ginge  doch  wohl  nur  dann  vom 
Grundsatz  büliger  Gleichheit  aus ,  wenn  sämmtliche  Staaten  ihre 
Scheidemünzcirculation  auf  ein  gleichmässiges  Maass  pro  Kopf 
ihrer  Bevölkerung  bereits  reducirt  hätten.  Ohne  diese  Voraus- 
setzung würde  sich  z.  B.  die  übermässige  Scheidemünzcirculation 
der  süddeutschen  Staaten  nach  Norddeutschland  ergiessen  oder 
die  norddeutschen  Staaten  müsslen  Opfer  an  Transportkosten 
bringen,  um  die  unsaubere  Einwanderung  wieder  auf  dem  Schübe 
los  zu  bekommen.    Ersteres  wäre  allerdings  die  einfachste  Lösung 
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des  Problems,  den  süddeutschen  embarras  des  richtiges  an 
Scheidemünze  zu  beseitigen,  aber  Norddeutschland  wird  die  süd- 
deutsche Scheidemünze  weder  bei  sich  behalten,  noch  mit  Kosten- 
aufwand immer  wieder  fortschaffen  wollen. 

An  eine  Solidarität  der  Kassen  der  vertragenden  Staaten 
in  Umwechselung  der  gegenseitigen  Scheidemünze  kann  daher 
ohne  vorgängige  PuriGcation  und  Reduction  des  süddeutschen 
Scheidemünzwesens  unseres  Erachtens  gar  nicht  gedacht  werden. 
Man  hat  auch  wohl  zu  bedenken,  dass  durch  eine  derartige 
Solidarität  der  Umwechslung  eine  solche  Vermischung  von  allerlei 
nach  Form,  Bildniss,  Münzfuss,  Legirung  etc.  verschiedenen 
Münzen  durchs  ganze  Vereinsgebiet  befördert  werden  würde, 
wie  sie  einem  der  ersten  münzpolitischen  Grundsätze  (möglichst 
geringe  Anzahl  der  cirkulirenden  Sorten)  widersprechen  würde. 

Selbst  wenn  die  öffentlichen  Kassen  die  Scheidemünzen  in 
kleineren  Minimalsummen,  als  die  festgesetzten  sind,  Überall  an- 
nehmen würden,  so  ist  doch  gar  nicht  daran  zu  denken,  dass 
hiemit  allein  schon  die  Scheidemünzcirculation  auf  ein  dem  Be- 
darf des  Kleinverkehrs  sich  stets  anschmiegendes  Maass  niederge- 
halten würde,  etwa  so  wie  es  bei  der  auf  Verlangen  zahlbaren 
Banknote  (wenigstens  bei  deren  gröberen  Appoints)  thatsächlich 
der  Füll  ist.  Es  muss  schon  weit  gekommen  sein,  bis  der  kleine 
und  mittelgrosse  Verkehr  die  Scheidemünze  selbst  dann  zu  den 
öffentlichen  Kassen  trägt,  wenn  diese  die  Scheidemünze  sämmt- 
licher  münzvereinter  Staaten  und  in  kleinsten  Beträgen  zur 
Umwechslung  gegen  grobe  Münzen  annehmen  würden.  Man 
rollirt  lieber  und  sucht  der  übermässig  vorhandenen  Scheide- 
münze hiedurch  den  Charakter  der  groben  Münze  und  die  Qua- 
liftcation  zu  grösseren  Zahlungen  zu  geben. 

Wer  Gelegenheit  hat,  den  süddeutschen  Geld  verkehr  ge- 
nauer zu  beobachten ,  weiss  ,  in  wie  grossen  Massen  Scheide- 
münzrollen für  grosse  Zahlen  circuliren.  Die  Folge  ist,  dass 
sie  ein  entsprechendes  Aequivalent  grober  Kurantmünze  austreiben, 
und  allmählig  den  Münzfuss  angreifen.  Die  Darbietung  der  leich- 
testen Gelegenheit  zur  Einlösung  gegen  grobe  Münze  wird  an 
sich  diesen  Missbrauch  noch  nicht  mit  der  Wurzel  ausreissen. 
Die  Scheidemünze  rollt,   im  Unterschied  von  der  einlösbaren 
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Banknote,  durch  die  kleinen  Verkehrsadern  und  nicht  durch  die 
Pulsadern  des  grossen  Waaren-  und  Kredit-Verkehrs,  aus  welchen 
sich  die  Banknoten  bei  etwaiger  Uebermasse  gleichsam  von  selbst 
wieder  in  die  Emissionskassen  zurückergiessen.  Der  Grundsatz 
der  Einlösbarkeit ,  noch  so  liberal  ausgeführt,  sichert  also  für 
sich  allein  noch  nicht  gegen  die  gefährlichen  Störungen,  welchen 
das  Geldsyslem  durch  übertriebene  Emission  von  Scheidemünze 
von  jeher  ausgesetzt  gewesen  ist.  Immerhin  aber  ist  seine  An- 
wendung eine  Forderung  der  Kreditgeldeigenschäft ,  welche  die 
Scheidemünze  an  sich  trägt.  Wie  die  auf  Verlangen  zahlbare 
Banknote  für  die  Reinerhaltung  des  Geldsystems  tauglicher  and 
ungefährlicher  ist  als  beliebig  vermehrbares,  uneinlösbares  Staats- 
papiergeld mit  Zwangkurs,  so  die  auf  Verlangen  gegen  grobe 
Münze  umzuwechselnde  Scheidemünze  tauglicher  als  die  nicht 
umzuwechselnde.  Im  Noth falle,  d.  h.  bei  Ueberschwemmung  mit 
Scheidemünze,  wird  nicht  nur  der  ausländische,  sondern  auch 
der  inländische  Verkehr  sich  des  Mittels  bedienen,  um  sich  des 
die  gesetzliche  Valuta  afficirenden  Uebermaasses  von  Scheide- 
münze zu  erwehren  und  sich  die  für  grössere  Zahlungen  allein 
geeigneten  groben  Kurantmünzen  so  viel  möglich  zu  erhalten. 

Absolute  Bürgschaft  gegen  die  von  übermässiger  Scheide- 
münzausgabe dem  MUnzsystem  drohenden  Gefahren  konnte  nur 
dadurch  geschaffen  werden,  dass  man  sich  über  ein  nach  der 
Kopfzahl  der  Bevölkerung  angesetztes  Circulalionsmaximum  einigte. 

Dass  die  vertragenden  Regierungen  auf  diesem  Wege  so 
weit  vorgegangen  sind,  als  sich  vorläufig  Überhaupt  gehen 
liess,  sehen  wir  als  eines  der  dankenswerlhesten  Resultate  der 
Münzvereinbarung  an.  Vieles  bleibt  für  die  süddeutschen  Staaten 
noch  zu  thun  übrig,  aber  so  viel  jetzt  geschehen  konnte,  ist 
geschehen. 

In  Separatartikel  VIII  kommen  die  Staaten  der  Tbalerwährung 
und  der  östreichischen  Währung  Ubercin,  dass  der  gesammte 
Scheidemünzumlauf  eines  jeden  dieser  Staaten  auf  den  Betrag 
von  4/6  Thaler,  beziehungsweise  Gulden  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung zu  beschränken  sei,  bis  etwa  ein  anderes  Maximum 
unter  diesen  Staaten  vereinbart  werden  sollte,  was  denselben 
vorbehalten  bleibe. 
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Fünf  Sechstelsthaler  Scheidemünze  für  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung ist  nach  Allem,  was  über  den  Bedarf  des  Verkehrs  an 
Scheidemünze  nach  in-  und  auslandischer  Erfahrung  berechnet 
worden  ist,  keinenfalls  ein  zu  liberales  Maximum  zu  nennen. 
Zu  klein  ist  es  nach  allem  Anscheine  und  in  Voraussetzung  so 
kleiner  Kurantlheilslücke,  wie  der  Sechstelsthaler  und  der  Ostreich. 
Vierlelsgulden  es  sind,  auch  nicht. 

Der  Bedarf  an  Scheidemünze  ist  ein  wechselnder,  wie  der- 
jenige jeder  Münzsorte.  Desshalb  könnte  die  vertragsmassige 
Fixation  eines  Maximums  als  eine  irrationale  Beschränkung  der 
münzpoliiischen  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten  betrachtet 
werden.  Man  könnte  sagen,  die  Münzverwaltungen  kommen  in 
eine  ungünstigere  Lage,  als  wenn  sie  ganz  isolirt  wären  und 
nach  freiem  Ermessen  jederzeit  in  dem  gerade  angemessenen 
Maasse  etwaigen  Verkehrsbedürfnissen  entsprechen  könnten.  Allein 
neben  dem  so  erhobenen  Einwand  ist  auch  der  Vortheil  zu  be- 
trachten, welcher  in  der  vertragsmäßigen  Festsetzung  des  Maxi- 
mums liegt.  Der  einzelnen  Regierung  ist  hiedurch  eine  inter- 
nationale Fessel  gegen  Souveränen  Missbrauch  der  Scheidemünz- 
emission auferlegt.  Und  des  Weiteren  nimmt  ja  der  Vertrag 
etwaige  Abänderungen  durch  gegenseitige  Uebereinkunft  in  Aus- 
sicht, was  darauf  hinweist,  dass  sich  die  Regierungen  mit  dein 
fixen  Maximum  nicht  gegenseitig  zu  chicaniren  gedenken. 

Die  Staaten  der  süddeutschen  Währung  behalten  sich  (Se- 
paratarlikel  VIII,  Abs.  2)  vor,  wegen  des  zulässigen  Maximums 
des  Umlaufs  der  Scheidemünze  innerhalb  ihres  Gebietes  gleich- 
falls eine  allgemeine  Bestimmung  unter  sich  zu  vereinbaren;  auch 
werden 1  dieselben  in  weiterer  Ausführung  des  Artikels  12  der 
Münzkonvention  vom  Jahre  1845  alsbald  eine  Frist  unter  sich 
vereinbaren,  innerhalb  welcher  die  Einziehung  der  alten  vor 
Auflösung  des  deutschen  Reichs  für  die  dermaligen  Landestheile 
geprägten  Scheidemünzen  zu  erfolgen  hat.  Schon  jetzt  aber  und 
bis  sie  eine  andere  Vereinbarung  treffen  werden,  wollen  die 
gedachten  Staaten  bei  Bestimmung  des  Gesatnmtbetrags ,  auf 
welchen  ihre  Scheidemünzen  a  1 1  m  ä  h  1  i  g  zurückzuführen  sind, 
die  für  die  beiden  andern  Münzsysteme  festgestellte  Maximal- 
grenze ebenfalls  zu  Grunde  legen.  • 
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Wenn  dieser  Enlschluss  ebenso  grossherzig  ausgeführt  werden 
wird,  als  er  gefasst  worden  ist,  so  hal  der  Januarverlrag  ein 
für  das  süddeutsche  Verkehrsleben  hochwichtiges  Ergebniss  ein- 
geleitet. Es  wird  aber  viel  gegenseitiger  guter  Wille  dazu  ge- 
hören —  man  darf  es  sich  nicht  verhehlen  —  um  die  vorstehend 
gegebenen  Versprechungen  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Grosse  Opfer  und  freundliches  Entgegenkommen  wird  schon 
der  verlragsmässig  in  Aussicht  genommene  „alsbaldige"  Einzug 
der  Scheidemünze  aus  der  Zeit  vor  Auflösung  des  Reiches  er-  ' 
heischen.  Die  Abnutzung  dieser  noch  in  grösserer  Menge  vor- 
handenen Münzstücke  erreicht  z.  Th.  die  Hälfte  des  Nennwerths. 
Die  Einlösung  zum  Nennwerth  wird  daher  sehr  kostspielig  sein 
(eine  Abschätzung  ist  durch  Art.  15  des  Vertrags  verboten). 
Einige  Schwierigkeit  wird  namentlich  der  Unistand  bereiten,  duss 
die  Groschenstücke  und  die  noch  kleinere  Silberscheidemünze 
vielfach  ein  geradezu  unkenntliches  oder  vielmehr  gar  kein  Ge- 
präge mehr  haben.  Diese  Stücke  müssen  doch  vor  Allem  be- 
seitigt werden.  Wie  aber  wird  man  sich  über  den  Kostenpunkt 
der  Einziehung  vereinbaren? 

Die  süddeutschen  Regierungen  verpflichten  sich,  ihren  Scheide- 
münzumlauf allmählig  aur  die  für  die  beiden  andern  Münzsysteme 
geltende  Maximalgrenze  zurückzuführen.  Um  an  dem  „almälig" 
keinen  Anstoss  zu  nehmen,  muss  man  sich  einen  ungefähren 
Begriff  von  den  Opfern  zu  machen  suchen,  welche  zur  stricten 
Erfüllung  der  geinachten  Zusage  nölhig  sind. 

Nach  den  niedersten  Schätzungen  rechnet  man  die  Summe 
der  süddeutschen  Scheidemünze  auf  3  Gulden  per  Kopf  der  Be- 
völkerung, nach  Anderen  erreicht  sie  4  fl.  per  Kopf.  Nehmen 
wir  den  Durchschnitt  mit  3  Vi  Gulden  auf  9—10  Millionen  Seelen, 
so  erhält  man  91/»  X  3Vs  =  33  Mill.  Fl.  südd.  Der  vereinbarte 
Maximalsatz  zirculirender  Scheidemünze  per  Kopf  der  Bevölkerung 
ist  %  Thlr.  oder  1 '/«  fl.  süddeutsch,  es  dürften  also  später  nicht 
mehr  als  15  Mill.  Fl.  süddeutsche  Scheidemünze  zirculiren;  so- 
nach wftren  gegen  18  Mill.  Gulden  einzuziehen.  Die  einge- 
zogenen Scheidemünzen  müssen  vor  Allem  die  abgegriffene  und 
geringhaltige  alle  Landmünze  in  sich  begreifen,  wenigstens  erfor- 
dert diess  eine  gesunde  Münzpolitik  gebieterisch.    Dann  aber 
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dürfte  die  Annahme  eines  Einzugsverlustes  von  '/3  des  N< 
wertbes  durchschnilllich  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gegriffen 
sein.  Der  zu  gewartigende  Verlust  würde  hienach  (/s  X  16 
oder  5 — 6  Mill.  Gulden  betragen.  Diess  wäre  ein  Opfer,  welches 
man  billiger  Weise  nur  allmälig  von  den  süddeutschen  Staats- 
kassen und  Steuerpflichtigen  verlangen  kann.  Der  successive 
Einzug  ist  ohnediess  auch  dadurch  geboten,  dass  man  bei  der 
Unsicherheit  aller  Hypothesen  Über  den  gegenwärtigen  Betrag 
der  süddeutschen  ScbeideiiiUnzcirculation  erst  die  eventuelle  Er- 
fahrung über  das  gebotene  Maass  des  Scheidemünzeinzugs  be- 
fragen muss. 

Es  ist  hier  der  Ort,  uns  über  die  Aufnahme  des  süddeutschen 
Viertelguldenstückes  unter  die  Kurantmünzen  nachträglich  aus- 
zusprechen. 

Die  Annahme  dieser  neuen  Münzsorte  scheint  uns  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  das  bestehende  Uebermaass  der  Scheide- 
münze in  Suddeutschland  kein  glücklicher  Griff. 

Die  Scheidemünze  zirculirt  in  mehr  als  hinreichender  Menge, 
um  allen  unter  einem  halben  Gulden  liegenden  Zahlungs Bedürf- 
nissen zu  genügen;  sie  würde  sonst  bis  jetzt  nicht  so  massen- 
haft in  Rollen  geschlüpft  sein,  um  selbst  an  Stelle  der  groben 
Münze  zu  fungiren.  YYesshalb  nun  eine  kleine  Kurantsorte  aus- 
prägen, welche  nur  noch  mehr  gröbere  Münze  verdrängen  muss, 
eine  Kurantinünze,  welche  bei  ihrer  Kleinheit  verhältnissmässig 
grosser  Abnutzung  ausgesetzt  ist  und  daher  ausser  bei  grossem 
Aufwand  der  Münzverwaltung  doch  zum  Niveau  der  Scheide- 
münze herabsinken  muss?  Einen  bequemen  Gletchwerlh  gegen 
die  Theilstücke  der  beiden  andern  Systeme  besitzt  der  Viertelgulden 
auch  nicht,  diese  Rücksicht  kann  seine  Annahme  nicht  empfohlen 
haben.  Bei  dieser  sehr  zweifelhaften  Nützlichkeit  des  Viertel- 
guldens süddeutsch  wäre  vielleicht  zu  wünschen,  dass  von  der 
Bcfugniss  zu  seiner  Ausprägung  Seitens  der  süddeutschen  Staaten 
gar  kein  Gebrauch  oder  wenigstens  ein  sehr  massiger  gemacht 
würde. 

Artikel  15  des  Hauplvertrags  enthält  taugliche  Bestimmungen 
über  Herabsetzung  und  Ausserkurssetzung  (nur  zulässig  nach 
Verfluss  einer  drei  Monate  vor  ihrem  Ablauf  bekannt  gemachten 
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vierwöchigen  Einlösungsfrist)  und  setzt  weiter  fest,  dass  die 
Scheidemünze,  deren  Gepräge  durch  Circulation  und  Abnutzung 
undeuUich  geworden  ist,  „allro«hliga  zu  dem  ihr  jeweilig  beige- 
legten  Werthe  eingezogen  und  umgeschmolzen  werde.  Nach 
Art  17  findet  die  Verbindlichkeit  d  er  Staatskassen  zur  Annahme 
nach  dem  vollen  Werthe  weder  bei  den  Scheidemünzen,  noch 
bei  den  groben  Silbennünzen  Statt,  wenn  die  betreffenden  Stücke 
durchlöchert  oder  im  Gewichte  anders  als  durch  gewöhnlichen 
Umlauf  verringert  oder  wenn  sie  verfälscht  sind. 

Diese  Festsetzungen  machen  sämmtlich  keine  Erörterung 
nöthig. 

Die  Goldausmflnzung. 

Die  Bestimmungen  über  die  GoldausmUnzung  haben  uns 
nachträglich,  nachdem  wir  sie  nach  dem  Wortlaute  des  Vertrags 
zu  betrachten  und  zu  beurtheilen  vermochten,  eigentümliche, 
sehr  wechselnde  Gefühle  eingeflösst. 

Zuerst  ist  man  geneigt,  eine  eiserne  Consequenz  zu  be- 
wundern, welche  sich  in  ihnen  zur  Aufrechterhaltung  der  reinen 
Silberwährung  gellend  macht;  dann  findet  man  in  ihnen  wieder 
eigentlich  nur,  dass  schon  halb  mit  der  perhorrescirten  Gold- 
währung ein  geheimer  Friede  geschlossen  ist;  man  findet  einen 
stürmischen  Uniformirungsdrang,  mit  dem  Bestehenden  ganz  und 
gar  brechend  und  nirgends  an  dasselbe  anschliessend,  und  auf 
einen  weiteren  Blick  erkennt  man,  dass  dieses  Bestehende  durch 
verschiedene  Hinterthüren  wieder  zugelassen  und  aufrechterhalten 
wird.  Bei  den  Vereinbarungen  über  die  Goldcirkulation  prägt 
es  sich  aus,  dass  bei  der  Münzkonferenz  auf  der  einen  Seite 
des  Wagbalkens  die  Silber-,  und  auf  der  anderen  die  Gold- 
Währung,  auf  der  einen  Seite  die  Absicht  etwas  Definitives  und 
Konsequentes  zu  schafTen,  gezogen  hat,  wahrend  auf  der  andern 
Seite  die  Absicht  provisorischer  Einigung  und  möglichst  geringer 
Aenderung  des  Bestehenden  auftrat.  Indem  der  Kampf  zwischen 
den  verschiedenen  Anschauungen  nicht  zum  entschiedenen  Siege 
der  einen  oder  andern,  sondern  zu  «inem  Kompromiss  aller 
Standpunkte  geführt  hat,  musste  es  sieb  ergeben,  dass  die  wirk- 
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lieh  getroffenen  Maassregeln  halbe,  wahrer  Konsequenz  entbehrende, 
geworden  sind. 

Doch  drängen  wir  ein  weiteres  Raisonnement  vorläufig  zu- 
rück und  fassen  zuerst  das  Thatsächliche  der  über  die  Goldaus- 
münzung  und  Goldzirculation  vereinbarten  Bestimmungen  über- 
sichtlich zusammen. 

Es  sind  zwei  Vereinsgoldmünzen  neu  geschaffen.  Art  18 
motivirt  und  definirt  diese  Schöpfung  folgen dermaassen :  Zur 
weiteren  Erleichterung  des  gegenseitigen  Verkehrs  und  zur  För- 
derung des  Handels  mit  dem  Auslande  werden  die  vertragenden 
Staaten  auch  Vereins-H  a  n  d  e  I  s-Münzcn  in  Gold  unter  der  Be- 
nennung Krone  und  halbe  Krone  ausprägen  lassen ,  und 
zwar: 

1)  Die  Krone  zu  '/so  des  Pfundes  feinen  Goldes,  also  mit 
10  Gramm  fein.  Goldes 

2)  die  halbe  Krone  zu  Vioo  des  Pfundes  feinen  Goldes,  also 
mit  5  Gramm  fein.  Goldes. 

„  Andere  Goldmünzen  werden  die  vertragenden  Staaten  nicht 
ausprägen  lassen;  ausnahmsweise  behalt  sich  Oestreich  vor, 
Dukaten  in  bisheriger  Weise  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1865 
auszuprägen." 

Im  Artikel  19  wird  die  Mischung  und  zulässige  Abweichung 
festgestellt.  Das  Mischungsverhältniss  der  Vereinsgoldmünze  ist 
auf  900  Tauscndtheiie  Gold  und  100  Tausendtheile  Kupfer  be- 
stimmt; es  werden  demnach  45  Kronen  und  90  halbe  Kronen 
ein  Pfund  (Brutto)  wiegen.  Die  Abweichung  im  Mehr  oder 
Weniger  darf  im  Feingehalt  nicht  mehr  als  zwei  Tausendtheile, 
im  Gewicht  bei  dem  einzelnen  Stücke  (Krone  oder  halbe  Krone) 
dicht  mehr  als  2'/*  Tausendtheile  seines  Gewichtes  betragen. 
Für  die  Bestimmung  des  Feingehaltes  der  Goldmünzen  soll  durch- 
aus das  in  einer  besonderen  Verlragsbeilage  ausfürlich  verein- 
barte Probirverfahren  zur  Anwendung  kommen. 

Vcreinsgoldmünzen,  weiche  das  Normaigewicht  von  7«,  be- 
ziehungsweise V90  des  Pfundes  mit  der  statthaften  Gewichtsab- 
weichung von  naDen  (Passirgewicht),  sollen  bei  allen  Zah- 
lungen als  vollwichtig  gelten. 

Die  Controle  über  den  Vollgehalt  der  gegenseitigen  Vereins- 
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goldmünzen,  eventuell  die  Einzugsverbindlichkeit  eines  schlecht 
geprägten  Jahrgangs,  findet  ganz  nach  Art.  6  des  Hauptvertrags 
und  nach  Separatartikel  VI,  d.  h.  ganz  nach  den  diessfalls  für 
die  Vereinssilberniünzen  geltenden  Bestimmungen  Statt  (Art.  20 
und  Separatart.  X). 

Nach  Artikel  20  werden  die  vertragenden  Staaten  keine 
Verpflichtung  übernehmen,  diejenigen  Vereinsgoldmünzen,  welche 
in  Folge  der  Circulation,  Abnutzung  u.  s.  w.  eine  Verminderung 
des  ihnen  ursprünglich  zukommenden  Metallwerthes  erfahren 
haben,  auf  öffentliche  Kosten  einzuziehen  oder  nach  ihrem  ur- 
sprünglichen Metallwerthe  bei  ihren  Kassen  anzunehmen. 

Vereinsgoldmünzen ,  welche  das  P  a  s  s  i  r  gewicht  nicht  er- 
reichen und  an  Zahlungsstatt  von  den  Staatskassen  und  von  den 
unter  Autorität  des  Staates  bestehenden  öffentlichen  Anstalten, 
namentlich  den  Geld-  und  Kreditanstalten,  Banken  u.  s.  w.  an- 
genommen worden  sind,  dürfen  von  den  Staatskassen  und  den 
letztgedachten  Anstalten  nicht  wieder  ausgegeben  werden;  bei 
Annahme  solcher  Goldstücke  kann  ein  dem  Minderwerth  ent- 
sprechender Werthabzug  stattfinden,  welcher  bei  Zahlungen  an 
die  Staatskassen  für  jedes  an  dem  Normalgewicht  fehlende 
Vio  Tausendtheü  des  Pfundes,  (d.  h.  für  je  50  fehlende  Milli- 
gramme), unter  Zuschlag  von  Va  %  des  Kassenkurses  für  die 
Kosten  der  Uniprägung,  zu  bestimmen  ist. 

Die  den  vorstehenden  Bestimmungen  zu  Grunde  liegende 
Tendenz ,  welche  zu  geringhaltig  (unter  dem  P  a  s  s  i  r  gewicht) 
geprägte  Yereinsgoldmünzcn  zu  beseitigen  bestrebt,  macht  sich 
hinsichtlich  der  abgenützten  Vereinsgoldmünzen  durch  Ziffer  2 
des  Separatartikel  XI  geltend,  soferne  hier  bestimmt  ist:  „den 
vertragenden  Staaten  bleibt  es  überlassen,  durch  Gesetz  oder 
Verordnung  die  Bestimmung  zu  treffen,  dass  die  Vereinsgold- 
münzen, deren  Gewicht  im  Weniger  von  dem  gesetzlichen  Normal- 
gewichte von  7*5,  beziehungsweise  Vao  des  Pfundes  um  mehr 
als  5  Tausendtheile  desselben  abweicht,  sobald  solche  unter  den 
an  Zahlungsstatt  an  die  Staatskassen  zu  verwendenden  Goldmünzen 
zum  Vorschein  kommen,  entweder  gegen  Gestaltung  des  Gold- 
wcrthes  und  mit  V2  Prozent  Abzug  für  die  Umpntgungskostcn 
zurückgehalten  oder  den  Betheiligten  nur  dann  zurückgegeben 

21  * 


Digitized  by 


314 


Die  deutsche  Mütukoovention  vom  24.  Januar  1857. 


werden,  nachdem  sie  durch  Einschnitt  oder  auf  andere  Weise  zum 
Umlauf  als  Münzen  unfähig  gemacht  worden  sind."  Ware  diese 
Bestimmung  des  Vertrags  peremtorisch ,  statt  facullativ,  so  wäre 
sie  noch  grösserer  Anerkennung  werth.  Im  Allgemeinen  sind 
vorstehende  Anordnungen  zum  Zwecke  der  Aufrechterhaltung 
des  Normalgewichts  der  Vereinsgoldmünzen  nur  zu  billigen. 

Schon  der  letzte  Absatz  von  Artikel  18  spricht  den  allge- 
meinen Grundsatz  aus,  dass  der  Silberwerth  der  Vereinsgold- 
münzen im  gemeinen  Verkehr  „lediglich  durch  das  Verhältniss 
des  Angebots  zur  Nachfrage*  bestimmt  wird  und  ihnen  daher 
die  Eigenschaft  eines  die  landesgesetzliche  Silberwährung  ver- 
tretenden gesetzlichen  Zahlmittels  nicht  beigelegt  und  zu  ihrer 
Annahme  in  dieser  Eigenschaft  Niemand  gesetzlich  verpflichtet 
werden  darf.  In  Ausführung  dieses  Grundsatzes  treffen  Artikel  21 
und  die  zugehörigen  Separatartikel  folgende  Bestimmungen: 

1)  Der  Goldmünze  darf  von  Seiten  des  Staates  nicht  einmal 
für  seine  eigenen  Kassen  ein  fixer  Werth  in  Silbermünze  (Kassen- 
kurs) auf  länger  als  sechs  Monate  beigelegt  werden.  Der  Kassen- 
kurs darf  auch  in  dieser  Ausdehnung  nicht  willkührlich  bestimmt 
werden.  Er  darf  nicht  über  denjenigen  Werth  angesetzt  werden, 
der  sich  aus  dem  Durchschnitt  der  amtlichen  Börsenkurse  jener 
Münzsorte  in  den  vorangegangenen  sechs  Monaten  ergiebt.  Und 
zwar  sind  sammtliche  tägliche  Durchschnitte  des  Preises  der  be- 
treffenden Münzsorte,  eventuell  des  al  marco-Preises ,  wie  sie 
sich 'auf  den  näher  bezeichneten  Börsenplätzen1)  ergeben,  der 
Berechnung  des  Kassenkurses  zu  Grunde* zu  legen. 

Uebrigens  behalt  jede  Regierung  sich  das  Recht  vor,  ihren 
etwaigen  Gold-Kassenkurs  selbst  innerhalb  der  betreffenden  Periode 
jederzeit  abzuändern  und  nach  Befinden  zurückzuziehen. 

Den  Bekanntmachungen,  durch  welche  der  Kassenkurs  be- 


1)  Als  Börsen  für  den  angedeuteten  Zweck  sollen  angesehen  werden: 
■)  für  die  Staaten  der  Thalerwihrung  —  die  Börsen  von  Berlin,  Leipzig, 
Frankfurt  a.  M ,  Hamburg  und  Wien. 

b)  für  die  Staaten  der  östreichischen  Währung  die  Börsen  von  Wien, 
Mailand,  Triest,  Berlin  und  Frankfurt  a.  M. 

c)  für  die  Staaten  der  süddeutschen  Währung:  die  Börsen  von  Frankf.  a.  M., 
München  oder  Augsburg,  Berlin,  Hamburg  and  Wien. 
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stimmt  wird,  ist  die  möglichste  Verbreitung  zu  geben.  Dieselben 
müssen ,  auch  wenn  eine  Aenderung  des  Kassenkurses  für  die 
betreffende  nächste  Periode  nicht  beabsichtigt  wird,  stets  vor 
Eintritt  der  letzteren  erlassen  werden,  und  haben  zu  enthalten: 
Die  Angabe  des  durchschnittlichen  Handelskurses  während  der 
vorangegangenen  sechs  Monate;  den  hiedurch  bestimmten  Kassen- 
kurs; die  Zeitdauer  der  Geltung  des  letzteren  ;  den  Vorbehalt, 
diesen  Kassenkurs  nölhigenfulls  auch  vor  Ablauf  der  bestimmten 
Zeit  zu  ändern;  die  Erklärung  dass  dieser  Kassenkurs  nur  für 
die  an  die  Staatskassen  zu  leistenden  Zahlungen  gilt. 

2)  Die  Bestimmung  eines  Kassenkurses  darf  fernerhin  nur 
filr  die  Vereinsgoldmünzen,  nicht  für  andere  Gattungen  gemünzten 
Goldes,  erfolgen. 

3)  Zur  Erleichterung  der  Rechnung  kann  zwar  eine  ideale 
Theilung  der  Krone  in  zehn  Theile  unter  der  Benennung  Kron- 
zehntel eingeführt  werden  und  noch  weitere  Unterabtheilungen 
können  beliebt  werden.  Aber  es  darf  diesen  Tbeilen  eine  auf 
gangbare  Wertbsbezeichnungen  vereinsländischer  Silbermünzen 
hinweisende  Benennung  nicht  gegeben  werden. 

4)  Die  Tarifirung  fremder  Goldmünzen,  d.  h.  die  Bestim- 
mung des  Werthes,  über  welchen  hinaus  dieselben  im  gemeinen 
Verkehr  nicht  in  Zahlung  angeboten  oder  gegeben  werden  dür- 
fen, kann  nur  in  der  Weise  erfolgen,  dass  der  wirklich  in  den- 
selben enthaltene  durchschnittliche  Goldgehalt  —  nach  Abzug  von 
wenigstens  ein  halb  Procent  Münzkosten  —  in  Einheiten  und 
Tbeilen  der  Krone,  beziehungsweise  in  der  Landeswährung  nach 
dem  Kassenkurse  der  Krone  oder  nach  den  für  deren  Kassenkurs 
beslehenben  Vorschriften  ausgedrückt  wird. 

5)  Jeder  Regierung  bleibt  vorbehalten ,  nach  Befinden  alle 
und  jede  auf  Silber  oder  Gold  lautende  alternative  Zahlungs- 
versprechen zu  untersagen,  ingleichen  durch  Gesetz  oder  Verord- 
nung, entweder  allgemein  oder  für  besondere  Fälle,  z.  B.  für 
Lohnzahlungen  und  dergleichen,  die  äusserste  Werths-  und  Ver- 
wendungsgrenze zu  bestimmen,  innerhalb  welcher  Vereinsgold- 
münzen im  gemeinen  Verkehre  zu  Zahlungen  in  Silberwährung 
zugelassen  werden  dürfen;  bei  Bestimmung  der  Werthsgränze 
ist  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  zu  verfahren,  welche  den 
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künftig  für  diese  Münzsstücke  zulässigen  höchsten  Kassenkurs 
bedingen. 

6)  Die  vertragenden  Staaten  werden  nicht  gestatten,  dass 
die  unter  Autorität  des  Staates  bestehenden  öffentlichen  Anstalten, 
namentlich  Geld-  und  Kreditanstalten,  Banken  u.  s.  w.  in  einer 
anderen  als  der  gesetzlichen  Landeswährung,  rechnen  und  zahlen. 
In  dem  Falle,  dass  eine  unter  Autorität  des  Staates  bestehende 
Anstalt  (Braunschweiger-Bank)  bereits  die  Befugniss  erhallen  hat, 
die  von  ihr  ausgegebenen  zum  Umlauf  als  Geld  bestimmten 
Werthzeichen  auch  in  einer  andern,  als  der  gesetzlichen  Landes- 
währung in  Silber,  auszustellen,  ist  diese  Befugniss  so  bald  als 
thunlich  und  spätestens  mit  dem  Zeitpunkt  abzustellen,  mit  wel- 
chem die  gegenwärtige  Concession  erlischt. 

7)  Zu  den   Bestimmungen,  welche  die  Vereinswährung 
in  Silber  strenge  aufrecht  zu  erhalten  bestimmt  sind,  zahlt  auch 
der  Ausschluss  fremder  Silber  münzen  als  gesetzlicher  Zahlungs- 
mittel.   Mit  dieser  Rücksicht  führen  wir,  obwohl  zunächst  von 
den  Goldmünzen  die  Rede  ist,  die  betreffenden  Bestimmungen 
hier  an :  „Es  ist  selbstverstanden,  dass  in  dem  Gebiete  der  ver- 
tragenden Staaten  Silbermünzen  fremden,  d.  h.  nicht  vereins- 
ländiscben  Gepräges,  die  Eigenschaft  eines  gesetzlichen  Zahlmit- 
tels fernerhin  nicht  beigelegt  werden  darf;  findet  sich  eine 
Regierung  veranlasst,  die  eingedrungenen  fremden  Münzen  le- 
diglich für  den  Zweck  des  gemeinen  Verkehrs  zu  tarifiren,  d.  h. 
den  Werth  zu  bestimmen,  über  welchen  hinaus  solche  im  Ver- 
kehr nicht  in  Zahlung  angeboten  und  gegeben  werden  dürfen, 
so  soll  jener  Werth  niemals  höher  bestimmt  werden,  als  sich 
ergibt,  wenn  das  feine  Silber,  welches  in  den  zu  larifirenden 
fremden  Münzen  gemäss  den  desshalb  angestellten  Ermittlungen 
wirklich  enthalten  ist,  nach  dem  Landesmünzfuss  mit  Abzug  von 
V/%  Procent  für  ümprägungskosten  berechnet  wird.    Die  An- 
nahme der  solcher  Art  tariürten  Münzen  bei  den  Staatskassen 
ist  nur  unter  der  Bedingung  zulässig,  dass  solche  nicht  wieder 
ausgegeben,  sondern  als  Tiegelgut  zum  Einschmelzen  an  die 
Münzstätten  abgeliefert  werden". 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  scheinen  eine  eiserne  theo- 
retische Konsequenz  in  Durchführung  des  Grundsatzes  der  reinen 
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Silberwährung  zu  athmen.  In  WirklichkeU  aber  sind  mehrere 
derselben  bedeutend  abgeschwächt  zu  Gunsten  der  in  Betreff  des 
Goldumlaufs  bestehenden  Verhältnisse. 

So  ist  das  für  Nichtvereinsgoldmünzen  aufgestellte  absolute 
Verbot  eines  Kassenkurses  im  Allgemeinen,  und  speciell  eines 
festen  Kassenkurses,  bei  einem  Theil  der  bisherigen  Goldmünzen 
so  viel  wie  nicht  in  Anwendung  gebracht  und  für  einen  anderen 
Theil  suspendirt,  soferne  Separatartikel  XII  bestimmt:  1)  Die 
Bestimmung  des  Art  21  Punkt  b  des  obigen  Vertrags  soll  die- 
jenigen Regierungen,  welche  für  die  bisherige  Landesgoldmünze 
einen  festen,  ein  für  allemal  bestimmten  Kassenkurs  bereits 
früher  angeordnet  haben,  nicht  verpflichten,  diesen  Kassenkurs 
sofort  aufzubeben,  beziehungsweise  die  Goldmünzen  einzuziehen ; 
es  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  jene  Regierungen  Sorge 
tragen  werden,  das  bestehende  Verhältniss  durch  „allmählige" 
Einziehung  der  betreffenden  Landesgoldmünzen  zu  beseitigen. 
Selbstverständlich  darf  für  diese  Goldmünzen  ein  anderer  als  der 
bisher  bestandene  Kassenkurs  nicht  eingeführt  werden.  2)  Den- 
jenigen Regierungen,  welche  für  ihre  landesgesetzlichen  Gold- 
münzen einen  veränderlichen  Kassenkurs  bisher  angeordnet 
haben,  bleibt  freigestellt,  denselben  längstens  bis  zum  31.  März 
1862  in  bisheriger  Weise  zu  reguliren,  wogegen  sie  von  diesem 
Zeitpunkt  an  für  andere  Goldmünzen,  als  für  Kronen  und  halbe 
Kronen,  einen  Kassenkurs  nicht  bestimmen  werden." 

Hiedurch  ist  das  Verbot  eines  Kassenkurses  wohl  für  sämmt- 
liche  bestehende  Landesgoldmünzen  wenigstens  auf  fünf  Jahre  ein 
leerer  Buchstabe.  Die  bisher  mit  festem  Kassenkurs  versehenen 
Landesgoldmünzen  werden  auch  weiterhin  mit  derselben  Eigen- 
schaft fortbestehen  können.  Für  ihren  „alimähligentt  Einzug 
enthalt  die  Münzkonvention  keine  andere  genau  bestimmte  Ver- 
bindlichkeit, als  die  in  Separatartikel  IX  Ziffer  3  gegebene :  dass 
diejenigen  Goldmünzen  älteren  Gepräges,  welche  bei  den»St.-Kassen 
eingehen  und  nicht  mehr  vollwichtig,  beziehungsweise  Uber  das 
gesetzlich  bestehende  Passirgewicht  hinaus  am  Gewichte  verrin- 
gert sind,  nicht  wieder  ausgegeben  werden  dürfen.  Hiedurch 
allein  aber  ist  nur  ein  sehr  langsamer  Einzug  bedingt,  nament- 
lich wenn  man  in  Erwägung  nimmt,  dass  nicht  vollwichtige 
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Stücke  iheils  wegen  des  zu  befürchtenden  Werthabzuges  von  den 
öffentlichen  Kassen  werden  ferne  gehalten  werden,  theils  bei 
lebhaftem  Verkehr  nicht  eben  immer  scharf  genug  werden  ge- 
wogen werden  können. 

Das  Verbot,  dem  mathematisch  denominirten  „Kronzehn- 
tel" und  seinen  (beliebigen)  weiteren  Untereintheilungen  eine 
auf  gangbare  Werthbezeichnungen  vereinsländischer  Silbermünzen 
hinweisende  Benennung  zu  geben,  wird  praktisch  kaum  die  er- 
wartete Wirkung  äussern.  Karmarsch  tbeilt  mit,  dass  Han- 
nover —  schwerlich  ohne  alle  Verabredung  mit  anderen  Staaten 
—  das  Krön  zehntel  (=  1  Gramm  fein  Gold)  in  dreissig  Theil 
und  jeden  dieser  Theile  wieder  in  zehn  Theile  theilen  will. 
Hierin  liegt  eine  merkwürdige  Accomodation  an  den  hamburgi- 
scher Seils  vorgeschlagenen  Fuss  der  alldort  gewünschten  Gold- 
währung, wonach  der  Neuthaler  von  1  Gramm  feinen  Goldes  zu 
Grunde  gelegt  werden  soll.  Durch  die  weitere  Theilung  in  30 
Theile  ä  10/io  erhält  man  vielleicht  eine  von  den  deutschen  See- 
Handelsstädten  her  durch  Hannnover  vordringende  Goldthalerwäh- 
rung  mit  30  Groschen  zu  je  10  Pfennigen  nur  ohne  die  Namen. 
Kar  marsch  bemerkt  hiezu  mit  vollem  Grund:  „So  wird  die 
Goldwährung,  gegen  welche  die  Münzconferenz  so  scharf  zu 
Felde  gezogen  ist,  hinter  dem  freilich  sehr  durchsichtigen  Vor- 
hang, fertig  gemacht,  und  wenn  man  eines  Tages  aufzieht,  so 
ist  die  Sache  mit  einer  einfachen  offiziellen  Namengebung  ab- 
gethan.tf 

Auch  die  weitere  Bestimmung,  wonach  den  Banken,  über- 
haupt den  unter  Autorität  des  Staates  bestehenden  öffentlichen 
Anstalten,  verboten  sein  sollte,  in  einer  anderen  als  der  gesetz- 
lichen Landeswährung  zu  rechnen  und  zu  zahlen,  ist  sofort 
völlig  wieder  aufgegeben  worden.  Und  mit  Recht,  man  hätte 
ein  cave  a  consequentariis  ausrufen  müssen,  wenn  diese  in  die 
Verkehrsfreiheit  tief  eingreifende  und  dabei  sicherlich  unnöthige 
Bestimmung  der  theoretischen  Konsequenz  zu  liebe  zu  praktischer 
Geltung  gekommen  wäre,  was  durch  eine  Interpretation  im  35. 
Conferenzprotokoll  abgewendet  ist.  Es  heisst  an  letzterem  Orte: 
„Den  genannten  Anstalten  bleibt  auch  für  die  Zukunft  gestattet, 
Verpflichtungen  in  Goldmünzen  zu  übernehmen  und  zu  erfüllen, 
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auch  über  diese  Geschälte  besonders  Buch  zu  führen,  so  wie 
nach  freier  Uebereinkunft  Geschälte  in  fremden  Münzen  zu 
machen4*. 

Aas  allen  vorstehenden  Bemerkungen  geht  hervor,  dass  der 
ostensible  Rigorismus  der  reinen  Silberwährung  gegen  die  Gold- 
circulalion,  namentlich  gegen  die  alteren  Landcsgoldmünzen,  nach 
mehreren  Seiten  ziemlich  lax  und  geschmeidig  gegen  das  Be- 
stehende wird. 

Noch  erübrigt  uns,  zu  einem  Urtheil  über  die  neuen  Ver- 
einsgoldmünzen an  sich  und  über  ihre  routh massliche  Zukunft 
zu  gelangen. 

Zweckmässig  ist,  dass  man  nicht  zu  kleine  Goldmünzen  ge- 
wählt hat.  Die  halbe  Krone  ist  nahe  an  5  Silberthaler  werth, 
wenn  man  die  gegenwärtige  Werthrelation  von  1  :  157a  (Silber 
zu  Gold)  zu  Grunde  legt.  Diess  ist  nach  der  Erfahrung  der 
Münzkundigen  ungefähr  die  für  Goldmünzen  noch  zweckmässige 
Stückelung. 

Die  Legirung  von  900  :  100  ist  die  französische  und  an 
sich  zweckmässig. 

Nicht  zweckmässig  aber  ist  es,  dass  man  ein  Pfund  feinen 
statt  Icgürten  oder  Präge-Metalls  zu  Grunde  gelegt  hat  Es  hätte 
im  letzteren  Fall  gehabt : 

Feingewicht  Bruttogewicht 
die  Krone  9  10  Gramm 

die  halbe  Krone  4,500  5;  „ 

Es  hat  jetzt: 

die  Krone  10  11,111 ..  „ 

die  halbe  Krone  5  5,555 . .  „ 

In  ersterem  Falle  hätte  man  also  sowohl  für  Krone  als  für 
Bruttogewicht  einfache  Gewichts- Verhältnisse  erhalten ,  jetzt  hat 
man  gerade  für  das  Bruttogewicht,  dessen  Gewichtseinfachheit 
wohl  das  erheblichere  praktische  Interesse  hat,  ganz  unbequeme 
Verhältnisse. 

Während  bei  der  Eruirung  der  neuen  S  i  Iber  münz  Risse 
nachgewiesenermassen  das  Bestreben  maassgebend  war,  sämmt- 
licbe  bestehende  Münzfüsse  ohne  Umschätzung  oder  üroprägung 
der  circulirenden  Münzen  mit  den  neuen  Verhältnissen  zu  ver- 
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schmelzen  und  während  die  bei  den  Münzen  gesetzlicher  Wäh- 
rung wesentlichere  Uniformität  und  die  ebenda  nöthigere  Fräcision, 
in  Bezug  auf  Reinerhaltung  des  Münzfusses  und  in  Bezug  auf 
Einzug  der  bei  einer  bestimmten  Abnutzungsgrenze  angelangten 
Stücke,  nicht  völlig  erzielt  werden  konnte,  hat  man  auf  der  an- 
dern Seite  zwei  Vereinsgoldmünzen  vereinbart,  welche,  da  neue 
Stücke  der  alten  Landesgoldmünz  -  Sorten  nicht  mehr  geprägt 
werden  dürfen,  zur  Alleinherrschaft  gelangen  zu  sollen  scheinen, 
und  welche  zum  Theil  den  vorsichtigsten  münzpolizeilichen  Be- 
stimmungen unterworfen  sind. 

Wir  sind  weit  entfernt,  letzleres  zu  tadeln  oder  die  bei  der 
Eruirung  der  neuen  Silbermünzftisse  beobachtete  Schonung  des 
Bestehenden  verkennen  zu  wollen;  wir  haben  uns  in  letzterer 
Beziehung  oben  deutlich  genug  ausgesprochen.  Nur  drängt  sich 
uns  der  Gedanke  auf,  als  habe  man  mit  einer  möglicherweise 
ntflhig  werdenden  Goldwährung  im  Voraus  einen  halben  Frieden 
schliessen  wollen. 

Freilich  wäre  es  dann  mehr  als  fraglich,  ob  der  gewählte 
Goldmünzfuss  der  für  eine  solche  Eventualität  geeignetste  sein 
würde.  Wenn  in  dem  Falle  des  Uebergangs  zur  Goldwährung 
die  dann  in  Circulation  befindliche  Silbermünze  als  Scheidemünze 
beibehalten  werden  wollte  unter  Reduction  des  Betrags  auf  den 
nöthigen  Scheidemtinzbedarf  und  unter  Erhöhung  des  Nennwerths 
um  10—14  Procent  über  den  Metallwerth,  so  Hess  sich  gewiss 
eine  tauglichere  Wahl  des  Goldmünzfusses  treffen ;  etwa  12 
Gramm  für  die  Krone,  welche  alsdann  auf  10  Thaler  tarifirt  die 
vorhandene  Silbercirculation  als  Scheidemünze  sehr  bequem  zu- 
gelassen und  einen  ganz  leichten  Uebergang  zur  Goldwährung 
gestattet  hätte. 

Der  Vertrag  hegt  von  den  Vereinsgoldmünzen  die  Erwar- 
tung, „dass  sie  den  Handel  mit  dem  Ausland  fördern*  werden. 
Wenn  man  diess  überhaupt  von  einer  speciellen  Sorte  von  Gold- 
münzen besonders  erwartet,  so  war  es  gewiss  am  Platz,  sich 
an  die  Hauptgoldmünze  eines  grösseren  Handelsvolkes,  den  So- 
vereign  oder  das  20-Franken-Stück  anzuschliessen,  sei  es  durch 
einfache  Annahme  oder  durch  Wahl  eines  bequemen  Vielfachen 
oder  Theiles  einer  solchen  Münze.   Namentlich  wenn  man  tabula 
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rasa  machte  and  das  Bedürfniss  des  Grosshandels  als  maassge- 
bend  ansah,  so  hatte  es  einem  sehr  praktischen  Zwecke  ent- 
sprochen, wenn  man  den  Goldmünzfuss  mit  demjenigen  eines 
benachbarten  grösseren  Handelsvolkes  in  Uebereinstimmung  ge- 
setzt hätte.  Dass  etwa  später,  wenn  es  sich  um  eine  kontinen- 
tale Münzunion  jemals  handeln  wird,  Frankreich  oder  England 
zur  deutschen  Krone  übergehen  würden,  bloss  desshalb  weil  sie 
10  Gramm  fein  enthält,  wird  mehr  als  problematisch  sein. 

Sehen  wir  aber  von  den  internationalen  Diensten ,  welche 
die  Krone  leisten  soll,  ab,  und  sehen  zu,  welche  Dienste  sie  dem 
Binnenverkehr  zu  gewähren  berufen  ist 

Es  fragt  sich  dabei  zuerst,  ob  dafür  gesorgt  ist,  dass  die 
Yereinsgoldmünzen  bald  eine  beherrschende  Holle  in  der  Gold- 
circulation  gewinnen  werden. 

In  dieser  Beziehung  wfire  zu  vermissen,  dass  keinerlei  Aus- 
prägungspflicht verabredet  ist.  Jeder  Staat  kann  sie  in  belie- 
biger Menge  oder  auch  gar  nicht  prägen. 

Die  Bestimmung  dass  fortan  andere  Goldsorten  in  den  Ver- 
einsstaaten nicht  mehr  gemünzt  werden  dürfen,  verbürgt  ein 
herrschendes  Aufkommen  der  Krone  noch  nicht.   In  Preussen, 
Sachsen,  Hannover  dürfte  die  bisherige  Goldcirculation  einem 
Drittel  bis   Viertel   der  Silbercirculation  gleichkommen.  Ihre 
alten  Goldmünzen:  Dukaten,  Pistolen,  Friedrichs'dor  u.  s.  w. 
sind  zulässig  „bei  den  im  Betrieb  des  Staats  befindlichen  Ver- 
kehrs- und  Gewerbsanstalten,  namentlich  Berg-  und  Hüttenwer- 
ken, Eisenbahnen,  Posten  etc.*  (Separatart.  XII,  Z.  5),  ferner 
(nach  Separatart.  IX,  Z.  3)  „sowohl  im  gemeinen  Verkehr  als  . 
bei  den  Staatskassen  in  allen  denjenigen  Fallen,  in  welchen  nach 
Gesetz  oder  Vertrag  die  Verpflichtung  auf  Gold  lautet.«  Die 
Vereinsgoldmünzen  haben  somit  vor  den  alten  Landesgoldmünzen 
auch  gar  keinerlei  besondere  rechtliche  Qualification  voraus, 
wodurch  sie  besonders  aufkommen  müssten.   Sie  werden  daher 
gegen  die  alte  Goldcirculation,  welche  bei  grossem  Betrag  und 
langsamer  Abnutzung  nicht  so  schnell  im  Tiegel  verschwinden 
wird,  um  so  gewisser  schwer  aufkommen,  als  ihre  Ausprä- 
gung in  grösserer  Menge  mehr  als  zweifelhaft  ist. 

Der  Umstand,  dass  die  Krone  zwischen  den  umlaufenden 
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Goldsorten  in  keiner  Beziehung  eine  bequeme  Ausgleichungs- 
münze  bildet,  wird  ihre  Herrschaft  nicht  beschleunigen.  Der 
Feingehalt  der  Krone  ist  gleich  demjenigen  von: 
34,444  .  .  .  Frks. 
1,36569  .  .  Sovereign  t 

1,65782  . .  preuss.  Friedrichsd'or  oder  sächs.  Augustd'or 

2,90537  .  .  östr.  Dukat. 

1,67864  .  .  hannöv.  Pistolen 

6,64628  . .  Golddollars. 
Diese  vorstehenden  Gleichungen  zeigen,  dass  sich  die  neue 
deutsche  Vereinsgoldmünze  geradezu  mit  allen  bedeutenderen 
deutschen  und  ausserdeutschen  Goldmünzen  in  Opposition  setzt. 
Wir  beklagen  es  daher  auch  nicht,  ihr  eine  nicht  sehr  bedeutende 
Zukunft  dem  Obigen  zu  Folge  prophezeien  zu  müssen. 

Unsere  Eingangs  ausgesprochenen  allgemeinen  Betrachtungen 
über  die  Goldausmünzung  glauben  wir  im  Vorstehenden  nunmehr 
motivirt  zu  haben. 

Papiergeld. 

Artikel  22  des  Vertrags  besagt:  „Keiner  der  vertragenden 
Staaten  ist  berechtigt,  Papiergeld  mit  Zwangskurs  auszugeben 
oder  ausgeben  zu  lassen,  falls  nicht  Einrichtung  getroffen  ist, 
dass  solches  jederzeit  gegen  vollwichtige  Silbermünzen  auf  Ver- 
langen der  Inhaber  umgewechselt  werden  könne.  Die  in  dieser 
Beziehung  zur  Zeit  etwa  bestehenden  Ausnahmen  sind  längstens 
bis  zum  1.  Januar  1859  zur  Abstellung  zu  bringen.8 

„Papiergeld  oder  sonstige  zum  Umlauf  als  Geld  bestimmte 
Werthzeichen,  deren  Ausgabe  entweder  vom  Staate  selbst  oder 
von  andern  unter  Autorität  desselben  bestehenden  Anstalten  er- 
folgt, dürfen  künftig  nur  in  Silber  und  in  der  gesetzlich  bestehen- 
den Landeswährung  ausgestellt  werden." 

Der  greifbarste  Erfolg  dieses  Artikels  wird  die  Nöthigung 
der  Östreichischen  Regierung  zur  Aufhebung  des  für  die  Noten 
der  östreich.  Nationalbank  fortbestehenden  Zwangskurses  sein, 
beziehungsweise  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  in  Oest- 
rich. 

Ob  der  Artikel  die  Probe  gewisser  Staalsnothwendigkeiten 
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aushalten  wird,  kann  nur  die  Zukunft  entscheiden.  Uns  kommt  es 
nur  zu,  darauf  hinzuweisen,  wie  einerseits  durch  den  Artikel 
das  Münzsystem  nicht  schon  gegen  alle  von  Seite  der  Münz- 
Surrogate  drohende  Gefährde  sichergestellt  ist,  und  wie  anderer- 
seits der  Artikel  selbst  nach  seinem  beschränkten  Inhalt  erst  noch 
einer  genaueren  Entwicklung  bedarf,  um  das  in  ihm  ausgesprochene 
allgemeine  Princip  zu  sicherer  praktischer  Geltung  zu  bringen. 

Es  wird  kaum  zu  laugnen  sein,  dass  eine  Bestimmung  wie  die: 
dass  Einrichtung  getroffen  sein  muss,  in  gesetzlichem  Zwangskurs 
stehendes  Papiergeld  jederzeit  gegen  vollwerlhige  Silbermünzen 
auf  Verlangen  des  Inhabers  umzuwechseln  —  nur  dann  erheb- 
lichen Werth  hat,  wenn  sie  genau  pracisirt  ist.  Diess  ist  in  der 
Januarkonvention  nicht  geschehen.  Welcher  Schutz  ist  z.  B.  dem 
Publikum  und  der  Metallcirculation  gewährt,  wenn  ein  Staat 
Papiergeld  mit  Zwangskurs  ausgiebt  oder  ausgeben  lässt  und 
dabei  nur  in  seiner  Hauptstadt  oder  an  einigen  wenigen  Filialkassen 
ungenügende  Einlösungsgelegenheit  gewährt?  Und  welche  Chi- 
canen  sind  nicht  selbst  bei  diesen  wenigen  Kassen  möglich  >), 
wahrend  dem  Artikel  22  nothdürftig  Genüge  geleistet  wird. 

Nicht  abgeschnitten  sind  Fälle,  wie  der,  dass  ein  kleiner 
Staat  Papiergeld  in  einem  das  Bedürfniss  seines  eigenen  Verkehrs 
weit  übersteigenden  Maasse  ausgiebt  und  in  seinem  eigenen  und 
in  den  Nachbargebieten  die  Melallbasis  des  Geldsystems  afficirL 
Es  können  grosse  Mengen  Slaatspapiergeldes  eine  Zeit  lang  ohne 
Drang  zur  Einlösung  umlaufen,  die  Einlösungseinrichtung  kann  in 
so  lange  genügend  sein,  aber  sie  kann  auch  plötzlich  unzureichend 
werden.  Es  ist  ferner  durch  den  Vertrag  gar  keine  Sicherheit 
gegen  die  zu  kleinen  Banknotenappoints  gegeben,  welche  bei 
zureichendster  Umwechslungsgclegenheit  den  Münzschatz  eines 
Landes  über  Gebühr  verringern,  ja  fast  austreiben  können. 

Noch  verschiedene  Gesichtspunkte  könnten  aufgestellt  werden, 
nach  welchen  über  die  Geldsurrogate  bestimmte  Grundsätze  zur 

1)  Klassisch  in  seiner  Art  und  denkwürdig  ist  das  Beispiel  von  Ein- 
lösungschicane,  welches  öffentlichen  Blättern  and  notarieller  Aufnahme  au 
Folge  die  Thüringer  Bank  au  Sondershausen  geliefert  hat,  indem  sie  16,090  Thlr. 
prtsentirter  Noten  in  anderer  als  Stück  für  Stück  aufgesihlter  Scheidemünse 
auszulosen  sich  weigerte! 
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Sicherung  des  Münzsystems  zu  vereinbaren  gewesen  wären. 
Wir  können  uns  aus  Anlass  einer  Kritik  des  Münzvertrags  in 
genauere  Erörterungen  hierüber  nicht  einlassen.  Die  preussische 
Regierung  hat  die  Zollvereinsslaaten  zu  Vereinbarungen  über 
die  Geldsurrogate  eingeladen.  Wir  wünschen  diesen  Bemühungen 
einen  guten  Erfolg,  glauben  aber,  dass  das  vorläufig  Notwendigste 
universeller  und  gewisser  erreicht  worden  wäre,  wenn  im  Münz- 
vertrag neben  dem  allgemeinen  Artikel  22  eine  Vereinbarung 
dahin  erzielt  worden  wäre,  dass  der  Staatspapiergeldumlauf  auf 
ein  Maximum,  nach  der  Seelenzahl  berechnet,  beschränkt  und 
Notenappoints  unter  einem  gewissen  Minimalbetrage  absolut  aus- 
geschlossen werden.  Das  Münzsystem  hätte  hiedurch  wenigstens 
die  notwendigste  Sicherheit  gegen  eine  Gefährdung  durch  das 
Papiergeld  einfach  erreichen  können. 

Art.  23—28  sammt  den  zugehörigen  Separatartik.  XVI— XVIII 
enthalten  neben  transitorischen  Bestimmungen  u.  A.  folgende 
Festsetzungen,  welche  wir  zur  Vervollständigung  des  tatsäch- 
lichen Vertragsinhalts  hier  anfügen:  die  vertragenden  Staaten 
werden  alle  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  zur  Regelung 
des  Münzwesens  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Vertrags  ergehen 
werden,  ingleichen  die  zu  deren  Ausführung  unter  einzelnen  von 
ihnen  etwa  zu  Stande  kommenden  Vereinbarungen  sich  einander 
mittheilen.  Nicht  minder  verpflichten  sich  dieselben,  nach  Ablauf 
eines  jeden  Jahres  einen  amtlichen  Nachweis  über  die  stallge- 
fundenen Ausmünzungen  aller  Art  mit  Bezeichnung  der  ver- 
schiedenen Sorten  einander  mitzuteilen  sowie  zu  veröffentlichen 
und  in  beiden  Fällen  die  Gesammtwerthsumme  aller  seit  Annahme 
des  bestehenden  Landesmünzfusses  ausgeprägten  Münzen  jeder 
Sorte  mit  angeben  zu  lassen. 

Der  praktische  und  wissenschaftliche  Werth  dieser  Anordnung 
bedarf  keiner  weiteren  Bemerkung. 

Für  den  Fall,  dass  andere  deutsche  Staaten  oder  solche 
ausserdeutsche  Staaten,  welche  einem  der  beiden  Zollsysteme 
sich  anschliessend  dem  gegenwärtigen  Münzvertrag  beizutreten 
wünschen,  erklären  die  vertragenden  Regierungen  sich  bereit, 
diesem  Wunsche  durch  desshalb  einzuleitende  Verhandlungen 
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Folge  zu  geben.  Im  Schlussprotokoll  ist  ausfuhrliche  Vorsehung 
für  den  Fall  einer  Münzvcreinbarung  mit  Parma  und  Modena 
getroffen. 

Durch  Artikel  27  wird  die  Dauer  des  Vertrags  zunächst  bis 
zum  Schlüsse  des  Jahres  1878  festgesetzt  Auch  alsdann  soll 
derselbe,  insofern  der  Rücktritt  von  der  einen  oder  anderen 
Seite  nicht  erklärt  oder  eine  anderweitige  Vereinbarung  darüber 
nicht  getroffen  worden  ist,  stillschweigend  von  fünf  zu  fünf  Jahren 
als  verlängert  angesehen  werden. 

Es  ist  aber  ein  solcher  Rücktritt  nur  dann  zulässig,  wenn 
die  betreffende  Regierung  ihren  Entschluss  mindestens  zwei  Jahre 
vor  Ablauf  der  ausdrücklich  festgesetzten  oder  stillschweigend 
verlängerten  Vertragsdauer  den  mitvertragenden  Regierungen 
bekannt  gemacht  hat,  worauf  sodann  unter  sümmtlichen  Yereins- 
staaten  unverweilt  weitere  Verhandlung  einzutreten  hat,  um  die 
Veranlassung  der  erfolgten  Rücktrittserklärung  und  somit  diese 
Erklärung  selbst  im  Wege  gemeinsamer  Verständigung  zur  Er- 
ledigung bringen  zu  können. 

Wir  fassen  zum  Schluss  die  Ergebnisse  unserer  Erörterung 
und  Beurtheilung  des  Vertrags  übersichtlich  zusammen: 

Eine  radikale  Umgestaltung  im  deutschen  Münzwesen  ist 
durch  den  Vertrag  nicht  bewerkstelligt  worden. 

Man  hat  die  bestehenden  Verhältnisse  nicht  nur  der  Silber- 
sondern auch  der  Goldzirkulation  aufs  Schonendste  angefassl  und 
das  Gerüste  der  Gemeinsamkeit  nach  der  Form  und  dem  Zuschnitt 
des  vorhandenen  Materials  aufgezimmert,  statt  umgekehrt  dieses 
Material  nach  den  mathematischen  Linien  einer  ganz  neuen  Form 
umzuarbeiten.  Man  hat  damit  unseres  Erachtens  den  ganz  rich- 
tigen, durch  Zeit  und  Umstände  gebotenen  Weg  eingehalten. 
Wir  hahen  nachgewiesen,  dass  es  schon  in  Anbetracht  der  zur 
Zeit  ganz  unentscheidbaren  Alternative:  Gold-  oder  Silberwahrung 
ungeeignet  wäre,  im'  jetzigen  Zeitpunkte  radikale  Aenderungen 
des  Münzwesens  vorzunehmen,  Aenderungen,  welche  nach  wenigen 
Decennien  abermals  radikal  könnten  umgestossen  werden  müssen. 

Aber,  fragt  man,  hatte  es  dann  überhaupt  ein  wesentliches 
Interesse,  den  Vertrag  im  jetzigen  Momente  abzuschliessen  und 
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halte  man  die  Dinge  nicht  noch  ein  Jahrzehnt  oder  etwas  länger 
im  jetzigen  Zustand  unverändert  fortbestehen  lassen  sollen? 

Wir  antworten  mit  Nein.  Es  waren  einige  sehr  wesentliche 
Zwecke  schon  jetzt  zu  erreichen  und  sie  sind  zum  Tbeil  erreicht 
worden.  Voran  stellen  wir  die  Schaffung  einer  allgemeinen 
Wechselmtinze,  wie  sie  im  Vereinstbaler  gegeben  ist;  hiedurch 
ist  ein  entschiedenes  Bedttrfniss  ohne  Umstossung  bestehender 
Verhältnisse  befriedigt  worden.  Dass  zur  Vereinsmünze  der 
Thaler  erkoren  und  dass  ihr  durch  die  vereinbarte  Assimilation 
der  Stücke  des  alten  Vierzehnlhalerfusses  sofort  ein  fester  Halt 
gegeben  wurde,  war  unumgänglich  und  zweckmässig  unter  der 
gegebenen  Voraussetzung,  dass  eine  Vereinsmünze  mit  möglichst 
geringer  Veränderung  des  Bestehenden  ins  Leben  zu  rufen  war. 

Eine  völlige  Münzeinheit  ist  nicht  erzielt  worden,  aber  es 
ist  doch  gelungen,  dreierlei  verschiedene  Systeme  mit  einem 
Gebiete  von  70  Millionen  Menschen  zu  einer  vorläufigen  wenn 
auch  nicht  durchweg  fertigen  Harmonie  zusammen  zu  sch Mes- 
sen und  in  einigen  wesentlichen  Stücken  einheitliche  münzpol  izei- 
liche  Grundsätze  zur  Geltung  zu  bringen.  Auch  uns  scheint, 
dass  man,  selbst  ohne  völlige  Münzeinheil  anzunehmen,  die  Münz- 
konföderation in  wesentlichen  Beziehungen  praktischer  und  strenger 
gestalten  konnte.  Wir  meinen  diess  namentlich  in  der  Beziehung, 
dass  man,  bestimmte  Abnutzungsgrenzen  wie  für  die  Vereins- 
münzen so  auch  für  die  Landesmünzen  vereinbaren  und  darauf 
hin  die  letzteren  allgemein  und  gegenseitig  als  gesetzliche  Zah- 
lungsmittel anerkennen  konnte.  Hiedurch  erst  wäre  Verlust  im 
gegenseitigen  Verkehr  forthin  abgeschnitten  gewesen. 

Das  süddeutsche  System  bat  eine  Zukunft  wohl  nicht  zu 
hoffen.  Der  Uebergang  zum  Thalersystem  dürfte  empfehlenswerth 
sein,  weil  er  einerseits  das  Doppelsystem  von  Gulden  und  Thalern 
beseitigt,  weil  der  Thaler  dem  süddeutschen  Verkehr  bereits 
geläufig  ist  und  daher  bestehende  Gewohnheit  weniger  verletzt 
würde,  und  weil  andererseits  eine  üebereinstimmung  auch  mit 
dem  östreichischen  System  indirect  erzielt  würde.  Letzteres  wäre 
namentlich  dann  der  Fall,  wenn  der  Uebergang  Süddeutschlands 
zum  Thalersystem  mit  einer  forthinigen  Centesimaltheitung  des 
Thalers  verbunden  wäre,  indem  dann  die  Hunderttheile  des  Thalers 
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zu  den  Hunderttheilen  des  östreichischen  Guldens  in  bequemes 
Verhältniss  kommen  würden. 

Ueber  den  Scheidemünzumlauf  sind  ganz  erfreuliche  Bestim- 
mungen erzielt  worden  und  noch  erfreulicher  sind  die  ausge- 
streuten Keime,  welche  mit  gutem  Willen  entwickelt  zu  einer 
durchgängigen  Bereinigung  des  deutschen  Scheidemünzwesens 
führen  müssen,  das  wenigstens  in  Südwestdeutschland  sehr  im 
Argen  liegt. 

Djß  Festsetzungen  über  den  Goldumlauf  suchen,  z.  Th.  mit 
starrer  Konsequenz,  den  Grundsatz  der  reinen  Silberwährung  zu 
sichern.  Doch  ist  diese  Konsequenz  auch  mannigfach  durch- 
brochen. Die  neuen  Vereinsgoldmünzen  entbehren  aller  An- 
knüpfung an  das  Besiehende;  ob  sie  einem  etwa  nothwendig 
werdenden  Ucbergang  zur  Goldwährung  Vorschub  leisten,  ob 
sie  ihrem  Zweck  der  Erleichterung  des  internen  und  inter- 
nationalen Handels  besonders  entsprechen  werden,  möchte  nach 
dem  Ausgeführten  zweifelhaft  erscheinen.  Es  ist  daher  fast 
erfreulich  zu  nennen,  dass  ihnen  eine  dominirende  Stellung  durch 
den  Verlrag  nicht  gesichert  ist  und  dass  ihnen  eine  solche  wahr- 
scheinlicher Weise  auch  nicht  von  selbst  zufallen  wird. 

Der  Artikel  22  mit  seiner  Eindämmung  des  Zwangskurses 
von  Papiergeld  ist  sehr  erfreulich,  bedarf  aber  ebenfalls  weiterer 
Entwicklung,  wenn  das  Münzsystem  gegen  die  möglichen  Störungen 
Seitens  der  Geldsurrogate  gesichert  erscheinen  soll. 

Somit  hat  der  Vertrag  einige  wesentliche  und  brauchbare 
Resultate  erzielt,  noch  mehr  vielleicht  Keime  ausgestreut,  welche 
erst  entwickelt  werden  müssen  und  theil weise  auch  nur  langsam 
sich  entwickeln  können. 

Dass  überall  mit  der  Absicht  verfahren  worden  ist,  Verein- 
barungen und  Neuschöpfungen  unter  möglichster  Schonung  des 
Bestehenden  zu  erzielen,  wird  man  am  Wenigsten  tadeln  können, 
wenn  man  die  ganze  Unsicherheit  der  Constellation,  welcher  das 
Münzwesen  im  Allgemeinen  zur  Zeit  unterstellt  ist,  in  billige 
und  besonnene  Erwägung  nimmt. 


Z.ibchr.  für  SlaaUw.  1S57.    2i  Heft.  22 
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Die  Gerichtsbarkeit  des  eidgenössischen  Bundes  nach 
heutigem  schweizerischem  Staatsrecht« 


Von.  G.  Vogt,  Staatsanwall  and  Prtvatdozeot  in  Bern. 


Erster  Abschnitt. 

Einleitende  Bemerkungen;  historische  Äntecedentien. 

Der  richterliche  Zweig  der  Staatsverwaltung  erhält  in  födera- 
tiven Staatenverbindungen  (Bundesstaat  und  Staatenbund)  dadurch, 
dass  in  Streitigkeiten  unter  einander  die  einzelnen  Gliedstaaten 
an  die  Entscheidung  des  Bundes  verwiesen  werden,  eine  Aus- 
dehnung, welche  in  gleicher  Art  dem  einfachen  Staate  nicht 
bekannt  ist.  Allerdings  kann  es  auch  im  einfachen  Staate  vor- 
kommen, dass  dessen  Gerichte  über  civil  rechtliche  Anforderungen 
eines  fremden  an  den  eigenen  Staat  zu  urtheilen  haben;  allein 
in  solchen  Fällen  unterwirft  sich  der  fremde  Staat  freiwillig 
dem  Gerichtsstand  des  Beklagten,  während  im  Föderativstaat  beide 
Theile  als  Parteien  und  kraft  einer  über  Beiden  stehenden  Justiz- 
hoheit einem  bestimmten  Gericht  de  jure  unterworfen  sind.  Als- 
dann wird  in  Conflicten  staatsrechtlicher  Natur  mit  einem 
andern  Staat  ein  selbstständiges  Gemeinwesen  nie  den  eigenen 
Standpunkt  und  das  Maass  von  Hoheitsrechlen,  welches  es  gemäss 
seiner  Verfassung  in  Anspruch  nimmt ,  von  dem  Urtheil  des 
Gegners  abhängig  machen,  oder  wenigstens,  wenn  es  faktisch 
einer  solchen  Demüthigung  nicht  ausweichen  kann,  in  der  äusseren 
Form  dem  Zugeständniss  den  Schein  freier  EntSchliessung  zu 
wahren  suchen:  der  föderative  Verband  dagegen,  selbst  wenn 
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er  noch  so  locker  ist,  übt  auch  in  solchen  Streitfragen  ein 
Recht  der  Entscheidung  aus  oder  verhindert  zum  Mindesten 
eine  Erledigung  des  Streites  auf  dem  Wege,  der  souveränen 
Staaten  offen  steht;  demjenigen  der  Eigenmacht.  Der  Bestand 
des  Bundes  involvirt  also  unter  allen  Umständen  ein  Verbot  der 
Selbsthülfe  unter  den  Gliedstaaten.  Wenn  Kanl  ')  nach  seiner 
scharfen  Kritik  des  Völkerrechtes  den  Mängeln  desselben  seinen 
Vorschlag  eines  föderativen  Bundes  unter  den  civilisirlen  Staaten 
entgegenstellt,  so  hat  er  damit  das  wesentliche  Merkmal,  durch  • 
welches  föderative  Staatsformen  von  ihren  nächsten  Voraus- 
setzungen sich  abheben,  ganz  richtig  bezeichnet.  In  der  That, 
die  Negation  des  Völkerrechtes  ist  der  erste  Schritt 
zur  Begründung  eines  Föderativstaates.  Mit  dem  völkerrechtlichen 
Naturzustand,  in  welchem  die  Autorität  des  Rechtes  nicht  weiter 
reicht,  als  die  Anerkennung,  welche  aus  freien  Stücken  und 
gleichsam  auf  Kündigung  von  jedem  einzelnen  der  souveränen 
Individuen,  für  welche  es  die  allgemein  verpflichtende  Regel  sein 
will,  seinen  Geboten  gezollt  wird ;  in  welchem  das  einzige  recht- 
liche Zwangsmittel  in  der  ihrer  Natur  nach  widerrechtlichen 
Selbslhülfe  besteht;  wo  der  Sieg  das  Recht,  und  nicht  das  Recht  — 
vielleicht  das  Recht  der  Weltgeschichte,  aber  wenigstens  nicht 
das,  welches  die  Gegenwart  als  solches  erkennt  und  fordert  — 
den  Sieg  bestimmt  —  ist  eine  dauernde  nicht  nur  auf  wechselnde 
Interessen ,  sondern  auf  rechtliche  Normen  begründete  Einigung 
unter  verschiedenen  Staaten  unvereinbar.  Erst  dann  ruht  eine 
solche  Conföderation  auf  sicherem  Fundament,  wenn  ein  grund- 
sätzlicher Verzicht  auf  alle  Eigenmacht  von  allen  Bundesgliedern 
ausgesprochen  worden  ist.  Die  Streitigkeiten  unter  den  Einzel- 
staaten sind  daher  —  wenn  auch  schon  im  Staatenbund,  und  in 
weit  höherem  Grade  im  Bundesstaat,  noch  andere  Gegenstände 
dem  richterlichen  Entscheid  des  Bundes  zugetheilt  werden  — 
doch  immerhin  derjenige  StolT,  an  welchem  sich  zuerst  die  Not- 
wendigkeit richterlicher  Kompetenzen  des  Bundes  zeigt. 

Die  Entstehungsgeschichte  von  Föderativstaaten  folgt  im 
Allgemeinen  dem  nämlichen  Gang  wie  die  Bildung  der  Staaten 


1)  Sämmll.  Werke,  Ausgabe  von  Hartenstein,  Bd.  V,  S.  429. 
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Uberhaupt.«  Die  werdende  Staatsgewalt  empfieng  ihren  ersten 
Inhalt  theüs  durch  das  Bedürfniss  gemeinsamer  kriegerischer 
Abwehr  und  Abschliessung  der  politischen  Individualität  gegen 
Aussen  hin,  theils  durch  das  Verlangen  nach  F  r  i  e  d  e  n  im  Innern 
dieses  Verbands  und  der  daraus  erwachsenen  Anordnung  von 
Recht  und  Gericht.  Analog  ist  die  Entwicklung  im  Föderativ- 
staat. Der  erste  ewige  Bund  der  drei  Waldstätte  z.  B.  vom 
1.  August  1291  '}  ist  zunächst  ein  Schutz-  und  Truzbündniss 
gegen  auswärtige  Feinde,  und  immer  entschiedener  tritt  schon 
in  den  nächsten  Bünden  und  im  weiteren  Verlauf  der  Schweizer- 
geschichte bis  zur  endlichen  Ablösung  vom  deutschen  Reich  dieses 
Bewusstsein  der  Solidarität  der  Interessen  gegenüber  dem  Aus- 
land auf.  Aber  ein  nicht  minder  fruchtbarer  Keim  der  Zukunft 
liegt  in  derjenigen  Bestimmung  dieser  ältesten  Urkunde  des 
Schweizerbundes  eingeschlossen,  durch  welche  ein  Feld  für  die 
Thütigkeit  einer  centralen  Bundesgewalt  —  deren  Bestand  freilich 
noch  mit  keiner  Silbe  angedeutet  ist  —  eröffnet  wird,  in  dem 
Artikel  nämlich :  „Si  vero  dissensio  suborta  fuerit  inier  aliqvos 
conspiratos  (=  conjuratos ,  Eidgenossen},  prudentiores  de 
conspiratis  (»die  besten  und  witzigsten"  h  eis  st  es  im  Bunde 
von  1315)  accedere  debent  ad  sopiendam  discordiam  inter 
partes,  prout  ipsis  videbi/Ur  expedire;  et  quae  pars  illam 
respueret  ordinaiionem ,  (ei)  alii  contraria  debent  fore  con- 
spirati*)."  Gemeinsames  einträchtiges  Handeln  nach  Aussen 
hin,  Begründung  eines  Friedenszustandes  im  Innern  durch  Er- 
schliessung eines  Rechtsweges  und  Garantirung  der  Kraft  des 
richterlichen  Spruches,  und  dieses  Beides  unter  dem  Gesichts- 
punkt eines  unauflöslichen  Bandes  aufgefasst      darin  liegt  bereits 


1)  Abgedruckt  in  (Kopp)  Amiliche  Sammlung  der  alteren  eidg.  Ab- 
schiede, Beilagen  S.  III;  Bluntsch  Ii,  Geschichte  des  schweizer.  Bundcs- 
rechtes,  II,  S.  1  f. 

2)  D.  h.  wenn  einer  der  streitenden  Theile  sich  dem  Spruche  nicht 
fügen  will,  aollen  alle  übrigen  Eidgenossen  ihn  dazu  nüthigen;  Johann  von 
Müller,  Schweizergeach.,  Tbl.  I,  Kap.  18  bei  Note  41,  und  Blumer, 
Staals-  und  Rechlsgesch.  der  Schweiz.  Demokralieen,  I,  S.  132,  übersetzen 
die  Stelle  richtig,  nicht  auch  Bluntsch  Ii,  Geschichte  des  Schweiz.  Buo- 
desrechtes,  I,  S.  63. 
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eine  Abstreifung  des  bloss  völkerrechtlichen  Charakters,  eine 
Ueberwindung  des  Gedankens  isolirt  nebeneinander  bestehender 
Souveränetöten  durch  die  Idee  eines  staatlichen  Verbandes,  in 
welchen  sie  sich  zusammenschliessen  sollen  *), 

Noch  in  anderer  Hinsicht  bietet  der  einfache  Staat  Parallelen. 
Es  genügte  nicht,  dass  eine  einheitliche  Macht  vorhanden  war, 
welche  die  Willkür  und  Eigengewalt  zu  bändigen  hatte;  es 
mussten  überdiess,  wenn  nicht  alle  Freiheit  der  Einzelnen  diesem 
Leviathan  geopfert  werden  sollte,  seiner  Wirksamkeit  Grenzen 
gesetzt,  dem  Recht  des  Staats  gegenüber  dasjenige  der  Individuen 
festgestellt  werden.  Und  die  Garantie  und  Schutzwehr  dafür, 
dass  der  Staat  diese  Grenze  nicht  überschreite,  suchte  man  — 
merkwürdig  genug  —  darin,  dass  man  gerade  diejenige  staat- 
liche Funktion,  welche  den  härtesten  und  langwierigsten  Kampf2) 


1)  Bündnisse,  wie  dasjenige  der  drei  Länder  Uri,  Schwyz  und  Unter- 
waiden, waren  im  Mittelalter  eine  sehr  gewöhnliche  Erscheinung;  ihre 
Häufigkeit  sowie  die  für  unsere  Anschauungsweise  so  auffallende  Passivität, 
welche  die  centralen  politischen  Gewalten  diesem  zersplitternden  sonder- 
bändischen  Geiste  gegenüber  an  den  Tag  legen  (siehe  z.  B.  die  bei  Eich- 
horn, Rechtsgesehichte ,  $  346  not.  g.  citirten  Stellen  aus  dem  „Kaiser- 
recht"),  erklärt  sich  daraus,  dass  das  Feudalsystem  den  Gedanken  der 
Souveränetät  des  Staates  überhaupt  noch  nicht  ausgebildet  hatte.    Die  staat- 
liche Einheit  setzt  einen  Organismus  voraus;  der  Feudalslaat  aber  hatte 
keine  Organe,  sondern  bloss  quantitative  Theile,  jeder  in  seinem  terri- 
torialen Kreise  die  Gesammtheit   der  staatlichen  Hobeitsrechte  ausübend. 
Dass  der  Schweizerbund  sich  erhielt,  während  alle  gleichartigen  Bündnisse 
untergingen,  dazu  hat  seine  republikanische  Verfassung  wesentlich  mitge- 
wirkt: wo  schon  das  Leben  im  engeren  Kreise  Unterordnung  der  Minder- 
heit unter  die  Mehrheit  lehrt,  erscheinen  die  Beschränkungen,  welche  der 
Bund  der  Kantonalsouveränetät  auferlegt,  unter  dem  nämlichen  Gesichtspunkt 
und  werden  leichter  ertragen,  als  von  dem  monarchischen  Regenten  eines 
Gliedstaates,  von  welchem,  weil  er  personlich  die  Einheit  der  Staatssouve- 
rftnetät  vorstellt,  die  Pflichten  gegenüber  dem  Bund  mit  der  Lebendigkeit 
individueller  Emp6ndung  als  eine  Fessel  seiner  Freiheit  angesehen  werden. 
Bei  anderen  dieser  Bündnisse  lag  der  Grund  ihres  Untergangs  darin,  dass 
sie  onablösliche  Theile  eines  grösseren  Organismus  waren  and  ihre  Existenz 
mit  der  Schliessung  dieser  Organismen  zu  Staaten  nicht  mehr  vereinbar  war. 

2)  K.  S.  Zachariä  (vierzig  Bücher  vom  Staate,  Bd.  IV,  Seite  51) 
macht  aufmerksam,  dass  sogar,  noch  im  französichen  Code  civil  eine  Spur 
des  Rechts  der  Blutrache  sich  finde,  in  der  Vorschrift  nämlich, 
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gegen  das  Princip  der  Selbsthülfe  und  die  darin  wurzelnde  Unge- 
bundenheit  der  individuellen  Kraft  ausgefochten  halle,  erhöhte 
und  befestigte.  Es  sollte  nicht  nur  gerichtet  werden,  sondern 
überdiess  noch  besondere  Behörden,  selbstsländig  und  unabhängig 
von  allen  übrigen  staatlichen  Polenzen,  ausschliesslich  mit  dem 
Amt  des  Richtens  betraut  werden.  Lange  bevor  Montesquieu 
mit  der  Forderung  einer  durchgängigen  begrifflichen  Glie- 
derung der  gesammten  Staatsverwaltung  auftrat,  hat  sich  diese 
Abtrennung  des  richterlichen  Zweiges  von  den  übrigen  staatlichen 
Organen ,  welche  er  als  eine  der  Conscquenzen  der  von  ihm 
versuchten  Lösung  des  Problems  der  Gewaltcntheilung  hinstellte, 
vollzogen.  Montesquieu  selbst ')  führt  Stellen  aus  Tacilus  an, 
in  welchen  das  Bewusslsein  von  dem  hohen  Werth  einer  den 
Macljtgeboten  der  politischen  Gewallhaber  entzogenen  Verwaltung 
des  Richteramts  sich  kund  giebt,  und  ähnliche  Nachweise  Hessen 
sich  fast  aus  allen  Ländern  und  Zeiten  beibringen.  Heutzutage 
ist  die  Theorie  Montcsquieu's  von  der  Gewaltentheilung  beinahe 
zur  Antiquität  geworden,  und  dennoch  ist  unter  seinen  politischen 


mehrjähriger  Erbe,  welcher  Kenntnis«  hat  von  der  Ermordung  des  Verstor- 
benen und  die  Mörder  nicht  gerichtlich  verfolgt,  seines  Erbrechtes  verlustig 
geht  (Co He  civil,  art.  727,  nr.  3). 

1 )  tUprit  de*  /gi>,  VI,  5.  —  Ein  uoch  bemerkenswertherea  Beispiel 
aus  der  antiken  Welt  ist  in  Persien  die  Stellung  des  Kollegiums  der  könig- 
lichen Richter  zur  despotischen  Köntgsgewalt  (Herodot,  III,  31;  VII,  194) 
a.  Leo,  Universalgeschichte,  I  S.  122.  —  In  Deutschland  war  der  Kaiser 
oberste  Quelle  »Her  Gerichtsbarkeit,  allein  er  war  nicht  zur  Einmischung  in 
die  Rechtsprechung  befugt,  sondern  besass  bloss  die  „Gericbtsherrlichkeit" 
(Herrmann,  im  Archiv  des  Kriminalrechts,  1852,  S.  299  IT.),  in  Folge 
deren  er  nur  die  sur  gerichtlichen  Erledigung  der  Rechtssachen  erforder- 
lichen Veranstaltungen  zu  treffen,  nicht  diese  Erledigung  selbst  vorzunehmen 
berechtigt  war  (Zöpfl,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  II,  2  S.  135). 
Bios»  beim  Reichshofrath  fand ,  in  Folge  der  sogen.  Vota  ad  Imperatorcm, 
durch  welche  namen  tlich  auch  »He  Sträßchen  von  Rcichsunmitlelbaren  dem 
Kaiser  sur  Beurtheilung  Anheimgegeben  wurden,  Ausübung  der  eigentlichen 
Rechtsprechung  durch  den  Kaiser  selbst  staU  (Zöpfl,  Staatsrecht  I,  §  84 
not.  9,  $  99,  XIII,  und  $  100,  XII);  obwohl  diese  Vota  ad  Imperatoren* 
Ausnahme  waren,  so  bat  doch  mit  aus  diesem  Grunde  der  Reichshofrath  Ehre 
nnd  Reputation  im  deutschen  Reiche  eingebüsst  (Perthes,  das  deutsche 
Staataleben  vor  der  Revolution,  S.  19  ff.). 
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Gegnern  kaum  einer  —  so  absonderliche  Propheten,  wie  K.  L. 
von  Halter  etwa  ausgenommen  —  der  nicht  der  richterlichen 
Gewalt  eine  ebenso  freie  Stellung  wie  er  zugestände.  Die  Natur 
der  richterlichen  Funktion  und  das  unmittelbare  Bedürfniss,  nicht 
politische  Systeme  und  Lehrsälze,  haben  diess  auf  dem  Felde 
der  Staatswissenschaft  so  seltene  Ergebniss  fast  allgemeiner  Ueber- 
einstimmung  hervorgebracht. 

Einer  ganz  ähnlichen  Erscheinung  begegnen  wir  im  Födera- 
tivstaat. Was  hier  zunächst  den  Bundesstaat  anbelangt,  so 
ist  es  nicht  auffallend,  dass  in  diesem  gleich  wie  im  einfachen 
Staate  eine  selbstständige  Organisation  der  Rechtspflege  besteht, 
denn  hier  ist  der  Centralstaat  selbst  ein  vollständiger  Staatskörper, 
der  die  Anforderungen  an  eine  begrifl'sgemässe  Gliederung  des 
Staatsorganismus  befriedigen  kann  und  befriedigen  muss.  Im 
Staatenbund  dagegen  verschwindet  diese  Gleichartigkeit  der 
theoretischen  Voraussetzungen.  Hier  ist  die  Centraigewalt  nicht 
ein  Staat  für  sich,  sondern  eine  Zusammensetzung  von 
Rechten,  welche  die  Gliedstaaten  aus  freiem  Entschluss  durch 
vertragsmässige  Einigung  abgetreten  haben ;  der  Staatenbund 
kann  sich  daher  auch  mit  einer  einzigen,  alle  Rechte  des  Bundes 
in  sich  vereinigenden  Centraibehörde  begnügen.  Wohl  gibt  es 
bei  dieser  Uebertragung  von  Rechten  an  das  Centrum  Grenzen; 
zunächst  eine  Grenze  nach  unten,  ein  Minimum  —  allermindestens 
mämlich  muss  ein  Bündniss,  durch  welches  Staaten  auf  immer 
ihre  völkerrechtliche  Sonderexistenz  aufgeben  (nämlich  durch 
den  prinzipiellen  Verzicht  auf  alle  Selbsthülfe),  sie  allen  anderen 
Slaatsindividualitäten  gegenüber  in  Ein  ungetheiltes  Ganze  zu- 
sammenfassen ') ,  und  schon  dadurch  sind  gewisse  Rechte  der 


1 )  Schon  P  0 1  y  b  i  u  s  bemerkt  in  seiner  allgemeinen  Charakteristik  des 
achäischen  Bundes  (II,  37,  11),  derselbe  habe  sich  von  einer  einzigen  Stadt 
nur  noch  dadurch  unterschieden,  dasa  nicht  dieselbe  Kingmauer  die  Achacr 
umschloss.  Ausdrücklich  bestätigt  Pausanias  (VII,  9),  dass  nur  der  Bund 
und  keine  einzelne  achäische  Stadt  berechtigt  war  Gesandte  abzusenden.  — 
Dass  der  Föderativstaat  ein  vollständiges  Abgeben  der  Souverinetät  nach 
Aussen  an  den  Bund  erfordere,  bemerkt  auch  Zachariä  (40  Bücher  vom 
Staate,  Bd.  V,  S.  169  IT.);  Zöpfl  (Staatsrecht,  Bd.  I,  §  64,  VI),  welcher 
diess  nicht  zugibt,  geräth  dabei  in  Widerspruch  mit  sich  selbst,  indem  er  in 
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inneren  Staatsverwaltung  ins  Dasein  gesetzt.  Die  Grenze  nach 
Oben  dagegen  ist  der  Bundesstaat,  und  was  jenes  Minimum  über- 
schreitet, ohne  doch  in  den  Bundesstaat  zu  führen,  ist  ein  will- 
kürliches nicht  mehr  durch  das  Wesen  des  Staatenbundes  be- 
stimmbares Mehr  oder  Weniger.  Einer  solchen  Gestaltung  mit 
einem  bloss  relativen  Maass  staatlicher  Attribute  müsste  man  be- 
griffliche Gesichtspunkte,  wie  die  Lehre  von  der  Gewaltentheilung, 
aufnölbigen:  innerhalb  ihrer  ist  dafür  keine  Stelle.  Trotz 
dieses  Mangels  einer  Nöthigung  durch  seine  politische  Theorie, 
und  ebenso  unabhängig  von  derselben  wie  in  seinen  ersten  Pe- 
rioden der  einfache  Staat,  sondert  auch  der  Staatenbund  die 
Träger  der  Bundesgerichtsbarkeit  ab  von  der  einen  Centraibe- 
hörde. Wie  diese  Thatsachen ,  so  harmoniren  auch  die  Motive. 
Dem  Richter  nämlich  ist  die  lohnende  Aufgabe  zugefallen ,  dem 
Einzelnen  schützend  zur  Seite  zu  stehen  in  Allem,  worin  dieser 
in  seinem  angebornen  nicht  erst  durch  den  Staat  verliehenen 
Recht  sich  weiss.  Der  Spruch  des  Richters  sichert  das  Eigen- 
thum; er  hält  die  Rechte  des  Faroilienverbandes,  in  welchem  der 
Einzelne  ein  geheiligtes,  allen  Eingriffen  Anderer  wie  des  Staats 
verschlossenes  Asyl  sucht,  aufrecht ;  die  Strafgerichlsbarkeit  end- 
lich wendet  sich  gegen  Handlungen,  deren  Strafwürdigkeit  nicht 
erst  das  staatliche  Gesetz,  sondern  schon  das  eigene  Gewissen 
jedem  Einzelnen  ankündigt »).  Man  sollte,  bei  abstrakter  Ansicht 
 — —  * 

%  1 1 2,  IV,  den  deutschen  Bund  in  seinen  Verhältnissen  nach  Aussen  als  eine 
in  politischer  Einheit  verbundene  Gesamratheit  definirt.  Richtiger 
wäre  es  vielleicht  gewesen,  diese  Bezeichnung  au'  den  Staatenbund  im  All- 
gemeinen anzuwenden  und  zuzugestehen,  dass  der  deutsche  Bund,  nament- 
lich um  der  europäischen  Stellung  seiner  beiden  Grossmächte  willen,  nicht 
einmal  das  Minimum  der  Anforderungen  an  einen  Staatenbund  in  dessen 
Beziehungen  zum  Ausland  erfülle.  Ein  weiterer  Grund  dieses  Mangels  liegt 
wie  uns  scheint  darin,  dass  Oberhaupt  mit  monarchischer  Verfassung  der 
Gliedstaaten  ein  wahrer  Föderativstaat  nicht  zusammen  bestehen  kann  —  ein 
Satz,  auf  welchen,  obwohl  er  nicht  geradezu  ausgesprochen  wird,  auch  die 
Bemerkungen  Ober  Bundesreform  in  der  „Realpolitik"  (Stuttgart  1855)  S.  70  ff. 
hinauslaufen.  Auf  eine  nähere  Motivirung  dieses  Satzes  einzutreten  ist  hier 
nicht  der  Ort. 

1)  Bei  tieferer  Betrachtung  stellt  sich  dabei  denn  freilich  heraus,  dass 
in  Wahrheit  doch  erst  das  Leben  im  Staate  Manches  schafft .  was  der  Ein- 
zelne rein  ans  sich  selbst  zu  haben  meint,  und  dass  das  Gewissen  nicht  rein 
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der  Sache,  denken,  in  Confllcten  der  Gerichte  mit  der  Regierung s- 
gewalt  wiirde  die  öffentliche  Meinung  auf  Seite  der  letzteren 
stehen:  denn  die  Regierung  setzt  sich  eine  positive  Förderung 
der  Zwecke  des  Individuums  zur  Aufgabe,  die  kalte  Logik  eines 
Gerichtshofes  dagegen  kennt  keine  Rücksichten  auf  Wohl  und 
Wehe  der  Einzelnen.  Demungeachtet  zeigt  uns  die  Erfahrung 
überall  das  Gegentheil  ') ,  und  der  Grund  davon  ist  darin  zu 
suchen,  dass  dem  Richter  sein  Amt  keine  Pflichten  auferlegt,  die 
im  Widerspruch  stehen  könnten  mit  dem  individuellen  Recht  der 
Parteien,  während  umgekehrt  die  Regierung  schon  in  ihrer  Für- 
sorge Tür  die  Einzelnen  der  freien  Selbstbestimmung  derselben 
einen  Zwang  und  gewisse  Schranken  auferlegt,  noch  mehr  da, 
wo  sie  als  Vertreterin  des  Staats-Ganzen  dessen  Interessen  und 
Bedürfnisse  durchzusetzen  und  Sonderstrebungen  der  Individuen, 
so  weit  sie  diesem  Ziele  Hindemisse  in  den  Weg  legen,  zu 
brechen  hat.  —  Alle  diese  Einflüsse  kehren  in  etwas  veränderter 
Gestalt  im  Staatenbunde  wieder.  Die  hier  entstehenden  Con- 
flicte  unter  den  Gliedstaaten  betreffen  meist  ein  staatliches  Ho- 
heitsrecht, über  dessen  Existenz  oder  Ausdehnung  von  beiden 
Seiten  unvereinbare  Meinungen  behauptet  und  zur  Richtschnur 
des  Handelns  genommen  werden,  und  da  der  Bund  nicht  befugt 
ist,  von  sich  aus  die  Grundsätze  des  kantonalen  Staatsrechtes  zu 


und  ausschliesslich  aus  der  Spontaneität  des  Ich  stammt  —  ein  Kaspar  Hau- 
ser z.  B.  kann  von  der  Immoralitfit  eines  Diebstahls  keine  Vorstellung  haben ; 
es  gibt  also  eine  Weise  ,  in  welcher  die  Politik  —  diess  Wort  im  antiken 
Sinne  genommen  —  das  Gewissen  erweitert,  ohne  doch  darum  von  unsitt- 
lichem Gehalt  tu  sein. 

1)  Unter  den  wenigen  Ausnahmen  von  diesem  Satze  sind  diejenigen 
Akte  der  Kabinetsjustiz  zu  nennen,  welche  Friedrich  der  Grosse,  sonst  ein 
grundsätzlicher  Feind  solcher  Eingriffe  in  die  Justiz,  sich  erlaubte ;  dabei  ist 
aber  wohl  in'  Anschlag  zu  bringen ,  dass  in  solchen  Fällen  (sowohl  in  der 
Müller-Arnold'schen  Sache,  als  in  dem  in  Kleins  Annalen,  IX,  Seite  301  f., 
refertrlen  Falle)  Friedrich  das  natürliche  Recht ,  namentlich  die  natürliche 
Rechtsgleichheit  vertrat  gegen  eine,  wie  er  glaubte,  servile  oder  verstockte 
Justiz.  Seine  Handlungsweise  machte  dem  edlen  Menschen  zu  grosse 
Ehre,  als  dass  man  sie  dem  König  als  ein  Vergehen  anzurechnen  gewagt 
hatte.  —  Solche  Kabinetsjustiz  aus  Eifer  Tür  die  Reinheit  der  Rechtspflege 
ist  eben  auch  eine  Seltenheit. 
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bestimmen  und  die  Kanlonalverfassungen  alle  Uber  Einen  Leisten 
zu  schlagen,  so  fehlt  es  in  solchen  Conflicten  meist  an  positiven 
Normen  für  die  Beurtheilung.    Und  doch  ist  jede  Entscheidung 
in  diesen  Materien,  jedes  Präjudiz,  der  konkrete  Ausdruck  eines 
als  verbindlich  für  beide  Theile  anerkannten  Rechtssatzes,  einer 
Regel,  die  zwar  nicht  Gesetz  ist,  doch  aber  von  den  einzelnen 
Gliedstaaten  in  ihre  Sonderverfassungen  aufgenommen  werde/T 
muss,  wenn  sie  nicht  Conflicte  gleicher  Art  gewärtigen  und  einem 
zu  ihrem  Nachtheil  ausfallenden  Entscheid  sich  aussetzen  wollen. 
Welche  Gewalt  läge  nun  nicht  in  der  Hand  der  einen  Central- 
behörde  des  Staatenbundes,  wenn  ihr  ein  solches  Recht  der  Ent- 
scheidung in  allen  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  der  Einzelstaaten 
zukäme!  in  der  Hand  einer  Behörde,  welche  ihre  eigenen  Re- 
gierungsinteressen in  die  Beurtheilung  der  Rechtsfrage  einzu- 
mischen in  steter  Versuchung  stände!    Oer  Schritt  von  einer 
solchen  richterlichen  Gewalt  zu  einer  gleichweit  ausgedehnten  Ge- 
setzgebungs-  und  Regierungsgewalt  d.  h.  zu  einer  immer  um- 
fassenderen Absorbirung  der  Kantonalsouverönetät,  müsste  immer 
unbedenklicher  erscheinen ,  zumal  sonst  die  umgekehrte  Regel 
gilt,  dass  die  Jurisdiktion  so  weit  reicht,  als  die  Gesetzgebungs- 
gewalt, und  ein  Rückschluss  von  jener  auf  diese  die  Natur  der 
Sache  für  sich  hat;  jedes  neue  Präjudiz  würde  Tür  eine  Bestä- 
tigung der  Ansicht  erachtet  werden,  dass  die  Centralgewalt 
Charakter  und  Grenzen  der  Kanlonalsouveränetat  zu  bestimmen 
habe  —  die  Grundidee  des  Staatenbundes,  nach  welcher  der 
letzte  Rechtstitel  seines  Bestandes  die  Souveränelät  der  Glied- 
staaten, die  ßundesgewalt  nur  ein  Erzeugniss  autonomischer 
Schöpfung  der  letzleren  ist,  würde  in  einen  immer  weiter  klaf- 
fenden Gegensatz  gegen  die  Thatsachen  hineingetrieben.  Auch 
hier  also  haben,  gleich  wie  dort  die  Bürger,  so  hier  die  Glied- 
staaten, ihr  individuelles  Recht  zu  wahren,  und  die  Natur 
der  richterlichen  Funktion,  diese  für  sich  und  ausser  ihrem  Zu- 
sammenhang mit  dem  übrigen  Staatsorganismus  betrachtet,  hat 
hier  wie  dort  zur  Aufstellung  einer  unparteiischen  Instanz  und 
Befreiung  derselben  von  jeder  anderen  politischen  Einwirkung 
geführt. 

Dass  der  Bundesstaat  eines  ständigen  Bundesgerichts 
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—  ständig  wenigstens  in  dem  Sinne,  dass  es  von  Bundeswegen 
besteht  und  nicht  erst  durch  Wahl  der  Parteien  Tür  den  einzel- 
nen Fall  gebildet  wird  —  nicht  entbehren  kann1),  bedarf  keines 
weiteren  Nachweises.  In  den  beiden  typischen  Gestaltungen  mo- 
derner Föderalivstaaten  2) ,  in  der  Schweiz  und  in  Nordamerika, 
hat  sich  dieses  Bedürfniss  geschichtlich  in  scharfem  Bruche  aus- 
geprägt. Als  Staatenbünde  haben  diese  beiden  Confüderationen 
bloss  Schiedsgerichte  gekannt;  bei  ihrer  Umwandlung  in 
Bundesstaaten  haben  sie  beide  den  Gedanken  an  Verbesserungen 
des  hergebrachten  schiedsrichterlichen  Verfahrens  nicht  einmal 
einer  ernstlichen  Erwägung  für  werth  gehalten,  sondern  sofort 
den  Sprung  zur  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  des 
Bundes  gewagt.  In  Nordamerika  namentlich  war  die  Klage  über 
den  Mangel  eines  solchen  Gerichtshofes  einer  der  wirksamsten 
ßeschwerdepunkte  gegen  die  staatenbündischo  Verfassung  von 
1778  3),  und  einer  der  Haupthebel  zur  endlichen  Durchführung 
der  Bundesreform,  deren  Werk  seither  unangetastet  in  Kraft  ge- 
blieben ist. 

Auflallend  dagegen  ist  es,  dass  diese  nämlichen  Conföde- 
rationen  lediglich  Schiedsgerichte  besassen,  so  lange  der 


1)  Nach  He ffler,  Volkerrecht  $  109,  hat  schon  der  achaische  Bund 
ein  Bundesgericht  besessen,  welches  über  Streitigkeiten  der  achiischen 
Städte  untereinander  urtheilte ;  allein  in  der  Stelle  des  Polybius  (II,  37,  10), 
welche  Heffter  zum  Beleg  anführt,  ist  nur  die  Rede  von  gemeinsamen 
Richtern  der  Achaer  (JixnnraU  xn\n9ai  TO'*  «*™»-) ,  und  dass  diese  Richter 
auch  Streitigkeiten  unter  den  Bundesstaaten  heurtheilt  hätten,  ist  lediglich 
eine  Vermuthung  Tittmanns,  Darstellung  der  griechischen  Staatsverf.,  S. 
687.  Bei  dem  Mangel  an  genaueren  Nachrichten  über  das  achaische  Bun- 
desgericht hat  die  Annahme,  dass  solche  Streitigkeiten  an  die  achaische 
Bundesversammlung  gebracht  worden  seien,  ebensoviel  für  sieh,  als  Tiltmanns 
Vermuthung. 

2)  Den  deutschen  Bund  diesen  typischen  Formen  nicht  beizuzfthlen,  wird 
um  so  eher  erlaubt  sein,  als  die  deutschen  Regierungen  selbst  die  gegenwärtigen 
Bundeseinrichtungen  für  untauglich  und  ungenügend  erklirt  (siehe  z.  B.  die 
Note  Bayerns  vom  12.  Harz  1848,  das  preussische  Patent  vom  18.  März  gl. 
J.,  bei  Roth  und  Merkel,  Quellensammlung  I,  S.  123  und  145)  und  nur  die 
ausreichenden  Mittel  zur  Ersetzung  dieser  ungenügenden  Verfassung  durch 
eine  bessere  noch  nicht  gefunden  haben. 

3)  Story,  Bund  es  Staatsrecht,  übersetzt  von  Bus»,  S.  103. 
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Uebergang  zum  Bundesstaat  nicht  geschehen  war  !).  Ist  es  ein 
blosser  Zufall,  dass  der  Staatenbund,  der  doch  wie  wir  sahen 
dem  Verlangen  nach  einer  selbstständigen  Rechtspflege  nachgibt, 
ein  Bundesgericht  dem  weit  unvollkommneren ,  schwerfälligen 
Institut  der  Schiedsgerichte  nicht  vorzieht,  oder  kann  er  vermöge 
einer  inneren  Verwandtschaft  und  Wechselbeziehung  von  dieser 
schiedsrichterlichen  Justiz  nicht  loskommen? 

Wenn  Ludwig  S  n  e  1 1  Recht  hätte  mit  der  Behauptung,  auch 
der  Staatenbund  müsse  ein  Bundesgericht  haben3),  so  wäre 
das  Erstere  zu  sagen.  Allein  diese  Ansicht  findet  wohl  schon 
an  dem  bisher  Ausgeführten  ihre  Widerlegung:  es  erklärt  sich 
dieselbe  nicht  sowohl  aus  wissenschaftlichen  Gründen,  als  viel- 
mehr aus  dem  Bestreben,  den  zähen  Staatenbund  von  1815  all— 
mählig  und  ohne  die  Absicht  offen  hervortreten  zu  lassen  in  das 
Geleise  des  Bundesstaates  hinüberzurühren.  In  der  Thal  hängt 
das  schiedsrichterliche  Verfahren  mit  dem  ganzen  staatenbündi- 
schen Wesen  aufs  Innigste  zusammen.  Das  Compromiss  ist  ein 
Vergleich  —  nur  ein  solcher,  der  bloss  grundsätzlich  verfügt: 
„es  soll  über  diese  Streitfrage  ein  Rechtsstreit  nicht  entstehen", 
dessen  Stipulationen  im  Einzelnen  aber  —  gleichwie  beim  Kauf 
auf  Aestimation  durch  einen  Dritten  (I.  ult.  C.  IV,  38)  der  Kauf- 
preis —  der  Festsetzung  durch  unbeteiligte  Privatpersonen 
überlassen  werden.  Dass  nach  Rech tsprineipien  entschieden 
werde,  ist  bei  diesem  Verfahren  ebensowohl  wie  bei  der  staat- 
lichen Rechtspflege  der  Zweck;  allein  diese  Beugung  unter  die 
Autorität  des  Rechts  tritt  nicht  als  ein  vom  Staate  gebotenes, 
unausweichliches  Sollen,  sondern  nur  in  der  Form  eines  von 
beiden  streitenden  Parteien  frei  empfundenen  Bedürfnisses  zu 
Tage.  Nur  Uber  solche  Rechte  können  Vergleiche  und  Com- 
promisse  rechtsgültig  abgeschlossen  werden,  über  welche  den 
Kontrahenten  uneingeschränktes  Dispositionsrecht  zusteht:  die 
Anerkennung   der  Rechtsgültigkeit  eines  Schiedsrichterspruchs 


1)  Siehe  „Artikel  des  Bundes  und  der  immerwährenden  Vereinigung" 
Tom  8.  Juli  1778,  Art  9,  $  2.  —  Schweiler  Bundesvertrag  vom  7.  August 
1815,  Art.  V. 

2)  Handbuch  des  schweizerischen  Staatsrechts,  I,  pag.  XXV. 
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gestattet  somit  immer  den  Rückschluss,  dass  ausser  den  strei- 
tenden Parteien  Niemanden  ein  Anspruch  auf  das  im  Streite  lie- 
gende Recht  zukomme.  Endlich  ziehen  die  Schiedsrichter  ihre 
Kompetenz  zur  Entscheidung  aus  keiner  anderen  Quelle,  als  aus 
dem  Auftrag  der  beiden  Prozessgegner.  S  c  h  i  e  d  s  richter  machen 
Staatsrichter  Uberflüssig;  wem  es  gelingt,  in  allen  Streitig- 
keiten mit  Anderen  sich  an  ein  Schiedsgericht  zu  hallen  und 
dessen  Entscheid  anzurufen,  der  kann  sagen,  für  ihn  exislire  die 
Justizhoheit  des  Staates  nicht.  Soll  ein  Friedenszustand  beste- 
hen und  dennoch  keine  staatliche  Gewalt,  ausgerüstet  mit  Ge- 
richtsbarkeit, vorhanden  sein,  so  würde  die  Auflösung  eines 
solchen  Problems  nur  möglich  durch  eine  Uebereinkunfl  eines 
jeden  Einzelnen  mit  allen  Uebrigen,  ftir  jeden  Streitfall  Schieds- 
richter zu  erkühren. 

Gerade  dieses  Problem  aber  ist  es,  an  dessen  befriedigen- 
der Beantwortung  der  Staatenbund  beständig  arbeitet,  ja  in  der 
Regel  seine  Kräfte  verzehrt.  Nämlich  im  Bundesstaate  reprä- 
sentirt  der  Centralstaat  die  politische  Einheit  der  Nation  und 
besitzt,  als  unmittelbares  Erzeugniss  des  nationalen  Willens,  eine 
ursprüngliche  Souveränetät  gleich  wie  die  Gliedstaaten. 
Ganz  anders  der  Staatenbund :  in  ihm  hat  die  Cenlralgewalt  nur 
ein  von  den  primitiven  Souveränelaien  der  Einzelstaalcn  abge- 
leitetes Recht.  Keine  Staatsform  ist  dem  Satze  Macchiavellfs, 
dass  jeder  Staat  von  Zeit  zu  Zeit  auf  seine  Principien  zurück- 
geführt werden  müsse,  getreuer  als  der  Staatenbund;  jede  Ver- 
sammlung der  Centraibehörde  erneuert  jeweilen  die  Erinnerung 
an  diesen  bloss  derivativen  Charakter  ihrer  Befugnisse,  die  Ab- 
geordneten der  Gliedstaaten  werden  jedesmal  neu  gewählt,  er- 
halten detaillirte  Instruktionen,  an  deren  Befolgung  sie  gebunden 
sind  !),  so  dass  ein  Korporationsgeist  in  der  Behörde  kaum  auf- 
kommen kann  und  eine  allfällig  auftauchende  Tendenz,  die  be- 
wegende Kraft  aus  der  Peripherie  ins  Centrum  zu  verlegen,  stets 
neuen  Schwierigkeiten  begegnet  und  stets  bereits  gewonnenes 
Terrain  wieder  einbüsst.   Es  wäre  das  gerade  Gegentheil  von 


1)  Auch  der  Wechsel  der  Vororte,  der  Mangel  eigentlicher  Bundesbe- 
amten, das  Kanzleipersonal  ausgenommen,  u.  dg].,  gehört  hierher. 
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dieser  sorgsamen  Aengstlichkeit,  mit  welcher  der  Staatenbund 
einem  Ueberwuchern  des  centralisirenden  Elements  vorbeugt, 
wenn  er  bei  der  Organisation  des  richterlichen  Zweiges  eine 
ständige  Behörde  errichten  würde,  in  deren  Verfassung  diese 
Mahnung  an  die  politischen  Grundprinzipien  seines  Bestands  gänz- 
lich verschwinden  würde.  Um  seiner  Existenz  willen  darf  er 
der  Centralgewalt  in  keinem  ihrer  Organe  die  Eigenschaften 
einer  selbständigen  staatlichen  Oberhoheit  einräumen,  denn  dies 
hiesse  anerkennen,  dass  nicht  mehr  die  Kantonnlsouveränetät, 
sondern  die  Centralgewalt,  mag  sie  auch  geschichtlich  auf 
Vertrag  und  Concession  beruhen,  doen  der  begrifflich  letzte 
Grund  der  dieser  Hoheit  unterworfenen  Rechte  sei  Der  wich- 
tigste und  wesentlichste  Bestandteil  staatlicher  Oberhoheit  ist 
nun  aber  gerade  die  Gerichtsbarkeit  *J ,  und  wenn  die  Cen- 
tralgewalt diese  als  richterliches  Amt,  durch  ein  stehendes  Ge- 
richt auszuüben  hätte,  so  geschähe  es  kraft  eigenen  und  nicht 


1)  So  ist  z.  B.  Eigenthum  gewiss  das  geschichtliche  Prius  des  Staates, 
ein  Recht  des  Eigenthums  aber  gibt  es  demungeachtet  erst  durch  und  in 
dem  Staat. 

2)  Souveräneläten,  die  verschwinden  und  in  grössere  Coinplexe  über- 
gehen, halten  denn  auch  am  zihesten  an  ihren  Jurisdictionsbefugnissen,  na- 
mentlich an  der  Kriminalgerichtsbarkcit  Test.  In  der  früheren  Republik  der 
Niederlande  z.  B.  war  die  Souveränetät  der  Provinzen  beschränkt  durch  die 
Generalstaatcn  (Tiijjsntzung) ;  allein  innerhalb  der  Provinzen  besassen  die 
einzelnen  Städte  noch  eine  Art  Souveränetat,  indem  z.  B.  für  den  Entscheid 
über  Krieg  und  Frieden  nicht  nur  Einstimmigkeit  der  Provinzen  auf  den 
Generalstaaten,  sondern  überdies«  noch  Einstimmigkeit  der  Städte  innerhalb 
der  einzelnen  Provinzen  erforderlich  war.  Um  sich  diesen  Anschein  der 
Souveränetät  zu  erhalten,  wachten  die  niederländischen  Städte  besonders 
eifersüchtig  darauf,  dass  die  ihnen  zustehende  Kriminalgerichtsbarkeit  unan- 
getastet blieb,  und  duldeten  keine  Einmischung  der  Provinzialgerichtaböfe 
in  die  Verwaltung  dieser  Justiz.  Siehe  W.  Temple  (Gesandter  Englands 
am  westphälischen  Frieden),  remarques  sur  l'estal  des  P.  V.  des  Paysbas 
(a  la  Hayt,  1685)  p.  87  s.  In  Graubünden  steht  noch  jetzt  die  Kriroinal- 
gerichtsbarkeit  de  jure  den  einzelnen,  ursprünglich  souveränen  Hochgerichten, 
und  nur  kraft  (dermal  zur  ausnahmslosen  Regel  gewordener)  Delegation  in 
jedem  einzelnen  Falle  dem  Kantonsgericht  zu.  Graubünden  zählte  Ober  30 
»olcher  Hochgerichte  (nunmehr  Kreise  genannt),  „wesshalb" ,  sagt  Planta 
in  der  Zeitschr.  f.  sehweiz.  Recht,  Bd.  5,  S.  88,  „wohl  nirgends  so  viel 
Galgen  anzutreffen  sind,  als  in  Graubünden14. 


Digitized  by  Google 


Die  Gerirhtslmrkeit  des  eidgenössischen  Bundes. 


341 


mehr  kraft  abgeleiteten  Rechtes.  Der  einzige  Ausweg,  um  nichts 
destoweniger  die  Aufgaben,  welche  dem  Bunde  infolge  der  von 
ihm  ausgehenden  Beschränkung  der  völkerrechtlichen  Selbststän- 
digkeit der  Gliedstaaten  erwachsen,  zu  erfüllen,  ohne  doch  die 
Centraibehörde  selbst  zur  richterlichen  Instanz  zu  machen,  be- 
steht in  der  Einrichtung  einer  schiedsrichterlichen  Justiz.  Wie 
sehr  diess  der  Natur  des  Staatenbundes  zusagt,  erhellt  nament- 
lich auch  daraus,  dass  die  Einzelstaaten  in  der  Praxis  es  beson- 
ders lieben,  das  Moment  des  Freiwilligen,  der  bloss  auf  Vertrag 
beruhenden  Unterziehung  unter  den  Schiedsspruch  stark  hervor- 
treten zu  lassen :  daraus  erklären  sich  z.  B.  im  früheren  schwei- 
zerischen Bundesrecht  die  endlosen  Vermittlungsversuche,  die 
regelmässig  der  Aufstellung  eines  Schiedsgerichts  vorhergingen 
und  noch  während  der  Verhandlungen  vor  den  Schiedsrichtern 
in  ermüdendster  Weise  sich  fortschleppten,  ferner  die  Behaup- 
tung mancher  Kantone,  wenn  schon  ein  Kanton  klagend  auftrete 
und  die  Bildung  eines  Schiedsgerichts  verlange,  so  seien  sie 
ihrerseits  nicht  verpflichtet,  zur  Bestellung  des  Schiedsgerichts 
zu  schreiten  u.  dgl.  m. 

Von  der  „inneren  Folgerichtigkeit",  welche  z.  B.  K.  S. 
Zachariä1)  dem  Staatenbunde  nachrühmt,  ist  hier  freilich  we- 
nig mehr  zu  entdecken.  Um  seiner  Existenz  willen  muss  er 
die  Einzelstaaten  richterlichen  Kompetenzen  unterordnen,  und 
doch  gelingt  es  ihm  nicht ,  die  richterlichen  Organe  in  eine  in- 
nere Verbindung  mit  seiner  Centralgewalt  zu  bringen;  was  er 
nicht  entbehren  kann,  muss  er  wie  etwas  ihm  Indifferentes  be- 
liandlen  und  unter  der  Form  einer  jedesmal  gewillkürten,  aus 
kantonaler  Autonomie  entsprossenen  Jurisdiktion  verbergen. 
Gegen  ein  Bundesgericht,  welches  ihm  aus  dem  Dilemma  hülfe, 
sträuben  sich  alle  Fasern  seines  Leibes.  Und  doch  dreht  er  sich 
dabei  in  einem  fast  komischen  Cirkel  von  Selbsttäuschungen. 
Wer  bürgt  dafür,  dass  die  Einigung  der  Parteien  den  Schieds- 
richterspruch überdauere?  Offenbar  nicht  die  Souveränetät  der 
Gliedstaaten,  sondern  die  Bundesgewalt,  welche  im  Nothfall  den 


1)  Ueber  den  gegenwärtigen  politischen  Zustund  der  Schweis,  Heidel- 
berg 1833,  S.  36  fT. 
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Spruch  zwangsweise  zu  exequiren  befugt  ist.  Man  bestreitet 
dem  Bunde  das  richterliche  Amt,  weil  er  keine  staatliche  Ober- 
hoheit über  die  Gliedstaaten  besitze ;  aber  ist  die  Kompetenz  zur 
Vollstreckung  von  richterlichen  Erkenntnissen  nicht  ebenfalls  ein 
staatliches  Hoheitsrecht?  Das  Motiv,  aus  welchem  man  zu  den 
Schiedsgerichten  gegriffen  hatte,  steht  also  im  Widerspruch  mit 
derjenigen  Kraft,  vermöge  deren  die  Entscheidungen  der  Schieds- 
gerichte eine  aktuelle  Macht  sind ;  diese  Justiz  auf  eigene  Fausl 
erweist  sich  in  ihrem  Kerne  als  eine  Justiz  von  Staatswegen, 
denn  dass  sie  als  Justiz  besteht  und  nicht  bloss  als  ein  halber 
Versuch,  zu  einer  solchen  zu  werden,  diese  Eigenschaft  erhält 
sie  vermöge  der  Sanktion  und  durch  die  Autorität  der  Central- 
gewalt.  Aus  diesem  schillernden  Wesen  des  Staatenbundes,  bei 
welchem  die  Sache  nie  den  Namen  oder  das  Zeichen  von  dem 
tragen  soll,  was  sie  in  Wahrheit  ist,  stammt  denn  auch  die 
grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  diese  Slaatsform. 
Sie  charaklerisirt  sich  dadurch,  dass  sie  überall  sich  selbst  hin- 
dert, das  zu  sein,  was  sie  zu  sein  anstrebt.  Gleich  wie 
der  Bundesstaat  z.  B.  bezweckt  der  Staatenbund,  der  die  Theil- 
staalen  durchziehenden  nationalen  Einheil  Form  und  Ausdruck 
zu  geben  aber  sein  Grundprincip  steht  doch  wieder  in  di- 
rektem Gegensatz  gegen  diese  Idee,  denn  das  Ganze,  statt  die 
Theile  zu  beleben  und  das  Prinzip  Ihres  Daseins  zu  bilden ,  ist 
verurlheilt  von  ihren  Abfällen  zu  zehren.  Kein  Wunder,  wenn 
alle  Staatenbünde  einen  unablässig  arbeitenden  Trieb  zur  Selbst— 
auflosung,  sei  es  nach  der  völkerrechtlichen  sei  es  nach  der 
staatsrechtlichen  Seite  hin,  in  sich  tragen :  denn  die  konsequente 
Fortentwicklung  eines  jeden  der  halb  zugegebenen,  halb  zurück- 
gedrängten Elemente  seines  Daseins  muss  die  Grundvesten  des 

1)  Dass  hieran  auch  der  deutsche  Bund  seine  innere  Bedeutung  habe,, 
macht  H.  A.  Zacharias  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  II,  S.  611  f., 
mit  Recht  geltend.  —  Freilich  stimmt  mit  dieser  Ansicht  die  in  der  Wiener 
Schlußakte  Art.  2  niedergelegte  Definition  des  deutschen  Bundes  als  einer 
„völkerrechtlichen  Vereins"  nicht  zusammen;  denn  alles  Charakteristische 
einer  Staatenbundes  —  Unauflöslichkeit  auf  Grund  der  nationalen  Einheit, 
und  Bestand  einer  Centralgewalt  —  findet  im  Völkerrecht  keinen  Platz  und 
unterscheidet  gerade  den  Staatenbund  von  bloss  völkerrechtlichen 
Vereinen. 
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ganzen  künstlichen  Baues  erschüttern.  —  Mit  all*  dem  soll  nicht 
gesagt  sein ,  dass  jene  „innere  Folgerichtigkeit" ,  die  wir  dem 
Staatenbunde  bestreiten,  auf  Seite  des  Bundesstaates,  der  zwei 
Souveränetäten  auf  demselben  Gebiet,  jede  auf  gleich  ursprüng- 
lichem Rechtstitel l)  fussend,  nebeneinanderstellt,  in  vollem  Maasse 
vorhanden  sei;  aber  er  gewährt  doch  wenigstens  dem  nationalen 
Stoff  eine  Stätte,  auf  welcher  er  sich  ausbreiten  und  die  Kraft 
seiner  Schwingen  versuchen  kann.  Ueberhaupt  scheint  es  uns 
vergebliches  Mühen,  aus  diesen  beiden  Begriffen  Staatenbund  und 
Bundesstaat  eine  so  fest  in  sich  geschlossene  Phalanx  bilden  zu 
wollen,  wie  etwa  aus  einem  Rechtssatz  des  Paulus  oder  Ulpia- 
nus ;  es  sind  vielmehr  wesentlich  geschichtliche  Uebergangsstufen, 
bei  deren  Betrachtung  die  Wissenschaft  darauf  ausgehen  muss, 
die  im  Innern  bewegenden  Kräfte  in  ihrer  rechtlichen  Natur  bloss- 
zulegen  und  deren  Angriffspunkte  und  Richtungen  zu  bezeichnen, 
damit  auf  diese  Weise  die  Resultante,  nämlich  <fcs  in  der  histo- 
rischen Entwicklung  waltende  Gesetz,  zur  klaren  Anschauung 
gebracht  werde. 

Wenden  wir  uns  nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  — 
die  nicht  den  Anspruch  auf  eine  erschöpfende  Besprechung  der 
berührten  Materien  erheben,  sondern  nur  den  Standpunkt  des 
Verfassers  andeuten  sollen  —  zu  der  positiven  Gestaltung  der 
Bundesjustiz  in  der  Schweiz,  zunächst  zu  deren  ge- 
schichtlichem Verlauf. 


1)  „Gleich  ursprünglich",  weil  der  Wille  des  Volkes  nicht  nur  für  den 
Bond,  sondern  auch  in  den  Einzelstaaten  als  rechtlicher  Ursprung  der  Staats- 
gewalt gilt.  Es  wäre  nicht  richtig,  wenn  man,  um  den  Gegensatz  zuzu- 
spitzen, im  Bundesstaat  die  Souveränetat  der  Gliedstaaten  ein  vom  Bunde 
abgeleitetes  Recht  nennen  wollte,  wie  diess  z.  B.  von  Rossi  in  dem  unten 
anzufahrenden  Bericht  von  1832  geschehen  ist  und  im  deutschen  Reichs- 
stonlsrecht  auch  wirklich  der  Fall  war;  denn  im  Staatenbunde  erstreckt  sich 
das  delegirte  Recht  auf  einen  weiteren  Umkreis,  als  dasjenige  jedes  einzel- 
nen Delegirenden,  im  Bundesstaat  dagegen  bleiben  statt  Gliedstaaten  blosse 
Provinsialverwaltungen  übrig,  sobald  man  die  nur  auf  einen  Thcil  des  Bun- 
desgebietes eingeschränkte  kantonale  Staatsgewalt  als  Verleihung  Seitens  des 
Bundes  aufTasst.  Das  exccptionelle  Yerhältniss  im  deutschen  Reiche  hat  sei- 
nen Grund  in  der  feudalistischen  Vorstellung,  das*  alles  Recht  auf  Ver- 
leihung von  einem  Höheren  beruhe. 

Zeiucfcr.  f.  SimUw.  1857.        H*fl.  23 

»  ■ 
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Das  schiedsrichterliche  Verfahren  „in  gemeinen  Spänen  zwi- 
schen zweien  oder  mehr  Orten  ,  oder  wie  man  es  später 
nannle,  das  „Verfahren  nach  eidgenössischem  Recht*,  findet  sich 
in  seinen  Grundzügen  schon  in  den  ältesten  Urkunden  des 
Schweizerbundes ')  und  hat  sich',  im  Wesentlichen  unverändert, 
fortgeerbt  bis  in  den  Bundesverlrag  von  1815,  welcher  den  durch 
die  helvetische  Revolution  und  die  napoleonische  Vermittlungs- 
akte 3)  abgebrochenen  Faden  der  Entwicklung  wieder  anknüpfte. 


1)  Im  christlichen  Burgrcchl  von  1527,  sowie  im  Landfrieden  von  1531 
wurde  das  eidgenössische  Rechtsverfahren  aasgedehnt  auf  Rerhtsslreitigkeiten 
zwischen  einzelnen  Individuen  und  anderen  Orten;  Bluntschli  a.  a.  0. 

5.  302,  343  f. 

2)  Zuerst  in  dem  Bund  Luzerns  und  der  drei  Waldstälte  mit  Zürich 
vom  1.  Mai  1315;  siehe  auch  die  bei  Kor  tum,  Geschichte  der  freistädti- 
schen  Bunde,  Bd.  I,  S.  148  angeführten  Bundesverträge. 

3)  Diese  enthielt  folgende  hierher  gehörende  Vorschriften:  der  Land- 
ammann der  Schweiz  (Chef  der  Bundesexecutive  —  ähnlich  dem  nordame- 
rikanischen Präsidenten)  empfängt  in  Zeiten,  wahrend  welchen  keine  Sitzung 
der  Tagsatznng  stattGndet,  die  Klagen  eines  Kantons  gegen  den  anderen, 
und  ernennt,  je  nachdem  die  Sache  dringend  ist  oder  nicht,  Vermittler  oder 
vertagt  die  Behandlung  des  Streites  bis  zur  nächsten  Tagsatzung.  Werden 
Streitigkeiten  unter  Kantonen  nicht  auf  schiedsrichterlichem  Weg  erledigt,  so 
entscheidet  darüber  die  Tagsatzung;  sie  wandelt  sich  dann  in  ein  Syndi- 
cat  um,  wo  jeder  K  antun  eine  Stimme  hat  (sonst  gaben  die  sechs 
grünsten  Kantone  je  zwei  Stimmen  ab)  und  einem  Abgeordneten  keine 
Instruktion  gegeben  werden  kann  (diese  Einrichtung  hat  insoferne  Aehnlich- 
keit  mit  der  deutschen  Austrägalinstanz,  als  diese  letztere,  wenn  schon  Ge- 
richtshöfe das  Urtheil  finden,  doch  auch  durch  die  Bundesversammlung  selbst 
gebildet  wird  --  Zöpfl,  Staatsrecht,  I,  $  158).  Dieses  Synd  icat  urtheilte 
z.  B.  über  Grenzstreitigkeiten  der  Kantone  unter  sich,  über  Conflicte  wegen 
der  Heimalhnngehörigkeit  einzelner  Individuen,  über  die  Folgen  gerichtlicher 
Urtheile  eines  Kantons  in  Vaterschaftsklagen  gegen  Angehörige  eines  andern 
Kantons,  über  Kollaturrechte,  die  der  eine  Kanton  im  Territorinm  des  andern 
beanspruchte,  über  Reparation  der  buudesgemässen  Beiträge  an  Mannschafts- 
und Geldkontingenten  unter  die  gelheilten  Kantone,  über  streitige  Gerichts- 
zuständigkeit zwischen  den  Gerichten  zweier  Kantone  u.  s.  w.  (Siehe  Re- 
pertorium  der  Tagsatzungsabschiede  von  1803  -1813,  S.  28  ff.)  Das  Syndtcat 
trat  erst  in  Thätigkeit,  wenn  ihm  durch  Beschlüsse  der  Tagsatzung  eine 
Streitsache  überwiesen  war,  bei  welcher  Uebcrweisung  die  Gesandten  doch 
wieder  nach  Instruktionen  ihrer  Kantone  stimmten  (Tagsatzungsbeschlüsse  vom 

6.  Juli  1809);  jedoch  sind,  auch  nach  erfolgter  Ueberweisung  durch  die 
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Unter  der  alten  Eidgenossenschaft *)  wählte  jede  Partei  zwei 
Richter,  welche  zuvörderst  eine  gütliche  Ausgleichung  zu  Stande 
zu  bringen  suchten.  Misslang  diess,  so  kamen  Richter  und  Par- 
teien an  einem,  in  den  meisten  Bünden  der  einzelnen  Orte  unter 
einander  zum  Voraus  bestimmten  Orte  zusammen;  es  begannen 
nochmalige  Vermittlungsversuche  —  ein  Geschäft,  welches  oft 
auch  die  Tagsatzung,  der  Vorort,  eidgenössische  Kommissarien 
oder  einzelne  befreundete  Stände  über  sich  nahmen  —  und  nach 
deren  fruchtlosem  Ablauf  wurde  die  Urtheilsoperation  an  die 
Hand  genommen  2J.  Konnten  sich ,  was  in  der  Regel  der  Fall 
war,  die  Richter  nicht  einigen,  so  wurde  ein  Obmann  zugezogen, 
der  jedoch  keine  neue  selbständige  Meinung  aufstellen,  sondern 
nur  zu  Gunsten  der  einen  oder  anderen  der  sich  entgegenste- 
henden Voten  den  Ausschlag  geben  durfte3).   Die  Wahl  des 


Tagsatzung,  Einreden  gegen  die  Kompetenz  des  Syndicats  von  diesem  nicht 
einfach  von  der  fland  gewiesen  ,  sondern  jeweilen  durch  förmliches  Urtbeil 
entschieden  worden  (Syndicatsbeschlüsse  vom  4.  Aug.  1804;  Repertorium 
a.  a.  0.  §  136  D).  —  Endlich  enthielt  die  Mediationsakte  noch  die  Vor- 
schrift ,  das»  die  Regierung  oder  der  gesetzgebende  Körper  eines  Kantons 
wegen  Verletzung  von  Derreten  der  Tagsatzung  als  Rebell  vor  ein  aus  den 
Kriminalgerichtsprisidenten  aller  übrigen  Kantone  zu  bildendes  Gericht  ge- 
stellt werden  könne.  —  Siehe  Acte  de  mediation  du  19.  fevr.  1803,  Chap. 
XX,  art.  21,  36  und  11. 

1)  Vergl.  Simmler,  Regiment  der  Eidgenossenschaft,  herausg.  von 
Leu,  S.  438  ff. ;  Balthasar,  Fragmente  (Luzern  1783),  S.  71-104; 
Stettier,  Bundesstaatsrecht  vor  1798,  S.  87  ff.;  Blum  er  a.  a.  0.  S.  334, 
338;  Bluntscbli,  a.  a.  0.  passim. 

2)  Wobei  es  Herkommen  war,  dass  vor  der  Entscheidung  „nach  Recht" 
zuerst  die  beiden  streitenden  Thcile  um  ihre  Zustimmung  dazu  angefragt 
wurden,  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  449. 

3)  Praktisch  gestaltete  sich  die  Sache  so,  dass  die  Schiedsrichter  sich 
als  Rechtsanwälte  ihrer  Kommittenten  betrachteten  und  die  Entscheidung  so- 
mit ganz  vom  Obmann  abbing.  Bern  hat  sich  daher  schon  1381  in  einem 
Streit  mit  Unterwaiden  dem  Spruch  eines  Schiedsgerichts,  dessen  Obmann, 
der  Vorschrift  des  bernischen  Bundes  mit  den  Waldstetten  gemäss,  ein  Un- 
terwaldner  gewesen  war,  nicht  gefügt,  weil  es  das  Geriebt  nicht  als  un- 
parteiisch anerkennen  konnte  (vergl.  J.  v.  Müller,  Thl.  IT,  Kap.  5 ;  Samm- 

-  lung  der  alteren  eidgen.  Abschiede,  S.  10  und  12);  1656  konnte  das  zu 
Austrag  der  confessionellen  Streitigkeiten  niedergesetzte  Schiedsgericht  sich 
über  die  Wahl  des  Obmanns  nicht  einigen,  weil  man  voraus  wusste,  der 
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Obmanns  war  unter  diesen  Umständen  die  Kardinalfrage  bei  der 
ganzen  gerichtlichen  Verhandlung,  und  den  Schwierigkeiten  und 
Umtrieben,  die  sich  hieran  knüpflen,  ist  es  hauptsächlich  zuzu- 
schreiben, dass  schon  unter  der  alten  Eidgenossenschaft  diese 
Schiedsgerichte  kein  wahrhaft  fruchtbringendes  Institut  waren 
und  selten  etwas  zu  Stande  brachten,  was  nicht  auch  ohne  sie 
zu  Stande  gekommen  wäre.  Die  Vorschriften  über  die  Wahl 
des  Obmanns  lauten  in  den  einzelnen  Bundesvertragen  sehr  ver- 
schieden: bald  sollen  ihn  mutuo  con sensu  die  Schiedsrichter 
selbst  ernennen,  bald  der  klägerische  Theil,  mit  oder  ohne  Be- 
schränkungen der  Auswahl  auf  bestimmte  Personen  oder  An- 
gehörige bestimmter  Orte  u.  s.  w.,  nie  aber  stand  diess  Wahl- 
recht der  Tagsatzung  zu.  Eine  besondere  joristische  Cultur 
ist  diesem  älteren  eidgenössischen  Rechtsverfahren  nicht  zu  Theil 
geworden1);  wesshalb,  darüber  gibt  uns  Simmler  in  den 
Schlussworten  seiner  Schilderung  dieser  Justiz  folgende  Aus- 
kunft :  „Dieses  ist  die  Form  des  Rechten  in  gemeinen  Spänen, 
da  ich  dann  nicht  zweifle,  es  könne  viel  darvon  auf  beide  Theile 
subtil  und  spitzfündig  raisonnirt  werden,  welches  ich  anderen 
überlassen,  und  hier  allein  unserer  Altvordercn  Einfaltigkeit  und 
Aufrichtigkeit  lobe,  als  welche  durch  solche  Forin  des  Rechten 
oft  grosse  Streithändel  aufgehebt,  und  Fried  und  Einigkeit  mit 
sonderbarem  Fleiss  erhalten  haben,  sie  sahen  aber  freilich  nicht 
auf  ihren  eigenen  Nutzen,  sondern  fürnehmlich  darauf,  was  zur 
Aufenthaltung  der  Ihrigen  und  Wohlstand  gemeiner  Eidgenossen- 
schaft dienen  möchte.*  Ob  dieses  Lob  der  Vorzeit,  soweit  es 
auf  die  eidgenössische  Bundesjusliz  sich  bezieht,  so  ganz  ge- 
Spruch müsse  zum  Nachtheil  derjenigen  Konfession  ausfallen,  welche  sich 
dazu  verstehen  würde,  einem  der  anderen  Konfession  angehörenden  Obmann 
ihre  Stimme  tu  geben. 

1)  Juristisch  interessant  ist  der  Rechtsstreit  im  alten  Zürichkrieg,  in 
welchem  Zürich  die  Kompetenz  der  eidgenössischen  Schiedsrichter  über  sein 
mit  Oeslerreich  geschlossenes  Bündniss  zu  urtheilen  desshalb  bestritt,  weil 
es  diess  Bündniss  kraft  eines  in  seinem  Bunde  mit  den  Eidgenossen  aus- 
drücklich vorbehallenen  Souverönetätsrechts  abgeschlossen  habe;  siehe  J.  v. 
Müller,  Thl.  III,  Kap.  10.  —  Eine  ganz  singulare  Erscheinung  ist  das  „eid- 
genössische M  a  I  e  f  i  zg  e  r  i c  h  t",  welches  nach  dem  Bauernkrieg  niederge- 
setzt wurde;  siehe  Bluntschli,  a.'  a.  0.,  S.  440  f. 
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gründet  sei,  wollen  wir  hier  nicht  untersuchen;  so  viel  ist  sicher, 
dass  nach  den  napoleonischen  Kriegen,  als  die  Schweiz,  durch 
politischen  und  konfessionellen  Hader  zerrissen,  ohne  Kraft  und 
Würde  dem  Ausland  gegenüberstand  und  nur  mit  dessen  Hülfe 
es  zu  einer  Konstituirung  ihres  Bundes  brachte,  allerdings  eine 
Lücke  vorhanden  war,  die  nicht  mehr  durch  patriotischen  Sinn 
und  aufopfernde  Hingebung  ausgefüllt  wurde  und  das  „subtil  und 
spitzfiindig  Raisonniren"  zu  einem  nicht  mehr  überflüssigen  Ge- 
schäft machte.  In  der  neuen  Verfassung  mussten  neue  abstrakte 
Regeln  das  ersetzen,  was  sonst  die  nunmehr  verwischte  Tra- 
dition mit  sich  gebracht  hatte.  So  gab  es  Conflicle  unter  den 
Kantonen,  die  zu  einer  richterlichen  Cognition  sich  durchaus  nicht 
zu  eignen  schienen  —  z.  B.  Separatbündnisse  einzelner  Kantone, 
durch  welche  andere  sich  Tür  beeinträchtig!  erachteten ;  Hemmungen 
des  freien  Verkehrs  von  einem  Kanton  zum  anderen  —  und  man 
musste  darauf  bedacht  sein,  eine  theoretische  Norm  für  die  Aus- 
scheidung solcher  Fälle  und  damit  für  die  Abgränzung  der  Kompe- 
tenz der  Bundesschiedsgerichte  aufzustellen.  Eine  glückliche  Hand 
hatte  man  darin  nicht,  denn  mit  dem  Arl.  V  des  Bundesvertrags 
vom  7.  August  1815  („Alle  Ansprüche  und  Streitigkeiten  zwischen 
den  Kantonen  über  Gegenstände,  die  nicht  durch  den  Bun- 
desvertrag gewährleistet  sind,  werden  an  das  eidge- 
nössische Recht  gewiesen"  ») ,  der  diese  Norm  gewähren  sollte, 
hatte  man  statt  eines  sicheren  Anhaltspunktes  nur  einen  Anlass 
zu  neuen  Unklarheiten  geschaffen.  Einzelne  „Gegenstände" 
nämlich  waren  allerdings  im  Bundesvertrag  direkt  gewährleistet 
—  so  freier  Kauf  und  Verkauf,  freie  Aus-  und  Durchfuhr  im 
Innern  — -  Streitigkeilen  darüber  gehörten  also  jedenfalls  nicht 


1)  Eine  ganz  schiefe  Analogie  ist  es,  wenn  Cberbulicz  {A*  ia  Ai- 
mucratie  en  Suitte ,  T.  II ,  p.  278  —  ein  Werk ,  in  dem  Oberhaupt  nicht 
Alles  Gold  ist)  das  schiedsrichterliche  Verfahren  unter  dem  15er  Bunde  da- 
durch erklärt  zu  haben  meint,  dass  er  anfuhrt,  im  privatrechtlichen  Gesell- 
schaftskontrakt sei  es  allgemein  üblich,  für  Streitigkeiten  unter  den  Gesell- 
schaftern Schiedsrichter  vorzubehalten;  dieses  ist  —  gerade  umgekehrt,  wie  • 
nach  dem  Art.  V  des  15er  Vertrages  —  nur  der  Fall  für  diejenigen  Colli- 
sionen, welche  sich  auf  aus  der  Societat  entspringende  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten beliehen. 
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vor  das  eidgenössische  Recht,  sondern  —  ein  Rücksciiluss  der 
freilich  nicht  unbedingt  als  richtig  zugegeben  wurde  —  vor  die 
Tagsatzung  Aber  der  Bund  garantirte  den  Kantonen  auch 
z.  B.  ihre  Verfassungen;  wie  nun,  wenn  ein  Kanton  kraft  seiner 
Verfassung  ein  Recht  beanspruchte,  der  andere  Kanton  kraft 
seiner  Verfassung  den  Anspruch  abweisen  musste,  jeder  also  sich 
auf  jene  mittelbare  Garantie  berief?    Diese  Frage  bot  sich 

—  freilich  hing  nicht  von  ihr  einzig  die  Entscheidung  ab  — 
dar  in  einem  Streit  zwischen  Solothurn  und  Bern;  Solothurn 
klagte  gegen  Bern  eine  civilrechtliche  Schuldforderung  ein,  Bern 
weigerte  sich,  sich  vor  dem  eidgenössischen  Recht  darauf  ein- 
zulassen, und  stützte  diese  Weigerung  u.  A.  darauf,  kraft  seiner 
vom  Bunde  gewährleisteten  Verfassung  habe  der  Staat  Bern  als 
Fiskus  und  Beklagter  seinen  Gerichtsstand  vor  den  bernischen 
Tribunalien;  die  Tagsalzung,  obwohl  sie  den  rein  civilrechtiichen 
Charakter  des  Streites  nicht  bestritt,  verwarf  diesen  Einwand. 
Ferner  gewährleistete  der  15er  Bundesvertrag  den  Kantonen  ihr 
Gebiet:  dennoch  sind  häufig  Grenzstreitigkeiten  unter  den 
Kantonen  vor  die  eidgenössischen  Schiedsgerichte  gewiesen  wor- 
den ,  andere  freilich  auch  vor  die  Tagsatzung,  und  ausserdem 
gab  es  noch  eine  dritte  Meinung  welche  weder  mit  dem  Einen 
noch  mit  dem  Anderen  einverstanden  war,  sondern  annahm,  die 
Kantone  hatten  sich  in  dieser  Beziehung  ihre  volle  Souveränelät 
vorbehalten  und  der  Bund  sei  somit  zu  keiner  Einmischung  ir- 
gend einer  Art  befugt.  Endlich  stritt  man  sich  darüber,  ob  aus- 
nahmslos alle  und  jede  Kantonalkonflikte  über  „nicht  durch 
den  Bundesvertrag  gewährleistete  Rechte"  vor  das  eidgenössi- 
sche Recht  gehören  oder  ob  nicht  einige,  z.  B.  Ansprachen 
privalrechtlicher  Natur,  davon  auszunehmen  und  der  kantonalen 

1)  Nach. Art.  VIII  des  Bundesvertrags:  „Die  Togsatzung  besorgt,  nach 
den  Vorschriften  des  Bundesvertrags,  die  ihr  von  den  souveränen  Ständen 
übertragenen  Angelegenheiten  des  Bundes." 

2)  Stettier,  BundesstaaUrccht  von  1798  bis  zur  Gegenwart,  S.  135. 

—  Es  ist  dies  eine  Reproduktion  der  bereit*  oben  erwähnten  Theorie  Zü- 
richs im  alten  Zürichkrieg,  welche,  damals  so  kräftig  zurückgewiesen ,  im 
Landfrieden  von  1656  sogar  als  gemeineidsgenössisches  Recht  sanklionirt 
wurde. 
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Jurisdiktion  zu  Überlassen  seien  —  eine  Streitfrage,  die  endlich 
zu  Gunsten  der  ers leren  Ansicht  entschieden  wurde  l).  —  Die 
Form  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  blieb  im  Wesentlichen 
•  dieselbe,  wie  sie  unter  den  alten  Bünden  gewesen  war:  jeder 
Kanton  wählt  je  einen  oder  je  zwei  Schiedsrichter,  diese  ver- 
suchen zuerst  eine  Ausgleichung  „in  der  Minne",  und  ernennen, 
wenn  dieser  Versuch  gescheitert  ist,  einen  Obmann ;  hierauf  er- 
folgt ein  nochmaliger  Versuch  zu  gütlicher  Beilegung2),  und, 
wenn  auch  dieser  nicht  zum  Ziele  fuhrt,  die  rechtliche  Ent- 
scheidung, welche  inappellabel  ist  und  deren  Exekution  der  Tag- 


1)  Das  Nähere  hei  Stettler,  a.  b  0.,  S.  138. 

2)  Art.  V  cit. :  „Der  Obmann  und  die  Schiedsrichter  versuchen  noch- 
mals, den  Streit  durch  Vermittlung  auszugleichen,  oder  entscheiden,  im  Fall 
allseitiger  Uebergabe,  durch  Kompromissspruch;  geschiehet  aber  kei- 
nes von  beiden,  so  sprechen  sie  über  die  Streitsache,  nach  den  Rechten, 
endlich  ab."  Henke  (öffentl.  Recht  der  Eidgen.  S.  239)  weiss  sich  den 
Unterschied  zwischen  „Entscheidung  durch  Kompromissspruch"  und  „Absprach 
nach  den  Rechten"  nicht  tu  erklären,  und  auch  Stettler  gibt  über  diese 
Distinktion  keinen  Aufschluss.  Die  anscheinende  Tautologie  löst  sich  in- 
dessen, wenn  man  die  Worte  „im  Fall  allseitiger  Uebergabe"  betont.  Eine 
solche  Uebergabe  bedeutet  nämlich :  beide  Theile  begnügen  sich  mit  einer 
allgemeinen  Formulirung  der  Streitfrage,  ohne  bestimmte  Klags-  und  Ant- 
wortsbegehren ans  Recht  zu  setzen  und  ein  förmliches  Civilprocessverfahren 
einzuleiten;  statt  dessen  überlassen  sie  es  den  Richtern,  das  Einzelne  ge- 
nauer zu  untersuchen  und  hierauf  gestützt  nach  bestem  Wissen  und  tie- 
wissen zu  entscheiden,  wobei  die  Richter  nicht  einzig  das  strenge  Recht, 
sondern  auch  Rücksichten  der  Billigkeit  in  Anschlag  zu  bringen  befugt  sind. 
Beim  Absprach  nach  den  Rechten  dagegen  tritt  ein  formaler  Rechtsgang 
ein  und  das  Urtheil  soll  nur  auf  Rechtsgründen  beruhen,  bei  welchem  Ge- 
schäft tu  praari  der  Obmann  selten  eine  theilweise  Abweisung  und  theil- 
weise  Zusprechung  der  Klage  erwirken  konnte  —  aus  Gründen,  die  bereits 
oben  bei  dem  älteren  Verfahren  erwähnt  wurden  —  sondern  in  der  Regel 
ganz  zusprechen  oder  ganz  abweisen  musste ,  wenn  überhaupt  ein  Urlheil 
zu  Stande  kommen  sollte.  Mit  dieser  Ansicht  stimmt  überein  der  Art.  9  des 
Konkordats  über  die  Heiroathlosen  vom  30.  Juli  1847:  „Mit  Ausnahme 
der  durch  Comp ro  m  issspru  c  h  der  Parteien  dem  Urtheil  der  eidge- 
nössischen Schiedsrichter  unterworfenen  Fälle  sollen  die  Schiedsrichter  in  6e- 
mässheit  der  bestehenden  Konkordate  aburtheilen."  —  Vergl. 
•och  den  französischen  Code  de  proeed.  eiv.  art.  1019:  „Lt*  arbitres  de- 
cideront  d'apres  les  regle»  du  droit,  ä  moin*  que  le  compromi»  ne 
leur  Honne  pouvoir  de  prononeer  comme  am  ia  biet  com  p  o  s  i  t  eur*." 
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salzung  obliegt.  Die  einzige  erhebliche  Neuerung,  und  zugleich 
Verbesserung,  besteht  darin,  dass  der  Obmann,  wenn  die  Schieds- 
richter über  dessen  Wahl  sich  nicht  einigen  können,  „und  einer 
der  Kantone  darüber  Beschwerde  führt",  von  der  Tagsatzung 
gesetzt  wird.  Auch  diese  processualischen  Vorschriften  erweckten 
jedoch  mannigfache  Streitfragen.  Man  hat  die  Schiedsgerichte 
hauptsächlich  zu  dem  Zwecke  eingeführt,  damit  die  Centraige- 
walt die  Richter  nicht  setze,  sondern  sie  setzen  lasse  durch  die 
Parteien;  eine  Verpflichtung  der  Kantone,  die  Bildung  des 
Schiedsgerichts  in  Fallen,  wo  an  sich  dessen  Kompetenz  begrün- 
det wäre,  vorzunehmen,  hat  der  Bundesvertrag  von  1815  nir- 
gends ausgesprochen,  ebensowenig  ein  Verfahren  (ur  den  Fall 
vorgesehen,  dass  sich  Kantone  weigern  würden,  Schiedsrichter 
zu  wählen.  Also  —  schloss  man  hieraus  —  hängt  es  vom 
freien  Entschluss  des  Beklagten  ab,  ob  er  seinerseits  Schieds- 
richter bezeichnen  will;  kann  er  sich  dazu  nicht  entschliessen, 
so  ist  eine  richterliche  Cognition  über  die  Streitfrage  unmöglich, 
jeder  Kanton  bleibt,  soweit  es  den  streitigen  Punkt  betrifft,  un- 
beschränkter Herr  auf  seinem  Territorium  und  muss  sich  nur 
hüten,  durch  Anordnung  irgend  welcher  Gewaltmaassregel  das 
bundesrechtliche  Verbot  der  Selbslhülfe  zu  übertreten  oder  an- 
dere durch  den  Bundesverlrag  übernommene  Garanlieen  zu  ver- 
letzen. Diese  Ansichten  wurden  erst  in  den  40ger  Jahren  de- 
finitiv zurückgewiesen:  die  Tagsatzung  legte  sich  damals  durch 
förmliche  Beschlüsse  das  Recht  bei,  darüber  zu  erkennen,  ob  ein 
Streitpunkt  an  das  eidgenössische  Rechtsverfahren  zu  verweisen, 
und  ob  ein  Kanton  verpflichtet  sei,  vor  diesem  Forum  sich  ein- 
zulassen, ebenso  erklärte  sie  sich  für  berechtigt,  an  der  Stelle 
eines  Kantons,  der  nach  bejahender  Entscheidung  dieser  beiden 
Fragen  Schiedsrichter  zu  wählen  verweigere,  dieselben  zu  be- 
zeichnen ').    Ob  diese  Beschlüsse  den  Vorschriften  des  Bundes- 


1)  In  Uebcreinstimmung  mit  diesem  Beschlüsse  wurde  in  das  bereits 
erwähnte  Heimuthlosenkonkordat  von  1847  durch  die  konkordirenden  Stände 
die  Vorschrift  aufgenommen:  „Sollte  sich  ein  Kanton  weigern,  tu  der  Er- 
nennung von  Schiedsrichtern  tu  schreiten  oder  an  einer  solchen  Ernennung 
Theil  tu  nehmen,  so  wird  der  eidgenössische  Vorort,  und,  eintre- 
tendes Falles,  die  Tagsattung,  dieselbe  vornehmen".  —  Ueber  die  Stellung, 
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Vertrags  ganz  gemäss  seien,  darf  billig  bezweifelt  werden,  um  so 
mehr,  als  dieselben  in  der  neuen  Form  des  Verfahrens  eine  stär- 
kere Hinneigung  zu  einer  von  Amteswegen  zu  ertheilenden 
Bundesjustiz  an  den  Tag  legen,  als  mit  dem  Wesen  des  Staaten- 
bundes vereinbar  scheint.  Allein  man  muss  auch  den  Schlüssel 
zu  diesen  Ausdehnungen  der  Befugnisse  der  Tagsatzung  nicht  in 
theoretischen  Salzen,  sondern  in  der  Zeitgeschichte  suchen.  Nach- 
dem schon  die  30ger  Jahre  durch  die  Verfassungsreformen  im 
Innern  der  Kantone  ein  fühlbares  Missverhältniss  hervorgebracht 
hatten  zwischen  den  neuen  konstitutionellen  Prinzipien,  auf  welche 
die  regenerirten  Kantonsverfassungen  gestellt  waren,  und  den 
Voraussetzungen,  von  welchen  man  15  Jahre  zuvor  bei  Ent- 
werfung des  Bundesvertrags  ausgegangen  war  ')  —  charakte- 
risiren  die  40ger  Jahre  sich  dadurch,  dass  der  Gegensatz  zwi- 
schen den  bestehenden  und  den  vom  Volke  geforderten  und 
ersehnten  Öffentlichen  Rechtszuständen  im  Bunde  zu  einem  voll- 
*  kommen  bewussten  Bruche  ausgebildet  vorlag.  Der  Zug  der 
Zeit  ging  nach  grösserer  Festigkeit  des  nationalen  Verbandes, 
nach  Vermehrung  der  Attribute  der  centralen  Bundesgewalt, 
und  da  den  Bestrebungen  zu  einer  umfassenden  Reform  der 
Bundesverfassung  unüberwindliche  Hindernisse  entgegenzustehen 
schienen,  so  benutzte  man  Anlässe,  bei  welchen  man  dem  Dichten 
und  Trachten  der  Gegenwart  einigermaassen  gerecht  werden 
konnte,  oft  mehr  im  Hinblick  auf  jene  Zielpunkte,  als  dass  man 


welche  nach  diesem  Conkordat  den  Schiedsrichtern  zukam,  siehe  unten  Ab- 
schnitt 2,  Kap.  1,  $  II,  3.  Das  ganze  Conkordat  beruht  auf  Grundsätzen, 
die  nicht  auf  dem  Boden  des  15er  Bundesvertragcs  gewachsen  sind. 

1)  Den  eigentlichen  Grenzstein,  von  welchem  an  kantonales  und  Bun- 
desstoatsrecht  nach  verschiedenen  Richtungen  auseinandergehen,  man  könnte 
sagen,  die  Insolvenzerkhirung  des  letzteren  gegenüber  den  Anforderungen  des 
ersteren.  bildet  der  Tagsatzungsbeschluss  vom  27.  Dezember  1830,  durch 
welchen  die  Tagsatzung  hinsichtlich  der  kantonalen  Verfassungsreformbcstrc- 
bungen  den  Grundsatz  der  Nicht-Intervention  des  Bundes  sanktionirte.  Von 
da  an  .standen  sich  das  öffentliche  Recht  des  Bundes  und  das  politische  Le- 
ben der  Nation  als  zwei  Dinge  ohne  inneren  Rapport  gegenüber,  und  je 
mehr  das  Letztere  sich  entwickelte,  um  so  unausfullbarer  wurde  die  Kluft. 
Die  Versuche,  welche  man  in  dieser  Richtung  machte,  geschahen  eben  auf 
Kosten  der  positiven  Satzung  des  ßundesrechts. 

23* 
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sich  besondere  Scrupeln  gemacht  halte  mit  strikter  Auslegung 
des  schon  um  seiner  Entstehungsgeschichte  willen  in  üblem  An- 
denken stehenden  Bundes  Vertrags  von  1815.  In  solchen  Pe- 
rioden, in  welchen  man  an  der  siegenden  Kraft  der  Wahrheit 
und  Gerechtigkeit  zu  zweifeln  beginnt,  geschieht  es  oft,  dass 
man  wenigstens  verstohlener  Weise  dem  Vernünftigen  eine  theil- 
weise  Sanktion  und  einen  Anhaltspunkt  zu  verschaffen  bemüht  ist. 

Schon  die  ersten,  Anfangs  wenig  beachteten  Anregungen 
zur  Reform  des  18er  Bundes  in  den  30gcr  Jahren  hatten  die 
Hebung  der  Mängel  des  bisherigen  eidgenössischen  Rechtsver- 
fahrens im  Auge.  Eine  Schrift  von  Dr.  Kasimir  Pfyffer,  welche 
in  dieser  Richtung  von  nachhaltigem  Einfluss  war  und  den  An- 
stoss  zu  den  Revisions Verhandlungen  der  Tagsatzung  von  1831 
gab  befürwortete  eine  selbst  über  die  Grenzen  des  Bundes- 
staates hinausgehende  Umgestaltung  der  Bundesjustiz.  Nach 
Pfyflers  Vorschlägen  sollte  ein  oberstes  Bundesgericht  eingesetzt 
werden  mit  Kompetenz  in  allen  Rechtsstreiligkeiten  der  Kantone 
untereinander,  sowie  in  Beschwerdesachen  von  einzelnen  Bürgern 
gegen  ihre  kantonalen  Obrigkeiten  wegen  Verletzung  verfas- 
sungsmässiger Rechte ;  Uberdiess  aber  sollte  dieses  Gericht  theils, 
innerhalb  gewisser  noch  festzusetzender  Schranken,  als  Appellati- 
onsinstanz in  Civil-  und  Kriminalsachen  gegenüber  Urlheilen  der 
kantonalen  Gerichte,  theils  —  „mit  Rücksicht  auf  die  in  einigen 
Kantonen  noch  herrschende  Barbarei  der  Justiz  *  —  als  Kassa- 
tionshof Tür  alle  Kriminalfalle  funktioniren.  Gingen  diese  Vor- 
schläge —  die  jedenfalls  noch  einer  genaueren  Exposition  bedurft 
hätten  —  zu  weit,  so  bewegten  sich  hingegen  die  Gesandten 
der  sieben  Kantone  Luzern,  Zürich,  Bern,  Sololhurn,  St.  Gallen, 
Aargau  und  Thurgau,  welche  an  der  ersten  ausserordentlichen 
Tagsatzung  des  Jahres  1832  zu  Privatberalhungen  über  die  Bun- 
desrevision zusammentraten,  viel  zu  sehr  inner  der  Schranken 
des  Hergebrachten,  als  sie  dem  auch  in  ihrem  Entwurf  propo- 
nirten  obersten  Bundesgericht  bloss  die  Beurlhcilung  von  „Strei- 
tigkeilen unter  Kantonen,  welche  nicht  der  Kompetenz  der  Tag- 


t)  „Zuruf  an  den  eidgenössischen  Vorort  Luxem"  von  K.'  Pfyffer; 
Luxem  183t,  S.  28  ff. 
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Satzung  anheimfallen«,  zuschieden  Die  beiden  offiziellen 
Reformprojekte  von  1832  und  1833  alsdann  —  das  erstere  von 
der  am  17.  Juli  1832  niedergesetzten  Revisionskommission,  das 
letztere  von  der  Tagsatzung  selbst  herrührend  —  haben  beide 
das  Bundesgericht  ebenfalls  beibehalten,  und  die  Ausstattung  des- 
selben ist  in  den  Hauptpunkten  die  nämliche,  wie  in  der  jetzt 
geltenden  Bundesverfassung  von  1848  *),  so  dass,  um  nicht  schon 
Gesagtes  wiederholen  zu  müssen,  ein  Eingehen  auf  das  Detail 
jener  beiden  Entwürfe  hier  füglich  unterbleiben  kann.  Erwäh- 
nenswerth  ist  indess,  dass  der  Entwurf  von  1833,  obwohl  sonst 
unter  dem  vorherrschenden  Einfluss  der  Reaktion  des  Kantona- 
lismus gegen  denjenigen  von  1832  entstanden,  in  der  Organi- 
sation der  Bundesrechtspflege  gerade  umgekehrt  noch  mit  einigen 
Reminiscenzen  an  das  alte  eidgenössische  Rech  tsverfahren  auf- 
räumt, deren  sein  Vorgänger  sich  noch  nicht  entledigt  hatte.  Der 
Entwurf  von  1832  enthielt  nämlich  in  Art.  102  die  Vorschrift: 
„dem  gerichtlichen  Verfahren  (nämlich  in  Rechlsstreitigkeiten  unter 
Kantonen)  soll  jederzeit  ein  Vermittlungsversuch  vorangehen,  zu 
welchem  Ende  jeder  der  streitenden  Theile  einen  Vermittler  aus 
einem  nicht  betheiliglen  Kanton  zu  wählen  hat;  auch  steht  den 
streitenden  Kantonen  immerhin  zu,  sich  über  ein  Schiedsgericht 
zu  verständigen. u  Diesen  ganzen  Satz,  welcher  die  traditionelle 
Abiheilung  des  Verfahrens  in  ein  solches  „nach  Minne"  und  ein 
solches  „nach  Recht"  wieder  aufleben  Hess,  strich  der  33ger 
Entwurf  und  scheint  damit  den  Urtheilen  eines  Schiedsgerichts, 
wenn  ein  solches  mit  Umgehung  des  Bundesgerichts  gewählt 
wird,  auch  die  Kraft  der  res  judicata  absprechen  zu  wollen. 
Ja,  in  einer  Beziehung  hat  das  Projekt  von  1833  sogar  der  von 
den  damaligen  Stimmfuhrern  der  radikalen  Partei  ausgegangenen 


1)  Entwurf  einer  schweixer.  Bundesverfassung,  von  einer  Gesellschaft 
Eidgenossen,  (Zürich  1832)  Art  22.  —  Vergl.  Baumgartner,  die  Schweiz 
von  1830  bif  1850,  Bd.  It  S.  281  f. 

2)  Der  „Bericht  der  Revisionskommission  vom  26.  April  1848  (verfasst 
von  den  beiden  Redaktoren  der  Bundesverfassung,  Dr.  Kern  und  Heinrich 
Druey)  gesteht,  S.  70,  seihst  iu,  dass  bezüglich  des  Bundesgerichts  die 
Bestimmungen  aus  den  Entwürfen  der  Jahre  1832  und  1833  „mit  gewissen 
Modificntionen"  aufgenommen  worden  seien. 
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Opposition,  obwohl  diese  Opposition  sonst  in  der  Tagsalzung 
nicht  gerade  besonderen  Anklang  fand,  Zugeständnisse  gemacht. 
Das  Caeterum  censeo  dieser  Opposition  war  die  Behauptung, 
das  neue  Bundesprojekt  sei  ein  Bund  der  Regierungen  gegen 
die  Volksfreiheiten,  ein  „ Herrenbund a;  eine  solche  Tendenz 
glaubte  man  auch  darin  zu  entdecken,  dass  nach  dem  Entwurf 
von  1832  einerseits  das  Bundesgericht  nicht  durch  direkte  Ein-  * 
reichung  von  Klagen  des  einzelnen  Bürgers  mit  der  Repression 
von  Verletzungen  kantonaler  Verfassungsbestimmungen,  welche 
die  Kantonalobrigkeiten  sich  erlauben  würden,  befasst  werden 
konnte,  andrerseits  das  Bundesgericht  über  die  bei  Unruhen  im 
Innern,  die  eine  eidgenössische  Intervention  veranlasst  haben, 
verüblen  Verbrechen  nur  dann  urlheilen  sollte,  „wenn  die  Tag- 
satzung auf  Antrag  des  Bundesrathes  erachtet :  dass  es  nicht  der 
Fall  sei,  Amnestie  eintreten  zu  lassen,  und  dass,  im  Interesse 
des  Rechts  und  der  öffentlichen  Ordnung,  Untersuchung  und  Beur- 
teilung den  Kantonalgerichten  entzogen  werden  soll."  Nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  diese  letztere  Bestimmung  wurde  die 
Befürchtung  geäussert,  man  beabsichtige,  zur  Aufrechthaltung  der 
Solidarität  der  Regierungsinteressen,  das  Bundesgericht  als  ein  * 
Werkzeug  zur  Eindämmung  des  dem  Volke  gegen  ein  Willkür- 
Regiment  zustehenden  Widerstandsrechts  zu  benutzen  und  das- 
selbe zu  politischen  Verurteilungen  zu  missbrauchen  da,  wo 
entweder  die  auf  die  kantonale  Verfassung  verpflichteten  Gerichte 
freisprechen  oder  dann  in  Folge  einer  gelungenen  Revolution 
die  Möglichkeit  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  gegen  deren 
Urheber  wegfallen  würde  Die  Tagsatzung  von  1833  behielt 
nun  zwar  den  32ger  Entwurf  insofern  bei,  als  ihr  Projekt  eben- 
falls Beschwerden  Einzelner  nur  wegen  Verletzung  „bundes- 
mässiger  Rechte"  und  nur  infolge  Aufnahme  der  Beschwerde 
und  Parteiergreifung  für  dieselbe  Seitens  der  Regierung  desjenigen 
Kantons,  dem  der  Verletzte  angehört  —  also  nie  Beschwerden 
gegen  die  eigene  Kantons  -  Regierung  —  vor  Bundesgericht  i 


1)  Man  muss  bei  solchen  Motivirungen  nicht  vergessen,  dass  sie  in  eine 
Zeit  fallen  ,  in  welcher  „die  Putschtheorie  der  oberste  SaU  des  eidgenös- 
sischen Staatsrechtes  war." 
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anzubringen  geslattete ') ;  dagegen  maclite  sie  bezüglich  der 
„politischen  Verbrechen,  welche  Ursache  oder  Folge  derjenigen 
Unruhen  sind,  durch  welche  das  eidgenössische  Einschreiten  ver- 
anlasst worden  ist,"  das  Zugeständniss ,  dass  das  Bundesgericht 
nur  dann  dieselben  vor  sein  Forum  ziehen  dürfe,  wenn  die 
Angeklagten  die  Ueberweisung  an  das  Bundesgericht  verlangen. 
Ausdrücklich  würde  überdiess  sowohl  dem  Kanton,  wo  solche 
Verbrechen  begangen  worden  sind,  als  auch  der  Tagsatzung 
das  Recht  der  Amnestirung  der  Angeklagten  (d.  h.  vorder 
Beurtheilung)  eingeräumt,  dem  Kanton  selbst  dann  noch,  wenn 
dia  Tagsatzung  die  Amnestiefrage  bereits  verneinend  entschieden 


1)  Die  Gewährleistung  der  Kanlonalverfassungen  durch  den  Bund,  welche 
schon  im  Biindcsvcrtras'  von  1815  vorgeschrieben  war.  halte  zwar  in  den 
Entwürfen  von  1832  und  1833  die  Deutung  erhalten,  dass  damit  auch  „die 
Freiheit  und  die  Rechte  des  Volkes"  garantirt  sein  sollten,  allein  einen  prnk- 

4-1  tischen  Werth  hfitte  diese  Ausdehnung  der  eidgenössischen  Gewihrleistung 

nur  in  Ausnahmsfällen  erhalten  können.  Auch  der  Tagsatzung  nämlich  war 
die  ßefugniss  nicht  verliehen ,  öber  Beschwerden  wegen  Verletzung  der 

I  durch  eine  vom  Bund  gewährleistete  Kantonalverfassung  zugesicherten  „Frei- 

heit^und  Rechte  des  Volkes"  zu  urlheilen  und  Abhülfe  zu  bringen,  ja  das 
Recht  der  Petition  an  die  Bundesbehörden  war  sogar  vorsorglich  einge- 
schränkt aufA  „Gegenstände,  welche  dem  Bund  übertragen  sind",  so  dass  die 
Tagsatzung,  ohne  nur  auf  die  Sache  eintreten  zu  dürfen,  Beschwerden  der 
genannten  Art  bitte  die  Annahme  verweigern  müssen.  Die  Garantie  der 
Kantonalverfassungen  hatte  wesentlich  die  Bedeutung,  denselben  und  den  in 
Folge  derselben  constitnirten  Kantonalbehörden  die  Hülfe  des  Bundes  gegen 
gewaltsame  „Umsturzversuche  zu  sichern  und  von  Bundeswegen  die  Abän- 
derung der  Kantonalverfassung  auf  einem  anderen  als  auf  dem  von  ihr  selbst 
vorgezeichneten  Wege  zu  verhindern.  Beschwerden  wegen  Nichtbeachtung 
des«  von  der  Kantonal  Verfassung  vorgeschriebenen  Revisionsmodus  konnten 
dann  allerdings  direkt  an  die  Tagsatzung  und  von  ihr  (nach  dem  Entwurf 
von  1832  in  freier  Abstimmung,  nach  demjenigen  von  1833  dagegen  gemäss 
Instruktionen  der  Kantone)  entschieden  werden.  Kur  dann,  wenn  in  einem 
Kanton  eine 'bewaffnete  Intervention  des  Bundes  hatte  stattfinden  müssen, 

|  konnten,  „und  zwar  ausschliesslich  in  Folge  einer  mit  Ermächtigung  der 

Tagsatzung  geschehenen  Ueberweisung  des  Bundcsrathes ,"  Klagen  gegen 
die  Kanlonalbehörden  wegen  Verletzung  der  Kantonsverfassung  an  das  Bun- 
desgericht gebracht  werden,  welches  jedoch  alsdann  bloss  ISichtigkeitserkla- 
rung  des  verfassungswidrigen  Akts,  Verurtheilung  zu  Schadenersatz  u.  dgl, 
nicht  aber  Strafurtheile  auszufallen  befugt  war. 
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hätle ;  ferner  sollte  der  Kanton  sowie  die  Tagsatzung  die 
wegen  solcher  Verbrechen  vom  Bundes  gericht  Verurteilten 
zu  begnadigen  befugt  sein.  Uebersehe  man  jedoch  nicht, 
dass  zugestanden  wurde  diejenige  Beschränkung  der 
bundesgerichtlichen  Kompetenzen,  welche  man  im  Namen  der 
Volksfreiheit  forderte,  abgeschlagen  dagegen  diejenige  £ r- 
weiterung  dieser  Kompetenzen,  die  aus  gleichem  Interesse, 
und  in  der  That  mit  besserer  Berechtigung  als  jene  Beschränkung, 
verlangt  wurde.  Statt  also  als  eine  Inkonsequenz  und  Schwäche 
sich  darzustellen,  steht  diese  Nachgiebigkeit  gegen  die  radikale 
Opposition  in  bester  Harmonie  mit  der  in  dem  Reformprojekte 
von  1833  vorwaltenden  Tendenz.  Im  Jahr  1848  wurde  das  in 
den  soeben  genannten  Fällen  dem  Angeklagten  anheimgestellte 
Recht  der  Wahl  zwischen  dem  kantonalen  und  bundesgerichtlichen 
Forum  ohne  Einwendung  gestrichen,  die  berührte  Doppelamnestie 
durch  Bund  und  Kantone  nicht  einmal  mehr  in  Anregung  ge- 
bracht: der  Grund  hiervon  liegt  nicht  sowohl  in  dem  Wechsel 
politischer  Tagesmeinungen  —  obwohl  allerdings  nach  dem  ent- 
scheidenden Siege  über  den  Sonderbund  die  „  Putschtheorie a 
nicht  mehr  als  alleinseligmachendes  politisches  Evangelium  ange- 
sehen wurde,  wie  diess  früher  hie  und  da  der  Fall  war  und 
bei  den  unaufhörlichen  politischen  Kämpfen  und  gewaltsamen 
Erschütterungen  kaum  anders  der  Fall  sein  konnte  —  sondern 
vielmehr  darin,  dass  die  48er  Bundesrevision  durch  Einführung 
der  Schwurgerichte  in  die  Bundesstrafrechtspflege  von  vornherein 
den  Verdacht  beseitigte,  als  handle  es  sich  um  Aufstellung  einer 
den  Volksfreiheiten  feindseligen  Jurisdiklion  ,). 

Der  Bericht,  mit  welchem  die  Revisionskommission  von 


1)  Der  bereits  angerührte  Bericht  der  Revisionskommission  von  1848 
hebt  ausdrücklich  als  einen  Hauptgrund  für  Einführung  der  Jury  hervor, 
dass  hei  Verbrechen,  die  mehr  oder  weniger  einen  politischen  Cbamkter  an 
sich  tragen  —  wohin  die  meisten  der  dem  Bundesgericht  zuzuweisenden 
Straffalle  gehören  —  „die  Entscheidung  nicht  denjenigen  zukommen  dürfe, 
welche  einen  Theil  der  Gewalt  ausüben,  die  vom  Angeklagten  angegriffen 
würde".  —  In  welcher  Weise  die  Verfassung  von  1848  den  anderen  Ein- 
wand, betreffend  Besehwerden  einzelner  Bürger  wegen  Verfassung» Verletzun- 
gen, berücksichtigt  hat,  davon  hienach  Abschnitt  II,  Kap.  1,  $  3. 
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1832  ihr  Werk  einbegleitete,  ist  ein  Produkt  des  berühmten 
R  0  s  s  i ,  welcher  ,  damals  Professor  der  Rechtswissenschaft  in 
Genf,  von  diesem  Stande  zum  Tagsatzungsgesandten  gewählt 
worden  war.  Wir  entheben  diesem  Bericht  folgende  Stelle,  in 
welcher  Rossi  die  Beschwerdepunkte  gegen  die  Bundesrechts- 
pflege unter  dem  Bundesvertrag  von  1815  resumirt 

„Wir  schlagen  vor,  die  Bundesgewalt  dadurch  zu  vervoll- 
ständigen, dass  auch  der  dritte  Zweig,  die  richterliche  Thätigkeit, 
ein  Organ  erhält. 

„Dass  sich  über  die  Interessen,  deren  Beschützung  dem 
Bunde  obliegt,  richterliche  Fragen  erheben  können,  wird  Niemand 
in  Zweifel  ziehen. 

„Wo  ist  nun  gegenwärtig  der  Richter?  —  Nirgends. 

„Mit  den  Kantonalgerichten  steht  der  Bund  in  keinerlei 
Berührung;  Fragen  des  eidgenössischen  Rechts  könnte  er  nicht 
an  sie  verweisen.  Würde  man  ihm  auch  das  Recht  dazu  ein- 
räumen, wie  könnte  er  davon  Gebrauch  machen  ?  Welcher  Kan- 
ton wäre  es,  dessen  Gerichte  z.  B.  das  Vorrecht  erhielten, 
zwischen  zwei  Kantonen  Recht  zu  sprechen?  Eidgenössische 
Beamte,  die  von  der  Tagsatzung  in  Anklagezustand  versetzt 
würden,  könnte  man  sie  vor  ein  Kantonalgericht  stellen?  Doch, 
warum  denn  länger  bei  der  Bekämpfung  eines  Systems  verweilen, 
das,  unseres  Wissens,  Niemand  in  Vorschlag  gebracht  hat. 

„Gegenwärtig  gelangen  im  Grunde  alle  Fragen  des  eidge- 
nössischen Rechts  vor  die  Tagsatzung,  nur  gleichsam  verstohlener 
Weise,  vermischt  mit  politischen  Fragen. 

„Die  Tagsatzung  fühlt,  dass  sie  keine  Richterbehörde  ist; 
dass  es  Tyrannei  wäre,  wenn  eine  politische  Versammlung  rich- 
terliche Gewalt  ausübte.  Darum  wagt  sie  auch  nicht  definitiv 
abzusprechen.  Sie  ist  ihrer  Inkompetenz  sich  bewusst.  Daher 
jene  endlosen  Ausgleichungs-  und  Vermittlungsversuche ') ,  jene 


1)  „Bericht  über  den  Entwurf  einer  Bundes-Urkunde,  erstattet  an  die 
eidg.  Stände  von  der  Kommission  der  Tagsatzung. u  Amtliche  Uebersetiung; 
Zürich  1833,  S.  90  ff. 

2)  Der  aürcherisch-schwyierische  ScbiftTabrtsstrcit  x.  B.  dauerte  vom 
.  Jahr  1776  bis  ins  Jahr  1796,  wo  endlich  die  Vermittlungs vorschlage  Berns 
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immer  sich  erneuernden  Konkordatsentvvürfe  jene  halben  Maass- 
repeln  aller  Art,  die  um  so  weniger  zum  Ziele  fuhren  können, 
als  die  streitenden  Theile  wissen,  dass  sie  nicht  vor  einem 
Richter  stehen,  und  dass  es  kein  rechtliches  Mittel  gibt,  sie  zur 
Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen,  sei  es  gegen  den  Bund,  sei  es 
gegen  einen  Mitstand,  zu  zwingen. 

„Der  Artikel  V  des  Vertrages  von  1815  schreibt  zwar  einen 
schiedrichtcrlichen  Entscheid  vor,  und  bestimmt  einige  Formen 
Air  das  diessfällige  Verfahren.  Aber  diese  Bestimmung  ist  unvoll- 
ständig und  ihre  Unwirksamkeit  hat  sich  nur  allzusehr  bewährt. 
Unverkennbar  setzt  der  Bundesvertrag  die  Mitwirkung  der  streiten- 
den Theile,  ihre  Einwilligung  zu  einem  Schiedrichterspruche, 
voraus.  Widersetzen  sie  sich,  verweigern  sie  die  Ernennung 
von  Schiedrichtern,  so  liegt  hierin  für  die  Tagsalzung  ein  unüber- 
sleigliches  Hinderniss 

„Es  ist  Zeil,  dieser  Ohnmacht,  dieser  Unordnung  einmal  ein 
Ziel  zu  setzen. tt 

Erst  nach  sechszehn  Jahren  brachte  man  es  dahin,  was 
nach  diesen  Worten  schon  1832  an  der  Zeit  gewesen  wäre. 
Die  Revision  des  Bundesverlrags  blieb  vom  Jahre  1833  an  ein 
stehender,  nie  erledigter  Artikel  in  den  Traklanden  der  Tag- 
salzung, bis  endlich  nach  der  Krise  des  Jahres  1847  die  Ange- 
legenheit mit  Aussicht  auf  Erfolg  an  die  Hand  genommen  werden 
konnte.  Die  gefährlichen  Klippen  für  dieses  Revisionswerk  lagen 
anderwärts  als  in  den  zu  begründenden  gerichtlichen  Institutionen 
des  Bundes:  sie  boten  sich  dar  theils  in  der  Anordnung  des 
Repräsentationsverhältnisses  der  Kantone  auf  der  Bundesversamm- 
lung, theils  bei  den  sogen,  materiellen  Fragen  (Zölle,  Posten, 
Mililärwesen  u.  dgl.).  Wie  schwierig  in  diesen  beiden  Punkten 
eine  Aussöhnung  der  so  mannigfach  divergirenden  Interessen  und 


von  beiden  streitenden  Parteien  angenommen  wurden  (s.  die  Sammlung  der 
eidg.  Abschiede  von  1778  bis  1798,  Seite  229  ff.). 

1)  Für  auswärtige  Leser  bemerken  wir,  dass  man  in  der  Schweix  unter 
Konkordaten  nicht  bloss  kirchliche  Verträge ,  sondern  auch  Verträge  der 
Kantone  unter  sich  über  gerichtliche  Verhältnisse  u.  dgl.  m.  verstellt. 

2)  Diese  Worte  sind  geschrieben  vor  den  oben  S.  350  erwähnten  T«g- 
snlzungsbeschlüssen. 
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Ansichten  war,  erhellt  schon  daraus,  dass  bei  Berathmig  des 
ersteren  Punktes  im  Schoosse  der  Revisionskommission  es  einen 
Augenblick  den  Anschein  hatte,  als  sollte  das  ganze  Streben 
auch  diessmal  nicht  über  die  Sammlung  schätzbarer  Materialien 
hinauskommen.  „Von  einem  Mitgliede"  dieser  Kommission1} 
wurde  bereits  der,  freilich  dann  nicht  zur  Abstimmung  gebrachte 
Antrag  gestellt,  #zu  untersuchen,  ob  die  Kommission  überhaupt 
noch  ferner  mit  dem  Entwurf  eines  neuen  Bundesvertrages  sich 
befassen  solle, a  indem  „ein  günstiger  Erfolg  der  gegenwärtigen 
Arbeit  nicht  erwartet  werden  könne  und  es  für  diesen  Fall 
zweckmässiger  sein  dürfte,  Zeit  und  Kosten  zu  sparen  und  das 
der  Kommission  gewordene  Mandat  der  Tagsatzung  zurückzu- 
geben Die  Einrichtung  eines  obersten  Bundesgerichts  da- 
gegen gehörte  nicht  zu  diesen  Lebens-  und  Existenzfragen;  weder 
in  der  Revisionskommission,  noch  in  den  Verhandlungen  der 
Tagsatzung,  die  mit  der  Vorlage  der  gegenwärtig  bestehenden 
Bundesverfassung  vom  12.  Sept.  1848  abschlössen  3),  erhob  man 
prinzipielle  Einwendungen  dagegen;  die  Diskussionen  über  Ein- 
zelnes ,  welche  meistens  nicht  tiefer  eingingen,  werden  im  Fol- 
genden an  ihrem  Orte  ihre  Berücksichtigung  finden.  Die  schwei- 
zerische Nation,  wie  sie  lebte  in  der  Geschichte  und  im  Bewusst- 
sein  der  Gegenwart,  sollte  jetzt  endlich  einen  lebendigen  Körper 
erhalten;  an  diesem  Körper  durfte  ein  so  wesentliches  und  in 
seinen  Verrichtungen  so  scharf  charakterisirtes  Glied,  wie  es  die 


1)  Zufolge  ausdrücklichen  Beschlusses  der  Kommission  sind  die  Namen 
der  Yotirenden  nie  genannt  worden:  man  wollte  dadurch  bewirken,  dass 
die  Mitglieder  frei  nach  ihrer  Ueberzeugung  stimmen  und  sich  aussprechen 
würden,  ohne  befürchten  tu  müssen ,  dadurch  in  Kollisionen  mit  den  ihnen 
als  Gesandten  ertheilten  Stand  «Instruktionen  in  gerathen. 

2)  „Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  am  16.  August  1847  durch 
die  Tagsatsung  mit  der  Revision  des  Bundes  Vertrages  von  1815  beauftrag- 
ten Kommission4*,  verfasst  vom  eidg.  Kanzler  Dr.  Schiess,  Ute  Sitzung 
vom  7.  März  1848,  S.  82.  —  Diese  Kommission  begann  ihre  Sitzungen  am 
17.  Februar  1848  und  schloss  dieselbe  am  8.  April  1848. 

3)  Derjenige  Theil  des  Tagsatzungsabschiedes  von  1848,  in  welchem 
die  Berathung  über  die  Bundesverfassung  enthalten  ist  (15.  Mai  bis  27.  Juni), 
ist  in  besonderem  Abdruck  erschienen,  aber  ebensowenig  wie  das  in  vori- 
ger Anmerkung  genannte  Protokoll  in  den  Buchhandel  gekommen. 

Zcitachr.  fdr  SlatUw.  1857.    3t  Heft.  24 
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richterliche  Funktion  ist,  nicht  unausgedröckt  bleiben,  denn  nur 
durch  Ausscheidung  in  seine  begrifflichen  Differenzen  fuhrt  ein 
Ganzes  wirkliches  Leben. 

Bevor  wir  nunmehr  zur  Darstellung  des  heutigen  positiven 
Rechts  übergehen,  sei  uns  noch  eine  Bemerkung  über  dessen 
Quellen  gestattet.  Wir  können  nicht,  wie  die  deutschen  Publi- 
cisten,  Klage  führen  über  absichtliche  Geheimhaltung  des  zu 
wissenschaftlicher  Bearbeitung  nothwendigen  Materials  ')  —  dem- 
ungeachtet  stösst  man  bei  Untersuchungen  über  das  heutige  Bun- 
desrecht auf  nicht  geringere  Hindernisse  als  in  Deutschland,  die 
theils  in  einer  am  unrechten  Ort  angebrachten  Bescheidenheit 
und  Sparsamkeit,  theils  in  ungeschickten  Anordnungen  der  Be- 
hörden ihren  Grund  haben.  Publizirt  werden  in  der  „ Amtlichen 
Sammlung"  die  Gesetze,  sowie  einzelne  Beschlüsse  der  Bundes- 
versammlung, Staatsverträge.,  auch  einzelne  Verordnungen  des 
Bundesrathes,  und  im  amtlichen  Blatt  der  Eidgenossenschaft,  dem 
„Bundesblatt"  Berichte  von  Kommissionen  der  gesetzgebenden 
Ruthe,  Botschaften  und  Berichte  des  Bundesrathes,  Mittheilungen 
über  offizielle  Verhandlungen  aller  Art  u.  dgl.  Beides  sind  un- 
ordentliche2) und  ohne  die  nölhige  Sorgfalt  und  Sachkenntniss 
geleitete  Publikationen.  So  wird  man  eine  Menge  staatsrechtlich 
sehr  wichtiger  Beschlüsse  und  Einzelenlscheide  der  Bundesver- 
sammlung in  der  „Amtlichen  Sammlung"  vergeblich  suchen,  eben- 
sowenig findet  man  die  dazu  gehörigen  Kommissionalberichte  im 
„ Bundesblatt a  —  oder  von  den  letzteren  steht  der  eine  oder 
andere  im  „Bundesblatt"  und  nirgends  der  darauf  hin  erfolgte 

1)  Nie  wenigstens  würde  es  in  der  Schweiz  eine  Behörde  wagen, 
durch  förmliches  Conclnsum  der  Wissenschaft  zu  erklären,  in  Fragen  des  öf- 
fentlichen Rechts  ihrer  Nation  habe  sie  keinen  Anspruch  auch  nur  angehört 
an  werden. 

2)  Bezüglich  des  „Bundesblaltes"  ist  diess  eine  alte  und  allgemeine 
Klage.  Aber  auch  in  der  „Amtlichen  Sammlung"  ist  im  ersten  Band  eine 
Art  systematischer  Anordnung  versucht  worden ,  in  den  folgenden  Bunden 
ist  die  Reihenfolge  chronologisch,  aber  auch  diese  Ordnung  schlecht  einge- 
halten, Aelteres  mit  dem  Neuen  vermischt,  die  Register  unbequem  und  un- 
iweckmissig  u.  s.  w.  Ein  Beispiel  der  darin  herrschenden  Oberflächlich- 
keit ist  es,  dass  %.  B.  in  dem  in  dieser  Sammlung  au  findenden  Abdruck 
der  Bundesverfassung  von  1848  grobe  Druckfehler  vorkommen! 
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Beschluss,  und  rice  versa.  Namentlich  das  „Bundesblalt"  ist 
eine  trostlose  Zusammenhäufung  von  ungesichletem  und  ohne 
Bedacht  ausgewähltem  Material,  stumm  Uber  viele  prinzipielle 
Fragen,  die  einlässlich  und  mit  grossem  Aufwand  von  Geist, 
Wissen  und  Beredsamkeit  erörtert  worden  sind,  und  ermüdend 
freigebig  mit  einer  Unzahl  Dinge  von  sehr  vorübergehendem 
Werth  (so  z.  B.  sind  selbst  von  den  üblichen  Eröffnungsreden 
der  Nationalrathspräsidenten  einige  abgedruckt  worden).  Es 
scheint  bei  diesen  Publikationen  Niemand  thätig  zu  sein,  der  nur 
einigermaassen  ein  kompetentes  Urtheil  darüber  besässe,  was 
staatsrechtlich  von  Werth  Tür  die  Folgezeit  ist  und  was  nicht. 
Ueberdiess  existirt ,  seitdem  ein  im  „  Bundcsblalt  ■  gemachter 
Anfang  wieder  zu  Ende  gegangen  ist,  keine  amtliche  Publikation 
der  Diskussionen  der  gesetzgebenden  Ralhe:  eingehende  Ver- 
handlungen über  Kardinalfragen  des  Bundesrechts  sind  Alltags- 
fliegen, von  denen  in  den  in  den  Archiven  niedergelegten  amtlichen 
Protokollen  nichts  als  der  dürre  Kadaver,  nämlich  bloss  die  ge- 
stellten Anträge  und  das  Resultat  der  Abstimmung,  aufbewahrt 
wird,  während  weder  nach  Art  der  früheren  Tagsalzungsabschicde 
ein  Resume  der  Diskussion  mitgetheilt ,  noch  auch  ein  steno- 
graphisches Bulletin  —  welches  man,  so  oft  es  in  Anregung 
gebracht  wurde,  als  eine  nicht  zu  verantwortende  Geldverschleu- 
derung  darstellte  —  geführt  wird.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  in  Zu- 
kunft diesen  einer  stetigen  Fortentwicklung  des  bestehenden  Bun- 
desrechts und  einer  wissenschaftlichen  Cultur  desselben  so  äusserst 
hinderlichen  Uebelständen  abgeholfen  und  die  Leistungen  und 
Anstrengungen  der  Gegenwart  auch  als  eine  Sorge  für  den 
kommenden  Tag  taxirt  werden.  —  Wir  mussten  diesen  Zustand 
der  Quellen  des  heutigen  eidgenössischen  Bundesrechts  berühren, 
damit  man  nicht  im  Zweifel  sei  über  den  Grund,  wesshalb  wissen- 
schaftliche Versuche  auf  diesem  Felde  sich  weniger  an  die  Er- 
eignisse des  praktischen  Staatslebens  anschliessen  und  aus  ihnen 
Nahrung  ziehen  können,  als  es  im  Interesse  der  Sache  und  im 
Wunsche  derjenigen  liegt,  welche  solchen  Untersuchungen  ihre 
Aufmerksamkeit  zuwenden. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Das  positive  Recht. 

Bei  der  Erörterung  der  heutigen  Gerichtsbarkeit  jdes  eid- 
genössischen Bundes  glauben  wir  die  militärische  Rechts- 
pflege  bei  Seite  lassen  zu  dürfen,  weil  dieselbe  als  ein  Theil 
der  schweizerischen  Heeresverfassung  ein  vorwiegend  militärisches, 
und  nur  in  untergeordneter  Weise  ein  rechts  wissenschaftliches 
Interesse  darbietet.  Wir  werden  dieselbe  nur  insoweit  berück- 
sichtigen, als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt;  was  alsdann 
die  bürgerliche  Jurisdiklion  des  Hundes  anbelangt,  so  wird 
dieselbe  —  das  Paradoxe,  was  diese  Einteilung  an  sich  tragt, 
wird  sich  im  Verlauf  aufklären  —  ausgeübt  durch  drei  verschiedene 
Organe : 

durch  das  Bundesgericht; 

durch  die  Bundesversammlung; 

durch  den  Bundesrath. 
Wir  durchgehen   im  Folgenden,  unter  möglichster  Be- 
schränkung auf  die  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte,  die  richter- 
lichen Funktionen  dieser  drei  verschiedenen  Behörden. 

Kapitel  I. 

Jurisdiktion  des  Bunde  sgcrichts. 

Nach  Vorschrift  der  Bundesverfassung  ')  besteht  das  Bundes- 
gericht, der  oberste  Gerichtshof  der  Eidgenossenschaft,  aus  eilf 
Mitgliedern,  welchen,  der  Bestimmung  des  Art.  1  des  Bundes- 
gesetzes Uber  die  Organisation  der  Bundesrechlspflege  vom 
5.  Joni  1849  zufolge,  eine  gleich  grosse  Anzahl  von  Ersatz- 
männern beigeordnet  wird  2J.   Zur  Ausübung  der  Slrafgerichts- 


1)  Art.  94.  —  Wir  citiren  Ton  nun  an  die  Bundesverfassung  mit  B.V., 
die  Bundesgesetze  mit  B.G. ,  die  „amtliche  Sammlung"  seit  1848  mit  A.  S. 

2)  Reicht,  z  B.  wegen  Rekusalion  einer  grossen  Anzahl  Mitglieder  und 
Ersatzmänner  des  Bundesgciichts,  diese  Anzahl  nicht  aus,  so  hat  die  Bundes- 
versammlung ausserordentliche  Ersatzmänner  zur  Beurtheilung  des 
einzelnen  Falles  zu  wählen.    Werden  alle  Mitglieder  des  Bundesgerichts 
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barkeit  theilt  sich  das  Bundesgericht  in  Abtheilungen  (Kammern}: 
Anklagekammer,  Kriminalkammer  (welche  unter  Zuziehung  von 
Geschwornen  ')  das  Assisengericht  bildet),  und  Kassationsgericht, 
die  ersteren  aus  je  drei,  das  letzte  aus  fünf  Mitgliedern  zusammen- 
gesetzt. In  dieser  zur  Verwaltung  der  Slra frech tspflege  not- 
wendigen Einteilung  liegt  der  Grund,  wesshalb  man  die  Mit- 
gliederanzahl des  Bundesgerichts  auf  eilf  festsetzte  :  die  An- 
klagekammer wie  die  Kriminalkammer  mussten,  um  ein  Collegium 
vorzustellen,  jede  mindestens  drei  Mitglieder  erhalten,  das  Kas- 
sationsgericht mindestens  fünf,  desshalb,  damit  nicht  zwei  Stimmen 
im  Kassationsgericht  Macht  hätten,  ein  mit  drei  Stimmen  gefasstes 
Erkenntniss  der  Anklage-  oder  Kriminalkammer  umzustossen. 
Vollständig  gleiche  Geltung  haben  indess  auch  so  die  Richter- 
stimmen nicht:  drei  Kassationsrichter  können  abändern,  was  drei 
Richter  einer  der  beiden  anderen  Abtbeilungen  geurtheilt  haben. 
Alljährlich  werden  die  Abtheilungen  durch  das  Gericht  selbst 
bestellt;  das  Gesetz  schreibt  ihm  dabei  nur  die  eine  Regel  vor, 
dass  der  Bundesgerichtspräsident  von  Amtswegen  Präsident  des 
Kassalionsgerichts  ist.  In  der  Praxis  macht  sich  die  Vertheilung 
so,  dass  die  Mitglieder  der  Anklagekammer  zugleich  in  das  Kas- 
sationsgericht bezeichnet  und  die  fünf  Kriminalkammern  (ent- 
sprechend den  fünf  Geschwornenbezirken ,  in  welche  die  ganze 
Eidgenossenschaft  eingetheilt  ist)  aus  sämmtlichen  nach  Abzug 
der  drei  Mitglieder  der  Anklagekammer  noch  restirenden  Bundes- 


wegen Amtsverbrechen  angeklagt,  so  besteht  das  urtheileode  Gericht  aus- 
schliesslich aus  solchen  ausserordentlichen  Ersatzmännern.  Siehe  B.G.  5.  Juni 
1849,  Art.  63,  B.G.  9.  Dezember  1850,  Art.  29. 

1)  Die  Einführung  der  Schwurgerichte  in  die  Baodesrechtspflcge  gab 
in  der  Revisionskommission  wie  in  der  Tagsatzung  Anlass  zu  eingehenden 
Erörterungen,  welche  die  fast  einstimmige  Annahme  des  Geschworneninstituts 
zum  Resultat  hatten. 

2)  Siehe  die  Verhandlungen  der  verfassunggebenden  Tagsalzung  von 
1848,  Seite  147.  —  Dem  ungeachtet  wollte  man  der  Frage,  ob  die  Ver- 
setzung in  Anklagezuatand  durch  Anklagejury  oder  Anklagekammer  vorge- 
nommen werden  aolle,  nicht  schon  in  der  Verfassung  prajudiciren ,  in  der- 
selben wird  desshalb  auch  die  Anklagckammer  nicht  genannt,  sondern  die 
näheren  Bestimmungen  über  Verseilung  in  Anklagczustand  der  FunJesgesetz- 
gebung  vorbehalten  B.V.  Art.  103. 
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richlcrn  gebildet  werden,  so  dass  also  immer  einige  Richter 
Mitglieder  mehr  als  einer  Kriminalkammer  sind.  Allfällig  sich 
ergebende  Collisionen  werden  durch  Einberufung  von  Ersatz- 
männern vermieden.  Bei  dem  Kassationsgerichte  ist  noch  das 
Besondere,  dass  Mitglieder  des  Bundesgerichts  als  Ersatzmänner 
der  Mitglieder  des  Kassalionsgerichts  bezeichnet  zu  werden 
pflegen. 

In  allen  nicht  ausdrücklich  einer  der  Abiheilungen  zuge- 
wiesenen Geschäften  verhandelt  das  Bundesgericht  als  Plenum: 
dahin  gehören  also  namentlich  alle  Civilrechlssachen,  Wahlen, 
Bestellung  der  Abiheilungen,  ausnahmsweise  auch  eine  straf- 
richterlichc  Funktion,  nämlich  die  Beurtheilung  von  Kassalions- 
rekursen  gegen  Erkenntnisse  des  ausserordentlichen  Kriegsgerichts, 
welches  über  Verbrechen  und  Vergehen  des  Generals  der  eid- 
genössischen Armee,  des  Chefs  des  Generalstabs  oder  des  Chefs 
eines  Armeekorps  zu  urlheilen  hat 

Wählbar  als  Mitglied  des  Bundesgerichts  (und  die  gleichen 
Bedingungen  sind  wohl  auch,  obwohl  eine  bestimmte  Vorschrift 
darüber  mangelt,  fiir  die  Wahl  der  Ersatzmänner  maassgebend) 
ist  jeder  Schweizerbürger  welllichen  Standes,  der  das  zwan- 
zigste Altersjahr  zurückgelegt  hat  und  im  Uebrigen  nach  der 
Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat, 
nicht  vom  Aklivbürgerrecht  ausgeschlossen  ist;  naturalisirte 
Schweizerbürger  müssen  überdiess  das  Bürgerrecht  seit  minde- 
stens fünf  Jahren  besitzen  *J.  Nicht  wählbar  sind  die  Mitglieder 
des  Bundesrathcs  und  die  von  diesem  gewählten  Beamten ;  über- 
diess können  Verwandte  und  Verschwägerte  in  gewissen  Graden, 
sowie  Ehemänner  von  Schwestern  nicht  gleichzeitig  Mitglieder 
oder  Ersatzmänner  des  Bundesgerichts  sein  3).    Die  Bundesver- 


1)  B.G.  über  die  Strafrechtspflc  ge  bei  den  eidg.  Truppen,  v.  27.  August 
1851,  Art.  266  (A.  S.  II,  S.  69  t). 

2)  B.V.  Art.  97,  63  und  64. 

3)  B.G.  5.  Juni  1849,  Art.  53.  —  In  der  Tagsatiung  von  1848  (siebe 
deren  Verhandlungen  S.  148)  wurden  noch  Wahlbeschrankungen  hinsichtlich 
der  Kanlonsangehürigkeit  beantragt,  wie  sie  für  den  Bundesrath,  in  welchem 
aus  einem  Kanton  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  sitien  darf,  bestehen.  Der 
Antrag  hatte  jedoch  keinen  Erfolg. 
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Sammlung  nimmt  (wie  bei  allen  Wahlen  in  vereinigter  Sitzung 
des  National-  und  Slanderaths)  die  Wahl  der  Mitglieder  und 
Ersatzmänner  des  Bundesgerichls  jeweilen  in  der  ersten  auf  eine 
Integralerneuerungswahl  des  Nationalralhes  folgenden  Dezember- 
session vor;  die  Amtsdauer  ist  drei  Jahre  ')  und  geht  für  alle 
Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Gerichts  mit  dem  nämlichen  Tag 
zu  Ende,  indem  erledigte  Stellen  nur  bis  zum  Ablauf  der  Amts- 
dauer, für  welche  der  Abgegangene  bestellt  war,  wieder  besetzt 
werden.  Die  Amtsdauer  des  bestehenden  Gerichts  geht  zu  Ende 
und  diejenige  des  neuen  Gerichts  hebt  an  mit  dem  Tage,  an 
welchem  die  Wahl  des  letzteren  stattfindet  l).  Präsident  und 
Vicepräsident  des  Gerichts ,  beide  nach  Ablauf  ihrer  Amtsdauer 
wieder  wählbar,  werden  ebenfalls  von  der  Bundesversammlung 
aus  der  Zahl  der  gewählten  Mitglieder  bezeichnet.  Die  Anklage- 
kammer sowie  die  Kriminalkammern  präsidirt  jeweilen  das  vom 
Gericht  zuerst  gewählte  Mitglied  derselben. 

Das  Bundesgericht  tritt  je  nach  Bedürfniss  der  Geschäfte  in 
Thätigkcit,  und  die  Glieder  desselben  haben  nur  während  der 
Zeit  der  Sitzungen  amtlichen  Charakter;  sie  beziehen  nicht  fixe 
Besoldungen,  sondern  nur  Entschädigungen  für  die  in  amtlicher 
Funktion  aufgewendete  Zeit  und  Arbeit,  gemessen  auch  weder 
die  gleichen  persönlichen  Vorrechte,  wie  z.  B.  die  Mitglieder 
des  Bundesrates,  noch  kommt  ihnen  die  Befreiung  von  strafge- 

1)  Für  den  von  Aargan  in  der  Tagsatzung  gestellten  Antrag,  die  Amts- 
dauer auf  vier  Jahre  zo  verlängern,  damit  nicht  die  jeweilen  bei  den  In- 
tegralerneuernngswahlen  vorherrschende  politische  Richtung  ihren  Binfluss 
auch  auf  die  Bestellung  des  Bundesgerichts  äussern  könne,  erklarten  sich  nur 
2'/2  Stände.  In  der  That  reicht  das  vorgeschlagene  Mittel  für  den  ange- 
strebten Zweck  nicht  aus,  und  eine  Anstellung  der  Richter  auf  Lebenszeit, 
oder  wie  in  Nordamerika  „auf  Wohlverhalten« ,  welche  die  sicherste  Ga- 
rantie gegen  eine  Parteijustiz  wire ,  würde  in  d*  Schweiz,  wo  da»  Volk 
die  periodische  Wiederwahl  der  Beamten  als  eine  politische  Notwendigkeit 
ansieht,  auf  bedeutende  Schwierigkeiten  stossen. 

2)  Für  die  Mitglieder  des  Nationalralhes  und  des  Bundesrates  iat  ein 
bestimmter  Tag  des  Amtsantritts  ßxirt :  für  jene  der  dem  ertten  Montag  im 
Dezember  vorhergehende  Sonntag,  für  dieae  der  31.  Dezember  derjenigen 
Jahre,  in  welchen  nach  dem  verfassungsmässigen  Turnus  von  drei  Jahren 
eine  (jesammterneuerungswahl  He*  IVationalrathes  stattfindet.  B.G.  21.  De». 
1»50,  Art.  35  (A.  S.  II,  S.  229). 
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richtlicher  Verfolgung:  zu  Statten,  welche  während  der  Dauer  der 
Sitzungen  der  Bundesversammlung  den  Mitgliedern  des  National- 
und  Ständetalhes  zugesichert  ist Der  Versammlungsort  des 
Gerichts  wechselt,  nur  seine  ordentliche  Sitzung,  welche  in  den 
Jahren  einer  Gesammterneuerung  unmittelbar  nach  erfolgter  Neu- 
wahl, sonst  einige  Tage  vor  der  jährlichen  ordentlichen  Sitzung 
der  eidgenössischen  Räthe 2)  abgehalten  werden  soll ,  hält  das 
Gericht  in  der  Bundessladt  Bern,  für  sonstige  Sitzungen  des 
Plenums  oder  des  Kassationsgerichts  bezeichnet  der  Bundesge- 
richtspräsident den  Versammlungsort,  für  Sitzungen  der  Anklage- 
kammer deren  Präsident,  für  die  Kriminalkammern  ist  die  Be- 
stimmung maassgebend,  welche  die  Anklagekammer  bezüglich  des 
Sitzungsortes  der  Assisen  getroffen  hat.  Regel  ist,  dass  die  An- 
klagekammer sowie  die  Assisen  in  demjenigen  Bezirk  zusam- 
menkommen, in  dessen  Gebiet  das  Verbrechen  begangen  worden 
ist3).  —  Beschlussfäbig  ist  das  Bundesgericht  in  der  Regel  bei 
Anwesenheit  von  sieben  Richtern ;  ausnahmsweise  werden,  wenn 
es  sich  um  einen  Entscheid  Uber  Streitigkeiten  zwischen  Kan- 
tonen handelt,  neun,  und  wenn  das  Bundesgerichl  die  Funktionen 
des  Kassationshofes  gegenüber  ürtheilen  des  ausserordentlichen 
Kriegsgerichts  versieht,  alle  eilf  Stimmen  zur  Beschlussfähigkeit 
erfordert.  Die  einzelnen  Abteilungen  des  Bundesgerichls  sind 
nur  bei  Anwesenheit  der  vollen  Mitgliederzahl  beschlussfähig. 
Beschlüsse  werden  gefasst  durch  die  absolute  Mehrheit  der  An- 
wesenden, bei  einstehenden  Stimmen  entscheidet  der  Präsidirende ; 
nur  zur  Ausübung  des  Abberufungsrechts  gegenüber  den  vom 


1)  Auffallenderweise  ist  in  dem  Gesetz,  welches  den  Mitgliedern  der 
gesetzgebenden  Räthe  dieses  Privilegium  einräumt  (B.G.  23.  Dezbr.  1851, 
Art.  t  —  A.  S.  Hl,  S.  33)  dasselbe  nicht  auf  die  Hin-  und  Rückreise  aus- 
gedehnt, obwohl  diese  Aisdehnung  in  England  z.  B.  schon  vor  der  Nor- 
mannenzeit für  die  Mitglieder  des  Wittenagemot  anerkannter  Grundsatz  war 
{Guitot,  hist.  ds*  origine*  du  gouvern.  represenlatif.  T.II,  p.  415)  und 
ebenso  in  Nordamerika  besteht  (Story,  Bundesstaatsrecht,  übersetzt  von 
B  uss,  S.  385  ff.) 

2)  Dieselbe  beginnt  in  jedem  Jahr  am  ersten  Montag  im  Juli,  B.G.  22. 
Dezbr.  1849,  Art.  1  (A.  S.  I,  S.  279). 

3)  B.G.  5.  Juni  1849,  Art.  5,  17,  50.  -  B.G.  über  die  Bundesstraf- 
rechtspflege vom  27.  August  1851,  (A.  S.  II,  S.  743  ff.)  Art.  9. 
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Bundesgericht  gewählten  Beamten  bedarf  es  einer  Mehrheit  aller 
(nicht  bloss  der  anwesenden)  Mitglieder  der  Behörde,  und  ein 
Kassationsgesuch  gegen  Urtheile  des  ausserordentlichen  Kriegs- 
gerichts kann  nur,  wenn  wenigstens  sieben  Mitglieder  dazu  stim- 
men, zu  Recht  erkannt  werden  !J. 

Das  Bundesgericht  wählt  seinen  Gerichtsschreiber  sowie 
zwei  Untersuchungsrichter  (in  der  Regel  einen  aus  der  deutschen 
und  einen  aus  der  französischen  Schweiz)  selbst ;  ihre  Amls- 
dauer  ist  die  nämliche  wie  diejenige  der  Mitglieder  des  Bundes- 
gerichts. Als  Instruktionsrichter  in  Civilsachen  funktionirt  ein 
vom  Bundespräsidenten  bezeichnetes  Mitglied  des  Gerichts  Die 
Hülfspersonen  zur  Vollziehung  richterlicher  Befehle,  zur  Besor- 
gung von  Kanzleigeschäften,  Bedienung  des  Gerichts  u.  s.  w. 
ernennen  die  Präsidenten  des  Gerichts  oder  seiner  Abtheilungen 
Gegenüber  den  von  ihm  gewählten  Beamten  steht  dem  Bundes- 
gericlit  die  nämliche  Disciplinargewatt  zu,  wie  dem  Bundesrath 
gegenüber  denjenigen  Beamten,  welche  dieser  zu  wählen  hat 
(Verweis;  Ordnungsbusse  bis  auf  50  Fr.;  Suspension;  Entlassung). 
Die  Beamten  der  Bundesanwallschaft  wählt  und  beaufsichtigt 
der  Bundesrath  3). 

Es  gibt  in  der  Schweiz  nicht  wie  in  der  nordamerikanischen 
Union  Ober-  und  Untergerichte  des  Bundes  •);  das  Schwei- 


1)  B.G.  5.  Juni  1849,  Art.  7  und  15;  B.C.  über  die  Strofrechtspflege 
für  die  eidgen.  Truppen,  vom  27.  Aog.  1851,  Art.  266  (A.  S.  II,  S.  691); 
B.G.  9.  Dezbr.  1850,  Art.  38  und  39  (A.  S.  II,  S.  158). 

2)  In  sümmtlichen  bis  jetzt  vom  Bunde  genehmigten  Eisenbahnkonzes- 
sionen ist  das  demselben  durch  Art.  14  des  Eisenbahngesetzes  vom  28.  Juli 
1852  zugestandene  Recht  des  Rückkaufs  der  Eisenbahnen  genauer  regulirt 
nnd  bestimmt  worden,  dass  alimiligc  Streitigkeiten  über  den  Rückkauf  durch 
Schiedsgerichte  erledigt  werden  sollen,  deren  Obmann,  wenn  sieb  die  Schieds- 
richter über  dessen  Wahl  nicht  einigen  können,  aus  einem  vom  Bundesge- 
richt zu  bildenden  Dreiervorschlag  gezogen  wird. 

3)  Ein  besonderer  Staatsanwalt  wird  von  der  Bundesversammlung 
alsdann  gewflhlt,  wenn  sie  die  üeberweisüng  eines  von  ihr  gewählten  Be- 
amten vor  das  Bundesgericht  wegen  Amisverbrechen  beschliesst;  B  G.  9. 
Dezbr.  1850,  Art.  27  (A.  S.  II,  S.  155). 

41  Vergl.  R.  Mo  hl,  nordamerikanisches  Bondesstaatsrecht,  S.  287  IT.; 
Tittmann  in  der  Zeitschr.  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des 
Auslandes,  XXII,  S.  1-26.  —  Auch  unter  der  deotschen  Rcichsverfassung 
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zerische  Bundesgericht  hat  immer  ursprüngliche  Gerichtsbarkeit 
und  nie  eigentliche  Appellationsgerichtsbarkeit;  es  kann  vorkom- 
men, dass  es  Urtheile  kantonaler  Gerichtsstellen  zu  bestätigen 
oder  zu  reformircn  berufen  ist,  aber  der  Grund  davon  liegt  nie 
in  einer  Appellationserklärung  gegen  das  Urtheil,  sondern  in  an- 
deren Voraussetzungen  des  Falles.  Ein  von  der  Gesandtschaft 
von  Uri  bei  den  Berathungen  der  Tagsatzung  über  das  Bun- 
desprojekt gestellter  Antrag,  das  Bundesgericht  zum  obersten 
Appellationsgerichtshof  in  allen  wegen  politischer  Vergeben  ge- 
fällten Stra furtheilen  zu  machen,  wurde  von  der  Tagsalzung  ab- 
gelehnt. In  manchen  Fällen  besitzt  das  Bundesgericht  konkur- 
rirende  Jurisdiktion  mit  den  kantonalen  Gerichten;  alsdann  gibt 
aber  nicht  die  Prävention,  sondern  sonderbarer  Weise  eine  vom 
B  un  d  e  s  r  a  t  h  ausgehende  Entscheidung  den  Ausschlag  Der 
leitende  Gedanke  ist  also  der,  dass  die  Gerichtsbarkeit  des  Bun- 
des wie  diejenige  der  Kantone,  ohne  ineinander  zu  greifen,  jede 
inner  der  ihr  bestimmt  zugewiesenen  Sphäre  sich  bewege,  und 
demgemäss  steht  dem  Bundesgericht  auch  nicht  ein  Recht  der  Auf- 
sicht über  die  Geschärtsbesorgung  Seitens  der  Kantonalgerichte  zu. 

Wir  zerlegen  die  Kompetenzen  des  Bundesgerichts,  der  An- 
ordnung der  Bundesverfassung  entsprechend ,  in :  Strafgerichts- 
barkeit, Civilgerichtsbarkeit,  und  Jurisdiktion  über  Verletzungen 
verfassungsmässiger  Rechte. 

$  I.  Strafrichterliche  Kompetenzen. 
Regel  ist,  dass  bei  der  Ausübung  der  Strafrechtspflege  des 
Bundes  alle  drei  Kriminalabtheilungen  zur  Mitwirkung  berechtigt 
sind.  Um  die  etwas  complicirte  Einrichtung  der  Bundesstraf- 
gewalt  zu  übersehen,  muss  man  zwei  Dinge  wohl  aus  einander 
halten:  das  urtheilende  Forum  und  das  anzuwendende 


gab  es  Reichs unl  er gerichte ;  ein  solches  war  i.  B.  nach  das  io  der 
Schweisergeschichte  eine  Rolle  spielende  Hof-  und  Landgericht  zu  Kottweil 
(Zöpfl,  Staatsrecht  I,  $  102).  Üeber  die  Beziehungen  Kottweils  sur  Eid- 
genossenschaft siehe,  ausser  Simler  und  Bluntschli,  namentlich  (Gerold 
Meyer)  Sammlung  der  eidgen.  Abschiede  von  1778  bis  1798,  Seite  207 
und  296. 

1)  Siehe  hiernach  $  1,  2,  b,  und  3. 
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Strafgesetz.  Jenes  bedingt  nicht  dieses,  noch  dieses  jenes: 
eidgenössische  Gerichte  haben  oft  dns  kantonale  Strafgesetz,  kan- 
tonale Gerichte  das  eidgenössische  Strafgesetz  anzuwenden.  Das 
Forum  ist  nur  maassgebend  hinsichtlich  der  zu  beobachtenden 
Strafproze  s  sgesetzgebung;  doch  gibt  es  auch  in  dieser  Hin- 
sicht eine,  freilich  schwer  mit  der  Bundesverfassung  in  Einklang 
zu  bringende  Ausnahme,  nämlich  die  bundesgesetzlichen  Vor- 
schriften über  das  Verfahren,  welches  die  kantonalen  Ge- 
richte bei  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Uebertretungen  von 
Polizei-  und  Fiskalgesetzen  des  Bundes  ')  einhalten  sollen.  — 
Folgendes  ist  die  Uebersicht  der  einzelnen  Fälle: 

13  Nach  der  Bundesverfassung  (Artikel  104,  litt,  b,  c.  und  d) 
ist  das  Assisengericht  des  Bundes  ausschliesslich  kompetent 
zur  Beurtheilung  von:  Hochverrath  gegen  die  Eidgenossenschaft; 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht ;  Aufruhr  und 
Gewallthat  gegen  die  Bundesbehörden;  politischen  Verbrechen 
oder  Vergehen  ,|) ,  die  Ursache  oder  Folge  derjenigen  Unruhen 

1)  B.G.  30.  Juni  1849  (A.  S.  I,  S.  87  (t) 

2)  Eine  genauere  Angabe  der  unter  diesem  Ausdruck  befassleo  Delikte 
ist  nirgends  gegeben ;  nur  das  B.G.  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
vom  24.  Juli  1852  (A.  S.  III,  S.  161  ff.)  gewährt  einen,  freilich  nicht  ge- 
nügenden Anhaltspunkt  hiefür.  Laut  Art.  55  B.V.  nämlich  darf  die  Auslie- 
ferung für  politische  Vergehen  nicht  verbindlich  gemacht  werden;  sä  mm  t  Ii  che 
in  jenem  Geselx  genannte  Verbrechen  also,  wegen  deren  die  Auslieferung 
gestattet  werden  muss,  sind  als  nicht-politische  anzusehen.  Oer 
Mangel  einer  bestimmten  Definition  der  „politischen  Vergehen"  ist  um  so 
fühlbarer,  als  die  Anwendbarkeit  des  Art.  54  B.V.  („Wegen  politischer 
Vergehen  darf  kein  Todesurtheil  gefällt  werden")  davon  abhängt.  —  Der 
Art.  52  des  Bundesstrafrechts  scheint  die  gewünschte  Bestimmung  au  geben, 
indem  er  gleichbedeutend  mit  dem  Ausdruck  der  B.V.  „politische  Verbre- 
chen und  Vergehen"  die  Bezeichnung  „eine  der  in  den  Artikeln  45  bis  60 
(des  Bundesstrafrechts)  bezeichneten  Handlungen11  gebraucht;  allein,  wenn 
auch  ohne  Zweifel  die  in  diesen  Artikeln  genannten  Handlungen  politische 
Delikte  sind ,  so  enthält  doch  das  Bundesstrafrecht  noch  in  einer  Anzahl 
fernerer  Artikel,  welche  in  jenem  Art.  52  nicht  angezogen  sind ,  die  That- 
berttande  von  Delikten  (s.  B.  die  „völkerrechtswidrige  Handlung"),  deren  po- 
litischer Charakter  ebensowenig  einem  Zweifel  unterliegen  kann.  Ueberdiess 
erhellt  ans  dem  Zusammenhang,  dass  es  gar  nicht  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers sein  konnte,  im  Art.  52  auf  alle  politischen  Vergehen  Bezug  zu 
nehmen. 
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sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention 
veranlasst  worden  ist ').  In  dem  Bundesgesetz  über  das  Bun- 
desstrafrecht vom  4.  Febr.  1853  (A.  S.  III,  S.  404  ff.)»  Ar*-  36 
bis  39,  41  bis  43,  45  bis  50  und  52,  haben  diese  Reate  ihre 
genauere  Definition  *)  erhalten ;  es  sind  auf  dieselben  ausschliess- 
lich die  Strafbeslimmungen  des  angeführten  Bundesgesetzes  an- 
wendbar, und  einzig  der  Bundesversammlung  steht  bezüglich  dieser 
Verbrechen  das  Recht  der  Amnestie  und  Begnadigung  zu,  wel- 
ches sie  überhaupt  gegenüber  allen  von  den  Bundesassisen  aus- 
gefüllten Strafurtheilen  besitzt 3).  —  Diese  Jurisdiktion  bestimmt 
sich  übrigens  lediglich  nach  der  Natur  der  Vergehen  und  es  ist 
daher  für  die  Gerichtsslandsfrage  gleichgültig ,  ob  die  Theilneh- 
mer  an  solchen  Handlungen  Beamte  oder  Privatleute  sind. 

2)  Amtsverbrecheri  der  Mitglieder  eidgenössischer  Behörden 
und  eidgenössischer  Beamten4).  —  In  dieser  Beziehung  haben 
zwei  in  einem  Zwischenraum  von  wenig  mehr  als  zwei  Jahren 
erlassene  Gesetze 5) ,  die  beide  von  verschiedenen  Grundan- 

1)  Wie  bereits  bemerkt  wurde,  ist  der  Thalbestand,  welchen  der  Art. 
52  des  Bundesstrafrechts  aufstellt,  enger  als  der  im  Text  der  B.V.  Art.  104, 
d,  gegebene  Begriff,  indem  letzterer  alle,  jener  nur  einige  politische 
Verbrechen,  „die  Ursache  oder  Folge  derjenigen  Unruhen  sind,  durch  welche 
eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  veranlasst  worden  ist,"  in  sich 
begreift.  Wo  also  die  Voraussetzungen  des  Art.  104,  d,  der  B.V. ,  nicht 
aber  diejenigen  des  Art.  52  des  Bundesstrafrechts  vorhanden  sind,  wird  das 
eidg.  Assisengericht  die  einschlagenden  Bestimmungen  des  kantonalen 
Strafgesetzes  zu  beobachten  haben. 

2)  Wenn  anders  Redaktionen  wie  die  des  Art.  39  („wer  (las  schwei- 
zerische Gebiet  verletzt  o  d  e  r  eine  andere  völkerrechtswidrige 
Handlung  gegen  die  Schweiz  oder  einen  Theil  derselben  sich  zu  Schul- 
den kommen  iSsst"  u.  s.  w.)  oder  diejenige  des  Art.  41  (  „wer  ein  fre indes 
Gebiet  verletzt ,  oder  eine  andere  völkerrechtswidrige 
Handlung  begeht,  ist  mit  Gefängnis«  oder  Geldbusse  zu  belegen") 
noch  den  Hamen  „Definitionen"  verdienen  und  nicht  vielmehr  Indefinita 
sind! 

3)  B.G.  über  Bundesstrafrecht,  Art.  73 ;  B.V.  Art.  104;  B.G.  über  Bun- 
desstrafrechtspflege vom  27.  August  1851,  Art.  169  (A.  S.  II,  S.  784). 

4)  B.V.  Art.  104:  „Das  Assisengericht,  mit  Zuziehung  von  Geschwor- 
nen,  urtheilt:  a)  in  Fällen,  wo  von  einer  Bundesbehörde  die  von  ihr  er- 
nannten Beamten  zur  strafrechtlichen  Beurtheilung  überwiesen  werden." 

5)  B.G.  über  die  Verantwortlichkeit  der  eidg.  Behörden  und  Beamten, 
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schauungen  ausgingen,  eine  Menge  Controversen  und  Zweifel 
veranlasst  und  einen  so  heillosen  Wirrwarr  angerichtet,  dass 
wir,  wenn  wir  nicht  eine  eigene  ausführliche  Abhandlung  hier 
einschalten  wollen,  uns  begnügen  müssen,  die  Resultate  unserer 
Ansicht  mitzutheilen ,  wobei  wir  freilich,  solange  die  Motivirung 
noch  aussteht,  auf  allseitige  Zustimmung  nicht  rechnen  dürfen. 

Wir  unterscheiden,  wie  die  deutsche  Wissenschaft,  von  den 
eigentlichen  Amtsverbrechen,  zu  deren  Begriff  der  amt- 
liche Charakter  des  Thäters  gehört,  die  gern  einen  Verbrechen, 
die  in  amtlicher  Stellung  begangen  worden  sind, 
„zu  deren  Begehung  der  Staatsdienst  unmittelbare  Gelegenheit 
und  auch  das  zufallige  Mittel  darbietet1).*4    Nun  können: 

a)  wegen  Mangels  eines  Strafgesetzes  weder  Tür  Amtsver- 
brechen noch  für  gemeine  in  amilicher  Stellung  verübte  Ver- 
brechen bestraft  werden :  die  Mitglieder  des  National-  und  Stände- 
rathes  (es  sei  denn  es  handle  sich  um  ein  im  Gesetz  über 
Bundesstrafrecht  vorgesehenes  gemeines  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen welches  von  einem  Mitglied  dieser  Behörden  in  amtlicher 
Stellung  begangen  worden  ist :  alsdann  bedarf  es  zur  Einleitung 
des  strafgerichtlichen  Verfahrens  der  Zustimmung  beider  eid- 
genössischen Rathe,  in  der  Form  eines  von  jedem  in  getrennter 
Sitzung  gefassten,  übereinstimmenden  Beschlusses;  die  Sache 
wird  an  die  eidgenössischen  Gerichte  gewiesen;  anwendbar  ist 
einzig  das  eidgenössische  Strafgesetz); 

b)  auf  Amtsverbrechen,  welche  von  irgend  einem  der 
übrigen  Beamten  und  Angestellten  des  Bundes  (und  zwar  sind 
hier  auch  die  Mitglieder  des  Bundesrathes,  die  Richter  am  Bun- 
desgericht, sowie  eidgenössische  Repräsentanten  oder  Kommis- 


vom  9.  De*.  1850  (A.  S.  II,  S.  149  ff.);  B.G.  über  das  Bundesstrafrecht  v. 
4.  Febr.  1853  (A.  S.  III,  S.  404  ff.) 

1)  Heffter,  Kriminalrceht,  §.  539. 

2)  Dieser  Ausdruck  ist  hier  natürlich  nicht  als  Gegensalz  gegen  die 
politischen,  sondern  als  Gegensatz  gegen  die  A  m  t  s  verbrechen  «u 
verstehen.  Es  fat  nicht  zu  billigen,  dass  das  B.G.  über  Bundesstrafrecht 
den  Ausdruck  „gemeines  Verbrechen"  ohne  nähere  Bezeichnung  in  diesen 
beiden  wesentlich  verschiedenen  Bedeutungen  gebraucht  (Art.  40  u.  75). 
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sarion  ')  unter  diesem  Ausdrucke  inbegriffen)  begangen  werden,, 
sind  einzig  die  eidgenössischen  Strafgesetze  (enthalten  in  Art.  53  ff. 
des  Bundesstrafrechts)  anzuwenden;  das  zur  Untersuchung  und 
Beurlheilung  kompetente  Gericht  ist,  wenn  es  vom  Bundes- 
rath gewählte  Beamte  und  Angestellte  betrifft,  in  der  Regel 
das  kantonale  Forum  delicti  commissi,  es  sei  denn  der  Bun- 
desrath mache  hievon  eine  Ausnahme  und  Uberweise  den  Straf- 
fall an  die  eidgenössischen  Gerichte.  Handelt  es  sich  dagegen 
um  Amtsverbrechen  der  von  der  Bundesversammlung 
gewählten  Beamten,  so  scheinen  ausschliesslich  die  eidgenös- 
sischen Gerichte  competent.  In  jedem  Fall  kann  eine  straf- 
gerichlliche  Untersuchung  wegen  Amtsverbrechen  nicht  eingeleitet 
werden,  es  sei  denn  die  Bundesversammlung  oder  der  Bundesrath  — 
je  nachdem  es  von  der  einen  oder  anderen  Behörde  gewählte 
Beamte  betrifft  —  habe  zuvor  ihre  Zustimmung  zu  derselben  ge- 
geben,  welche  Seitens  der  Bundesversammlung  in  der  bereits 
bei  litt,  a  erwählten  Form  ertheilt  wird.  —  Lediglich  den  im 
Art.  189  des  Bundesgesetzes  Uber  die  Bundesstrafrechtspflege 
vom  27.  August  1851  bestimmten  Ordnungsstrafen  unterliegen 
diejenigen  besonderen  Amisverbrechen  der  Bundesrichter,  sowie 
der  eidgenössischen  Justiz  und  Strafpolizeibeamten,  welche  sich 
unter  keinen  der  in  Art.  53  ff.  des  Bundesstrafrechts  aufgestellten 
Thatbcstande  subsumiren  lassen  ([was  z.  B.  mit  der  „Beugung 
des  Rechts"  der  Fall  ist). 

c)  Für  gemeine  Verbrechen,  von  einem  Beamten 
oder  Angestellten  des  Bundes  (unter  welcher  Bezeichnung  hier 
zwar  wohl  die  Bundesrichter,  nicht  aber  —  vergleiche  unten 
*  Nr.  5  —  die  Mitglieder  des  Bundesrates,  der  Kanzler  der  Eid- 
genossenschaft, eidgenössische  Repräsentanten  oder  Kommissarien 
zu  verstehen  sind)  in  amtlicher  Stellung  verübt,  tritt 
ausschliesslich  kantonale  Jurisdiktion  und  kantonales  Strafgesetz 
ein,  und  zwar  ohne  dass  es  in  solchen  Fällen  um  des  amtlichen 
Charakters  des  Thalers  willen  *)  zur  Anhebung  der  strafgericht- 

1)  Eidgenössische  Repräsentanten  wählt  die  Bundesversammlung ,  eid- 
genössische Kommissarien  der  ßundesrath ;  B.V.  Art.  74,  Ziffer  3,  u.  Art.  90, 
Ziffer  6. 

2)  Wohl  aber  hängt,  wenn  es  sich  um  politische  Verbrechen  handelt, 
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liehen  Verfolgung  einer  Autorisation  des  Bundesrates  oder  der 
Bundesversammlung  bedürfte. 

Auch  nach  eidgenössischem  Bundesrecht  also  geniessen  die 
Beamten  des  Schutzes  der  sogenannten  garantie  administ- 
rative1^), welche  das  absolutistische  Genie  des  ancien  regime 
in  Frankreich  ersann  und  alle  seitherigen  Regierungssysteme, 
trotz  ihrer  Verschiedenheit  in  politischen  Tendenzen,  wie  ein 
kostbares  Kleinod  gehegt  und  gepflegt  haben 'J.    Wir  besitzen 


die  Anhebung  der  strafgerichtlich«n  Verfolgung  von  einer  vorläufigen  Ent- 
scheidung des  Bundesrates  ab,  und  kann  die  Fortsetzung  der  Untersuchung 
von  der  gleichen  Behörde  gehemmt  werden ,  so  lange  die  Versetzung  in 
Anklagezustand  nicht  erfolgt  ist;  B.G.  über  Bundesstrafrechtspflege,  von 
27.  Aug.  1851,  Art.  4,  14,  29. 

1)  Ein  Institut  wie  die  moderne  Ministerverantwortlichkeit,  oder  über- 
haupt, wie  Tocqueville  in  seinem  Werk  über  Nordamerika  (Band  I, 
Kap.  7)  es  nennt,  das  „ju  gerne  nl  p  o  l  iti  q  u  eu  kennt  unser  Staats- 
recht nicht;  es  ist  diess  nach  unserer  Ansicht  iheils  des  groben  Missbrauchs 
wegen,  der  mit  solchen  Anklagen  wegen  Hnndiungen,  die  im  Strafkodex 
nicht  definirt  sind  und  nicht  deftnirt  werden  können,  nothwendig  verknüpft 
ist  —  in  England  sind  StaatsauMagen  (impeachments)  vorgekommen,  weil 
Jemand  dem  König  ohne  den  Rath  der  Aerzte  Arznei  gegeben  —  theils  der 
besonderen  Garantieen  wegen ,  welche  eine  demokratische  Regierungsform 
gegen  Verfass u ngs v  erletznngen  Seitens  der  obersten  Behörden  darbietet,  ein 
Vorzug  und  nicht  ein  Hangel  unseres  Rechts  In  der  nordamerikanischen 
Union  (Verfassung  von  178?,  Art.  II,  Sekt  4)  besteht  das  Jugement  polilique, 
aber  —  nach  der  Notiz  bei  M  o  h  I ,  Gesch.  u.  Literatur  der  Staatswissensch.  I. 
S.  312,  Anm.  5,  zu  schliessen  —  ziemlich  als  Luxusartikel. 

2)  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  die  Einführung  der  Administrativgarantie 
in  Frankreich  als  „une  des  grandes  eonqueles  de  la  Revolution*  bezeichnet 
wird;  Tocqueville  (landen  regime  et  la  recotulion,  Paris  1856)  fuhrt 
das  Institut  auf  seinen  wahren  Ursprung  zurück :  „Saue  Vancienne  Monarchie 
le  gouveruement  n'avait  guere  moins  de  soins  yue  de  noe  jours  d'eviter 
awe  fonetionnaires  le  desagrement  d'avoir  ä  ee  eonfesser  ä  la  justice 
cotnme  de  eimplee  eitogens.  La  eeule  differenee  essentielle  enlre  les  deux 
ipoques  est  eelle-ei:  avant  la  Revolution  le  gouvemement  ne  pouvait 
eouvrir  ses  agents  qu'en  recouranl  ä  des  me  eures  illegales 
et  ar  bitr  air  es ,  tandis  que  depuis  il  a  pu  legalement  leur 
laisser  violer  les  loisu  (a.  a.  0.  p.  86).  Die  französische  Revo- 
lution in  allen  ihren  Phasen  (siehe  das  Nähere  bei  A.  Morin,  repertoire 
du  droit  eriminel,  T.  I,  p.  103  s.)  hat  nur,  zuerst  in  einem  Gesetz  vom 
22.  Dezember  1789,  die  Traditionen  Richelieus  und  Maiarins  sankttonnirt. 
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diese  Garantie  sogar  in  einer  grösseren  Ausdehnung,  als  Frank— 
reich :  dort  umgibt  sie  bloss  die  Administrativbeamten  bei  uns 
steht  sie  auch  den  Richtern  und  Justizbeamten  zur  Seite.  Nur 
beschränken  wir  das  Institut  auf  die  eigentlichen  Amtsverbrechen, 
während  das  französische  Recht  von  „allen  auf  die  amtlicher* 
Funktionen  bezüglichen  Verbrechen*  redet,  und  darunter  auch, 
solche  Handlungen  begreift,  welche  die  deutsche  Theorie  als 
gemeine  aber  in  amtlicher  Stellung  verübte  Verbrechen  quali- 
fiziren  würde  *).  —  Die  Argumente  jedoch,  deren  man  sich  zur 

Noch  gegenwärtig  wird  als  einziges  gesetzliches  Fundament  der  garantie 
administrative  der  Artikel  75  der  Constitution  vom  Jahr  VIII  angeführt» 
welcher,  obwohl  diese  Constitution  ihrem  ganzen  Umfang  nach  aufgehoben 
ist,  dennoch  von  der  Jurisprudenz  stets  als  fortbestehend  anerkannt  worden 
ist,  namentlich  noch  unter  der  letzten  Republik  durch  ein  Unheil  des  Kas- 
sationshofes vom  29.  April  1848.  Auch  die  gegenwärtige  französische  Ver- 
fassung vom  14.  Januar  1852  enthält  keine  ausdruckliche  Bestätigung  jenes 
Art.  75  der  Verfassung  vom  Jahr  VIII,  dennoch  gilt  derselbe  als  still- 
schweigend gutgebeissen ,  weil  in  den  Eingangsworten  der  gegenwärtigen 
Verfassung  dieselbe  für  eine  Nachbildung  derjenigen  vom  Jahr  VIII  erklärt 
ist  (Tröbutien,  cours  du  droit  criminell,  T.  II,  p.  107). 

1)  rAgent.v  du  gouvernement ,u  Art.  75  der  Verfassung  vom  Jahr  VIII  j. 
ein  Ausdruck,  über  dessen  Ausdehnung  die  französische  Jurisprudenz  (siehe 
Morin  und  Tre'butien  a.  a.  0.)  sehr  dctaillirte  Bestimmungen  an  die 
Hand  gibt.  Das  Recht,  die  Automation  zur  strafgerichtlichen  Verfolgung  zu 
gelten,  steht  —  wo  es  nicht  durch  Spezialgesetze  anderen  Behörden  einge- 
räumt wird,  wie  z.  B.  durch  das  Dekret  vom  10.  Floreal  Jahr  X  den 
Praftkten  hinsichtlich  der  Steuerlicher  —  dem  Conseil  fEtat  zu.  —  Be- 
treffend die  Verbrechen  und  Vergehen  von  Richtern  und  Beamten  der  Staats- 
anwaltschaft enthält  der  Code  tintlruclion  criminelle  in  Art.  479  ff.  Spezial- 
vorschriften ;  vergl.  Höchster,  Lehrbuch  des  französisch.  Strafprozesses, 
S.  544  ff. 

2)  Dem  französischen  Recht  ist  die  Unterscheidung  zwischen  Amtsver- 
brechen und  gemeinen  in  amtlicher  Stellung  begangenen  Verbrechen  nicht 
bekannt.  Der  angeführte  Art.  75  der  Constitution  vom  Jahr  VIII  beschränkt 
die  den  Administrativbeamten  zugestandene  Garantie  auf  „de*  faits  reUaif* 
ä  teure  fonetions,"  was,  nach  Moria'«  Auslegung  (a.  a.  0.  p.  135)  so  zu 
verstehen  ist:  „fM*i7  y  uit  entre  ce  fait  et  la  fonetion  une  correlation  de 
cause  ou  aVobjet,  de  teile  torte,  gu'on  ne  puisite  dire  que  tout  pariieulier 
aurail  pu  agir  de  meine. u  Eine  solche  Wechselbeziehung  trifft  aber  auch 
x.  B.  bei  den  Unterschlagungen  öffentlicher  Gelder  Seitens  des  Recbnungs- 
beamten  zu,  welche  nach  der  deutschen  Theorie  doch  nicht  unter  die  eigent- 
lichen Arotsverbrechen  gezählt  werden  können. 


Digitized  by  Google 


Die  GerichUibarkeit  de«  etdgenüBsigchen  Bundes.  375 

Rechtfertigung  dieses  Instituts  bedient,  sind  wie  uns  scheint  eher 
Gründe  gegen  als  Tür  dasselbe.  Man  gibt  zwar  in  der  Reget 
zu,  dass  ein  Beamter  zum  Gehorsam  gegenüber  Befehlen  der 
Regierung  nur  insoweit  verpflichtet  sei,  als  dieselben  nicht  eine 
durch  Verfassung  oder  Gesetz  verbotene  Handlung  gebieten; 
aber  man  appellirt  an  unser  ßiUigkeitsgefühl,  um  uns  die  Con- 
sequenzen  einer  starren  Durchführung  dieses  Grundsatzes  mög- 
lichst abschreckend  auszumalen.  Im  konkreten  Falle,  sagt  man 
uns,  ist  es  oft  schwierig,  richtig  zu  erkennen,  was  verboten  sei 
und  was  nicht,  denn  es  handelt  sich  dabei  um  Verbote  und 
Gebote,  deren  Tragweite  mit  den  politischen  Institutionen  zusam- 
menhangt, zu  deren  Beobachtung  es  der  Einsicht  in  den  wahren 
Charakter  dieser  letzleren,  nicht  bloss  des  Wissens  um  Recht 
und  Unrecht  bedarf.  Und  ist  es  nicht  eine  sehr  verzeihliche 
Neigung,  ist  es  nicht  die  instinktmässige  Sophistik  der  mensch- 
lichen Schwäche,  wenn  der  abhängige  Beamte  Collisionen  solcher 
Art  durch  eine  gekünstelte  Auslegung  der  verfassungs-  oder 
£e  setz  massigen  Vorschriften  zu  Gunsten  des  Geheisses  seiner 
Vorgesetzten  zu  lösen  sucht,  durch  eine  Auslegung,  deren  unbe- 
fangene Prüfung  seine  Verhältnisse  und  seine  Stellung  ihm  fast 
zur  Unmöglichkeit  machen?  Soll  man,  durch  die  stete  Drohung 
mit  slrafgerichllicher  Verfolgung,  ein  Beamtenkorps  erzielen, 
welches  statt  die  Regierung  zu  unterstützen  ihr  auf  jedem  Schritte 
Bedenk  Henkelten  entgegensetzt  und  alle  Energie  der  Verwaltung 
lähmt?  —  Allein,  so  beachtenswert  dergleichen  Rücksichten 
auch  sind,  so  ist  doch  keineswegs  gesagt,  dass  der  Richter  bei 
Ausmessung  der  Strafe  nicht  befugt  sei,  sie  gebührend  zu  wür- 
digen; diess  ist  vielmehr  seine  Pflicht,  und  in  Fällen,  wo  die 
ganze  subjektive  Seite  der  Handlung,  das  Wissen  um  den  ver- 
brecherischen Zweck,  nur  auf  Seite  des  Auftraggebers,  nicht 
aber  auf  derjenigen  des  den  Auftrag  vollziehenden  Beamten  vor- 
handen ist,  muss  der  Richter  den  Letzteren  vollständig  absol- 
viren.  In  Fällen  dieser  letzteren  Art  ist  durch  den  Richter  der 
Beamte  ebenso  wirksam  geschützt,  wie  durch  die  Administrativ- 
garantie —  nur  erscheint  letztere,  wo  man  von  ihr  Gebrauch 
macht,  immer  als  ein  Akt  der  Gunst  und  der  Willkühr,  und  nie 
als  ein  Akt  unparteiischen  Gerechtigkeitssinnes;   sie  ist  eine 

UlUd*.  für  Statu*.  I8i7.  2t.  H«fl.  25 
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Beschimpfung,  die  Freisprechung  durch  den  Richter  eine  Ehren- 
anerkennung des  Beamten.  Handelt  es  sich  dagegen  bloss  um 
Geltendmachung  von  Strafmilderungs-  oder  -minderungsgründen, 
so  schiesst  die  Administrativgaranlie  weit  über  das  Ziel  hinaus, 
indem  sie  volle  Straflosigkeit  da  eintreten  lässt,  wo  nur 
eine  theilweise  Entschuldbarkeit  vorliegt  —  in  jenem 
Falle  ist  sie  zwecklos,  in  diesem  Falle  ein  offenbares  Unrecht 
Andere  Argumente  für  die  Adminislralivgarantie  stützen  sich  auf 
das  politische  Dogma  von  der  Gewaltentrennung,  welches  nicht 
zulasse,  dass  die  richterliche  Gewalt  sich  in  die  Sphäre  der 
Regierung  einmische  und  die  Rechtmässigkeit  ihrer  administrativen 
Anordnungen  dem  Urtheil  des  Richters  unterwerfe  '). 

Allein  diese  Theorie  ist  ein  ebenso  grosser  Paralogismus, 
als  die  soeben  erörterten  „Billigkeilsrücksichleu"  ein  gehässiges 
Unrecht.    Man  verlangt,  kraft  des  Prinzips  der  Gewaltentrennung, 
volle  Unabhängigkeil  der  Regierung;  wir  halten  diess  Prinzip 
in  solcher  Ausdehnung  für  nicht  richtig,  aber  zugegeben  es  sei 
wirklich,  wie  manche  Publici*ten  uns  versichern,  das  A  und  0 
aller  polilischen  Weisheit,  erheischt  dann  nicht  das  nämliche 
Prinzip  auch  die  volle  Unabhängigkeit  der  richter- 
lichen Gewalt?  Nun  bestreitet  man  nicht,  dass  die  Unter- 
suchung über  das  Vorhandensein  eines  Amtsverbrerhens  und  die 
Verhängung  der  darauf  gesetzten  Strafe  einzig  dem  Richter  zu- 
stehe, aber  demungeachlet  untersagt  mim  ihm,  diess  Urtheil 
auszusprechen,  es  sei  denn,  die  Regierung  habe  ihm  Eilaubuiss 
zum  Urlhcilen  gegeben.    Den  Entscheid,  der  dem  Prinzip  zufolge 
dem  Richter  zusteht,  vindicirt  sich  im  flagranten  Widerspruch 
gegen  die  geforderte  Unabhängigkeit  des  richterlichen  Amtes, 
die  Regierung;  hat  diese  die  Schuld  verneint,  so  kann  sie  der 
Richter  nicht  mehr  bejahen.    Man  wende  nicht  ein ,  dass  diess 
bei  allem  der  Anklageform  huldigenden  Strafprozess  sich  ebenso 
verhalle.    Macht  man  das  Einschreiten  der  Slrafjusliz  von  einem 
Antrag  des  Verletzten  abhängig,  so  hat  man  dabei  eine  zwiefache 
Anschauungsweise:  entweder  gilt  der  Staat  als  Vertreter  der 
öffentlichen  Rechtsordnung  für  die  verletzte  Partei,  oder  der 


1)  So  namentlich  Trlbutieo,  a.  a.  0.  p.  109. 
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durch  das  Verbrechen  in  seinen  Privatrechten  Geschädigte.  Keinem 
von  diesen  beiden  Standpunkten  entspricht  die  Administrativ- 
garantie: sie  hindert  die  Civilpartei,  die  strafrechtliche  Reaktion 
gegen  das  Verbrechen  in  Bewegung  zu  setzen,  und  das  Ein- 
schreilen von  Staates  wegen,  welches  nicht  nur  ein  Recht,  sondern 
zugleich  auch  eine  Pflicht  des  Staates  ist,  stellt  sie  in  die 
Willkühr  und  ins  Belieben  der  Regierung.  —  Mit  alt  jenen 
Scheinargumenten  wird  an  der  Sache  nichts  geändert ;  die  Admitti- 
strativgarantie  bleibt,  wofür  sie  ein  unbefangener  Sinn  schon  beim 
ersten  Anblick  nimmt:  ein  dein  Beamten  eingeräumtes  Vorrecht 
der  Straflosigkeit  für  gewisse  in  Wahrheit  strafwürdige  Hand» 
lungen.  Es  liegt  in  einer  solchen  Institution  ein  trauriges  Be- 
kenntniss  ausgesprochen,  das  Bekennlniss,  dass  im  modernen 
Staat  Regierung  und  Gericht  in  unvermeidliche  Collisionen  ge- 
rathen  und  dass,  um  der  Existenz  des  Staates  willen,  die  Lösung 
solcher  Collisionen  darin  gesucht  werden  müsse,  dass  die  Regierung 
Gewalt  habe  die  Gerichte  an  der  Handhabung  des  Rechts  zu  ver- 
hindern: Unvereinbarkeit  des  Rechts  mit  den  Interessen  des 
Staates,  dieser  „verkörperten  RecMsidee."  In  der  Regel  ist 
man  sich  freilich  dieser  geradezu  unsittlichen  und  alles  Ansehen 
der  Staatsgewalt  untergrabenden  Natur  der  Administralivgarantie 
nicht  bewussl,  oder  man  stellt  bei  deren  Einführung  wenigstens 
zum  Schein  einen  unschuldigeren  Beweggrund  voran,  nämlich 
die  Abwendung  unmolivirter  oder  zu  strenger  Ahndungen  von 
Dienstvergehen  durch  die  Gerichte;  allein  auch  derartige  Recht- 
fertigungen enthalten  das  demüthigende  Zugeständniss  einerseits 
der  Unzulänglichkeit  der  bestehenden  Strafgesetzgebung  oder  der 
bestehenden  Gerichte  —  beide  immerhin  noch  gut  genug  für 
den  gemeinen  Bürger,  aber  zu  schiecht  für  das  auserwählte  Volk 
der  Beamten  —  andrerseits  der  eigenen  Unfähigkeit,  zu  bewirken, 
dass  die  Justiz  nicht  nur  Justiz  hetsse,  sondern  auch  Justiz  sei 
Wir  hallen  somit  dieses  ganze  Institut  der  Administrativ- 
garantie für  verwerflich1);  noch  in  weil  höherem  Grade  gilt 


1)  Einen  positivrechtlichen  Grund  für  dieselbe  hat  mnn  im  Art.  104 
litt,  a,  B.V,  wo  die  Rede  ist  voo  „Fällen,  wo  von  einer  Bundesbe- 
hörde die  von  ihr  ernannten  Beamten  mr  strafrechtlichen  Beurteilung  dem 
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diess  von  der  Ausdehnung  des  Instituts  auf  Richter  und  Justiz« 
beamle,  womit  man  im  schweizerischen  Staatsrecht  die  unwill- 
kommene Erbschaft  aus  Frankreich  noch  vermehrt  hat  Für  eine 
solche  Ausdehnung  lassen  sich  nicht  einmal  die  erörterten  halben 
und  Schein-Gründe  mehr  anführen:  denn  der  Richter  urtheilt 
selbstständig  und  nicht  nach  Befehlen  von  Oberen,  und  von  einem 
üebergriff  der  Gerichte  in  die  Sphäre  der  Regierung  kann  bei 
Dienstvergehen  des  Richters  nicht  die  Rede  sein.  Es  ist  ohne 
Zweifel  ein  wohlberechtigtes  Streben  der  Regierung,  ihre  Beamten 
gegen  grundlose  Kriminalanklagen  zu  schützen,  das  einzig  gerechte 
Mittel  aber,  um  diesem  Ziele  nahe  zu  kommen,  ist  die  stete 
Verbesserung  der  Strafrechtspflege.  Aber  in  dieser  Hinsicht 
erhebt  das  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  noch  eine  weitere 
Anforderung:  nicht  minder  wichtig  als  die  Beseitigung  von 
Vexationen  und  Hindernissen,  die  der  Einzelne  ohne  Grund  der 
Verwaltung  in  den  Weg  legt,  ja  in  Demokralieen,  wo  der  häufige 
Wechsel  im  Beamtenpersonal  u.  A.  m.  den  Mechanismus  der 
Administration  leichter  und  öfter  lockert,  als  in  Monarchien,  noch 
ungleich  wichtiger  ist  es,  die  Beamten  zu  gewissenhafter  Erfül- 
lung ihrer  Amtspflichten  anzuhalten.  In  dieser  Beziehung  hat 
die  Regierung  einzustehen  für  ihre  Beamten;  es  muss  ihr 
daher  besonders  daran  gelegen  sein,  dass  der  Beamte,  wenn  die 
Verletzung  oder  Nichteinhaltung  seiner  Amtspflichten  in  ein  wirk- 
liches Verbrechen  oder  Vergehen  übergeht,  zur  verdienten  Strafe 
gezogen  werde.  Dieses  Interesse  ist  materiell  das  nämliche  wie 
jenes,  nur  von  anderer  Seile  aufgefasst.  Die  Aufgabe  ist,  den 
Richter  zu  suchen,  welcher  durch  vorgefasste  Meinungen  am 
wenigsten  gehindert  wird,  unbefangen  die  von  der  Regierung 
erhobene  Anklage  gegen  den  Beamten  zu  prüfen.  Hat  das  eid- 
genössische Staatsrecht  diesen  Richter  gefunden,  wenn  es  die 
kantonale  Jurisdiktion  als  Regel  aufstellt  für  die  Verbrechen 

^^MMMr«  —   - 

eidg  Assisengericht  Überwielen  werden.«  Allein  dtrin  ist  nur  die  »ich 
von  selbst  verstehende  Befugnis  zu  solchen  Ueberweisungen  ausge- 
•prochen,  keineswegs  Richter  und  Gericht  für  den  Fall,  dass  von.  dieser 
Befugnis»  nicht  Gebrauch  gemacht  würde,  ausgeschlossen.  —  Nach  dem 
Verantwortlichkeitsgeseta  von  1850  war  die  Administrativgarantie  sogar  auf 
alle  in  amtlicher  Stellung  verübte  gemeine  Verbrechen  ausgedehnt!  - 
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und  Vergehen  von  Bundes-Beamten?  Nach  unserer  Ansicht  ist 
diess  nicht  der  Fall,  ja  wir  halten  dafür,  es  liegt  in  dieser  An- 
ordnung, soweit  es  wenigstens  die  eigentlichen  Amtsverbrechen 
betrifft,  ein  prinzipieller  Verstoss  gegen  die  Natur  des  Bundes- 
staates. Das  richterliche  Urtheil  über  diese  Verbrechen  ist  zu- 
gleich ein  Urtheil  Uber  Charakter  und  Ausdehnung  der  Amts- 
pflicht, welche  als  verletzt  behauptet  wird;  ein  solches  Urtheil 
darf  ein  staatlicher  Organismus,  welcher  eigene  Gerichte  besilzt, 
nicht  in  die  Hand  von  Gerichten  eines  anderen  Staatskörpers 
legen.  Wozu  hatte  der  Bundesstaat  sein  Bundesgericht,  wenn 
dasselbe  mit  denjenigen  richterlichen  Funktionen,  welche  in 
engstem  Zusammenhang  stehen  mit  dem  politischen  Bestand  des 
Bundes,  ja  von  deren  Ausübung  die  Möglichkeit  einer  Erfüllung 
der  staatlichen  Aufgaben  des  Bundes  abhängt,  nicht  betraut 
würde?  Der  kantonale  Richter  lebt  gleichsam  in  anderer  Luft 
als  der  Richter  des  Bundes ;  er  bewegt  sich  in  anderen  Gedanken- 
kreisen, in  anderen  politischen  Anschauungen;  die  Rechte  und 
Pflichten,  welche  das  vom  Bund  verliehene  Amt  in  sich  schliesst, 
sind  ihm  etwas  Fremdartiges;  dazu  kommt  noch  der  Gegensatz 
zwischen  den  offiziellen  Organen  des  Bundes  und  denjenigen  der 
Kantone  —  ein  Gegensatz,  der  unvermeidlich  ist,  weil  die  Grenze 
zwischen  Bundeshoheit  und  Kantonalsouveränetät  nie  mathematisch 
fest  sieht  und  diese  Organe  in  entgegengesetztem  Sinn  an  deren 
Feststellung  interessirt  sind,  und  welcher  selbst  auf  gewissenhalle 
Richter  einen  unwillkürlichen  Einfluss  ausübt.  Freisprechungen 
von  Beamten  des  Bundes  in  Fällen,  wo  eine  Bestrafung  gerecht- 
fertigt und  zur  Aufrech lerhaltung  des  Ansehens  der  Bundes- 
administration erforderlich  gewesen  wäre,  können,  sobald  dem 
kantonalen  Richter  das  Urtheil  über  Amtsverbrechen  überlassen 
wird,  leicht  eintreten,  zumal  in  freien  Staaten  ohnehin  jeder 
Richter  die  Begehren,  welche  der  Staat  ans  Recht  setzt,  -mit 
besonderer  Sorgfalt  abzuwägen  und  im  Zweifelsfalle  eher  gegen 
als  für  den  Staat  zu  entscheiden  geneigt  ist.  Unter  der  gegen- 
wärtigen Gesetzgebung  muss  ein  solcher  Kriminalfall  schon  ganz 
besonders  gestaltet  sein,  damit  die  ßundesbehörde  zu  dem  auf- 
fallenden Schritt,  von  der  Regel  der  kantonalen  Gerichtsbarkeit 
abzugehen,  sich  entschließe :  man  liebt  es  nicht,  die  eidgenös- 
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sisrhen  Gerichte  in  Bewegung  211  setzen,  und  dennoch  kann  man 
sich  schon  jetzt  die  Uebelslände  nicht  verhehlen,  welche  die 
kantonale  Jurisdiktion  in  richterlichen  Funktionen  des  Bundes 
mit  sich  bringt1).  Es  kann  kaum  anders  kommen,  als  dass  in 
Folge  dieses  Systems  aus  Besorgniss,  der  Bond  möchte  in  einer 
Anklage  vor  den  Kantonalgerichten  unterliegen  und  seine  Autorität 
dadurch  geschwächt  werden,  Manches  ungeahndet  bleibt,  was 
im  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  vor  den  Strafrichter  ge- 
zogen werden  sollte.  —  Weniger  bedenklich  erscheint  die  kan- 
tonale Jurisdiktion  über  gemeine  Verbrechen  von  Beamten,  seien 
sie  in  amtlicher  Stellung  verübt  worden  oder  nicht :  hier  handeil 
es  sich  nm  Widerhandlungen  gegen  allgemeine,  überall  in  ziemlich 
übereinstimmender  Weise  anerkannte  Rechtspflichten,  welche  dem 
Privaten  sogut  wie  dem  Beamten  obliegen  und  wobei  die  amt- 
liche Stellung  nur  unter  Umständen  einen  Strafschärfungsgrund 
bildet1),  ohne  dass  der  Richter  durch  sein  Unheil  auch  die 
besonderen  Amtspflichten  einer  Kritik  unterwirft.  Indessen  würden 
wir  doch  vorziehen,  die  Gerichtsbarkeit  des  Bundes  auch  auf 
die  gemeinen  in  amtlicher  Stellung  begangenen  Verbrechen  aus- 
zudehnen. 

3)  Mit  den  in  Art.  59  bis  und  mit  68  des  Bundesstrafrechts 
genannten  Delikten  (öffentliche  Beschimpfung  oder  Verleumdung 
der  höchsten  Bundesbehörden  oder  ihrer  Mitglieder;  Fälschung 
von  Bumiesakten ;  Ablegung  eines  falschen  Zeugnisses  vor  einer 
Bundesbehörde;  Uebertretung  einer  von  den  eidgenössischen 
Gerichten  verhängten  Landesverweisung;  Werbung  für  fremden 
Militärdienst;  Beschädigung  oder  Gefährdung  von  Post-  oder 
Eisenbahnzügen,  von  Telegraphen  u.  dgl.  m.)  verhält  es  sich 
wie  mit  den  Amtsverbrechen  eidgenössischer  Beamten :  immer 
eidgenössisches  Strafgeselz,  aber  regelmässig  kantonales  Geriebt, 
es  sei  denn  der  Bundesrath  überweise  den  Fall  an  die  eidge- 
nössischen Gerichte. 

Eine  geregelte  Rechtspflege  würde  erfordern,  dass  der 


1)  Offizielle  Klagen  darüber  finden  sich  z.  B.  im  Bundesblatt,  Jahrgang 
1854,  Band  I,  Seite  137  ff. 

2)  Dicss  ist  anerkannt  im  B.C.  Ober  Bundesstrafrecht,  Art.  58, 
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Bundesrath  von  der  ihm  hier  und  bei  Amisverbrechen  ertheilten 
Befngniss  der  Kompetenzbestimmung  nicht  auch  dann  noch  Ge- 
brauch machen  dürfte,  wenn  die  Untersuchung  bereits  bei  einem 
kantonalen  Gericht  rechtshängig  ist;  allein  da  kein  Gesetz  den 
Kantonen  vorschreibt,  von  der  Anhebung  solcher  Untersuchungen 
dem  Bundesrath  Kenntniss  zu  geben,  so  ist  es  dem  letzteren 
in  den  seltensten  Füllen  möglich,  gleich  beim  Beginn  der  straf- 
gerichtlichen Verfolgung  einen  Beschluss  zu  fassen. 

Wie  aus  dem  unter  Nr.  2  und  3  Angeführten  erhellt,  ist 
die  Bundesgesetzgebung  darauf  ausgegHngen,  die  eidgenössischen 
Assisengerichte  möglichst  wenig  in  Thätigkeit  zu  berufen.  Die 
Straflalle,  zu  deren  Beurteilung  sie  ausschliesslich  kompetent 
sind,  gehören  zu  den  am  seltensten  vorkommenden;  diejenigen, 
welche  häufiger  vorfallen,  sind  sämmtlich  auf  den  kantonalen 
Kanal  abgeleitet.  Eine  Verhandlung  vor  Bundesassisen  ist  dermal 
ein  wahres  Ereigniss,  die  eidgenössischen  Geschwornen  ein 
Luxusartikel,  der  bloss  im  eidgenössischen  Staatskalender  eine 
bedeutende  Rolle  einnimmt  und  dessen  Wichtigkeit  dem  wählen- 
den Volke  je  länger  desto  weniger  einleuchten  wird.  Wozu  all 
der  Aufwand  von  Scharfsinn  und  Beredsamkeit,  womit  man  in 
der  Revisionskommission  und  im  Schoose  der  verfassunggebenden 
Tagsatzung  den  hohen  Werth  des  Geschworneninstituts  verfocht, 
wenn  man  ihm  in  der  Folgezeit  ein  so  äusserst  bescheidenes 
Plätzeben  im  Winkel  anweisen  wollte1)?  Es  Iftsst  sich  diese 
Verdrängung  des  bundesgerichtlichen  Verfahrens  —  der  Kosten- 
punkt, welchen  man  zu  deren  Gunsten  hervorhebt,  ist,  wo  es 


S.  138:  „Das  Vorzügliche  in  dem 
wurde  von  keiner  Seite  bestritten ;  nur  fand  sich 
ein  Mitglied  zu  der  Bemerkung  veranlasst,  dnss  es  aus  dem  Grunde  Bedenken 
trüge  dafür  zu  stimmen,  weil  dadurch  dem  Bunde  nicht  unbedeutende  Kosten 
verursacht  werden  dürften,  und  sodann  lohne  es  kaum  der  Mühe,  für  die 
wenigen  Fälle,  die  abzuwandeln  sein  dürften,  die  Bürger  in  ihrer  Gesammt- 


181  JCIwl.ll 


genheit  haben  werde 
handel,  Pressvergehen 
r,  teil  me 


,  dass  nachdem  so  bedeutende  Hoheitsrechte  an 

seien,  das  Gericht  voraussichtlich  öfter  Gele- 
tu  bethitigen,  so  bei  Falschmünzerei,  Schleich- 


gegen  die 
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«ich  um  constitutionelle  Grundsätze  handelt,  eine  untergeordnete 
Frage,  —  um  so  weniger  rechtfertigen,  als  die  ihr  entsprechende 
Erweiterung  der  kantonalen  Gerichlsbarkeit  durchaus  nicht  im 
Einklang  steht  mit  der  Bundesverfassung.    Allerdings  ist  nach 
dieser  Verfassung  der  Bund  berechtigt,  ausser  den  ausdrücklich 
bezeichneten  Gegenständen  „noch  andere  Fälle  in  die  Kompetenz 
des  Bundesgerichts  zu  legen*  ')>  allein  einerseits  sind  diejenigen 
Fälle,  „wo  von  einer  Bundesbehörde  die  von  ihr  ernannten  Be- 
amten zur  strafrechtlichen  Beurtheilung  überwiesen  werden,"  laut 
Art.  104  litt,  a  B.V.  in  die  ausschliessliche  Kompetenz  der  Bun- 
desassisen verwiesen,  andrerseits  gibt  die  Verfassung  dem  Bunde 
nicht  das  Recht,  allgemein  verbindliche  Strafgesetze  zu  erlassen, 
deren  Handhabung  und  Vollziehung  Aufgabe  der  Kantone 
und  nicht  des  Bundes  sein  soll.    Der  Bund ,  indem  er  diese 
Gesetze  erliess,  hat  damit  die  Fundamenlalbestimmung  des  Art. 
3  B.V.,  dass  den  Kantonen  in  allen  nicht  dem  Bunde  eingeräum- 
ten Rechten  volle  Souveränetät  verbleibe,  umgangen.    Die  Ein- 
wendung: der  Art.  106  B.V.  gebe  dem  Bunde  sogar  Gewalt, 
die  gesammte  Civil-  und  Strafrechtspflege  den  Kantonen  abzu- 
nehmen und  auf  das  Bundesgericht  zu  übertragen,  also  müsse 
im  Grösseren  auch  das  Kleinere,  nämlich  die  Ausdehnung  der 
Strafgesetzgebung  des  Bundes  ohne  gleichweite  Ausdehnung 
seiner  Strafgerichtsbarkeit,  enthalten  sein,  lassen  wir  nicht 
gelten.    Die  Auslegung  des  Art.  106,  wie  sie  bei  diesem  Ein- 
wand als  zulässig  vorausgesetzt  wird,  entspricht  allerdings  dem 
buchstäblichen  Wortlaut  dieses  Artikels;  allein  es  versteht  sich 
wohl  von  selbst ,  dass  von  der  dadurch  verliehenen  Gewalt  nur 
ein  mit  den  politischen  Grundlagen  des  Bundesstaates  vereinbarer 
Gebrauch  gemacht,  also  nicht  durch  vollständige  Centralisation 
der  Rechtspflege  die  Souveränetäl  der  Gliedstaaten  vernichtet 


1)  B.V.  Arl.  106.  —  Allerdings  schwebte  der  Hevisionskommission  bei 
Berathung  über  diesen  Artikel  (Verhandlungen  S.  140  f)  der  Gedanke  vor, 
dass  in  gewissen  vom  eidgenössischen  Strafkodex  zu  bedrohenden  Straffallen 
je  nach  den  Umstanden  entweder  das  kantonale  Gericht  oder  dasjenige  des 
Bundes  entscheiden  solle;  allein  achon  in  den  Verhandlungen  der  Tagsatzung 
ist  davon  nicht  mehr  die  Rede  und  ebensowenig  wird  jene  Meinung  in  irgend 
einer  Bestimmung  der  B.V.  wirklich  ausgesprochen. 
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werden  darf.  Gerade  von  den  Amts  verbrechen  aber  wurde  oben 
der  Nachweis  geleistet,  dass  deren  Beurtheilung  den  Gerichten 
des  Bundes  anheimgegeben  werden  müsste,  und  ein  gleicher 
Nachweis  Ii  esse  sich  bezüglich  einiger  unter  Nr.  3  genannter 
Delikte  erbringen.  Allein  auch  ganz  abgesehen  hiervon  ist  das 
Mehr  oder  Weniger,  welches  nach  Art.  106  B.V.  in  der  Ver- 
Iheüung  der  Gerichtsbarkeit  unter  Bund  und  Kantone  stattGnden 
kann,  grundverschieden  von  der  Trennung  der  Strafgesetzgebung 
und  Strnfgerichtsbarkeit  in  einer  und  derselben  Materie: 
jenes  mag  ohne  Gefährdung  der  Natur  des  Bundesslaates  ge- 
schehen, nicht  aber  dieses,  und  zwar  aus  naheliegenden  Gründen 
nicht.  Dem  Erlass  eines  Bundesstrafgesetzes  liegt  die  Anerken- 
nung zu  Grunde,  dass  an  der  Rechtsprechung  in  dieser  Bezie- 
hung, als  an  einer  gemeineidgenössischen,  nicht  kantonalen  An- 
gelegenheit, der  Bund  interessirt  sei,  m.  a.  W.  dass  dieser 
Gegenstand  seiner  Natur  nach  in  den  Bereich  des  Bundes  ge- 
höre. Soll  demnngeachtet  das  Kantonalgericht  dieses  Gesetz 
anwenden ,  so  versieht  es  nicht  ein  Geschäft  des  eigenen  Kan- 
tons, sondern  ein  Geschäft  des  Bundes;  die  Kantonalstaatsgewalt 
besitzt  daran  ein  bloss  delegirtes,  nicht  ein  ursprüngliches  Ho- 
heitsrecht, und  gerade  diese  Stellung  der  Kantone,  wodurch  sie 
zu  blossen  Verwallungskreisen  herabgesetzt  werden,  widerspricht 
den  Prinzipien  des  Bundesstaates  (vergl.  oben  S.  343.  Anm.  1). 

Eine  wahrhaft  monströse  Einrichtung  endlich  ist  es,  wenn 
in  allen  Fällen,  in  welchen  durch  kantonale  Gerichte  eidgenös- 
sisches Strafgesetz  angewendet  wird,  die  Bundesversammlung  das 
Recht  der  Begnadigung  besitzt1);  denn  das  den  Kantonen  ge- 
genüber ihren  Gerichten  zustehende  Begnadigungsrecht  ist  damit 
nicht  beseitigt,  sondern  im  nämlichen  Falle  steht  dieses  höchste 
Mnjestälsrecht  zweien  Souveränetäten  zu;  begnadigt  der  Kanton, 
während  der  Bund  die  Begnadigung  versagen  will,  so  ist  dem 
letzteren  jeder  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung,  welchen  er  durch 
Erlass  eines  Bundesstrafgesetzes  beanspruchte,  entzogen  und 
vereitelt. 

4)  Durch  die  Kantonalgesetzgebung  können,  im  Einver- 
1)  B.G.  aber  Bundesstrafrecht,  Art.  74. 
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slandniss  mit  der  Bundesversammlung,  Slraffalle  jeder  Art  dem 
eidgenössischen  Assisengericht  übertragen  werden  —  von  dieser 
durch  Art.  49  des  B.G.  Uber  die  Organisation  der  Bundesrechts— 
pflege  den  Kantonen  eingeräumten  Befugniss  hat  bis  jetzt  keiner 
derselben  Gebrauch  gemacht,  auch  dürfte  bei  der  herrschenden 
Neigung  zu  möglichster  Verminderung  der  Geschäfte  des  eidg. 
Assisengerichts  das  „Einverständnisse  mit  der  Bundesversamm- 
lung schwer  oder  wenigstens  nur  unter  sehr  lästigen  Bedingungen 
erhältlich  sein. 

5)  Mitglieder  des  National-  und  Ständerathes  dürfen  wäh- 
rend der  Dauer  der  Session  der  Bundesversammlung  wegen 
Verbrechen  und  Vergehen,  welche  nicht  unter  den  Begriff  von 
Amts  verbrechen  fallen,  nur  mit  Einwilligung  desjenigen  Ralhes, 
welchem  sie  angehören,  in  eine  polizeiliche  oder  gerichtliche 
Untersuchung  gezogen  werden;  die  Mitglieder  des  Bundesrathes, 
der  eidgenössische  Kanzler,  sowie  eidgenössische  Repräsentanten 
und  Kommissarien  nur  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes.  Ver- 
haftung auf  frischer  That  ist  gestaltet;  jedoch  ist  zur  Fortdauer 
dieser  Verhaftung  die  Genehmigung  der  zuständigen  Bundesbe- 
hörde nachzuholen.  Wird  die  Zustimmung  ertheilt,  so  wird  der 
Siraffall  an  die  Anklagekammer  des  Bundesgerichts  gewiesen, 
welche,  nach  Maasgabe  der  Slrafprozessgesetze  des  Bundes,  das 
weitere  Verfahren  anzuordnen  hat;  „in  unbedeutenden  Fällen" 
kann  auch  eine  Ueberweisung  an  das  kantonale  Forum  der  be- 
gangenen That  eintreten.  Angewendet  wird  in  jedem  Fall  das 
kantonale  Strafgesetz,  es  sei  denn,  es  handle  sich  um  eines  der 
im  Bundesstrafrecht  vorgesehenen  Delikte.  Wird  die  Einwilliguno; 
verweigert,  so  kann  gegen  den  daherigen  Entscheid  des  Bun- 
desrathes oder  eines  der  eidgenössischen  Rälhe  bei  der  ver- 
einigten Bundesversammlung  Beschwerde  geführt  werden1). 
—  Diese  der  vereinigten  Bundesversammlung  angewiesene  Kom- 
petenz steht  mit  der  ihr  durch  die  Verfassung  angewiesenen 
Stellung,  welcher  zufolge  sie  keineswegs  eine  Arl  Appellations- 


1)  B.G.  Ober  die  politischen  und  polizeilichen  Garantieen  au  Gunalen 
der  Eidgenoasenschaft ,  vom  23.  Desbr.  1851,  Art.  1  und  %  (A.  S.  111, 
£eite  33.) 
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instanz  bildet  gegenüber  Beschlüssen,  welche  der  National-  oder 
Standeralh  fassen,  nicht  in  Uebereinslimraung ,  und  es  ist  diese 
Neuerung  um  so  weniger  zu  billigen,  als  man  noch  ein  Jahr  vor 
ihrer  Einführung  den  ganz  analogen  Fall,  wo  es  sich  um  Ueber- 
weisnng  der  von  der  Bundesversammlung  gewählten  Beamten  an 
die  Gerichte  handelte,  richtig  und  in  Gemttssheit  der  Principien 
der  Bundesverfassung  entschied  d.  h.  einen  von  beiden  Rüthen 
in  getrennter  Berathung  gefasslen  übereinstimmenden  Beschluss 
forderte 

6)  Art  4  des  Garantiegesetzes  vom  23  Dezbr.  1851  schreibt 
vor:  „Verbrechen  gegen  die  Personen  der  Mitglieder  des 
Bundesrathes  und  des  eidgenössischen  Kanzlers  gehören  in  die 
Kompetenz  des  Bundesgerichts  Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der- 
jenigen Verbrechen,  welche  g;egen  die  *)  Mitglieder  der  Bundes- 
versammlung, des  Bundesgerichts  und  der  Jury,  sowie  gegen 
die  Bundesanwälte  und  Verhörrichter  oder  gegen  eidgenössische 
Repräsentanten  oder  Kommissarien  verübt  werden,  während  diese 
Beamten  *)  im  wirklichen  Dienst  des  Bundes  sich  befinden." 
Zur  Anwendung  gelangen  in  diesen  Fällen  in  der  Regel  die  kan- 
tonalen Strafgesetze,  da  die  eidgenössische  Strafgesetzgebung 
nur  wenige  Verbrechen  gegen  Personen  beschlägt. 


Wir  schliessen  hier  noch  eine  Aufzählung  derjenigen  Fälle 
an,  in  welchen,  abgesehen  von  den  bereits  erörterten  strafbaren 
Widerhandlungen  eidgenössischer  Beamten,  kraft  bundesgesetz- 
licher Bestimmung  ein  Einschreiten  der  eidgenössischen  oder 
kantonalen  Strafgerichte  von  einer  vorhergehenden  Verfügung 
von  Verwaltungsbehörden  abhängt.    Es  ist  nämlich: 

a)  Zur  Verfolgung  von  Uebertretungen  fiskalischer  oder 


1)  Siehe  B.G.  Ober  die  Verantwortlichkeil  der  eidgen  Behörden  und 
Bennien,  vom  9.  Dezbr.  1850,  Art.  21,  22,  25,  33. 

2)  Anmahne:  Art.  59  and  74  des  B.G.  Ober  Bundesstrafrecht  vom 
4.  Febr.  1853. 

3)  Hierunter  werden  wohl  nur  Verbrechen  gegen  die  Pe raone n,  nicht 
alle  Privatverbrechen  an  verstehen  aein. 

4)  Also  auch  ein  Gescbworw  ein  „Beamter«?! 
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polizeilicher  Bundesgesetze  eine  besondere  Verfügung  der  be- 
treffenden oberen  Verwaltungsbehörde  erforderlich.  Ueberdicss 
soll  die  Untersuchung  unterbleiben  oder,  sofern  sie  bereits  be- 
gonnen hätte,  eingestellt  werden,  wenn  der  üeberlreler  entweder 
sofort  bei  Niederschreibung  des  Protokolls  oder  Berichts  über 
die  Ueberlretung  oder  dann  binnen  acht  Tagen,  von  Angabe  der 
Fiskalanzeige  an  gerechnet ,  sich  schriftlich  und  ohne  Vorbehalt 
der  verfallenen  Strafe  unterzieht;  im  ersteren  Fall  kann  der  Bun- 
desralh  dem  Uebertreter  einen  Drittel,  im  zweiten,  also  wenn 
die  Unierziehung  erst  inner  der  achttägigen  Frist  erfolgt,  einen 
Vieriheil  der  Slrafe  nachlassen,  Beides  jedoch  nur,  insofern  der 
Uebertreter  nicht  rückfällig  isL  Solche  Unierziehungen  haben  — 
auch  wenn  die  gesetzliche  Strafe  Gefangenschaft  ist  oder  wegen 
Insolvenz  des  Schuldners  aus  Geldbusse  in  Gefangenschaft  oder 
öffentliche  Arbeit  umgewandelt  wird  —  gleiche  Wirkung  wie 
ein  rechtskräftiges  Urtheil ■> 

b)  Bei  politischen  Vergehen  welche  unter  die  Jurisdiklion 
der  eidgenössischen  Gerichte  fallen,  soll  die  Untersuchung  nur 
„in  Folge  einer  vorlaufigen  Entscheidung  des  Bundesrates"  an- 
gehoben werden;  vorher  können  lediglich  provisorische  Mass- 
nahmen, um  die  Entweichung  von  Schuldverdächtigen  und  die 
Verwischung  der  Spuren  des  Delikts  zu  verhindern,  durch  die 
Beamten  der  gerichtlichen  Polizei  und,  nachdem  die  Bundesan- 
waltschafl  Bericht  Uber  die  Entdeckung  erhalten  hat,  durch  diese 
angeordnet  werden.  Auch  nach  geschlossener  Voruntersuchung 
über  politische  Vergehen  ist  dem  Bundesrath  ein  bedeutender 
Einfluss  auf  das  weitere  Verfahren  eingeräumt:  wenn  nämlich  der 
Untersuchungsrichter  Aufhebung  der  Untersuchung  beantragt, 
so  muss  der  Bundesanwalt,  welcher  bei  gemeinen  Verbrechen 
diesem  Antrag  von  sich  aus  beizupflichten  berechtigt  ist,  Wei- 
sung des  Bundesrates  einholen  und  sich  nach  dieser  rich- 
ten. Stimmt  er  in  Folge  dieser  Weisung  dem  Antrag  des 
Untersuchungsrichters   nicht   bei,   so   findet  Fortsetzung  der 


1)  B  G.  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertrelungcn  fiscalischer  und 

polizeilicher  Bundesgeselze,  vom  30.  Juni  1849  (A.  S.  I,  S,  87  IT.)  Art.  9, 
12,  13,  14  und  28. 
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Untersuchung,  respect.  Ueberweisung  derselben  an  die  Anklage- 
kammer statt 1).  —  Bei  allen  gemeinen  Verbrechen  tritt  der 
Untersuchungsrichter  erst  in  Folge  einer  Requisition  der  Staats- 
anwaltschaft (die  Fälle  des  flagrant  dilti  sind  nicht  als  Aus- 
nahmen hiervon  aufgeführt)  in  Thätigkeit  *);  diese  Requisition 
kann  sowohl  auf  einer  Weisung  des  Bundesrates,  als  auf  selbst- 
ständigem Entschluss  des  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  be- 
ruhen. 

Wenn  es,  wie  wir  oben  bemerkten,  Regel  ist,  dass  in 
Slrafsachen  alle  drei  Abtheilungen  des  Bundesgerichls  zur  Wirk- 
samkeit gelangen  können,  so  müssen  wir  hier  noch  zweier  Aus- 
nah m  e  n  gedenken,  in  welchen  lediglich  das  eidgenössische 
Kassationsgericht,  wie  die  Kriminal-  oder  Anklagekammer 
des  Bundesgerichts,  strafrichterliche  Funktionen  versieht.  Diess 
gilt  fürs  erste  von  den  Kassationsrekursen  gegen  die  Urlheile 
kantonaler  Gerichte  über  Uebertretungen  fiscalischer  und  polizei- 
licher Bundesgesetze  (z.  B.  Zolldefiaudationen,  Verletzungen  des 
Poslregals  u.  s.  w.).  Der  Kassationsrekurs  gegen  solche  Ur- 
thcile  ist  sowohl  im  Falle  der  Freisprechung  wie  in  dem  der 
Verurteilung  zulässig,  Jedoch  nur  „wegen  Inkompetenz  des  or- 
theilenden Gerichts  oder  wenn  das  Urtheil  gegen  bestimmte  ge- 
setzliche Vorschriften  sich  verstösst,  oder  wesentliche  Formfehler 
unterlaufen  sind.*  Wird  die  Kassation  ausgesprochen,  so  Uber- 
weist das  Kassalionsgei  ich*  t  den  Fall  zu  neuer  Beurtheilung  an 
ein  beliebiges  Gericht  vom  gleichen  Range3).  Fürs  zweite 
entscheidet,  nach  Art.  51  des  B.G.  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  vom  5.  Juni  1849,  das  Kassalionsgericht 
„über  die  Kompelenzanstände  der  eidgenössischen  Civil-  und 
Militär  Strafgerichte. a  Im  Verlauf  der  Bundesgeselzgebung  ist 
diese  Vorschrift  freilich  —  verloren  gegangen;  in  den  beiden 
am  27.  August  1851  erlassenen  Bundesgesetzen  „Uber  die 
Slra frech tspflege  für  die  eidgenössischen  Truppen/  und  „über  die 
Bundesstrafrechtspflege«  findet  sich  nicht  mehr  die  mindeste  Re- 

1)  B  G.  über  Bundesstrafrechtspflege  (A.  S.  II,  S.  743  ff.)  An.  4,  14, 
29  ff. 

2)  Ibid.  Art.  19. 

3)  B.G.  vom  30.  Juni  1849,  Art.  18. 
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miniscenz  an  diese  Gesetzesvorschrift  von  1849  —  demütige— 
achtet  finden  wir,  sie  fülle  eine  so  wesenllicbe  Lücke  in  der 
Bundesgesetzgebung  aus,  dass  man  sie  trolz  der  fehlenden  nä- 
heren Ausführung  derselben  in  denjenigen  Gesetzen,  wo  das  da- 
hcrige  Verfahren  genauer  hätte  regulirt  werden  sollen,  nicht  für 
stillschweigend  abgeschafft  ansehen  darf.  Die  militärische  Straf- 
gerichlsbarkeit  des  Bundes  nämlich  tritt  ein:  1)  nur  dann  wenn 
eine  im  Bundesgesetz  Uber  die  Militarstrafrechtspflege  mit  Strafe 
bedrohte  Handlung  vorliegt;  2)  nur  dann,  wenn  diese  Handlung 
begangen  worden  ist  durch  eine  Militärperson  oder  eine  zufolge 
Art.  1  dieses  Gesetzes  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  unterwor- 
fene Person  (dahin  gehören  z.  B.  Freiwillige,  Offiziersbediente, 
unter  Umständen  auch  Lieferanten  u.  s.w.}.  Fehlt  das  eine  oder 
das  andere  dieser  Requisite,  so  untersucht  und  urlheilt  das  bür- 
gerliche Strafgericht,  unter  Anwendung  der  bürgerlichen  Straf- 
geselze. Es  hängt  demgemäss  theils  von  faktischen  theils  von 
Rechtsfragen,  über  deren  Beantwortung  sehr  verschiedene  Ansich- 
ten herrschen  können,  ab,  ob  der  militärische  oder  der  bürger- 
liche Strafrichter  zur  Untersuchungsführung  und  Urtheilsftfllung 
befugt  sei.  Die  gegenwärtige  Bundesgesetzgebung  nun  gibt  wohl 
Regeln  über  die  Kompetenzausscheidung  zwischen  diesen  beiden 
Branchen  der  Slra frech tspfiege ,  sie  enthält  auch  Bestimmungen 
darüber,  wie  eine  Bestreitung  der  Kompetenz  auszutragen  sei, 
aber  nur  insoweit,  als  sich  diese  Bestreitung  auf  das  Gebiet  der 
einen  oder  anderen  Branche  beschränkt,  also  dem  militärischen 
Straf richter  Einreden  gegen  die  Kompetenz  der  Militärtribunale, 
dem  bürgerlichen  Richter  Einwendungen  gegen  die  Zuständig- 
keit der  Civilstrafgerichte  entgegengesetzt  und  zugleich  ihm  selbst 
zur  Beurtheilung  anheimgestellt  werden.  Für  eigentliche  Kom- 
petenzkonflikte aber  d.  h.  für  Fälle,  wo  die  Organe  des  einen 
oder  anderen  Zweiges  der  Strafgerichtsbarkeit  gegen  einander 
sich  die  Kompetenz  streitig  machen,  jede  so  viel  an  ihr  sich  der 
Untersuchung  bemächtigen  und  das  Vorgehen  der  anderen  als 
ungesetzlich  und  unbefugt  zu  hindern  sucht,  mangelt  jede  Vor- 
schrift, und  doch  kann  sie  nicht  entbehrt  werden,  weil  die  beiden 
kollidirenden  Jurisdiktionen  sich  vollkommen  gleich  stehen,  keine 
von  der  anderen  die  Unterwerfung  unter  ihre  Ansicht  verlangen 
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kann.  Die  betreffende  Bestimmung  des  Organisationsgesetzes 
muss  daher  als  noch  zu  Recht  bestehend  anerkannt  werden. 
Beim  Schlüsse  dieses  Paragraphen  erwähnen  wir  noch  eines 
wie  sich  erzeigen  wird,  bei  der  Civilrechts- 
pflege  des  Bundes  auf  ganz  eigentümliche  Weise  regulirt  ist; 
wir  meinen  die  Befugniss  der  Gerichte,  Einreden  gegen  ihre 
Kompetenz,  wenigstens  in  erster  Linie,  selbst  zu  beurtheilen. 
Diese  Befugniss  ist,  was  die  Strafrechtspflege  des  Bundes  be- 
trifft, in  keiner  von  den  gewöhnlichen  Prinzipien  abweichenden 
Weise  geordnet,  vielmehr  in  mehreren  ausdrücklichen  Vorschriften 
des  B.G.  Uber  Bundesstrafrechtspflege  den  Gerichten  zuerkannt 
Zweifel  könnte  indess  doch  der  Art.  74,  Ziffer  17  der  Bundes- 
verfassung anregen;  nach  diesem  Artikel  hat  die  Bundesver- 
sammlung „ Kompetenzstreitigkeiten  darüber,  ob  ein  Gegen- 
stand in  den  Bereich  des  Bundes  oder  der  Kantonalsouveranetät 
gehöre*4  zu  entscheiden:  kann  nun  ein  eidgenössisches  Kriminal- 
gericht auch  dann  noch,  wenn  diese  in  Kompetenzfragen  höchste 
Instanz  die  Ueberweisung  eines  StrafTalles  an  die  eidgenössischen 
Gerichte  angeordnet  hat,  sich  für  inkompetent,  und  die  kanto- 
nalen Gerichte  als  einzig  legitimirl  erklären?  Allerdings  wird 
eine  solche  Kompetenzbeslimmung  nur  selten  bei  der  Frage  der 
Ueberweisung  mit  einspielen,  ja  in  der  Regel1)  müssen  diese 
beiden  Punkte  in  streng  abgesondertem  Verfahren  erörtet  wer- 
den, weil  die  Entscheidung  von  Kompetenzstreitigkeiten  von  der 
vereinigten  Bundesversammlung  ausgehen ,  Ueberweisungen 
an  den  Strafricbter  dagegen  eines  übereinstimmenden  von  jedem 
Rath  in  getrennter  Verhandlung  gefassten  Beschlusses  be- 
dürfen. Man  möchte  somit  versucht  sein ,  jene  Zweifel  mit  der 
Bemerkung  zu  beseitigen:  bei  Ueberweisungen  an  den  Straf- 
richter handle  die  Bundesversammlung  nicht  in  der  ihr  durch 
Art.  74,  Ziffer  17  B.V.  angewiesenen  Stellung  des  obersten  Rich- 
ters in  Conflikten  zwischen  .Bundesgewalt  und  Kantonalsouverä- 


1)  B.G.  über  Bundesstrafrechtspflege,  vom  27.  Aug.  1851,  Art.  31,  40, 
61,  149  litt,  a,  153  litt.  a. 

2)  Die  einsige  and,  wie  dort  bemerkt  wurde,  ganz  abnorme  Ausnahme 
ergiebt  aieb  aas  dem  oben  anter  Nr.  5  Angefahrten  ron  aelbet. 
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netät.  Allein  dieser  Einwand  wäre  doch  nicht  von  entscheidendem 
Gewicht.  Nach  der  richtigen  —  freilich  in  praxi  noch  keines- 
wegs allseitig  reeiptrten  —  Ansicht  nämlich  ist  die  Scheidung 
der  vereinigten  Bundesversammlung  von  der  in  gesonderter  Be- 
rnthung  verhandelnden  nichts  als  eine  verschiedene  Art  des 
Verfahrens  und  hat  nicht  den  Sinn  eines  qualitativen  Unterschie- 
des oder  einer  untergeordneten  Stellung  dieser  Behörde  im  Ver- 
hallniss  zu  jener;  gewisse  Gründe  der  Zweckmässigkeit,  oder 
genauer  ausgedrückt  die  Unzulänglichkeit  des  Zweikammer- 
systems, haben  die  Einführung  dieser  verschiedenen  Verhand- 
lungsarl  hervorgerufen,  aber  in  der  einen  wie  in  der  anderen 
Gestalt  ist  die  Behörde  die  eine  und  nämliche  Bundesversamm- 
lung. Wenn  nun,  wie  doch  wohl  unbestreitbar  ist,  jede  Ueber- 
weisung  an  den  Strafrichter  die  Prüfung  voraussetzt,  ob  derselbe 
kompetent  ist  oder  nicht,  und  implicite  eine  bejahende  Ent- 
scheidung dieser  Frage  enthält,  so  ist  denn  auch  in  dieser  Be- 
ziehung durch  jeden  Ueberweisungsbeschluss  der  Bundesver- 
sammlung ein  vollgültiger,  inappelabler  Entscheid  gegeben.  Die 
vereinigte  Bundesversammlung  kann  an  diesem  Entscheid 
nichts  mehr  ändern,  ebensowenig  als  sie  berechtigt  ist,  von  beiden 
Rüthen  erlassene  Gesetze,  von  denen  ja  fast  jedes  eine  mehr 
oder  weniger  zweifelhafte  Grenzbestimmung  zwischen  Bundes- 
und Kantonalgewalt  vorzunehmen  hat,  aufs  Neue  vor  ihren  kri- 
tischen Richterstuhl  zu  ziehen,  sobald  ein  Kanton  den  Inhalt 
solcher  Gesetze  eines  Eingriffs  in  die  kantonalen  Hoheitsrechle 
beschuldigt.  In  Uebereinslimmung  mit  dieser  Ansicht  hat  denn 
auch  die  ßundesgeselzgebung  im  Art.  14  des  Verantwortlich- 
kcilsgesetzes  vom  9.  Dezember  1849,  wo  der  Fall  des  Coinci- 
direns  einer  Kompetenzbestimmung  und  einer  Ueberweisung  an 
den  Strafricbter  vorgesehen  ist,  jene  der  letzteren  vorausgehen 
lassen  —  das  Umgekehrte,  ein  Spruch  über  die  streitige  Kom- 
petenzfrage, nachdem  das  eidgenössische  Gericht  bereits  als 
kompetent  bezeichnet  worden,  hätte  keinen  Sinn.  Der  wahre 
Grund,  wesshalb  ein  Ueberweisungsbeschluss  der  Bundesver- 
sammlung das  freie  Entscheidungsrecht  der  Gerichte  nicht  schmä- 
lert, liegt  anderswo.  Das  Kompetenzurtheil  der  Bundesver- 
sammlung hat  anderen  Charakter  als  das  Kompetenzurtheil  des 
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Strafgerichts;  letzteres,  wenn  es  schon  das  erstere  wirkungslos 
macht,  ist  demungeachtet  nicht  eine  Abänderung  oder  Aufhebung 
desselben.  Nicht  den  Gerichten  selbst  nämlich,  sondern  den 
Regierungsbehörden,  welche  die  aktuelle  Macht  des  Staates  ver- 
treten und  darum  auch  im  eminenten  Sinne  Staats  g  e  w  a  1 1  c  n 
heissen,  kommt  es  zu,  dem  richterlichen  Amt  seinen  Wirkungs- 
kreis zu  sichern  und  ihm  das  Gebiet,  auf  welchem  es  seine 
Aufgaben  erfüllen  soll,  frei  zu  erhalten  gegen  Eingriffe  von 
Aussen  her,  kommen  diese  von  Privaten  oder  von  Behörden 
anderer  Staaten.  Was  der  Regierung  eines  jeden  Staates  ob- 
liegt, sobald  Zweifel  entstehen,  ob  zur  ßeurtheilung  eines  Straf- 
falles das  auswärtige  oder  das  einheimische  Gericht  befugt  sei 
—  nämlich  eine  s  elbstständige  Prüfung  dieser  Kompe- 
tenzfrage und  je  nach  Ergebniss  dieser  Prüfung  die  Vindicirung 
der  Gerichtsbarkeit  für  den  eigenen  Staat,  eine  Vindicirung, 
welche  z.  D.  dann,  wenn  es  sich  um  ein  Delikt  handelt,  welches 
die  einheimische  Gesetzgebung  gar  nicht  als  strafbare  Handlung 
betrachtet,  den  Zweck  nicht  hat,  diese  Gerichtsbarkeit  auch  nur 
wirklich  in  Thätigkeit  zu  setzen  —  das  ganz  Nämliche  thut  un- 
sere Bundesversammlung,  wenn  sie,  nach  Art.  74,  Ziffer  17a  B.V., 
einen  Kompetenzstreit  zwischen  kantonaler-  und  Bundesstrafjustiz 
entscheidet.  Nur  ist  ihr  Entscheid,  was  im  Verhältniss  souve- 
räner Staaten  zu  einander  nicht  der  Fall  sein  kann,  gemäss  der 
Natur  des  Bundesstaates  ein  für  oje  Kantonalgewall  verbindlicher. 
Sonst  ist  der  Sinn  der  gleiche:  nämlich  dem  eidgenössischen 
Gericht  zu  überliefern,  was,  nach  Ansicht  der  Bundesversamm- 
lung, ihm  gebührt;  das  Geschäft  des  Richtens  soll  damit  nicht 
auf  die  Schultern  der  Bundesversammlung  abgeladen,  sondern 
vielmehr  dem  Richter,  insoweit  es  Verfassung  und  Gesetz  ihm 
überbinden,  in  vollem  Maasse  ermöglicht  werden  und  erhalten 
bleiben.  Die  juristische  Qualifikation  des  Delikts  endgültig  zu 
geben,  ist  also  nicht  der  Zweck  eines  solchen  Beschlusses  der 
Bundesversammlung,  der  Beschluss  ergeht  vielmehr  unter  dem 
sich  von  selbst  verstehenden  Vorbehalt,  dass  diese  spezifisch 
richterliche  Thätigkeit  durch  das  eidgenössische  Gericht  vorge- 
nommen werde.  Erklärt  das  Letztere  sich  inkompetent,  so  ist  das 
keine  Umstossung  eines  Beschlusses,  der  eine  Erledigung  des 

Zcitoekr.  tu  Staat«*.  18&7.  *  H.fl.  26 
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juristischen  Punktes  nicht  beanspruchte  und  nicht  erlheilte.  In  der 
That  würde  eine  Vermischung  der  verschiedenen  Bedeutung  dieser 
beiden  Arten  von  Kompetenzbestiminung  zu  höchst  sonderbaren 
Konsequenzen  führen :  die  Ueberweisung  findet  statt  beim  Beginn 
der  Untersuchung,  diese  letztere  hat  den  Zweck,  den  Richter  in 
den  Stand  zu  setzen,  dem  Gegenstand  der  Anklage  seinen  rechten 
Namen  zu  geben :  wie  nun ,  wenn  aus  der  Untersuchung  eine 
andere  Anklage  resullirt,  als  es  bei  deren  Anhebung  den  An- 
schein balle?  und  zwar  eine  Anklage,  zu  deren  Beurtheilung 
einzig  die  kantonalen  Gerichte  kompetent  sind  ?  —  Wäre  alsdann 
die  in  der  Ueberweisung  der  Bundesversammlung  enthaltene  Korn- 
petenzenlscheidung  unbedingt  maassgebend  für  das  Bundesgericht, 
so  würde  dieses,  wenn  ein  materiell  gerechtes  Urtheil  heraus- 
kommen soll,  zu  einem  unbefugten  Eingriff  in  die  Kantonaljuris- 
diktion genöthigt:  aber  selbst  dann  muss  es  der  bindenden  Kran 
jenes  Beschlusses  der  Bundesversammlung  dadurch  Abbruch  thun, 
dass  es  ein  die  Grundlage  desselben  entkräftendes  Strafgesetz 
anwendet. 

Somit  ist  wenigstens  insoweit  die  Selbstständigkeit  des  Ge- 
richts unversehrt  geblieben.  —  Dass  es,  um  diess  zu  erweisen, 
was  sonst  als  unbestrittenes  Dogma  gilt,  einer  speziellen  Erör- 
terung bedurfte,  hängt  mit  einer  Tendenz  unseres  gegenwärtigen 
Bundesrechts  zusammen,  welche  wir  noch  genauer  zu  beleuchten 
Gelegenheit  haben  werden. 

§11.    Ci vilric h terlich  e  Kompetenzen. 

Die  Befugnisse,  welche  dem  Bundesgerichl  in  civilrechllicher 
Beziehung  zustehen,  lassen  sich  weit  leichter  übersehen,  als 
dessen  strafrichterliche  Thätigkeit.  Das  Meiste,  was  hierher  ge- 
hört, ist  schon  in  der  Bundesverfassung  bestimmt  worden,  und 
dasjenige,  was  in  Anwendung  des  Art  106  B.V.  noch  hinzuge- 
fügt worden  ist,  findet  sich  fast  vollständig  aufgezählt  im  Art 
47  des  B.G.  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom 
5.  Juni  1849,  dessen  Ordnung  wir  im  Folgenden  beibehalten, 
mit  Hinzufügung  der  bei  jedem  einzelnen  Punkte  nöthigen  Aus- 
führungen. —  Das  Bundesgericht  beurtheilt  (die  Worte  „als 
Civilgericht,"  welche  in  der  B.V.  sich  finden,  sind  im  Art  47 
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des  angeführten  Gesetzes  weggelassen  —  mit  Recht ,  wie  sich 
unlen  hei  Nr.  6  ergeben  wird): 

,1)  Streitigkeiten,  welche  nicht  staatsrechtlicher 
N«  tur  sind:  a)  zwischen  Kantonen  unter  sich ;  b)  zwischen 
dem  Bund  und  einem  Kantone;  c)  zwischen  ausländischen  Klä- 
gern und  dem  Bund, 

auf  Weisung  des  Bundesrathes  oder  der  Bundesversamm- 
lung.« 

Die  unter  litt,  b  und  c  genannte  Jurisdiktion  bedarf  keiner 
weiteren  Erläuterung;  der  einzige  Fall  eines  Civilrechtsstreites 
zwischen  ausländischen  Klägern  und  dem  Bund,  welcher  bis  jetzt 
dem  Bundesgericht  zur  Beurtheilung  vorgelegen  hat,  betraf  eine 
Regressforderung  der  nMessageries  generale*  de  France"  gegen 
die  eidgenössische  Postadministration  (die  Klägerin  wurde  durch 
Urtheil  vom  19.  April  1856  abgewiesen).  Auffallend  ist  dabei 
jedoch,  dass  auch  für  diese  Klasse  von  Fällen  noch  eine  spe- 
zieile Weisung  des  Bundesrathes  oder  der  Bundesversammlung 
erfordert  wird.  Die  Motive  nämlich,  welche  man  im  Auge  halte, 
als  man  bei  Civilrechtsstreitigkeiten  unter  Kantonen  oder  zwischen 
dem  Bund  und  einem  Kanton"  die  Anbringung  der  Klage  von 
einem  Beschluss  des  Bundesrathes  oder  der  Bundesversammlung 
abhängig  machte  —  man  wollte  nämlich  verhindern,  dass  das 
Bundesgericht  das  Entscheidungsrecht  in  Fragen,  welche  den  po- 
litischen Gewalten  vorbehalten  sein  sollten,  an  sich  reisse  — 
erstrecken  sich  nicht  auf  diese  Kategorie  von  Civilprocessen, 
welche  ein  Privatmann  gegen  den  Bund  anhebt,  die  Einmischung 
der  politischen  Behörden  in  solche  Prozesse  hat  daher  den  ge- 
hässigen Charakter  einer  durch  das  moderne  Völkerrecht  längst 
verworfenen  Hintansetzung  und  Beschränkung  des  Ausländers 
hinsichtlich  der  Geltendmachung  seiner  Privatrechte.  Eine  solche 
Erschwerung  des  Zutritts  zu  den  Civilgerichten  wäre  auch  kaum 
vereinbar  mit  den  von  der  Eidgenossenschaft  abgeschlossenen 
Staatsverträgen  mit  Frankreich,  Sardinien,  Grossbritannien  und 
Nordaroerika,  und  findet  ebensowenig  an  den  Kantonalgesetzge- 
bungen eine  Unterstützung,  da  diese  ausser  Processkautionen  dem 
Fremden  bei  Anhebung  eines  Civilprozesses  keine  besonderen 
Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen.    Nach  dem  Verfahren,  wie 

26# 
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es  in  Art.  90  ff.  des  Bundesgesetzes  Uber  Civilprozess  vom 
22.  November  1850 'J  vorgeschrieben  ist,  mtiss  man  annehmen, 
die  Tür  Klagen  von  Ausländern  gegen  den  Bund  erforderte 
„Weisung"  sei  nunmehr  dahingefallen ;  denn  nach  diesen  Vor- 
schriften wird  die  Klage,  wenn  sie  Streitigkeiten  zwischen  meh- 
reren Kantonen  oder  zwischen  dem  Bund  und  einem  Kanton  zum 
Gegenstand  hat,  dem  Bundesrath,  „in  allen  anderen  Füllen" 
dagegen  unmittelbar  dem  Präsidenten  des  Bundesgerichts 
eingereicht,  welcher  nunmehr  ohne  weitere  Einholung  von  Wei- 
sungen u.  dgl.  das  weitere  gesetzlich  vorgeschriebene  richter- 
liche Verfahren  einleitet. 

Von  grösster  Wichtigkeit  dagegen  ist  die  Frage  über  die 

- 

Natur  und  Tragweite  der  dem  Bundcsgericht  unter  litt,  a  zu- 
geschiedenen Civiljurisdiklion;  hier  beschränken  wir  uns  jedoch 
auf  die  Bemerkung,  dass  diese  Vorschrift  in  Relation  steht  mit 
dem  Art.  74,  Ziffer  16  B.V.,  nach  welchem  es  die  Bundesver- 
sammlung ist,  welche  Uber  Streitigkeiten  staatsrechtlicher 
Natur  unter  den  Kantonen  entscheidet,  und  dass  wir,  um  das  Zu- 
sammengehörige nicht  auseinanderzureissen,  jene  Fragen  im  fol- 
genden Kapitel,  welches  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Bundesver- 
sammlung handelt,  besprechen  werden. 

„2)  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bunde  einerseits  und  Kor- 
porationen oder  Privaten  andererseits,  wenn  diese  Korporationen 
oder  Privaten  Kläger  sind  und  der  Streitgegenstand  einen  Haupt- 
werth von  wenigstens  Fr.  3000  hat." 

In  dem  Entwurf  der  Bundesverfassung,  wie  er  aus  den  Be- 
rathungen der  Revisionskommission  hervorging,  hatte  man  dem 
Bundesgericht  die  Kompetenz  beigelegt,  alle  Civilprozesse ,  in 
welchen  der  Bund  als  Kläger  oder  Beklagter  erschien,  zu  beur- 
theilen.  Die  nämliche  Ausdehnung  der  Bundesgerichtsbarkeit 
besteht  noch  heutzutage  in  der  nordamerikanischen  Union,  nach 
deren  Verfassung  (Art.  3,  Sekt  2,  $  1)  die  richterliche  Gewalt 
sich  erstreckt  „auf  Streitigkeiten ,  bei  welchen  die  Vereinigten 
Staaten  Partei  sein  werden, «  und  Story»)  hält  es  kaum  für 


1)  A.  S.  II,  S.  77  ff. 

2)  Bundessiaatsrecbt,  übersetzt  von  ßuss,  S.  727. 
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möglich ,  einen  vernünftigen  Zweifel  über  die  Zweckmässigkeit 
dieser  Bestimmung  zu  erheben.  In  der  schweizerischen  Tag- 
satzung von  1848  wurde  die  Beschränkung  der  Bundesgerichts- 
barkeit, wie  sie  in  die  definitive  Redaktion  der  Verfassung  Uber- 
ging, veranlasst  durch  einen  Antrag  von  Solothum,  welches 
zur  Begründung  desselben  anführte:  „ der  Artikel,  wie  er  in  dem 
Entwurf  vorliege,  möge  der  Bundesbehörde  zusagen,  allein  er 
falle  dem  Bürger  ltfstig  und  setze  ein  Misstrauen  gegen  die 
Rechtspflege  in  den  Kantonen  voraus;  wenn  der  vorliegende 
Wortlaut  beibehalten  werde,  so  gerathe  man  in  Widerspruch  mit 
dem  Art.  53  B.V.,  welcher  ausdrücklich  den  wahrhaft  republi- 
kanischen Grundsatz  festhalte,  dass  kein  Bürger  seinem  ordent- 
lichen verfassungsmässigen  Richter  entzogen  werden  dürfe ;  eine 
Ausnahme  von  dieser  so  wichtigen  constitutionellen  Regel  dürfe 
nber  aus  Rücksicht  grösserer  Bequemlichkeit  im  Inleresse  des 
Bundes  nicht  aufgenommen  werden"  Wir  halten  diese  Mo- 
tivirung  für  ganz  richtig  und  geben  der  Bestimmung  unserer 
Verfassung  entschieden  den  Vorzug  vor  derjenigen  der  nord- 
amerikanischen Constitution.  Der  Grund  der  Differenz  liegt,  wie 
man  aus  Story's  Ausführung  sich  Uberzeugen  kann,  in  einer 
prinzipiell  verschiedenen  Auffassung  der  Kompetenzen  des  Ge- 
richts in  den  Verfassungen  der  Einzelstaaten.  Unsere  Kantonal- 
verfassungen lassen  Civilklagen  gegen  den  Staat  zu  und  machen 
die  Annahme  derselben  Seitens  der  Gerichtshöfe  nicht  von  einer 
vorhergehenden  Einwilligung  der  gesetzgebenden  oder  obersten 
Exekutivbehörde  abhängig.  Nach  dem  nordamerikanischen  Terri- 
torialstaalsrecht  dagegen  besieht  ein  verfassungsmässiges  Recht 
des  Einzelnen,  Privatrechtsansprüche  gegen  den  Staat  vor  den 
Gerichten  einzuklagen,  überhaupt  nicht,  und  man  ist  der  Ansicht, 
es  liege  diess  wesentlich  in  der  Natur  der  Souveranetat.  Ja, 
Story  erinnert  sogar  daran,  dass  ein  Richterspruch  gegen  den 
Staat,  wenn  er  auch  erginge,  doch  nicht  zwangsweise  exequirt 
werden  könne2);  es  sind,  nach  seinem  Zeugniss,  in  Folge  des 


1)  Tagsatzungsabschied  von  1848  (Auszug)  S.  279. 

2)  Einen  Fell,  in  welchem  die  deutche  Bundesversammlung,  nachdem 
sie  einen  ihr  drohenden  Civilproress  durch  Zugeben  des  kligeritchen  An- 
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Satzes,  dass  weder  der  Bund,  noch  die  Binzelstaaten  verpflichtet 
seien,  sich  Richtersprüchen  zu  unterziehen,  schon  „Fälle  der 
grausamsten  Härte  und  unerträglicher  Verzögerung  vorgekom- 
men, in  welchen  verdiente  Gläubiger  in  schwere  Verluste  und 
bisweilen  in  absoluten  Ruin  durch  die  Langsamkeit  der  Justiz 
gestürzt  wurden,  welche  erst  nach  vieljährigen  demüthigen  Bitten 
von  der  Legislatur  gewährt  wurde;"  er  gibt  zu,  dass  die  Mo- 
narchie in  dieser  Beziehung  einen  viel  wirksameren  Rechtsschutz 
gewähre,  während  die  Republik  „einer  despotischen  Souve- 
ränität, zu  handeln  oder  zu  verweigern,  wie  es  ihr  gefeilt,  ge- 
niesse"  —  aber  der  Widerspruch  entgeht  ihm,  dass  alle  diese 
Justizgräuel  ebenso  wesentlich  in  der  Natur  der  Souveränetat 
liegen,  wie  er  diese  auffasst,  wenn  er  als  nothwendige  Conse- 
quenz  davon  die  Forderung  aufstellt,  dass  kein  Staat  ohne  seine 
Einwilligung  der  Klage  eines  Privaten  unterworfen  .sei.  Auf  dem 
europäischen  Continent  huldigt  man  dem  Grundsatz,  dass  der 
Staat  als  Inhaber  von  Privatrechten  gleich  stehe  jeder  anderen 
Privatperson ;  dass  er  als  Träger  des  öffentlichen  Rechts  den 
Richterspruch  als  bindend  anzuerkennen  verpflichtet  sei  — 
in  Nordamerika  hat  man  die  englische  Theorie,  dass  der 
König  nur  aus  Gnade  vor  dem  Civilrichter  sich  einlasse,  zur 
Praxis  gemacht  —  was  sie  in  England  nicht  ist  —  und  damit 
dem  Staatsfiskus  weitergehende  Exemtionen  und  eine  grössere 
Willkür  eingeräumt,  als  sie  selbst  das  römische  Staatsrecht  der 
Kaiserzeit  zu  behaupten  gewagt  hat.  Wir  können  von  einer 
Kritik  dieses  letzteren  Standpunkts,  welcher  durch  die  deutsche 
Wissenschaft  längst  verurtheilt  ist,  fuglich  Umgang  nehmen;  nur 
das  möge  hier  bemerkt  werden,  dass  es  in  letzter  Instanz  über- 
haupt ein  rechtliches  Zwangsmittel  nicht  gibt,  um  die  Staats- 
gewalt zur  Erfüllung  ihrer  verfassungsmässigen  Pflichten  anzu- 
halten ,  aus  dem  einfachen  Grunde  nicht ,  weil  über  der  Staats- 
gewalt keine  höhere  Gewalt  besteht;  dass  somit  auch  die 
Unmöglichkeit  einer  zwangsweisen  Exekution  keineswegs  den 


spruchs  abgewendet  hatte,  den  Kläger  tu  befriedigen  idgerte,  der  keine 
rechtliche  Zwiogsmitlel  ihr  gegenüber  besass,  erwähnt  Kl  Ober,  öffentl. 
Recht  des  deutschen  Bandes,  §  216,  Note  c. 
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Schluss  auf  Nichtvorhandensein  einer  staatsrechtlichen  Verpflich- 
tung rechtfertigt.  Die  nordamerikanische  Ansicht  anerkennt  theil- 
weise  die  Gleichstellung  des  Fiskus  mit  anderen  Privatpersonen: 
der  Fiskus  der  Union  muss,  um  einen  Privalrechtsanspruch  gegen 
einen  Beklagten  durchzusetzen,  vor  dem  Bundesgericht  klagend 
auftreten;  aber  es  anerkennt  sie  nur,  soweit  es  sich  um  Rechte, 
es  verwirft  sie,  wenn  es  sich  um  Verpflichtungen  des 
Fiskus  handelt.  Die  Bestimmung  unserer  Bundesverfassung  da- 
gegen Meibt  dem  angenommenen  Grundsatz  treu,  indem  sie  den 
Bund  in  Civilklagen  gegen  Privatpersonen  vor  den  Gerichtsstand 
des  Beklagten  verweist,  wie  diess  für  alle  Privatrechtsstreitig- 
keilen  schon  in  den  ältesten  Bünden  der  Eidgenossen  als  Regel 
ausgesprochen  war.  Eine  Inkonsequenz  hat  sich  dabei  freilich 
eingeschlichen:  nach  dem  unter  Nr.  1  Angeführten  nämlich  be- 
urtheilt  das  Bundesgericht  alle  Civilprozesse  zwischen  dem  Bund 
und  einem  Kanton,  auch  dann,  wenn  der  Bund  Kläger  ist.  Nach 
der  ursprünglichen  Fassung  des  Antrags  von  Solotliurn  sollte 
auch  dieser  Fall  der  Jurisdiktion  des  Bundes  entzogen  und  an 
das  ordentliche  Gericht  des  Beklagten  verwiesen  werden  !);  bei 
der  zweiten  Beralhung  über  diesen  Antrag  wurde  er  beschränkt 
auf  Civilprozesse  zwischen  dem  Bund  einerseits  und  Korpora- 
tionen oder  Privaten  andrerseits,  ohne  dass  bestimmte  Gründe 
für  diese  Modifikation  angegeben  wurden,  in  der  Diskussion 
wurde  die  Veränderung  des  Antrags  nicht  beachtet  und  derselbe 
in  seiner  letzten  Redaktion  genehmigt. 

„3)  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  Heimathlosigkeit." 

Gestutzt  auf  diese  Bestimmung,  sowie  auf  diejenige  des 
Art.  56  B.V.  („die  Ausmittlung  von  Bürgerrechten  für  Heimath- 
lose und  die  Maassregeln  zur  Verhinderung  der  Entstehung  neuer 
Heimathlosen  sind  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung*)  hat  die 
Bundesversammlung  am  29.  November  und  3.  Dezember  1850 
ein  n Bundesgesetz  die  Heimathlosigkeit  betreffend"  erlassen, 
welches  in  zwei  Abtheilungen  theils  Vorschriften  zur  Ausmittlung 
der  Bürgerrechte  für  die  Heimathlosen,  theils  solche  zur  Ver- 
hinderung des  Eintretens  neuer  Fälle  von  Heimathlosigkeit  enthält. 


1)  Tagsatzungsabschied  von  1848  (Auszug)  S.  151. 
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Dass  eine  so  grosse  Anzahl  von  Heimathlosen,  deren  endliche 
Wiederaufnahme  in  die  bürgerliche  Gesellschaft  mit  Recht  als 
eine  der  grössten  Segnungen  der  gegenwärtigen  Bundesverfas- 
sung angesehen  wird,  in  der  Schweiz  entstehen  konnte,  erklärt 
sich  hauptsächlich  aus  der  diesem  Lande  eigenthümlichen  engen 
Schliessung  des  bürgerrechtlichen  Gemeindeverbandes,  in  Ver- 
bindung mit  dem  in  früherer  Zeit  getriebenen  Missbrauch  mit 
den  sogenannten  Bürgerrechlsentselzungen.  Hatten  letztere  den 
Verlust  des  Bürgerrechts  zur  Folge,  und  zwar  in  der  Regel 
kraft  staatlicher  Anordnung,  so  war  dagegen  der  Staat  fast  überall 
wehr-  und  rechtlos,  um  die  Gemeinden  zur  Annahme  eines 
Bürgers  zu  bewegen.  Gesetzliche  Requisite,  nach  deren  Erfül- 
lung der  Einzelne  die  Aufnahme  ins  Gemeindebürgerrecht  als  ein 
Recht  verlangen  kann,  bestehen  noch  heule  nicht,  oder  wenig- 
stens nur  als  seltene  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel;  die 
geforderten  Requisite  sind  nur  negativer  Art,  und  eine  Verwei- 
gerung der  Bürgerrechtsannahme  steht  im  freien  Willen  der 
Gemeinden;  der  Staat  ist  nicht  befugt,  sich  einzumischen,  und 
ohne  Aufnahme  in  ein  Genieindebürgerrecht  kann  auch  die  Auf- 
nahme ins  Kantonsbürgerrecht  nicht  stattfinden.  Natürlich  sahen 
sich  die  Gemeinden  vor,  nicht  Solche  als  Bürger  anzunehmen, 
welche  durch  Armuth  ihnen  zur  Last  fallen  könnten,  eine  Menge 
Korporationsrücksichten,  wie  sie  in  einem  so  engen  Kreis  ent- 
stehen müssen  v  machten  sich  noch  ausserdem  geltend  —  und 
gegenüber  den  Schwierigkeiten,  welche  all  diese  Umstände  der 
Erwerbung  eines  Heimalhrechts  entgegensetzten  ,  wurden  in  der 
Gesetzgebung  wie  in  der  politischen  Praxis  der  Kantone  die 
Fälle  eines  Verlusts  des  Heimathrechts  immer  vermehrt.  Dazu 
kamen  noch  Solche,  welche,  ursprünglich  Ausländer,  ihr  Bürger- 
recht im  fremden  Staat  verloren  hatten,  ohne  ein  solches  in  der 
Schweiz  erwerben  zu  können,  so  z.  B.  Solche,  die  in  Schwei- 
zerregimentern in  fremden  Diensten  Aufnahme  gefunden  hatten. 
—  Vor  der  Revolution  von  1798  war  der  Verlust  des  Heimath- 
rechts besonders  häufig  als  Strafe  für  den  Wechsel  der  in  einem 
Kanton  anerkannten  Confession  in  Uebung;  die  helvetische  Re- 
volution, welche  die  allhergebrachte  Strenge  und  enge  Schliessung 
der  Bürgerrechte  löste,  glaubte,  gerade  desshalb,  um  so  unbe- 
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denklicher  den  Verlust  eines  Gutes,  dessen  Bedeutung  sie  in 
hohem  Grade  geschwächt  hatte,  aussprechen  zu  dürfen.  Die 
Verfassung  vom  12.  April  1798,  Art.  27"),  M\i  ein  ganzes 
Register  von  Voraussetz «ngen  auf,  unter  welchen  das  schweize- 
rische Bürgerrecht  verwirkt  wird;  das  Strafgesetzbuch  der  hel- 
vetischen Republik  vom  4.  Mai  1799,  $  30  ff.,  hat  der  Bürger- 
rechtsentselzung  einen  besonderen  Platz  in  seinem  Strafkatalog 
angewiesen.  Die  Mediationsakte  Napoleons  brachte  zwar  kein 
ausdrückliches  Verbot  gegen  diese  Missbräuche,  welche  allmalig 
eine  ganze  Klasse  einer  flottanten,  ausser  jedem  rechtlichen  Zu- 
sammenhang mit  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stehenden  Bevöl- 
kerung erzeugt  hatten;  demungeachtet  schienen  die  Zeiten,  die 
mehr  mit  dem  Druck  des  französischen  Imperators,  als  mit  Wirren 
im  Innern  zu  kämpfen  hatten,  humaneren  Anschauungen  zugäng- 
licher werden  zu  wollen.  Am  22.  Juni  i810  kamen  durch  Zu- 
stimmung sämmllicher  Kantone,  ausgenommen  Schwyz,  Unter- 
waiden und  Appenzell,  Zwei  Konkordate  zu  Stande1),  durch 
welche  die  konkordirenden  Stände  sich  verpflichteten,  gemischte 
Ehen  weder  zu  verbieten  noch  mit  dem  Verlust  des  Bürger-  und 
Heimathrechts  zu  bestrafen,  und  ebensowenig  den  Ueberlritt  von 
einer  christlichen  Konfession  zu  der  anderen  mit  dieser  Strafe 
zu  belegen.  Trotzdem  nöthigte  die  politische  Abhängigkeit,  in 
welche  die  Schweiz  gegenüber  Frankreich  gerathen  war ,  der- 
selben noch  manche  Androhung  der  alten  Bürgerrechtsentsetzung 
ab:  so  finden  wir  unter  dieser  Pönalfoige  Verbote  der  Anwer- 
bung für  anderen  fremden  Militärdienst,  als  für  denjenigen  Frank- 
reichs, Verbote  der  Desertion  aus  den  französischen  Schweizer- 
regimenlern,  Befehle  zur  Rückkehr  an  alle  in  englischen  Diensten 
stehenden  Schweizer  und  Untersagung  des  Eintritts  in  englischen 
Dienst  3).    Unter  dem  Bundesvertrag  von  1815  wurden  die  beiden 


t)  Bluntschli,  Geschichte  des  Schweis.  B.R.  II,  S.  310. 

2)  Urkunden  zum  Repcrtorium  der  eidg.  Abschiede,  1803 — 1812,  S.  268 
und  269.  Snell  (Handbuch  de«  Schweis.  Slaatsrcchls,  I,  S.  217)  datirt  das 
erste  dieser  Konkordate  irrig  vom  II.  Juni  1812. 

3)  Urkunden  a.  a.  0.  S.  504,  507  f ,  580  (vergl.  Reperlorium  der  Ab- 
schiede von  1803-1812,  S.  282)  und  5S1  (vergl.  Art.  11  der  Militlrkapitu- 
lation  mit  Frankreich,  vom  28,  Mira  1812J. 
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erwähnten  Konkordate  von  1810  bestätigt ')  und  es  fanden  viel- 
fache, aber  nicht  vom  gewünschten  Erfolg  begleitete  Schritte 
zur  Beseitigung  der  Heimatlosigkeit  statt;  die  Bundesverfassung 
von  1848  endlich  erliess  ein  kategorisches  Gebot,  dass  fortan 
kein  Schweizerin rger  des  Bürgerrechts  verlustig  erklärt  werden 
könne  (Art.  43  B.V.). 

Das  Verfahren,  welches  nach  dem  angeführten  Bundesgesetz 
über  die  Heimatlosigkeit  vom  3.  Dezember  1850  eingeschlagen 
wird,  besieht  wesentlich  in  Folgendem.    Der  Bundesrath  hat 
vermittelst  einer  durch  den  eidgenössischen  Generalanwalt  ge- 
leiteten Untersuchung  die  Zahl  und  die  Verhältnisse  sämmllicher 
Heimathlosen  zu  ermitteln,  und,  nachdem  Solche,  von  welchen 
es  sich  herausstellt,  dass  sie  Heimathhörige  anderer  Staaten  sind, 
ausgeschieden  worden,  zu  entscheiden,  welchem  Kanton  die  Pflicht 
zur  Einbürgerung,  d.  h.  zur  Verschaffung  eines  Kanlons-  und 
G  e  m  c i  n  d  e  bürgerrechts ,  obliegt.    „Sind  die  betreffenden  Kan- 
tone mit  der  Ansicht  des  Bundesrathes  nicht  einverstanden,  so 
soll  derselbe  bei  dem  Bundesgerichte  den  Prozess  einleiten,  wobei 
es  ihm  freisteht,  auch  mehrere  Kantone  gleichzeitig  zu  belangen 
und  darauf  anzutragen,  dass  der  eine  oder  andere,  oder  auch 
mehrere  die  Einbürgerung  eines  Heimathlosen  zu  übernehmen 
haben*4  (Art.  9  a.  a.  0.).    Bei  seinen  Urlheilen  soll  nach  Art.  11 
des  Gesetzes  das  Bundesgericht  namentlich  folgende  Verhältnisse 
berücksichtigen:  „1)  eheliche  oder  aussereheliche  Abstammung 
von  Eltern,  die  schon  in  einem  Kanton  eingebürgert,  eingeteilt, 
oder  als  Angehörige  oder  Geduldete  anerkannt  sind;  2)  die  in 
einem  Kanton  mit  Umgehung  der  konkordatsmässigen  oder  gesetz- 
lichen Vorschriften,  erfolgte  Kopulation;  3)  der  längste  Aufent- 
halt seit  dem  Jahre  1803,  insofern  derselbe  nicht  auf  einer  Be- 
willigung zur  Duldung  von  Seite  eidgenössischer  Behörden  oder 
auf  Verhaft  beruht;  4)  mangelhafte  Handhabung  der  Fremden- 
polizei *  5)  Anwerbung  von  Ausländem  unter  kapilulirte  Trup- 
pen; 6)  Uebertragung  von  Öffentlichen  Stellen  an  Ausländer; 
7)  Ertheilung  von  Ausweisschriften  an  Fremde;  8)  Ertheilung 
von  Patenten  oder  Bewilligungen  zur  Gewerbsbetreibung;  9)  ab- 


1)  7.  und  8.  Juli  1819  (Snell,  Handbuch  I.  S.  217  u.  219). 
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sichllich  oder  aus  Nachlässigkeit  unterlassene  Anzeige  an  den 
Bundesrath  von  dem  Vorhandensein  eines  Heimathlosen  auf  dem 
i         Geniel  eines  Kantons. a    Liegen  im  speziellen  Falle  mehrere  dieser 
Gründe  gegenüber  mehreren  Kantonen  vor,  so  ist  die  Würdigung 
v         des  relativen  Gewichts  der  einzelnen  Gründe  dem  freien  Ermessen 
des  Bundesgerichts  anheimgestelll ,  welches  in  solchen  Fällen 
t         den  einen  oder  anderen  Kanton  oder  mehrere  Kantone  zugleich 
;         zur  Einbürgerung  anhalten  kann  (Art.  13).    Das  Bundesgericht 
,         ist  in  seinem  Urtheil  an  die  Parteischlüsse  der  vor  sein  Forum 
tretenden  Kantone  nicht  gebunden.    Kantone,  auf  welche  der 
Bundesrath  bei  Ueberweisung  der  Sache  an  das  Bundesgericht 
i  keine  Rücksicht  genommen,  können  auf  Verlangen  der  Betheiligten 

oder  auch  vom  Gericht  von  Amtswegen  adcitirt  werden;  von 
seihst  versteht  es  sich ,  dass  nur  einem  Kanton,  welchem  recht— 
liebes  Gehör  gewahrt  worden  ist ,  ein  Heimathloser  zur  Einbür- 
gerung zugesprochen  werden  kann. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  bei  Heimat  hlosen- 
prozessen  das  Bundesgesetz  über  Civilprozess  nicht  angewendet 
werden  kann  höchstens  können  dessen  Vorschriften  in  analoger 
Auslegung  berücksichtigt  werden.  Der  Grund  ist  einleuchtend: 
die  ganze  Jurisdiktion  des  Bundesgerichts  in  Heimathlosensachen 


1)  Womit  denn  auch  die  Praxis  des  Bundesgericht«  übereinstimmt: 
siehe  dessen  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1854  im  ßundesbiatt,  1855, 
Bd.  II,  S.  5;  Bericht  der  standeräthlichen  Kommission  ebendas.  S.  384: 
„die  Heimathlosenprozcsse  künnen  darum  nicht  ganz  nach  den  Yonchriften 
des  Gesetzes  über  daa  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtssachen  instruirt 
werden,  weil  nach  den  Vorschriften  des  einschlägigen  Bundesgesetzes  eine 
durch  den  eidg.  Generalanwalt  geführte  polizeiliche  Untersuchung  den  Parlei- 
verhandlungen  vorauszugehen  hal,  demnach  der  Instruktionsrichter  hier  den 
gröbsten  Theil  des  zur  Entscheidung  des  Rechtsstreites  erforderlichen  .Materials 
sofort  empfangt,  wihrend  er  in  anderen  Fallen  dasselbe  erst  zu  sammeln 
hat  Die  reinen  Civilffille,  welche  das  Bundesgericht  zu  entscheiden  hat, 
bestehen  vorzugsweise  in  Recbtaslreitigkeiten  zwischen  den  Kantonen,  solchen, 
in  denen  die  Eidgenossenschaft  als  Partei  erscheint,  und  solchen,  welche 
auf  dem  Wege  des  Kompromisses  unter  den  Parteien  an  das  eidgenössische 
Tribunal  gebracht  werden.  Sie  sind  begreiflicher  Weise  nicht  zahlreich. 
Das  Bundesgericbt  bemerkt  in  seinem  letzten  Geschäftsberichte,  dass  es  bis 
dahin  nicht  mehr  als  dreizehn  Rechtsfalle  behandelt  habe,  in  denen  das. 
Prozessgesetz  unbedingte  Anwendung  fand.« 
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ist  nicht  civilrechtlichen  Charnklers,  sondern  wesentlich  kon— 
tentiöse  Administrativjustiz.  Heimathlos  sind  nämlich, 
nach  der  Definition  des  B.G.  vom  3.  Dezember  1850,  Art.  i 
nur  diejenigen,  welche  weder  ein  Kantons-  noch  auch  ein  Ge- 
meindebürgerrerht  besitzen,  und  auch  nicht  nach  der  kantonalen 
Gesetzgebung  durch  gerichtliche  Klage  die  Anerkennung  ihrer 
Eigenschaft  als  Kantonsbürger  zu  erwirken  in  der  Lage  sind. 
Ihnen  selbst,  um  deren  Statusbestimmung  es  sich  handelt,  steht 
durchaus  kein  Klagrecht  gegen  den  einen  oder  anderen  Kanton 
zu ;  nicht  sie,  sondern  die  ins  Recht  gerufenen  Kantone  erscheinen 
vor  dem  Bundesgericht  als  die  streitenden  Parteien.  Aber  auch 
diese  Kantone  führen  keineswegs  einen  wahren  Civil prozess  unter 
einander:  keiner  von  ihnen  hätte  ein  civilrechtliches  Interesse 
daran,  einen  anderen  Kanton  zur  Einbürgerung  eines  Heimath- 
losen verurlheilen  zu  lassen,  von  welchem  ja  Jedermann  aner- 
kennt, dass  er  von  Rechtswegen  gar  keinem  Kanton,  auch  dem 
klagenden  nicht,  angehört.  Was  hätte  es  Tür  einen  Sinn,  einen 
Anderen  zur  Uebernahme  einer  Last  anzuhalten,  welche  wir 
selbst  nicht  tragen  und  Niemand  zu  tragen  uns  zumuthet?  die 
streitigen  Interessen,  welche  vor  dem  Bundesgericht  dabattirt 
werden,  entstehen  erst,  wenn  der  Bundesrath  seinen  Entscheid 
Uber  die  Zugehörigkeit  eines  Heimathlosen  abgegeben  hat;  im 
Gegensatz  zu  jedem  Civilprozess ,  mag  das  Verfahren  auf  der 
Verhandlungs-  oder  Untersuchungsmaxime  beruhen,  wird  es  auch 
von  nun  an  nicht  dem  freien  Belieben  des  durch  den  erstinstanz- 
lichen Entscheid  des  Bundesrathes  Belasteten  überlassen,  ob  er 
vor  Gericht  als  Kläger  auftreten  will  oder  nicht,  vielmehr  tritt 
das  gerichtliche  Verfahren,  nachdem  der  belastete  Kanton  ledig- 
lich eine  Einsprache  erhoben  hat,  ein  in  Folge  Anordnung 
des  Bundesrathes:  er  ist  es,  welcher  „den  Prozess 
einleitet/  „die  beiheil  igten  Kantone  vorBunde  s- 
gericht  belangt"  —  obwohl  gerade  der  Bundesrath  diejenige 
Behörde  ist,  welche  ein  privatrechtliches  Interesse  und  demgemäss 
eine  Legitimation  zur  Rolle  des  Klägers  im  Civilprozess,  nicht 
besitzt  und  nie  besitzen  kann,  weil  laut  Art.  43  B.V.  Niemand 
Schweizerbürger  sein  kann,  der  nicht  Kantonsbürger  ist,  der 
Bund  also  unter  keinen  Umständen  Gefahr  läuft,  dass  ihm  ein 
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Heimalhloser  bloss  als  Schweizerbürger  zugesprochen  werden 
könnte.  Das  ganze  Verfahren  in  Heimalhlosenstreiligkeitcn  stellt 
sich  vielmehr  als  ein  ganz  eigen thttmlich er  Modus  dar,  um  zu 
möglichst  billiger  Yertheilung  einer  von  der  gesummten  Eidge- 
nossenschaft übernommenen  öffentlichen  Last  unter  die 
einzelnen  Kantone  zu  gelangen:  eine  Reparlilion  dieser  Last  nach 
reinen  Rechtsgrundsätzen  gehört  zu  den  Unmöglichkeiten,  und 
die  Entscheidung  hängt,  wie  bei  den  meisten  anderen  Admini- 
strativsachen ebenfalls,  von  einer  Menge  relativer  Gesichtspunkte 
ab,  deren  Werth  oder  Unwerth  nach  billigem  Ermessen  und  nach 
der  eigentümlichen  Gestaltung  des  einzelnen  Falles  gewürdigt 
werden  muss.  Absichtlich  haben  wir  oben  den  Art.  11  des 
Bundesgesetzes  über  die  Heimatlosigkeit  vollständig  mitgel  heilt, 
damit  man  daraus  ersehe,  wie  es  den  Urlheilen  des  Bundesgerichts  - 
in  Heimat hlosensachen  wirklich  an  festen  rechtlichen  Stützpunkten 
mangelt  Das  Verfahren  ist  ein  Stück  Administiativjusliz,  bei 
welcher  das  Bundesgericht  dem  Bundesrath  gegenüber  die  Stel- 
lung der  höheren  Verwaltungsbehörde  im  Verhaltniss  zur  niederen 
einnimmt. 

So  wenig  nun  auch  ein  solches  Mixtum  compositum  von 
Verwaltung  und  Justiz  den  prinzipiellen  Anforderungen  entspricht, 
so  lässl  sich  doch  nicht  verkennen,  dass  beachtenswerte  Motive 
zu  dessen  Gunsten  bestanden  haben.  Vorerst  die  geschichtliche 
Entwicklung  des  He imalh losen wesens  auf  dem  Weg  eidgenössischer 
Konkordate.  Schon  durch  das  Konkordat  vom  3.  August  1819 ') 
wurde  eine  Vereinbarung  Uber  einige  Grundsätze  getroffen,  nach 
welchen  die  Kantone  Heimatlose  als  ihre  Angehörigen  aner- 
kennen sollten,  und  zugleich  bestimmt,  dass,  wenn  diese  Frage 
nicht  durch  gegenseitiges  Ein  verstand  niss  der  betheiligten  Kantons- 
regierungen gelöst  werden  könne,  der  Streit  an  das  eidgenös- 
sische Recht  (Schiedsrichter)  gewiesen  werden  solle.  Das  nach- 
trägliche Konkordat  vom  17.  Juli  1828  »J  räumte  noch  überdiess 
dem  eidgenössischen  Vorort  eine  Betheiligung  im  Heimathlosen- 
wesen  ein:  derselbe  sollte  die  Vollziehung  des  Konkordats  vom 


1)  Snell,  a.  0.,  1,  S.  237  ff. 
3)  Snetl,  a.  a.  0.,  S.  240  f. 
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3.  August  1819  beaufsichtigen  und  leiten,  von  den  Ständen 
Berichte  einfordern,  und  die  Stünde  ihrerseits  sollten  zur  Erstat- 
tung dieser  Berichte,  sowie  zur  Unterstützung  des  Vororts  in 
allen  zur  Vollziehung  des  Konkordats  notwendigen  Maassregeiii 
verpflichtet  sein,  und  ebenso  den  Einladungen  des  Vororts,  sei 
es  zu  Vergleich ungs versuchen,  sei  es  zur  Ueberweisung  ans 
eidgenössische  Recht,  entsprechen,  ja  —  eine  für  jene  Zeit 
ungewöhnliche  Liberalität  —  den  Heimathlosen  selbst  wurde  das 
Recht  verliehen,  sich  direkt  an  den  Vorort  zu  wenden  und  dessen 
Intervention  zum  Behuf  ihrer  Einbürgerung  nachzusuchen.  Allein 
der  Vorort  war  keineswegs  die  geeignete  Behörde,  um  auf  diesem 
schwierigen  Felde  etwas  zu  fördern.  Es  hätte  der  Einhaltung 
eines  konsequenten  und  kräftigen  Verfahrens,  einer  gleichförmigen 
Verfolgung  des  angestrebten  Zieles  bedurfl,  um  Opfer  zu  erlangen, 
über  deren  Notwendigkeit  Alle  einverstanden  waren,  während 
Jeder,  wenn  es  galt  sie  zu  bringen,  zögerte  und  die  Anderen 
beginnen  lassen  wollte:  wie  konnte  ein  solches  Verwaltungssystetn 
von  einer  Behörde  erwartet  werden,  welche  begraben  wurde, 
bevor  sie  nur  Zeit  gehabt,  das  Werk  anzulegen?  Was  der  eine 
Vorort  während  zwei  Jahren  eingeleitet  hatte,  nach  seinen 
Verwallungsmaximen ,  blieb  liegen  und  verdarb  während  der 
folgenden  vier  Jahre,  in  welchen  die  beiden  anderen  Vororte 
auf  ihre  Weise  administrirten.  Das  Konkordat  vom  30.  Juli  1847 
setzte  daher  auch  eine  neue  Behörde,  eine  vom  Vorort  zu  ernen- 
nende Kommission  von  drei  Mitgliedern,  ein,  welcher  eine 
umfassende  Generaluntersuchung  der  schweizerischen  Heimath- 
losenverhältnisse  zur  Aufgabe  gemacht  wurde ;  diese  Kommission 
sollte  vorerst  die  freiwillige  Anerkennung  der  Heitnathlosen  von 
Seite  derjenigen  Kantone,  welchen  nach  Ansicht  der  Kommission 
die  nächste  Pflicht  dazu  obliege,  zu  erwirken  suchen,  und,  wenn 
diess  nicht  gelinge,  vor  dem  eidgenössischen  Recht  als  K  läge rin 
gegen  den  oder  die  Kantone,  welchen  die  Einbürgerung  suge- 
muthet  werden  könnte,  auftreten.  Einstweilen,  um  das  stete 
Hin-  und  Herschieben  der  Heimathlosen  —  eine  Art  moderner 
Helotenjagd  —  zu  verhindern,  sollte  jeder  Kanton  zu  provisorischer, 
der  Einbürgerungsfrage  nicht  präjudizirender  Duldung  der  auf 
seinem  Gebiet  befindlichen  Heimathlosen  verpflichtet  seiu;  auch 
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Uber  diese  provisorische  Duldung  hatte  nölhigen  Falles  die  Kom- 
mission zu  beschliessen  und,  bei  Nicht- Annahme  ihres  Beschlusses, 
das  eidgenössische  Schiedsgericht  zu  entscheiden.    Diese  ganze 
Anordnung  erklärt  sich  aus  dem  Art.  V  des  Bundesvertrages 
von  1815,  welcher  Streitigkeiten  unter  den  Kantonen  über  Gegen- 
stände, welche  nicht  durch  den  Bundesvertrag  gewährleistet  seien, 
an  das  eidgenössische  Recht  verwies:  allerdings  findet  sich  im 
Bundesvertrag  von  1815  nicht  einmal  eine  Erwähnung  der  Heimath- 
losen.   Aber  zugleich  erlitt  diess  eidgenössische  Rechts  verfahren 
durch  das  Konkordat  eine  sehr  wichtige  Ausdehnung:  es  war 
berechnet  lediglich  auf  Streitigkeiten  unter  Kantonen,  nach  dem 
Konkordat  aber  war  es  die  Heimathlosenkommission,  also  eine 
Bundesbehörde,  welche  als  Klägerin  vor  das  Schiedsgericht  trat 
und  ebenso   viele  Schiedsrichter  wählte,    als  den  beklagten 
Kantonen  zu  wählen  zustand.    Wollte  man  auf  der  einmal  ein- 
geschlagenen Bahn  fortfahren,  so  war  es  natürlich,  dass  an  die 
Stelle  der  Kommission  der  Bundesrath,  an  die  Stelle  des  Schieds- 
gerichts das  Bundesgericht  trat,  Letzteres  um  so  eher,  als  ohne- 
hin das  richterliche  Einschreiten  unabhängig  von  einer  Klage 
eines  der  streitenden  Interessenten  stattfand  und  schon  diess 
zwar  wohl  mit  der  Aufstellung  eines  sländigeo  Gerichts,  weniger 
aber  mit  der  Idee  der  Schiedsgerichte  im  Einklang  war.  Ein 
Bundesbeschluss  vom  21.  Dezember  1849,  worin  der  Bundesratli 
zu  beförderlicher  Vorlage  eines  Ueimathlosengesetzes  aufgefordert 
wurde,  verfügte  denn  auch,  dass  einstweilen  die  auf  die  provi- 
sorische Duldung  der  Heimathlosen  bezüglichen  Artikel  des  Kon- 
kordats in  Kraft  treten,  die  Funktionen  der  Kommission  jedoch 
an  den  Bundesralh,  diejenigen  des  Schiedsgerichts  an  das  Bundes- 
gericht übergehen  sollten. 

Ausser  der  Continuität  der  Rechtsentwicklung  musste  noch 
das  Motiv  ins  Gewicht  fallen,  dass  es  sich  um  Auflegung  einer 
Last  handelte,  welche  nicht  nur  empfindlich  für  die  kantonale 
Armenpflege  werden  musste,  sondern  überdiess  noch  den  Kan- 
tonen eine  schwierige  Stellung  gegenüber  ihren  Gemeinden  be- 
reitete, weil  ein  Zwang  gegen  dieselben  zur  Aufnahme  eines 
Heimathlosen  selten  durch  Verfassung  und  Gesetz  förmlich  ge- 
stattet ist,  die  Einbürgerung  somit  wieder  ökonomische  Opfer 
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von  Seite  des  Kantons  erforderte.  Ein  Entscheid  des  Bundes- 
rates oder  der  Bundesversammlung  in  solchen  Fragen  wäre 
weit  mehr,  als  ein  ürtheil  des  Bundesgerichts ,  dem  Verdacht 
ausgesetzt  gewesen,  als  beruhe  er  auf  Gunst  oder  Ungunst,  auf 
Sympathien  oder  Antipathien.  Jetzt  kommt,  um  der  Behörde  willen, 
von  welcher  sie  ausgeht,  der  Sentenz  ein  Ansehen  zu,  welches 
sie  um  ihrer  materiellen  Grundlage  willen  nicht  beanspruchen 
kann,  weil  eine  Beurtheilung  nach  streng  rechtlichen  Gesichts- 
punkten nicht  möglich  ist 

Bemerkenswerth  ist,  dass  das  gegenwärtige  Bundesgeselz 
in  einem  Falle  ein  richterliches  ürtheil  in  Heimathlosensachen 
nicht  zulässt:  wenn  nämlich  in  Folge  von  Verfügungen  eidge- 
nössischer Behörden  oder  Beamten  Heimalhlosigkeit 
entsteht,  so  hat  die  Jurisdiktion  des  Bundesgerichts  ein  Ende, 
und  die  politische  Gewalt  des  Bundes,  die  Bundesver- 
sammlung, hat  alsdann  „das  Geeignete  zu  vertilgen"  (Art.  10}. 

In  anderen  Fällen  hat  das  Bundesgericht  seine  Heimath- 
losengerichtsbarkeit  ausgedehnt  Es  geschieht  nämlich  Öfter,  dass 
zwei  Kantone  Über  die  Angehörigkeit  eines  Individuums  in  Con- 
fltet  gerathen,  welches  nicht  eigentlich  als  Heimathloser  bezeichnet 
werden  kann:  es  steht  vielmehr  fest,  dass  dasselbe  rechtmässiger 
Bürger  des  einen  oder  anderen  Kantons  ist,  während  ein  Heimath- 
loser keinen  rechtlichen  Anspruch  auf  irgend  ein  Kantonsbürger- 
recht besitzt  Solche  Verhältnisse  treten  ein  in  Folge  der  Ver- 
schiedenheit der  Gesetzgebungen  Uber  die  Unehelichen,  namentlich 
über  die  rechtlichen  Wirkungen  einer  Anerkennung  von  Seite 
des  Vaters  eines  unehelichen  Kindes,  ferner  in  Folge  unregel- 
mässiger Eingehung  von  Ehen,  wenn  z.  B.  der  Bürger  eines 
Kantons,  ohne  die  Einwilligung  seiner  heimathlichen  Regierung 
einzuholen,  sich  in  einem  anderen  Kanton  mit  einer  Bürgerin 
desselben  verehlicht,  und  nunmehr  die  Regierung,  deren  Zustim- 
mung zu  Eingehung  der  Ehe  erforderlich  gewesen  wäre,  den 
aus  der  Ehe  entsprossenen  Kindern  die  Anerkennung  verweigert. 
Es  handelt  sich  hierbei  ursprünglich  um  Statusklagen,  welche 
von  dem  betreffenden  Individuum  selbst  angebracht  und  im  ge- 
wöhnlichen Civilprozesse  erledigt  werden  müssten;  zu  Streitig- 
keiten unter  zweien  Kantonen  werden  sie  erst  dadurch,  dass  die 
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beteiligten  Regierungen  die  Debatte  an  die  Hand  nehmen. 
Gerade  hier  würde  nun  in  der  Thal  die  kantonale  Jurisdiktion 
nicht  ausreichen,  um  dem  Individuum  zu  seinem  Recht  zu  ver— 
helfen:  seine  Klage  würde  vor  den  Gerichten  beider  Kantone 
abgewiesen  —  z.  B.  nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons  A  ist 
die  Ehe  rechtsgültig  geschlossen,  das  Kind  folgt  also  dem  im 
Kanton  B  verbürgerten  Vater,  nach  derjenigen  des  Kantons  B 
dagegen  liegt  eine  legitime  Ehe  nicht  vor,  das  Kind  folgt  also 
der  im  Kanton  A  verbürgerten  Mutter  —  und  es  entstünden 
somit  durch  den  Richterspruch  neue  Fälle  von  Heimathlosigkeit 
bei  Individuen,  welche  ursprünglich  von  keinem  der  interessirten 
Kantone  als  heimathlos  angesehen  worden  sind.  Hier  ist  also 
das  bundesgerichtiiche  Forum  eine  Notwendigkeit,  und  es  schien 
diess  so  einleuchtend ,  dass  in  solchen  Fällen  bis  jetzt  weder 
die  Kantone  gegen  die  Einleitung  des  Prozesses  vor  Bundesgericht 
Einsprache  erhoben,  noch  auch  dieses  letztere,  obwohl  es  sich 
des  Unterschiedes  dieser  Gerichtsburkeil  von  derjenigen  in  eigent- 
lichen Heimathlosensachcn  wohl  bewusst  war,  die  Beurtheilung 
von  der  Hand  wies.  Immerhin  beruht  aber  diese  Jurisdiktion 
nur  auf  der  Einwilligung  der  Parteien  (prorogirler  Gerichts- 
stand), und  es  wäre  zu  wünschen,  dass  man  sie  in  eine  ge- 
setzliche Gerichtsbarkeit  umgestalten  würde. 

4)  „Bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  welche  sich  auf  einen 
Hauptwerth  von  wenigstens  Fr.  3000  beziehen  und  durch  Ueber- 
einkunft  beider  Parteien  dem  Entscheide  des  Bundesgerichts  unter- 
worfen werden.  * 

Solche  Civilprozesse  hat  das  Bundesgericht  schon  öfter  zu 
entscheiden  gehabt :  so  z.  B.  denjenigen  zwischen  Staat  und 
Stadt  Luzern,  zwischen  Slaat  Schaphausen  und  Stadt  Stein  am 
Rhein,  u.  A. 

5)  „Schadenersatzklagen,  die  aus  Verbrechen  entspringen 
und  welche  nicht  von  dem  Assisengerichte  erledigt  worden  sind." 
Mit  dieser  Bestimmung  steht  im  Zusammenhang  der  Art.  119 
des  B.G.  über  Bundesstrafrechtspflege  vom  27.  August  1851 : 
„wenn  hinsichtlich  des  Schadensersatzes  die  Sache  nicht  spruch- 
reif erscheint,  oder  die  Bundesanwaltschaft  oder  die  beschädigte 
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Partei  sich  ihre  Schritte  vor  dem  Civilrichter  vorbehalten  hat, 
so  wird  dieser  Punkt  an  Letzteren  gewiesen. a 

6)  „Diejenigen  bürgerlichen  Rechlsstreitigkeiten,  welche  die 
Bundesversammlung  vermöge  Art.  106  B.V.  durch  besondere 
Gesetze  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  legen  wird."  Diess 
ist  geschehen: 

a)  in  Expropriationsstreitigkeiten.  Die  Bundes- 
verfassung verfügte  in  Art.  21 :  „dem  Bunde  steht  das  Recht  zu, 
im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen  Theiles 
derselben,  auf  Kosten  der  Eidgenossenschaft  öffentliche  Werke 
zu  errichten  oder  dieErrichtungdcrselben  zu  unter- 
stützen. Zu  diesem  Zwecke  ist  er  auch  befugt,  gegen  volle 
Entschädigung  das  Recht  der  Expropriation  geltend  zu  machen. 
Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  bleiben  der  Bundesgesetz- 
gebung vorbehaltend  Die  Bundesversammlung  vollzog  diese 
Aufgabe  durch  Erlass  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Mai  1850, 
„betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privatrechten 
nach  welchem  die  Abtretungspflicht  begründet  ist  gegenüber  allen 
öffentlichen  Werken,  die  von  Bundeswegen  errichtet  werden, 
sowie  gegenüber  allen  öffentlichen  Werken,  „auf  welche  die 
Anwendung  des  eidgenössischen  Expropriationsgesetzes  von  der 
Bundesversammlung  beschlossen  wird."  Dieser  letzlere  Satz 
machte  es  möglich ,  dass  im  Bundesgeselz  Über  den  Bau  und 
Betrieb  von  Bisenbahnen  vom  28.  Juti  1852  2j,  Art.  6,  das  eid- 
genössische Expropriationsgesetz  auf  alle  schweizerischen  Eisen- 
bahnen anwendbar  erklärt  werden  konnte;  mit  dem  Art.  21  B.V. 
hätte  sich  eine  solche  Auslegung  nicht  vereinigen  lassen,  denn 
der  Bund  errichtet  weder  selbst,  noch  unterstützt  er  die  Errich- 
tung der  Eisenbahnen,  der  Bau  derselben  ist  vielmehr  durch  das 
angeführte  Gesetz  „den  Kantonen,  beziehungsweise  der  Prival- 
thäligkeil*  überlassen  worden3). 

1)  A.  S.  I,  S.  319  ff. 

2)  A.  S.  III,  S.  170  ff. 

3)  D.  h.  die  einlangenden  Konzessionsbegehren  unterliegen  in  erster 
Linie  der  Genehmigung  durch  die  Kanlone  (ausnahmsweise  kann  der  Bund 
gegen  einen  die  Erstellung  einer  Eisenbahn  ohne  Grund  verweigernden 
Kanton  eine  Zwangakonzeaaion  ertbeilen),  die  Konieaaiouen  werden  aber 
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Was  das  Verfahren  in  Expropriationsßllen  betrifft,  so  kommt 
der  Entscheid,  ob  nach  Mitgabe  von  Verfassung,  Gesetzen  und 
Beschlüssen  des  Bundes  im  konkreten  Fall  die  Pflicht  zur  Ab- 
tretung von  Privateigenthum  vorhanden  sei,  dem  Bundes rath 
zu,  welcher  auch,  gleich  einem  Givilgericht,  die  aus  solchen 
Streitigkeiten  entstehenden  Kosten  bestimmt  und  auferlegt  ("Art.  49 
des  Expropriationsgesetzes)  das  Urlheil  über  den  Betrag  der 
Entschädigung  dagegen  dem  Bundes ge rieht.  Zur  Ausmittlung 
dieses  Betrages  wird  eine  aus  drei  Mitgliedern  bestehende 
Schälzungskommission  gebildet,  deren  erstes  Mitglied  das  Bundes- 
gericht (oder,  im  Falle  zur  Vornahme  dieser  Wahl  das  Gericht 
ausserordentlicher  Weise  versammelt  werden  müsste,  der  Bundes- 
gerichtspräsident) ,  das  zweite  der  Bundesrath,  das  dritte  die 
Regierung  desjenigen  Kantons,  auf  dessen  Gebiet  das  öffentliche 
Werk  errichtet  wird,  bezeichnet.  Diese  Kommission  steht  unter 
Aufsicht  des  Bundesgerichts,  welches  die  diessfalligcn  Verrichtungen 
seinem  Präsidenten  oder  einer  besonderen  aus  der  Milte  des 
Bundesgerichts  hiefür  zu  bestellenden  Kommission  überträgt 1). 
Die  Schätzungskommission  erstattet,  nach  Einvernahme  der  In- 
teressirten,  ihren  Bericht;  derselbe  wird  sämmllichen  Betheiligten 
mitgetheilt,  und  seine  Schlüsse  gellen,  wenn  nicht  innert  30  Tagen 
von  der  Mittheilung  an  gerechnet  Beschwerde  beim  Bundesgericht 
geführt  wird,  einem  rechtskräftigen  Urtheil  gleich.  Wird  dagegen 
der  Rekurs  an  das  Bundesgericht  erklärt,  so  wird  vor  diesem 
ein  Prozessverfahren  eingeleitet,  für  welches  in  erster  Linie  die 
Vorschriften  des  Expropriationsgesetzes,  in  zweiter  Linie  die 
allgemeinen  Civilprozessnormen  maassgebend  sind9).    In  der 

erst  durch  die  ihnen  von  Bunde  ertheilte  Sanktion  rechtskräftig.  Auch 
kann  ein  Kanton  den  Bau  einer  Eisenbahn  auf  Staatskosten  beschliessen  und 
dann  die  Bundesversammlung  um  Sanktion  seines  Bauprojekts  angehen. 

1)  Reglement  des  Bundesgerichu  für  die  Schatzungskommission,  vom 
22.  April  1854  (A.  S.  IV,  S.  214  ff)  Art.  7. 

2)  Bericht  der  stäoderathlichen  Kommission  (Bundesblatt,  1855,  Bd.  II, 
S.  383):  „Unsere  BundesgeseUgebung  hat  dem  Bundesgerichte  manche 
Funktionen  übertragen,  welche  beinahe  mehr  dem  administrativen  als  dem 
strengen  Rechtsgebiete  angehören;  dahin  gehören  namentlich  die  Entschei- 
dungen Ober  Expropriationsstreitigkeiten  und  über  die  Einbärgerung  von 
Heimathlosen.    Für  die  Expropriaiionsfllle  ist  durch  das  Bnn  lcsgeseU  über 
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Regel  wird  das  Urtheil  auf  Grundlage  des  Befundes  der  Schatzungs- 
kommission  ausgefällt;  jedoch  ist  das  Bundesgericht  befugt,  eine 
neue  Untersuchung  und  Schätzung  anzuordnen.  —  Ueber  Ent- 
schädigungen, welche  in  Folge  einer  vom  Bundesrate  krafl 
Art.  8  des  Expropriationsgesetzes  angeordneten  Aufnahme  von 
Plänen  oder  Vornahme  von  Aussteck un gen  fiir  öffentliche  Werke 
reklamirt  werden,  urlheilt  nicht  das  Bundesgericht,  sondern  die 
kompetente  Behörde  desjenigen  Kanlons,  in  welchem  der  Plan 
aufgenommen  wurde  oder  die  Aussackung  stattfand  Dagegen 
ist  durch  Spezialvorschrift  (Art.  47  des  Expropriationsgesetzes) 
dem  Bundesgericht  noch  die  fernere  Kompetenz  eingeräumt,  über 
Streitigkeiten  betreffend  das  unter  gewissen  Voraussetzungen 
dem  Expropriirten  zustehende  Recht,  das  Abgetretene  zurückzu- 
fordern, zu  erkennen,  und  ebenso  beurlheilt  es  Prozesse  über 
das  dem  Expropriirten  für  den  Fall,  dass  der  Bauunternehmer 
das  abgetretene  Recht  an  einen  Dritten  um  einen  geringeren 


die  Verbindlichkeit  cur  Abtretung  von  Pri  Vitt  rechten  in  kurzen  Zügen  ein 
besonderes  Verfahren  vorgeschrieben,  welches  von  dem  im  Civilprozessgc- 
setze  enthaltenen  wesentlich  abweicht.  Während  nämlich  nach  diesem  der 
Instruktionsrichter  den  Rechtsstreit  soweit  zur  Reife  zu  bringen  hat,  dass 
er  nachher  vom  Bundesgericht  in  einer  ununterbrochenen  Verhandlung  definitiv 
entschieden  werden  kann,  und  zu  diesem  Ende  von  sich  aus  nötigenfalls 
auch  den  Augenschein  aufzunehmen  und  Sachverständige  beizustehen  befugt 
ist,  kann  nach  dem  Expropriationsgesetze,  welches  den  Befund  der  eidg. 
Schatzungskommission  als  die  regelmässige  Grundlage  des  bundesgerichtlichen 
Entscheids  erklärt,  eine  neue  Untersuchung  des  Streitgegenstandes  nur  in 
Folge  vorherigen  Beschlusses  des  Bundesgerichls  selbst  stattfinden." 

1)  Ob  diese  Lex  epeciali*  aufgehoben  sei  durch  die  Lex  generalis 
(B.G.  Ober  den  Gerichtsstand  in  Civilklagen,  welche  von  dem  Bund  oder 
gegen  denselben  erhoben  werden,  vom  20.  Nov.  1850,  A.  S.  II,  S.  73  ff 
Art.  4):  „für  dingliche  und  Besitzklagen,  die  sich  auf  Immobilien  beziehen, 
ist  der  Richter  des  Orts  zuständig,  wo  der  Streitgegenstand  oder  der  grössere 
Theil  desselben  liegt;  alle  anderen  Klagen  gegen  den  Bund  werden  vom 
Richter  desjenigen  Ortes  beurtheilt,  wo  das  Domizil  der  eidgenös- 
sischen Zent  ral-  und  Kreis  verwa  Itung  ist,  die  das  betref- 
fende Rechtsgeschäft  abschloss  oder  sich  im  Besitze  der  streitigen 
beweglichen  Sache  befindet,  oder  deren  Beamte  und  Angestellte 
die  Handlung  begingen,  aus  welcher  geklagt  wird14  —  wollen 
wir  hier  unentschieden  lassen. 
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Preis,  als  die  Entschädigungssumme  betrug,  zu  veräussern  beab- 
sichtigt, zugesicherte  Zugrecht. 

b)  Civilklagen  gegen  eidgenössische  Behörden 
und  Beamte.  Eine  solche  Civilklage  setzt,  laut  Art.  7  des 
Verantwortlichkeitsgeselzes  von  1849,  voraus:  eine  rechtswidrige 
Handlung  oder  Unterlassung,  begangen  durch  Uebertretung  der 
Bundesverfassung,  Bundesgeselze  oder  Reglemente,  und  einen 
dadurch  verursachten  positiven  Schaden.  Das  Verfahren  ist  ver- 
schieden, je  nachdem  der  Beklagte  ein  von  der  Bundesversamm- 
lung gewühlter  Beamter  ist  oder  nicht.  Im  ersteren  Fall 
wird  die  Klage ,  wurde  sie  vom  Bundesrath  im  Interesse  des 
eidgenössischen  Fiskus,  oder  von  Privaten,  Korporationen  oder 
Kantonen  angehoben,  ohne  vorherige  Mittheilung  an  den  Bundes- 
rath direkt  bei  der  Bundesversammlung  angebracht:  beschliessen 
die  beiden  Räthc  (jeder  in  abgesonderter  Berathung),  es  sei  der 
Klage  Folge  zu  geben,  so  wird  dieselbe  dem  Bundesgericht  über- 
wiesen und  vor  diesem  der  Prozess  gemäss  den  Vorschriften 
des  eidgenössischen  Civilprozessgesetzes  verhandelt  —  zugleich 
bestellt ,  wenn  der  Prozess  das  fiskalische  Interesse  des  Bundes 
beschlägt,  die  Bundesversammlung  einen  Anwalt  oder  beauftragt 
den  Bundesralh  mit  dessen  Bezeichnung;  verweigern  dagegen 
beide  Rälhe  die  Ueberweisung  der  Klage,  so  übernimmt  damit 
die  Eidgenossenschaft  selbst  die  Beklagtenrolle  und  kann  nun- 
mehr ins  Recht  gefasst  werden  —  vor  dem  Bundesgericht  oder 
vor  kantonalen  Gerichten,  je  nach  den  oben  bei  Nummer  2  an- 
geführten Regeln.  Was  Civilklagen  gegen  die  übrigen  eid- 
genössischen Beamten  anbetrifft ,  so  kann  man  nur  über 
die  Lückenhaftigkeit  dieses  überhaupt  so  äusserst  mangelhaften 
Gesetzes  erstaunen.  Die  einzigen  hier  einschlagenden  Vorschriften 
sind  Art.  42:  „der  Bundesrath  ist  verpflichtet,  im  Interesse  der 
Bundeskasse  gegen  fehlbare  Beamte  auch  Civilklagen  zu  erheben, 
wenn  deren  Bedingungen  vorhanden  sind  (Art  7)*,  und  Art.  43. 
„Alle  Civilklagen,  welche  von  anderer  Seite  gegen  Beamte  wegen 
gesetzwidriger  Amtsführung  erhoben  werden,  sind  zunächst  beim 
Bundesrathe  anzubringen;  verweigert  dieser  seine  Zustimmung, 
so  kann  der  Kläger  den  beklagten  Beamten  auf  dem  Civilweg 
belangen,  sofern  er  vorerst  für  die  entspringenden  Kosten  eine 
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vom  Bundesgericht  zu  bestimmende  Kaution  geleistet  hat."  Darin 
ist  nicht  einmal  vorgeschrieben,  welches  Gericht  urtheilen  solle: 
im  Falle  des  Art.  43  wie  es  scheint  das  Bundesgericht,  aber 
wie  im  Falle  des  Art.  42?  —  Ich  sage:  „wie  es  scheint,"  weü 
Art.  43  von  einer  vom  Bundes g er icht  zu  bestimmenden  Kaution 
redet;  aber  ist  es  erlaubt,  überhaupt  einen  Schluss  aus  einer 
GesetzesvorschriA  zu  ziehen,  welche  so  unüberlegt  abgefasst 
ist,  dass  sie  mit  andern  Worten  lautet:  „Erlheilt  der  Bundesrath 
seine  Zustimmung  zur  Anbringung  einer  Civilklage  gegen  einen 
nicht  von  der  Bundesversammlung  gewählten  Beamten,  so  steht 
dem  Klager  der  Rechtsweg  offen;  verweigert  er  dagegen  seine 
Zustimmung,  so  steht  er  ihm  —  ebenfalls  offen."  Will  man 
dagegen  annehmen,  der  Art.  43  enthalte  eine  wirkliche  Disjunktion, 
so  kann  sie  liegen  in  den  Worten  „den  beklagten  Beamten 
auf  dem  Zivil wege  belangen"  d.  h.  also  im  ersteren  Falle  geht 
die  Klage  gegen  den  Bund,  im  zweiten  gegen  den  Beamten 
persönlich:  aber  auch  dann  ist  kein  Verstand  in  der  Sache;  oder 
ist  es  nicht  gerade  die  verkehrte  Welt,  wenn  der  Bund  nicht 
haftet,  da  wo  er  eine  Civilklage  gegen  den  Beamten  nicht  zu— 
Jässt,  also  da,  wo  er  den  Beamten  deckt  und  ihn  der  persönlichen 
Verantwortlichkeit  nicht  unterworfen  erachtet,  wohl  aber  dann, 
wenn  er  die  Klage  zulässig  findet?  Bei  den  von  der  Bundes- 
versammlung gewählten  Beamten  verhält  sich  —  vernunflgemäss 
—  die  Suche  umgekehrt/  Oder  soll  endlich  die  Disjunktion 
darin  gefunden  werden,  dass  die  Verweigerung  oder  Erlheilung 
der  Einwilligung  nur  auf  die  Kaut ionspfl icht  des  Klägers  von 
Einfluss  ist  —  so  müsste  also  in  beiden  Fällen  die  Kluge  gegen 
den  Beamten  persönlich  gehen,  und  es  wäre  eine  unbegreifliche 
Ungerechtigkeit,  dass  gegenüber  dem  Bund  selbst  dann,  wenn 
er  durch  seine  Weigerung  die  Handlungsweise  des  Beamten 
gebilligt  und  damit  unter  seine  Verantwortlichkeit  genommen 
hätte,  dem  Kläger  nicht  einmal  der  Regress  zustünde  (denn  eine 
allgemeine  Vorschrift,  dass  der  Bund  für  seine  Beamten  einstehe, 
existirt  nicht).  Noch  mehr :  der  Art.  41  räumt,  wenn  der  Bun- 
desrath sich  weigert,  eine  Kriminal  klage  gegen  einen  seiner 
Beamten  dem  Gericht  zu  überweisen,  dem  Kläger  das  Recht  der 
Beschwerdeführung  an  die  Bundesversammlung  ein:  in  den  un- 
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mittelbar  folgenden  Art.  42  und  43  wird  davon  nichts  gesagt, 
ein  Rekurs  scheint  somit  nicht  zulässig  —  ohne  dass  ein  ein- 
leuchtender Grund  für  diese  verschiedene  Behandlung  des  Kri- 
minal- und  Civilklägers  vorhanden  wäre. 

Man  kommt,  wenn  man  solche  Proben  der  Gesetzgebungs- 
kunst anulysiren  soll,  zur  üeberzeugung ,  dass  das  berühmte 
Diktum  des  Kanzlers  Oxenstiern:  „Nescis,  mi  ßli,  qvantula 
sapientia  regitur  mundtts"  ein  Wort  für  alle  Zeiten  war  — 
selbst  in  Ländern,  in  welchen  die  so  oft  gepriesene  Wohlthat 
des  Zweikammersystems:  sorgfältigere  ßerathung  der  Gesetze, 
Gelegenheit  hätte,  sich  fühlbar  zu  machen.  In  unserer  gegen- 
wärtigen Bundesgesetzgebung  wenigstens  gibt  es  manche  — 
Ferienarbeit. 

7}  „Durch  die  Gesetzgebung  eines  Kantons  können  im  Ein- 
verständnisse mit  der  Bundesversammlung  noch  andere  bürger- 
liche Streitfälle  dem  Bundesgericht  übertragen  werden.*  —  Damit 
ist  es  gegangen,  wie  mit  den  oben  $.  II,  Nr.  4,  erwähnten 
Straffällen. 

§.  III.  Entscheid  über  Verletzungen  der  durch  die 
Bundesverfassung  garantirten  Rechte. 

Nachdem  die  Bundesverfassung  in  Art.  101  die  Attribute 
des  Bundesgerichts  als  Civilgericht,  in  Art.  104  die  strafrichter- 
lichen Kompetenzen  des  eidgen.  Assisengerichts  aufgeführt  hat, 
1  fährt  sie  im  Art.  105  fort:  „das  Bundesgericht  urtheilt  im  Ferneren 
über  Verletzung  der  durch  die  Bundesverfassung  garantirten 
Rechte,  wenn  hierauf  bezügliche  Klagen  von  der  Bundesversamm- 
lung an  dasselbe  gewiesen  werden." 

So  sparsam  auch  die  Bundesversammlung  mit  solchen  Ueber- 
weisungen  an  das  Bundesgericht  ist  '),  so  ist  doch  eine  nähere 


1)  Der  Fall  der  Madame  Duprö  gegen  die  Regierung  des  Kantons 
Freiburg  ist,  so  viel  uns  bekannt,  der  einzige,  welcher  bis  jetzt  auf  den  durch 
Art.  105  B.V.  vorgeschriebenen  Weg  gewiesen  wurde;  das  Urlbeil  des 
Bunde.HgcricbU  in  diesem  interessanten  Prozesse  findet  sich  abgedruckt  in 
der  Zeitschrift  f.  schweizerisches  Recht,  Bd.  II,  Abtheilung  Rechtspflege, 
S.  41  ff.  (vergl.  ebendaselbst  S.  19  ff.). 
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Beleuchtung  dieser  eigentümlichen  Art  von  Jurisdiktion  um  so 
notwendiger,  als  dieselbe  ein  Surrogat  sein  soll  für  das  dem 
nordamerikanischen  Bundesgericht  verliehene  Recht,  Streitsachen, 
deren  Entscheid  von  der  Auslegung  der  Verfassung  abhängt,  vor 
sein  Forum  zu  ziehen,  und  weil  auf  dem  europäischen  Kontinent 
das  Beispiel  des  deutschen  Reichskammergerichts  die  Ansicht  in 
Aufnahme  gebracht  hat,  dass  die  Institution  eines  gemeinsamen 
Bundesgerichts  ihre  wesentlichste  Bedeutung  daran  habe,  dass 
dem  einzelnen  Bürger  ein  kräftiger  und  bereitwilliger  Schutz 
gegen  Gewaltakte  gewährt  werde. 

Was  heisst  zunächst  der  Ausdruck:  „ verfassungsmässige 
Rechte  ?a  Alles  bestehende  Recht  im  Staate  ist  ein  verfassungs- 
mässiges, denn  erst  mit  Errichtung  der  Staatsverfassung  gibt  es 
wirkliches  positives  Recht  —  könnte  nun  desshalb  jeder  civil- 
rechtliche  Streit  über  Eigenthum,  jeder  Diebstahl  als  eine  »Ver- 
letzung eines  verfassungsmässigen  Rechts"  nach  Art.  105  der 
B.V.  vor  das  Bundesgericht  gewiesen  werden?  —  Niemand  wird 
eine  solche  Absurdität  behaupten  wollen ;  es  können  bloss  solche 
Verletzungen  gemeint  sein,  für  welche  es  weder  im  Civilprozesse 
noch  auf  dem  Strafwege  ein  ausreichendes  Heilmittel  gibt 

Fürs  Andere  ist  in  keinem  Staate  die  öffentliche  Gewalt  so 

• 

gelähmt,  dass  sie  ohne  alle  eigene  Macht  wäre,  den  Widerstand, 
welchen  Einzelne  ihr  bei  Ausübung  ihrer  verfassungsmässigen 
Befugnisse  entgegensetzen,  zu  brechen.  Sie  handhabt  die 
Macht,  welche  die  Verfassung  ihr  verliehen  hat;  sie  wäre  ernie- 
drigt, wenn  sie,  sobald  ein  einzelner  Bürger  ihre  verfassungs- 
mässigen Rechte  verletzte,  vorerst  an  ein  Tribunal  sich  wenden 
müsste,  bloss  um  den  theoretischen  Streit,  ob  sie  im  Rechte  sich 
befunden  habe,  entscheiden  zu  lassen.  Auch  auf  solche  Ver- 
letzungen also  kann  sich  der  Art.  105  nicht  beziehen;  wozu  auch 
noch  dem  Bundesgericht  eine  besondere  Jurisdiktion  in  dieser 
Hinsicht  zutheilen,  während  doch  schon  die  ordentlichen  Straf- 
gerichte den  Widerstand  gegen  kompetente  Akte  der  Staatsge- 
walt, sowie  die  unbefugte  Anmaassung  amtlicher  Attribute  ahnden? 
Der  Art.  105  hat  also  nur  Bezug: 

a)  auf  Beschwerden  von  Individuen  gegen  Behörden 
oder  Beamte  des  Staates,  oder  gegen  solche  Personen, 
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1  welche  momentan  eine  Öffentliche  Funktion  versehen  und  in 
■  dieser  Eigenschaft  sich  einer  Verletzung  verfassungsmässiger 
*         Rechte  schuldig  machen; 

r  b)  auf  solche  individuelle  Rechte,  deren  Quelle  das  Staats- 

recht ist:  seien  es  politische  Berechtigungen,  durch  welche 

i         die  Theilnahme  des  Einzelnen  am  praktischen  Staatsleben  bestimmt 
wird,  z.  B.  Stimmrecht,  seien  es  individuelle  Freiheitsrechte, 

>         durch  deren  Gewährleistung  der  Staat  seiner  eigenen  Wirkungs- 
sphäre feste  Grenzen  setzt. 

Wir  werden,  um  Missdeutungen  zu  verhüten,  statt  »ver- 
fassungsmässige Rechte"  in  dem  Sinne,  wie  er  so  eben  näher 
bestimmt  wurde,  von  nun  an  den  Ausdruck:  „politische Rechte* 
gebrauchen. 

Schon  aus  der  Stellung  des  Art.  105  und  aus  dessen  Fas- 
sung ist  ersichtlich,  dass  diese  Jurisdiktion  von  den  sonstigen 
Voraussetzungen  des  richterlichen  Einschreitens  gänzlich  absieht 
Es  werden  weder  die  Eigenschaften  einer  Civilprozesssache,  noch 
diejenigen  einer  Strafsache  gefordert;  es  genUgt,  dass  die  Hand- 
lung, wegen  welcher  geklagt  wird,  als  eine  Verletzung  politischer 
Rechte  betrachtet  werden  könne.  Eine  solche  Verletzung  kann 
ein  strafbares  Delikt  darstellen  —  z.  B.  willkührliche  Gefangen- 
haltung durch  einen  Polizeibeamten  —  sie  kann  ebenso  Veran- 

1)  Ganz  müssig  ist  ein  Einwand,  anf  welchen  ein  in  Sachen  der  Madame 
Dupre*  erstatteter  Kommissionalbericht  geduldiges  Papier  verschwendet;  er  . 
meint,  es  könne  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  dem  Bundesgericht  seien 
nur  die  in  Art.  101  und  104  B  V.  bezeichneten  Kompetenten  eingeräumt, 
somit  dasselbe  nicht  befugt,  Beschwerden  zu  beurlheilen ,  welche  nicht  in 
eine  dieser  Kompetenzen  einschlagen.  Niemand,  der  den  Art.  105  B.V.  liest 
(„das  Bundesgericht  urtheilt  im  Fernern"),  kann  auf  eine  so  haltlose 
Einwendung  verfallen.  Der  Bericht  ist  aber  in  grossem  Irrthum,  wenn  er 
diese  taube  Wuss  nicht  anders  knacken  zu  können  meint,  als  mit  der  Phrase: 
wenn  man  jenen  Einwand  als  richtig  zugäbe,  so  wären  damit  „die  wich- 
tigsten politischen  und  bürgerlichen  Rechte,  trotz  ihrer  Garantie  durch  die 
Bundesverfassung,  der  Willkühr  der  Kantonalgewalt  bloßgestellt"  —  denn 
immerhin  bliebe,  wenn  der  Art.  105  auch  ganz  wegfiele,  das  Recht  des 
Bundesratbes  und  der  Bundesversammlung,  gegen  Verletzungen  der  Bundes- 
verfassung einzuschreiten,  unge«chmalert,  und  man  scheint  auch  in  der  Praxis, 
welche  den  Art.  105  so  zo  sagen  nie  anwendet,  diese  Garantie  als  voll- 
kommen hinreichend  anzusehen  und  des  Art.  105  wenig  zu  bedürfen. 
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lassung  zu  einer  Civilklage  auf  Schadensersatz  werden,  und  im 
einen  wie  im  anderen  Falle  muss  eine  Prüfung  der  konstitutionellen 
Frage  durch  den  Richter  ebenfalls  slatlfinden,  denn  dieser  Punkt 
ist  präjudizirend  für  das  Urtheil.  Unter  Umständen  mag  durch 
das  ordentliche  Civil-  oder  Strafgericht  auch  eine  Kassation  des 
verfassungswidrigen  Aktes  ausgesprochen  werden,  aber  immerhin 
ist  diess  lediglich  ein  Accessorium  der  Entscheidung  Uber  die 
civil-  oder  strafrechtliche  Frage:  die  letztere  bildet  den  Nerv 
und  den  Mittelpunkt  des  ganzen  Verfahrens.  Hingegen  kann 
eine  Verletzung  politischer  Rechte  auch  vorliegen,  ohne  dass 
sie  Civil-  oder  Pönalfolgen  bedingt ;  die  Jurisdiktion,  welche  das 
Bundesgericht  kraft  des  Art.  105  B.V.  ausübt,  hat  bloss  das 
Erstere  im  Auge  und  kümmert  sich  nicht  darum,  ob  die  für  jeden 
anderen  Richler  unentbehrlichen  Voraussetzungen  seiner  Thätig- 
keit  vorhanden  sind;  sie  ist  rein  staatsrechtlicher  Natur;  ihr 
Lauf  wird  gehemmt  und  ihr  Zweck  ist  erreicht  auf  einer  Grenze, 
welche  ein  anderes  Gericht  überschreiten  muss.  Das  Haupt- 
geschäft des  Bundesgerichts  besteht  in  der  Abgabe  einer  defini- 
tiven Erklärung  Uber  Gültigkeit  oder  Vernichtung  der  inkriminirten 
amtlichen  Handlung;  was  allenfalls  weiter  hinzukommt,  z.  B.  ein 
Urtheil  über  civilrechlliche  oder  Straf-Folgen,  ist  ein  rein  acces- 
sorisches  Nebengeschäft.  —  Ja  wir  gehen  weiter  und  behaupten, 
zur  Erledigung  solcher  Accessorien  sei  das  Bundesgericht  über- 
haupt gar  nicht  befugt,  so  oft  es  vermöge  des  Art.  105  B.V. 
in  Bewegung  gesetzt  wird.  Bezüglich  der  Pönalfolgen  ist  diess 
evident :  schon  desshalb  weil  über  Verletzungen  politischer  Rechte 
das  Plenum  des  Bundesgerichts  urtheilt,  strafrichterliche 
Erkenntnisse  dagegen  von  der  Kriminalkammer  unter  Mit- 
Wirkung  von  Geschwornen  ausgefällt  werden.  Ueberhaupt 
aber  bestehen  keinerlei  Normen  oder  Vorschriften,  dass  beim 
Vorhandensein  gewisser  Voraussetzungen  die  Bundesversammlung 
Klagen  wegen  Verletzungen  politischer  Rechte  ans  Bundesgericht 
weisen  müsse;  vielmehr  steht  es  in  ihrem  freien  Ermessen, 
ob  sie  selbst  entscheiden  oder  den  Entscheid  dem  Bundesgericht 
Übertragen  will ,  Letzteres  urtheilt  somit  bloss  als  Mandatar 
der  Bundesversammlung  und  kann  in  dieser  Eigenschaft  nicht 
Befugnisse  ausüben,  welche  dem  Mandanten  selbst  nicht  zuge- 
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r  kommen  wären.  —  Diesem  Gesichtspunkt  entspricht  es  auch  voll- 
f  ständig,  dass  in  Sachen  der  Madame  Dupre,  welcher  ihre  gegen 
\  den  Kanton  Freiburg  erhobene  Klage  zugesprochen  wurde,  nicht 
der  unterliegende  Kanton,  sondern  die  Bundeskasse  zur  Bezahlung 
der  Gerichtskosten  verurtheilt  wurde:  den  Aufwand  für  eine 
Dienstleistung  hat  der  zu  vergüten,  welcher  den  Auftrag  dazu 
gegeben. 

Durch  diese  Auslegung,  welche  dem  Art.  105  vermöge 
seiner  jetzigen  Stellung  in  der  Verfassung  gegeben  werden  muss, 
erhalt  derselbe  einen  ganz  anderen  Charakter,  als  ihm  ursprünglich 
bei  Aufnahme  desselben  in  den  Verfassungsdebatten  zugeschrieben 
wurde.  Der  erste  Antrag  ging  aus  von  der  Gesandtschaft  des 
Kantons  Genf:  dieselbe  beantragte,  als  der  nunmehrige  Art.  104 
B.V.,  bändelnd  von  den  Kompetenzen  des  eidgen  Assisen- 
gerichts, zur  Beralhung  kann,  „als  eine  weitere  Liltera 
aufzunehmen  :  „„e)  de  la  violation  des  droits  des  citoyens  garantis 
par  la  prisente  Constitution,  torsque  les  plaintes  ä  ce  sujet  sont 
renvoye'es  devant  (ui  par  VassembUe  f tdbrale  l).aa  Die  Absicht 
ging  also  dahin,  dem  Bundesgericht  die  S t r a f gerichtsbarkeit 
über  alle  solche  Verfassungsverletzungen ,  die  eine  strafbare 
Handlung  darstellen  würden,  zu  übertragen.  Der  Antrag  wurde, 
so  wie  er  gestellt  war  gutgeheissen.  Aber  die  Redaktoren  der 
Bundesverfassung  machten  nun  nachträglich  aus  dem  Antrag  einen 
eigenen  Artikel,  den  jetzigen  Art.  105  B.V. ,  und  über  diese 
Modiiikation  findet  sich  im  Tagsatzungsabschied  von  1848*)  bloss 
die  Motivirung:  „statt  des  Ausdrucks  „„Assisengericht""  seider 
entsprechendere  Ausdruck  „„ Bundesgericht" *  gewählt  worden". 
In  Wahrheit  aber  l»g  darin  nicht  nur  eine  Wortveränderung, 
sondern  eine  sehr  wichtige  Veränderung  des  Sinnes,  die  Schöpfung 
einer  neuen  und  eigentümlichen  Gattung  von  Gerichtsbarkeit, 
welche  ursprünglich  in  Niemandes  Absicht  lag.  —  Noch  in  an- 
derer Beziehung  bietet  die  Debatte  über  den  Art.  105  einen 
interessanten  Vergleichungspunkt.  Man  erinnert  sich,  dass  einer 
der  hauptsächlichsten  Einwürfe  gegen  die  Bundesreformprojekte 


1)  TagsaUungaabfchied  von  1848,  (Ausiug)  S.  135. 

2)  Seit«  280, 
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von  1832  und  1833  darin  bestand,  dass  man  den  Schutz,  wel- 
chen sie  dem  Bürger  gegen  Verletzungen  der  Bundes-  oder 
Kantonalverfassung  gewährten,  für  unzureichend  erachtete.  Man 
sollte  denken,  die  nämlichen  Bestrebungen  hätten  sich  auch  bei 
der  Bundesrevision  von  1848  wieder  gezeigt;  aber  so  argwöh- 
nisch man  damals  gegen  die  Keime  des  neuen  „Herrenbundes* 
war,  von  dem  man  die  Eidgenossenschaft  bedroht  glaubte,  so 
vertrauensvoll  war  man  1848,  als  endlich  ein  grosser  Sieg  er- 
rungen war  und  eine  bessere  Zukunft  gesichert  schien.  In  der 
Revisionskommission  Gel  keine  Andeutung,  das  Bundesgericht  mit 
der  früher  so  heftig  geforderten  konstitutionellen  Gerichtsbarkeit 
auszustatten;  erst  durch  den  Antrag,  den  Genf  im  Schoosse  der 
Tagsatzung  stellte,  ward  die  Erinnerung  daran  wieder  aufge- 
frischt. —  So  mächtig  erzeigen  sich  die  Eindrücke  der  Gegen- 
wart, dass  sie  den  Einzelnen  wie  politische  Versammlungen  selbst 
dann  bestimmen,  wenn  sie  eine  Arbeit,  die  von  Dauer  sein  soll 
für  mehrere  Menschenaller,  unternehmen;  was  man  für  unan- 
tastbare Grundsätze  ausgibt,  ist  manchmal  nur  der  Ausdruck  einer 
vorübergehenden  Tagesmeinung,  entstehend  und  verlöschend  wie 
diese.  Und  wenn  schon  Thucydides  erklärt:  zum  Richten  sei 
eine  grosse  Menge  die  tauglichste  Behörde1),  so  sind  doch  in 
der  Regel  Versaromlungen,  je  grösser  sie  sind,  um  so  weniger 
im  Stande,  sich  den  Einwirkungen  der  Tagesströmungen  zu 
entziehen  und  das  Beharrende  im  Wechselnden  zu  erkennen 
und  festzuhalten. 

Die  staatsrechtliche  Jurisdiktion  des  Bundesgerichts  erstreckt 
sich  jedoch  nicht  auf  alle  Beschwerden,  welche  die  angegebenen 
Voraussetzungen  an  sich  tragen.  Sie  ist  ausgeschlossen  gegen- 
über gewissen  Trägern  der  öffentlichen  Gewalt,  nämlich: 

a)  Mitglieder  des  National-  oder  Ständerathes  sind  für  ihre 
Stimmgebung  im  Schoosse  der  Behörde  nicht  verantwortlich  und 
es  kann  gegen  sie  nie  eine  hierauf  bezügliche  Klage  erhoben 
werden;  von  selbst  versteht  es  sich,  dass  ebensowenig  eine 


1)  Tbucyd.  VI,  c.  39:  iyta  St  tpitfn  (poiaxm  ptr  atfojo»;  tircu  xwudrt*>r 
rovt  niovotoui,  ßoultuoai  Pur  ßtlruna  ro<k  $ur#rov;,  xqlyai  <T«rr  uxwjoarrvf 
■ta^atm  to  vi  n  oUovf. 
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Khge  gegen   die  Bundesversammlung  gerichtet  werden  kann, 

r         wenn  der  Kläger  durch  einen  ihrer  Akle  in  seinen  politischen 

i  Rechten  gekränkt  zu  sein  behaupten  wurde. 

\  b)  Die  Verantwortlichkeit  der  übrigen  eidg.  Behörden  und 

Beamten  wird,  nach  Art.  4  des  Veranlworllicbkeitsgeselzes,  be- 
gründet „durch  Uebertretung  der  Bundesverfassung";  läuft  eine 
darauf  bezügliche  Klage  ein,  so  ist  sie  nach  den  Vorschriften 
des  Verantwortlichkeitsgesetzes  zu  behandeln,  und  in  der  Re- 
gel 0  wird  die  einem  Bundesbeamten  imputirte  Verletzung  po- 

I  litischer  Rechte  sich  als  eine  Uebertretung  der  Bundesverfassung 

darstellen.  In  diesem  Falle  ist  nun  alles  weitere  Verfahren  ab- 
geschnitten, wenn  es  sich  um  einen  von  der  Bundesversammlung 
gewählten  Beamten  handelt  und  diese  Behörde  beschliesst,  es  sei 
der  Klage  keine  weitere  Folge  zu  geben;  tritt  sie  dagegen  auf 
die  Klage  ein,  so  bleibt  ihr  (Art  23  des  Verantwortlichkeilsge- 
setzes) nur  die  Wahl :  entweder  eine  Civil-  oder  Kriminalklage 
anzuheben  —  in  welchem  Fall  die  eingeklagte  Verfassungsver- 
letzung als  Präjudizialfrage  des  gerichtlichen  Urtheils  mit  ent- 
schieden wird  —  oder  den  Akt  aufzuheben,  welcher  den  Gegen- 
stund der  Beschwerde  bildet,  oder  endlich  eine  Mahnung  an  den 
fehlbaren  Beamten  zu  erlassen.  Immer  also  nimmt  entweder  der 
Civil-  oder  Strafrichter,  oder  dann  die  Bundesversammlung  selbst 
die  materielle  Entscheidung  an  die  Hand  und  für  den  politischen 
Richter,  den  der  Art.  105  B.V.  eingesetzt  hat,  bleibt  kein  Raum 
mehr  übrig.  —  Was  die  nicht  von  der  Bundesversammlung  ge- 
wählten Behörden  und  Beamten  des  Bundes  anbelangt,  so  ist 
hinsichtlich  ihrer  dem  Gesetzgeber  die  Verantwortlichkeit  wegen 
„Uebertretung  der  Bundesverfassung,*  welche  im  Art.  4  des 
Verantwortlichkeitsgesetzes  im  Allgemeinen  ausgesprochen  ist, 

1)  Wir  tagen  mit  Bedacht:  „in  der  Regel".  Es  wird  sich  Dämlich  so- 
gleich zeigen,  dass  sich  der  Art.  105  B.V.  auch  aaf  solche  Rechte  besieht, 
welche  durch  eine  Kantonal  Verfassung  und  nur  mittelbar  durch  die 
Bundesverfassung  garantirt  sind;  der  Beamte  des  Bundes  ist  auf  diese 
Knnional Verfassungen  nicht  verpflichtet,  kann  daher  unter  Umstanden  den- 
selben zuwiderhandeln,  ohne  dass  er  damit  gerade  gegen  eine  seiner  Amts- 
pflichten verstösst:  ein  solcher  Verstoss  muss  aber  vorliegen,  wenn  er  dem 
Beamten  als  eine  seine  Verantwortlichkeit  begründende  Uebertretung  ange- 
rechnet werden  soll. 
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auf  dem  Wege  bis  zum  Art  37  des  nämlichen  Gesetzes,  wo 
von  dieser  Kategorie  von  Bundesbeamten  speziell  gehandelt  wird, 
—  verloren  gegangen;  es  hindert  nichts  anzunehmen,  dass  die 
Bundesversammlung  kraft  des  ihr  zustehenden  Oberaufsichtsrechts 
Uber  die  eidgenössische  Verwaltung  (Art.  74,  Ziffer  14  B.V.) 
befugt  sei,  Beschwerden  wegen  Verletzung  politischer  Rechte 
gegen  Beamte  dieser  Klasse  anzunehmen  und  dieselben,  sofern 
sie  nicht  zu  einer  Civil-  oder  Kriminalklage  Stoff  bieten,  auf 
den  durch  Art.  105  B.V.  vorgezeichneten  Weg  zu  verweisen. 
Jedenfalls  muss  aber  bei  Behandlung  solcher  Beschwerden  der 
durch  Verfassung  und  Gesetz  geordnete  Behördenorganisinus  ge- 
achtet werden,  denn  die  Bundesverfassung  garantirt  ebenso  wie 
die  Rechte  des  Volkes  auch  diejenigen  der  Behörden ;  Beschwer- 
den gegen  einen  eidgenössischen  Untersuchungsrichter  z.  B. 
werden  vorerst  bei  der  Anklagekainmer  anzubringen  sein,  Be- 
schwerden gegen  Beamte,  welche  unter  dem  Bundesrath  stehen, 
bei  dieser  Behörde,  und  erst  wenn  auf  diese  Weise  eine  Ab- 
hülfe der  staltgefundenen  Verfassungsverletzung  nicht  erhältlich 
ist,  wird  die  Bundesversammlung  zum  Einschreilen  aufgefordert 
werden  dürfen 

Am  häufigsten  wird  somit  die  staatsrechtliche  Jurisdiktion 
des  Bundesgerichts  eintreten  können  bei  Verletzungen  politischer 
Rechte,  deren  kantonale  Behörden  oder  Beamten  beschuldigt 
werden :  es  ist  ein  Vorzug  des  Bundesstaates,  dass  er  dem  ein- 
zelnen Bürger  gegen  Hissbrauch  der  Staatsgewalt  eine  Rechls- 
hülfe  gewähren  kann,  die  über  den  Slaatsverband  hinausreicht, 
und  das  wesentliche  Motiv  bei  Einführung  einer  solchen  staats- 
rechtlichen Justiz  war  eben  die  Verwirklichung  dieses  eigen- 
tümlichen Vortheils,  welchen  Fichte  auch  dem  einfachen  Staute 


i)  Ef  wäre  daher  auch  au  wünschen,  dau  die  Bundesversammlung  als 
praktische  Maxime  ihres  Verhaltens  den  Sats  adoptiren  wurde,  auf  Beschwer- 
den wegen  Verfassungsverletzung,  welche  auf  dem  Wege  des  ordentlichen 
Civil-  oder  Strafprozesses  erledigt  werden  können,  in  der  Regel  nicht 
eher  einzutreten,  als  bis  nochgewiesen  ist,  dnss  dieser  Weg  eingeschlagen, 
das  Ziel  aLcr  nicht  erreicht  worden  ist.  Allerdings  können  indessen  Falle 
vorkommen,  wo  mit  dem  Civil-  oder  Slra furtheil  allein  der  Verfassungsbruch 
noch  nicht  vollständig  gesühnt  ist. 
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durch  die  Einsetzung  seines  „Ephorats"  zu  verschaffen  suchte, 
der  aber  praktisch  nur  in  Foderativslaaten  erreichbar  ist.  Es 
ist  desshalb  eine  sehr  wichtige  Frage,  ob  nach  unserem  gegen- 
wärtigen Bundesrecht  auch  Beschwerden  wegen  Handlungen, 
durch  welche  bloss  die  kantonale  Verfassung  verletzt  worden  ist, 
vor  die  Bundesversammlung  gebracht  und  von  dieser  an  das 
Bundesgericht  gewiesen  werden  können? 

Schon  der  bereits  erwähnte  Kommissionsbericht  in  Sachen 
der  Madame  Duprd  hat  diese  Frage  aufgeworfen  und  unbedingt 
bejaht 1).  Gäbe  es  indessen  nicht  bessere  Gründe  fiir  diese  An- 
sicht, als  die  in  diesem  Bericht  aufgerührten,  so  wäre  es  schlimm 
bestellt.  Es  wird  gesagt:  fürs  Erste  sei  der  Art.  5  B.V.  *)  im 
Interesse  der  bürgerlichen  Freiheit  zu  Interpret iren ;  fürs  Zweite 
habe  Genf,  als  es  in  der  verfassunggebenden  Tagsatzung  den 
dermaligen  Art.  105  B.V.  beantragte,  diesen  Antrag  mit  der  Un- 
entbehrlichkeit  eines  von  Bundeswegen  zu  gewahrenden  Schutzes 
„gegen  Richterwillkür  und  Justizverweigerung"  motivirt.  Das 
erste  dieser  Argumente  ist,  wo  es  sich  um  eine  wichtige  Be- 
schränkung der  Kanlonalsouveränetät  handelt,  allzu  vag,  das 
zweite  zwar  faktisch  richtig,  aber  werthlos,  weil,  wie  oben 
bemerkt  wurde,  Genfs  Antrag  einen  ganz  anderen  Charakter 
hatte,  als  in  seinem  nunmehrigen  Zusammenhang  der  Art.  105  B.V. 

Näher  als  diese  Argumente  liegt  eine  Berufung  auf  die 
Garantie,  welche  der  Bund  zufolge  Art.  6  der  B.V.  für  die  Ver- 
fassungen der  Kantone  übernimmt.  Dadurch  gewährleistet  er 
mittelbar  die  in  der  Kantonalverfassung  garantirten  Rechte. 
—  Allein  auch  damit  kommen  wir  nicht  aus.  Weder  im  aus- 
ländischen noch  im  schweizerischen  Staatsrecht  hat  man  bis  dahin 
die  Gewährleistung  einer  Verfassung  in  diesem  Sinne  ausgelegt. 
Die  Verfassung  des  deutschen  Bundes  z.  B.  steht  unter  euro- 
päischer Garantie  (Art.  53  bis  64  der  Wiener  Kongressakte  vom 
9.  Juni  1815),  und  dennoch  hat  sowohl  gegenüber  dem  be- 

1)  BundesblaU,  1851,  Bd.  III,  S.  127  ff. 

2)  „Der  Bund  gewährleistet  den  Kantonen  ihr  Gebiet,  ihre  Soovertnetät 
inner  den  Schranken  des  Art.  3,  ihre  Verfassungen,  die  Freiheit,  die  Rechte 
des  Volkes  und  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger,  gleich  den 
Rechten  und  Bcfucrmsen  welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat." 
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kannten  französisch-englischen  Inlerventionsversuch  zu  Gunsten 
der  bedrohten  Souveränetät  der  freien  Stadl  Frankfurt  (1834) 
als  auch  bei  der  von  gleicher  Seite  eingereichten  Protection 
gegen  den  Gesammteintritt  Oesterreichs  and  Preussens2)  die 
deutsche  Bundesversammlung  den  Signataren  der  Wiener  Con- 
gressakte  jedes  Recht,  „die  Aufrechlerhaltung  der  in  der  deut- 
schen Bundesakte  sanktionirten  Grundsätze  zu  beaufsichtigen," 
abgestritten  9).  Die  gleiche  Ansicht  ist  noch  in  den  schweize- 
rischen Verfassungsentwürfen  von  1832  und  1833  niedergelegt: 
die  Garantie  einer  Kantonalverfassung  hat  hiernach  bloss  die  Be- 
deutung einer  Gewährleistung  ihres  Bestandes,  der  Bund  ist  in- 
folge dessen  nur  verpflichtet,  die  Verfassung  gegen  gewallt  hat  igen 
Umsturz  oder  willkürliche  Aenderung  auf  anderem  als  dem  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Wege  zu  schützen,  keineswegs  aber 
ist  er  infolge  der  Garantie  auch  berechtigt,  sich  in  die  Art  und 
Weise,  wie  die  kantonalen  Behörden  ihre  Verfassung  auslegen 
und  handhaben,  einzumischen.  Und  endlich  findet  sich  eine  Be- 
stätigung dieser  Auffassung  der  Verfassungsgarantie  im  Text  der 
gegenwärtigen  Bundesurkunde  selbst:  der  Art.  5  derselben  ge- 
währleistet den  Kantonen  ausser  ihren  Verfassungen 
auch  noch  die  Freiheit  und  Rechte  des  Volkes  und  der  Bürger 
—  was  hätte  es  dieses  Zusatzes  bedurft,  wenn  er  schon  in  der 
Garantie  der  Verfassung  enthalten  gewesen  wäre?  Man  kann 
um  so  weniger  annehmen,  dass  hier  eine  blosse  Tautologie  vor- 
liege, als  der  Art.  5  B.V.  zu  denjenigen  gehört,  die  in  den 
Verfassungsdeballen  sehr  aufmerksam  behandelt  und  einlasslich 
berathen  worden  sind. 

Die  eigene  Verfassung  der  Garantie  eines  anderen  Staates 
zu  unterwerfen,  ist  schon  eine  Schwächung  der  Souveränetät; 
aber  wo  wäre  noch  ein  Rest  dieser  Souveränetät  zu  entdecken, 
wenn  der  Garant  infolge  der  von  ihm  übernommenen  Verpflich- 
tung befugt  wäre,  Rechenschaft  zu  verlangen  über  jeden  Akt 
der  Staatsgewalt  und  so  ein  unumschränktes  Oberaufsichtsrecht 

1)  H  A.  Za  charii,  die  -chwcit.  Eidgenossenschaft,  der  Sonderham! 
u.  «  w ,  Seite  136  ff. 

2)  ZOpM,  Staatsrecht,  Bd.  I,  §  109,  Note  3. 

3)  Buudestagabeschlüsse  vom  18.  September  1834  aad  17.  Joli  1851. 
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auszuüben?  In  der  That  gibt  es  zwischen  diesen  beiden  Extre- 
men keine  fesle  Grenze:  entweder  hat  die  Verfassungsgaranlie 
den  Sinn  einer  Garantie  der  blossen  Existenz  der  Verfassung, 
oder  aber  sie  legt  die  wahre  Souveränetät  in  die  Hände  des 
Garanten. 

Aber  gerade  der  Art.  5  B.V. ,  den  wir  so  eben  anzogen, 
garanlirt  neben  den  Verfassungen  auch  noch  die  Rechte  des 
Volkes  und  der  Bürger,  und  die  verfassungsmässigen 
Rechte  der  Behörden;  er  garantirt  dieselben,  obwohl  sie  in  der 
Verfassungsgarantie  nicht  inbegriffen  sind.  Es  bezieht  sich  diese 
Erweiterung  der  vom  Bunde  übernommenen  Gewährleistungen 
zunächst  auf  die  in  der  Bundesverfassung  ausdrücklich 
garanlirten  Rechte,  wohin  z.  B.  das  freie  Niederlassungsrecht, 
die  Gleichstellung  aller  Schweizer  vor  dem  Gesetz,  die  Gleich- 
heit der  politischen  Stimmberechtigung  gehören,  aber  ebenso 
sicher  bezieht  sie  sich  auf  die  in  den  Kantonalverfassun- 
gen zugesicherten  politischen  Rechte:  denn  der  Art.  5  gewähr- 
leistet den  Kantonen  die  Rechte  und  Befugnisse,  welche  das 
Volk  den  Behörden  (also  den  kantonalen!)  übertragen  hat 
—  worin  diese  Befugnisse  bestehen,  lässt  sich  natürlich  bloss 
vom  Standpunkt  des  kantonalen  Verfassungsrechts  aus  ent- 
scheiden, und  dieses  ist  somit  der  Bund  verpflichtet  zu  unter- 
suchen und  anzuwenden  —  der  nämliche  Art.  5  garantirt  den 
Kantonen  die  Volksrechte  und  individuellen  politischen  Rechte 
„gleich44  den  Rechten  und  Befugnissen  der  Behörden,  also 
auch  hier  in  dem  Maasse  und  in  der  Ausdehnung,  welche  das 
kantonale  Staatsrecht  an  die  Hand  gibt1).  —  Ein  weiterer 
Beweis  hiefür  liegt  im  Art.  16  B.V. ;  diesem  zufolge  haben,  wenn 


1)  Schon  in  den  Bundcaverfaaaungaentwürfen  von  1832  und  1833  war 
der  An.  5  in  bat  gleicher  Faaaung  enthalten,  wie  in  der  jetzigen  Consti- 
tution, und  ea  könnte,  wie  ea  acheint,  daraua  achon  für  jene  Entwürfe  der 
nämliche  Schluaa,  den  wir  ao  eben  aufatellten,  gezogen  werden.  Allein  in 
jenen  Entwürfen  fehlte  jede  Bestimmung,  welche  der  Tagaalzung  oder  dem 
Bundesgericht  Gewalt  verliehen  hätte,  Msassregeln  „zum  Schutz  der  Rechte 
und  Freiheiten  dea  Yolkea"  auf  an  aie  ergangene  Beschwerde  hin  zu  treffen, 
in  der  Bundeaverfaaaung  von  1848  dagegen  findet  sich  eine  aolche  Verlei- 
hung (Art.  74,  Ziffer  8  und  Art.  105). 

faiuchi.  flr  Su.liw    1667.   &  Hell.  28 
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Ruhestörungen  im  fnnern  eines  Kantons  eine  bewaffnete  Inter- 
vention des  Bundes  herbeigerührt  haben,  „die  Bandesbehörden  für 
Beachtung  der  Vorschriften  des  Art.  5  B.V.  zu  sorgen."  Der 
Grund  dieser  Bestimmung  ist,  dass  in  solchen  Fällen  die  kan- 
tonalen Behörden  ausser  Stande  sind  selbst  die  verfassungsmässige 
Ordnung  im  Innern  aufrechtzuerhalten,  und  die  Zügel  ganz  oder 
tlieilweise  in  die  Hände  der  Bundesgevvnlt  grben  müssen.  För 
diesen  Fall  mussten  der  Bundesgewalt  Regeln  vorgeschrieben 
werden,  an  welche  sie  bei  der  Verwaltung  dieses  anvertrauten 
Gutes  sich  zu  halten  halte;  wäre  es  aber  nicht  eine  unbegreif- 
liche Verkehrtheit  gewesen,  wenn  man  die  Bundesbehörde  hin- 
sichtlich eines  solchen  Vikariats  Tür  die  kantonalen  Behörden 
auf  die  gar  nicht  auf  einen  kantonalen  Verwaltungsorganismus 
berechnete  Bundesverfassung  verwiesen  hätte,  auf  welche  alle 
Bundesbehörden  ja  ohnehin  verpflichtet  sind?  Nein,  offenbar 
will  der  Art  16  auf  die  kantonale  Verfassung  verweisen;  dass 
diese  Verfassung  nicht  gewaltsam  umgestürzt,  dass  sowohl  die 
einzelnen  Bürger  als  die  Behörden  bei  den  ihnen  durch  die 
Kantonalverfassung  eingeräumten  Rechten  geschützt  werden  — 
das  soll  die  Aufgabe  der  Bundesintervention  sein,  und  diese  Auf- 
gabe fasst  der  Art.  16  in  dem  Ausdruck  „Sorge  für  Beachtung 
der  Vorschriften  des  Art.  5a  zusammen  *)• 

1)  Mit  unserer  Ansicht  stimmt  auch  die  MoUvirung  des  Art.  5  B.V.  in 
der  verfassunggebenden  Tagsatzung  zusammen.  Bern  beantragte  nämlich, 
in  diesem  Artikel  nicht  nur  die  Freiheit  und  Rechte  des  Volkes,  sondern 
auch  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  ausdrücklich  zu  erwähnen, 
und  dieser  Antrag  wurde  angenommen,  nachdem  zu  dessen  Unterstützung 
angeführt  worden  war  „dass  die  Erfahrung  deutlich  genug  beweise,  wie 
wichtig  es  sei,  die  Rechte  der  einzelnen  Bürger  gegen  die  Uebergriffe  der 
Regierungen  (also  der  kantonalen !)  von  Bundes  wegen  zu  gewähr- 
leisten; so  habe  im  Kanton  Luzern  verfassungsgemäss  (d.  h.  nach  der  kan- 
tonalen Verfassung,  der  B  u n  d e  s  vertrag  von  1815  gewährleistete  die 
Pressfreiheit  nicht)  auch  Pressfreiheit  bestanden,  und  dennoch  sei  durch  die 
Gesetzgebung  der  unerträglichste  Presszwang  wieder  eingeführt  worden, 
ohne  dass  es  den  Bürgern  möglich  gewesen ,  nachhaltigen  Schutz  gegen 
diese  despotische  Maassregel  auf  legale  Weise  sich  zu  verschaffen"  (Abschied 
von  1848,  Seite  54).  —  Im  mehrerwähnten  Dupre"schen  Falle  erfolgte  die 
Ueberweisung  an  das  Bundesgericht,  obwohl  Madame  Pupre"  sich  bloss  we- 
gen Verletzungen  der  freiburgiseben  Kantonalverfassung  beschwerte:  das 
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Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  treten  noch  einige  andere 
Vorschriften  der  Bundesverfassung  in  ihr  rechtes  Licht.  So  z.  B. 
richtet  sich  bei  eidgenössischen  Wahlen  die  Stimmberechtigung 
theilweise  nach  kantonalen  Vorschriften  (Art.  63  B.V.)  und  ohne 
Zweifel  ist  der  Bund  befugt,  zu  prüfen,  ob  diese  Vorschriften 
bei  der  Zulassung  oder  Ausschliessung  eines  Bürgers  beobachtet 
worden  sind;  der  Grundsatz,  dass  „Niemand  seinem  verfassungs- 
mässigen Gerichtsstand  entzogen  werden  dürfe*  (Art.  53  B.V.) 
bezieht  sich  ebenfalls  hauptsächlich  auf  die  Bestimmungen  der 
kantonalen  Verfassungen  über  Gerichtsbarkeit  und  Gerichtsstand. 
Diese  Artikel  der  Bundesverfassung  sind  nicht  so  anzusehen,  als 
sollte  dadurch  dem  Bunde  im  speciellen  Fall  ein  Recht  einge- 
räumt werden,  was  er  im  Allgemeinen  nicht  besitzt,  sondern  es 
sind  Anwendungen  der  Regel  auf  einzelne  Fälle ,  Tür  welche 
eine  besondere  Bestätigung  und  Anerkennung  des  Grundsatzes 
wünschenswerlh  schien.  Auch  praktisch  ist  dieser  Unterschied 
zwischen  bloss  mittelbaren  Gewöhrleistungen  und  solchen,  die, 
wenn  schon  ihr  Umfang  und  ihre  Auslegung  lediglich  aus  den 
Kantonalverfassungen  geschöpft  werden  kann,  doch  in  der  Bun- 
desverfassung speciell  zugesichert  sind,  nicht  unerheblich.  Bei 
Missachtung  der  auf  diese  letztere  Weise  zugesicherten  Rechte 
können  unmittelbar  die  Bundesbehörden  angerufen  werden  und 
einschreiten;  bei  Verletzung  bloss  mittelbar  garantirter  Rechte 
dagegen  darf  der  Bund  erst  dann  interveniren,  wenn  alle  kan- 
tonalen Stadien  ohne  Erfolg  durchlaufen  worden  sind.  —  Un- 


Bundesgcricht  kassirtc  dann  freilich  das  angegriffene  Grossrai  Iisdtkret  Frei- 
hurgs  vom  6.  Juni  1849  und  zwei  darauf  basirte  gerichtliche  Urtheile  wegen 
Verletzungen  der  B  u  n  d  c  s  Verfassung  (Garantie  der  Gleichstellung  vor  detn 
Gesetz).  Man  ist  aber  im  Allgemeinen  so  wenig  verschiedener  Ansicht  über 
die  auch  von  uns  verfothtene  Auslegung  der  Art.  105  und  5  ß.Y  ,  dass 
selbst  die  Regierung  von  Bern  in  einer  sonst  dem  schroffsten  Kanlonalisrnus 
huldigenden  Eingabe  an  den  Bnndesrath,  worin  sie  sieh  wegen  der  von  ihr 
angeordneten  und  als  Verfasäungsverletiung  angefochtenen  Aufhebung  des 
sogen.  „Grütlivercms"  rechtfertigte,  ausdrücklich  erklärte:  „sie  bestreite  der 
Bundesgcwalt  die  Befugniss  nicht,  die  Gesetzmässigkeit  der  Kantonsverwal- 
tungen vom  Gesichtspunkt  der  eigenen  (d.  h.  kantonalen)  Verfassung  aus  zu 
kontroliren"  (Bundesblatt,  1854,  I,  Seite  470).  Dieses  Zugeständnis*  ist 
eher  zu  gross,  als  zu  klein. 

28* 
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richtig  ist  es,  wenn,  wie  es  im  Falle  der  Madame  Dupre*  von 
Seite  des  Kantons  Freiburg  geschah       das  Recht  der  Bundes- 
versammlung, Beschwerden  wegen  Verletzung  kantonaler  kon- 
stitutioneller Rechte  zu  entscheiden  respeclive  dem  Bundesgericht 
zu  überweisen,  auf  Art.  74,  Ziffer  7  *)  der  B.V.  gestützt  wird; 
es  ist  keine  Consequenz  der  Vcrfassungsgaranlie  und  der  Titel 
für  diese  Befugniss  muss  vielmehr  in  Art.  74,  Ziffer  8  B.V.  ge- 
sucht werden,  nach  welcher  in  den  Geschaflskreis  der  Bundes- 
versammlung gehören  :  „Maassregeln ,  welche  die  Handhabung 
der  Bundesverfassung,  die  Garantie  der  Kantonalverfassungen, 
die  Erfüllung  der  bundesmassigen  Verpflichtungen  und  den  Schulz 
der  durch  den  Bund  gewährleisteten  Rechte  zum  Zwecke  haben"  3J. 
Endlich  ist  eine  Beschwerde  wegen  Verletzung  eines  bloss  durch 
die  Kantonalverfassung  garantirten  politischen  Rechts  selbst  dann 
zulässig,  wenn  diese  Verfassung  in  Kraft  getreten  ist,  aber  die 
eidgenössische  Gewährleistung  noch  nicht  erhalten  hat :  nur  muss 
fürs  Erste  die  Inkraftsetzung  nicht  im  Widerspruch  mit  den 
Grundsätzen  des  demokratischen  Freistaates  über  die  rechtliche 
Husis  einer  Verfassung  erfolgt  sein ,  m.  a.  W.  die  Verfassung 
muss  vom  Volke  angenommen  worden  sein ,  und  fürs  Zweite 
darf  das  Recht,  dessen  Schutz  verlangt  wird,  nicht  ein  nach  der 
Bundesverfassung  unzulässiges  Begehren  in  sich  schliessen 

Wir  nannten  oben  den  Art.  105  ein  Surrogat  der  in  der 
nordamerikanischen  Verfassung  dem  Bundesgericht  verliehenen 
Gewalt,  zu  urlheilen:  „über  alle  Fälle  von  law  oder  equity, 
welche  unter  dieser  Verfassung  sich  ereignen".  In  der 
Thal  ist  diese  Gewalt  von  ganz  anderer  Art,  als  die  dem  schwei- 

1)  Zeitschrift  f.  schweilerisches  Recht  a.  a.  0.  S.  43. 

2)  „Garantie  der  Verfassungen  und  des  Gebiets  der  Kantone ;  Interven- 
tion in  Folge  der  Garantie." 

3)  Ein  Gleiches  ist  zu  sagen  von  Art.  90,  Ziffer  3  B.V. ,  welche  der 
Anwalt  der  freiburgischen  Regierung  a.  a  0.  anzieht;  er  hätte  höchstens 
Art.  90,  Ziffer  2  anführen  können. 

4)  Unentschieden  lassen  wir  hier  die  Frage,  ob  die  Bundesversamm- 
lung kraft  Art.  74,  Ziffer  8,  B.V. ,  sich  auch  mit  Beschwerden  wegen  Ver- 
letzung kantonaler  G  e  s  e  t  z  e  s  Vorschriften  befassen  dürfe;  dass  jedenfalls 
das  Bundesgericht  mit  solchen  Klagen  nicht  behelligt  werden  kann,  ergiebt 
sich  aus  dem  Wortlaut  des  Art.  105  B.V. 
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zerischen  Bundesgerichte  zustehende  staatsrechtliche  Gerichts- 
barkeit.   Das  nordamerikanische  Gericht  verscblicsst  rein  theore- 
tischen Streitfragen  sein  Forum;  es  urtheilt  über  die  „unter 
dieser  Verfassung  sich  ereignenden  Fälle"  nur  dann,  wenn  sie 
in  einem  wirklichen  Rechtsstreit  bestehen;  das  schweize- 
rische Bundesgericht  begnügt  sich  mit  Entscheidung  der  Frage 
der  Verfassungsmässigkeit,  ohne  darnach  zu  fragen,  ob  im  Uebri- 
gen  der  Fall  die  Merkmale  einer  Justizsache  an  sich  trage.  Es 
liegt  in  diesen  Attributen  unseres  Bundesgerichts  nichts,  was  als 
Ei£tMitliUmlichkeit  der  richterlichen  Gewalt  angesehen  werden 
könnte:  jede  andere  Staatsbehörde  kommt  bei  ihren  Handlungen 
in  den  Fall,  die  Vereinbarkeit  derselben  mit  der  Verfassung  prü- 
fen zu  müssen,  Zweifel  darüber  gelangen  auch  an  die  Regierung 
oder  an  die  gesetzgehenden  Körper  zur  Entscheidung.    Was  die 
richterliche  Thätigkeit  von  allen  anderen  staatlichen  Lebens- 
äusserungen  unterscheidet,  die  Gewalt  nämlich,  nicht  nur  zu  er- 
klären, was  Recht  oder  Unrecht  sei,  sundern  auch  zu  bestimmen, 
worin  die  Wiederherstellung  des  Rechts  aus  dem  Unrecht  zu 
bestehen  habe,  gerade  von  diesem  Kriterium  ist  in  der  staats- 
rechtlichen Gerichtsbarkeit,  wie  wir  sie  bis  dahin  beleuchtet, 
nichts  wiederzufinden.    Ihr  Wesen  besteht  vielmehr   in  dem 
Mangel  dieses  Kriteriums.    Ein  verfassungswidriges  Ausnahms- 
gericht mag  Jahre  lang  einen  Unschuldigen  im  Kerker  halten; 
wenn  er  klagt  und  von  der  Bundesversammlung  auf  den  Weg 
des  Art.  105  B.V.  verwiesen  wird,  so  werden  die  Beschlüsse, 
durch  welche  jenes  Gericht  eingesetzt  wurde,  vernichtet,  der 
Verhaftsbefehl  kassirt  und  die  Verhaftung  für  rechtswidrig  und 
ungültig  erklärt;  aber  mit  seinen  Schadenersatzforderungen  muss 
das  Bundesgericht  den  Kläger  verweisen  —  an  den  Richter, 
ein  Paralogismus,  der  in  Wahrheit  keiner  ist,  denn  wirklich  voll- 
zieht das  Bundesgericht  bei  der  Entscheidung  über  Verletzung 
politischer  Rechte  nicht  die  Funktionen  eines  Richters,  sondern 
diejenigen  eines  Kollegiums  von  Sachverständigen :  den  Auftrag 
zur  Expertise  erhält  es  von  der  Bundesversammlung  und  nur 
der  Rückweg  zum  Mandanten  ist  weggelassen  worden,  weil  die 
Umgiessung  eines  Expertenbefundes  in  die  Form  eines  Urtheils 
der  Staatsbehörde  nur  als  leere  Formsache  angesehen  wurde. 
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Nur  darin  zeigt  das  bundesgerichtliche  Erkenntniss  noch  richler- 
teiliche  Natur  und  einen  Unterschied  von  Erkenntnissen  der 
Bundesversammlung,  dass  jenes  die  Verletzung  nur  in  praktischer 
Beziehung  auf  den  einzelnen  Fall  untersucht,  während  die  Bun- 
desversammlung sie  nach  ihrem  ganzen  theoretischen  Umfang 
erörtert.  Wird  z.  B.  wegen  einer  Regierungsmaassregel  geklagt, 
welche  konform  ist  einem  erlassenen  Gesetze,  wo  aber  dieses 
Gesetz  selbst  ein  verfassungswidriges  ist,  so  begnügt  sich  dus 
Bundesgericht  damit,  die  erlassene  Regierungsverfügung  für  den 
Klüger  unverbindlich  zu  erklären,  die  Bundesversammlung  da- 
gegen wird  in  einem  solchen  Fall  das  Gesetz  mit  allen  in  Folge 
dessen  emanirten  Verordnungen  seinem  ganzen  Umfang  nach 
vernichten.  Die  Garantie  der  politischen  Rechte  ist  somit  eine 
weil  wirksamere,  wenn  die  Bundesversammlung  von  ihrem  Ent- 
scheidungsrecht selbst  Gebrauch  macht,  als  wenn  sie  es  ans 
Bundesgericht  delegirt:  ein  Beweis  dass  die  Gerichte  ihre  Mission, 
ein  Bollwerk  der  bürgerlichen  Freiheil  zu  sein,  nur  in  den 
Dingen  erfüllen,  die  vernunngemäss  in  den  Kreis  ihrer  Befug- 
nisse gehören.  Eine  ungebührliche  Ausdehnung  ihrer  Wirkungs- 
sphäre taugt  ebensowenig,  als  eine  vernunftwidrige  Beschränkung 
ihrer  Kompetenzen  und  Niederbeugung  der  richterlichen  Unab- 
hängigkeit einem  Lande  Segen  bringen  kann. 

Auf  eine  so  ungewöhnliche  Gerichtsbarkeit,  wie  sie  hier 
eingeführt  worden  ist,  leiden  die  sonst  anerkannten  Grundsätze 
über  die  Attribute  der  Richlergewalt  nicht  unveränderte  Anwen- 
dung. So  namentlich  nicht  hinsichtlich  der  Beurlheilung  von 
Einreden  gegen  die  Zuständigkeit  des  Gerichts,  welche  nach  all- 
gemeiner Regel  das  Gericht  selbst  vorzunehmen  hat.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Bundesgerichts  könnte  in  einer  nach  Mitgabe  des 
Art.  105  B.V.  ihm  überwiesenen  Sache  angefochten  werden: 

1}  weil  der  Gegenstand  der  Beschwerde  überhaupt  nicht  in 
die  Kompetenz  des  Bundes  fällt  z.  B.  es  handelt  sich  um  die 
Verletzung  eines  bloss  durch  die  kantonale  Gesetzgebung 
zugesicherten  politischen  Rechts; 

2)  weil  der  Fall  nicht  die  Bedingungen  an  sich  trägt,  unter 
welchen  das  Bundes geri cht  zu  entscheiden  kompetent  ist  (z.  B. 
eine  kantonale  Behörde  klagt  gegen  ihre  ^antonsbürger ,  wei  J 
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diese  die  bestehende  Verfassung  auf  verfassungswidrigem  Weg 
beseitigt  haben ;  die  Ueberw  eisung  ist  ausgegangen  von  der  ver- 
einigten Bundesversammlung,  statt  durch  übereinstimmenden  Be- 
schluss  beider  Räthe,  u.  s.  w.> 

Wenn  das  Bundesgericht  Einreden  der  ersteren  Art  selbst- 
ständig zu  entscheiden  befugt  wäre,  so  käme  ihm  das  Recht  zu, 
als  Stellvertreter  umzustossen  was  derjenige,  dessen  Stelle  ver- 
treten wird,  kompetenter  Weise  verhandelt  hat.  Die  Bundesver- 
sammlung hat  bereits  die  Kompetenz  des  Bundes  bejaht,  indem 
sie  die  Beschwerde  an  das  Bundesgericht  Uberwies ;  diese  Kom- 
petenzbestimmung ist  endgültig  und  unabänderlich  für  den  blossen 
Mandatar.  In  keiner  Weise  dagegen  greift  das  Bundesgericht  in 
die  Kompetenz  der  Bundesversammlung  ein,  wenn  es  sich  hin- 
sichtlich des  Vorhandenseins  von  Bedingungen  der  zweiten  Art 
sein  Selbstentscheidungsrecht  wahrt.  Nicht  berechtigt  ist  somit 
das  Bundesgericht,  seine  Kompetenz  abzulehnen,  wenn  es  durch 
diese  Vereinigung  auch  das  Recht  der  Bundesversammlung,  Uber 
das  Materielle  der  Beschwerde  zu  erkennen ,  verneinen  würde ; 
wohl  aber  darf  es  sein  Forum  verscbliessen,  wenn  die  sonstigen 
Bedingungen,  unter  welchen  es  nach  der  Verfassung  das  Mandat 
anzunehmen  befugt  und  verpflichtet  ist,  nicht  vorhanden  sind.  — 
Mit  dieser  Unterscheidung  harmonirt  auch  die  Motivirung  des 
bundesgerichtlichen  Urlheils  im  Duprö'schen  Falle.  Freiburg  * 
behauptete  nämlich  u.  A.,  Madame  Duprö  habe  dadurch,  dass  sie 
ihre  Beschwerdepunkle  bereits  den  kantonalen  Gerichten  Freiburgs 
vorgetragen,  diese  als  Richter  über  die  von  ihr  behauptete  Ver- 
fassungswidrigkeil  freiwillig  angenommen  und  damit  auf  das 
Recht,  die  gleichen  Beschwerden  bei  den  Bundesbehörden  an- 
zubringen, Verzicht  geleistet.  War  diese  Einrede  Freiburgs  be- 
gründet, so  hätte  schon  die  Bundesversammlung  auf  die  Klage 
der  Madame  Dupre*  nicht  eintreten  dürfen ;  hatte  das  Bundesge- 
richt sie  erörtert,  so  hätte  es  sich  damit  zur  Appellationsinstanz 
gegenüber  der  Bundesversammlung  aufgeworfen.  Das  Gericht 
erklärte  desshalb  auch  die  forideklinatorische  Einwendung  Frei- 
burgs für  nicht  stichhaltig;  es  weigerte  sich  auf  die  Frage  zu- 
rückzukommen, ob  Madame  Duprö  durch  ihre  Einlassung  vor  den 
freiburgischen  Gerichten  Verzicht  geleistet  habe  auf  den  Rekurs 
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an  die  Bundesbehörden,  und  zwar,  wie  es  in  den  Erwägungen 
des  Urlheils  heisst,  desshalb,  „weil  notorisch  ist,  dass  die  Bun- 
desversammlung bei  genauer  Kenntniss  der  Präcedentien  und 
trotz  derselben  die  Ueber Weisung  des  Falls  an  das  Bundes- 
gericht beschlösse. 
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Das  Jagd  recht  im  Königreich  Hannover. 

Vom  Geheimen-Regierungsrath  Bening. 


Das  Jagd  recht  hat  in  neuerer  Zeit,  zumal  seit  dem  Jahre 
1848,  die  Regierungen  und  Ständeversammlungen  in  Deutschland 
so  viel  und  so  lebhaft  —  oll  leidenschaftlich  —  beschäftigt,  dass 
eine  Darlegung  (Abschnitt  I.)  und  Prüfung  (Abschnitt  II.) 
der  Gesetzgebung  über  den  Gegenstand  in  einem  einzelnen 
deutschen  Lande  nicht  bloss  für  dieses  Interesse  haben  wird, 
mithin  hier  einen  Platz  finden  darf. 

I. 

Das  Recht  zu  jagen  ist  in  den  Landestheilen ,  welche  das 
Königreich  Hannover  bilden,  wie  in  fast  allen  anderen  deutschen 
Staaten ,  schon  seit  Jahrhunderten  nicht  mehr  gewesen ,  was  es 
ursprünglich  war,  Ausfluss  des  Grundeigentums.  Es  hat  sich 
vielmehr  zu  einem  dinglichen  Rechte  gestaltet,  welches  vermöge 
des  allmahlig  eingeführten  Grundsatzes  der  Regalität ')  dem  Lan- 
desherrn, den  Rittergütern,  Klöstern,  Stiftern,  einzelnen  Städten 
u.  s.  w.  auch  auf  fremdem  Grundcigenlhum  zustand.  Nur  einzelne 
kleinere  Bezirke  bildeten,  begünstigt  durch  besondere  geschicht- 
liche Entwicklung,  eine  mehr  oder  weniger  beschrankte  Aus- 
nahme. Aeltere  und  neuere  strenge  Jagdordnungen  gewährten 
dem  Jagdrechte  einen  weit  ausgedehnten  Schutz. 

1)  Dr.  Fr.  Eichhorn.  DeuUche  Stwl«-  und  Rechtsgetchtchte  Th|.  IV. 
$.  548, 
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Die  Gesetze  des  französischen  Kaiserreichs  und  des  König- 
reichs Weslphalen  warfen  dieses  alle  Recht  meist  Uber  den  Haufen ; 
allein  nach  Vertreibung  des  Feindes  stand  es  in  seiner  alten 
Gestalt  wieder  auf. 

Schon  am  21.  Januar  1814  —  die  Verbündeten  hatten  kaum 
den  Rhein  Uberschritten  —  wird  eine  Verordnung  erlassen,  welche 
eine  hierher  gehörige  Verordnung  für  Kalenberg,  Grubenhagen 
und  Göttingen  vom  6.  Mai  1803  auf  das  ganze  Land  ausdehnt. 
Sie  enthalt  ausgedehnte  Strafbestimmungen,  wie  sie  früher  und 
später  sich  stets  wiederholen,  gegen  umherlaufende  Hunde,  gegen 
das  Mitnehmen  der  Hunde  bei  Feldarbeilen  u.  s.  w.  „Bauer- 
hunde sollen  entweder  angelegt  oder  mit  Knüppeln  oder  Ketten 
versehen  werden.*  Die  alteren  Verordnungen  werden  darin 
-auch  in  den  nicht  besonders  angeführten  Punkten  von  Neuem 
eingeschärft/ 

Im  folgenden  Jahre  wird  die  Verfügung  erlassen :  dass  kein 
Jagdbedienter  und  Jagdpächter  Landteute,  Handwerker  u.  s.  w. 
mit  auf  die  Jagd  nehmen  solle 

Es  folgen  bald  provinzielle  und  allgemeine  Erneuerungen 
und  Einschärfungen  von  alten,  freilich  vergessenen,  Verordnungen, 
ferner  Vorschriften  über  manigfache  Formen,  bei  Wildversen- 
dungen: Ausstellung  von  Scheinen  durch  Jagdberechtigte  — 
„wozu  jedoch  Scheine  jagdberechtigter  Bürger  nicht  gerechnet 
werden  sollen a  —  und  Uber  Ablieferung  dieser  Scheine  an  die 
Obrigkeit')  sodann  in  den  späteren  Jahren  Vorschriften  über 
den  Wildhandel,  welcher  an  Concession  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörden geknüpft  wird;  eine  Concession  welche  stets 
wiederruflich  sein,  auf  dem  platten  Lande  und  in  kleinen  Städten 
in  der  Regel  nicht  erlheilt  werden  soll  3)  über  die  Führung  von 
Büchern  über  den  Ankauf  und  Verkauf  von  Wild  u.  s.  w. 

Der  Plan,  eine  neue  allgemeine  Jagdordnung  zu  erlassen, 
welche  der  allgemeinen  Sländeversammlung  vorzulegen  gewesen 
wäre,  wird  aufgegeben  und  es  werden  statt  dessen,  nach  vor- 


1)  Bekanntmachung  des  Oberjagddepartements  vom  20.  Julius  1815. 

2)  Verfügung  des  Cabioets- Ministeriums  vom  15.  Julius  1815. 

3)  Ausschreiben  der  landdrostei  Hildesheim  vom  7.  Juni  1839. 


Digitized  by  Google 


Das  Jagdrechl  im  Königreich  Hannover.  433 

gängiger  Verhandlung  mit  den  Provjnziallandschaften  verschiedene 
provinzielle  Jagdordnungen  erlassen:  für  Ostfriesland  am 
31.  Juli  1838,  für  Lüneburg  am  5.  Septbr.  1838,  für  Osna- 
brück am  29.  Juli  1840.  Die  Hunde  und  deren  Knüppel  die 
„mindestens  zwei  Zoll  Stärke  haben  und  bis  zur  Erde  reichen 
sollen 44  nehmen  in  diesen  Gesetzen  einen  grossen  Raum  ein. 
In  Osnabrück  sollen  „ausserhalb  der  Städte  und  Flecken  keine 
Windhunde,  Hühnerhunde,  Jagdhunde  oder  Dachshunde  von 
Personen  gehalten  werden,  welche  nicht  zur  Jagd  berechtigt 
sind«  ($.  50).  Für  andere  Provinzen  wurden  ähnliche  Gesetze 
vorbereitet. 

Die  Stände  des  Fürstenthums  Osnabrück  erhoben  im  Jahre 
1845  —  in  ihrer  ersten  Versammlung  nach  dem  Erlasse  der 
Osnabrückschen  Jagdordnung  —  den  lebhaftesten  Widerspruch 
(unter  Dissens  der  ritterschafUichen  Curie)  gegen  das  Gesetz. 
Dasselbe  widerspreche  —  heisst  es  in  einem  auf  Beschluss  der 
zweiten  und  dritten  Curie  erfolgten  Vortrage  vom  10/i6  April  1845 
—  den  ständischen  Rechten  und  Beschlüssen.  Stände  müssten 
dasselbe  als  ungültig  ansehen,  und  sich  namens  der  Einwohner 
der  Provinz  gegen  dessen  Anwendung  verwahren ;  welchem  von 
der  Regierung  entgegengesetzt  wird,  dass  nach  der  bis  dahin 
bestandenen  Verfassung  der  Landschaft  ein  Zustimmungs- 
recht zu  Gesetzen  nicht  gebühre.  Zugleich  werden  von  den 
Stünden  mehrere  Bestimmungen  als  höchst  beschwerend  bezeichnet, 
namentlich:  das  oben  erwähnte  Verbot  des  Haltens  bestimmter 
Arten  von  Hunden,  das  Verbot  des  Mitnehmens  der  Hunde  zur 
Feldarbeit,  zumal  bei  der  Lage  der  meisten  Höfe  inmitten  ihrer 
Landereien  das  Nachlaufen  der  Hunde  zur  Feldarbeit  kaum  zu 
hindern  sei,  ferner  eine  Bestimmung  (§.  18),  wornach  Kaninchen, 
Dachse,  Marder,  Iltisse,  Fischotter  für  jagdbare  Thiere  erklärt 
worden,  indem  dadurch  den  nicht  zur  Jagd  Berechtigten  das 
Tödten  dieser  schädlichen  Thiere  verwehrt  sei. 

Die  Ausstellungen  der  Stände  bewirkten  keine  Aenderung; 
Beschwerden  aus  der  Provinz  über  den  Druck,  welchen  das 
Gesetz  verursache,  eben  so  wenig. 

Die  in  dem  Vortrage  der  Stände  gleichfalls  angegriffenen 
Bestimmungen  über  Feststellung  und  Verzeichnung  der  Jagd^ 
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berechtigungen  in  einem  anzulegenden  Lagerbuche  nach  vor- 
gängiger Öirentüchen  Aufforderung  u.  s.  w.  erzeugten  ein  solches 
Heer  von  Processen,  dass  man  vernahm,  die  Justizcanzlei  in 
Osnabrück,  an  welches  Obergericht  die  Streitigkeiten  über  das 
Jagdrecht  gewiesen  waren  (§.  10),  sei  mit  diesen  mehr  beschäftigt, 
als  mit  allen  anderen  Rechtsstreiten  zusammen  genommen. 

Der  Entwurf  zum  Criminal-Gesetzbuche,  welches  im  Jahre 
i831  der  Stündeversammlung  vorgelegt  ward,  jedoch  erst  mehrere 
Jahre  spater  zur  Berathung  in  die  Kammern  gelangte,  befasste 
einen  Abschnitt  mit  Slrafbeslimmungen  gegen  Wilddieberei.  Die 
zweite  Kammer  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass  die  Criminalüät 
darin  zu  weit  ausgedehnt  sei,  beschloss,  im  Wesentlichen  poli- 
zeiliche Strafen  an  die  Stelle  von  criminellen  zu  Selzen.  Die 
erste  Kammer  trat  dem  nicht  bei;  daran  scheiterte  nach 
langen  Kämpfen  das  ganze  Gesetz.  Erst  im  Jahre  1840 
ward  das  Criminal-Gesetzbuch  ohne  diesen  Abschnitt  und 
statt  desselben  ein  besonderes  Gesetz  über  Bestrafung  des  Wild- 
diebstahls  und  zur  Verhütung  des  Wilddiebstahls  mit  der  Stände- 
versammlung zu  Stande  gebracht.  Die  zweite  Kammer  war 
damals  schwach  an  Geltung  und  Zahl,  weil  nach  Aufhebung  des 
Staalsgrundgesetzes  die  Vornahme  der  Wahlen  durch  die  be- 
deutenderen Wahlcorporationen  verkehrlerweise  abgelehnt  war. 

Jenes  am  8.  September  1840  erlassene  Gesetz  dehnt  das 
Gebiet  der  Criminalitat  weit  aus.  Schon  das  erstmalige  unbe- 
fugte Einfangen  oder  Erlegen  von  Hochwild  oder  eines  Rehes 
in  einem  Jagdrevier  zieht  Criminalstrafe  nach  sich.  Ferner  tritt 
ohne  Unterschied  der  Art  des  entwandten  Wildes  Criminalstrafe 
ein,  wenn  der  ThHIer  einer  Windbüchse,  einer  Stockflinte,  oder 
eines  Gewehres  sich  bedient  hat,  welches  in  Stücke  zerlegt  werden 
kann;  wenn  er  das  Gesicht  geschwärzt  oder  sich  sonst  entstellt 
hat;  wenn  der  Wilddiebslahl  gewerbmässig  u.  s.  w.  verübt  wird. 

Nach  Artikel  21  des  Gesetzes  sollen  „Jagdberechtigle,  welche 
mit  Wilddieben  zusammentreffen  und  von  diesen  mit  einem  lebens- 
gefährlichen Angriffe  bedroht  werden,  befugt  sein,  diesem  Angriffe 
zuvorzukommen." 

Nach  dieser  dem  geltenden  Rechte  über  Nolhwehr  voll- 


Digitized  by  Google 


Das  Jagdrecht  im  Königreich  Hannover. 


435 


kommen  entsprechenden  Bestimmung  folgt  ein  Artikel,  welcher 
hier  vollständig  Platz  finden  muss. 

Artikel  22.  „Insofern  Unser  Ministerium  des  Innern  solches 
für  einzelne  Landestheile  oder  Gegenden  nöthig  findet  und  mit- 
telst besonderer  Bekanntmachung  verfügt,  so  sollen  zunächst  die 
in  Unseren  Diensten  stehenden  Forst-  und  Jagdbedienten,  inn- 
gleichen die  Feldjäger,  Landgendarmen  und  Militärpersonen,  welche 
etwa  zum  Schutze  gegen  Wilddiebe  dem  Jagdpersonal  beige- 
geben sind,  wenn  sie  in  dem  Jagdreviere  mit  Wilddieben  zu- 
sammentreffen, welche  mit  Schiessgewehr  bewaffnet  sind,  befugt 
sein,  auf  die  bewaffneten  Wilddiebe  zu  schiessen,  ohne  die  daraus 
entstehenden  Folgen  verantworten  zu  müssen,  jedoch  erst  dann, 
wenn  entweder  die  Wilddiebe,  einer  zweimaligen  Aufforderung 
durch  vernehmlichen  Zuruf  ungeachtet,  die  Waffen  nicht  abgelegt 
haben ,  oder  aber  wenn  der  Wilddieb  das  auf  geschehene  Auf- 
forderung abgelegte  Gewehr  wieder  aufnimmt.* 
'  „  Auf  fliehende  Wilddiebe  darf  nach  zweimaligem 

Anrufen  nur  in  dem  Falle  gefeuert  werden,  wenn 
sie  ihr  Gewehr  nicht  abgelegt,  sondern  auf  der 
Flucht  es  behalten  haben." 

„Wenn  in  solchen  Landestheilen  oder  Gegenden,  für  welche 
diese  Bestimmungen  in  Wirksamkeit  gesetzt  sind,  andere  Jag d- 
be  recht  igte  und  Jagdpächter  für  sich  oder  für  die 
in  ihren  Diensten  stehenden  beeidigten  Forst-  und 
Jagd  bediente  einen  gleichen  Schulz  gegen  die  Angriffe  von 
Wilddieben  für  nöthig  halten,  so  haben  sie  bei  der  obern  Regi- 
minalbehörde  auf  die  persönliche  Beilegung  gleicher  Befugnisse 
anzutragen,  und  soll  diesem  Antrage  Statt  gegeben  werden, 
insofern  keine  gegründete  Bedenken,  insbesondere  auch  hinsichtlich 
des  Allers,  Statt  finden." 

Dieser  Artikel,  mit  der  Befugniss,  auch  ohne  die  Voraus- 
setzung des  §.  21  auf  bewaffnete  Wilddiebe  zu  schiessen  und 
selbst  auf  fliehende,  wenn  sie  ihr  Gewehr  nicht  abgelegt 
sondern  auf  der  Flucht  es  behalten  haben,  einer  Befugniss,  welche 
nicht  bloss  den  öffentlich  angestellten  Jagdofficianten,  sondern 
auf  Verfügung  der  oberen  Regüninalbehörde  auch  den  Jagd- 
berechtigten und  Jagdpächtern  für  sich  un-d  den 
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Forst-  und  Jagd b ed i ent en  dieser  Privatpersonen 
soll  erlheilt  werden  können  —  ward  für  Kalenberg,  Grubenhagen, 
Göltingen,  Hildesheim,  Lüneburg  und  für  den  Harz  —  fast  die 
Hälfte  des  Königreichs  —  in  Gültigkeit  gesetzt »). 

Diese  ausserordentliche  Bestimmung,  deren  Durchführung 
selbst  bei  der  Ständeversammlung  von  1840  schwierig  gewesen 
war  und  ihre  weite  Anwendung  in  Widerspruch  mit  den  Bevor- 
wortungen  der  Stande  im  Schreiben  vom  17.  Juli  1840  rief  tiefe 
Entrüstung  hervor,  als  ällmählig  immer  mehr  Fülle,  in  welchen 
Menschen  auf  Grund  derselben  ungestraft  niedergeschossen  waren, 
hervortraten. 

Die  Beschwerden  darüber  wurden  auch  in  der  Sländever- 
snmmlung  laut;  indess  gelang  es  nicht,  die  beiden  Kammern  zu 
einem  übereinstimmenden  Beschlüsse  zu  bringen. 

Die  zweite  Kammer  verlangte  die  völlige  Beseitigung  der 
Ausnahmsbest immun g.  Denn:  schon  der  (oben  angeführte)  Art.  21 
sichere  das  vollkommenste  Selbstvertheidigungsrechl ;  die  im  Arl.  22 
verliehene  Befugniss  gehe  weit  Über  den  Zweck  hinaus,  was  bei 
der  völligen  Schutzlosigkeil  des  Grundeigentümers  den  Ver- 
wüstungen des  Wildes  gegenüber  noch  umsoweniger  zu  recht- 
fertigen sei.  In  dem  gestalteten  Schiessen  auf  einen  fliehenden 
Menschen  liege  etwas  Zurückslossendes  und  der  Schluss  von  der 
Möglichkeit  einer  hn  Besitze  eines  Gewehrs  liegenden  Gerahr 
auf  die  Wirklichkeit,  sei  nicht  richtig.  In  dem  Gesetze  über 
den  Waffengebrauch  der  Grenz-Stcuer-Beamlen  (vom  21.  April 
1835)  sei  nicht  so  weit  gegangen. 

Die  erste  Kammer  wies  dagegen  auf  die  grosse  Gefährlich- 
keit der  eigentlichen  Wilddiebe  und  auf  den  Hauptgrund  des 
Gesetzes,  Verhütung  der  früher  vorgekommenen  Falle  hin,  in 
welchen  Jagdbediente  ihr  Leben  durch  Wilddiebe  mittelst  Fingii  uug 
der  Flucht  verloren  hätten;  die  JagdolTicianten  bedürften  eines 
kräftigeren  Schutzes  als  die  in  der  Ausübung  eines  Frevels  be- 
griffenen Wilddiebe. 

In  einem  Sehreiben  vom  21.  April  1847,  in  welchem  auf 
diese  Verschiedenheit  in  den  Ansichten  hingewiesen  ward,  ver- 

1)  Bekanntmachung  du  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  Decbr.  1840. 
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einigten  sich  jedoch  beide  Kammern  zu  der  Erklärung : 
dass  die  Ausdehnung,  welche  die  Bestimmung  gefunden  habe 
und  die  grosse  Häufigkeit  der  Fälle,  wo  die  Befugniss  des  Art.  22 
auch  den  Pri  va t- Jagdbcrechligten  und  ihren  Dienern  verliehen 
worden,  mit  dem  Zwecke  der  Bestimmung  in  Widerspruch  stehe, 
welche  als  ausserordentliche  Maassregel  sich  auf  diejenigen 
Gegenden  zu  beschränken  habe,  wo  sie  nach  dem  Grade  des 
Uebels  als  Bedürfniss  erkannt  werde. 

Es  ward  hiernach  der  Ubereinstimmende  Antrag  an  die 
Regierung  gestellt:  die  fraglichen  Artikel,  so  lange  dessen  An- 
wendung nicht  überhaupt  überflüssig  werde,  nur  in  möglichst 
wenigen  Jagdrevieren,  in  Koppeljagdrevieren  aber  gar  nicht,  zur 
Anwendung  gelangen  zu  lassen,  die  Befugniss  jenes  Artikels 
den  Pri  v  a  l-  Forst-  und  Jagdbedienten  aber  nur  in  den  äussersten 
Fällen  beizulegen. 

Man  vernahm  damals,  seit  Einführung  der  fraglichen  Befug- 
niss seien  etwa  13  Wilddiebe  verwundet,  und  11  getödtet  worden, 
während  ein  Jagdbedienter  getödtet  und  Einer  verwundet  worden ; 
von  jenen  24  Fallen  —  fälschlich  wurden  oft  weit  höhere 
Zahlen  genannt  —  komme  etwa  der  dritte  Theil  auf  Privat- 
Jagdbedienle.  Unter  den  Jagdbedienten  hatte  sich  die  Ansicht 
verbreitet:  jene  Befugniss  sei  ihnen  gegeben,  damit  sie  den 
Wilddieb  unter  allen  Umständen  unschädlich  machen  könnten. 

Zugleich  ward  von  der  Ständeversammlung  darauf  angetragen : 
den  Hochwildstand  einzuschränken. 

Es  waren  schon  seil  mehreren  Jahren  Klagen  über  zu  aus- 
gedehnte Hegung  des  Wildstandes  laut  geworden,  zumal 
des  Hochwildes  im  Solling  und  Harz.  Es  klagten  nicht  etwa 
nur  die  Landwirthe,  sondern  auch  die  Forstbeamten.  Es  waren 
ausserordentliche  Summen,  zu  welchen  diese  den  Schaden  an- 
schlugen, der  den  so  werthvollen  Waldungen  durch  unmässige 
Hegung  des  Hochwildes  zugefügt  werde.  Daneben  erweiterten 
sich  die  Gehege  für  kleines  Wild  in  mehreren  Bezirken. 

Der  Schaden,  welcher  durch  Wild  zugefügt  war,  ward 
in  früheren  Jahren,  so  weit  die  königlichen  Jagden  in  Frage 
waren,  gehörig  ersetzt,  hie  und  da  vielleicht  zu  reichlich.  Dies 
änderte  sich  aber  später;  es  ward  der  Ersatz  —  meist  freilich 
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in  Folge  allgemeiner  Vereinbarungen  —  von  manchen  sehr 
erschwerenden  Vorbedingungen,  namentlich  dem  Halten  von  Wild- 
hütern u.  s.  w.  abhängig  gemacht. 

Ein  Gesetz  Uber  Ersatz  des  Wildschadens  bestand 
nicht;  die  gerichtlichen  Erkenntnisse  fielen  verschieden  aus.  Wer 
halle  Uberhaupt  Neigung  Uber  eine  streitige  Rechtsfrage  lang- 
wierige Processe  zu  führen? 

Die  Ständeversammlung  richtete  daher  in  Folge  übereinstim- 
menden Beschlusses  der  Kammern  schon  im  Jahre  1822,  sodann 
wiederholt  in  den  Jahren  1837  und  1842  sehr  dringende  An- 
träge an  die  Regierung  auf  Vorlegung  eines  Gesetzes  über  Wild- 
schadenersatz. In  einem  Jahre  (1846)  wurden  diese  Antrage, 
unler  Miltheilung  eingegangener  lebhaften  Beschwerden  viermal 
erneuert  und  das  oben  erwähnte  Schreiben  Uber  den  Artikel  22 
des  Wilddicbslahlsgesetzes  schliesst  ebenfalls  mit  der  Erklärung, 
dass  Stände  ihre  Wünsche  in  Bezug  auf  ein  Wildscbadengeselz 
zum  gerechten  Schutze  der  gefährdeten  landwirtschaftlichen 
Interessen  nicht  dringend  genug  empfehlen  könnten. 

In  solcher  Lage  fand  das  Jahr  1848  das  Jagdwesen  im 
Königreich  Hannover. 

Die  Regierung  hatte  schon  vorher  den  Rücktritt  von  der 
bisherigen  Strenge,  namentlich  die  Vorlage  eines  Wildschaden- 
gesetzes (wornach  aller  durch  Hochwild  auf  Aeckern,  Wiesen 
und  Gärten  zugefügte  Schaden  ersetzt  werden  sollte)  sowie  eine 
Beschränkung  des  oflgenannlen  Artikels  22  beschlossen;  allein 
geschehen  war  leider  noch  nichts. 

Die  Bewegung  ergrilT  mit  Heftigkeit  diesen  Gegenstand. 

Das  im  März  neu  eingetretene  Ministerium  erliess  am 
3.  April  1848  eine  Bekanntmachung,  durch  welche  der  Artikel  22 
des  Gesetzes  vom  8.  September  1840  und  die  darauf  bezügliche 
Bekanntmachung  aufgehoben  ward. 

Zugleich  ward  eine  Vertilgung  des  Schwarzwildes  ausser 
den  eingeschlossenen  Wildgärlen  und  eine  Verminderung  des 
Rothwildslandes  angeordnet ;  in  mehreren  Gegenden  wirkten  leider 
auch  Eigenmacht  und  Frevel  mit. 

Die  Regierung  legte  ferner  am  6.  April  1848  der  Stände- 
Versammlung  den  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  den 
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Wildschaden  vor.  Vielfache  Klagen  der  Grandbesitzer  — 
heisst  es  in  der  Begründung  —  hätten  namentlich  in  den  letzten 
Jahren  das  Unzureichende  der  zum  Schutze  des  Grundeigenthums 
gegen  Wildschaden  bestehenden  Gesetze  ausser  Zweifel  gestellt 

Die  Sländeversammlung  ertheilte  dem  Entwürfe  (Erwiederung 
vom  3.  Juli  1848)  mit  verschiedenen  Aenderungcn  ihre  Zustim- 
mung und  der  Entwurf  ward  am  21.  Juli  1848  Gesetz. 

Das  Gesetz  bestimmt: 

Jeder  an  Grundstücken  und  deren  Erzeugnissen  durch  jagd- 
bares Wild  verursachte  Schaden  sei  zu  ersetzen ;  entschädigungs- 
pflichtig sei  der,  welchem  auf  dem  Grundstück  die  Jagd  der 
Gattung  des  Wildes  zustehe,  von  welchem  der  Schaden  verur- 
sacht sei.  Bei  verpachteten  Jagden  sei  der  Pächter  der  Ver- 
pflichtete. Jeder  von  mehreren  Inhabern  einer  Koppeljagd  hafte 
für  den  gesammlen  Schaden,  vorbehaltlich  seines  Rückanspruchs 
an  die  Milberechtigten.  Für  die  Klagen  der  Beschädigten  sei 
das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirke  die  beschädigte  Fläche 
liege.  — 

Ferner  sind  Bestimmungen  über  Beweis,  Schadensermillelung, 
Sühneversuch,  Uber  ein  abgekürztes  gerichtliches  Verfuhren  auf- 
gestellt; Bestimmungen,  darauf  berechnet,  dem  Beschädigten  rasch 
zu  seinem  Rechte,  aber  auch  nur  hierzu,  zu  verhelfen. 

In  der  Erwiederung  zu  dem  Wildschadengesetze  bemerkt 
die  Ständeversammlung:  Auch  die  Bestrafung  der  Wild- 
frevel habe  die  Aufmerksamkeit  der  Stände  um  so  mehr  auf 
sich  ziehen  müssen,  als  unverkennbar  gerade  das  Wilddiebstahls- 
geselz  von  1840  zu  den  heftigsten  Beschwerden  Anlass  gegeben 
habe;  es  müsse  die  criminelle  Bestrafung  der  unbefugten 
Wilderlegung,  mit  Ausnahme  des  Frevels  an  Wild  in  eingefrie- 
digten Parks,  ausgeschlossen  werden;  es  möge  eine  polizeiliche 
Bestrafung  eingeführt  werden  nach  Bestimmungen,  welche  die 
Regierung  einstweilen  treffen  möge. 

Ausserdem  beantragt  die  Ständeversammlung  die  Aufhebung 
der  oben  erwähnten  präventiven  Vorschriften  zum  Schutze  des 
Jagdrechts. 

Diesen  Anträgen  entsprechend,  ward  am  25.  August  1848 
ein  Gesetz  erlassen,  welches  die  criminellen  Strafen  des  Gesetzes 

Z«iU«kr.  ftr  SUtUw.    1857.  2».  Utfl.  29 
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vom  8.  September  1840,  auf  Wilddiebstahl  ausserhalb  eingefrie- 
digter Wildgärten  aufhebt  und  polizeiliche  Strafen :  Geldbusse  bis 
zu  50  Thlr.  und  Gefangniss  bis  zu  vier  Wochen  androht.  Auf 
den  wiederholten  Rückfall,  auf  den  Wilddiebstahl,  gewerb  massig 
betrieben,  oder  in  Banden  verübt,  oder  mit  Widersetzlichkeit 
verbunden,  ist  Gefangniss  von  mindestens  vier  Wochen  oder 
polizeiliches  Werkbaus  gedroht. 

Neben  dem  berüchtigten  Artikel  22  wurden  die  Artikel  25, 
26  und  27  des  Wilddiebslahlgeselzes ,  welche  Beglaubigtingen 
bei  Wildpretlversendungcn  vorschreiben,  auf  Versendungen  i  n  n  e  r- 
halb  der  Hegezeit  beschränkt,  mit  einer  Ermächtigung  für  das 
Ministerium  des  Innern  nötigenfalls  weiter  zu  gehen.  Femer 
wurden  auch  die  Vorschriften,  welche  eine  Entwaffnung  einzelner 
Ortschatten  oder  Bezirke  zulassen,  wenn  zunehmende  Wilddieberei 
es  röthlich  macht,  aufgehoben.  Die  Vorschriften  gegen  das  Hallen 
gewisser  Gattungen  von  Hunden,  über  das  Anlegen  und  das 
s.  g.  Knüppeln  der  Hunde,  über  das  Mitnehmen  derselben  zur 
Feldarbeit  u.  s.  w.  wurden  gleichfalls  beseitigt. 

Die  Zeit  ist  hierbei  nicht  stehen  geblieben,  sie  hat  das 
Jagd  recht  in  seiner  alten  Gestalt  begraben. 

Schon  in  der  oben  erwähnten  Erwiederung  vom  3.  Juli  1848 
bemerkte  die  Stän  de  Versammlung :  Auch  bei  dem  kräftigsten  Wild- 
schadengeselz würden  begründete  Beschwerden  noch  übrig  bleiben; 
gründliche  Abhülfe  sei  nur  durch  die  Befugniss  der  Grundeigen- 
tümer zu  erreichen,  ihren  Grundbesitz  von  fremden  Jagdrechten 
zu  befreien.  Von  der  in  der  hiesigen  Gesetzgebung  stets  fest- 
gehaltenen Ansicht  ausgehend,  dass  wohlerworbene  Privatrechle 
nicht  anders  als  gegen  Entschädigung  aufzuheben  seien,  werde 
auf  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs  über  Ablösung  des  Jagd- 
rechts angetragen. 

Zugleich  werden  Grundsätze  für  ein  solches  Gesetz  aufge- 
stellt. Namentlich  wird  zur  Ermittelung  der  Ablösungssumme  der 
reine  nutzbare  Werth  oder  Erlrag  der  betreffenden  Jagd ,  wie 
er  nachhaltig  sich  herausstelle,  als  Grundlage  empfohlen,  so  dass 
durch  Erlegung  des  fünfundzwanzigfachen  Betrages  der  Jahres- 
einnahme  die  Abstellung  bewirkt  werde. 

Auch  die  Provinzialstände  des  Fürstenthums  Osnabrück  trugen 
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in  einem  Vortrage  vom  19.  August  184R,  unter  Dissens  der 
ritterschaftlichen  Curie,  darauf  an,  dass  die  Ablösung  aller  Jagd- 
rechte in  kürzester  Zeit  zur  Ausführung  gebracht  werden  möge. 

Die  am  21.  December  1848  zu  Frankfurt  verkündeten 
Grundrechte  brachten  inzwischen  im  $.  37  den  Ausspruch: 

„Im  Grundeigenthum  liegt  die  Berechtigung  zur  Jagd  auf 
eigenem  Grund  und  Boden.  Die  Jagdgereclitigkeit  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  ist  ohne  Entschädigung  aufgehoben.  Nur 
ablösbar  ist  jedoch  die  Jagdgerechtigkeit,  welche  durch  einen, 
mit"  den  Eigenthümern  des  Grundstücks  geschlossenen  lästigen 
Vertrag  erworben  ist.* 

Die  schon  lebhaften  Wünsche  der  dem  Jagdrechte  unter- 
worfenen Grundeigentümer  erhielten  hierdurch  neue  Nahrung. 

Die  Regierung  legte  daher  der  Standeversammlung  am 
13.  Marz  1849  den  Entwurf  zu  einem  Gesetze  vor,  welches 
das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden  für  aufgehoben 
erklärte  und  aufdieGemeinden  übertrug,  für  die  Aufhebung 
des  Jagdrechts  aber  Entschädigung  aus  Staatsmitteln  ver- 
hiess. 

Ein  Jagd ablösungs gesetz  —  heisst  es  in  der  Begrün- 
dung —  wie  die  Stünde  Versammlung  es  beantragt  habe,  sei 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  schon  der  durch  die 
Grundrechte  hervorgerufenen  Erwartungen  wegen,  nicht  mehr 
wohl  durchführbar,  indessen  werde  eine  Entschädigung  aus 
Staatsmitteln  zu  gewähren  und  auf  diese  Weise  an  dem  durch 
die  Gesetzgebung  des  Königreichs  noch  nie  verletzten  Grund- 
satze restzuhalten  sein,  dass  reine  Privatrechte  des  allgemeinen 
Nutzens  wegen  nur  gegen  Entschädigung  aufzuheben  seien.  Die 
vom  Staate  zu  Ubernehmende  Entschädigung  werde  wahrschein- 
lich keine  sehr  erhebliche  sein,  zumal  der  König  auf  jede  Ent- 
schädigung für  die  ihm  bisher  zugestandene  Jagd  verzichtet  habe. 

Die  Vertagung  der  Stände  Versammlung  im  März  1849  und 
die  darauf  gefolgte  Auflösung  —  veranlasst  durch  heftige  Be- 
kämpfung des  Auftretens  der  Regierung  gegen  das  Vorschreiten 
der  Nationalversammlung  in  Frankfurt  —  hinderte  das  Zustande- 
kommen des  Gesetzes. 

Am  8.  November  1849  legte  die  Regierung  einer  neu 
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berufenen  Sländeversaminlung  den  in  einigen  Punkten  geänderten 
Entwurf  vor,  mit  den  Bemerkungen : 

Die  Entschädigung  der  Jagdberechtigten  sei  auch  in  dem 
jetzigen  Entwürfe  auf  die  Staatskasse  Uberwiesen;  zur  Auf- 
nahme dieser  Bestimmung  in  den  ersten  Entwurf  sei  die  Regierung 
damals  durch  die  mittelst  der  Grundrechte  hervorgerufenen  Er- 
wartungen veranlasst;  die  Grundrechte  hätten  indess  keine  Ge- 
setzeskraft erlangt,  und  so  sei  gegenwärtig  die  Aufhebung  des 
Jogdrechts  auf  dem  Wege,  auf  welchem  bisher  andere  Grund- 
lasten beseitigt  worden,  nämlich  mittels  Entschädigungdurch 
den  befreit  werdenden  Grundeigentümer  völlig 
entsprechend  und  ausführbar.  Wenn  der  Entwurf  dennoch  den 
Grundsatz  der  Entschädigung  aus  der  Staatskasse  aufstelle, 
so  geschehe  das  nur,  weil  die  unentgeltliche  Befreiung  einmal 
in  Aussicht  gestellt  sei. 

Die  Stände  erwiederten  am  13.  Juli  1850:  sie  hätten  sich 
für  Entschädigung  durch  die  Grundeigentümer  ent- 
scheiden müssen,  weil  ein  ausreichender  Grund  zur  Beschwerung 
der  Landeskasse  mit  einer  im  Voraus  nicht  zu  übersehenden 
Last  nicht  vorliege. 

Mit  dem  Aufgeben  dieses  Grundsatzes  habe  auch  der  weitere 
Grundsatz,  wornach  die  Jagdberechtigung  auf  dieGemeinden 
übertragen  werden  solle,  verlassen  und  dies  Recht  denGrund- 
eigenthümern,  welche  es  mit  eigenen  Mitteln  erworben, 
zuerkannt  werden  müssen.  Da  aber  für  die  Ausübung  eine 
Grenze  habe  gesetzt  werden  müssen,  so  habe  man  an  den  „Ver- 
band der  Grundbesitzer  einer  Feldmark"  zweckmässig 
anknüpfen  zu  können  geglaubt.  Uebrigms  sei  ein  Zwang  zur 
Aurhebung  für  nolhwendig  gehalten,  weil  der  freiwilligen  Ablösung 
Schwierigkeilen  sich  entgegenstellten,  und  die  auf  den  Einzelnen 
fallende  Entschädigungssumme  selten  hoch  sein  werde. 

Der  Kntwurf  hatte  damit  noch  nicht  alle  Gefahren  über- 
standen. Es  ward  nämlich  am  20.  Juli  1850  der  Ständeversamm- 
lung mitgetheilt:  einige  Beschlüsse  hätten  die  Königliche  Geneh- 
migung nicht  gefunden.  Diese  Punkte  werden  aufgeführt;  sie 
betreffen : 

die  von  den  Ständen  beschlossene  freie  Ausübung  der  Jagd 
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auf  „  gartenmässig  eingefriedigten,  wenn  auch  nicht  mit  ver- 
schliessbaren  ThUren  versehenen  Grundstücken."  was  zu  weit 
führen  könne; 

eine  von  den  Ständen  gestrichene  Bestimmung,  wornach  die 
Jagd  auf  umschlossenen  Grundstücken  dem  auf  der  sie  ein- 
schliessenden  Fläche  Jagdberechtigten  pachtweise  tiberlassen  werden 
muss;  welche  Bestimmung  zum  Jagdschutze  nothwendig  sei; 

die  Ertheilung  der  Jagdscheine  durch  die  Obrigkeit, 
nicht,  wie  die  Stände  beschlossen,  durch  den  G e  m  ei n  dev or- 
stand,  indem  Ersteres  zur  gleichmassigen  Anwendung  des  Ge- 
setzes nöthig  sei; 

die  Erlegung  einer  Gebühr  für  den  Jagdschein,  weil  nur 
dadurch  der  Jagdausübung  durch  eine  übermässige  Zahl  von 
Personen  vorzubeugen  sei. 

Der  besonnene  Theil  der  Ständemitglieder  in  beiden  Kammern 
sah  bnld  ein,  dass  die  Aenderungen  ihre  guten  Gründe  hätten; 
die  Ständeversammlung  erklärte  sich  daher  am  23.  Juli  1850 
fiir  die  Annahme. 

Nunmehr  ward  der  Entwurf  als  Gesetz  verkündigt  am 
29.  Juli  1850,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Regierungen  anderer 
deutschen  Staaten  (welche  freilich  früher  zu  grosse  Eile  gehabt 
hatten)  schon  mehr  an  die  Aufhebung  als  an  die  Erlassung 
solcher  Gesetze  dachten. 

Das  Gesetz  bestimmt:  das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  sei  als  dingliches  Recht  aufgehoben  und  könne  als  solches 
nicht  ferner  erworben  werden;  das  Jagdrecht,  welches  durch 
einen  mit  dem  Eigentümer  der  belasteten  Grundstücke  geschlos- 
senen lästigen  Verlrag  erworben  worden ,  sei  ablösbar  gegen 
Erstattung  des  fiir  den  Erwerb  Entrichteten;  jedem  Grundeigen- 
thümer  stehe  das  Jagdrecht  auf  eigenem  Grund  und  Boden  zu. 

Ferner  ist  für  die  Ausübung  der  Jagd  Folgendes  be- 
stimmt: 

die  Ausübung  der  Jagd  auf  Grundstücken,  welche  mit  einer 
Mauer  oder  einer  sonstigen  garlenmässigen  Befriedigung  um- 
geben und  mit  verschliessbaren  Thüren  versehen  seien ,  sowie 
in  den  mit  Wohngebäuden  zusammenhängenden  Gärten  stehe  dem 
Grundeigentümer  zu.    Ferner  sei  jeder  Grundeigentümer  zum 
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Vogelfänge  und  zum  Erlegen  von  Raubtieren  ohne  Anwen- 
dung von  Schusswaffen  auch  auf  sonstigen  Grundslücken  befugt. 

Auch  Her  Grundeigentümer,  der  eine  zusammenhängende 
Fläche  von  mindeslens  300  hannoverschen  Morgen  besitze,  sei 
auf  derselben  zu  jagen  befugt,  mit  dem  oben  erwähnten  Zusatz 
wegen  der  umschlossenen  fremden  Grundstücke. 

Sofern  hiernach  die  Jagd  nicht  von  den  einzelnen  Grund- 
eigentümern ausgeübt  werden  könne,  werde  sie  von  der  Ge- 
sa mm  l  heil  der  beteiligten  Grundeigentümer  jeder  Feldmark  ver- 
waltet. Diese  habe  nach  Stimmenmehrheit  —  die  Stimmen  nach 
der  Grösse  des  Grundbesitzes  berechnet  —  zu  besch Hessen ,  ob 
die  Jagd  verpachte!,  durch  eigene  Jäger  verwaltet  werden  oder 
beruhen  bleiben  solle.  Jedoch  solle  jedem  Grundbesitzer  frei 
stehen,  diejenigen  Grundslücke,  welche  mit  seinem  Wohnhause 
zusammenhängen  und  nicht  mit  fremden  Grundstücken  im  Gemenge 
liegen,  von  der  gemeinsamen  Jagdausübung  auszunehmen  und 
die  Jagd  darauf  beruhen  zu  lassen ;  er  habe  dann  für  erkennbare 
Bezeichnung  der  Grenzen  zu  sorgen.  Die  Verpachtung  dürfe 
höchstens  auf  sechs  Jahre  geschehen.  Für  eine  verpachtete 
Feldmark  seien  nicht  mehr  als  drei  Pächter  zuzulassen  und  auch 
diese  nur  so  weit,  als  auf  jeden  derselben  mindestens  dreihundert 
Morgen  Fläche  fallen.  Dies  gelte  auch  für  die  eigenen  Jäger. 
Aflerverpachtungen  ohne  Zustimmung  der  Verpächter  seirn  un- 
gültig. 

Eine  andere  Benutzung  als  durch  Verpachtung  und  eigene 
Jäger  sei  gestattet :  den  Städten  soweit  das  städtische  Jagdrecht 
bisher  durch  die  Bürger  ausgeübt  worden,  und  in  den  (wenigen} 
Feldmarken,  in  welchen  die  Jagd  bisher  frei  gewesen. 

Niemand,  auch  kein  Begleiter  von  Pächtern  und  eigenen 
Jagern  werde  zur  Jagd  zugelassen  ohne  J agd sch ei n,  welcher 
auf  Ein  Jahr  gültig  und  gegen  eine  in  die  Gemeindekasse 
fliessende  Gebühr  von  1  Thaler  bei  der  Obrigkeit  (dem 
Amte)  zu  lösen  sei.  Die  Pächter  und  ausliüifsweise  die  Ver- 
pächter eines  Jagdbezirks  seien  für  den  Wildschaden  nach  dem 
Wildschadengesetz  haftbar.  Jagdfolge  finde  nicht  mehr  statt. 
Schwarzwild  ausserhalb  geschlossener  Wildgärten  sei  auszurotten. 
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Die  provinziellen  Jagdordnungen  seien  aufgehoben,  mit  Ausnahme 
der  Bestimmungen  Uber  die  Setz-  und  Hegezeit. 

Behuf  Feststellung  der  durch  die  Grundeigen thümer  zu 
zahlenden  Entschädigung  sind  drei  Bodenklassen  angenommen: 

1)  Waldungen  über  100  Morgen  im  Zusammenhange, 

2)  Waldungen  unter  100  Morgen,  Felder,  Wiesen  und  Gärten, 

3)  alle  übrigen  Bodennachen.  Nach  diesen  und  nach  den 
Verschiedenheiten  der  Provinzen  hinsichtlich  der  Bodenbeschaffen- 
heit  sind  die  Entschädigungssätze  abgestuft,  so  dass  der  höchste 
Satz  für  die  erste  Bodenklasse  3  Gutegroschen,  der  geringste 
Satz  für  die  dritte  Bodenklasse  3  Pfennig  und  auf  den  grossen 
dürren  Haidflächen  2  Pfennig  Tür  den  Morgen  beträgt.  Zur  Jagd 
völlig  ungeeignete  Flächen  können  von  der  Entschädigung  aus- 
genommen werden. 

Die  Entschädigung  soll  im  Verwaltungswege  festgestellt  und 
vom  Tage  der  Verkündigung  des  Gesetzes  an  mit  4  Procent 
verzinset  werden. 

IL 

Wir  haben  bisher  die  Thatsachen  reden  lassen  und  sie  reden 
laut  genug.  Offenbar  hatte  die  Regierung  bis  zum  Jahre  1848 
in  der  Behandlung  des  Jagdwesens  schwer  gefehlt. 

Wenn  dieselbe  Regierung,  welche  die  Förderung  des  Ge- 
meinwohls durch  Lösung  aller  Fesseln  insbesondere  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  so  uneigennützig,  so  eifrig  und 
erfolgreich  sich  angelegen  sein  Hess,  im  Jagdwesen  einen  offenbar 
unhaltbaren  Zustand  starr  festzuhalten  trachtete,  so  wäre  dies 
fast  unerklärlich,  wenn  wir  nicht  auch  sonst  sähen,  wie  leicht 
an  Jagd  und  Jagdrecht  sich  Eifer  und  Leidenschaft  knüpfen. 

Betrachten  wir  nunmehr  das  Einzelne  und  zwar  zunächst 

die  jagdpolizeilichen  Vorschriften  und  Straf- 
bestimmungen. 

Die  Bestimmungen  einiger  Jagdordnungen,  dass  eine  Reihe 
schädlicher  Thiere  zu  den  jagdbaren  gezählt  werden  solle,  mit- 
hin von  den  nicht  zur  Jagd  Berechtigten  nicht  gel  öd  t  et  werden 
dürfe;  dass  gewisse  Gattungen  von  Hunden  auf  dem  Lande  nicht 
gehalten  werden  sollen ;  dass  auch  die  erlaubten  Hunde  angelegt 


Digitized  by  Google 


446 


Das  Jagdrecht  im  Königreich  Hannover. 


oder  mit  genau  beschriebenen  s.  g.  Knüppeln  versehen  werden 
sollen ;  dass  sie  nicht  zur  Feldarbeit  mitgenommen  werden  sollen 
—  waren  freilich  in  manchen  Gegenden  von  Allers  hergebracht, 
stellen  sich  aber  doch  durch  sich  selbst  als  unhaltbar  und  uner- 
träglich dar.    Man  muss  wissen,  welche  Angeberei  sich  an  solche 
meist  unbefolgbare  Vorschriften  knüpft,  um  einzusehen,  wie  sehr 
sie  reizen  und  um  sich  den  Ingrimm  zu  erklären,  welcher  sich 
in  der  Osnabruckschen  Provinziallandschaft  (ausser  der  ritter- 
schädlichen  Curie)  dagegen  aussprach.    War  auch  das  Gesetz, 
welches  diese  und  andere  Bestimmungen  gegen  die  Beschlüsse 
zweier  Curien,  mithin  der  Landschaft,  aufstellte  nicht  ein  ungül- 
tiges, wie  die  Landschaft  behauptete,  so  war  es  doch  ein  un- 
weises.   Wie  leicht  wog  das  von  Bauerhunden  aufgejagte  Wild 
gegen  den  Verlust,  welchen  die  Regierung  durch  solche  Vor- 
schrillen  im  Vertrauen  der  ünterlhanen  erlitt! 

Wo  begegnen  wir  sonst  einer  solchen  Menge  von  Beschrän- 
kungen der  natürlichen  Freiheit,  bloss  um  ein  fremdes  Recht  — 
und  denn  doch  gewiss  nicht  das  wichtigste  —  sicher  zu  stellen  ? 
Freilich  mag  kein  anderes  Recht  so  blossgestellt  sein;  allein  dies 
scheint  doch  darauf  hinzuweisen,  dass  dieses  Recht  in  seiner 
alten  Gestalt  sich  Uberlebt  habe.  Was  der  pflichtige,  staatlich 
unberechtigte,  Bauernstand  im  vergangenen  Jahrhundert  sich  ge- 
fallen Hess,  durfte  dem  freien,  auf  Landtagen  vertretenen  Bauer- 
stande unmöglich  geboten  werden. 

Eben  so  gerechtfertigt  wie  die  Aufhebung  dieser  Vorschriften, 
war  die  Ermässigung  der  zu  weit  getriebenen  Beschränkungen 
des  Verkehrs  mit  Wild 

Ferner  war  in  den  Stralbestimmungen  gegen  Wilddieberei 
vom  Jahre  1840  das  Gebiet  der  Criminaliüü  offenbar  zu  weit 
ausgedehnt.  Dass  Diebstahl  an  Wild  in  eingefriedeten  Thier- 
garten criminell  bestraft  wird,  ist  in  der  Ordnung;  denn  es  steht 
in  fremdem  Eigenthum.  Dass  aber  das  unberechtigte  Einfangen 
oder  Erlegen  von  frei  umherlaufendem  Wild,  welches  in  keines 

1)  In  dem  freilich  zwei  Jahre  früher,  also  mitten  im  Sturm,  erlassenen 
Prcussischen  Gesetze  vom  31.  Oktbr.  1818  Ober  die  Aufhebung  des 
Jngdrechts,  sind  im  $.  8  alle  jagdpolizetlivhen  Vorschriften ,  selbst  Ober 
Schon-,  Set«  -  and  Hegegeit  des  Wildes  für  aufgehoben  erkllrt! 
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Menschen  Eigenthum  steht,  schon  criminell  bestraft  wird, 
auch  wenn  es  zum  ersten  Male  nur  an  einem  Rehe  begangen 
wird,  wiederstreitet  gerechter  Strafzumessung.  Es  ist  zu- 
gleich völlig  unzweckmässig.  Denn  leichtere  Strafen,  auf  ein- 
fachem Wege  rasch  verhängt,  sind  wirksamer  als  schwerere, 
spät  und  langsam  nachfolgende.  Ein  zu  strenges  Gesetz  zerstör! 
sich  durch  seine  Strenge,  weil  es  Jeden,  der  es  anwenden  soll, 
zum  Gegner  hat.  Wenn  daher  das  Gesetz  von  1848  die  cri- 
minellen Strafen  des  Gesetzes  von  1840  durch  polizeiliche  jedoch 
nicht  gerade  gelinde  Strafen  ersetzt,  so  war  dies  völlig  richtig. 

Schlimmer  als  alle  sonstigen  Bestimmungen  war  die  des 
Artikels  22  im  Gesetze  von  1840. 

Es  waren  allerdings  Fälle  grausamer  Tödtung  von  Jagdbe- 
dienten vorgekommen.  Deswegen  war  der  Artikel  22,  welcher 
den  Jagdbedienten  ermächtigt,  einem  drohenden  lebensgefähr- 
lichen Angriffe  zuvorzukommen,  vollkommen  gerechtfertigt,  wie 
er  denn  auch  den  allgemeinen  Rechtsregeln  Uber  Nothwehr  ent- 
spricht.   Allein  der  Artikel  22  geht  weit  darüber  hinaus. 

Er  war  auch  als  ausnahmliche  Ermächtigung  für  be- 
sondere Zustände  in  einzelnen  Gegenden  —  was  er  nach  seiner 
ursprünglichen  Bedeutung  sein  sollte  —  nicht  zu  rechtfertigen; 
am  wenigsten  in  der  Anwendung  auf  Privat  -  Jagdberechtigte, 
Pächter  und  ihre  Diener;  allein  er  blieb  nicht  Ausnahme;  er 
ward  fast  Regel,  indem  er  auf  ganze  Landestheile  erstreck!  ward, 
selbst  auf  solche  welche  flach,  wie  das  Lüneburgische,  Wild- 
dieberei gefährlicher  Art  kaum  aufkommen  lassen. 

Ein  Recht  der  Jagdbedienten  fliehende  Wilddiebe  todt 
zu  schiessen,  wenn  sie  auf  zweimaligen  Zuruf  das  Gewehr  nicht 
ablegen,  wäre  möglicherweise  nur  dann  zu  vertheidigen ,  wenn 
aus  dem  Behalten  des  Gewehres  ein  Schluss  auf  feindliche  Ab- 
sicht des  Wilddiebes  gezogen  werden  könnte.  Ein  solcher  Schluss 
ist  aber  nicht  nur  ein  sehr  unsicherer  sondern  in  den  meisten 
Fällen  gradezu  ein  falscher.  Denn  die  allernächsten  Gründe, 
das  Gewehr  nicht  abzuwerfen,  liegen  schon  darin,  dass  der 
Wilddieb  dadurch  ein  Mittel  zu  seiner  Ueberführung  liefert ;  dass 
das  Gewehr  Air  ihn  erheblichen  Werth  hat;  dass  es  sein  Selbst- 
gefühl kränkt,  sich  von  einer  vielleicht  liebgewordenen  Waffe 
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zu  trennen,  oder  dass  er  vor  augenblicklicher  Bestürzung  das 
Ablegen  unterlasse  Und  wodurch  ist  es  irgend  verbürgt,  dnss 
das  zweimalige  Zurufen  (wenn  es  erfolgtj  vom  Fliehenden  ge- 
hört wird,  dass  nicht  der  Schuss  so  fort  auf  das  Anrufen  erfolgt? 

Solche,  die  aufrichtig  genug  waren,  die  dem  Artikel  22 
zum  Grunde  liegende  Vermulhung,  als  eine  unsichere  anzuer- 
kennen, suchten  den  Artikel  damit  zu  vertheidigen,  dass  es  darauf 
ankomme,  die  Jagdbedienten  bei  Ausübung  ihrer  Pflicht  zu 
schützen,  sei  es  auch  auf  die  Gefahr  des  Lebens  von  Menschen, 
die  schon  als  Wilddiebe  in  Vergleich  mit  jenen  besonderer  Scho- 
nung nicht  würdig  seien.  Allein  diese  Auflassung  konnte  vom 
sittlichen  Standpunkt  aus  nicht  vertheidigl  werden.  Denn  die 
Wilddieberei  ist  kein  to  d  es  würdiges  Verbrechen;  die  durch 
den  Artikel  22  herbeigeführte  Tödtung  des  Wilddiebes  ist  aber, 
wenn  nicht  durch  Nothwehr  gerechtfertigt,  nur  Folge  der  Wild- 
dieberei. Der  Staat  soll  nicht,  um  einem  möglichen  Unrecht 
vorzubeugen,  ein  sittliches  Unrecht  für  rechtlich  zulässig  erklären. 
Angesichts  der  Gefahren,  welche  seine  Diener  vielfach  zu  be- 
stehen haben,  steht  er,  wie  sonst  an  den  natürlichen,  so  hier  an 
den  sittlichen  Grenzen  seiner  Macht. 

Unter  den  so  zahlreichen  Fällen  von  Tödtungen  auf  Grund 
des  Art.  22  waren,  wie  man  vernahm,  mehrere,  bei  welchen 
von  einer  Gefahr  für  den  Jagdbedienten  nicht  die  Rede  sein 
konnte;  welche  dennoch  straflos  blieben  und  bleiben  mussten, 
weil  nicht  vorlag,  dass  gegen  die  Worte  des  Artikels  gefehlt 
war,  dasDasein  einerGefahr  aber  imGesetze  nicht 
als  Erforderniss  aufgestellt  war. 

Wenn  bei  den  Jagdbedienten  die  Auflassung  die  herrschende 
ward,  das  Gesetz  sei  nur  gegeben,  um  die  Ergreifung  des  Wild- 
diebes unter  allen  Umständen  zu  sichern,  so  waren  nicht  sie 
die  Schuldigen,  falls  sie  nur  das  Wort  des  Gesetzes  befolgten; 
ein  um  so  schwererer  Vorwurf  traf  aber  das  Gesetz. 

Dass  eine  Bestimmung,  wie  die  des  Artikels  22,  im  Jahre 
1848  fallen  musste,  ist  klar;  sie  wäre  auch  ohne  den  Sturm 
dieses  Jahres  gefallen.  Ob  dieses  Gesetz,  welches  das  Jagdrecht 
schirmen  sollte,  nicht  vielleicht  am  meisten  zu  seiner  Vernichtung 
beigetragen  hat  —  wer  kann  es  wissen? 
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Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  dem 

Wildschadengesetie, 

so  war  der  Erlass  eines  solchen  durch  den  übermässigen  Wild- 
stand,  durch  das  zweifelhafte  Rechl  Uber  die  Ersalzpflicht  und 
durch  den  Mangel  eines  raschen,  für  die  Verfolgung  eines  der- 
artigen Schadensanspruchs  berechneten,  Gerichtsverfahrens  offenbar 
dringend  geboten. 

In  dem  Wildschadengesetze  vom  21.  Juli  1848  ist  die  Pflicht 
des  Jagdberechtigten  zum  Ersätze  des  Wildschadens  unbedingt 
ausgesprochen.  Die  Frage,  ob  abgesehen  von  einem  ausdrück- 
lichen Gesetz  diese  Pflicht  des  Jagdberechtigten  begründet  sei, 
wird  bekanntlich  verschieden  beantwortet. 

Die  eine  Ansicht  geht  dahin:  der  Jagdberechtigte  habe 
nach  der  Parömie :  wer  darf  jagen,  der  darf  hegen ,  das  Recht, 
in  seinem  Reviere  einen  entsprechenden  Wildstand  zu  erhalten. 
Dies  könne  nach  Analogie  eines  Weiderechts  nur  mittelst  Er- 
nährung durch  die  Bodenerzeugnisse  in  dein  Jagdreviere  ge- 
schehen; auch  durch  solche,  welche  Dritten  gehören.  Setze  doch 
auch  ein  massiger  Wildstand  solche  Ernährung  voraus;  solle 
daher  der  Jagdberechtigte  zum  Ersätze  jedes  dadurch  verur- 
sachtem Schadens  verpflichtet  sein,  so  müsse  er  auch  zum  un- 
bedingten Tödten  des  Wildes  verpflichtet  gehalten  werden,  was 
denn  aber  die  Vernichtung  seines  Rechts  sei.  Nur  bei  übe  r- 
mässigem  Wildstande  könne  er  nach  dem  Grundsatze:  dass 
jede  Servitut  pfleglich  (civiliter)  ausgeübt  werden  müsse,  zum 
Ersätze  verpflichtet  sein. 

Die  andere  Ansicht  ist  die:  das  Jagdrecht  als  ausschliess- 
liches Recht  zur  Occupation  von  herrenlosen  Thieren  lasse  keine 
Analogie  von  Weiderecht  in  der  Art  zu,  dass  das  Wild  sich  von 
Bodenerzeugnissen  Dritter  ernähren  dürfe;  denn  das  Wild  stehe 
nicht  in  seinem  Eigenthum.  Schaden  durch  Wild  sei  nicht  not- 
wendige Folge  des  so  bestimmten  Jagdrechts,  indem  es  ausser 
der  völligen  Tödlung  alles  Wildes  noch  Mittel  gebe,  ihn  abzu- 
wenden: Wildfülterung,  Bewachung,  Anlegung  von  Zäunen,  be- 
deutende Verminderung  des  Wildes.  Der  Jagdberechtigte  hin- 
dere den  Eigentümer,  auf  die  allein  wirksame  Weise,  nämlich 
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durch  Tödtung  des  Wildes  den  Schaden  von  seinen  Bodener«- 
Zeugnissen  abzuwenden ;  daher  müsse  er  diesen  Schaden  er- 
setzen, der  Wildsland  sei  massig  oder  nicht;  denn  auch  hei 
massigem  Wildsland  übe  er  diese  Behinderung  aus.  —  Diesem 
Letzteren  wird  dann  von  der  anderen  Seile  entgegengesetzt : 
die  Behinderung  geschehe  kraft  Rechts  und  wer  sein  Recht 
ausübe,  verursache  keinen  Schaden  im  Rechlssinne. 

In  der  älteren  Zeit  hatte  die  erste  Ansicht  die  Herrschaft, 
in  der  neueren  ist  die  zweite  mehr  zur  Geltung  gelangt. 

Das  Richlige  ist  wohl:  dass  man  eine  falsche  Fährte  ver- 
folgt, wenn  man  bei  einem  dem  römischen  Rechte  fremden 
Institute  Analogien  für  oder  gegen  auf  dem  Gebiete  dieses  Rechts 
erjagen  will.  Das  Jagdrecht  ist  aus  den  germanischen  Wäldern 
ohne  Gesetz  entsprossen  und  neben  ihm  ist  durch  Gewohnheits- 
recht die  Pflicht  zum  Wildschadenersatze  aufgewachsen;  erst 
spät  und  langsam,  früher  beschränkter,  allmälig  ausgedehnter; 
als  Recht  anerkannt  durch  Handlungen  der  Betheiligten,  Sprüche 
der  Gerichte  und  Ubereinstimmende  neuere  Gesetze.  Dieses  Ge- 
wohnheitsrecht ist  als  gemeines  deutsches  Recht  aufzufassen. 

Jedenfalls  —  man  mag  sich  in  der  Theorie  auf  diese  oder 
jene  Seite  stellen  —  hat  die  Gesetzgebung  hier  freie  Wahl. 
Es  muss  geleugnet  werden,  was  wohl  behaupte!  ist,  dass,  wenn 
unbedingte  Ersatzpflicht  angenommen  werde,  der  Jagdberech- 
tigte Entschädigung  vom  Staate  anzusprechen  habe.  Denn  eben 
weil  Wissenschaft  und  bisheriges  Recht  hier  zweifelhaft  sind, 
kann  in  der  Regelung  durch  Gesetz  Kränkung  eines  wohler- 
worbenen Rechts  nicht  gefunden  werden. 

Dass  der  Grundsatz  unbedingter  Ersalzpflichl  bei  dem  Han- 
noverschen Gesetze  angenommen  worden,  ist  hiernach  völlig  in 
der  Ordnung.  Der  Jagd  soll  ihre  Ehre  bleiben;  „sie  stärket 
die  Glieder"  und  —  die  Gedanken;  allein  die  Sanclion  eines 
Weiderechts  der  Hirsche,  Rehe  und  Saue  mag  zu  den  alten 
deutschen  Wäldern  sich  geschickt  haben,  zu  unsern  Gärten, 
Wiesen ,  Aekern ,  zu  der  Blüte ,  wozu  sorgliche  Pflege  sie  ge- 
bracht haben,  will  dasselbe  nicht  passen. 

Hat  die  Gesetzgebung  sich  zur  unbedingten  Ersalzpflichl 
entschlossen,  so  ist  alles  Uebrige  bald  gefunden.    Ein  gutes 
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Wildschadengesetz  ist  leicht,  ein  schlechtes  schwer  20  machen. 
Ein  gutes  d.  h.  ein  wirksames,  hat  nur  jenen  einfachen  Grund- 
satz durchzuführen;  ein  schlechtes  d.  h.  ein  unwirksames,  wel- 
ches ausser  dem  durch  Wild  zugefügten  Schaden  noch  andere 
Erfordernisse  für  den  Ersatz  aufstellt,  muss  auf  Unterscheidungen 
zwischen  massigem  und  unmassigem  Wildstande,  zwischen  Schaden 
durch  Hochwild  und  sonstiges  Wild,  zwischen  Schaden  auf  Aekern 
und  Gärten  und  auf  anderem  Grundeigenthum,  zwischen  grossem 
und  kleinem  Schaden  und  wer  weiss  auf  welchen  sonstigen 
Distinctionen  beruhen.  Schon  allein  die  Feststellung  des  Wild- 
standes, welcher  in  einem  Reviere  gehalten  werden  darf,  ohne 
unmassig  zu  sein,  schon  allein  die  Ermittelung,  ob  mehr  als 
dieser  Normal-Wildstand  gehalten  werde  —  schon  diese  Schwie- 
rigkeiten ja  Unmöglichkeiten  machen  Gesetze  dieser  Art  werthlos. 

Das  Gesetz  über  den  Wildschadenersatz  hatte  bei  seinem 
Erscheinen  nicht  entfernt  die  Wichtigkeit,  welche  es  früher  ge- 
habt halte.  Man  könnte  auf  den  ersten  Blick  glauben ,  dasselbe 
habe  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1850  über  die  Aufhebung  des 
Jagdrechts  auf  fremdem  Grundeigenthum  seine  Bedeutung  ver- 
loren. Allein  diess  ist  irrig.  Denn ,  wenn  gleich  dieses  Gesetz 
das  Jagdrecht  als  dingliches  Recht  beseitigt,  so  gestattet  es  doch 
nicht  jedem  einzelnen  Grundeigentümer  die  Ausübung  der  Jagd 
auf  seinem  Eigenthum,  sondern  überträgt  dieses  Recht  auf  die 
Gesammtheit  der  Feldmarksgenoösen.  Diesen  aber  und  den 
Pächtern  derselben  gegenüber  kann  ein  Anspruch  auf  Wild- 
schaden-Ersatz sehr  wohl  vorkommen.  Deswegen  verweiset, 
wie  wir  oben  gesehen  haben,  das  Gesetz  über  die  Aufhebung 
des  Jagdrechts  ausdrücklich  auf  das  Wildschadengesetz. 

Das  wichtigste  der  verschiedenen  hier  in  Frage  stehenden 
Gesetze  ist  unstreitig 

das  Gesetz  über  die  Aufhebung  des  Jagdrechts 
auf  fremdem  Grund  und  Boden  vom  29.  Juli  1850« 

Es  fragt  sich  hierbei  zunächst: 

Ist  die  Aufhebung  der  Jagdrechte  gerechtfer- 
tigt? Es  liegt  hier  die  Aufhebung  eines  Privatrechts  durch 
die  Staatsgewalt  vor.  Diese  ist  nach  allgemeinen  Regeln  des 
öffentlichen  Rechts  und  nach  dem  Hannoverschen  Verfassungs- 
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geselze  zulassig-,  wenn  ein  Gesetz,  gestützt  auf  Gründe  des 
Gemeinwohls  sie  vorschreibt. 

Nun  bildet  an  sich  das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grundeigen- 
thum  zwar  eine  Belästigung  und  ein  Aergerniss  für  den  Gcjind- 
eigenthütner,  aber  doch  keine  solche  Belastung  des  Grundeigen- 
tümers, welche,  gleich  anderen  der  Ablösung  unterworfenen 
Grundlasten,  die  Benutzung  des  Grand  und  Bodens  beeinträchtigt, 
vorausgesetzt,  dass  das  Recht  in  gebührende  Schranken  einge- 
schlossen wird,  dass  mithin  die  Jagd  nicht  zu  einer  Zeit  aus- 
geübt wird,  wo  der  Feldfrucht  Schaden  geschieht,  dass  der 
Wildschaden  gebührend  ersetzt  wird  und  dass  der  Wildsland  nicht 
übermässig  ist,  welches  letztere  Fr  fordern  iss  auch  dann  wichtig 
bleibt,  wenn  der  Wildschaden  Ersatz  findet,  weil  volkswirt- 
schaftlich betrachtet  der  Schaden  doch  besteht. 

Fasst  man  daher  die  Frage  nach  der  Nothwendigkeit  der 
Aufhebung  des  Jagd  rechts  getrennt  von  den  allgemeinen  staat- 
lichen Zuständen  auf,  so  könnte  man  geneigt  sein  sie  zu  ver- 
neinen. 

Allein  man  darf  die  Frage  nicht  so  abgetrennt  aofTassen, 
muss  sie  vielmehr  ihrem  Wesen  nach  mit  den  übrigen  Zuständen 
in  Verbindung  bringen. 

Das  Jagdrecht  war  in  Folge  der  Handhabung,  welche  das- 
selbe bis  zum  Jahre  1848  gefunden  hatte,  zu  einem  der  ver- 
hasstesten  Rechte  geworden. 

Die  Gesetzgebung  fast  aller  deutschen  Staaten,  insbesondere 
der  Nachbarstaaten,  namentlich  auch  des  grossesten  Nachbar- 
staates Preussen,  hatte  das  Jagdrecht  aufgehoben,  noch  dazir 
meist  ohne  Entschädigung 

Die  „Grundrechte'4  hatten  dasselbe  ebenfalls  —  und  zwar 
ohne  Entschädigung  —  für  aufgehoben  erklärt.  Gerade  dieser 
Satz  war  es,  welcher  den  Grundrechten  bei  dem  Bauernstande 
(der  sich  sonst  durch  manche  Bestimmungen  derselben  abge- 
stossen  fühlte)  einigen  Eingang,  ja  selbst  hin  und  wieder  un- 
berechtigte Anwendung  verschafft  hatte. 

1)  Preussiscbes  Gesetz  aber  die  Aufhebung  des  Jügdrechts  auf 
fremdem  Grund  und  Boden,  vom  31.  Oktbr.  1848;  „Jedes  Jagdrechl  nur 
remdem  Grund  und  Boden  ist  ohne  Entochldigung  aufgehoben." 
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Der  Hannoversche  Bauersland  war  durch  die  Gesetze  über 
Ablösung  der  Grundlastcn  vom  Jahre  1833  von  einem  belasteten 
oft  gedrückten  Stande  zu  einem  freien  geworden  und  ertrug  — 
nunmehr  in  allen  Rechten  und  Pflichten  dem  früher  Berechtigten 
gleichgestellt  —  nur  widerwillig  das  letzte  Ueberbleibsel  früherer 
Obergewalt. 

Daneben  wirkte  der  herrschende  Bildungslrieb  des  Rechts, 
welcher  in  ganz  Deutschland  und  weit  über  dessen  Grenzen 
hinaus  mit  stiller  jedoch  unwiderstehlicher  Gewalt  darauf  gerichtet 
ist,  das  Grundeigentbum  wieder  rein  und  frei  von  allen  Real- 
lasten darzustellen. 

Wer  diese  Gründe  zusammengenommen  sich  verge- 
genwärtigt, wer  da  weiss,  dass  unendlich  Wichtigeres  als  das 
Jagdrecht  auf  dem  Spiele  stand,  muss  sich  überzeugt  hallen, 
dass  die  Beseitigung  des  Jagdrechts  durch  das  Gemeinwohl  ge- 
boten war. 

Der  Drang  gegen  das  Jagdrecht,  welcher  mit  gleicher  Ge- 
walt durch  ganz  Deutschland  ging  und  fast  überall  dieses  Recht 
vor  sich  niederwarf,  kann  nicht  ein  bloss  äussert  icher,  sondern 
muss  ein  tief  begründeter  gewesen  sein.  Ward  doch  damals 
von  den  Einsichtsvolleren  unter  den  Jagdberechtigten  selbst  und 
von  streng  conservativen  Männern  anerkannt,  dass  das  Jagdrecht 
in  der  bisherigen  Gestalt  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne. 

Es  kam  nur  darauf  an,  dass  die  Beseitigung  des  Rechts  in 
möglichst  gerechter  Weise  geschehe. 
Dies  Hihrt  zunächst  auf  die  Frage: 

ob  nicht  statt  der  Aufhebung  die  Ablösbarkeit  des 
Jagdrechts  auszusprechen  gewesen  sei,  so  dass  die  Auf- 
hebung durch  einen  Antrag  des  Belasteten  bedingt  ge- 
wesen wäre. 

Nur  diese  war  von  der  Ständeversammlung  beantragt;  die 
bisherige  Hannoversche  Gesetzgebung  Uber  Ablösung  der  Grund- 
lasten und  ihre  grossen  Erfolge  wiesen  auf  diese  hin.  Warum 
bei  dem  weniger  schädlichen  Rechte  eine  Aufbebung  auch  ohne 
Antrag  der  Belasteten  verfügen?  Der  Berechtigte  blieb  dabei 
mehr  geschont,  weil  er  die  Ablösung  eines  Rechts,  welches  in 
seinem  Kerne  ihm  doch  nicht  ersetzt   werden  könnte,  durch 
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Zugeständnisse  an  den  Grundeigenlhümer,  durch  die  Arl  der  Aus- 
übung, vielleicht  abzuwenden  vermochte. 

Die  Regierung  verwies  nur  auf  die,  durch  die  Grundrechte 
erregten  Erwartungen.  Allein  dem  Grundeigentümer  —  könnte 
mun  einwenden  —  ward  sein  Recht,  wenn  die  Ablösung  in 
seine  Hand  gelegt  ward.  Machte  er  dieses  Recht  nicht  geltend 
vielleicht  weil  der  Jagd  berechtigte  ihm  billig  entgegenkam ,  so 
war  das  —  könnte  man  glauben  —  sein  freier  Wille. 

Dies  wäre  jedoch  nur  dann  zutreffend,  wenn  jeder  ein- 
zelne Gr  und  e  ig  e  nthttme  r  in  Folge  der  Ablösung  selbst 
zur  Jagdausübung  berechtigt  halte  werden  können; 
dies  ward  er  aber  nach  dem  Gesetze  nicht.  Ein  Recht  zum 
Ablösen  des  Jagdrechts  ohne  damit  das  Recht  selbst  zu  eigener 
Ausübung  zu  erhallen,  ist  fast  nur  ein  Scheinrecht.  Zudem  wäre 
ein  Gesetz  über  Ablösung  des  Jagdrechts  bei  der  grossen  Zu  hl 
von  Grundeigenthümern  in  demselben  Jagdreviere  und  bei  den 
oft  sehr  bunt  gelheilten  Jagdberechtigungen  mit  so  grosser  in- 
nerer Schwierigkeit  verknüpft  gewesen,  dass  die  Kosten  und 
Mühen  des  Ablösungsverfahrens  es  leicht  werthlos  gemacht  hätten. 

Ferner  gab  die  Aufhebung  und  neue  Regelung  durch  das 
Gesetz  selbst  ein  gleichmässiges,  sicheres,  klares  Recht  im  ganzen 
Lande;  die  AblÖsbarkeit  würde  die  ohnehin  schon  vorhandene 
grosse  Verwickelung  nur  noch  vermehrt  haben. 

Endlich  liegt  zwischen  AblÖsbarkeit  und  Aufhebung  gegen 
Entschädigung  durch  die  Verpflic  hteten  keine  weite 
Kluft. 

Hieran  knüpft  sich  die  Frage: 

ob  dem  rechtlichen  Erfordernisse  hinsichtlich  der  Ent- 
schädigung gebührend  genügt  worden? 
Diese  Frage  kann  nicht  vollständig  bejaht  werden. 
Im  Einklang  mit  allgemeinen  Regeln  des  Staatsrechts  und 
mit  der  Gesetzgebung  fast  aller  Staaten  fordert  das  Hannover- 
sche Verfassungsgesetz  vom  6.  August  1840  für  die  Aufhebung 
von  Rechten  „vorhergehende  v  o  Iis  tan  d  i  ge  En  t  Schä- 
digung." 

Nun  aber  war  die  Entschädigung,  welche  das  Gesetz  bot, 
nicht  eine  vorhergehende.    Zwar  bestimmt  dasselbe: 
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dass  die  Entschädigung  vom  Tage  der  Verkündigung  des  Ge- 
setzes an  mit  vier  vom  Hundert  zu  verzinsen  sei.  Allein  die 
Entschädigung  selbst  war  nicht  ermittelt;  es  waren  nur  Grund- 
satze dafür  aufgestellt.  Vorhergehend  wäre  die  Enschädigung 
nur  gewesen,  wenn  das  Gesetz  ausgesprochen  hätte:  das  Jagd- 
recht  falle  weg,  wenn  die  Entschädigung  entrichtet  oder  hinter- 
legt sei.  Statt  dessen  ward  das  Jagdrecht  durch  das  Gesetz  für 
aufgehoben  erklärt  und  diese  Aufhebung  trat  mit  demselben 
sofort  in  Kraft;  die  Entschädigungsverhandlungen  folgten  nach. 

Ward  nyn  auch  von  der  Regierung  kräftig  darauf  gehalten, 
dass  sie  möglichst  rasch  ihr  Ziel  erreichten,  so  lag  hier  doch 
ein  Mangel  vor.  Er  ist  aber  gegenwärtig  längst  gehoben 
und  kann  keine  Wirkung  mehr  äussern,  zumal  ein  Nachtheil  für 
den  Jagdberechtigten,  wenn  er  doch  einmal  sein  Recht  verlor, 
nur  insofern  herbeigeführt  worden  ist,  als  der  Verlust  sonst 
etwas  spater  eingetreten  wäre. 

Ferner  war  die  Enlschädigung  nicht  überall  eine  voll- 
stündige. 

Zwar  ist  die  Feststellung  des  Werths  eines  Jagdrechts  sehr 
schwierig.  Denn  bei  der  Ausübung  desselben  ist  es  in  den 
wenigsten  Fällen  auf  eine  Einnahme  abgesehen,  so  dass  eine 
Schätzung  nach  dem  bisherigen  Ertrage,  wie  sie  bei  anderen 
Realrechten  die  Regel  bildet,  schwer  anwendbar  ist.  Allein  Pacht- 
kontracle  und  andere  Verträge  hätten  doch  Anhaltspunkte  für 
manche  Fälle  geboten.  Wenigstens  mussten  darnach  die  Ent- 
schädigungsbeträge, welche  das  Gesetz  nach  bestimmten  Boden- 
klassen für  beslimmte  Gruppen  von  Provinzen  feststellte,  als 
ungenügend  sich  darstellen.  Verpachtungen,  nach  dem  Erlasse 
des  Gesetzes  erfolgt,  haben  meist  solche  Beträge  ergeben,  dass 
darnach  berechnet  die  Entschädigung  eine  weit  höhere  hätte  sein 
müssen. 

Unverkennbar  führte  die  unbedingte  Aufhebung  des  Jagd- 
rechts hier  eine  Schwierigkeit  herbei.  Denn  hing  es  nicht  vom 
Belieben  des  Grundeigenlhürners  ab,  ob  er  das  Jagdrecht  auf 
seinem  Eigenlhum  wegschaffen  wollte,  war  er  vielmehr  gezwun- 
gen, dasselbe  gegen  Zahlung  von  seiner  Seite  zu  erwerben,  so 
durfte  die  Zahlung  ohne  Bedruck  nicht  hoch  bestimmt  werden. 

Zeftecbr.  für  SUaWw.  |S57.    2»  Heft.  30 
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Diese  Schwierigkeit  wäre  durch  Uebernahme  der  Entschädigung 
auf  die  Staatskasse  zu  beseitigen  gewesen.  Allein  dass  dies 
nicht  geschehen,  ist  zu  loben.  Denn  es  lag  kein  Grund  vor, 
von  den  Steuerpflichtigen  Opfer  zu  Gunsten  der  gewinnenden 
Grundeigentümer  zu  fordern. 

Ist  es  richtig,  dass  die  gewährte  Entschädigung  nicht  eine 
vollständige  gewesen,  was  folgt  daraus? 

Sicher  nicht,  dass  das  Gesetz  nichtig  sei.  Denn  selbst  ein 
ungerechtes  Gesetz  —  und  von  dein  hier  in  Frage  stehenden 
Gesetze  könnte  man  höchstens  nur  sagen,  dass,  es  nicht  in 
allen  Theilen  gerecht  sei  —  ist  wenn  es  in  gehöriger  Weise 
erlassen  worden,  an  sich  gUltig  l). 

Höchstens  könnte  daher  eine  Vervollständigung  der  Ent- 
schädigung in  Frage  kommen.  Gerecht  wäre  sie ;  allein  sie  wäre 
sehr  schwierig,  würde  nur  wieder  aufregen  und  doch  nicht 
befriedigen ;  denn  das ,  was  dem  Berechtigten  das  Jagdrecht 
werth  macht,  lässt  sich  nicht  bezahlen.  Bis  jetzt  sind  denn 
auch,  so  viel  bekannt,  Anträge  der  früher  Jagd  berechtigten  auf 
Erhöhung  der  Entschädigung  nicht  erfolgt. 

Uebrigens  umfassten  vor  dem  Erlasse  des  Gesetzes  die 
landesherrlichen  Jagden  nach  einem  allgemeinen  Anschlage 


1)  Anderer  Anficht  ist  eine  Kurhessische  Vergrdnung  yoi»  26.  Ja- 
nuar 1854,  welche  die  durch  das  Kurhcssiscbe  Gesetz  vom  1.  Juli  1848 
aufgehobenen  Jagdrechte  wiederherstellt. 

Wir  unterschreiben  unbedenklich,  was  die  „Neue  Preussische  Zeitung1* 
sagt  (1853,  lt.  Dezbr.  Nr.  290)  „zur  Preussischen  Jagdgesetzfragc" 
„Wie  mag  man  es  für  möglich  halten,  einen  Zustand,  der,  wenn  auch  mit 
Unrecht  begonnen,  doch  nunmehr  als  formeller  Rechtszustand  seit  mehr  denn 
fünf  Jahren  besteht ,  mit  dem  Schwämme  eines  neuen  Gesetzes  hinweg  zu 
wischen,  ohne  sich  wieder  eines  Unrechts  schuldig  zu  machen,  wenn  auch 
eines  ander«  gearteten,  als  das  ist,  weshalb  man  das  alte  Gesetz  mit  Recht 
verklagt.  Es  möchte  nur  noch  wenig  Stabilität  und  Continuittt  des  Recht» 
auf  der  Erde  sein ,  wenn  man  auf  diese  Weise  Abrechnung  halten  wollte." 

Ferner:  (1854  ,  8.  Febr.  Nr.  33)  „Das  (Preussische)  Gesetz  von  1848 
(welches  das  Jagdrecht  ohne  Entschädigung  aufhebt)  ist  zu  Recht  bestehend. 
Sollte  das  geschehene  Unrecht  wieder  gut  gemacht  werden,  so  müsste  die 
Gesetzgebung  sich  auf  den  Boden  der  Revolution  stellen  und  aufs  neue  ein 
Eicenlhum  verletzen." 
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etwa  die  Hälfte  der  gesummten  Jagdreviere  des  Königreichs  *") 
und  Se.  Königliche  Majestät  hatten,  wie  eine  Entschädigung  aus 
der  Staatskasse  in  Frage  stand,  auf  solche  verzichtet. 

Noch  mag  hier  bemerkt  werden:  ist  man  in  Hannover  bei 
der  Entschädigung  für  die  Aufhebung  des  Jagdrechts  der  Gerech- 
tigkeit nicht  völlig  treu  geblieben,  so  ist  von  allen  privatrecht- 
lichen Grundlasten  das  Jagdrecht  die  einzige,  bei  welcher  der 
Hannoverschen  Gesetzgebung  ein  solcher  Vorwurf  möglicherweise 
gemacht  werden  kann.  Es  ist  stets  vollständige  Entschä- 
digung geleistet.  Wie  viele  neuere  deutsche  Gesetze  über  Ab- 
lösungen von  Grundlasten  können  dies  von  sich  rühmen? 

Nachdem  die  Hauptfragen ,  welche  sich  an  das  Gesetz  über 
die  Aufhebung  des  Jagdrechts  knüpfen,  erwogen  worden,  bleibt 
nur  noch  Einzelnes  hervorzuheben. 

Wenn  abgesehen  von  gartenmässig  eingefriedigten  Grund- 
slücken, nur  der  Grundeigentümer ,  welcher  eine  zusammen- 
hängende Fläche  von  300  Morgen  besitzt,  zur  Ausübung  der 
Jagd  berechtigt  sein  soll,  so  ist  zuvörderst  klar,  dass  bei  klei- 
neren Grundflächen  dem  Eigenthümer  die  Ausübung  der  Jagd 
nicht  gestattet  werden  konnte.  Im  Uebrigen  hat  jede  Grössen- 
bestimmung  hier  etwas  Willkührliches.  Manche  deutsche  Gesetz- 
gebungen haben  ein  ähnliches  Maass  angenommen. 

Wenn  das  Gesetz  ferner,  falls  jene  grössere  Fläche  nicht 
vorliegt,  bestimmt,  dass  die  Gesammlheit  der  betheiligten  Grund- 
eigentümer jeder  Feldmark  die  Jagd  in  derselben  durch  eigene 
Jäger  zu  verwalten  oder  zu  verpachten  habe,  dabei  für  solche 
Feldmarksjagd  nicht  mehr  als  drei  Pächter  (oder  Jäger)  zulässt 
und  auch  diese  nur  so  weit,  als  auf  jeden  mindestens  300  Morgen 
fallen,  so  ist  damit  weit  grössere  Freiheit  eingeräumt,  als  in 
anderen  deutschen  Staaten  geschehen 7j ,  zumal  den  Pächtern 
und  Jägern  gestattet  ist,  Begleiter  mit  sich  zu  nehmen. 


1)  Die  Hart-  and  Sollin g- Waldungen  bildeten  früher,  und  bilden 
noch  jelzt  Königliche  Jagden.  Auch  stand  die  hohe  Jagd  fast  ausschliesslich 
dem  Könige  zu. 

2}  Namentlich  stellt  ein  Braun  sc  Itweigsches  Gesetz  vom  16.  April 
1852  —  von  spateren  Gesetzen  für  andere  deutsche  Stauten  nicht  zu  reden  — 
weit  engere  Schranken. 

30» 
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Man  hörte  früher  oft  die  Behauptung:  bei  dieser  grossen 
Freiheit  —  zumal  sie  wegen  der  Stellung  des  Jagdpachters  seinen 
Verpächtern  gegenüber  leicht  Ihatsächlich  noch  über  das  Gesetz 
hinaus  erstreckt  werden  könne  —  werde  bald  von  Wild  und 
Jagd  nicht  mehr  stark  die  Rede,  die  vielen  Jäger  würden  der 
Haasen  Tod  sein.  Allein  letztere  müssen  doch  wohl  eine  zähe, 
conservative  Natur  haben,  denn  sie  sind  nach  wie  vor  da.  Nur 
die  Rehe  haben  sich  von  der  Unbill  der  Zeit  noch  nicht  wieder 
erholt;  sie  sind  bekanntlich  dummer  als  die  Haasen. 

Man  hörte  früher  auch  wohl  die  Besorgniss  äussern:  das 
Jagdrecht  sei  für  unsere  Bauern  ein  verderbliches  Geschenk ; 
viele  würden  aus  stillen  fleissigen  Landbauern  zu  lustigen  Jägern 
werden.  Allein  auch  sie  sind  geblieben,  was  sie  waren.  Das 
Jagdrecht  hat  freilich  ihr  Selbstgefühl  und  ihre  Freudigkeit  an 
ihrem  nunmehr  völlig  freien  Grundbesitz  gehoben,  ihnen  sonst 
aber  nicht  geschadet.  Die,  welche  an  der  Jagd  verderben, 
würden  sonst  wohl  an  anderen  Dingen  verdorben  sein.  Dass 
aber  die  eingetretene  Vermehrung  der  Zahl  Derer,  welche  Feuer- 
gewehr zu  handhaben  verstehen,  in  einem  Stande,  bei  welchem 
dies  bis  dahin  nicht  der  Fall  war,  im  Laufe  der  Zeit  Bedeutung 
haben  könne,  mag  sein.  Wir  würden  aber,  so  wie  unser  Bauer- 
stand angethan  ist,  hierin  nicht  eine  Gefahr,  sondern  nur  einen, 
wenn  auch  geringen,  Zuwachs  zur  Verteidigungskraft  des  Landes 
erblicken,  welcher  z.  B.  die  Bildung  eines  Landsturms  leichter 
machen  würde,  als  sie  1814  war. 

Wenn  nach  dem  früheren  Entwurf  der  Regierung  das  Jagd- 
recht —  abgesehen  von  dem  Falle  der  300  zusammenhängenden 
Morgen  —  auf  die  Gemeinden  übergehen  sollte,  nach  dem 
Gesetze  aber  der  Gesammtheit  der  Feldmarksgenossen  zusteht, 
so  ist  dieser  Unterschied  zwar  nicht  thalsächlich,  wohl  aber 
rechtlich  ein  bedeutender.  Denn  der  Gemeinde  würde  als  ju- 
ristischer Person  das  Jagdrecht  als  dingliches  Recht  auf  dem 
Grundeigenthum  des  Einzelnen  zugestanden  haben;  jetzt  haben 
diese,  obgleich  in  der  Ausübung  beschränkt,  selbst  das  Jagd- 
recht. Der  Unterschied  kann  sich  auch  praktisch  als  erheblich 
erweisen,  zumal  die  Gemeinden  und  ihr  Vermögen  in  grösserer 
Abhängigkeit  von  der  Regierung  stehen. 
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Von  den  beiden  Wegen  zur  Benutzung  der  Feldmarksjagden : 
Anstellung  von  Jägern  oder  Verpachtung,  ist  Letzterer  regel- 
mässig eingeschlagen.  Manche  Feldmarksjagden ,  namentlich  in 
der  Nähe  von  Stadien  sind  wenigstens  in  den  ersten  Jahren  für 
so  hohen  Preis  verpachtet,  dass  das  Jagdenlschädigungscapiial 
dadurch  rasch  hat  gedeckt  werden  können,  oder  doch  gedeckt 
werden  kann.  In  manchen  Fällen  mag  der  Pachtpreis  deswegen 
niedrig  bestimmt  sein,  weil  der  Pachter,  Mitglied  der  Gemeinde, 
die  Verpflichtung  zur  Mitnahme  anderer  Gemeindeglieder  als 
Begleiter,  wenigstens  stillschweigend  übernommen  hat. 

Der  Erlös  aus  den  Jagdscheinen  (1  Thlr.  für  jeden  sut 
ein  Jahr  und  nur  auf  einen  bestimmten  Jagdbezirk  geltenden 
Schein),  welcher  in  die  Genieindekasse  fliessen  soll,  bildet  eine 
Einnahme  für  die  Gemeinden,  welche  in  manchen  Gegenden  be- 
trachtlich ist,  zumal  wenn  streng  darauf  gehalten  wird,  dass  auch 
jeder  Begleiter,  wie  er  muss,  einen  Jagdschein  löset. 

Uebrigens  liegt  eine  Unbilligkeit  darin,  dass  von  der  Pflicht 
zur  Lösung  eines  Jagdscheins  oder  doch  der  Entrichtung  der 
Gebühr  und  von  der  Beschränkung  der  Jagdscheine  auf  Einen 
Jagdbezirk  gar  keine  Ausnahme  stattfindet  ^  wie  solche  durch 
neuere  Gesetze  für  andere  deutsche  Staaten  hinsichtlich  der  selbst- 
ständig zur  Jagd  Berechtigten,  der  Jagd-  und  Forstbeamten  u.  s.  w. 
mit  Recht  gemacht  ist.  Theilweise  scheint  hier  innere  Not- 
wendigkeit auch  ohne  Gesetz  schon  geholfen  zu  haben. 

Zu  weit  geht  auch  wohl  die  Bestimmung:  dass  die  Feld- 
marksjagden höchstens  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  ver- 
pachtet werden  sollen.  War  eine  Zeitbeschränkung  nölhig,  damit 
nicht  vielleicht  das  Jagdrechl  unter  falschem  Namen  wieder  hervor- 
tretüj,  so  hatte  doch  die  Frist  wohl  nicht  so  kurz  sein  dürfen; 
denn  dadurch  wird  auch  ein  unschädliches  Hegen  des  Wildes 
erschwert 

Dies  sind  einzelne  Mängel ;  es  könnten  vielleicht  noch  andere 
hervorgehoben  werden  1 ) ;  wir  wollen  uns  indess  dabei  hier  nicht 
aufhalten  und  nur  noch  zum  Schlüsse  bemerken: 


1)  Das  Hannoversche  Jagdrecht  und  dessen  wünschenswerte  Reformen 
von  Dr.  H.  Bodemeyer,  Gottingen  1854.  —  Wir  wollen  indess  durch 
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Der  Verlust  des  Jngdrechts,  des  alt  ererbten,  lieb  gewor- 
denen, ist  sicher  für  Viele  sehr  schmerzlich  gewesen.  Allein 
blicken  wir  zurück  auf  alle  Belästigungen  und  Missbräuche,  welche 
es  erzeugte,  auf  das  Heer  von  Rechtshändeln,  welche  es  in 
seinem  Gefolge  hatte,  so  müssen  wir,  obgleich  die  Unvollständig- 
keit  der  Entschädigung  beklagend,  einen  Gewinn  darin  erkennen, 
dass  es  zu  Grabe  getragen  worden. 

Das  Eigenlhum  ist  damit  in  sein  altes  Recht  wieder  einge- 
setzt; es  ist  damit,  wie  die  Ständeversammlung  (Schreiben  vom 
13.  Juni  1850)  sich  ausdrückt,  „der  letzte  Rest  der  Unfreiheit 
des  Eigenthums  gefallen.*  Das  Eigenthum  ist  allgemein  ein 
„echtes"  geworden.  Ein  verwickeltes  und  streitiges  Rechtsinstitut 
mit  allen  seinen  Zertheilungen  in  hohe  und  niedere  Jagd,  in 
privative  und  Koppeljagd,  Mitjagd,  Vor-  und  Nachjagd  u.  s.  w. 
und  mit  seinem  Anhange  an  Jagdfolge,  Jagdlager,  Hundebrod 
u.  s.  w.  ist  durch  ein  einfaches  und  natürliches  Verhältnis 
ersetzt. 

Wir  sehen  neuerlich  das  Jagdrecht  vielerorts  wieder  er- 
stehen; hauptsächlich  da,  wo  gar  keine  Entschädigung  für  den 
Verlust  gewährt  ist;  ein  erklärlicher  Rückschlag  gegen  das  be- 
gangene Unrecht;  allein  wir  halten  uns  doch  überzeugt,  dass 
diese  Wiedererweckung,  wenn  sie  auch  noch  manche  Jahre 
bestehen  mag,  eine  rechte  Dauer  nicht  haben  wird. 

Für  Hannover  ist,  wenn  auch  vielleicht  wohl  eine  Abstel- 
lung von  Mängeln  des  Gesetzes,  eine  Wiederherstellung  des  Jagd- 
rechts sicher  nicht  zu  erwarten. 


Hinweisnng  auf  diese  Schrift  uns  in  keiner  Weise  xu  den  darin  ausgesprochenen 
Ansichten  bekennen. 
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Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Kornpreise  und  Backertaxen. 


Von  Wilhelm  Roscher. 


Der  Leipziger  Stadlrath  besitzt  eine  Handschrift  unter  dem 
Titel  „Beckenregiment,"  worin  die  obrigkeitlich  ermittelten  Ge- 
treidepreise des  dortigen  Marktes,  sowie  die  nach  ihnen  wieder 
obrigkeitlich  festgestellten  Brotpreise  vom  29  März  1593  bis  zum 
29.  October  1695  verzeichnet  sind.  Ich  gebe  im  Nachfolgenden 
einen  Auszug  daraus.  —  Zum  Verständniss  muss  bemerkt  wer- 
den, dass  ein  leipziger  Scheffel  während  des  17.  Jahrhunderts 
grösser  war,  als  der  heutzutage  im  Königr.  Sachsen  übliche 
(=  1,88  preussische  Scheffel).  Während  dieser  beim  Weizen 
durchschnittlich  172  Pfund  wiegt,  beim  Roggen  160  Pfund,  wurde 
jener  nach  einer  amtlichen  Ermittelung  vom  Jahr  1639  beim 
Weizen  zu  211  bis  214,  beim  Roggen  zu  186  bis  204  Pfund 
geschätzt.  Eine  andere,  gleichfalls  amtliche  Angabe  spricht  selbst 
beim  Roggen  von  204  bis  222  Pfund:  was  beiläufig  zur  Probe 
dienen  mag,  wie  wenig  in  früherer  Zeit  auf  diejenige  Beobaeh- 
tungs-  und  Rechnungsschärfe  gebaut  werden  kann,  welche  allein 
zu  sicheren  Durchschniltsangaben  führt.  —  Dem  Münzwesen  liegt 
bis  1667  der  Reichsmünzfuss  von  1559  zu  Grunde,  wonach  die 
rauhe  Mark  Silber  zu  9' A4  Gulden  ausgeprägt  wurde  und  14  Loth 
16  Grän  fein  enthielt.  Also  nach  der  feinen  Mark  berechnet, 
ein  lO'/a  Guldenfuss.  Der  Gulden  zerfiel  in  21  Groschen  (ein 
Thaler  =  24  Groschen)  von  denen  also  214,2  ')  auf  die  feine 

1)  Eigentlich  217.  Ich  habe  indessen  nicht  die  Scheidemünze  „G re- 
ichen," sondern  V21  Gulden  im  Auge,  weil  Getreidevorräthe  selten  mit 
Scheidemünze  bezahlt  werden. 
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Mark  gingen  und  jeder  einzelne  1,96  heutigen  Silbergroschen 
entspricht.  — 

Leider  ist  auf  den  Preisangaben  der  Jahre  1601  bis  Sep- 
tember 1 623  insofern  wenig  Verlass,  als  auch  in  Sachsen  damals 
die  berüchtigte  Kipper-  und  Wipperzeit  herrschte.  Nach  K I  o  t  z  s  c  h 
Kursächsischer  Münzgeschichte  II,  S.  492  galt  in  Leipzig  der 
gute  Thaler  1600  noch  seinen  vollen  gesetzlichen  Werth  =  24 
Groschen;  aber 


1601—1603 

1604—1605 

1606 

1607 

1608 

1609 

1610—1613 

.1614 

1615 

1616—1617 

1618 

1619 

1620 

1621 

1622 


25 
26 

26  V2 

27—  28 
28 

28—  29 
30 
30'/2 

31—  32 
32 

32—  34 
34—38 

42— 53'/* 
53l/3— 126 
8—9  Gulden 
9  Fl.  12  Gr. 


Groschen 


1623 

(bis  zum  September). 

So  erklären  sich  die  scheinbar  enormen  Preise  der  Jahre 
1620  und  1622,  die  beide  mit  reichen  Ernten  gesegnet  waren. 

Im  August  1621  ward  die  Münzverwirrung  den  Bäckern  so 
lästig,  das*  sie  (nach  Vogels  Leipziger  Annalen)  sich  weigerten, 
fortzubacken  und  der  Rath  desshalb  die  Concurrenz  der  Land- 
bäcker fördern  musste.  Ich  werde  für  meine  Durchschnitts- 
berechnungen  die  ganz  abnormen  Jahre  1618 — 1623  ausser 
Acht  lassen,  und  in  den  Jahren  1601 — 1617  die  nach  der  Münz- 
ordnung von  1559  wahren  Preise  (auf  der  Tabelle  in  Klammern 
eingeschaltet)  zu  Grunde  legen.  —  Seit  1667  (zinnaischer 
Münzfuss)  wurden  153/*  Gulden  aus  der  feinen  Mark  geprägt,  also 
252  Groschen,  (Groschen  einzeln,  als  Scheidemünze,  251,4  aus 
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der  Feinen  Mark)  deren  jetzt  16  auf  einen  Gulden  kamen.  Seit 
1690  (Leipziger  Fuss)  12  Thaler  zu  24  Groschen  oder  18  Gul- 
f-         den  zu  16,  also  288  Groschen  aus  der  feinen  Mark  (Groschen 
*         einzeln,  als  Scheidemünze,  gingen  300  auf  die  feine  Mark). 
Ich  habe  der  Gleichmassigkeit  wegen  auf  der  Tabelle  den  Werth 
nach  dem  Münzfusse  von  1559  eingeschaltet  '),  und  danach  meine 
l         Durchschnitte  gezogen. 


Prele  dee 

Gewicht 

lif  wirnl 

J.hi. 

Sek.  Weilen. 

de»  Sr  rn- 
rn  rl«  pre 

Freie  des 

t?    e.  em 

des  Rr<>- 
lee  pro  1 

IPfeMlf. 

PfeDPif. 

1593 

29 

57  Gr. 

7  Lth. 

37  Gr. 

12  L. 

Oclbr. 

23 

57  „ 

7 

77 

1 50—51  „ 

'  A  t\ 

10  „ 

Dzbr. 

I  8 

57  „ 

7 

77 

t*  A 

A  f\ 

10  „ 

A  E  f\  A 

Nvbr.  30 

52  „ 

8 

77 

A  f* 

45  » 

Aug. 

19 

o2  „ 

8 

«je. 

36—37  „ 

13  „ 

159b 

Aug. 

24 

60 

7 

e/t, 

•V 

f  40  „ 

12  „ 

1597 

März 

14 

CO 

6 

«jm 

*V 

45  ff 

10  „ 

Jkfai 

31 

O  A 

84  „ 

5 

•M 

77 

46  „ 

f\ 

9  * 

Aug. 

27 

CO 

63  „ 

6 

V 

56  „ 

1598 

März 

21 

74  „ 

« 

6b  „ 

Aug. 

23 

C6  „ 

6 

54  „ 

lo99 

März 

6 

66  „ 

6 

»» 

50  „ 

10  » 

Mai 

18 

OÜ  „ 

7 

J) 

42  „ 

d  O 

Sptbr. 

11 

64  Ä 

6 

»> 

46 

H  , 

1600 

Jan. 

29 

68  , 

6 

» 

50 

9  . 

Jim. 

7 

82 

5 

1» 

56  „ 

9  , 

Nvbr. 

25 

82 

82  (78,7) 

5 

63 

8  . 

1601 

Aug. 

25 

50  (48)  „ 

9  . 

Nvbr. 

27 

66  (63,3) 

6 
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Aus  den  mancherlei  Bemerkungen,  welche  sich  beim  Studium 
dieser  Tabellen  aufdrängen,  will  ich  nur  folgende  hervorheben. 

A.  Die  Kornpreise  betreffend. 

Theilen  wir  den  ganzen  vorliegenden  Zeitraum  nach  den 
Kriegs-  und  Friedensverhältnissen  in  drei  Perioden,  so  waren 
die  Leipziger  Durchschnittspreise  des  Weizens,     des  Roggens 

1593— i  61 7  59,7  Groschen   46,3  Groschen. 

1624—1648  90,5      „  58,4 

(dreissigjäbriger  Krieg) 

1649—1695  47,7      „  37,2 

Hierin  liegt  doch  eine  nicht  ganz  werthlose  Bekräftigung  der 
Ansicht,  welche  die  periodischen  Schwankungen  der  Getreide- 
preise während  der  letzten  dritthalb  Jahrhunderle  mehr  auf 
Seiten  des  Getreidemarktes  zu  erklären  sucht,  als  durch  Schwan- 
kungen von  Angebot  und  Nachfrage  der  edlen  Metalle.  Die 
grosse  Theuerung  während  des  dreissigjährigen  Krieges  wird 
die  natürliche  Folge  der  Productionsstörungen  sein,  welche  gerade 
dieser  Krieg  in  so  ungewöhnlicher  Stärke  und  Dauer  bewirkte. 
Die  verhältnissmässig  grosse  Wohlfeilheit  des  nächsten  halben 
Jahrhunderts  beruhet  zum  Theil  auf  dem  tiefen  Frieden,  welcher 
damals  in  Mitteldeutschland  herrschte,  verbunden  mit  der  Ent- 
völkerung durch  den  Krieg  vorher,  die  lange  Zeit  gestattete, 
bloss  die  fruchtbareren  Grundstücke  zu  kultiviren.  In  Belgien, 
wo  die  Kriege  während  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
wenigstens  keinen  so  verwüstenden  Charakter  hallen,  wo  aber 
auch  die  zweite  Hälfte  durchaus  keine  Friedensperiode  war,  ist 
das  Verhältniss  der  Kornpreise  ein  durchaus  anderes.  Nach 
Ouetelet  galt  zu  Brüssel  der  Rasiere  (rast  '/*  Hektoliter) 

Weizen  Roggen 
1600—1649    68  Sols   47,8  Sols. 
1650—1699   71    a     53  „ 

In  England  (nach  Adam  Smith)  waren  die  Windsorpreise  des 
Weizens  pro  Quaiter  (zu  9  Busheis) 
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1595-1617   durchschnittlich    44  Schillinge. 
1618—1641  „  48Vs 

1646—1651  „  723/4  „ 

(Bürgerkrieg) 

1652—1700  „  48'/, 

In  Paris  die  Miltelpreise  des  Setier  Weizen  (nach  Helferich) 

1596-1605    24,70  Franken. 

1606—1615    18,03  „ 

1616—1625    20,76  „ 

1626—1635    27,79  n 

1636—1645    23,44  „ 

1646-1655   31,92  „ 

1656—1665   33,40  , 

1666—1675    18,25  „ 

1676—1685   25,05  „ 

1686—1695  24,69  , 
Der  wechselseitige  Einfluss  der  entlegeneren  Hauplkornmärkte 
war  damals  so  gut  wie  null.  So  z.  B.  ist  das  lur  Leipzig  enorm 
Iheure  Jahr  1639  in  England  durch  besondere  Wohlfeilheit  aus- 
gezeichnet: =  445'6  Schill.  Und  umgekehrt,  die  für  England 
enorm  theueren  Jahre  1597  (69'/«  Schill.),  1631  (68  Schill.), 
1647—1651,  1674  (68Vs  Schill.),  1693  (67*/3  Schill.)  und 
1694  (64  Schill.)  in  Leipzig  durchaus  nicht  theuer.  Ein  klarer 
Beweis  von  der  Schwierigkeit  des  internationalen  Verkehrs  im 
damaligen  Getreidehandel,  und  ein  grelles  Gegenbild  der  heuligen 
Zustande  I  Zwischen  näher  gelegenen  Märkten  war  natürlich 
schon  damals  ein  Verhaltniss.  So  z.  B.  kostete  in  Kassel  der 
Viertel  Roggen  1598—1660  durchschnittlich  2  Thlr.  24  Sgr. 

1661—1721  „         2  Thlr.  21  Sgr. 

Die  theuersten  Einzeljahre  sind  aus  dieser  Periode  1621  (5  Thlr.), 
1624  (4  Thlr.),  1626  (4  Thlr.),  1640  (4'/»  Thlr.),  1641  (5  Thlr. 
11  Sgr.),  1642  (4—10),  1651  und  1652  (5  Thlr.),  1662 
(47*  Thlr.),  1675  und  1676  (4  Thlr.),  1693  (4—2);  die  wohl- 
feilsten 1658  (l  Thlr.  3  Sgr.),  1671  bis  1673  (1  Thlr.  7  Sgr.)  ')• 
Auf  dem  Weimarschen  Markte  standen  zwischen  1660  und  1700 


1)  Stockbardt's  Zeitschrift  für  deutsche  Landwirthe,  1857,  Min,  S.  66. 
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die  Roggenpreise  am  höchsten  t66*/s  und  ganz  besonders  1693/4; 
am  tiefsten  1664—1672  ').  Parallel  freilich  gehen  auch  diese 
Preise  denen  zu  Leipzig  nicht;  und  ihr  etwaniges  Uebereinslimmen 
kann  daher  nicht  aus  commercieller  Ausgleichung,  sondern  nur 
aus  Ubereinstimmenden  Produclions-  und  Consurations  Verhältnissen 
erklärt  werden. 

Ueberaus  merkwürdig  ist  der  Gegensatz  der  Jahre  1631 
und  1632  zu  den  Jahren  1638—1640.  Der  Kampf  Gustav 
Adolfs  mit  Tilly  und  Wallenslein,  der  doch  in  nächster  Nähe  von 
Leipzig  zu  den  blutigen  Schlachten  bei  Breitenfeld  und  Lützen 
führte,  ist  im  Spiegel  der  Kornpreise  gar  nicht  zu  bemerken, 
während  die  Feldzüge  Banniers  und  Torstensons  in  Sachsen 
(1638—1642)  eine  so  furchtbare  Theuerung  zur  Folge  haben. 
Unter  Bannier  war  es  nach  einem  officietlen  Schreiben  des  Leip- 
ziger Ratlies  vornehmlich  die  grosse  Menge  der  Flüchtlinge  vom 
platten  Lande,  welche  in  Leipzig  zusammenströmten  und  hier 
den  Preisaufschlag  bewirkten;  letzteres  um  so  aurfälliger,  als 
übrigens  die  Ernte  des  Jahres  1639  keine  schlechto  war.  Aus 
diesen  Preisverhältnissen  kann  mit  einer  Art  von  mathematischer 
Genauigkeit  entnommen  werden,  wie  sehr,  im  Vergleich  mit  den 
Raubzügen  der  späteren  Schweden,  sowohl  Gustav  Adolf,  als 
auch  seine  beiden  Gegner  schon  aus  politischem  Grunde  Sachsen 
zu  schonen  bemühet  waren.  Der  blosse  Durchmarsch  der  kaiser- 
lichen Truppen  im  Frühjahr  1626,  wo  freilich  Wallenstein  wenig 
Rücksichten  für  nölhig  hallen  mochte,  scheint  die  Kornpreise 
stärker  berührt  zu  haben. 

Den  höchsten  Weizenpreis  unserer  ganzen  Tabelle  (abge- 
sehen von  der  Kipper-  und  Wipperzeit)  hat  der  13.  April  1639, 
den  niedrigsten  der  27.  Julius  1658.  Das  Verhällniss  ist  210—216 
zu  21—24  Groschen,  oder  wie  9,4  zu  1.  Beim  Roggen  (an 
denselben  Tagen)  verhalten  sich  die  Preisextreme  wie  180 — 192 
zu  14 — 16  Groschen,  oder  wie  12,4  zu  1.  In  der  Periode  von 
1832  bis  1852  haben  zu  Leipzig  die  Weizenpreise  höchstens 
wie  4,28  zu  1  differirt,  die  Roggenpreise  wie  5,8  zu  1.  Gewiss 


1)  F.  G.  Schulze,  Nationalökonomie,  Tafel  II  im  Anhange. 

r.  f.  Suatiw.  1857.  3i.  Htfl.  31 
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ein  erfreulicher  Beweiss,  dass  unsere  intensiver  gewordene  Land- 
wirtschaft, unsere  verbesserten  Communicalionsmittel,  überhaupt 
unsere  gesteigerte  Handelstätigkeit  und  Handelsgeschicklichkeit 
die  Theuerungsnoth  allerdings  zu  mildern  verstanden!  Freilich 
bedeutet  jeder  grosse  Krieg,  wie  in  so  vielen  anderen  Hinsichten, 
so  auch  in  dieser  einen  Rückfall  auf  niedere  Kulturstufen.  Dass 
übrigens  die  Roggenpreise,  damals  wie  jetzt,  noch  grösserer 
Schwankung  unterliegen,  als  die  Weizenpreise,  hängt  mit  einem 
der  bekanntesten  und  besterklärten  Gesetze  der  Nationulökonomik 
zusammen,  wonach  unentbehrliche  Lebensbedürfnisse  mehr  im 
Preise  schwanken,  als  Luxusartikel.  Jede  Korntheuerung  zwingt 
Weizenesser,  zu  Roggenbrot  überzugehen;  aber  nicht  umge- 
kehrt. 

Ueber  das  Preis  verbal  tniss  der  vier  Hauptgetreidearten  unter 
einander  giebt  unsere  Quelle  nur  folgende  Aufschlüsse.  Es 
kostete  zu  Leipzig  der  Scheffel 


Wtucn.  Roggtn. 

uarer. 

1593 
März 

58-60  Gr. 

38-39  Gr. 

29—30  Gr. 

14— 16'/,  Gr. 

Decemb. 

63-64  „ 

52'/i-54  „ 

41-42  „ 

25-27  „ 

1599 

54—60  * 

39-40  „ 

18-20  , 

1601 
Novemb. 

63-73  '/,  d 

41-46  , 

37-41  „ 

25-28  , 

1639 
Februar 

168-288  „ 

120-216  „ 

84—132  „ 

40-63  , 

1643 
Januar 

84-96  , 

63—68  „ 

63-72  » 

44-50  , 

Zunächst  befremdet  hier  die  grosse  Ungenauigkeit,  womit  nament- 
lich die  früheren  Weizen-  und  Roggenpreise  dieser  kleinen  Tabelle 
von  denen  der  obigen,  auf  welchen  die  Bäckertaxe  beruhet,  ab- 
weichen. Ziehen  wir  dessenungeachtet  einen  Durchschnitt  für 
die  Zeit  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege  und  wiederum  für  die 
Zeit  während  desselben,  so  erhalten  wir  folgendes  Verhällniss: 
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  1 

Weiten. 

Koggen. 

Gent«. 

Hafer. 

1593—1617 

61,93  Gr. 

"43,63  Gr. 

3tMTGr. " 

21,7  Gr." 

1618—1648 

159  , 

116,7  , 

87,7  „ 

49,25  „ 

Oder  aber,  den  Roggenpreis  =  1  gesetzt, 


1593—1617 
1618-1648 


1,42  Gr.  1,00  Gr. 
1,36    „    I  1,00  „ 


0,84  Gr. 
0,75  „ 


0,49  Gr. 
0,42  „ 


Aus  der  grossen  Tabelle  oben  ergiebt  sich  für  die  ganze  Periode 
von  1593  bis  1695  zwischen  Weizen  und  Roggen  das  Verhätt- 
niss  1,37  zu  1,00.  Dagegen  verhielten  sich  (nach  Reuning)  die 
Preise  der  vier  Getreidearten  im  Königr.  Sachsen  während  der 
Periode  von  1841-  1849,  wie 

144,2  |  100  |  75,8  |  47,4. 
Es  hat  sich  also  das  Preis  Verhältnis*  von  Hafer,  Gerste  und  Roggen 
unter  einander  sehr  wenig  verändert;  Weizen  ist,  verglichen 
mit  Roggen,  theuerer  geworden,  ohne  Zweifel  eine  Folge  des 
relativ  gesteigerten  Weizenverbrauches. 

B.  Die  Brott axen  betreffen  d. 

Auch  hier  muss  wohl  zuerst  die  grosse  Ungenauigkeit  der 
zu  Grunde  liegenden  statistischen  Erhebungen  befremden.  Während 
heutzutage  die  in  Leipzig  von  Amtswegen  verzeichneten  Korn- 
preise zwischen  Maximum  und  Minimum  des  jeweiligen  Markt- 
tages selten  mehr  als  drei  Procent  Unterschied  haben,  Gnden 
wir  im  17.  Jahrhundert  Angaben,  wie  8—10  Fl.,  86—102, 
36—46,  69 — 88,  32—44  Groschen.  Freilich  wer  die  Art  kennt, 
wie  noch  gegenwärtig  auf  den  meisten  Getreidemärkten  die  poli- 
zeilichen Durchschnittspreise  ermittelt  werden,  der  muss  gestehen, 
dass  eine  offen  zugegebene  Ungenauigkeit  besser  ist,  als  eine 
verdeckte.  Uebrigens  liegt  der  angedeutete  Gegensatz  von  sonst 
und  jetzt  nicht  allein  in  der  verschiedenen  Beobachtung  des 
Marktes,  sondern  auch  in  der  Verschiedenheit  des  Marktes  selbst 
begründet.  Je  weniger  der  Verkehr  entwickelt  ist,  um  so  mehr 
wird  gefeilscht,  um  so  stärker  also  werden  natürlich  die  einzelnen 
Preisfdlle  vom  jeweiligen  Durchschnitte  nach  Oben  oder  Unten 
abweichen. 

Aber  wie  merkwürdig  selten  ist  vormals  die  Taxe  erneuert 

31  # 
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worden!  Während  der  ganzen  Periode  von  1593  bis  1695  nur 
184  mal,  d.  h.  also  durchschnittlich  alle  28V2  Wochen.    Nur  in 
sehr  (neuerer  Zeit  wurde  häufiger  dazu  geschritten:  so  z.  B. 
finden  wir  1621  6  Taxationen,  1638  bis  1644  zusammen  37. 
Andererseits  haben  wieder  sehr  viele  Jahre  nur  eine  neue 
Taxation;  12  Taxationen  scheinen  je  Tür  das  ganze  folgende 
Jahr  Geltung  gehabt  zu  haben;  ja  die  vom  September  1645 
bis  25.  Januar  1648,  die  vom  August  1666  bis  18.  September 
1672.    Diess  eröffnet  uns  einen  tiefen,  obwohl  nicht  unerwarteten 
Einblick  in  das  Wesen  der  Taxpolizei.    Zwar  hat  dieselbe  regel- 
mässig eine  gewisse  Tendenz,   wenigstens  die  allerg rel Uten 
Schwankungen   des  Brotpreises  zu  mildern.     Schon  auf  dem 
natürlichen  Wege,  dass  die  Verarbeitungskosten  des  Brotes  con- 
stanter  sind,  als  die  Kornpreise;  dann  aber  auch  künstlich,  indem 
während  grosser  Korntheuerung  den  Bäckern  Opfer  aufgelegt 
werden,  für  die  man  sie  später,  beim  Sinken  des  Kornpreises, 
durcH  ein  geringeres  Sinken  des  Brotpreises  entschädigt.  Leider 
jedoch  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Bäcker  bei 
einem  solchen  Verfahren  weit  mehr  als  entschädigt  werden,  also 
das  Publikum  auf  die  Dauer  wirklich  beschädigt  wird.    Jene  sind 
bei  ihrem  Streben  nach  möglichst  hoher  Taxe  von  einem  viel  direc- 
tern ,  unzweifelhaftem  und  beharrlichem  Interesse  gespornt , .  als 
die  Behörde,  in  der  Regel  die  eiozige  Vertreterin  des  Publikums, 
bei  ihrem  Wunsche,  die  Taxe  möglichst  niedrig  anzusetzen.  Wer 
zwischen  den  Zeilen  zu  lesen  versteht,  der  wird  diess  auch  in 
unserer  Tabelle  bestätigt  finden.    Steigt  der  Kornpreis,  so  wird 
die  Taxe  gewöhnlich  sofort  erhöhet :  „auf  unnachlässiges,  beweg- 
liches, hochbetheuerliches ,  gar  inständiges  Bitten"  der  Bäcker- 
zunft, wie  es  in  unserer  Quelle  heisst.    Sinkt  hingegen  der 
Kornpreis,  so  schweigen  die  Bäcker  natürlich  still,  und  wenn 
nicht  durch  sehr  schwere  Thetierung  vorher  oder  tius  anderen 
Gründen  eine  mehr  als  gewöhnliche  Reizbarkeit  des  Publikums 
vorhanden  ist,  so  kann  die  frühere  Taxe  noch  lange  fortdauern. 
So  wissen  wir  z.  B.  aus  Vogels  Annalen,  dass  1694  eine  sehr 
reiche  Ernte  war,  und  die  Kompreise  beträchtlich  fielen ;  gleich  - 
wohl  ist  die  Brottaxe  vom  9.  September  1693  erst  am  26.  Februar 
1695  ermässigt  worden.    Hier  und  da  finden  wir  die  aus  dem 


Digitized  by  Googl 


der  Kornpreise  und  Bßckertaxen 


475 


Kornpreise  nicht  erklärbare  Höhe  der  Taxe  durch  Wassersnoth, 
welche  zum  Gebrauche  ferner  Landmühlen,  wohl  gar  Rossmühlen 
zwingt,  oder  auch  durch  schwere  Steuerlast  und  Einquartierung 
motivirt  So  z.  B.  am  13.  Junius  1626,  9.  December  1634, 
26.  Januar  1637. 

Uebrigens  würde  man  sehr  irren,  wenn  man  diese  Neigung 
des  Zunft-  und  Taxwesens,  die  Consumenten  zu  Ubertheuern, 
im  alten  Leipzig  vorzugsweise  entwickelt  glaubte.  Vielmehr 
haben  durch  unsere  ganze  Periode  hindurch,  wenigstens  in  Bezug 
auf  Roggenbrot,  die  Landbäcker  mit  den  Stadtbäckern  concurriren 
dürfen.  Allerdings  nur  in  so  beschränkter  Weise,  dass  jene 
insbesondere  nur  amtlich  gewogenes  Brot,  nur  auf  dem  Markt- 
plätze und  nur  bis  zur  Mittagsstunde  feil  bieten  sollten.  Wenn 
man  aber  aus  einem  Verzeichnisse  vom  16.  Junius  1632  ersieht, 
dass  73  Landbäcker  zum  Besuche  des  Marktes  berechtigt  waren, 
so  begreift  man,  warum  das  Roggenbrot,  verglichen  mit  seinem 
Rohstoffe,  durchschnittlich  so  viel  wohlfeiler  taxirt  wurde,  als 
Weizenbrot:  gewiss  mehr,  als  die  kostspieligeren  Zuthaten  des 
letztern  allein  erklären  würden.  (Vgl.  u.  A.  15.  September  1610, 
11.  December  1620.) 
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Seitdem  Oesterreich  dem  übrigen  Deutschland  wiederum 
mehr  sich  nähert,  ist  auch  hier  die  Theilnahme  an  den  Geschicken 
dieser  grossen  Monarchie  gesteigert  worden.  Jeder  Unbefangene, 
welchem  einzelnen  deutschen  Lande  er  auch  angehören  möge, 
wird  aufrichtig  Oesterreich*  Wohlergehen  wünschen,  nicht  bloss 
aus  guter  freundnachbarlicher  Gesinnung,  sondern  auch  im  Hin- 
blick auf  das  dauernde  Interesse  des  genzen  deutschen  Bundes. 

Oesterreich*  Gedeihen  aber  ist  wesentlich  durch  seine  Fi- 
nanzen bedingt  und  diese  befinden  sich  bekanntermaassen  seit 
längerer  Zeit  in  keinem  erfreulichen  Zustande,  indem  ein  Deficit 
an  das  andere  sich  gereiht  hat  und  demzufolge  eine  erhebliche 
Vermehrung  einer  ohnehin  schon  beträchtlichen  Staatsschuld  nöthig 
geworden  ist. 

In  den  letzten  10  Jahren  ist  das  österreichische  Gouverne- 
ment vor  inneren  und  äusseren  Kriegen,  Kriegsbereitschaft  und 
Occupationszügen  fast  gar  nicht  zur  Ruhe  gekommen  und  hat  die 
ausserordentlichsten  finanziellen  Anstrengungen  machen  müssen, 
welche  begreiflicher  Weise  nicht  durch  die  ordentlichen  Ein- 
nahmen gedeckt  werden  konnten;  die  Ereignisse  von  1854  und 
den  folgenden  Jahren  scheinen  noch  grössere  Opfer  als  die  von 
1848  und  1849  mit  ihren  Nachwirkungen,  erfordert  zu  haben. 

Eine  Vergleichung  der  gesammten  Staats  -  Einnahmen  und 
Staats- Ausgaben  für  die  Jahre  1852 — 55  nach  den  vorlöuGgen 
Zusammenstellungen  des  Finanz-Ministeriums  (S.  Mittheilungen  aus 
dem  Gebiete  der  Statistik,  herausgegeben  von  der  Directum  der 
administrativen  Statistik,  Jahrgang  V,  Heft  2,  p.  107  ff.)  ergiebt 
folgende  summarischen  Resultate  (in  Netto-Positionen): 
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1.  Ordenll.  Einnahmen. 

OrHpnll  Aii«i<ffihpn 

VI  Utlllli  /IUSeIIUCIIi 

JL/CUl/ll. 

1852: 

224,806,268  n. 

974  *S87  191  fl 

4Q  780  8*tt  fl 

1853: 

235,930,102  „ 

OQfi  Q<  Q  fiift 
£OU,0 1  C),U  1U  ,, 

SO  383  SOft 

1854: 

245,333,724  „ 

294  529  681 

49  195  957 

1855: 

258,508,915  „ 

3ÜO  87*i  669 

42  366  7^4 

2.  Ausserord.  Einnahmen. 

Aussprord    A  n<?  er 

1852: 

1,558,840  fl. 

\  995  318  fl 

3  fififi  47R  fl 

1853: 

1,206,891  „ 

7  647  018 

6  440  127 

1854  : 

Ql  M6  Qß*» 

Ql  tU6  Qß^ 

1855: 

5,277,970  „ 

101  810  ^13 

fl  \w  m  t  ^?  Ii  i  n  8  \\  m  ^?  n  • 

Gesammle  Ausgaben. 

1852: 

226,365,108  fl. 

279,812,439  fl. 

53,447,331  fl. 

1853: 

237,136,993 

293,960,628  „ 

56,823,635  ,, 

1854: 

245,333,724  „ 

386,046,646  „ 

140,712,922  „ 

1855: 

263,786,885  „ 

402,686,182  „ 

138,899,297  „ 

Es  hat  mithin  zwar  eine  Vermehrung  der  ordenllichen  Ein- 
nahmen in  diesen  Jahren  Statt  gefunden ,  (worauf  wir  später 
zurückkommen  werden);  dieselbe  hat  aber  nicht  ausgereicht, 
um  der  Vermehrung  der  ordentlichen  Ausgaben  zu  entsprechen, 
welche  hauptsächlich  eine  Folge  der  Vermehrung  der  Staatsschuld 
und  der  gesteigerten  Kosten  zur  Erhallung  des  stehenden  Heeres, 
in  geringerem  Grade  der  neuen  Verwaltungs-Organisationen  und 
der  Verbesserung  cier  Ungarischen  Communikationsmittel  war, 
während  die  Steigerung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  ledig- 
lich den  durch  die  politischen  Verhaltnisse  gebotenen  extraordi- 
nairen  Ausrüstungen  der  Armee  zuzuschreiben  ist. 

Wir  wollen  den  Abschluss  der  beiden  vorangegangenen 
Jahre  hinzufügen,  nach  der  Darstellung  des  Staatshaushaltes  im 
angeführten  Hefte: 

Ganze  Netto- Ausgabe.  Ganze  Netto-Einname.  Deficit. 
1850:   263,747,771  fl.         192,157,500  fl.      71,590,271  fl. 
1851:   289,193,461  „         217,899,309  „       71,294,152  „ 

Wir  halten  uns  hierbei  an  die  pag.  107  a.  a.  O.  voraus- 
geschickte General-Uebersicht ;  im  Detail  kommen  verschiedene, 
verwickelte  Versur-Rechnnngen  vor.  —  1851  betrug  die  Brutto- 
einnahme: 291,936,991  fl.,  die  „Einhebung*-  und  Gefells- Ausla- 
gen4* absorbirten  74,057,682  fl.  — 
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Vor  diesen  Deficüs  und  der  damit  nothwendig  gewordenen 
Contrahiriing  neuer  Staatsschulden  treten  die  gleichzeitige  Tilgung 
an  den  filteren  Schulden  und  die  productiven  Verwendungen, 
wie  namentlich  für  das  Eisenbahnwesen ,  in  den  Hintergrund  l) ; 
auch  hat  schon  seit  längerer  Zeit  eine  Verminderung  der  Activa 
durch  Verkauf  von  DomanialgrundstUcken  und  neuerdings  durch 
VerSusserung  von  Staats-Eisenbahnen  Statt  gefunden. 

Ende  1851  war  die  Gesammtsumme'  der  Staatsschuld  nach 
ihrem  Nominalbeträge  auf  1687V»  Mtl.  fl.  gestiegen ,  und 
zwar  die  fundirte  Schuld  auf  beinahe  1274  Bf  iL  fl.  (davon  jedoch 
143  Mil.  fl.  in  W.  W.  verzinslich)  und  die  schwebende  Schuld 
auf  circa  4137/5  Mil.  fl.  Unter  letzterer  befanden  sich  an  un- 
verzinslichem Staatspapiergeld:  68 %  Mil.  Reichsschatzscheine 
(neben  102  Mil.  dreiprocentiger  Effecten  unter  gleicher  Benen- 
nung); ferner  46  Mil.  Cassen-  An  Weisungen ,  ausgestellt  auf  die 
Landeseinkünfte  Ungarns  und  c.  20'/s  Mil.  Münzscheine.  Von 
den  1687%  Mit.  fl.  besessen  der  allgemeine  Tilgungsfond,  der 
lombardisch-venetianische  Amortisationsfond  und  die  Staats-Cassen 
reichlich  232  Mil.  fl.,  so  dass  Netto  reichlich  1455  Mil.  fl.  ver- 
blieben ,  welcher  Summe  in  der  Uebersicht  des  Staatshaushaltes 
von  1851  23  Mil.  fl.  als  „Activ-F  orderungen"  entgegen  gestellt 
werden,  bestehend  in  dem  anderweitigen  Vermögen  des  Tilgungs- 
fonds (Domestikal-Obligationen  und  Privatschuldverschreibungen), 
in  Acliv- Gapitalien  bei  den  Kamerai  -  Zahlämtern  und  in  Eisen- 
bahn -  Actien ,  welche  im  Besitze  der  ausserordentlichen  Credit- 
Casse  waren. 

Mit  Rücksicht  auf  die  erzwungen  niedrige  Verzinsung  eines 
Theils  der  älteren  Staatsschulden  wird  a.  a.  Orte  der  Nominal- 
betrag der  ganzen  Schuld  von  1687%  Mil.  fl.  auf  c.  1553  Mil.  fl. 
reducirt 

Uebrigens  fehlen  in  der  Gesammtsumme  die  Obligationen  des 
lombardisch-venetianischen  Anlehens  von  1850  (irren  wir  nicht, 


1)  So  wurden  1851  für  den  Bau  und  die  Einrichtung  von  Eisenbahnen 
und  die  Anlegung  von  Telegraphen  gegen  19  Mil.  fl.  verausgabt;  die  Rück- 
zahlungen an  der  Staatsschuld  und  die  Dotation  des  allgemeinen  Tilgungs- 
fonds machten  7  Mil.  fl.  aus. 
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=  43  Mil.  II.),  welche,  wie  es  a.  a.  0.  p.  165  heisst,  in  die 
speciale  Nachweisung  nicht  aufgenommen  werden  konnten,  weil 
die  Prüfung  der  bezüglichen  Rechnungen  noch  nicht  beendigt  war. 
In  den  darauf  folgenden  4  Jahren  1852  —  55  zusammengenom- 
men hat  das  Deficit,  wie  die  obigen  Zahlen  ergeben  389,883,185  fl. 
betragen. 

Diese  Summe  ist  theils  durch  Vermehrung  des  Stuatspapier- 
geldes,  theils  durch  Einzahlungen  auf  die  veräusserten  Staats- 
Eisenbahnen,  theils  durch  Zurückhaltung  einkassirter  G  runden  t- 
lastungskapitalien  und  Renten  (statt  der  Auszahlung  an  die 
Berechtigten:  ein  sehr  bedenkliches  Hülfsmiltel !) ,  hauptsächlich 
aber  durch  weitere  Einzahlungen  auf  schon  früher  contra hirte 
Anlehen,  durch  neue  Anlehen,  Vorschüsse  der  Bank  etc.  gedeckt 
worden. 

So  ist  denn  die  jährliche  Ausgabe,  welche  die  Staatsschuld 
an  Zinsen  und  Tilgung  mit  Einschluss  der  Prämien  der  Lotterie* 
Anlehen  erforderte,  in  wenigen  Jahren  folgenderinaassen  ge- 
stiegen : 

1850:  53,718,361  fl. 
1851:    56,049,599  „ 

1852  :    62,608,375  „ 

1853  :  66,819,173  „ 
1854:  72,148,316  „ 
1855:    77,407,532  „ 

Für  das  Jahr  1856  berechnet  sich  das  Deficit  auf  circa 
62,354,000  fl. 

Es  ist  klar,  dass  es  in  dieser  Weise  nicht  lange  fortgehen 
kann ,  und  es  erhebt  sich  die  ernstliche  Frage :  ob  und  in  wie 
weit  und  durch  welche  Mittet  und  Wege  eine  Restauration  der 
Finanzen  zu  bewirken  gegründete  Aussicht  vorhanden  ist. 

Im  Allgemeinen  kann  ein  Missverhaltniss  zwischen  den 
Staats -Einnahmen  und  Staats- Ausgaben  ebensowohl  durch  eine 
Vermehrung  der  Einnahmen  als  durch  eine  Verminderung  der 
Ausgaben  gehoben  werden. 

Die  Österreichischen  Staats  -  Einnahmen  sind  nun  schon  in 
den  letzten  Jahren  ansehnlich  gehoben  worden,  hauptsächlich  in 
Folge  der  Ausdehnung  des  in  den  übrigen  Kronländern  beste- 
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henden  Steuersystems  auf  Ungarn  und  die  ehemals  dazu  gerech- 
neten Nebenländer,  sodann  durch  Einführung  der  Einkommen- 
steuer und  durch  das  Gebührengeselz  von  1850. 
Der  Netto-Ertrag  der  direkten  Steuern  ')  war : 

1837:   46,001,000  fl. 
1847:    47,973,000  „ 
1852:    79,538,000  „ 
1856:    92,132,000  „ 
Die  indirekten  Steuern  *)  warfen  Netto  ah : 

1837  :  81,250,000  fl. 
1847:  94,015,000  „ 
1852:  122,368,000  „ 
1856:  148,885,000  „ 
Insonderheit  bemerkenswerth  ist  die  gesteigerte  Ergiebigkeit 
des  Tabacks-Monopols. 

Absatz.  Erlös. 
1832:    267,835  Ctnr.  14,079,000  fl. 

1850:    344,575    „  22,834,000  „ 

1852:    618,054    „  34,533,153  „ 

1856:    692,612    „  47,171,908  „ 

Der  Erlös  aus  dem  Absätze  ist  also  in  noch  stärkerem  Ver- 
bältnisse gestiegen,  als  die  Quantität,  hauptsachlich  wohl  weil  der 
Consum  von  Cigarren  mehr  und  mehr  den  des  Rauchtabacks 
zurückgedrängt  hat. 

Auf  Ungarn  und  dessen  Nebenlander  fallen  folgende  Zahlen: 

Absatz.  Erlös. 
1852:    192,070  Ctnr.  7,457,021  fl. 

1856:   246,650    „  13,040,793  „ 


1)  Grundsteuer,  Hausersteuer,  Erbsteuer,  Erwerbsteuer,  spiter  auch  Ein- 
kommensteuer. Ausserhalb  dieser  üebersiebt  liegen  für  1837  und  47  die  un- 
mittelbar an  die  Militair- Verwaltung  früher  gelangenden  direkten  Steuern 
der  Militairgrense  und  die  ge  wohn  1  i eh e  Mititair-Coalribution  von  Ungarn 
nnd  Siebenbürgen  (1851  zusammen  6%  Nil.  fl.),  die  seit  1852  in  das  allge- 
meine Steuersystem  aufgegangen  sind. 

2)  Verxehrungssteuer  (auf  iniindische  Artikel) ,  Zoll-  ,  Salt- ,  Taback-, 
Stempel-,  Tax-,  Lotto-,  Post -Gefall,  Weg-,  Brücken-,  Wasser-  Mauthe 
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Hieraus  ergiebt  sich  für  das  alte  Monopolgebiet 
folgende  Zunahme: 

Absatz.  Erlös. 
1850:   344,570  Ctnr.  22,&34,000  fl. 

1856:   445,971    „  34,131,000  „ 

Also  in  6  Jahren  nach  Quantität  Uber  29,  nach  Erlös  über 
49  %;  in  der  vorangegangenen  3  mal  so  langen  Periode  von 
1832-50  (S.  oben)  dahingegen  nur  resp.  28,7  und  62,1  %  Zu- 
nahme. 

Der  Netto- Ertrag  des  Tabacks -  Monopols  aus  dem  Erlöse 
hat  sich  in  wenigen  Jahren  nahezu  verdoppelt. 

1847  =  12,384,000  fl. 
1856  =  24,626,000  „ 
wozu  noch  1,871,000  fl.  anderweitige  Revenuen  dieses  Monopols 
kommen,  über  deren  Betrag  für  1847  uns  augenblicklich  keine 
Notiz  zur  Hand  liegt. 

Wir  vermutben  nach  einer  bereits  im  October  1856  erlas- 
senen Verfügung,  dass  die  Finanzverwaltung  eine  weitere  Aus- 
nutzung des  Tabacks  -  Monopols  durch  allmählige  Erhöhung  der 
Tarif-Preise  erstreben  wird,  an  Frankreichs  Beispiel  sich  hal- 
tend *),  auch  wird  wohl  Ungarn,  für  welches  die  ordinalen 
Sorten  niedriger  tarifirt  sind,  als  für  die  übrigen  Kronländer, 
bald  gleichgestellt  werden,  was  eine  Mehr-Einnahme  von  meh- 
reren Millionen  geben  wird.  Endlich  wird  Ungarn  schwerlich 
noch  lange  die  durch  Patent  vom  29.  Mai  1850  eingeräumte 
Vergünstigung  behalten,  dass  jede  Familie  den  Taback- Anbau 
bis  zu  70  Quadratklafter  zum  eigenen  Gebrauch  gegen  eine  be- 
stimmte Abgabe  per  Quadratklafter  (anfangs  2,  jetzt  12  Kreuzer) 
betreiben  darf.  Hievon  machten  1852  nicht  weniger  als  65,466 
Landbesitzer  in  3341  Gemeinden  Gebrauch;  begreiflicher  Weise 

1)  Durchschnittsverkaufsprei«  der  französischen  Regie  =  134  fl. ,  der 
österr.  =  68  fl.  per  W.  Cntr.  Absatz  der  frans.  Regie  (1855)  =  438.037 
W.  Cnlr.  zn  58*/*  Mtl.  11.;  Netto:  38'/i  Mil.  fl.  neben  einer  Vermehrung 
det  Regie- Capital«  von  5»/2  Mil.  fl.  Die  französischen  Preise  würden 
für  den  Österreichischen  Absatz  1856  die  Summe  von  c.  93  Mil.  fl. 
Brutto  and  Aber  70  Mil.  11.  Netto  ergeben  haben,  abgesehen  von  eventueller 
Conaamverminderung  und  Mehr- Consamtion  der  ordinaireren  Sorten  gegen 
die  theurerea.  — 
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ist  bei  so  vielen  zerstreuten  Pflanzungen  Misbrauch  schwer  zu 
verhüten;  auch  macht  die  Beaufsichtigung  viele  Kosten. 

In  den  letzten  Jahren  hat  die  Tabacks-  Regie  an  hohen 
Einkaufspreisen  der  Bialter  laborirt;  diese  haben  eine  Ermun- 
terung zur  Ausdehnung  des  Tabacksbau's  in  Ungarn  gegeben, 
wovon  in  kurzer  Zeit  Ermässigung  der  Einkaufspreise  und  Be- 
schränkung des  Ankaufes  auslandischer  Blätter  erwartet  wird. 

Die  Branntweinsteuer  ist  erst  seit  dem  1.  Nov.  1856  auf  das 
lombardisch-venetianischc  Königreich,  Tirol  und  Vorarlberg  nach 
dem  in  den  übrigen  Kronliindern  besiehenden  System  ausgedehnt 
worden,  wovon  eine  Mehr-Einnahme  zu  erwarten  ist;  ein  fer- 
neres Plus  und  zugleich  eine  Ersparung  an  Controlkosten  ist 
auch  durch  den  mulhmaaslichen  Wegfall  der  in  einigen  Kron- 
ländern noch  gestatteten  Branntweinproduction  bis  zu  einer  ge- 
wissen Menge  zum  eigenen  Gebrauch  zu  erreichen. 

Sodann  ist  bereits  an  eine  fernere  Erhöhung  der  Rüben- 
zuckersteuer gedacht  worden.  Diese  wurde  1849  auf  5  Kreuzer 
für  den  Wiener  Cenlner  frische  Rüben  festgesetzt,  später  auf  8 
und  vom  1.  Septbr.  56  auf  12  Kreuzer  erhöht  d.  i.,  wenn  man 
für  die  österreichische  Rübenzuckerindustrie  auch  nur  5  Procent 
Zucker  -  Ausbeute  rechnet  (sie  steht  jedenfalls  im  Allgemeinen 
hinter  der  zollvereinsländischen  zurück),  4  fl.  per  Wiener  Ctnr. 
oder  3,67  fl.  per  österr.  Zoll-Centner,  während  der  Eingangszoll 
auf  Rohzucker  6  fl.  für  die  Raffinerien  und  9  fl.  für  den  allge- 
meinen Verkehr  per  Zoll-Centner  beträgt. 

Vom  Tabacks  -  Monopole  abgesehen  füllt  die  in  den  letzten 
Jahren  bereits  erreichte  Mehr  -  Einnahme  aus  den  indirekten 
Steuern  hauptsächlich  auf  folgende  Positionen: 
Verzehrungssteuer  1850:   22,476,000  fl.  (Br.  24,161,000  fl.) 
(Netto.)  1851:    25,297,000,,  (,    27,129,000  „) 
1855;   29,277,000  „ 

Die  Verzehruflgss teuer  ist  erst  im  Laufe  des  Jahres  1851 
in  den  ungarisch  -  siebenbürgischen  Kronländern  ins  Leben  ge- 
treten.   Ferner;  Stempel-  und  Tax-Gefäll  zusammen: 

1850:  8,262,000  fl. 
1851:  16,431,000,, 
J855  :   27,460,000  „ 
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wobei  an  die  Wirkung  des  Gebühren  -  Gesetzes  vom  9.  Februar 
1850  zu  erinnern  ist. 

Auch  die  Einnahme  aus  dem  Lotto -Gefall  hat  sich  in  den 
letzten  Jahren  um  i'/t — 2  Mil.  fl.  gehoben. 

Die  Einnahme  aus  dem  Postgefälle,  unbedeutend  in  den 
Jahren  1850,  51  und  52  und  auch  im  Durchschnitte  von  1853 
und  1854  nur  erst  wieder  1  Mil.  fl.  jährlich,  war  1855  auf  c. 
21/«  Mil.  gestiegen.  Der  geringere  üeberschuss  in  den  voran- 
gegangenen Jahren  lag  hauptsächlich  in  den  bedeutenden  Ver- 
wendungen zur  Verbesserung  des  Postwesens.  (Anlegung  neuer 
Course  in  Ungarn  und  Galizien,  Vermehrung  der  Wagen  etc.) 
Der  Postverkehr  selber  hat  bedeutend  zugenommen.  Es  betrug 
die  Summe  der  mittelst  der  Staatspost  versendeten  Privatbriefe: 

1832:    18,950,000  Stück. 
1847:    23,470,000  „ 
1856;   53,707,000  „ 

Auffallend  aber  ist  es,  dass  die  Zoll  -  Einnahmen  bis  jetzt 


nicht  sonderlich  sich  gehoben  haben: 

Brutto.                Ausgaben.  Netto. 

1850:   23,441,083  fl.  2,801,195  fl.  20,639,888  fl. 

1851:   21,785,411  „  2,479,030  „  19,306,381  „ 

1852:         —                       —  22,317,349  „ 

1853:  —  —  20,728,163  „ 
1854:         —                                    —  19,068,677  „ 

1855:         -                      -  19,666,482  „ 


Mithin  weniger,  wie  jetzt  das  Tabacks  -  Monopol  allein  ab- 
wirft. 

Allerdings  ist  seit  185  t  durch  den  Weg  lall  der  ungarischen 
Zwischenzolllinie  eine  jährliche  Einnahme  von  etwa  2'/3  Mil.  fl. 
geopfert  worden,  auch  mag  durch  den  grösseren  Steuerdruck 
(das  Hinzutreten  der  Einkommensteuer  u.  s.  wj  so  wie  durch 
die  starke  Einquartirungslast  mancher  Kronländer  eine  Beschrän- 
kung des  Consums  ausländischer  Waaren  nothwendig  gewesen 
sein;  indessen  hat  man  wohl  ziemlich  allgemein  innerhalb  und 
ausserhalb  der  österreichischon  Monarchie  grössere  finanzielle 
Resultate  von  den  durchgreifenden  Relurmen  des  österr.  Zoll— 
Tarifes  erwartet.    Eine  Zoll-Einnahme  von  nicht  viel  über  %  fl. 
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p.  Kopf  ist  im  Vergleich  mit  den  Intraden  anderer  europäischer 
Zoll -Gebiete  immerhin  eine  geringe  zu  nennen  und  deutet  auf 
die  bis  jetzt  noch  schwache  Consumtionsfahigkeit  mancher  öster- 
reichischer Kronlfinder  hin;  vielleicht  muss  man  richtiger  sagen: 
auf  die  schwache  Consumtionslust ,  insofern  namentlich  in  den 
östlichen  Theilen  der  Monarchie  unter  der  Landbevölkerung  der 
Consum  mancher  ausländischer,  zollergiebiger  Artikel  auch  bei 
gestiegenem  Wohlstande  noch  nicht  sehr  verbreitet  isL  Wenn 
gleichzeitig  die  Verzehrungssteuer  eine  beträchtliche  Steigerung 
des  Ertrages  nachweist,  so  erklärt  sich  dies  wohl  daraus, 
dass  dieselbe  mehr  auf  notwendige  Lebensbedürfnisse  sich  be- 
sieht. — 

In  Betreff  der  direkten  Steuern  ist  die  Zunahme  des  Er- 
trages hauptsächlich  durch  folgende  Special  -  Angaben  nachzu- 

Die  Grundsteuer  lieferte  Netto: 

1850  :  46,998,000  fl.  (Br.  47,560,000  fl.) 

1851 :  54,095,000  „  (Br.  54,807,000  „  ) 

1852:  58,502,000  „ 

1853  :  60,000,000  „ 

1854  :  59,169,000  „ 
1855:  60,748,0(10  „ 

1851  trat  in  Ungarn  und  der  serbischen  Wojwodschaft  an 
die  Stelle  der  1850  aufgehobenen  „Kriegs-  und  Dicalsteuer"  die 
allgemeine  Grundsteuer,  was  hauptsächlich  das  Plus  gegen  1850 
lieferte.  (Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  der  Bausersteuer.) 
Ausserdem  nimmt  die  Grundsteuer,  die  eigentlich  16  Proc.  vom 
Reinertrag  betragen  soll .  (wozu  neuerdings  wohl  noch  ein  Zu- 
schlag von  5V3  Proc.  gekommen  ist)  mit  dem  Fortschreiten  der 
Catastrirungsarbeiten  zu. 

Hausersteuer    1850  =    6,478,000  fl.  Netto. 

1855  =  10,589,000  „  „ 
Erworbsteuer  1850  =■    2,985,000  „  „ 
1851  =    4,469,000  „  „ 
1855  =    9,156,000  „  „ 
Die  1850  nur  erst  in  einem  Theile  der  Monarchie  eingeführte 
Einkommensteuer  lieferte  in  diesem  ersten  Jahre  1,350,000  fl.  Br. 
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(wovon  nur  12,000  fl.  als  Kostenabsatz  sich  angegeben  finden), 
sodann  1851  nach  ihrer  Ausdehnung  auf  den  übrigen  Theil  der 
Monarchie  (Lombardei  und  Venedig,  Salzburg,  Kroatien,  Slavonien, 
Ungarn,  serbische  Wojwodscbaft)  3,728,000  fl.   Und  ferner: 

1852  :    5,345,000  fl.  Netto. 

1853:   6,452,000  „  „ 

1854:    7,417,000  „  „ 

1855:  7,339,000  „  „ 
Die  Steigerung  ist  erheblich ,  die  Summe  selber  aber  für 
eine  solche  Steuer  mit  ziemlich  hohen  Sätzen  und  bei  der  Grösse 
und  Bevölkerung  der  österreichischen  Monarchie  nicht  bedeutend. 
Die  Erbsteuer,  welche  nur  eine  geringfügige  Einnahme  gab,  ist 
1851  aufgehoben  worden  *). 


Die  mitgetheilten  Zahlen  ergeben,  dass  die  Steuerkrafte  der 
österreichischen  Monarchie  im  Laufe  dieses  Jahrzehnts  gegen  die 
frühere  Zeit  schon  in  erheblich  stärkerem  Grade  in  Anspruch 
genommen  worden  sind,  ohne  dass  dadurch  mit  der  Steigerung 
der  Ausgaben  Schritt  gehalten  werden  konnte.  An  Einführung 
neuer  Steuern  wird  kaum  zu  denken,  die  Erhöhung  der  Kataster- 
und  Tarifsätze  für  die  bestehenden  Steuern  nur  in  beschränkter 
Weise  ausführbar  sein;  in  letzterer  Beziehung  verweisen  wir 
auf  die  oben  hingeworfenen  Andeutungen  über  das  Tabacks- 
Monopol  u.  s.  w. 

Die  Hoffnung  auf  eine  fortgesetzte  Vermehrung  der  Staats- 
Einnahmen  beruht  für  die  Österreichische  Monarchie,  wie  uns 
scheint,  wesentlich  darauf,  dass  die  östlichen  Provinzen,  welche 
bis  vor  Kurzem  arm  an  Communikationsmitteln  waren  und  in 
Folge  der  hohen  Transportkosten  ihre  Produkte  nur  zu  niedrigen 
Preisen  oder  gar  nicht  absetzen  konnten  und  andererseits  ihre 
Import-Bedürfnisse  theuer  bezahlen  mussten,  spater,  nachdem  sie 


1)  Wir  bemerken  hier  gelegentlich,  dass  die  Zahlen  pro  1850  und  1851 
überall  den  schliesslich  festgestellten  Finanz-RechnungeD  und  nicht,  wie  die 
Zahlen  für  die  spateren  Jahre,  den  vorlaufig  formirten  Finanz  -  Ueberaichten 
entlehnt  sind.  Aus  dieser  zwiefachen  statistischen  Quelle  erklären  aich  auch 
Differenzen  e  wischen  den  Ueberaichten  in  der  citirten  Zeitschrift  und  in  den 
grossen  statistischen  Tafeln  de«  österr.  statistischen  ßureau's. 
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durch  Eisenbahnen  und  Chausseen  in  den  allgemeinen  Verkehr 
gezogen  worden,  volkswirtschaftlich  sich  heben  werden  und 
dass  mit  Zunahme  der  Production,  der  Bevölkerung ,  des  Wohl- 
standes und  der  Consumtion  hier  der  Ertrag  der  direkten  und 
imiireklen  Steuern  von  selber  sich  heben  wird. 

1847  betrug  die  Länge  der  sämmtlichen  Strassen  per 
Quadratmeile:  im  lombardisch-venetianischen  Königreiche: 
31,176  Klafter,  in  Galizien  1375,  in  Siebenbürgen  1196.  Wel- 
cher Abstand! 

In  Ungarn  betrug  noch  im  Jahre  1853  die  Länge  der  unter 
Staatsverwaltung  stehenden  Strassen  nicht  mehr  als  560  Klafter, 
in  Croalien  600,  in  der  Wojwodina  1080  Klafter  per  Quadrat- 
meile. 

In  den  Jahren  1850—56  sind  in  den  ungarischen  und  pol- 
nischen Kronländern  c.  26  Mil.  fl.  tbeils  auf  Erhaltung  und  Ver- 
besserung ,  theils  auf  Neubau  von  Land  -  und  Wasserstrassen 
verwendet  worden;  aber  der  Abstand  gegen  die  anderen  Kron- 
lander ist  so  schnell  nicht  auszugleichen 

Rascher  ist  diese  Ausgleichung  in  Betreff  der  Eisenbahnen 
zu  erwarten.  1855  waren  allerdings  erst  78,'  geogr.  Meilen  in 
den  östlichen  Kronländern  auf  7467  geogr.  Quadratmeilen  im 
Betrieb,  während  die  westlichen  Kronländer  schon  300  g.  Meilen 
auf  nur  4654  g.  Quadratm.  besassen. 

Aber  es  sind  seitdem  riesenhafte  Unternehmungen  im  Werke 
und  gerade  die  östlichen  Länder  werden  in  nächster  Zukunft 
den  bedeutendsten  Zuwachs  erhalten.  Es  waren  1856  im  Bau 
begriffen  130  Meilen,  concessionirt  510  Meilen,  zusammen  640 
Meilen,  wozu  noch  projectirte  160  Meilen  für  Tyrol  und  Sieben- 
bürgen kommen. 

Davon  werden  die  östlichen  Länder  c.  500  Meilen  erhallen. 

Bald  werden  die  österreichischen  Schienenwege  ein  wohl 


1)  AU  Galitien  1772  und  noch  später  die  Bucowina  an  Oesterreich 
Urnen,  hatten  diese  Provinten  von  1500  Q- Meilen  nicht  eine  einsige  Chaus- 
see; 1853  sahlten  sie  doch  schon  388  (österr.)  Meilen  Aerariat  -  Strassen. 
In  Ungar»  ist  der  Central-Regieron«  erst  seit  1849  eine  direkte  Einwirkung 
auf  Slrassen-Bau  und  andere  volkswirtschaftliche  Maassregeln  möglich  ge- 
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zusammenhängendes  Nelz  von  c.  1200  Meilen  darstellen  und 
dann  die  bisher  so  vernachlässigten  östlichen  Kronländer  nicht 
bloss  unter  sich  und  mit  den  Übrigen  Kronländern ,  sondern  in- 
direkt auch  mit  dem  westlichen  Deutschland  und  mit  den  Han- 
delsgebielen  der  Nordsee,  der  Ostsee,  des  mittelländischen  Meeres 
verbunden  sein.  Heben  sich  damit  relativ  am  meisten  die  öst- 
lichen Kronlander,  so  wird  auch  hier  relativ  die  stärkste  Er- 
höhung des  Ertrages  der  Grundsteuer  '),  Häusersteuer,  Erwerb- 
stcuer,  der  Eingangszölle  u.  s.  w.  zu  erwarten  sein.  — 

Man  mag  indessen  die  mögliche  oder  wahrscheinliche  weitere 
Steigerung  der  Einnahmen  noch  so  hoch  anschlagen,  das  Gleich- 
gewicht wird  nicht  auf  diesem  Wege  allein,  vielmehr  vorzugs- 
weise durch  Verminderung  der  Ausgaben  erstrebt  werden  müssen. 
Ob  in  den  einzelnen  Zweigen  der  Verwaltung  an  den  ordent- 
lichen Ausgaben  bedeutende  Ersparnisse  sich  machen  liessen, 
vermögen  wir  nicht  zu  beurtheilen.  Sollte  dies  auch  in  einzelneu 
Positionen  möglich  sein,  so  darf  man  doch  annehmen,  dass  der 
Etat  der  ordentlichen  Ausgaben  im  Ganzen  wegen  der  er- 
höhten Ansprüche  an  die  Volkswirthschaftspflege,  Volksbildungs- 
sorge etc.  auch  in  Oesterreich  und  hier  noch  insbesondere  wegen 
der  dringenden  Nothwendigkeit ,  die  Gehalte  der  unteren  und 
mittleren  Beamten  im  wahren  Interesse  des  Staatsdienstes  und 
der  Unterthanen  baldmöglichst  zu  erhöhen,  fortwährend  wachsen 
wird.  Eine  wesentliche,  reitende  Ausgaben -Ersparung  ist  nur 
durch  Beschränkung ,  womöglich  Beseitigung  des  ausseror- 
dentlichen Militairaufwandes  zu  erreichen. 

In  den  17  Jahren  1831-  1847  belrug  der  Militairaufwand 
durchschnittlich  57,530,000  fl.  im  Jahre;  in  dieser  Zeit  war 

das  Maximum  78,522,000  fl.  (1831  Rüstungen  wegen  der 
französischen  Ereignisse);  das  Minimum  50,184,000  fl.  (1838J. 


1)  Auf  die  Quadratmeile  fielen  1853  in  den  ungarischen  und  polnischen 
Kronlflndern  3035  fl.,  in  den  fibrigen  Kronlfindern  8312  fl.  ( 1R 17,  wo  aber 
das  einheitliche  (»rundsteuersyslem  in  jenen  Ländern,  wenigstens  in  Un- 
garn, noch  nicht  ausgeführt  war,  resp.  1172  und  6169  fl.).  Ohne  Zweifel 
ist  hinnen  wenigen  Jahrzehnten  eine  weitere  Annäherung  dieser  Ertraga- 
tahlen  au  erwarten. 

feiUchr.  ftor  SlMU*.    lt>37.  3..  Btfl.  32 
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Nach  dem  angegebenen  Durchschnitte  würde  der  Militairauf- 
wand  Tür  die  3  Jahre  1854 — 56  betragen  haben :  173,190,000  fl. 

Er  hat  aber  beiragen :  548,572,000  „ 1 ) 

Mithin  mehr:  375,382,000  fl. 
Das  Deficit  dieser  3  Jahre  betrug:  341,966,000  „ 
Es  geht  hieraus  hervor,  dass  dieses  Deficit  um  33,416,000  fl. 
geringer  gewesen  ist,  als  das  Pius  des  Militairaufwandes ,  wenn 
man  hiebei  den  angegebenen  17jührigen  Durchschnitt  als  Basis 
annimmt. 

Dieser  wird  nun  allerdings  für  die  Zukunft  bei  den  gestei- 
gerten Freisen  der  Bedürfnisse  des  Miütairwesens  nicht  ausreichen  ; 
doch  sind  sachverständige  Oesterreicher  der  Ansicht,  dass  es 
ausführbar  sei,  in  künftigen  Friedensjahren  den  ordentlichen  Mi- 
litair-Etat  auf  100  Mil.  fl.  und  darunter  zu  reduciren.  Denn 
selbst  der  Voranschlag  für  1851  lautete  nur  auf  105  Mil.  fl.  als 
ordentliches  Erfordernis*,  obgleich  hierunter  Uber  8  Mit.  fl. 
für  (meist  ausserordentliche)  Baukosten  begriffen  waren  und 
der  Armeestand  mit  der,  bei  gesichertem  Frieden  und  geordneten 
Zuständen  lange  nicht  erforderlichen  Zahl  von  603,879  Mann 
und  77,540  Pferden  angesetzt  war;  eine  Reduction  wird  um  so 
eher  möglich  sein,  als  die  mil  Rücksicht  auf  das  strategische 
Bedürfniss  in  ihrer  Richtung  bestimmten  Eisenbahnen  gestallen 
werden,  in  Zukunft  auch  auf  weile  Entfernungen  in  kürzester 
Zeit  bedeutende  Truppenraassen  da,  wo  es  nöthig  ist,  zu  con- 
centriren. 

Aber  Oesterreich  bedarf,  um  sich  finanziell  zu  erholen,  vor 
allen  Dingen  des  Friedens  nach  aussen  und  der  Ruhe  im  Innern. 
Gelingt  es  der  Politik  seines  Gouvernements,  Beides  der  Mo- 
narchie zu  erhalten,  so  kann  in  1—2  Jahrzehnten  das  Deficit  in 
Ueberschuss  verwandelt  und  die  Staatsschuld  durch  reelle  Tilgung 
vermindert  sein.  — 

Es  bedarf  schliesslich  kaum  der  Bemerkung,  dass  ber  den 
mitgetheilteii  Einnahme-  und  Ausgabe- Summen,  wenn  es  sich  um 
genaue  Würdigung  ihres  eigentlichen  Effectes  handelt,  das  mit 

1)  Im  Jahre  1»54  allein:  208,696,000  fl..  wovon  117,401,000  fl.  auf 
den  ordentlichen  Mililair-Etat  kamen. 
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dem  Zwangskourse  der  Banknoten  und  des  Staalspapiergeldes 
eingetretene  Schwanken  der  Landes-Valuta  zu  berücksichtigen  ist. 

Durch  die  Entwerthung  des  Papiergeldes  hat  auch  die  Staats- 
kasse gelitten,  indem  sie  factisch  weniger  an  Steuern,  Pacht 
u.  s.  w.  erhielt,  wofür  sie  nur  theilweise  darin  Entschädigung 
fand,  dass  auch  die  fixirten  Ausgaben,  (Besoldungen,  Zinsen  des 
grössten  Theils  der  Staatsschuld  u.  s.  w.)  in  derselben  ent- 
werteten Valuta  bestritten  wurden,  während  die  Befriedigung 
der  nach  den  Marktpreisen  der  Waaren  und  dem  Stande  des 
Arbeitslohns  zu  beschaffenden  Bedürfnisse  um  so  theurer  zu  stehen 
kam,  je  tiefer  der  Werth  der  Valuta  gegen  Silber  sank;  auch 
mussten  die  fixirten  Bezüge  in  den  untersten  Regionen  (für  die 
ganz  Subalternen  und  die  geineine  Militainnannschaft) ,  um  das 
unumgängliche  Bedürfnis«  der  Betheiligten  bei  der  entwertheten 
Valuta  zu  decken,  durch  Zuschüsse  erhöht  werden. 

Das  Silber-Agio,  welches  noch  1854  zwischen  15  und  37 
Proc.  schwankte,  hat  1856  durchschnittlich  nur  etwa  5  Proc.  be- 
iragen. Bekanntlich  ist  die  Rückkehr  der  Metall-Circulation  mit 
Aufhebung  des  Zwangs-Courses  in  nächster  Zukunft  zu  erwarten, 
womit  also  die  österreichischen  Finanzen  von  selber  in  eine 
günstigere  Lage  kommen  werden. 
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III.  Staatswisseiisdiaftlifhe  Bfirhersciiau. 


I.  Encyclopädische  Werke. 

Staatslexikoo  von  Karl  c.  Rotteck  und  K.  \\  eicker.  3.  Aufl.  8—11.  Heft. 
Anarchie-Asaignaten.  Bd.  I.  S.  497—752.  Leipzig,  Brockhaus  (a  8  Ngr.J 

Deutsches  Staats  -  Wörterbuch  von  Prof.  Dr.  BluntsckH  und  K.  Brater. 
12— 18.  Heft.  gr.  8.  2r  Bd.  S.  81  —  640.  Stuttgart,  Expedition,  (a 
36  kr.  V»  Rlh,r  ) 


II.  Theorie  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts. 

Ähreng,  Prof.  Dr.  IST,  Juristische  Encyctopfidie  oder  organische  Darstel- 
lung der  Rechts-  und  Staatswissenschaft  auf  Grundlage  einer  ethischen 
Rechtsphilosophie.  3  (Schluss-)  Lief.  8.  S.  529-808.  Wien,  Gerold. 
(1>/3  Rthlr.  cplt.  4  Rthlr.) 

Knapp,  L. ,  System  der  Rechtsphilosophie.  Lex.  8.  VII,  247  S.  Erlan- 
gen, Enke.    (2  fl.  24  kr.  rhein.  P/s  Rthlr  ) 

Thiercelin,  Dr.  £/.,  Principe*  du  droit.  Paris  1857.  Guillaumin.  1  vol. 
in  8°.    XX,  340  p.  (6  fr.) 

Saggi  di  diritto  pubblico  conforinato  ai  lumi  del  rooderno  progresso.  Del 
D.  G.  G.  Fase.  2.    Padova,  1856.    Typ.  Bianchi.    S.  45-lh8.  8». 

JÜoy  de  Font,  Prof.  Ernst  Freih.  v  ,  Grundlinien  einer  Philosophie  des 
Rechts  aus  katholischem  Standpunkte,  2.  Bd.  A.  u.  d.  T. :  Grundlinien 
einer  Philosophie  des  Staats-  und  Völkerrechts  aus  kathol.  Standpunkte, 
gr.  8.    XIV,  434  S.    Wien,  Mayer.    (P/2  Rthlr.) 

Mayer,  F.  F.,  Grundlüge  des  Verwaltungsrechts  und  -Rechtsverfahrena. 
Tübingen,  Laupp.    1857.    102  S.    (54  kr.  rhein.) 
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Hl.  Positives  Slaats-Verfasstings-  und  Verwalhingsrechl. 

Deutschland  ubcrhaspt. 

Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  deutschen  Bundes.  Herausgeg.  von 
J.  T.  0.  v.  Linde.  2.  Bd.  1  Heft:  Betrachtungen  über  die  Selbst- 
ständigkeit der  Kirchengewalt  und  Schulpflicht  des  deutschen  Bundes, 
und  der  Theilnehmer  an  dem  westphalisrhen  Frieden ,  sammt  und  son- 
ders, in  Deutschland.  2  u.  3.  Heft:  Das  deutsche  Postrecht  nach  der 
bundesgesetzlichen  Bestimmung  unter  Garantie  acht  europäischer  Mächte. 
Glessen,  1857.  Ferber'sche  Univers.-Buchh.  (E.  Roth).  8«.  376  S. 
(Bd.  I.  2  fl.  42  kr.,  II.  1,  t  II.  21  kr.,  2,  1  II.  48  kr  rhein.) 

Jürgens,  K.  Zur  Bundesreforat frage  8.  72  S.  Frankfurt  a/M.,  Hedler. 
(14  Ngr.) 

Sehirgety  G.f  Ein  Beilrag  zur  henntniss  der  Geschichte,  Handelsstatistik 
und  Gesetzgebung  des  Rheins,  nebst  der  KheinschilTfahrts- Akte  vom  31. 
Marz  1831,  sammt  allen  ihren  Supplement»  rartikeln,  Abänderungen,  ihren 
wichtigsten  Regulationen  und  Instructionen.  IV,  352  S.  Mains,  1857. 
v.  Zabern. 

firin  ckmann ,  Dr.  C.H  L.,  Lehrbuch  des  Handelsrechts  mit  Ausschluss 
der  Lebren  des  See-  und  Assecuranzrechts.  2-  Hälfte.  2.  Heft.  gr.  8. 
S.  381 — 394.    Heidelberg,  Banget  nnd  Schmidt,    (a  H  Ngr.) 

Schöpf,  Dr.  Jos.  Ant.y  Handbuch  des  kathol.  Kircbenrechts  mit  beson- 
derer Bezugnahme  auf  Oesterreich  und  mit  Rücksicht  auf  Deutschland. 
3.  Bd.  X,  560  S.  Schaphausen,  Hurter.  (2  Rthlr.  3  fl.  24  kr.  rhein. 
1-3.    4  Rthl.  3  Ngr  7  fl  rhn.) 

Kober,  Prof  Dr.  J. ,  der  Kirchenbann  nach  den  Grundsätzen  des  canoni- 
schen Rechts  dargestellt,  gr.  8.  XII,  560  S.  Tübingen,  Laupp. 
(3  fl.  36.  kr.  rhn.    2  Rthlr.  8  Ngr.) 

Oesterreich 

Ostrote,  Moril*  R  v. ,  Leiicon  der  politischen  Gesetze  des  Kniserthums 
Oesterreich.  1.  Bd.  Wien,  1857,  Zamaraki.  IV ,  l  -  726  S.  8°. 
(V/r,  Rthlr.) 

.4s  tt,  H. ,  Alphabelische  Sammlung  aller  polit.  Gesetze  des  Kaiserthums 
Oesterreich  mit  Ausnahme  der  ital.  Provinzen.  (In  5—6  Lfg.)  1.  Lief. 
8«.    S.  1-192.    Wien,  Maos  i  Co.  (i  28  Ngr.) 

Grimm,  Dr.  Jos.  Die  politische  Verwaltung  im  Grossfürstenthutn  Sieben- 
bürgen. II.  Bd.  Gemeindewesen.  III.  Bd.  Handels-  und  Gewerbswesen 
nach  seiner  legalen  Ausbildung.  (Bd  IV.  wird  das  Urbarialwcsen  um- 
fassen.)   Hermannstadt,  Th.  Steinhausser. 

Instruction  für  die  Ortsrichter.  Lemberg,  1856.  K.  k.  galiz  Staatsdruckerei. 
30  S.  8°. 

Fidei-Commiss-Errichtungs-Urkunde  für  die  dritte  gräflich  von  Scbönborn- 
sche  Linie.  Prag  1856.   Haase  Söhne.    8.  96  S. 
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Instruction  über  das  Verfahren  bei  Grund-Einlösungen.  (Von  der  DirecUon 
der  k.  k.  Theiss-Eisenbahn  )    Wien,  Mechitaristen-Buchdr.    8.  7  S. 

Schmidt,  Prof.  Hednr.,  Das  eilfte  Hanptstück  des  allgemeinen  Österreich. 
Berg-Gesetzes  vom  23.  Mai  1854  mit  den  dam  gehörigen  Vollzugsvor- 
scbriflen  etc.  Das  Bergwerks  -  Abgaben  -  Geseta  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  das  Grossfürsteothuin  Siebenbürgen,  gr.  8.  IV,  87  8.  Her- 
mannsladt,  Steinhaus*«.  Bthlr.) 

HerouUi,  Pitiro,  Appendice  seconda  (1 845-55)  al  Dixiouario  della  le- 
gislaztone  austriaca  intorno  la  sanita  publica  continentnle  e  la  public« 
beneßcenxa  eroanata  nel  territorio  goveroativo  delle  provincie  veoete. 
Veneria,  1856.    G.  Longo.    4.    118  S. 

Pilat,  Alois  r  ,  Normalien  der  k.  k.  Gensdarmerie.  3.  Bd.  Jahrg.  1852. 
Mit  2  lithogr.  Taf.    Wien,  1857.    L.  Sommer.    214  S.  8». 

Istruzione  sul  nuovo  sistema  dei  passaporti  e  sulle  notiflche  secondo  l'ordi- 
nania  imperiale  9.  Feh.  1857.    Venezit  1857    8».    (L.  1.) 

Honopätek,  Ava.  und  Viel.  R.  t>.  IHor,  Leitfaden  zur  Fioanrgesett- 
kunde  des  Osterreichischen  Kaiserstanls.  2.  Bd.  Pesth,  1856.  Heckentst. 
IV,  556.  80. 

HatoliMka,  Jon.,  Lexieon  der  Gebühren- Gesetze.  Alphabetisch.  5.  6. 
Lief.    Tcachen,  1856.    S.  385-576.  8«. 

Fontaine  von  Feiten  brunn,  ff«W,  Practische  Anleitung  an  Vollziehung 
der  a.b.  Gebührengesetse  vom  9.  Febr.  und  2.  Aug.  1850  und  Samm- 
lung der  au  diesen  Gesetzen  nachträglich  erlassenen  Verordnungen  und 
Erläuterungen.  5.  umg.  Aufl.  Wien,  1857.  K.  Gerold'»  Sohn.  XXIV, 
526  S.  8°. 

Geld-,  Naturalien  -  und  Service  -  Gebühren  der  k.  k.  Österreich.  Landarmec 
nebst  den  bisher  erschienenen  Verordnungen  Über  die  Bequartirung 
und  Durchaugsverpflegung.  Für  Mil.-Rechoungsbenmie.  Zusammengest, 
von  einem  k.  k  Militairbeamten.  gr.  8.  XI,  283  S.  Brünn ,  Brüse  hak 
und  Irrgang.    (1«/3  Bthlr.) 

P  eckmann,  Kaj.  von,  Leitfaden  bei  Uebernahme  von  Kassa -Liquidationen 
mit  bes  Rücks  auf  die  bei  den  k.  k.  Steneramtern  vorzunehmenden 
Amtauntereuchungen.    Prag,  1856.    J.  G.  Calve.    122  S.  8°. 

\Ycl*l,  Em. ,  Auszug  aus  den  Bestimmungen  über  die  Behandlung  der 
Fahrpostsendungen  nach  dem  Auslande  und  nach  den  deutach-Öster- 
reich.  Postvereins-Staaten.    Grata,  1857.    Kienreich.    32  S.  8°. 

Freuten. 

Prcussens  Gesetz-Sammlung  1806  bis  1856  in  einer  Auswahl  für  den  prak- 
tischen Juristen  herausgegeben  von  Ger  -Ass.  Lsoj».  Nikisck.  Neue  verm. 
n.  umgearb.  Aufl  in  9  Lieferungen.    Berlin,  Heymann,    (ä  */z  Thlr.) 

Amelung ,  Dr.  E.  M.,  Die  Special- Gesetze  für  die  Provinz  Schlesien,  gr. 
8.    104  S.    Berlin,  Sacco.    (</s  Thlr.) 

Stamm,  C.  H.y  Repcrtortum  aller  in  der  preussisben  Gesetz-Sammlung, 
dem  Ministerialblatt  und  dem  Amtsblatte  der  k.  Regierung  zu  Potsdam 
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enthaltenen  ,  den  Polizei-  nnd  Communaldienst  betr.  Gesetze ,  Verord- 
nungen und  Verfügungen.  5.  Zeitfolge  von  1851  bif  1855  incl.  Ein 
Handbuch  für  Landrathsimter  etc.  8.  VI ,  198  S.  AngermUnde  1856. 
Berlin,  Grieben.    (Vi  Thlr.) 

Hey  de,  W.  G.  v.  Her,  Die  Poliieigewalt  alt  thattge  Gehülfen  des  Richters 
und  Staatsanwalts.  Die  Polizeistrafgerichtsbarkeit.  2.  Bd.  8».  LXXXM 
und  170  S.    Stettin,  Saunier,  Nagel.    (1  Thlr.  2  Ngr.) 

Horn,  Dr.  W.,  Geh.  Mediz.-Rslh,  D;is  preussische  Medizinal  wesen.  Aus 
amtl.  Quellen  dargestellt.  I.  (allg.)  Thl.  VIII,  400  S.  Berlin,  Hirsch- 
wald.   (2»/2  Rthlr.) 

Mooren,  J.,  Urber  Eigenlhum  und  Benutzung  der  Kirchhöfe  auf  dem 
preuss.  Gebiete  des  linken  Rheinufers.  gr.  8.  III,  135  S.  Köln  und 
Neuss«  Schwann.    (2/s  Thlr.) 

Gesetz,  betr.  die  Ablösung  der  Reallasten  und  die  llegulirung  der  gutsh.  und 
häuerl.  Verhältnisse  vom  2.  Mftrz  1851).  —  Gesetz,  betr.  die  Ergänzung 
und  Abänderung  des  Ablüsungsgcsetzes  —  bezüglich  der  Ablösung  der 
den  geistlichen  und  Schul  -  Instituten ,  sowie  den  frommen  und  milden 
Stiftungen  etc.  auslebenden  Reallasten.  Vom  15.  April  1357.  gr.  8. 
40  S.    (3  Ngr.) 

Instruction  der  K.  General  -  Commission  für  Schlesien  für  Feldmesser  und 
Drain-Techniker  aur  Entwerfung  und  Ausführung  von  Dratnptanen.  8°. 
28  S.  mit  1  Steintafel.    Berlin,  Decker,    ('/s  Thlr.) 

Hasch,  Dr.  Ututl.,  Die  Gewerbegesetzgcbuog  des  preuss.  Staats.  9.  Lief. 
S.  3<>  »-45>.    Berlin,  Bieler  <fc  Co.    (6  Ngr.  cplt.  I  Tblr.) 

Hey  He,  H.  O  e.  <<.,  Gesetzliche  Bestimmungen  über  den  Kleinhandel 
mit  geistigen  Getrünken,  und  den  Betrieb  der  Gast-  und  Schenkwirlh- 
sehaft  u.  s.  w.    XI,  92  S    8°.    Stettin,  Vogel.    (■/*  Thlr.) 

GcseU  über  das  Muniwesen  vom  4.  Mai  1857.  Münzvertrag  vom  24.  Janr. 
1857.  Gesetz  über  das  Müozgewicht  vom  5.  Mai  1857.  gr.  8.  23  S. 
Berlin,  Decker.    (2>/2  Ngr.) 

Mm«  eher,  B.  .4.,  Die  preussischen  direclen  Steuern  (mit  Ausschluss  der 
Grundsteuer).  Systematische  Zusammenstellung  der  die  Klassen  - ,  die 
klassific.  Einkommen-  und  Gewerbesteuer  betr.  Gesetze,  Verord- 
nungen, Staats- Vertrage,  Instructionen  etc.  (In  6  Lief.)  1.  Lieferg. 
gr.  8.    S.  1-80.    Merseburg,  Garcke.    (ä  >/•>  Thlr.) 

Sentrup,  H ,  Das  Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  Klassen-  und  klas- 
sierten Einkommensteuer  vom  1.  Mai  1851  und  die  darauf  bezügl. 
Ministerini- Instructionen  und  Rescripte.  Nach  amtl.  Quellen.  3.  Aufl. 
8«.    232  S.    Halberstadt,  Franz.    (*/*  Thlr.) 

Pensions-Reglement  für  die  Civilbearoten  vom  30.  Aprü  1*25  mit  den  spa- 
teren abindernden  und  ergänzenden  Bestimmungen,  gr.  8.  52  S. 
Berlin,  Decker,    ('/e  Thlr.) 

Berlin,  W.  J. ,  Das  Tensionswesen  im  Königreich  Preussen.  Sammlung 
der  Reglements  und  Verordnungen  über  die  Pensionirung  der  Offiziere 
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und  der  übrigen  Militairpcrsonen  lowic  der  unmittelbaren  und  mittel- 
baren Staatsbeamten,  gr.  8.  VIII,  140  S.  Magdeburg  und  Leipzig. 
Gebr.  Baensch     (18  Ngr.) 

Quandl,  C.  F.,  Der  preussischc  Jua  Iii  -  Caasen  -  und  Rechnungsbeamle. 
Handbuch  cum  Selbststudium.  5  Hefte,  gr.  4.  Berlin,  185ü,  57.  O. 
Heymnnn.    (2»/2  Thlr.) 

Hertting,  .4.,  Handbuch  zur  Verwaltung,  Revision  und  Beaufsichtigung 
der  gerichtl.  Saterien-Kassen,  Sporte  I-Recepturen,  Bureau-  und  anderen 
Kassen.  3.  Bd.  (Schloss.)  8.  Specieller  Theil.  2.  Abtheil.  175  S. 
Naumburg,  Garke.    »/*  Thlr.    (cpli.  2  Thlr.  l5»/2  Ngr.) 

Riyern. 

Das  bayerische  Landrecht  für  den  Bürger  und  Landmann.  Mit  den  Grund- 
zugen  der  Verfassung«- Urkunde  des  königr.  Bayern  u.  e.  Anhang:  das 
Statularreeht  der  Haupt-  und  Residentstadt  Manchen,  gr.  8.  XVI, 
223  S.    München,  Centner.    (s/»  Thlr.  1  11.  12  kr.  rh.) 

Neue  Gesetse,  Verordnungen  etc.  für  das  Königreich  Bayern.  5.  Bindeben 
enth.  die  in  Folge  des  Landtags  von  1855/6  erlassenen  Gesetse  nebat 
Vollzugs- Vorschriften.  1-3.  Lief.  S.  1-432.  München,  Franz  1857. 
(a  30  kr.  i/3  Thlr.) 

Urkunde  über  die  Verfassung  der  protestantischen  Kirche  im  diesseit.  Bayern 
und  über  die  kirchl  Streitfragen  Mit  einem  Vorwort  über  Znsammen- 
setzung der  Generalsynoden,  gr.  8.  XXIV,  154  S.  Erlangen,  Palm. 
(1  fl.  rhn.) 

Stock  ar  v.  Neufom,  h  ,  Handbuch  der  gesammten  Finanzverwaltung  im 
Kgr.  Bayern.  4-6.  Lief  S.  106  -566.  Bamberg,  Buchner.  (a  54  kr. 
rhein.) 

Vocke,  Wilh.  Regier.  -  Assessor,  Die  Gewerbsteuer  in  Bayern  nach  den 
Gesetzen  vom  *>8.  Mai  1852  und  I.  Jan.  1856  nebst  allen  einschlagen- 
den Vollzugs  -  Vorschriften  mit  Anmerkungen  von  .  .  .  2.  umg.  Ausg. 
Ansbach  1857.    C.  Brägel.    X,  247  S. 

WOrtlemberg. 

Schlehner,  Carl,  Seminarökon.  -  Verwalter ,  Rechte  und  Pflichten  der 
Württemb.  Bürger,  in  gemeinfasslicher  Darstellung  u.  s.  w.  mit  einem 
Anbang  von  Lebens  -  und  Klugheitsregeln.  Stuttgart,  Meliler.  1857. 
(1  fl.  12  kr.  rhn.) 

Bürgerbandbuch.  Die  wichtigsten  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  bei 
den  Ruggerichten  verkündigt  werden,  nach  dem  neuesten  Stande  der 
Gesetzgebung.    16.    Stuttgart,  1857.    Metzler.    (12  kr.  rhn.) 

Dienstanweisung  für  die  zur  Unterhaltung  der  Staatsstraßen  aufgestellten 
Strassen  Wärter.    16.    63  S.    Stuttgart,  Metzler.    (4  Ngr.) 

KönSfr.  Siebten.    Hannover.    Mecklenburg-Schwerin.  HoUlein. 

Judeich,  Alberl,  Die  Rentensteuer  im  Königreich  Sachsen.  Nach 
Gesetzen  und  Entscheidungen  dargestellt.  Dresden,  Meinhold  4t  Sühne. 
1857,    IV,  142  S.    (18  Ngr.) 
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}t  u  h  9 )  B.  A.,  Handbuch  tu  dem  Regulative  für  das  Sporlei-,  Cassen-  und 
Rechnungswesen  der  K.  sächsischen  unteren  Justizbehörden,  gr.  8.  VIII, 
235  S.    Dresden,  Adler  4k  Dietze.    ( I  Thlr.  6  Ngr.) 

Gesetze,  Verordnungen  und  Aussehreiben  för  das  Königreich  Hannover 
aus  dem  Zeitraum  von  1813  —  IR19  zusammengestellt.  Herausgegeben 
von  Christian  Herrn.  EbharHl.  3.  Folge.  1851  —  J*5.">.  Abtheil  5. 
Cameral-  ond  Finanzsachen.  1.  Abarhn.  Steuern,  Zölle  und  sonstige 
Abgaben,  gr.  8.  III,  1190.  Göttingen ,  Vnodenhoek  und  Ruprecht  * 
Verlag.    (3-/a  Thlr.    X  Folge  1.  u.  2.  Bd.  5*/*  Rthlr.) 

Acke  r  mann y  Carl  Aug.y  Repertorium  der  in  das  Gebiet  der  Fremden* 
Polizei  einschlagenden,  im  Grosshcrzoglhum  M  ec k  I  en  b  u  rg  -  S  ch  w e- 
rin  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  über  Passwesen,  Verfahren 
gegen  Landstreicher  und  Bettler,  Staats-  und  Ortsangehörigkeit  u.  s.  w. 
Für  den  Handgebrauch  der  Orlsohrigkeiten  und  Poliseibeamten  bear- 
beitet.   IV,  522  S.    Schwerin,  Biren«prung.    (3  Thlr  ) 

Gesetzsammlung  (Ar  die  Mecklenburg -Schwerin'schen  Lande.  2  Folge.  Vom 
Anfang  dieses  Jahrb.  bis  zum  Jahr  1856.  Red.  von  Raabe ,  35.  und 
3ü.  Lief,  oder  5  Bd.  9.  Lief,  und  Ü.  Bd.  1.  Lief.  8.  S.  1025  -1174, 
und  6  Bd.  S.  I-  128.  Vtismar,  Hiustorff  (a  »/*  Thlr.:  1-36:  n. 
277.!  Thlr.) 

Verfügung,  betr.  das  bei  Abtretung  von  Grundstücken  etc.  zu  Strassen-  und 
Eisenbahn-Bauten  im  Grussherzogthum  Holstein  geltende  Enlacha- 
guogs- Verfahren.    8.    24  S.    Itzehoe,  1856.    Clausseil.    (V*  Rthlr.) 

Sammlung  der  Verordnungen  der  freien  Hansestadt  Hamburg  seil  1814. 
25.  Bd.  Verordnungen  von  1855  und  1856.  Bearb.  von  Archivar  Dr. 
J.  M.  La/ntenberg.  gr.  8.  XXII,  840  S.  u.  Reg  CXLXII  S.  Schrbpap. 
J.  A.  Meissner.    (5  Thlr.  Schrbpap.  62/s  Thlr.) 

Dänemark. 

Kcscripter,  Kesolutioncr  og  Collegialbreve ,  den  danske  Hrigsmagt  til  Lands 
angaaende.  Samlede  af  M.  C.  Rheder.  26  Deels  !»*•  Hefte.  1855. 
Kjöbenhavn,  1857.    8°.    458  pp.    (1  Thlr.  15  Ngr.)  Brockhaus. 

Larien,  J.  B  y  Samlede  Skrifler.  Förste  Afdeling,  Tredie  Bind:  Stats- 
retlige  Foredrag  og  Afhandlinger  efter  18  Im.  Forclasninger  efler  Grund- 
lovcn  Islands  slatsretlige  Slilling.  Samfurlehningsinslitutet  og  dets 
Anvendelse  i  Hertogdömmet  Holsleen.    Gyldendal.    (cpl.  2  Rdl.) 

Rastnuten,  M.,  den  nye  Brandforsinkringslov  for  Landhygninger  af 
4a«  Marls  1857.  32  S.  in  8.  Kjöbenhavn,  Hempelske  Boghdl  i 
Odense.   (24  sh  ) 

Hy  II  in g i  F.y  Jurisdbk  Formularbog  og  practisk  Haandbog  i  det  danske 
SportelvAsen.  Fjerde  Hefte.  152  S.  Wöldike.  (8  sh.)  cplt.  2  Rdl. 
32  sh.) 
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Niederlande. 

Staatsblad  van  hei  Koninffrijk  der  Nederlanden,  door  het  jaar  1857.   Roy.  S. 

Gouda  en  Arabern,  van  Goor  en  de  Jong.    p.  Jaarg.    (fl.  1,  25.) 
Bijvöggel  tot  het  Staalsblad  van  hei  Kooingrijk  der  Niederlanden,  uitgeg.  door 

B.  vrnn  Dorf.    1856.    4«  afl.    gr.  8*    LH,  657-958.    Gorinchem,  J. 

Noorduyn  &  Zoon.    p.  Jahrg.    (fl.  6,  50.) 
Co  an,  Mr.  J.  J.  rfe      Baatectntr ,  Handleiting  toi  de  kennis  van  het 

ndministratief  regt    in  Wederland.  2«  en  3*  deel.     De  provinttale  et 

platselijke  gemeente.    8°.    XII,  4,  308  Bl.    s'Gravenhage,  Gebr.  Be- 

linfante.    (fl.  4.) 

.4  n  d « / ,  Äf.  Jf .  De  onteigening  ten  algemeenen  nntte,  volgens  de  wel 
van  28.  Aug.  1851.  gr  8°.  XII,  196  BI.  Loy  den,  vnn  der  Henvell. 
(fl.  1,  80.) 

Algemeen  reglement  van  politie  voor  het  groot  Noord.  Hollandsch  kananl, 
vastgesteld  hij  healuit  van  12.  Fehr.  1857.  gr.  8°.  Amsterdam,  J. 
Ellermen.    (  fl.  0,  50.) 

Lioit,  J.,  VYet  op  de  jagt  en  vifscherij  van  13.  Jnnij  1H57  (Staalsblad 
No.  87.)  Verklaard  uit  de  officiele  bescheiden  van  de  beide  Kamers  de 
Stnten-Generaa)  (1*52  en  1857),  nit  de  administrative  instruetien  en  uit 
juriaprudentie  van  den  Iloogen  Road  der  ISederlanden.  80.  130  bl. 
Groningen,  J.  Oomkens,  Itoon. 

Receuil  mililair,  bevattende  de  wetten ,  besluiten  en  Orders  betreffende  de 
kon.  Nederlandsche  landmagt.  Uitgeg.  op  speciale  antorisatie  van  het 
Depart.  van  Oorlog.  1856.  gr*  8°.  XVIII,  296.  s'Gravenhnge ,  van 
Cleef.    (fl.  3,  20.) 

Verwoert,  Bf,  Kbipper  op  de  staatsregterlijke  en  andere  wetten,  bes- 
luiten, aanschrijvingen  en  darmede  in  verband  staande  uilspraken,  betr. 
hei  adminislr.  burgcrl.  bestnur  in  Nederland.  2a  deel.  7.  afl.  gr.  8. 
Bl.  393 — 578.    Amsterdam,  V8n  Kampen.    (fl.  1,  60.) 

<jri>5»bnlHniru  und  Irland. 

W'alfarA,  Edw.,  Manual  of  the  civil  service  and  guide  to  the  civil  Ser- 
vice examinalions.    London,  Longman. 

W  arren  ,  Sam.,  A  manual  of  the  parliamentary  election  law  of  the  united 
kingdom  of  Great- Britein  and  Ireland.  London  1857.  792  pp.  8°.  (25  sh.) 

Skate,  O. ,  The  law  and  practice  of  parliamentary  elections  and  registra- 
tion  of  voters.  With  an  appendix,  enntaining  the  reform  registration  of 
voters  and  corrupt  practices  prevention  acta.  London  1857.  12°.  220  pp. 
(2  Thlr.  6  Ngr.) 

Smith,  J.  Toulmtn,  The  parish:  its  power  and  ohligalions  at  law«,  as 
regards  the  welfare  of  every  neighbourhood ,  and  in  relation  to  the 
State,  its  offleers  and  eomittees  and  the  responsibility  of  every  paris- 
hioner  etc.  2«  edit    8*.  680  p.    (18  sh.) 

Arckbold't  SnowdeH*  Magistrate'»  assistant  and  police  officer's  and  con- 
Slable's  guide.    3«  edit.    12««>    496  p.  (10  sh.) 
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ßyls«,  J.  Hornard,  A  Treatiae  on  the  law  of  exchange,  promiisory  notes, 
banknotcs,  bankers'caab-iiotes,  lud  checkt.  7«*  edh  8».  620  pp. 
(22  ah.) 

B  «  y  /  tl  o  n  ,  Bich. ,  A  treatiae  on  road  legislotion  and  management.  For 
the  use  of  membrea  of  Parliament,  parliaincntary  agents  etc.  8°.  108  pp. 
(3  ah.  6  d.) 

Praakrttcb. 

Bulletin  des  loia  et  ordonnancea  publiCca  depuia  !a  revolution  de  jouillel 
1830.  Tomea  I— III.  (1830  ä  1841.)  2231  p.  8°.  (12  fr.)  Tome  V. 
(1846-48  jusquau  22.  Febr.)  421  p.  (2  fr.)  T.  VII.  1851  —  52,  jus- 
qu'au  |tf  Deibr.  XXII,  796  p.  1853.  523  p.  1854  p.  524  -1069. 
1854  331  p. 

Laferriere,  F.,  Conra  du  droit  public  et  administratif.  4«  e"dit.  2  vola. 
Paria,  Cotillon.    (18  fr.) 

V  au  eilten,  Manuel  de  droit  adminiatratif.  2«  öd  it.  1  \ol.  (3  fr.  50  c.) 
Chauveau,  Ad,  Dea  prinetpes  de  competence  et  de  juriadiction  admini- 

atrativea.    Paria,  Cotillon.    3  vol.    (21  fr.) 

Cer«,  Paul,  Nouveau  manuel  du  maire,  de  l'adjoint,  et  du  conaeiller  mu- 
nicipal.  4*  e'dit.    1  vol.    (4  fr.) 

—  —  .Manuel  du  foncliooDaire  charge  de  la  police  judiriaire,  adminiatrative 
et  municipale.    1  vol.    (4  fr.) 

Hat  qua  de  Labarlhe,  Nap.  Code  annotü  de  la  police  administrative,  judi- 
riaire et  municipale.    Livr.  1  u.  2.    Paria,  1856.    XI,  592  p.   (6  Rlhlr.) 

.41« in,  Code  formulaire  dea  officiera  de  police  judiciaire  etc.  2.  vola. 
(8  fr.) 

Brmfft  M . ,  Administration  finaneiere  dea  commune«.   2  vola.    8°.  Paria, 

1857. 

—  —  Dea  octroia  munieipaux.    Rcsumc  dea  loia ,  dtferets ,  ordonnance.«», 
avis  du  conaeil  d'e'tat  etc.    VIII,  167  p.    Paria,  Durand.    (4  fr.) 

V  alter  res,   Manuel    du    droit  rural  et   d'exonornie  agricole.     1  vol. 

(7  fr.  50  c.) 

Dufour,  Q.,   Lea  loia  dea  minee.    Traite*  pratique  etc.    1  vol.    410  p. 

Paria,  Cotillon.    (7  fr.) 
 Police  dea  eatix,  toivie  d'un  coromentaire  apecial  dea  loia  anr  l'ir- 

rigatioo  et  le  drainage.    VIII,  547  p.  1  vol.  (7  fr.) 
Annuaire  de  la  boulangerie  dea  arrondiasementa  de  St.  Denis  et  de  Sceaux, 

pour  l'eiercice  1857,  comprenant  lea  arrÄtea  et  decrets,  ordonnancea, 

döciaiona ,  deliberaliooa  et  Instructions  ,  roncernant  le  commerce  de  1« 

boulangerie  de  la  banlieue.  In  8°.  4*8  p.  Paria,  impr.  Pillet  fils  aine. 
Mannet,  Commentaire  du  code  de  commerce  et  de  la  legialation  com- 

merciale.    Tome  IV.    555  p.    fcplt.  70  fr.) 

 de  la  loi  dea  faillitea  et  dea  banqueroutes.    In  8»    384  p.   (6  fr.) 

Po  na  ei,  L. ,   Des  droits  et  dea  Obligation«  dea  diver«  commiasionnaires 

ou  la  commiaaion  en  matiere  dache*»  et  veotea,  Operations  de  banque, 
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fluviale  el  maritime,  transport  par  mcssageriea, 
2  vol.    Paris,  Guiltanmin  (16  fr.) 

Recueü  des  iois  et  arreles  royaux  de  la  Brlgiqne:  annee  1857.  par  feoille 
in  80  prix  de  l'abona.  (4  Thlr.)  men»aellemenl  par  livr.  in  6°. 
(2  Thlr.  20  Ngr. ) 

Recueil  general  des  decisions  administratives  et  judiciair©»  en  matiert*  des 

droits  d'enregistrement,  de  tirahrc,  de  (Treffe,  de  succession,  dbypotbeqae 

et  de  notariat.    Redig«!  par  91.  Robyn*.    10«  annee  1857.  mensuelle- 

ment  par  livr.  in  8°.    Bruxelles.    (4  Rthlr.) 
Giron,  Alfred ,  Du  contentieux  administratif  en  Belgique.     8°.     144  p 

Bruxelles.    (23  Ngr.) 
Code  iodustriel  ou  recueil  des»  loig  et  dispositions  conccrnant  l'exercice  de 

i'industrie.    In  12.    IV,  2H8  p     Bruxelles.    (iThlr.  6  Ngr.) 
»Sa  n  r  eu  r,  J.y  Legislation  beige  des  etablissementa  industriels  dangereu  x, 

insaluhrcs  ou  iocummudes.  In  8°.  1161  p.  Bruxelles.  (1  Thlr.  24  Ngr.) 
Tarif  officid  des  droits  fixe«  et  proportioneis  d'enregistrement  de  grelle  et 

d'hypotheqoe,  y  compris  la  majoration  pour  difference  monelaire  et  ad« 

ditionels.    Gr.  in  4°.    Bruxelles.    (18  Ngr.) 
Tarif  gdneral  des  douanes  de  Belgique.     In  8°.     de  138  p.  Bruxelles. 

Ii  Thlr.) 

Spanien. 

Mas  y  Abad,  D.  Celetliuo ,  El  poder  municipal  Nuevo  consuilor  de 
Alcaldes  y  Ayuntamientos.  1*  parte.  Madrid,  1856.  In  4°.  218  p. 
(20  rs.)    (segunda  parte  de  dos  tomos  44  rs.) 

Ley  de  mineria  de  11  de  Abril  de  1849:  reglamento  paro  su  ejeeucion  y 
el  del  cuerpo  de  ingenieros  de  minas ;  eon  todas  las  demris  instrucciones 
y  ördenes  del  ramo  hast»  1°  de  julio  de  1854,  3.  edicion  official.  .Ma- 
drid, 1854.   imp.  militar.  8°.    22S  p.    (10  rs  ) 

Tratado  de  la  legislacion  de  arquitectura ,  agrimensura  y  caminos  vecinales 
por  Marcial  de  la  Cämara ,  mo?slro  de  obras  etc.  Valladolid,  1855. 
Madrid,  Duran.    In  4°.    XIV,  568  p  (54  rs.) 

Codigo  de  comercio  espanol,  concordado  y  anotado  etc.  por  ü.  Ingnacio 
Miguel  y  Robert  y  Jute  Reut  y  Garctan  Direclores  etc.  Madrid,  1855. 
Bailly  Baillerc.    In  4°.    452  p.    (26  rs.) 

Sala,  D.  Franc.  Esposicion  del  nuevo  sistema  legal  de  medidas ,  pesas 
y  monedas  cspa':olas  etc.    Figueras.    1854.    8".    80  pag.    (3  rs.) 

Colleccion  legislativa  de  instruccion  primaria  desde  la  publicacion  de  la  ley 
de  21  de  julio  de  1838.  Madrid,  1*53.  Impr.  national.  En  4°.  392  p. 
(10  rs.) 

Italienisch«  Staaten. 

Rignano,  J. ,  Saggio  di  un  manuale  del  diritto  pubblico  ioterno  della 
Toscana.  Firenze,  Bianchi  A  Comp.  1857.  (Civilta  cnltol.  vol.  VI, 
449  p.) 


Digitized  by  Googl 


499 


Deplanque,  L. ,  Traltato  di  contabitita  e  legislazione  commerciale.  2* 
ediz.    Bologna,  1857.    (L.  20.)  * 

Nordtmeric«. 

Tbe  United  States  consular  System:  a  manuHl  for  consuls  as  also  for  merchants, 
shipowner»  and  masters,  in  their  consular  transaclions.  8°.  448  pp. 
Washington.    1856.    (21  sh.)    7  Thlr.  6  Ngr.  Brockhaus. 

Tarif*, 

Tarifs  et  conditions  rcgiementaires  pour  les  transports  directes  de  marchandises 
cntre  la  Belgique,  l'Allemagne,  ia  ttussie,  la  Pologne,  la  Dänemark,  la 
Suede,  la  Suisse,  l'Italie,  ainsi  que  les  pays  situls  au  dela  et  vice  Torsi, 
gr.  8.    49  p.  Bruxelles. 

Allgemeiner  Zolltarif  für  den  europäischen  Handel  des  russischen  Kaiserreichs 
und  des  Königreichs  Polen,  dd.  Zarskoje-Selo  den  28.  Mai  9.  Jan.  1857. 
Nach  der  von  dem  Departement  des  auswärtigen  Handels  zu  St.  Peters- 
burg ausgegebenen  amtlichen  Uebersetsung.  gr.  4.  80  S.  Berlin, 
Decker.    (2/a  Thlr.) 


IV.  Völkerrecht. 

Butmerincq,  Aug.)    De  natura  prineipiomm  juris  inter  gentes  positivi 

dissertiitio.  Dorpati  Livonorum,  Laakmann.  1856.  8°.  VIII,  64  S. 
(54  kr.  rh.) 

I'  and  Oy  Jose  Maria  de,  Minislro  elc.  Elementes  del  derech  o  internacional. 
Obri  pöstuma.    Madrid  1852.    Duran    4°.    XVI,  700  p.    (44  rs.) 

Heffter,  Prof.  ./.  C,  Le  droit  international  public  de  l'Europe.  Traduit 
snr  la  3.  edil.  de  ('original  aüemand  et  augmente*  d'un  tableau  politiqne 
de  l'Europe,  des  nouveaux  t reitet  et  de  la  juriaprudence  francaise  par 
Dr.  Jul.  Ber9*on.   gr.  8.  XII,  491  S.   Berlin,  Schroeder.  (3>/a  Thlr.) 

Histoire  generale  des  traittfs  de  paix  et  autres  transactiona  principales  eotre 
toutes  puissances  du  monde,  depuis  la  paix  de  VYestphalie,  par  le  comte 
de  Garden.    Paris,  Aroyot.    Bis  je  tu  15  Bände,    ä  7  fr.  50  c. 

Becueil  manual  et  pratique  de  traites,  Conventions  et  autres  actes  diplo- 
matiques,  depuis  l'annäe  1760  jusqu'a  l'epoque  actuelle.  Par  le  Baron 
CA.  de  Martens  et  le  Baron  Ferd.  de  Cttssy.  Tome  VII.  gr.  8.  III, 
619  S.    Leipaig,  Brockhaus.    (3«/2  Rthlr.    I— VII.  21  Rthlr.) 

Garcia  de  la  Vega,  conseiller  de  legation.  Recueil  des  traites  et  Con- 
ventions concernant  le  royaume  de  Belgique.  T.  III.  in  h°.  de  208  p. 
Bruxelles,  Muquardt.    (1  Rthlr  20  Ngr.) 

Rohrscheidt,  Fr.  W.  t> ,  Preussens  SlaaUvertrfige.  Berlin,  Schneider. 
694  S.    (5  Thlr.) 

Ei  s  enio  hr ,  Chr.  Fr.  IT.,  Sammlung  der  Geselle  nnd  internationalen 
Vertrige  aum  Schntxe  des  literarisch-artistischen  Eigenthums  in  Deutsch- 
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land,  Frankreich  und  England.  Nachtrag.  Heidelberg,  1857.  Bangel 
&  Schmitt.   8°.    VIII,  96  pp.    (20  Ngr.) 


Y.  Gesellschaftslehre  und  Politik. 

Attgemtinei. 

Rauh,  Dr.,    Ueber  den  Ursprung  der  Steilen.    Lex.  8.    VIII,  102  S. 

Mönchen,  Kaiser.    (27  Ngr.) 
Franf,  C,    Vorschule  tor  Physiologie  der  Staaten.    Berlin,  1837. 

344  S.    Schneider.    (1  Rthlr.) 
Neumann,  W.,    Principien  der  socialen  Ordnung.    IV,  140  S.  Leipzig, 

Gerbard.    (*/s  Rthlr.) 
Donald,  Vicomle  He,    Legislation  primitive  consideräe  dans  les  derniers 

temps  par  les  seuls  lumieres  de  la  raison,  suivie  des  divers  traites  et 

discours  politiques.    5«  öd  it.    Paris,  1857.    564  p. 
Gabriel,    De  la  vie  et  de  la  roort  des  nations.    Lyon,  1857.  8°.  VIII, 

461  p.    (1  Rthlr.  20  Ngr.) 
De  grondwettige  Regeringsvoriu,  bestodeerd  in  Engeland.  8°.  15  bl.  Kämpen, 

van  Holst,    (fl.  0,  20). 
T uf  orelli,  L.,    Esame  critico  degti  ordini  representativi  nella  societa 

modern 8.    Roma,  1854,  2  vol.    Civ.  cattol. 
Oir  ardin,  Em.  de,    La  iiberte.    LXIV,  316  p.    (10  Ngr.) 
B  o  n  ne  v  al ,  H.  de,    Eludes  diplomatiques.   h°.    VIII,  350  p.   Paris,  Didot. 
Verse,  Ck.,    Dlplomates  et  puhlicistes.    1  vol.    8°.    Paris,  Gaillaumin. 

(4  fr.) 

Brougham,  Lord,    Speeches  on  social  and  polttical  stibjects,  wtth  hi- 

storical  introduetions.    Vol.  2.    453  p.    (5  sh.) 
Fi»  eher,  Dr.  Gustav,    Ueber  die  Errichtung  staatswissensch.  Seminarien 

auf  den  deutschen  Universitäten ,  nebst  einen  Bericht  Uber  das  Staate— 

wissenschaftliche  Seminar  zu  Jena.    Jena,  1857.    Mauke.    XII,  123  S. 

(1  fl   12  kr.  rh.) 

Die  Beamten-  und  Besoldungsfrage  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Organi- 
sation des  Staatsdieostes  und  der  Universitäten.  3.  Ausg.  VIII,  79  S 
Wien,  Wallishäuser.    (*/2  Rthlr.) 

Kirchs,     f^ttfttilit.  Eht» 

Janssen,  Dr.  C,   Kirche  und  Staat.    1.  Bds.  1.  Abth.    Frankfurt  a/M. 

Hedler.    (1  fl.  17  Ngr.) 
Der  Kampf  der  liberalen  und  der  katholischen  Parthei  in  Belgien,  eine 

Warnung  für  Deutschland.    Briefe  eines  Belgiers  an  einen  Süddeutschen. 

Zürich,  Meyer  <fc  Zeller.    100  S.    (50  kr.  rh.) 
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Sebreyne,  Le  dioianche  ou  necessitc  physiologique,  hygienique,  politique, 

sociale ,  morele  ot  reltgieuse  du  repos  heplamtirique  ou  da  repos  do- 

miDical.    Paris.  32  p. 

Harr  au,    Du  role  de  1«  famille  dans  l'edocation  ou  tbeorie  de  l'edu- 

cation  publique  el  privde.  In  8°.  XII,  375  p.  (Ouvr.  cour.)  (6  fr.) 
Pr-evot-Parndot,    Du  role  de  la  famille  dana  l'lducation.    In  6°. 

XII,  224  p    Paria.    (2  fr  50  c ) 
Die  Verhandlungen  über  den  Entwarf  des  Bbescbeidungsgesetzes  im  Hause 

der  Abgeordneten.    Vollständiger  Abdruck  der  stenogr.  Berichte,  nebst 

Gesetzentwurf,  Motiven  etc.    Berlin,  1857.    Decker.    8«    VIII,  538  p. 

(22  V,  Ngr.) 

JMiitärwtien . 

Armee  und  Staat.     Von  einem  norddeutschen  Offizier,    gr.  8.     129  S. 

Rostock,  Leopold.   (1  Rthlr.) 
ß  üs  tote,  W  ,    Die  Feldherrnkunst  des  19.  Jahrhunderts.    2.  Abtbeil. 

Zürich,  1857.    Schulthess.    8°.    (3  Rthlr.  8  Ngr.) 

Etmelnt  Staaten. 
Praauta. 

Lette,  Adolf,  Ueber  die  Verfassungszustinde  in  Preuasen.  Berlin,  1857, 
Besser.    8°.    III,  124  p.    (20  Ngr.) 

Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  der  durch  a.  h.  Verord- 
nung vom  11.  Nov.  1856  einberufenen  beiden  Hauser  des  Landtags. 
Haus  der  Abgeordneten,  4  Bde.  Herrenhaus,  2  Bde.  4».  LV1I,  2542  S. 
Berlin,  Decker.    (7*/s  Rthlr.) 

D*mt$ek-4mmi»ck*  Frag*. 

Deutschland  und  DänemHrk.    Fliegende  Blätter  aus  Bayern.  Nördlingen, 

Beck.  1857.  31  S.  (15  kr.  rb.) 
Betrachtungen  Ober  den  dänischen  Gesammtstaat.  Min  1857.  24.  S.  Ham- 
burg, Perthes  &  Co.  (6  Ngr.)  —  Zur  Beleuchtung  der  danischen  Note 
vom  23.  Februar  1857.  24  S.  ibid.  (6  Ngr.)  —  Ueber  das  Princip 
der  Garantieen  für  die  Herzogtümer  Holstein  und  Lauenburg  nebst 
Schleswig,  gr.  8.  61  S.  ibid.  (12  Ngr.)  -  Das  Scheel'sche  Regiment 
und  dessen  Nachwirkungen  in  Holstein,  gr.  8.  22  S.  Hamburg. 
(6  Ngr.) 

D  ickinck -H  o  Im  feld,  C,  Herr  v.  Scheel's  Fall.  Betrachtung  der 
Ursachen  und  Folgen  der  dänischen  Ministerkrise  im  April  1857.  16  S. 
8».    (24  sh.) 

Ein  Beitrag  zur  Pnegravationsfrage  zwiachen  dem  Königreich  Dänemark  und 
dem  Herzogthum  Holstein,    gr.  4.    32  S.    Kiel,  Schwerz.    (12  Ngr.) 

Hu  ti  ca,  Prof.  P.  A. ,  Der  Pangermanismus.  Eine  Sckrift  für  Deutsch- 
land und  die  nordischen  Reiche  gegen  den  dänischen  Scandinavismus  und 
das  Hussenthuin.  Aus  dem  Norwegischen  und  mit  Anm.  i»4  S.  Ham- 
burg, Hoffrnaan  6  Kampe.    (12  Ngr.) 
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Münch,  P.  i4.,  Heber  den  Scandinavismus,  frei  übertragen  mit  Einleitung 
von  C.  Dickinck- Holmfeld.  Erstes  Heft:  für  und  gegen  Scnndinavien. 
Darstellung  und  Prüfung  der  Ansichten  und  Zwecke  verschiedener  An- 
hänger und  Gegner  des  Scsndinaviamns.    32  S.  in  8».    (24  sh.) 

Oer*  ted,  A.  Bemirkningr  til  Belysning  af  den  nyeste  Tidt  scan- 
dinaviske  Politik.    I.    134  S.    8«.    Gyldendal.    (80  sb.) 

Die  Verhandlungen  de«  (preussisrhen)  Herrenhauses  Uber  den  Antrag  der 
HH.  v.  Below  und  Dr.  Stahl  in  der  Holstein-Lauenburgischen  Angelegen- 
heit, nebst  dem  (  ommiss.-Berichte  und  der  Denkschrift  sur  Begründung 
des  Antrags.  Nach  den  amtlichen  Quellen,  gr.  8.  32  S.  Berlin,  Hertt. 
(4  ISgr.) 

Eeen  blik  op  de  onpartijdige  beschouwmg  der  grote  stadtkundige  iiange- 
legenheden  van  den  dag  en  Nederland ,  door  een  echt  constitutioneel 
koningsgeiinde.    8°.    22  bl.    Utrecht,  Doorman.    (f.  0,  50.) 

De  luxemburgsche  coup  d'EtHt.  gr.  8.  48  bl.  Deventer.  A.  ter  Günne, 
(f.  0,  50.) 

Hattelmanu,  J.  J.,    Eenige  beschouwingen  omtrent  kolonisatie.  gr.  8. 

2,  166  bl.    Amsterdam,  Gebhard,    (f.  0,  25.) 
Buklaar,  E.  C,    Het  kolonisezen  met  IN'ederlnnders  op  Java  en  het 

tegenwonrdig  Kultuur-stelsel  beschouwd  uit  het  oogpunt  van  belang 

en  van  mensrhelijkhcid.    gr.  8.    4,  476  bl.    Kampen,  K.  van  Holst. 

(f.  0,  50.) 

Slavenhouders  en  Slavenvrienden.  Eene  atem  uit  Suriname,  beantwoord 
door  eene  slem  uit  Holland,    gr.  8°.    76  bl.    Harlem.    (f.  0,  28.) 

Wo  Ibers,  J.,  Neerlands  schuld  en  Neerlandf»  roeping  jegens  de  sluven 
in  Suriname  en  vordere  nederlandscbe  westindische  besiltingen.  gr.  8. 
23  bl.    Amsterdam,  de  Hoogh.    (0,  15.) 

Neornburg. 

Denkschrift  über  die  Neuenburger  Frage.  l*f>6.  gr.  8  Hl  S.  Bern, 
Blom.    (8  Ngr.) 

Lc  prince  et  le  peuple  de  Neuchatel.  Bdponse  au  memoire  du  conseil  föderal 
sur  la  queslion  de  Neuchatel.    Par  Neuchiitelois.    Paris,  Dentu.    I  vol. 

*°.    (2  fr.) 

Engl.tH 

Beautnonl,  Jos.,  Whal  is  Lord  Elgin  to  do?  Tbe  Canton  dispute  and 
nur  relations  with  China  considered.    8°.    (1  sh.  6  d  ) 

Frtakreich. 

Analyse  des  voeux  des  conseils  generaux  de  departement  des  divers  ob  j  eis 
d'administration  et  dulilite  publique.  Session  de  1856.  Paris,  1857. 
8».    342  p. 

Utrardol,  de,  Des  administrations  departementales  electives  et  col- 
lectives.    1  vol.  in  8«.    Paris,  Guillaomin.    (6  fr.) 
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Spmien. 

Borrego,  Dr.  Andres,  Esludios  politicos.  De  la  organizacion  de  los 
partidos  en  Espana,  considerada  como  medio  de  adelanlar  la  edmacion 
constitucional  de  la  nacion  y  de  realitar  las  condiciones  del  gobierno 
representativo.    Madrid,  1855.    Duran.    LVIII,  312.    (16  rs.) 

Marl  tri)  C,  Etat  mililaire  de  la  Peninsule.  Essai  sur  les  modifications 
a  introdnire  dam  le  Systeme  da  la  force  nationale  en  vue  da  role, 
que  l'arme'e  espagnole  a  rempli  dans  le  passe  et  de  la  mission,  qui  lui 
est  devolue  dans  l'avenir.    Paris,  1857.    VIII,  179  p. 

Amear ale ,  Patrieio  de,  Esposicion  a  S.  M.  sobre  arreglo  de  los  faeros 
de  las  provincias  Yasgonadas.    Leon,  1856.    Mition.    30  p.    (4  rs.) 

Italic«. 

Goudon,  J.f  L'ötat  de  la  question  napolitaine,  d'apres  les  docuroents  ofB- 
oielt  commuaiques  aus  deux  cbambres  du  parlement  britannique.  LI, 
108  pp. 

La  diplooiazia  e  la  quesliooe  Italiana,  lettera  dei  Luigi  Carlo  Forint  al 
Sigoor  Guglielmo  Uladstooe.   Torino,  1856.    Tip.  acolastica. 

Ol  ad*  ton  e,  ß.,  La  guerre  el  la  paix;  Irad.  de  l'anglais  et  augmentd 
de  quelques  consideratioos  sur  les  resultals  de  la  derniere  paix  de  Paria. 
165  p.    Bruxelles.    (24  Kgr.) 

Borrego,  Dr.  Andre»,  La  guerrs  de  Oriente,  conaiderada  en  si  misma, 
y  bajo  el  pnnto  de  vista  de  la  parte,  que  Espana  pucde  rerae  clamada 
a  tomar  en  la  contienda  enropea.  Madrid,  1856.  Daran.  VIII,  296  p. 
(14  ra.) 

Cidharold,  La  Turquie  et  los  principautes  daoabiennea.  In  8.  52  p.  (2  fr.) 
Bratiane.  J.  C,  Memoire  aar  la  Situation  de  la  Moldo-Valachie  depuia 

le  traitö  de  Paria.    8.    Paria,  Franck.    (I  fr.) 
Vaitlant,  Actes  diplomatiqnea ,  constatanl  l'autonomie  politique  de  la 

Boamanie.    Paris.    (58  p.) 
W  ollheim  de  Fomera,  Dr.  A  R.t    Die  Moldau  und  WalUcbei  oder: 

l'union  ne  fait  pas  la  force.   Ein  Beitrag  xur  Beleuchtung  der  Donau- 

rarstenthäroer-Frage    8.    32  S    Hamburg,  Schubarth.    (8  Ngr.) 


VI.  Polizei. 


Oesterlen,  Handbuch  der  Hygiene,  der  privaten  und  öffentlichen»  2.  um- 
gearb.  Ausgabe.  VI,  837  S.  Tübingen,  1857.  Laupp  ±  Siebeck. 
(7  fl.  48  kr) 

ZiiUchr.  för  SuaUw.  IW.    8*  Heft.  33 
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Bert  Won,  Conclusions  statistiques  contre  les  detracteurs  de  la  Vaccine. 
Paria.   XII,  335  p. 

Fi /am,  Jul.,  Trait*  theorique  et  practique  de  la  police  des  etabltasementa 
dangereux,  insalubrea  et  incommodea.  Bruxellea,  1856.  8».  XX,  623  p. 
(3  Thlr.  4  Ngr.) 

Syring,  A  ,  Compte  rendu  dea  travaux  du  conseii  de  salubritd  publique 
de  la  province  de  Liege,  pendant  l'annee  1856.    lo  8°.  Liege. 

Sporer,  Dr.  Q.  1H.,  Gubern.-Rath,  Ueber  die  Aufhebung  der  Sanitäts- 
Reserven  und  Conlumaz-Anstalten.  gr.  8.  17  S.  Fiume,  1856.  Rezza. 
(V«  Thlr.) 

Bau-  und  Fen*r-Poli%ei. 

Ueber  den  Ausbau  der  innern  Stadt  Wien  nach  der  Idee  ihrer  bisherigen 

Entwicklung.    Wien,  1856.    Brau  muH  er.    17  S.  4°. 
Ueber  Schadenfeuer  und  Feuerwachen.    Leitfaden  für  grosse  und  kleine 

Gemeinden.  Prag,  1857.  K.  Bellmann.  Leipzig,  Wienbrack.  115  S.  8*. 

Bitten. 

Bad cf  Th.,  Ueber  den  Verfall  der  Sitten  in  den  grossen  Städten.  Mit  bes. 
BerQcka.  der  Zustände  in  Berlin,  und  der  betr.  Polizei-Versuche  während 
der  letzten  10  Jahre.    8°.    32  S.    Berlin,  Friedländer.    (6  Ngr.) 

Parent-Duchatetet,  La  prostitution  de  la  ville  de  Paris  etc.  3  ddit. 
2  vol.  XXIV,  1628  p.  Avec  cartes,  tabl.  et  portr.  (18  fr.)  Auszüge 
aus  diesem  Werk:  Riehelot,  de  la  prostitution  en  Angleterre  et  en 
Ecosse.  Paris,  1857.  (3  fr.)  IHarmu*,  de  la  prostitution  a  Bruxellea. 
31  p.    Quardia,  ....  en  Espagne  44  p.    (2  fr.) 

Greatest  of  onr  social  evils,  prostitution,  as  it  now  exista  in  London,  Liver- 
pool, Manchester,  Glasgow,  Edinburgh  and  Dublin:  an  enquiry  into  the 
cause  and  means  of  reformation ,  baaed  on  Statistical  documents.  By  a 
physician.    London,  Longman.    340  p.    (5  sh.  6  d ) 

Bertrand,  L.,  Tratte'  du  auicide,  considere'  dana  aea  rapports  avec  In 
Philosophie,  la  thöologic,  la  medirine,  et  la  jurisprudence.  1  vol.  (Ouvr. 
cour.)    Paris,  Bailliere.    (5  fr.) 

Qtfängnittwtten.  Straf colonitn. 

Lepelletier,  A.,  Systeme  penitcntiaire  complet,  aea  applications  pratiques 

k  l'homme  dans  l'intdret  de  la  aecuntö  publique  et  de  la  moraiiaation 

des  condamnes.    8.    868  p. 
Duepe  tiaux ,  Ed.,  Des  conditions  d'application  du  Systeme  de  l'empris- 

sonnement  separö  ou  cellulaire.  In  8.  de  138  p.  Bruxellea.  (1  Rthlr.  6  Ngr.) 
Reglement  de  la  maiaon  de  süretd.  IS'ouvelle  priaon  cellulaire  a  Anvcra. 

42  p.    Bruxellea    (27»/2  Ngr.) 
Barbaroux,  C.  D.,  Cons.  d'Etat,  De  la  transportation.    Apercus  legisla- 

tifs,  philoaophiquea  et  politiquea  sur  la  coloutaation  penitentiaire.  Paris, 

1857.    8.    421  p. 
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Mi  II,  J.  S.,  Principles  of  potitical  economy.    4"»   edit.  2  voll.    1214  p. 
(30  ah.) 

Otivier,  TA.,  Principe«  de  l'economie  politique.  Tournai,  1855.  Parle, 

Guillaumin.    1  vol.  in  8.  de  200  p. 
Villitume,  Nouveau  tniite  d'ecooomie  polilique.    2  vol.    VIII,  726  p. 

Paris,  Guillaumin.    1857.    (12  fr.) 
Colins,  L'economie  politique,  source  de  revolulione  et  des  Utopie«  prö- 

teuduea  socialistes.  T.  II  o.  III  in  12.  887  p.  Paria,  Bettel,  (a  3  fr.  50  c.) 
Atteon,  J.y  Manuel  de  morale  et  deconomie  politique,  a  l'usage  des 

claaaea  ouvrieres.   In  18.    72  p. 
Ma»o*t  J.  ,  An  inquiry  into  tho  laws,  wbieb  regulato  the  circulation  and 

distributioo  of  wealth.  New-York,  1857.  8.  118  p.  (1  Ttalr.  25  Ngr.) 
Jenning,    R. ,   Social  delnsions  concerning  wealth  and    want.     In  8. 

(4  sh.) 

Hoccordo,  Prof.  Geretamo ,  Diaionario  della  economia  politica  e  del 
commercio.  Opera  originale  italiana.  Vol.  I.  Torino,  1857.  Seb. 
Franco  e  figli. 

Lmruoea,  Ami.,  Saggi  dt  economia  pubblica.  Nilano.  1856.  Guglielmini. 
8.    29  S. 

Uleiiei,  Fit.,  Ricerca  degli  elementi  da  eni  dedorre  il  vnlore  dei  fondi 
terriori,  avtloppata  m  loaioni.  Reggio,  1857.  8.  450  p.  (3  Rthlr.) 
Brockbaus. 

Coro  alt  o  y  Wang  ui  m  er  I ,  Beniguo  ,  Cnrao  di  economia  politica« 
2  tomos.    Madrid,  1855-56.  8.   456  u.  438  p.  (6  Rthlr.)  Brockhaus. 

Marl  oy  Kart,  Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Arbeit  oder 
System  der  Weltokonomie.  3.  Bd.  (Vierte  Abtbeil  Allgem.  praktischer 
Theil.)    Erstes  Heft.    Kassel,  1857.    96  p.    (54  kr.  rhn.) 

Kay* er,  L.  J.,  Om  arbeidets  Ordning.  Em  Fremstilling  af  den  politiske 
Oekonomiea  Grundsätninger.  Kjobenhavn,  1856.  8°.  532  p.  (3  Tblr. 
20  Ngr.)  Brockbaus. 

Peehntann,  Heinr.  Prb.  v.,  Geschichte  der  Gemeinde  Wiesenbrunn  und 
des  Bauers  Georg  Frommholx ;  oder:  wie  kann  eine  Bauerngemeinde 
durch  Vervollkommnung  ihres  Ackerbaus,  ihrer  Hauswirthschaft,  ihrer 
Schule,  ihrer  ArmenpOege  und  ihrer  übrigen  Gemeinde-Anstalten  wohl- 
habend, reich  und  in  jeder  Hinsicht  glücklich  werden?  1.  Heft, 
gr.  8.    VIII,  316  S.   München,  Palm.    (1  fl.  36  kr.  I  Thlr.) 

Lmniwirtktekmft. 

Aesen  bau  m  ,  Frhr.  von,  Bericht  über  die  18.  Verssmmlung  deutscher 
Land-  und  Forstwirthe  au  Prag  im  Septbr.  1856.  Herausgegeben  von 
Hessen  Geschäftsführer.    Prag,  1857.    XII.  550  S. 

33  • 
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Jahn,  V.  J.  G.  4.,  Betrachtungen  über  die  Freiheit  des  Grand- Eigen- 

thums  und  dessen  2ertheilung  und  Zusanimenhallung  insbes.  durch  Lehen 

oder  Stiltungen.   gr.  8.    86  S.    Halberstadl,  Frautz.    (Vs  Rlhlr.) 
Die  freie  Agrarvcrfassung  nach  Peter  Reichensperger.    Lex.  8.  55  S.  Berlin. 

1856.    Heinike,    (»/s  Rthlr.) 
Rapport  de  la  commission  de  la  societö  de  l'agriculture  de  l'Herault,  chargee 

de  l'examen  de  la  question  du  soufrage  de  la  vigne;  par  JtU.  liier, 

President.    19  p.    Memoire  sur  Ja  maladie  de  la  vigne.   Io  8.    161  p. 

2  pl.    Camali*  -  AUiot ,  Ezperiences  comparatives  sur  le  souffrage  des 

vignes  etc.    58  p.    Montpellier,  1856  Grolüer. 
Caimi,  Pieira,  Cenni  sulla  importa.ua  c  coltnra  dei  bosch» ,  con  norme 

di  legislazione  e  amminiatrazioae  forestale.    Milano,  1857.    1  yoL  in  4. 

140  p.    Tip.  Bernardini. 
Real  decreto  creando  la  escuela  central  de  agricultura ,  y  reglamentoa  or- 

gänicos  de  la  misma.    Madrid,  1856.    fol.  30  p.    (4  rs.) 
Dumont,  Aristo  Memoire  sur  le  projet  du  canal  dirrigation  du  Midi  pour 

l'irrigatioo  des  plaines  de  la  Provence  et  du  Languedoc  etc.    2«  «Mit. 

In  4.    31  p.  et  une  carte.    Paris,  Gvillaumin.    2  fr. 
Zannini,  Warna.,  Sal  piano  di  ristorasione  economic  delle  provincie 

venete;  esame  critico  del  conte  Pier  Luigi  Bembo.     Yeneaia,  1856. 

35  p.    Latolla,  Giac,  Sul  agricoltnra  nelle  provincie  venete.  Vi 

1856.    74  p.  ScerimuHy  Conte  Fortunato,  sulla 

delle  provincie  venete.    Venezia,  1856    8.    30  p. 


Verhandlungen  des  Vereins  au  Förderung  des  Gewerbsfleisses  in 
Red.  Prof.  Dr.  Sckueartk.    Jahrg.  1857.    In  6  Lief.  gr.  4. 
Geelhaar.    (10  Rthlr.) 

Noll,  Ferd.,  Betrachtungen  über  die  gesummten  Erwerbs- Verhältnisse 
des  preuss.  Staats.  1.  Heft :  Suura  cuique  oder  Muster-Schutz,  so  wie 
Schutz  für  jedes  andere  gewerbliche  Eigenthum,  eine  Pflicht  der  Staats- 
verwaltung,  gr.  8.    47  S.    Brandenburg,  Müller,    («/s  Rthlr.) 

Helfer,  Fr.  M.,  Zunftwesen  und  Gewerbefreiheit.  Ein  Lebensbild  der 
Jugend  des  deutschen  Gewerbestandes  gewidmet.  Gotha,  185  7.  Scheube. 
(54  kr.  rh.) 

Benin  g ,  Geh.  Reg.-Rath ,  Zur  Gewerbe-Ordnung,  gr.  8.  48  S.  Han- 
nover, Rumpier.   ('/&  Rlhlr.) 


Corra,  Maria,  Traltato  delle  societa  commerciaoti.  Palermo,  1856. 
188  p.    (gr.  60.) 

Laceieye,  B.  de,  Stüdes  Itistoriques  et  critiques  sur  le  principe  et  lea 
consequenecs    de   la    liberte  du  commerce  international.  Bruxelles, 

Muquardt.    05  Nfr.) 
Coueebant  tAtkemade,  L'abolition  des  Privileges  d'apres  la  Constitu- 
tion et  le  bon  marebe  par  le  libre  Cchange.    61  p.  Bruxelles. 
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Rapport  de  la  chambre  de  commerce  de  Verviera  aur  l'avantprojet  de  loi 
de  reviaion  du  tarif  des  douanes  et  proces-verbal  de  la  sdance  publi- 
que du  17.  Febr.  1857  adress^s  ä  5fr.  le  mtnistre  des  finances.  Verviers. 

K o  enen,  H.  «f.,  De  vroegere  en  latere  nederlao  dache  handelspolitiek. 
Vier  vorlesingen.  Hartem,  1857.  VI,  176  p.  (1  Rthlr.  7»/2  Ngr.) 
Brockhaua. 

Jouyne,  Z.,  Grande  extension  du  commerce  exterieor  de  la  France  et  de 
aes  industriea  agricoles  et  manfacturierea  par  le  retrait  des  prohibitions 
inacrites  dana  lea  tarifa  des  douanes  ou  Entretiena  entre  un  economiste 
et  un  indtistriel  aur  le  commerce  exterieur,  sur  la  llgislation  dans 
I'öconomie  aociale  d'un  pays.    VIII,  330  p.    Parti.    (4  fr.) 

Congres  international  dea  reTormes  douanierea  re*uni  a  Brnxellea,  le  22—25. 
Sept.  1856.    8«.    XX,  364  p.    Bruxellea.    (2  Rthlr.  7»/2  Ngr.) 

Thturvng$  frage . 

Die  Theurung  dea  Getreidea  und  Brennholxea  im  Verkehrsgebiete  von  Wien« 
deren  Uraachen ,  und  die  Hülfsmittel  dagegen,  gr.  8.  VIII ,  382  p. 
Wien,  Braumüller.    (I1/*  Rthlr.) 

Ein  Vorsehlag  zu  Abwendung  grosser  Schwankungen  der  Getreide- Preiae. 
Von  einem  Kaufmann,    gr.  8.    19  S.    Mönchen,  Frantz.    (4  Ngr.) 

De  la  cherte*  des  ce're'ales.  De  la  produetion  et  conaornmation  de  la  Bel- 
gique.  In  8°.  11  p.  —  De  la  cherte*  des  denre'ea  alimentäres  et  de 
la  libertä  du  commerce.    Nouv.  e*dit.  14  p.    Bruxellea.    (6  Ngr.) 

Qcldweitn.    Jtluaii  u.  Gl»  iaht. 

Baumgartner,  Dr.  Anir.  Freih.  v. ,  Die  edlen  Metalle  und  ihre  natür- 
liche Rangordnung  als  Geldatoff.  Ein  Vortrag.  31  S.  Wien,  Gerold. 
(Va  Rthlr.) 

Wanne,  in,  TA.,  Queation  de  la  monnaie  d'or.    8».    35  p.  Guillamnin. 

(40  e.) 

Tarasisenkü-Olrttchkoff,  Narets,  cona.  d'etat.  De  Tor  et  de 
l'argent,  leur  origine,  quantite*  exlraite  dans  toutea  les  conlröes  du 
monde  connu,  depuis  les  tetnps  les  plus  reculea  juaqu'en  1855.  Accu- 
iDulalion  artuelle  de  ces  metaux  dans  les  prinripaux  etals  et  leur  rap- 
port  mutuel  suivant  leur  poids  et  leur  valeur.    Paria.    2  vol.    In  8°. 

/' oii «(,  Mich..  De  Pexportation  de  lo  monnaie  d'argent  et  de  l'impor- 
tatioo  de  Tor.  Paria,  Benard  *  Co.  —  Response  a  Tb.  Poiaat  par  fj. 
Üubois-Captain.  ibid. 

Hilgenberg,  J.  If,  Darstellung  eines  einheitlichen  Maass-,  Gewicht-  und 
Muni -Systems  für  Deutsehland,  verbunden  mit  der  Decimal- Rechnung. 
IV,  42  S.    Merseburg,  Garke.    (6  Ngr.) 

Credittefien. 

Liebreich,  If.,  Beleuchtung  der  Hatiptgrundsätxe  hypothekarischer  Cre- 
dit-Inatitute  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden  vorzüglichaten  Anstalten 
dieser  Art.    Wien,  1856.    Seidel.   42  S.  8°. 
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Ooetme,  Dr.,  Die  Reform  de«  Hypotbekenwesena.  Zwei  wirtliche  Be- 
richte.  XI,  93  S.    Berlin,  1857.    W.  Herta.    (1  fl.  7  kr  rh.) 

8 a enger ,  C.  v.f  Die  Reform  dea  lindlichen  Oeditweeena.  Bromberg, 
Levit.    1857.    67  S.    (42  kr.  rh.) 

Billetle,  Ad.,  Du  credit  agricole  et  d'une  banque  agricole.  Nouveau 
puissant  moyen  d'organisatioo  facilement  applicable  a  toutes  les  banques 
de  circulation.    79  p.    Paria,  Impr.  Wittersheim 

Catpi,  Leone,  Del  credito ,  delle  banche  e  delle  caase  di  riaparmio  nei 
loro  rspporti  all*  agricullura.    Torioo,  1857.    1  vol.    264  p. 

Maurogonato,  J.  P.,  Cenni  aul  piü  opportnno  ordinaroeoto  del  credito 
foodario  nelle  provincie  venete.  Vcnezia,  1856.  Tip.  Ceccbini.  27  S.  8e. 

Schwabe  tv  Vi  aieen  freund,  Kmrt,  Ein  Beitrag  aur  Würdigung  der  Hype 
ihekar-CrediU-Abtheilung  der  Österreich.  Nationalbank.  Wien,  1856. 
Nanz.    44  S. 

Gegen  die  BennUnng  der  Hypothekar  -  Credit  -  Abtheilnng  der  Österreich. 
Nationalbank  von  Seite  der  Hypothekbesitzer.  Prag ,  Bellmann.  29  S. 
(8  Ngr)  Für  die  Benutzung  derselben  ...  56  S.  Wien,  Maos. 
CA  BIM'  ),  /'et«,  die  österreichische  Credit- Anstalt  in  ihrem  Gebehreo 
und  die  notwendigen  Reformen  derselben.  Wien,  Wallishauser.  (4  Ngr.) 

Sa  hri  and,  Joe.  K.,  Gedanken  über  mögliche  und  vorausseUliche  Wir- 
kung der  k.  k.  Österreich  Credil-Anstalt  im  Allgemeinen  nnd  in  ihren 
Beziehungen  zu  den  Kronlandern,  Freihandels-  und  Seestädten  des  öster- 
reichischen Kaiserreichs.    III,  64  S.    Wien,  Manz  *  Co.    ('/s  Rthlr.) 

Vrnairegui,  D.  Jos.  Manuel ,  Los  bancos  prediales  o  hypotecarios ,  au 
origen,  historia,  constitucion,  operaciones,  ventajaa  y  modo  de  estsbli* 
cerlos  en  Espa  >a.    Madrid,  1853.    Bailli-Baillicre.    In  4«.    (6  ra.) 

Pereire,  Prost  y  Sevillano,  Examen  de  la  cuestion  de  las  sociedades  de 
credito.    Madrid,  1856.    Impr.  de  la  Esperanza.    30  p.    (4  rs.) 

Statut  des  neuen  Credit  -  Vereins  Tür  die  Provinz  Posen ,  nebst  a.h.  Erlass 
vom  13.  Mai  1856.  Deutsch  und  polniach.  III  S.  Berlin,  Decker. 
(6  Ngr.) 

Grün,  Kart,  Die  Gefahren  des  Bunkflebera  oder  Entwicklung  des  KHpital- 

begriffs.    Stuttgart,  Sonnewald.    1857.    70  S.    (54  kr.  rh.) 
Courceille-Sencuil,  Traite  theoriqae  et  pratique  des  Operations  de 

Banque.    3*  edit.  augm.    1  vol.    Paria,  Gnillaumin.  1857. 
Bonovennti,  Bar  tot.,  Delle  banche  di  circolazione.  Torino,  1856.  8».82  p. 
Horn,  J.        Das  Creditwesen  in  Frankreich.   Nationalökonomiacbe  Skizze. 

2.  verbe*s.  Aufl.    VII,  130  S.    Leipzig,  Hübner.  Rthlr.) 
Kuhn,  L.  F.,  De  l'augmentation  du  capital  de  la  banque  de  France.  Paris, 

Impr.  Allard.    16  p. 
Die  Leipziger  Credit-Anstalt  als  Musterbild  des  Credit-Anstalt-Systems.  Ein 

Beitrag  zur  Culturgeschichte  des  19.  Jahrhunderts.  23  S.  Dresden,  am 

Ende.   (3  Ngr.) 
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Börienwe$en.  Wuchergtittze. 

Proudhon,  P>  S. ,  Manuel  du  speculateur  a  la  bourae.  3e  4dü  augm. 
Paria,  1857.  XVI,  499  pp.  Deutsch,  Hannover,  Mayer.  XXIII,  332  S. 
(1  Rlhlr.) 

Die  Börse ,  die  Börsenopenitionen  und  Täuschungen.  Die  Stellung  der 
Actionaire  und  des  Gesammtpublikums.  Auf  Grundlage  von  Proudhon' s 
Manuel  bearbeitet.  Zürich,  1857.  Meyer  *  Zoller.  8o.  VIII ,  100  S. 
(1  fl.  rhn.) 

Volkmar.  Die  Verbote  gegen  den  Handel  in  Werth  -  Papieren  und 
Aetien.  Ein  Commentar  zu  den  Verordnungen  vom  19.  Janr.  1836, 
27.  Janr.  1837,  13.  Mai  1840,  24.  Mai  1844.  gr.  8.  VI,  68  S.  Berlin, 
6.  Reimer,    ('/s  Rthlr.) 

Berendt,  4.,  Die  Wucher  -  Gesetze  und  ihre  Aufhebung  95  S.  Berlin, 
Schneider  *  Co.    ('/2  Rlhlr.) 

Communicationtantt  alten. 
Reorganisation  de  1'administrntion  des  ehemins  de  Ter,  posles  et  telegraphes. 

In  8°.   24  p.    Braxellea.   (12  Ngr.) 
Memoire  de  F.  B.  9§  orte,  inventeur  de  la  telegr.  e*lectrique,  aux  gou- 

vernementa  europeens.    In  8°.    10  p.    Paris,  Chaix  <fc  Co. 
Law?  ür\,  A  memoir  of  the  several  Operations  and  the  construction  of  the 

Thames  lunnel,  by  Sir  Isambert  Brunei.  4o.  with  26  engrv.  (15  sb.) 
Knpport  van  de  Commtssie  uit  den  Raad  der  gemeente  Groningen  en  mis- 

sive  van  de  kamer  van  koophandel ,  betr.  de  verbettering  der  kanalen 

en  de  Prov.  Groningen.     8°.     Groningen ,   van  Bolhuia  -  Huitsema. 

(fl.  0,  50.) 

Negretli,  Alois  v.f  Die  gegenwärtigen  Transport-  und  Communications- 

Mittel  Aegyptens  mit  Beziehung  auf  die  beantragte  Durchstechung  von 

Suez.    K.  k.  Hofbuchdr.    18  S.    (Aus  der  Austrift  1856.    17.  Heft.) 
Bake,  R.  W.  J.  C,  De  doorgraving  der  landengte  van  Suez,  en  hare  ge- 

folgen  voor  Nederland  en  zyne  Kolonien.    Twee  vorlezingen.  Hartem, 

Krusemann.    4,  106  bl.    (fl  1,  10.) 
Bordes,  J.  P.  de,  De  doorgraving  van  de  landengte  van  Suez.    8°.  2, 

74  bl.    Zutphen,  W.  Thieme.    (fl.  1.) 
Dupin,  CA.,'Canal  maritime  de  Suez.    Kapport  a  TAeademie  des  sciences 

au  nom  d'une  commission.    In  8°.    72  p. 
Calindri,  Vgo,  Bolletino  dell'istmo  di  Suez,  con  tavole  illustrative.  To- 

rtno,  1856.    Disp.  I.  II.  III.    176  p.    Stamperia  sociale. 
Kellet/,  M.  F.,  Projet  d'un  canal  maritime  entre  l'ocean  atlantiqne  et 

l'octfan  pacifique.    8°.    Paris,  1857. 

ArbeiltrrtThaltni$$e.  Armenpfleg*. 

Industrial  and  social  pdsition  of  women  in  the  rniddle  and  lower  ranks. 

420  p.    London,  Longraan.    (10  sb.  6  d.) 
Lemerc  i«r,  Anai.,  Stüdes  sur  les  associations  ouvrieres.    276  p.  Paris, 

Impr.  Le  Clerc  6  Co.    (1  fr.  50  c.) 
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Siegwolf,  A.  St.,  Uebcr  die  Arbeiter-Bewegungen  der  Gegenwart, 
gr.  8°.    39  S.    Frauenfeld,  Verlags-Comptoir.   (Vi  Rtklr.) 

Askwortk,  Henry,  The  Preston  sinke,  ita  cause«  and  consequence*. 
London,  Caah.  1854. 

Huber,  W.  A.,  Die  Wohnungsnotb  der  kleinen  Leute  in  grosseo  Städten, 
gr  8.    56  S.    Leipzig,  Friedlein.    (»/»  Rlhlr.) 

Friedman*,  Bernk.,  Die  Wohnungsnot  in  Wien.  VIII,  120  S.  Wien, 
Wallishäuser,    («/s  Rthlr.) 

Bericht  und  Rechnung  Aber  die  Arbeiter- Wohnungen  in  Basel  an  die  Gesell- 
schaft des  Goten  und  Gemeinnützigen  1857.  gr.  4.  20  S.  mit  10  Stein- 
tafeln.    Basel,  Schwcighauser.    ( 16  Ngr.) 

Gen%merf  A.  B.  W.,  Keine  Armulh  mehr!  oder  wie  ist  durch  An- 
wendung eines  einfachen  Mittels  jeglicher  Armuth  und  Verarmung 
abzuhelfen  und  dieselbe  für  alle  Zeiten  unmöglich  zu  machen?  29  S. 
Berlin,  Wedel,    ('/s  Rthlr.) 

Gerstlert  Die  Lösung  der  socialen  Frage  Auf  dem  mechanischen  Wege. 
IV,  49  S.  mit  2  Steintaf.  und  5  Tab.  Mainz,  Kupferberg.  (1  fl.  20  kr. 
24  Ngr.) 

Nitlif  Calaido,  Deila  poverta  in  Tarento,  e  dei  mexzi  per  mitigarla 
ragionaineuto.    INapuli,  1857.    8°.    30  p.    (gr.  20  ) 

Jägerschmidt,  Droit  des  paovres  Memoire  ou  conseil  d'Etat ,  par 
Mr.  le  directeur  de  l'aduiinistr.  generale  de  l'assistance  publique  a  Paris 
coli  Ire  la  compagnie  anonyme  du  Palais  de  l'industrie.  In  4°.  24  p» 
Paria,  Dupont. 

Hautet  mann,  IS.,    Vorsehuss- Kassen  und  Vorschuss-  Vereine  und  deren 

zweckmassige  Einrichtung.    Nebst  einem  Entwurf  zu  einem  Statute. 

8°.    64  S.    Emden,  Leipzig,  Fleischer.    (•/*  Rlhlr.) 
Rapport  de  la  commission  permanente  pour  les  societds  de  secoura  inutuels. 

Comptes  de  l'annäe  1855.    22  p.  avec  4  tabl.    Bruzellea.    (I  Rthlr. 

6  Ngr.) 

Vieeehere,  Aug.,  Apercu  des  inatitutiona  de  prövoyance  de  la  Belgique, 
preseotö  au  congre*  international  de  bienfaisance,  dans  la  säance  du 
16.  Sept.  1856.    8».    32  p.  Bruzellea. 

Schön  berg,  Reg.-Ref.  ©.,  Uebcr  Einrichtung  der  Armenhäuser  auf 
dem  Lande  und  einige  damit  zusammenhangende  Zweige  der  Armen- 
pflege.   Ein  Vortrag.    48  S     Dresden.    (>/*  Rthlr.) 

Jonquieree,  L.  V.  F.  de,  La  loi  de  cbarite*  (principe*  de  philoaophie 
chritienne).    32  p.    Paris,  Dentu 

Haeghen,  Pk.  van  der,  Abus  de  la  cbarite*  legale  au  point  de  vue 
administratif.    In  12.    120  p.    Bruzellea.    (18  Ngr.) 

Liedekerke,  le  eomte  de,  Projet  de  loi  sur  la  charitö  Discours  pro- 
noned  a  la  chambre  des  representanta  le  27.  avril  1857.  Bruzellea. 
8  p.    (4  Ngr.) 

Halon,  repre*.,    Projet  de  loi  sur  les  Etablissements  de  bienfaisance.  DU- 

i 

i  • 


Digitized  by  Google 


Büchenchau.  511 

1  coars  prononce'  )e  28  et  29  avrit  1857  ä  la  charobre  dei  repres.  beiges. 

8°.    52  p.    Bruxelles.    (6  Ngr.) 
Potter ,  de,     Conside>ations  generales  sur  la  charite  a  propos  du  projet 
de  loi  qui  la  coneerne.    16  p.    Bruxellea.    (6  Ngr.) 

*  Damme,  Jean  ran,    La  main  morte  et  la  charitä.  8°.  550  p.  Bruxellea. 

(2  Rlhlr.  7 >/2  Ngr) 

l  La  liberte  de«  fondatious  ou  la  question  des  adminislrateurs  speciaux.    8  p. 

(2  Ngr.) 

*  Memoire  concernant  l'administration  dea  hospices  et  du  boreau  de  bien- 
f  faisance  de  la  ville  de  Hastelt  de  1839  a  1852.    52  p.  Hasselt. 

Ckallice,  Mrs.,    The  aiater  of  cbarily  or  froro  Bermondsey  to  Belgravia- 
>  2  vola.    790  p.    (21  ab.) 

I   

! 

,  VIII.  Finanzwissenschaft 

Fe  Herl,  Dr.  y|M  Die  Entstehung  and  rechtliche  Natur  dei  Kamrocrver- 
mögens  in  Deutschland  überhaupt  und  den  Sachsen-Ernestiniscben  Landen 
insbesondere,    gr.  8.    Y,  72  S.    Jena,  Frommann.    ( '/s  Kthlr.) 

Lu*ac,  Jan.,  Handleiding  tot  de  kennia  van  de  algenieene  heginselen 
der  belasting.    VIII,  44  8.    Leyden,  Hazenberg.    (f.  0,  (  0.) 

La  fönt r  HM  Impot  fonrier  et  valeura  mobilieres  ou  le  budjet  du  eouf- 
frage  univerael.    In  8°.    40  p.    Paria,  impr.  Chaix. 

Le  See&j  £labliasement  d'un  nouveau  droit  aur  lea  valeura  mobilieres. 
In  8°.    11  p.    Paria,  Mallet-Bocheiier. 

P enfold,  CA.,  Practieal  remurk*  upon  the  principle  of  rating  railway-, 
gaz-  and  water-compagnies :  embracing  the  recent  deciaion  of  the 
Deputy-Recorder  of  Cambridge  und  of  other  late  caaea.   3«i  edit.  8°. 

Hock,  Dr.  k.  Ritter  v. ,  Die  Fioanxverwaltong  Frankreich*.  Stuttgart, 
Cotta.    1857.   8<>.    698  S.    (6  fl.  rh.) 

Conte,J.A.,  Examen  de  la  Hacienda  publica  de  Espane.  1844-1855. 
Madrid,  Baiily-Bailliere.    4  vol.  en  4».    (76  ra.) 

Narvoe*,  Jos.  Lopez,  Tratudo  de  hacienda  publica  o  eapoaicion  de 
Iäs  tconifts  d c  c&tit  4  icnciQ  ooti  Rplioiicioo  d  \t\  lcj^islflcion  osp&tiolft* 
Madrid,  1856.    Duran.    4o.    260  p.    (2  Rlhlr.)  Brockhaoa. 

Oeana,  D.  Jose  Hanehe* ,  Kcsetia  Jjiatörice  aobre  el  eatado  de  la 
Hacienda  y  dei  teaoro  püblico  eu  Eapana  durante  la*  adminiatraciooea 
progressiva  y  moderada,  y  sobre  el  origen  e  Importe  de  la  actual  deuda 
flotanle  dei  Mioiaterio  de  Hacienda.  Madrid,  1855.  Baiily-Bailliere. 
In  40    XIV,  508  p.    (30  ra.) 

Jtuya,  J.  T.,  De  nederlandiche  staatschuld  sedert  1814.  Vier  Vorgingen. 
8o.    8,  176  bl.    Harlem,  Geuseman.    (f.  1,  75  ) 

Gialiardi,  I»,  Deila  legitimatiooe  in  linea  di  finania  di  merci  vendute 
e  passate  in  altrc  man..    Milaoo,  1857,    Tip.  Manini.    33  S, 
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Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Zoll-  und  Sehifffahrts-Abgaben.  4o.  III, 
307  S.    Kopenhagen,  Itzehoe,  Kl  aussen.    (M/s  Rthlr.) 

Escherich,  Dr.  Pkil.  R.  e. ,  Grund/.üge  de»  Kasse-  und  Rechnungs- 
wesens, mit  besonderer  iiürksicht  nuf  die  Einrichtungen  der  öffentlichen 
Verwaltung  in  Oesterreich.  Als  Leitfaden  zu  Vortrigen.  Wien,  1857. 
Klopf.    VIII,  365  S. 

Pereire,  Bug.,  Tableaux  sur  lea  queslions  d'intenHs  et  de  finances.  2*  ödit. 
conten.  17  tabl.  et  une  introduct.  explie.  1  vol.  in  fol.  Paris,  Guil- 
laumin.   (10  fr.) 

H olger,  Pk.  r,  Dai  Wissenswürdigste  aus  dem  Gebiete  der  Waren- 
kunde. Als  Leitfaden  für  die  Vortrage  aus  der  theoret.  Waarenkonde 
am  k.  k.  Wiener  Hauptsollamt  und  als  Studienheft  für  die  Präfungen 
aus  der  Waarenkunde  für  die  Bewerber  um  höhere  k.  k.  Gefällsdienste. 
Wien,  1857.  v.  Ghelen'sche  Erben.    XVI,  143  S.  8o. 


IX.  Statistik. 

lginio,  Aleesio,  Dre.,  Saggio  teoretico  di  Statist i ca.  Padova,  1853.   I  vol. 

in  12o.    96  p.    Annuli  di  slati*lica,  1856.    0kt.-H.  p.  5. 
Annuaire  de  l'ccononiie  politique  et  de  la  statistique  pour  1857  par  Mrce 

Block  et  Guillaumin.     14«  annee.    Paris,  Guillaumin  *  Co.  1857. 

668  p.    (5  fr  ) 

8t*mt»hmndtüekrr. 

Militär-Schematismus  des  österreichischen  Kaiserthums,  gr.  8.  XXVIII,  1800  S. 

u.  240  S.  Register.    Braumüller.    (2*/3  Rthlr) 
Königlich  preussiscber  Staatskalcnder  für  das  Jahr  1857.    gr.  8.    1109  S. 

Berlin,  Decker.    (3  Rtblr.) 
Staatshandbuch  für  das  Königreich  Sachsen.    1857.    Herausgeg.  von  dem 

Ministerium  des  Innern,    gr.  8.    XII ,  480  S.    Leipzig ,  Fleischer. 

(1'/2  Rthlr.) 

Hof-  und  Staatshandbuch  des  Grossherzogthums  Baden.   1857.  gr.  8.  XVI, 

428  S.    Karlsruhe,  Braun.    (1  Rthlr.  6  Ngr.) 
Staats-  und  Adressbuch  des  Heriogtbums  Nassau  für  das  Jahr  1857.  8. 

X,  257  S.    Wiesbaden,  Kreidet.    (1  Rtblr.) 
Kurfürstlich  hessisches  Staatsbesuch  auf  das  Jahr  1857.    gr.  8.  XVI, 

536  S.    Kassel,  Bertram.    (iy3  Rthlr.) 
Herzoglich  Sacbsen-Meiningisches  Hof-  und  Staatshandbuch.    1857.    gr.  8. 

XII,  390  S.    Meiningen,  Brückner  *  Renner.    (1  Rthlr.) 
Hof-  und  Staatshandbuch  des  Grosshersogthums  Oldenburg  für  1857.    gr.  8. 

XII,  371  S.    Oldenburg,  Schulze.    (P£  Rthlr.) 

Jahrbuch  für  Volkswirtschaft  und  Statistik.    Heraosg.  von  Otto  Hühner. 
5,  Jahrg.    V,  438  S.   Leipzig,  Hübner.   (2»/2  Rthlr.) 
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Bracchelli,  Hugo  Fran%,    Deutsche  Staatenkunde.    2.  Bd.    5—7  Lief. 

8.    S.  385  —672.    Wien,  Branmüller.    (ä  12  Ngr.) 
Meidinger,  Ifettir.,    Deutschlands  Eisen-  und  Koblen-Production  in  der 
Neuzeit.    Eine  geogr.  Statut.  IJebersicht    IV,  258  S.    Gotha ,  Perthes. 
1857.   (2  8.  20  kr.  rh.) 

Oesterreich, 

Tafeln  snr  Statistik  der  österreichischen  Monarchie.  Von  der  Dircction  der 
administr.  Statistik.  Neue  Folge  I.  Bd.,  das  Jahr  1851  mit  übersieh«. 
Einbeziehung  der  J.  1849  u.  1850  darstellend.  2.  u.  7.  Heft.  gr.  Fol. 
III,  226  S  Wien,  Braumüller.  (1  Rthlr.  29  Ngr.  I.  2.  5-7.  4  Rthlr. 
27  Ngr.) 

Mittbeilungen  aus  dein  Gebiete  der  Statistik.  Hcrausgeg.  von  der  Dirertion 
der  administr.  Statistik  im  k.  k.  Handels-Ministerium.  5  Jahrg.  2.  und 
3.  Heft.    gr.  8.    Wien,  1856.    Braumüller.    (1  Rthlr.  28  Ngr.) 

Ausweise  Uber  den  Handel  von  Oesterreich  im  Jahr  1852.  Von  der  Dir. 
der  administr.  Statistik.  Wien,  1855.  K.  K.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 
XIII,  441,  65  S.  Fol. 

Uebersicht  der  YYaarcn-  Ein-  und  Ausfuhr  des  allgemeinen  östreieb.  Zoll- 
verbands  im  Sonnenjahr  1856.  Herausgegeben  von  der  Üirection  der 
administrativen  Statistik  im  K.  K.  Handels-Ministerium.  4°.  Vü,  58. 
Wien,  Braumüller.  Rthlr.) 

Stumm,  Ferdinand,  Verhältnisse  der  Volks-,  Land-  und  Forstwirtschaft 
des  Königreichs  Böhmen.  Im  Auftrage  des  Vorstands  der  18.  Ver- 
sammlung deutscher  Land-  und  Forstwirt  he  nach  den  Erhebungen  der 
k.  k.  patriotisch-ökonomischen  Gesellschaft  in  Böhmen  dargestellt.  Prag, 
1857.    Calve.    8».    IV,  407  pp.    (1  Rthlr.  27»/2  Ngr.) 

Biet*,  E.  Alb.  f  Handbuch  der  Landeskunde  Siebenbürgens;  eine  pbysi- 
kalisch-statisttsch-topographische  Beschreibung  dieses  Landes.  Hermann- 
Stadt,  1857.    Filtsch.   8«.    VIII,  615  p.    Mit  1  Karte.   (3  Rthlr.) 

Petter,  Fron«,  Prof.  Dalmatien  in  seinen  verschiedenen  Beziehungen 
dargestellt.  2  Thle.  VIII,  296  u.  VI,  316  S.  Gotha,  Just.  Perthes. 
1857.    (cplt.  4  fl.  42  kr.  rb.) 

Tormay,  Dr.  Jf.,  Bevölkerung  der  Städte  Buda-Pesl,  und  ihre  Bewegung 
im  Jahre  1854 — 55.    Nach  authentischen  Quellen.    Pest,  1857.  Hers. 

rVeeber,  Forst- Insp.  Heinr.  Ce#«r,  Die  Landgüter  Mährens  und  Schlesiens 
nach  ihren  resp.  Besitzern  und  Culturflhchen.  Ein  Beitrag  zur  Statistik 
beider  Länder,    gr.  16.    216  S.    Brünn,  Witsch  u.  Grosse.    (24  Ngr.) 

Statistischer  Ausweis  der  Gratzer  Handels-  und  Gewerbekammer  für  das 
Jahr  1855.    Erstattet  an  dss  h.  Ministerium.    Grsu,  1*57.  Kienreich. 

Jahrbuch  der  Provinz  Pommern.  Im  Bureau  des  K.  Ober-Pris.  ausgearbeitet. 

10.  Ausg.    8».    XII,  683  S.    Stettin,  Müller.    (l»/3  Rlhlr.) 
Sehadeberg,  Jw\,   Skizzen  über  den  Culturznitand  des  Regierung«- Be- 


Digitized  by  Google 


514 


Bücherschau. 


zirks  Merseburg.  3.  Ablh.  Halle,  18j7.  Schwetschke.  8°.  V,  161  p. 
(15  Ngr.) 

Bayer«.  Baden. 

Beitrage  zur  Statistik  des  Königreich«  Bayern.  V1L  1.  Anbau,  Ertrag, 
Bcaitz-Verh.  und  Stückelung  des  Bodens,  Lohn  der  Landbau-Arbeiter. 
2.  Bevölkerung  p.  1855  sammt  Vergleichung  der  Volkszählungen 
von  1834  —  1855.  Aus  amtlichen  Quellen  herausgeg.  von  Dr.  E.  B. 
H\  t>.  Hermann.    München,  1857.    Cotta,    fol.  61  S.    (1  fl.  12  kr.  rh.) 

Die  Forstverwaltung  Badens.  VII,  171  S.  mit  3  Tab.  in  gr.  fol.  Karlsruhe, 
GnUch.    (24  Ngr.) 

Oldenburg. 

Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogthum  Oldenburg,  herausgeg. 
vom  Statist,  Bureuu.  1.  Heft.  En  Iii.  Rhederei,  Schiffbau  und  Schiff- 
fahrt  für  d.  J.  1829—1855  nebst  Nachtrag  für  d.  J.  1856.  gr.  4.  IV, 
161  S.    Oldenburg,  Schulze.    (I  Rthlr.) 

Niederlande. 

Sinatkundig  en  staathuishoudkundig  Jaarboekje  voor  1857.  Uitgegeven  door 
de  vereeniging  voor  de  statistiek.  9«  jaarg.  (2*  serie,  4«  jaarg.)  8°. 
2,  XVI,  397  bl.    Amsterdam,  Witkamp.    (f.  2.  50.) 

Statistisch  Jaarboek  voor  het  Koningrijk  der  Nederlanden.  6«  jaarg.  Uitge- 
geven door  het  Departement  van  Binnenlandsche  Zaken.  8.  3  en 
488  bl.  met  Tabellen.  s'Gravenhage,  van  Weelden  en  Mingelen,  (f.  2,  50.) 

Staat  der  Nederlandsche  zeemagt  en  Koopvardij-vloot,  op  1.  Jan.  18*>7.  S9. 
102  bl.    Amsterdam,  van  Tubergen  &  Co.    (f.  0,  30.) 

Budddinyh,  C,  Jaarberigten  van  algemeene  statistiek  voor  landbouw, 
handel  en  nijverheid ,  voor  staatslieden ,  kooplieden  en  fabriekanten. 
5«  stuk.   1851-56.  gr.  8.  bl.  97-192.   Haarlem,  Kruseman.  (f.  0,  90.) 

Bydragen  tot  de  bevordering  van  de  kennis  der  Nederl.  Westindische 
kolonijen.  2«  deel.  2«»  3*  afl.  Haarlem,  1857.  8°.  p.  81-240.  Mit 
Abbild,  (a  f.  1,  0.) 

Smith,  Ch.  Manby,  Curiosity  of  London  lifo ;  or  phases  physiotogical 
and  social  of  the  great  metropolis.    New  edit.  8°.  416  pp.  (4  sh.  6  d.) 

Holle,  F  ,  Der  englische  Kanal.  Vollständige  Beschreibung  der  Küsten 
und  Inseln,  Sandbänke,  Klippen  und  Riffe  der  Tiden  und  der  gesammten 
Marken  und  Seezeichen.  Nach  den  betten  engl.  Quellen.  Hamburg, 
1857.    Leipzig,  Gerhard.    8».    XII,  531  pp.    (2  Rthlr.) 

Ar  eher,  W.  H.,  The  Victoria  Statistical  register.  8«.  1855.  London, 
Guillaurae.    (Tooke,  VI,  781.) 

Faucherg f  Ant.,  Lettres  d'un  mtneur  en  AustraHe.  In  12.  Paris,  Poulet- 
Massis    (2  fr.  50  c.) 

Briggs,  J. ,    India  and  Europe  compared ;  being  a  populär  view  of  the 
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present  state  and  folure  prospccts  of  onr  continental  cmpire.  London, 
1857.  8M.  202  p.  (2  Rthlr.  24  Kgr.) 
—  —  Deutsch:  —  Ostindien  und  England.  Eine  gemeinverständliche  Dar- 
stellung des  grossen  ostindisch-briUischen  Reichs  mit  Bezug  nuf  seine 
gegenwärtige  Lage  und  den  Aufstand.  Nach  dem  Engl.  gr.  8.  V, 
83  S.    Berlin,  Heinike.    (12  Ngr.) 

Frankreich  und  sein«  Colonieen. 

Minislere  de  l'interieur.    De'norobrement  quinquennal  de  la  population  de 

l'empire.    Paris,  1856.    4°.    220  pp. 
O'Quin,  K.%  Stüdes  sur  le  decroissement  de  Ia  population  dans  le  döparte- 

roent  des  Basses-Pyrendes.    Pau,  1857.    8°.    68  pp. 
Annuaire  militaire  de  l'empire  francais  pour  l'annle  1857.    Publiö  sur  lea 

documents  eommuniques  per  le  mini* lere  de  la  guerre.  In  12.  1250  p. 

(6  fr.) 

Co  n«u  et ,  P. ,  Annuaire  de  l'administration  des  contribulions  indirectes, 
pour  1857.    In  8».    VIII,  HO  p.    Paris,  V.  Sage.    (3  fr.  50  c.) 

Hus«ony  Armand,  Les  consommations  de  Paris.  1  fort  vol.  in  8°.  Paris, 
Gnillaumin.    (7  fr.  50  c.) 

Laurent,  P.  F.,  Resume*  stalistique  des  recettes  et  des  döpenses  de  la 
ville  de  Paris,  de  1841  ä  1850  inci.,  avec  deux  tableaox  räcapilulalifs, 
comprenant  lea  recettes  et  lea  d4pen?es  fades  pendant  une  periode  de 
cinquante-neuf  ans  de  1797  ä  1855.   Paris,  1856.  8°.  XXXVII,  218  p. 

Aieee,  C.  de,  La  Provence  au  poinl  de  vue  des  bois,  des  torrents  ei 
des  inondations,  avant  et  apres  1789.    Paria,  1857.    8°.    206  pp. 

La  Rocca,  J.  de,  La  Corae  et  son  avenir.  In  8«.  VIII,  500  p.  Paris, 
Plön.    (6  fr.) 

Hirsch^  Dr.  Afax.,    Skizze  der  volkswirlhsch.  Znstande  von  Algerien. 

Mit  Rücksicht  auf  die  deutsche  Auswanderung,  gr.  8.  32  S.  Göttingen, 

Wigand.    (V*  Rthlr.) 
Mission  de  Cayenne  et  de  la  Guyane  francaise,  avec  une  carte.    1  vol.  in 

18.    Paris,  Julien,  Lavier,  Cisnard  6  Co. 

Belgien. 

Recueil  consulaire  contenant  les  rapporls  et  documents  adressc*  au  gouverne- 
ment  Beige  par  les  consuls  de  Belgique  dans  toutes  les  parties  du 
raonde,  public*  en  execulion  de  FarrÄle*  royal  du  13  Dcbr.  1855.  Annexe  1856. 
1  vol.  in  8°  de  plus  de  1000  p.  avec  nombreux  rableaux.  (6  fr.  50  c.) 
Annöe  1857  in  4°.  (Subscr.  Prs.  6  fr.  50  c.)  Annen  1839-55,  Choix 
et  extraits  de  rapports  et  documents  consulairea  envoyes  pendant  cette 
periode.  1  vol.  in  8*  avec  tableaux  et  tablea.  Paris,  Borrani  et  Droz. 
(6  fr.  50  c.) 

Scheler,  A.,  Statistique  personne lle  des  ministeres  et  des  corpa  legislatifs 
constitues  en  Belgique  depuis  1830  Rruxelles,  1857.  12°.  245  pp. 
(1  Rthlr.  Brockhaus.) 
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Scheler,  A  ■ ,  Annuarie  historique  et  statistique  Beige,  sutvi  d'un  preci* 
de  statistique  universelle.  3«  annee.  Bruxelles,  1857.  12«.  336  pp. 
(1  Kihlr.  10  Ngr.) 

Statistique  de  B<  Igique.  Tableau  gtaeVal  de  commerce  avec  les  pays  etran- 
gers  pendant  1'annee  1855,  publies  par  le  ministre  des  finances  In  4« 
de  XXIV,  302  pp.    Bruxelles,  Novbr.  1856.    (4  Rtblr.) 

Rapport  general  de  la  chffmbre  de  commerce  de  Tournai,  sur  I«  Situation  du 
commerce  et  de  l'induatrie  en  1856  in  8o  de  28  p.  Tournai.  —  de 
Möns.    28  p.  Möns. 

Reglement  concernant  le  personnel  des  fonctionnains  et  employes  des  pri- 
sons.    In  8o.    26  p.  Bruxelles. 

Spanien.  Pöring»!. 

The  Attache"  in  Madrid;  or  sketches  of  the  court  of  Isabella  II  1  vol. 
12.    Paris,  Dentu.    (7  fr.  50  c.) 

Atgurro,  1).  Aug.  de,  Mapa  descriptivo  de  las  aduttnas  de  Espana, 
bajo  el  punto  de  vista  de  sus  produclos,  gastos,  inovimienlo  de  buqurs, 
mercancias  y  valores  de  ellaa,  con  varias  observacionea  »obre  el  pro- 
sentc  y  el  porvenir  de  esta  renta  y  del  comercio  nacional.  Madrid, 

1856.  Bailly-Baillere.    (24  rs.) 

tialienuche  Staaten. 

Statistica  della  populasione  dello  stato  Pontificio  dell'  anno  1853  compilala 
nel  Ministero  del  commercio  e  lavori  publici.    Roma  1858.    4o.  324  p. 
P  almier  i  i  Adotte,     Topografia  statistica   dello  stato  pontificio.  Roma, 

1857.  8o.    Annali  di  Statist.    Vol.  XIV.    No.  42. 

Relazione  di  quanlo  Tu  operato  nell'  anno  1855  del  Ministero  dell  commercio, 
dell'  agricoltura  e  lavori  pubblici  dello  stato  Romano.  Roma,  1856. 
In  4o. 

Alinauacco  etrusco,  cronologieo,  statistico,  mercantile  per  l'anno  1857. 
Anno  Secondo.    Firenze,  1857.    I  vol.    8°.    364  p.    Tip.  Mariani. 

Annuario  statistico  sui  dominii  estensi  pel  1855-56.    Modena,    1856.  8°. 

Milliago,  Etcourrou,  De  I'ltalie  agricole,  industrielle,  et  artistique  a 
propos  de  l'exposition  universelle  de  Paris,  suivie  d'un  essai  sur 
l'exposition  du  Portugal.    Paris,  1856.    1  vol.  in  l'io.    327  p. 

Dupynode,  Gust.,    Voyage  d'un  economiste  en  Italic.    Paris,  1857. 

Rutaland. 

P  eg  ot-  0  gier ,  B.}  La  Russie  el  les  chemins  de  fer  russes.  8°.  Paris, 

1857. 

Tlirkni.  Aegypten. 

OscanyaH)  C. ,  The  Sultan  and  bis  people.  Illuslratcd  by  a  native  of 
Turkey.    New- York,  1857.    8o.    456  pp.    (3  Rtblr.) 

Natthitut  La  Turquie  et  ses  difterents  peuples.  2  vol.  in  8.  Paris, 
Lagny  freres.  XXVIII,  768  p. 

St.  Hilaire,  barlheL,    Lettre«  sur  Ißgypte.   Paris,  Levy.    1  vol.  in  8. 
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Anerica. 

Horn  ans,  Shmith  ,  An  bistoricnl  and  Statistical  account  of  the  Foreign 
commerce  of  the  United  States,  showing  the  Foreign  commerce  of  each 
stalc  with  the  aggregate  irnports  irom  and  exports  to  euch  Foreign  na- 
tion,  from  the  ycar  1856  and  the  Foreign  commerce  of  the  United  States, 
with  every  iroportant  maritime  country  in  the  worid  during  the  same 
period;  including  a  review  oF  the  progreös  of  americau  commerce  and 
preliminary  sketches  of  tthe  trade  of  ihe  american  Colonies.  New- 
York,  1857.    8o.    (2  Rthlr.  15  Ngr.) 

The  aminls  of  San  Francisco  etc.  by  Frank  Soitie,  John  H.  Gihon,  M. 
D.  «od  Jörne*  Nitket.  New- York,  Appleton  4  Co.  1855.  8o.  825  pp. 
(Tooke.  VI.  849.) 

Borthwiek,  J.  D. ,  Three  years  in  California.  London,  1857.  8°. 
381  pp.   (5  Rthlr.  18  Ngr.)  Brockbaus. 

Kohl*  J.  J.,  Reisen  im  Nordwesten  der  vereinigten  Staaten.  New- York, 
1857     8».    VI,  534  p.    (4  Rtblr.  24  Ngr.) 

Scker*er,  Dr.  C. ,  Central  -  America  in  seiner  Bedeutung  für  den  deut- 
schen Handel  und  die  deutsche  Industrie.  Mit  einer  Karte,  gr.  8.  18  S. 
Wien,  Seidel.    (6  Ngr.) 

Welle,  W.  V. ,  Exploration»  and  adventures  in  Honduras,  comprising 
sketebes  of  travel  in  the  gold  regiona  of  Olaocho,  and  a  review  of  tbe 
history  and  general  resources  of  Central-America.  With  original  mapes. 
New-York,  1857.    8«.    (4  Rthlr.  20  Ngr.) 

Atien. 

Bo  wring,  J. ,  The  Kingdom  and  people  of  Stam ;  with  a  narrative  of 
the  mission  to  that  country  in  1855.  2  vols.  London,  1857.  8°.  900  pp. 
(12  Rthlr.  12  Ngr.) 

China. 

U  a  v  i  e ,  John  Fr.,  China,  a  general  desrription  of  (bat  etnpire  and  its  in- 
hribitants ;  with  the  history  of  Foreigo  intercourse  down  to  the  events 
whtch  produced  the  diasolution  of  1857.  New  edit.  2  vol.  8°.  928  pp. 
(14  sb.) 

Japan. 

Tome«,  Hb.,  The  American*  in  Japan;  an  nbridgeraent  oF  the  Government. 
Narrative  of  the  ü.  St  Expedition  to  Japan,  under  Comraodore  Perry. 
New-York,  1857.    8«.    VIII,  415  pp.    (2  Rtblr.  16  Ngr.) 

£in**7«m  Thailt  dt$  Staats-  und  ge»ellickafU.  Lebfnt. 
Berötkerung. 

Neieon,  F.  G.  P. ,  Contribulions  to  vital  statistics,  being  a  development 
of  the  rate  of  mortality  and  the  laws  of  sickoess  from  original  and 
extensive  data ;  with  an  inquiry  into  the  influence  of  locality ,  occupa- 
tioos  and  babils  of  live  on  health,  an  analytikal  view  of  railway  acci- 
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denls  and  an  investigation  into  the  progress  of  crime  in  England  and 

Wales.  3'  edit.    4o.    690  pp.  (42  ah.) 
Diel  erici,  C.  F.  W.t  lieber  das  Verhtltmss  der  neu  geschlossenen  Ehen 

zu  der  Anzahl  der  gleichseitig  Lebenden,   gr.  4.   72  S.   Berlin,  Domnt- 

ler's  Verlag    (24  Ngr  ) 
Bettelte,  Dr.  F.  W.  Medtz.-Rath,  Mittheilungen  nnd  Vorscbllge  betr.  die 

Anbahnung  einer  wissenschaftlich  branchbaren  Morbilli*!*-  nnd  Morta- 

litita-  Statistik  für   Deutschland   u.  s.  w.    8°     127  S.  Oldenburg, 

Schmidt.    (24  Ngr.) 

Landwirtschaft. 

Jahrbuch  der  Landwirtschaft  und  der   landwirthschaftl.  Statistik  rar  das 

Jahr  1856.  Herausgcg.  von  Dr.  mUimm  Löhe.   10.  Jahrg.  gr.  8.  VtU, 

3i0  S.    Leipzig,  Falcke  4  Rossler.    (2  Rthlr.) 
Jacini,  Stephan,  Grundbesitz  und  Landvolk  in  der  Lombardei.    Nach  der 

3.  ita).  Orig.-Aufl.  übersetzt  von  Dr.  Pel.  France  gr.  8.    XV,  367  S. 

Mailand,  München,  Franz.    (1«/s  Rthlr.) 
Jaeini,  Sief..,  Le  proprieta  fondiaria  e  le  populaziooi  agricole  in  Lom- 

bardia.    Considerati  nei  rapporti  con  la  legislazione  positiva.    (Ses.  se- 

conda.)    Veneaia,  1856.    8.    26  S. 
Gloria,  dell'  agricultura  nel  Fadovano,  leggi  e  cenni  storici.    Opera  pre- 

roiata.    2  vol    Padova,  1856.    In  8».    (L.  12.) 
Vemouillet,  ife,  De  l'etat  actuel  de  l'agriculture  dans  les  etats  romains. 

XII,  194  p.    Paris,  Guillaumin.    (3  fr.) 
Morquecho  y  Palma,  Dr.  Genaro,  Observaciones  generale*  sobre  la 

agricultura  espanola  y  la  organisacion  de  su  enaerianza.    Tudelo,  1855 

Madrid,  Bailly-Bailliere.    In  4°.    132  p.    (8  rs.) 
Blalthaei,  F.,  Beilrage  zur  landwirthschaftlichen  Organisation  Ungarns.  Leip- 
zig, Voigt  *  Günther.    VII,  288.    (!»/»  Rthlr.) 
Hammer  -Pur  gel  all,  Frhr.  v.,  Das  Pferd  hei  den  Arabern.    In  gr.  4. 

96  S.    Wien,  Braomüller.    (l*/s  Rthlr.) 

Jacobi,  L.  H.  W.,  Das  Berg-,  Hütten-  und  Gewerbewesen  des  Regier.- 
Bezirks  Arnsberg  in  statistischer  Darstellung  nach  amtl.  Quellen.  Iser- 
lohn, Badeker.    (4  fl.  42  kr.  rh.) 

Exposition  universelle  de  1851.  Travaux  de  la  cominission  francaise  sur 
l'industrie  des  nations,  publies  par  ordre  de  l'Eropereur.  Tome  VIII. 
Application  des  art*  a  l'industrie.    Paris,  1856.    8».    1043  pp. 

Die  Industrie-Ausstellung  von  London,  München,  Paris,  1851,  1854,  1855, 
nebst  der  Entdei kungs-Geschichte  des  Naturselbstdrucks.  Wien,  1857. 
K.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei.  50  S.  Mit  5  Bl.  und  1  B).  Natur- 
selbstdruck. 

Treee*%  Cenni  critici  sulla  esposisione  industriale  veneta  del  1856.  Ve- 
nezia,  1856.  8°. 
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Handel.  Schiffahrt. 

Philipfiy  Ob.-Reg.-R.,  Fr.  E.  F.,  Beitrage  sur  Geschichte  ttnd  Statistik 
der  deutschen  Messen,  gr.  8.  VIII,  112  S.  Frankfurt  i/O.,  Harneeker. 
(*/,  Rthlr.) 

Schwarz,  Dr.  J.  L-,  Hamburgs  Handel  im  Jahr  1856.  Nebst  Verzeich- 
nis der  deutschen  Seeschiffe,  Actieo  -  Gesellschaflea ,  des  deutschen 
Staats-  und  Privalpapiergelds,  der  im  leisten  Jahre  stattgehabten  kauf- 
männischen Zahlungs- Einstellungen  etc.  gr.  8.  X,  16«  S.  Hamburg, 
Roth  *  Köhler.    (1  Rthlr.) 

Tabellarische  Uebersicht  des  bremischen  Handels  im  J.  1856.  Zusammen- 
gestellt durch  die  Behörde  für  Handelsstatistik.  In  gr.  4.  VII,  ¥27  S. 
Bremen,  Starck.  (22/3  Rthlr.) 

Schirges,  Statistik  der  RheinschiftTahrt  s.  Staatsrecht. 

Nicolieh,  JV\,  Ueber  die  Zukunft  der  SchiflTahrt  und  des  Handels  auf  der 
untern  Donau.    Triest,  1856.    Boebdr.  des  östr.  Loyd.    16  S.  8*. 

Navigazione  importaxioni  ed  esportasioei  via  roare  in  e  da  Trieste  nel  solare 
1856.   Trieste,  Weis.    84  S.    gr.  8. 

Movimento  della  navigaxione  mercantile  in  Trieste  nel  solare  1856.  Trieste, 
tip.  Weis.    10  S.  4°. 

Grit-  und  B*nkm-n.  Birten. 
Laurie,  J. ,  Universal  ezcbange  tables,  ihowing  the  value  of  the  coins 

of  every  country  intercbanged  with  each  other  at  all  rotes  of  excbauge, 

from  one  coin  to  one  million  coins  etc.  2.  edit.  8*  360  pp.  (20  sh.) 
Gerhard,  Fr.,  Zuverlässiger  deutscher  Banknoten  -  Reporter.    1.  Jahrg. 

Mai  1856— April  1857.    24  Nr.  fol.    New- York ,  Philadelphia.  Schäfer 

*  Co.    (3  Rthlr.) 

Die  Course  der  Staatspupiere  von  Frankreich,  England,  Preusseo ,  Oester- 
reich und  Russland  im  Jahr  1856.  Von  K.  O.  (Aus  der  Minerva  von 
Bran  abgedr.)  mit  1  Itthogr.  Tafel,  gr.  8.  12  S.  Frankfurt  a/M. 
Aoffarth.    (12  kr.  rhu.  4  Ngr.) 

CommumcHtions- Amt  allen 

Heringa  St.  Qillt,  Nederlandsch  Jaarboekje  der  postenjen  voor  1857. 
2«  gedeelte.    gr.  8°.    6,  100  bl.    Schiednm,  Heringa.    (11.  0,  75.) 

SlHtistische  iVacbrichten  von  den  prcuss.  Eisenbahnen.  Bearb.  von  dem 
techn.  Eisenbahn  -  Bureau  des  Ministeriums.  3.  Bd.  Ergebnisse  des 
Jahres  185.'».  Imp.  4.  VU,  192  S.  mit  Karte,  Planen  und  Tabellen. 
Berlin,  Ernst  *  Korn.    (5  Rthlr.  1—3.  12  Rthlr.) 

Die  Eisenbahnen  und  die  bedeutendsten  Post-  nnd  Dampfschiff-Verbindungen 
in  Deutschland  und  den  angrenzenden  Lindern  mit  Tabellen  der  Exlra- 
Post-Zahlungssatxe  u.  s.  w.  Hit  2  litbogr  Karten.  Nach  den  Materia- 
lien des  preuss.  Post  -  Cours  -  Bureaus  in  Berliir.  1857.  Ausg.  Nr.  4. 
gr.  16.    236  S.    Berlin,  Decker.    (12V2  Ngr.) 

Coursbuch  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiff -Verbindungen  in  Deutschland 

Muchr.  flr  Statl.w    18*7.   8«  H«ft.  34 
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[  und  den  angrenzenden  Ländern.  Sommer-Curau*  1857.  Augu3t.  gr.  16. 
96  S.  mit  1  Karte  in  49.    Berlin,  Barthol.    ('/*  Rthlr.) 

Ar  rnrHweten:  Gefängni$»we*en. 

Helm,  Dr.  tt,  Krippenkalender  für  1857.    Wien,  1856.    8°.    138  S. 

—  —  Die  Krippe  in  Breitenfeld  xu  Wien.   Wien,   1855.   1  Bdchen  in  12Ä. 

Andreacci,  Offovio,  Gli  orfanotrofii ;  cenni  atoricL    Firenxe ,  1856.  G. 

Alariani.    un  volo  in  12°.   442  pp. 
Les  ouvriers  dea  deux  mondea ,  par  M.  Hl.  te  Play,  A.  Foriilon ,  E.  Deibel 

etc.    1«  vol.    (10  fr.)    (1«  livr.  3  fr.  50). 
Perro  f,  L.,  Statiatique  dea  prisona  et  etablissemenls  penitentiaires  poar 

Tann^e  1855.    Rapport  a  S.  Exe.  M.  le  Miniatre  de  l'iolcncur  aur  lea 

anneea  1852-1855.    Paria,  1856.    8o.   LXXXY1,  120  p. 


X.  Geschichte. 

AtlUr*.  Mittler?. 

Roscher,  Albr. ,  Ptolemäus  und  die  Handela-Straaaen  in  Central-Africa. 

Ein  Beitrag  zur  Erklärung  der  ältesten  uns  erhaltenen  Weltkarte.  Mit 

2  Karten  in  fol    VIII,  114  S.    Gotha,  Perthes.    (1  Rthlr.) 
Grote,  Georg,  Geachichte  Griechcnlanda.    Aus  dem  Englischen  von  Dr. 

N.  N.  W.  Meissner  und  vom  6.  Bde.  an  fortges.  von  Ed.  H offner. 

6.  Bd.  2.  Abth.  (Schloaa.)    gr.  8.    S.  V— XXXI  u.  417-816.    mit  1 

Steintafel  uud  3  Karten.  Leipzig,  Dyk.  (3  Rthlr.)  (I— VI.  2.  31 V*  Rthlr.) 
Semichon,  £».,  La  paix  et  la  tr£ve  de  Dieu,  biatoire  des  premiera  deve- 

ioppementa  du  tiera-ötat  par  l'Egliae  et  les  associations.    Paria,  1857. 

8o.    XII,  448  p.    (2  Rthlr.  10  Ngr.) 

The  State  policy  of  modern  Europe ,  from  tbe  heginning  of  the  16  Century 
to  the  preaent  time.    2  vola.    8°.    743  p.    (21  ah.) 

6'aume,  Dr.  J. ,  Die  Revolution.  Hiatoriache  Untersuchungen  über  den 
Ursprung  und  die  Verbreitung  dea  Bösen  in  Europa.  Aua  dem  Franzö- 
sischen. 5.  Thl.  Der  Voltairianismus.  gr.  8.  VII,  245  S.  6.  Tbl. 
Der  Ciaariamua.  VIII,  232  S.  Regensburg,  Nanz.  (*/*  Rlhlr.  1  II. 
12  kr.  rh.    1  —  6.    45/*  Rthlr.  7  6.  36  kr  rh.) 

Alison,  Arckib.y  Hiatory  of  Europe  from  the  fall  of  Napoleon  in  1815  to 
tbe  acecssion  of  Louis  Napoleon  in  1852.    Vol.  VI,  698  pp.    (15  ab.) 

Capefique,  La  societe  et  lea  gouveroeroenta  de  l'Europe  apres  la  r4- 
volution  de  fövrier  1848.    4  vol.  in  8o.    Paris,  Amyot.    (20  fr.) 

Gothaisches  geschichtliches  Jahrbuch  1856.  Der  Europäischen  Chronik  neue 
Folge.  Im  Verein  mit  mehreren  Publi eisten  heraqsgeg.  von  Dr.  4. 
Buddaeu*.  Mit  82  politischen  Actenatücken.  gr.  VIII,  875  S.  Gotha, 
Scheube.    (3  Rthlr.) 

Historia  diplomatica  Friderici  II.  s.  constitutione^  ,  privilegia  ,  mandata,  in- 
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strumenta  quae  superstint  istius  imporatoris  et  fi  Horum  ejus.  Aoeedunt 
cpistolae  paparnm  et  docamenta  varia.  Coilegit  etc.  J. ,  L.  A.  Huillard- 
Brekolle*.  Tom.  V.  Pars  I.  gr.  4.  V,  644  8.  Parisiis,  Leipzig, 
Dürr.    (5*/3  Rlhlr.  1— V,  1.  51  Rthfr.  22  Ngr.) 

Urkundenbuch  fttr  die  Geschichte  de«  Niederrheins  oder  des  Erzstifts  Köln, 
der  Fürstentümer  Jülich  und  Berg,  Geldern,  Meura,  Cleve  und  Mark, 
und  der  Reichsstifte  Elten,  Basen  und  Werden.  Ans  den  archiv.  Quellen. 
Herausgeg.  von  Th.  J.  Laeomblel.  4.  Bd.  1.  Hllfte.  Die  Urkunden 
von  1401  — 1500.   Düsseldorf  1857.   Schaub.   4o.   p.  1—606.  (3  Rtblr.) 

Fantie,  4.,  Die  Grafschaft  und  freie  Reichsstadt  Dortmund.  A.  u.  d.  T. : 
Urkundenbuch  der  freien  Reichsstadt  Dortmund.  1.  u.  2.  Abth.  XXIV 
u.  812  S.  Köln,  1855,  57.  Heberte.  (3*/«  Rthlr.  I.  II.  I.  2.  III. 
6>/3  Rthlr.) 

Pr  inzinger,  Dr.  .4. ,  Die  älteste  Geschichte  des  bayerisch  -  Österreich. 
Volksstamms.  1.  Thl.  gr.  8.  VII,  243  S.  Salzburg  1856.  Grats,  Perstl. 
(2  Rthlr.  8  Ngr.) 

Quellen  zur  bayerischen  und  deutschen  Geschichte.    Herausgeg.   auf  Befehl 

und  Kosten  Sr.  Maj.  des  Königs  Maximilian  II.     4.  Bd.    XVI,  528  S. 

Mönchen,  Franz.    Ca  (  Rthlr.)    (Bd.  2  u.  3  später.) 
Zimmer  man  n ,  Dr.    M'.,  Geschichte  des  grossen  Bauernkriegs.  Neue 

Ausg.    7.  Lieferung.    (2.  Bd.  S.  185  -296.)    Stuttgart,  1856.  Rieger. 

(30  kr.  rb.  9  Ngr.) 
Vehee,  Dr.  Ed.y  Geschichte  der  deutschen  Höfe  seit  der  Reformation. 

40.  Bd.    (6  Abschn.)    A.  u.  d.  T. :  Geschichte  der  kleinen  deutschen 

Höfe.    0.  Thl.    X,  331  S.    Hamburg,  Hoffmann  4  Co.    (Subscript.  ä 

1«A  Rlhlr.) 

Mayer,  K.  A.,  Deutsche  Geschichte  für  das  deutsche  Volk.     (In  2  Bdn.) 

I.  Bd.    Leipzig,  1857. 
HükUach,  L.,  Napoleon  in  Deutschland.   1.  Abth.   A.  u.  d.  T. :  Rastatt 

und  Jena.  4  Bde.  8o.  XVIII,  1306  S.  Berlin,  1858.  Janke.  (6  Rthl.) 
//ausser,  L-,  Deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrichs  des  Gr.  bis  zur 

Gründung  des  deutschen  Bundes.    4.  Thl.  :  bis  sur  Bundes  -  Akte  vom 

8.  Jun.  1815.    gr.  8.    XII,  835  S.    Berlin,  Weidmann.    (3»/>  Rtblr. 

cplt.  123/4  Rthlr.) 

Kattenhorn,  Prof.  Dr.  Q.  r.,  Geschichte  der  deutschen  Bundes -Ver- 
hältnisse und  Einheitsbestrebungen  von  1806  bis  1856  unter  Berücksich- 
tigung der  Entwickelung  der  Landes- Verfassungen.  In  2  Bdn.  gr.  8. 
XLVIU,  965  S.    Berlin,  Heymann.    (5  Rthlr  ) 

Die*el,  Ouetav,  Geschichte  der  letzten  sehn  Jahre  für  Deutschland.  Gotha. 
Scheube.    1857.    XV,  126  S.   (1  fl.    3  kr.  rhn.) 

Oeitcmic*. 

Fontes  rerum  austriacarum.  Herausgeg.  von  der  bist.  Coromission  der  K. 
Academie  der  Wissenschaften.  2.  Abtheil. :  Diplomataria  et  acta.  Inoh. 

34* 
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Bearb.  vom  Chorherrn  Ur  Hartman»  Zeibig.    1.  TW.    (LXV  u.  48«  S.) 
Monuments  habsburgica.     Sammlung  von   Actenstürken    und  Briefen  *ur 
Geschichte  des  Haue*  Hamburg  in  den.  Zeiträume  von  1473  bis  1576. 

2.  Abth.  Kaiser  Karl  V.  u.  Philipp  Ii.  A.  u.  d.  T. :  Aclenstucke  und 
Briefe  aar  Geschichte  Kaiser  Karls  V.  2.  Bd  Ana  dem  k.  Hof-  und 
Staatsarchive  au  Wien  mitgetheilt  von  Dr.  Kart  Lan%.  Einleitung  aum 
1.  Bd.  XX  u.  283  S.  Wien,  Gerold's  Sohn.  1  Rthlr.  (I.  2.  II  1.  2. 
6  Rtblr.  14  Ngr.j 

Ankershofen,  Gotll.  Frh.  v,  Handbuch  der  Geschichte  des  Herzogthums 

Käralhen  bis  »ur  Vereinigung  mit  den  Österreich.  Fürstenihümern.   2.  Bd. 

4.  Heft.   8.976-1122.   3.  Bd.    (1780-  1835.)    I.Heft.    III  t  371  S. 

Klagenfurt,  Leon.    1856.  1857. 
Rom  an  in,  Storia  documenlata  di  Veneaia     Fase.  15.    Veueaia,  1857. 

8°.    (L.  2.  77.) 

Mühlbach,  L. ,  Kaiser  Joseph  II.  und  sein  Hör.  2.  u.  3.  Abth.  (Kaiser 
Joseph  und  Munt  Antoinette.  Kaiser  Joseph  als  Selbstherrscher.)  2.  Aufl. 
8.    XXVI,  654  S.    XXVIII,  626  S.    Berlin,  Janke.    (a  Rthlr.) 

PrtUMffB. 

Riedel'«  Codex  diplomaticus  Brandenburgt-usi*.  Des  1.  Haupuheils  12.  13. 
Bd.  Berlin,  1857.  G.  Reimer.  4a.  III,  516,  IV,  523  pp.  (a  4  Rthlr. 
15  Ngr.) 

Macavlay,  Thom.  Bab. ,  Friedrich  der  Grosse.    Hit  einem  Vorwort  des 

Uebersetseri.    gr.  8.    XVI,  98  S.    Halle,  Granger.    (t/2  Rthlr.) 
Hahn,  Dr.  Ludtr.  Geh.  Reg. -Rath,  Geschichte  des  preussischen  Vaterlands. 

3.  Aufl.  2.  Lief.   gr.  ».    65-128  S.   Berlin,  Herta,    (ä  »/•  Rthlr  ) 

WurtUubtrg.    Stclura.    Helten -Ka»»tl. 

Martens,  |f.  e,  Generalmajor,  Geschichte  von  Hohentwiel.  Herausgeg 
unter  Vermittlung  des  Königl.  Statist,  topographischen  Bureaus.  8». 
VIII,  267  S.    Stuttgart,  Metaler.    ( I  Rthlr.  6  l\gr.  1  n.  48  kr.  rhu.) 

Pesch  et,  Dr.  Chr.  Md.,  Die  böhmischen  Exulanten  in  Sachsen.  Ihr  Ein- 
Aus»  auf  die  Cultur  Sachsens  bis  au  Ende  des  17.  Jahrh.  VI,  170  S. 
Leipaig,  Hirsel.    (l»/a  Rthlr.) 

Weyland,  vorm.  Geh.  Raihspria.,  P.  C  ,  Lebcw-  und  Regentengeschichte 
des  höchstseel.  Grossherxogs  Carl  August  von  Sachsen  -  Weimar  -  Eise- 
nach etc.  bis  aum  Jahr  1826  bearb.  Mit  den  nöthigen  Brgänsungen 
bis  zu  dessen  Tod  vermehrt  vom  Minist.-Secrelär  .4.  A.  C  F.  Faseiius. 
gr.  8.    III,  60  S.    Weimar,  Voigt.    (»/*  Rthlr.) 

Rommet,  Staatsr,  Chr.  Zur  Geschichte  der  franaös.  Colonieen  in  Hee- 
sen-Cassel,  gr.  8.    106  S.    Cassel,  Bopc.    (»/2  Rthlr.) 

Hannover.    Hamburg.  Lübeck. 

Grete  feudi  G  A. ,  Auditor,  Geschichte  der  allgemeinen  landstandischen 
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Verfassung  des  Königreichs  Hannover  in  den  Jahren  von  1814  bis  1848. 
Staatsrechtliche  Versuche,  fr.  8.  VII  ,  270  S.  Hannover ,  Hetwing. 
(*/e  Rthr.) 

Heimkürger,  If.  Ch.f  Wilhelm  der  Jüngere,  Herzog  von  Braunschweig- 
Lfineburg  and  Stammvater  des  Hauen  Hannover.    Bin  Lebens-  und 
Zeitbild  nach  ungedrackten  und  gedruckt««  Quellen.    12.    IX,  206  S. 
'■'  Celle,  Schule«.    (*/*  Rthlr.) 

Gallo  i§,  Dr.       Ö. ,  Geschichte  der  Stadt  Hamburg    Nach  den  besten 
Quellen  bearb.    3.  Bd.    Spectelle  Geschichte  der  Stadt  seit  1810.  gr.  8. 
«  III,  816  S.    Hamburg,  1856.    Tramburg'.  Erben.    (3  Rthlr.  I  -  ID. 

7  Rthlr.) 

Klug,  Pastor  Geschichte  Lübecks  während  der  Vereinigung  mit  dem 
fransös.  Kaiserreich  1811-13.  2.  Abth.  gr.  8.  XIV,  209  S.  Lübeck, 
1856,  57.    v.  Rohden.    (1  Rthlr.  24  Ngr.) 

scaweu. 

Segesser,  Anl.  Phil.  v. ,  RechUgeschichte  der  Stadt  und  Republik  Lu- 
*  xern.    3.  Bd.  1.  Lief,  oder  11.  und  12.  Buch.    Allgemeine  Einleitung 

in  die  Geschichte  der  letzten  3  Jahrhunderte.    Die  aristoeratische  Ver- 
fassung. Luxem,  1857.   Gebr.  Riber.  8o.  m,  387  pp.  (1  Rthl.  12  Ngr.) 
11  o  mang,  J.  Jak.,  Die  englische  Schweixer-Legion  und  ihr  Aufenthalt 
im  Orient.    Langnau,  1857.    Bern,  Blom.    8o.    124  p.    Mit  4  Talein. 
'  (16  Ngr.) 

1  Beeker,  P.  »f.,  Samlinger  til  Danmarks  Historie  under  Kong  Frederik 

den  tredies  Regjering  af  udenlandsske  Archiver.  Anden  Deel.  528  S. 
8o.    Gyldendal.    (3  Rdl.    48  sh.   I,  U.    6  rdl.  60  sh.) 

Christian  VII  eller  Regjeriogsperioden  fra  den  14.  Janr.  1766  til  den  13. 
Marls  1808.    340  Sider.    Pio.    (84  sh.) 

Anrsberetoinger  fra  det  Kongelige  Geheimearchiv,  iodeholdende  Bitlrag  til 
Dansk  Historie  af  utrykte  Kilder.  Andet  Bieds  forste  Hefte.  Kjöben- 
havn,  1857.    4o.    100  p.    (1  Rthlr.) 

0  eil  in  ger ,  Ed.  Maria,  Geschichte  des  dänischen  Hofes  von  Christian  II. 
bis  Friedrich  VIL  3.  Bd.  VIII,  324  S.  4.  Bd.  VIII,  315  S.  Ham- 
burg, Hoffmann  dr  Kampe,    (a  1*A  Hthlr.) 

KUdtritnJt. 

Het  nederlandsche  rijksarchief.  Verxameling  van  onuitgegeven  oorkonden 
en  bescheiden  voor  de  geschieden!»  des  Vaterlands.  Uitgegeven  door 
Dr.  Jl.  C.  Hakhuizen  van  den  Brink  etc.  3«  en  4»  afl.  Roy.  8o. 
bl.  235-450.  s'Gravenhage.  N.  Nyboff.  (f.  3.  80.  DI.  I.  opmpl. 
f.  7,  60.) 

Archives  ou  correspondance  inldite  de  la  maison  d 'Orange-Nassau,  Recueil 
public',  avec  autorisation  de  S.  M.  le  Roi ,  par  Gros»  van  Prinsterer. 
Dein,  aerie.  Tom«  L  1584-1599.  gr.  8o.  2,  XXXVUI,  2  en  265  bh 
Utrecht,  Kemink.    (f.  4,  80.) 
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Kreon,  .4.  W.,    Geschicdenis  van  het  buis  van  Oranje-Nassau.    6«  afl. 

gr.  8o.   (bl.  241  -288.)   Utrecht,  de  Zwaan.   (f.  0,  85.) 

Chi je,  Mr.  J.  A.  van,  Gcschiedenis  der  stichting  van  de  Vereeaigde 
0.  J.  Compagnie  en  der  matregelen  van  de  Nederlandsche  rege  ring 
betreffende  de  vaart  op  de  Oost-lndie,  welke  aan  deese  stichting  vooraf 
gingen.  2«  verm.  druk.  fr.  8o.  12  en  191  bl.  Lcyden,  P.  Engels,  (f.  2.) 

Jleeeleteyn,  Nie.  Jan  van,  De  franscbe  Protestanten  in  de  Neder- 
landsche republiek  in  den  Jahre  1625.  Acad.  proefschrift.  So.  XU, 
115  bl.    Leiden,  van  der  Hock. 

 Over  den  invloed  van  de  kerkelijke  wetgeving  der  middeleeuwen 

op  den  regttoestand  van  Nederland.  8o.  X,  106  bl.  Leiden,  Gebr. 
van  der  Hoek. 

Mo  Hey,  John  Lothrop,  The  rite  of  Ihe  du  Ich  repnblic.  A  history. 
Vol.  I.    484  S.    8o.    Vol.  II.  pari  1.  1-193  S.    Amsterdam,  Binger 

Br.    (cpU.  1.  IL  1.  f.  3.  60.) 

Grusshrilannicn.  Ostindien. 

G  our  a  ud,  /Pf.,  Hisloire  des  causes  de  la  grandeur  de  l'Angleterre,  depuis 
les  origines  jusqu'n  la  paix  de  1763.    Paris,  Durand.    1  vol.  8o. 

Lutlrell,  Jü.y  Historical  relation  or  State  affairs,  1678  to  1714.  6  vola. 
8o.    5400  p.    (60  sh.)    (21  Rthlr.  Brockhaus.) 

H  ow  ley,  Bäte.,  A  concise  history  of  the  englfth  Constitution.  8o.  403  p. 
(7  sh.  6  d.) 

Palgrave,  Fr.,    The  history  of  Normandy  and  of  England.    Vol.  II. 

London,  1857.    8o.    950  p.    (8  Rthlr.  12  Ngr.  Brockhaus.) 
Buchte,  H.  Thom.,    History  of  Civitisation  iu  England.    Vol.  1.  8o. 

860  p.    (21  sh.) 

Nochern,  Phil,  r.,  Ostindien,  seine  Geschichte,  Cultur  und  seine  Be- 
wohner. Resultate  eigener  Forschungen  und  Beobachtungen  an  Ort 
und  Stelle.  Deutsche  Orig.  Ausg.  2  Bde.  gr.  8.  XVII,  722  S.  Lcip- 
aig,  Costenoble.    (41/*  Rthlr.) 

Frankreich. 

Thierry,  Amed.,    Histoire  des  Gaulois  depuis  les  temps  les  plus  recules 

jHsqu'a  la  domtnation  romaine.  Nouv.  e*dit.  revuo  et  corr.  2  vol.  in  8o. 
Perry,  Weiler  C,    The  Francs;  from  their  firsl  appearance  in  history 

to  the  death  of  King  Pepin    8o.    513  pp.    (12  ih.  6  d.) 
Junghan*,   W.,    Die  Geschichte  der  französischen  Konige  Childerich 

und  Cbloderich,  kritisch  untersucht.    Göttingen,  1857.    Vandenhoeck  dt 

Ruprecht.    8o.    152  p.    (20  Ngr.) 
Koke,  Prof.  de  l'univers.  de  Gand,  Memoire  sur  la  populatioo  et  la  richesse 

de  la  France  an  quinsieme  siede.    In  4o.    75  p. 
Capefi^ue,  Onvrages  hisloriques.   Francois  l«r  et  la  renaissance.   4  vol. 

in  8o.  (20  fr.)    Louis  XV  et  la  socidtö  du  dix-huilieme  siede.    1  vol. 

in  12.  (3  fr.  50  c.)  Louis  XVI  et  ses  relation«  diplomatique*  avec  l'Europe, 
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l'Amerique,  l'Inde  et  l'empire  Ottoman.  (1  vol.  in  12.)  3  fr.  50  c.  Trais 
siecles  de  l'histoire  de  France.  Maison  de  Bourbon.  1548-1848.  2  vol. 
in  8o.    (10  fr.) 

Poireon,  A.,  Histoire  du  regne  de  Henri  IV.  2  vol.  in  8o.  LVIU, 
1552  p.    (18  fr.) 

Chronique  de  la  regence  et  du  rägne  du  Louis  XV  1718-  1763  ou  journal 

de  Barbier.  2«  et  3«  series.  (1727-34.  1735-1744.)    1132  p.  Paria, 

Cbarpentier.    (7  fr.) 
Feuillide,  C.  de,    Avant  1789    Liberos,  droit*,  royaules.    1  vol  in 

8.  de  490  p.    (5  fr.) 
Toc  <j  u  e  v  it  l  e ,  Alex.,   Das  alte  Staatswesen  und  die  Revolution.  Deutsch 

von  Arnold  Boeco%rit%.  XVI,  339  S.  Leipzig,  Mendelssohn.  (2  Rthlr.) 
Martin,  H.,   Hiatoire  de  France  depuis  les  temps  Ics  plus  reeules  jusqu'en 

1789.    Tome  9.    4«  edit.  in  8.    568  p.    (5  fr.) 
Etudea  historiquea  aur  Ih   revolution  francaise  de   1789  par  un  etranger. 

Tome  1"-    In  8.    573  p. 
Fieetee,  Bug.,    Geschichte  der  Fremdtruppen  im  Dienste  Frankreichs, 

von  ihrer  Entstehung  bia  auf  unsere  Tage,  sowie  aller  jener  Regimenter, 

welche  in  den  eroberten  Ländern  unter  der  ersten  Republik,  und  dem 

Kaiserreiche  auagehoben  wurden.   Deutsch  von  F.  Symon  de  C arnerille. 

1.  Bd.  1-4.  Lief.  Mönchen,  1856-57.  Lindauer.  8°.  XXI,  p.  1-298. 

Mit  2  Taf.    (p.  Lief.  15  Ngr.) 
B  r  e  s  e  o  n,  Jac,    Histoire  nuanciere  de  la  France,  depuis  l'origine  de  la 

mooarchie  jusqu'a  i'annee  1828.    3«  6dit.    2  vol    Paris^,  1857.  8o. 

XII,  866  pp.    (5  Rthlr.) 
D  uv  er  gier  de  Hauranne,    Histoire  du  gouvernement  parlementaire 

eo  France.   1814-1848.  2  vol.  in  8o.   XII,  1229  p    Paris,  M.  Levy 

fr  £  res.    (15  fr«) 

Nouvion,  Victor  de,  Histoire  du  regne  de  Louis  Philippe  I  roi  des 
francais  1880—1848  Vol.  8a.  Paris,  1857.  VIII,  528  p.  (4  vol. 
a  6  fr.  le  vol.) 

Oranier  de  Caeeagnac,    Histoire  de  la  chute  du  roi  Louis  Philippe, 

de  la  republique  de  1848  et  da  retablissement  de  l'empire.  1848—1855. 

2  vol.  in  8.   XVI,  1003  p.    (12  fr.). 
Quimot,    Memoire*  pour  aervir  a  l'bistoire  de  mon  temps.   4  vol  in  8o. 

Paris,  M.  Levy.    (24  fr.) 
Battmont  Vassy ,  de,  Histoire  de  mon  temps.   i*  adrie.  Regne  de  Louis 

Philippe.  Seconde  rdpublique.  (1830—51.)  Tome  III.  In  8°.  523  p.  (6  fr.) 

Belgien. 

Oraet,  J.  B.  ata,  Rdcit  dea  troubles  et  des  Ivenemeuts  qui  ont  eu  lieu 
dans  la  ville  de  Gand  a  lepoque  de  la  revolution  de  1830.  In  8o  de 
101  p.    Gand.    (12  Ngr.) 

Th  oni  m  sen,  J.  J.,  La  Belgique  sous  le  legne  de  Leopold.  Ier-  Etudes 
dbiatoire  conteroporaire.  T.  III.  In  12.  de  4,  366  p.  Liege.  (I  Rtblr. 
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Oppelt,  Gust. ,  Reltttion  historique  des  solennitls  nationales  qui  ont  eu 
Heu  en  Belgique  de  1853  a  1856.  BruieUes,  1857.  8°.  116  p.  mit 
Abbild.    (5  Rihlr.) 

Spanien. 

La  f  uenle,  D.  Modesto ,  Historie  general  de  Espana,  desde  los  U-mpos 
masreinotos  hasta  noestros  dias.  Madrid,  18  ">0  — 56.  Mellado  T.  I  — XVII 
en  4°.    (a  20  rs.) 

Relaiioni  degli  slati  Europci,  lette  al  Senalo  dagli  ambaaciatori  Veneti  oel 
secolo  decimo  settimo.  Racolte  ed  annotate  da  Nicola  Baro%%i  e 
Guilielmo  Berehet.  Serie  I.  Spagna  Vol.  I.  Veneria,  Naratovicb, 
1856.    1   u.  2  Heft.    160  S.  8o. 

Com  G ny  o  n  ,  D.  Ferd.,  Historin  de  la  adininistracion  publica  de  Espana 
en  sus  diferentes  ramos,  de  derecho  politico,  diplomacio,  organizacion 
administrative  y  hacienda,  desde  da  dominacion  romana  hasta  nueslros 
dies ,  sequida  de  un  indice  alfabötico  de  libroa  originales  de  autores 
espattoles  «obre  las  di veraas  materias  de  la  adminiatracion.  Madrid,  1851. 
Villa  verde.    -Jo.    (24  rs.) 

Mario»,  Dr.  Christ. ,  La  revolucion  de  julio  en  1851.  Publicada  por 
D.  Anselmo  Santa  Coloma.   Madrid,  1854.   Duran.  4o.  352  p.  (28  rs.) 

B  orrego,  Dr.  Andre»,  Espa T  a  y  la  revolucion  6  estudio  sobre  el  caräcter 
de  las  reformas  que  han  cambiado  el  estado  de  la  sociedad  espaäola. 
Urfgen,  sintomas  y  pronöstico  de  la  revolucion  de  1854.  Madrid,  1856. 
Duran.    En  8.    X,  264  p.    (10  rs.)    1  Rthlr.  Brockhaus. 

Helft*,  Arthur,  The  spanish  conquest  in  America,  and  its  relation  to  the 
history  of  slavery  and  to  the  governraent  of  the  Colonies.  Vol.  3.  8o. 
592  pp.    (16  ah.) 

ttalienuche  Staaten. 

Archivio  atorico  italiano.   Nuova  Serie.    Toroo  IV.  Disp.  aeconda.  Firenxe. 

G.  P.  Vieusaeux,  1857.    282  p.  (Mit  zahlreicher  Literatur-Angabe  über 

italienische  Geschichte.) 
Reumont%  Alfr.  v.,    Beiträge  xur  italienischen  Geschichte.    5.  u.  6.  Bd. 

8.   XI,  1021  S.    Berlin,  Decker.    (4'/4  Rthlr.    1-6.  13»/»  Rlblr.). 
d  ' H ervey- Saint- D eny  *,  Leon,    Bistoire  de  la  revolution  dan*  les 

deux  Siciles  depuis  1793.    Paria,  1856.    1  vol.  in  8o. 
Rosa,  Gabr.,   Delle  leggi  di  Bergamo  nel  medio  evo.  Ricerche.  Bergamo, 

1856.    12o.    92  pp. 
G  alligari» ,  Histoire  de  l'Empereur  Napoleon  1er  en  Ualie,  compose'e 

par  les  meilleurs  äcrivains  de  l'Orient.  gr.  in  8  avee  fig.  et  pl.  (36  fr.) 
Ferren»,  F.  /'.,    Deux  ans  de  revolution  en  Italie.    1848--49.    In  18 

XII,  547  p.    (3  fr.  50  c.) 

Mitlkeiluagen  aus  dem  Gebiete  der  Geschiebte  Liv-,  Ehst-  und  Kurlud  a, 
heruusg.  von  der  Gesellschaft  für  Geschichte  und  Alterthumskunde  der 


Digitized  by  Googl 


Biichersrhau. 


527 


russischen  Ostsee-Provinzen.  VIII.  Bd.  3.  Heft.  Riga,  1657.  8o.  VIII, 

367-550.    (26'/*  Ngr.) 
Vilititin,    Geschichte  de«  Krieget  Russlands  mit  Frankreich  anter  der 

Regierung  Kaiser  Pauls  I.  im  Jahre  1799.    3.  Bd.    Deutsch  von  Ch. 

Schmitt.    Manchen,  1857.  Lindauer.   8o.   615  pp.    Mit  10  Pinnen  etc. 

<a  3  Rthlr.  16  Ngr.  Brockhaus.) 
Belanit  H.  E.  ft ,    Russische  Hofgeschichten.   Neue  Folge.  Von  Katha- 
rina II.  bis  Nicolaus  I.    3  Bd.    8.    XXIV,  982  S.    Leipzig,  FriUsche. 

(4  Rthlr.) 

Duechkoff,  Fürstin,  Memoiren.  Zur  Geschichte  Kaiserin  Katharina  II. 
Nebst  Einleitung  von  Atot.  Herten.  2  Thle.  8.  XXXX,  K<X>  8.  Ham- 
burg, Hoffmann  ft  Kampe.    (3  Rthlr.) 

Bium,  K.  L. ,  Ein  russischer  Staatsmann.  Des  Grafen  Jacob  Jobann 
Sievers  Denkwürdigkeiten  zur  Geachicble  RussSand*.  (In  4  Bdn.  1.  u. 
2.  Bd.    gr.  8    XI,  9%  S.    Leipzig,  Winter.    (4  Rthlr.  24  Ngr.) 
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Nach  Mcadows*  The  Chinese  and  their  rehell ions  etc.  Mit  1  Karte  von 
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Ueber  Prostitution  s.  Polizei. 

it**£  A  f  w  w  rf  Ä  t-  A  t 

Gray,  Hamilton,  The  empire  and  the  church  from  Constantine  to  Cbarie- 
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Schreib  er ,  Joe.  Ritter  e.,  Darstellung  der  Gründung  und  Entwicklung 
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Krimin.  Von  einem  OffiVier  des  engl.  Stabes.  Uebersetzt  von  Artil.-Lieut. 
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Laurent,  Refutation  des  memoires  du  marechal  Marmont,  duc  de  Rapuse 

Paris,  1857.    8o.    448  p.    (2  Rthlr.) 
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C  apadose,  Mr.  J.,  Edmund  Bnrke.  Ovcrzigt  van  het  leven  ende  Schrif- 
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i  4°.   entrega  1".   Subtcr.  (1  real  50  c.) 

\ 


t 

XL  Schriften  vermischten  Inhalts. 

Scritti  inediti  di  Niccolö  Macht  avelti  risguardanti  la  storia  e  la  milizia 
(1499—1512)  tratti  dal  cart  eggio  officiale  da  esso  tenuto  come  segre- 
tario  dei  dieci  ed  illuatrati  da  Giuseppe  Canestrini.  Vol.  unico.  Fi- 
renze, Barbera,  Bianchi  *  Co.    1857.   8o.    LIX,  398  p.    (Paoll  7.) 
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Ueber  das  ethische  Princip  der  volkswirtschaftlichen 

Consumtion. 


Von  Prof.  Dr.  Franz  Vorländer  in  Marburg. 


(Erster  Artikel.) 

Der  Production  gegenüber  ist  die  Consumtion  von  der  Natio- 
nalöconomie  bisher  etwas  stiefmütterlich  behandelt  worden.  Der 
Grand  davon  ist  nicht  schwer  zu  finden.  Die  näheren  Bedingungen 
der  produetiven  Arbeit  sind  im  Allgemeinen  ziemlich  bekannt  oder 
wenigstens  leichter  fasslich,  da  sie  grossen theils  in  der  täglichen 
Erfahrung  sich  darstellen;  dagegen  sind  die  Bedingungen  der 
angemessenen  wirtschaftlichen  Consumtion  oder  Anwendung  wirt- 
schaftlicher Güter  weniger  der  empirischen  Reflexion  zugänglich, 
denn  sie  müssen  im  Gebiete  der  inneren  Natur  des  Menschen 
in  Beziehung  auf  die  sittlichen  Lebenszwecke  aufgesucht  werden. 
Es  verhält  sich  mit  der  Erforschung  dieser  beiden  allgemeinen 
ökonomischen  Processe  ungefähr  auf  ähnliche  Weise  wie  mit  der 
der  beiden  analogen  Nalurprocesse:  von  den  Bedingungen  des 
nach  Aussen  gewendeten  Verdau ungsprocesses,  der  in  den  Functio- 
nen vieler  besonderer  Organe  sich  darstellt,  weiss  die  Physiologie 
sehr  viel  zu  berichten ,  wenig  aber  von  den  Gesetzen  des  eigent- 
lichen Ernährungsprocesses ,  der  im  Innern  aller  Organe  sich 
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vollzieht.  In  jedem  Falle  hätte  die  Nationalökonomie ,  wenn  sie 
die  Gesetze  der  Consumtion  vollständiger  behandeln  wollte,  über 
ihr  gewöhnliches  empirisches  Gebiet  weit  hinausgehen  und  die 
Hülfe  der  ethischen  Wissenschaften  in  Anspruch  nehmen  müssen ; 
eine  solche  Hülfe  aber  ist  bisher  von  den  letzteren  nicht  geleistet 
worden. 

Die  Nationalöconomie  pflegte  bis  auf  die  neueste  Zeit  hin 
zwei  Gattungen  der  Consumtion  überhaupt  zu  unterscheiden:  die 
unproduetive,  d.  h.  die  Verzehrung  der  wirtschaftlichen  Güter, 
welche  denselben  mehr  oder  weniger  ihren  wirtschaftlichen 
Werth  entzieht  und  die  reproduetive ,  d.  h.  die  Anwendung  der- 
selben zur  wirtschaftlichen  Production.  Ist  hiernach  jede  nicht 
zu  der  letzleren  angewandte  Consumtion  unproduetiv,  ist  ferner, 
wie  man  nach  A.  Smith  gewöhnlich  annimmt,  der  Zweck  aller 
Production  die  Consumtion,  so  endigt  die  wirthschaftliche  Thätig- 
keit  in  Unproductivität.  Freilich  will  jene  Wissenschaft  das  Un- 
produetive nicht  mit  dem  Unnützen  und  Werthlosen  verwechselt 
wissen,  allein  die  durch  die  sogenannte  unproduetive  Consumtion 
erzeugten  Werthe  bleiben  ganz  unbeachtet. 

Allerdings  bezeichnet  der  Begriff  der  Consumtion  zunächst 
das  negative  Moment  der  Verzehrung,  des  Verbrauchs  wirt- 
schaftlicher Güter.    Aber  jeder  Verbrauch  wird  doch  eines  Be- 
dürfnisses, Zweckes  willen  vollzogen  und  erhält  hierdurch  seine 
positive  Bedeutung.    Die  Thätigkeit  der  Consumtion  ist  also,  in 
sich  selbst  betrachtet,  nach  diesen  beiden  Momenten  eine  zwie- 
fache, eine  wirthschaftliche  und  eine  persönliche:  in  und  mit  dem 
Act  der  Verzehrung  des  wirtschaftlichen  Guts  entsteht  die  Be- 
friedigung eines  persönlichen  Bedürfnisses  oder  ein  persönliches 
Gut.    Hieraus  ergibt  sich  die  sittlich-wirtschaftliche  Aufgabe, 
die  eine  Seite  der  Thätigkeit  zu  der  andern  in  angemessene 
Beziehung  zu  setzen,  d.  h.  mit  der  möglichst  geringen  wirt- 
schaftlichen Consumtion  eine  möglichst  bedeutende  persönliche 
Consumtion  resp.  Production  eines  persönlichen  Gutes  zu  erreichen. 
Die  Consumtion  nämlich,  welche  ursprünglich  durch  die  Natur- 
triebe der  Selbsterhaltung  in  Bewegung  gesetzt  als  ein  rein 
thierischer  Act  erscheint,  wird  mit  dem  Fortschritt  der  menschlichen 
Cultur,  indem  die  wirtschaftlichen  Güter  durch  die  Consumtion 
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mit  den  verschiedenen  socialen  und  sittlichen  Colturbedürfnissen 
in  die  engste  Wechselwirkung  treten ,  immer  mehr  eine  durch 
sociale  und  sittliche  Zwecke  bestimmte  Thiitigkeit.  Es  folgt  hieraus, 
dass  jeder  Consumtionsact  nur  nach  seiner  Beziehung  zur  Ge- 
sammtheit  der  Bedürfnisse  und  Zwecke  des  Individuums  richtig 
und  wahrhaft  beurtheilt  werden  kann.  Eine  Consumtion  ist  un- 
productiv:  1)  wenn  der  Zweck,  das  erstrebte  Gut  nur  ein  schein- 
bares oder  höchst  geringes  ist;  2)  wenn  ein  werth voller  Zweck 
mit  unangemessenen  Mitteln  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur 
unvollständig  erreicht  wird,  oder  auch  die  Bedeutung  des  erreichten 
Zwecks,  der  Werth  des  bewirkten  Gutes  nicht  der  Grösse  des 
Aufwands  entspricht  Productiv  ist  eine  Consumtion  überhaupt 
in  dem  Maasse,  in  welchem  sie  wahrhafte  Bedürfnisse  befriedigt, 
werthvolle  Zwecke  realisirt.  Wir  haben  demnach  unsere  Auf- 
merksamkeit zu  richten  auf  die  Natur  der  Bedürfnisse,  Zwecke, 
Güter,  welche  die  wirtschaftliche  Consumtion  zum  Gegenstand 
haben  kann. 

Analysiren  wir  die  Motive  einer  wirtschaftlichen  Consumtion, 
so  werden  wir  in  letzter  Instanz  zu  einem  Bedurfniss  irgend 
einer  Art  geführt,  denn  wenn  auch  Gegenstand  und  Ziel  derselben 
nicht  gerade  in  einem  eigentlichen  Bedürfnisse  besteht,  sondern 
durch  die  verständige  Reflexion  als  Mittel  für  Anderes  bestimmt 
wird,  so  werden  wir  doch  den  letzten  Grund  solcher  complicirten 
vermittelten  Absichten  und  Zwecke  zuletzt  darin  finden ,  dass  uns 
oder  Anderen  irgend  etwas  mangelt.    Das  Bedurfniss  aber  ist 
seiner  allgemeinen  Form  nach  nichts  Anderes  als  das  Gefühl  oder 
Bewusstsein  eines  Mangels  von  solchen  Gegenständen,  welche 
durch  eine  Lebensthötigkeit  des  Subjects  unmittelbar  oder  mittelbar 
begehrt  oder  irgendwie  in  Anspruch  genommen  werden,  denn 
das  lebendige  Einzelwesen  bedarf  der  Reproduction  der  Elemente 
seines  Organismus  durch  die  Aufnahme  neuer  Elemente  aus  der 
Aussenwelt.  Je  vollständiger  entwickelt  und  organisirt  das  Leben 
des  Einzelwesens  ist,  desto  mannigfaltiger  und  complicirter  sind 
diese  aufzunehmenden  Elemente,  folglich  auch  die  Bedürfnisse 
desselben.    Dieses  Gesetz  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Natur- 
wesen, es  gilt  auch  für  die  Stufen  der  menschlichen  Entwicklung; 
die  Bedürfnisse  steigern  sich  mit  der  Entwicklung:  je  roher  der 
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Mensch,  deslo  weniger  Bedürfnisse  hat  er,  je  gebildeter,  desto 
mehr.  Wenn  die  Freiheit,  Unabhängigkeit  von  Bedürfnissen 
gepriesen  wird ,  so  hat  man  dabei  eine  gewisse  Art  von  Bedürf- 
nissen ,  besonders  diejenigen ,  die  nicht  befriedigt  werden  können, 
und  die  Negation  einer  sklavischen  Abhängigkeit  von  denselben 
im  Sinne.  Die  Cultur  des  Menschengeschlechts  ist  nach  der  einen 
Seite  hin  auf  Erhöhung  und  Erweiterung  des  Lebens  gerichtet» 
indem  immer  mehr  die  ganze  Schöpfung  in  den  Kreis  der  Thütig- 
keit  und  des  Genusses  des  Menschen  gezogen  wird.  Die  Cultur 
also  bringt  nothwendig  die  Vermehrung  der  Bedürfnisse  mit  sich. 
Diese  aber  sind  qualitativ  und  quantitativ  d.  h.  nach  ihrem  Gegen- 
stande und  dem  Grade  der  Intensität  verschieden. 

Was  die  Qualität  der  menschlichen  Bedürfnisse  betrifft,  so 
unterscheiden  wir  im  Allgemeinen  3  Gattungen  derselben:  1)  die 
der  persönlichen  Selbsterhaltung  oder  der  Reproduktion  der  or- 
ganischen Elemente  des  Leibes  und  dadurch  der  angemessenen 
Belebung  der  persönlichen  Kräfte;  2)  die  der  persönlichen  Bildung 
und  Entwicklung,  die  der  sittlichen ,  religiösen  und  intellectuellen 
Erziehung  und  Selbstbildung;  3)  die  der  gemeinsamen  socialen 
und  sittlichen  Selbsterhaltung  durch  die  Organisation  der  Gesell- 
schaft und  des  Staats.  Der  ersteren  Gattung  der  Bedürfnisse 
dient  die  wirtschaftliche  Consumtion  unmittelbar,  die  beiden 
letzteren  Gallungen  dagegen  nur  mittelbar,  insofern  nämlich  die- 
jenigen Klassen  der  Gesellschaft,  welche  sich  der  Befriedigung 
dieser  letzteren  Bedürfnisse  widmen,  von  den  anderen  Klassen 
mit  Lebens-  und  Bildungsmilteln  ausgerüstet  werden  müssen. 

In  Rücksicht  ihres  Grades  sind  die  Bedürfnisse  unendlich 
verschieden.  Die  Sprache  hat  keine  Worte,  um  auch  nur  im 
Grossen  und  Ganzen  die  Verschiedenheit  der  Grade  der  Bedürf- 
nisse zu  bezeichnen.  Mehrere  Nationalöconomen  haben  mil 
Schmitthenner  unentbehrliche  und.  entbehrliche  Bedürfnisse 
unterschieden.  Aber  der  Begriff  des  Entbehrlichen  hebt  streng 
genommen  den  des  Bedürfnisses  auf;  relativ  aufgefasst  bezeichnet 
er  in  unbestimmter  Weise  den  Gegensatz  zu  den  unentbehrlichen 
Bedurfnissen.  Wenn  nun,  nach  Schmitthenner  (Staats w.  L 
S.  193)  die  letzteren  sich  auf  die  Subsistenz  beschränken,  so 
werden  dieser  Einteilung  zufolge  alle  Cullurbedürfnisse  als  ent- 
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behrlich  gedacht,  wie  denn  S.  ausdrücklich  die  aus  der  eigen- 
tümlichen Natur  des  Menschen  sich  ergebenden  Bedürfnisse,  wie 
z.B.  das  von  Instrumenten  Überhaupt,  von  Unterrichtsmitteln  u.s.w. 
so  den  entbehrlichen  rechnet I  Wer  die  sociale,  sittliche,  in- 
tellectuelle  Thätigkeit  des  Menschen  als  zu  seiner  Natur  gehörend 
ansieht,  der  kann  doch  unmöglich  alle  Bedürfnisse,  die  sich 
hierauf  bezieben ,  als  entbehrliche  ansehen.  Allerdings  treten  die 
Bedürfnisse  der  letzteren  Art  nicht  wie  die  der  physischen  Sub- 
sistenz,  die  sogenannten  Naturbedürfnisse  in  einem  physisch  so 
unwiderstehlichen  Lebenstriebe  hervor,  allein  sie  werden  doch 
auch  von  jedem  cultivirten  Menschen  nach  Maassgabe  seiner 
Culturanlage ,  als  unwiderstehliche  empfunden;  wir  dürfen  über- 
haupt nicht  die  physische  Nöthigung  zum  Eintheilungsprincip 
machen.  Ferner  werden  wir  in  der  Mitte  «wischen  den  Extremen 
der  unentbehrlichen  und  der  entbehrlichen  Bedürfnisse  eine  dritte 
Klasse,  der  relativen  Bedürfnisse,  die  weder  ganz  unentbehrlich 
noch  ganz  entbehrlich  sind,  anerkennen  müssen.  Endlich  werden 
wir  nicht  behaupten  können,  dass  diese  3  Klassen  der  Bedürf- 
nisse als  solche  verschiedene  Gegenstände  haben.  Alte  die  oben 
bezeichneten  drei  Gattungen  der  Bedürfhisse,  die  individuellen 
der  Selbsterhaltung  und  der  persönlichen  Bildung  und  die  socialen 
und  politischen,  können  unentbehrliche  oder  absolute,  relative 
und  entbehrliche  oder  künstliche  sein ,  je  nachdem  das  bedürfende 
Subject  in  seiner  Lebensentwicklung  sich  zum  Gegenstand  der- 
selben verhält.  Alle  jene  Bedürfnisse  sind  absolute,  insofern  das 
lebendige  Einzelwesen  der  entsprechenden  Gegenstände  zu  seiner 
Existenz  bedarf.  In  der  Gesellschaft  aber  treten  sie  gewöhnlich 
nicht  in  dieser  Form  auf,  denn  die  den  Bedürfnissen  entsprechen- 
den Triebe,  Begehrungen  pflegen,  wo  die  Gegenstände  derselben 
vorhanden  sind,  weit  früher  befriedigt  zu  werden,  ehe  sie  das 
Individuum  physisch  nöthigen.  Durch  die  Gewohnheit  der  Be- 
friedigung hat  überhaupt  das  Bedürfniss  in  der  Gesellschaft  eine 
bestimmte  Form  angenommen;  es  ist  nicht  mehr  auf  Gegenstände 
der  Befriedigung  überhaupt,  sondern  auf  bestimmte  Gegenstände 
und  auf  eine  angemessene  angenehme  Befriedigung  durch  dieselben 
gerichtet.  Diese  durch  die  Cullur  entwickelten  Bedürfnisse  nennen 
wir  die  relativen;  sie  sind  angebildet  durch  die  Art  und  Weise 
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ihrer  Befriedigung ,  aber  darum  nicht  künstliche  und  willkürliche, 
denn  sie  haben  ihre  Quelle,  wie  die  absoluten,  in  der  natürlichen 
Lebensthäligkcit  des  Individuums,  werden  aber  zugleich  bestimmt 
durch  die  individuelle  Lebensentwicklung,  durch  die  Gewohnheiten 
einer  genussreichen  Befriedigung.  Sie  können  durch  fortdauernde 
Nichtbefriedigung  beschränkt,  ja  mehr  oder  weniger  beseitigt 
d.  h.  auf  das  Maass  eines  absoluten  Bedürfnisses  zurückgeführt 
werden,  jedoch  nur  mit  Schmerz  und  Anstrengung,  weil  die 
angebildete  Natur,  der  sie  entspringen,  ganz  mit  der  ursprüng- 
lichen Natur  des  Individuums  verschmolzen  ist.  Insofern  die 
relativen  Bedürfnisse  zur  Gewohnheit  und  Sitte  gewisser  Klassen 
der  Gesellschaft  geworden  sind,  nennt  man  dieselben  auch  wohl 
Anstandsbedürfnisse ,  nach  der  Definition  Roscher's  diejenigen, 
deren  Nichtbefriedigung  die  sociale  Stellung  des  Menschen  ge- 
fährdet. Von  den  relativen  Bedürfnissen  sind  zu  unterscheiden 
die  unnatürlichen,  künstlichen,  momentanen,  welche  allein  wir 
die  entbehrlichen  nennen  möchten,  welche  ihre  Quelle  haben  in 
dem  blossen  Wunsch  des  Genusses,  in  der  Willkür  und  Laune. 
Ihre  Befriedigung  gewährt  nur  eine  gewisse  Behaglichkeit,  ein 
Minimum  des  Genusses;  ihre  Nichtbefriedigung  verursacht  bloss 
eine  momentane  Unbehaglichkeit;  sie  können  also  leicht  beseitigt 
werden. 

Die  näheren  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  Bedürf- 
nisse überhaupt  sind  gegeben  in  und  mit  der  Cultur  und  zwar 
von  der  einen  Seite  durch  die  Müsse,  das  gesellige  Leben  und 
die  persönliche  Bildung,  von  der  anderen  durch  Wohlstand,  Or- 
ganisation der  Arbeit,  und  die  hierdurch  vermittelte  Möglichkeit, 
die  Bedürfnisse  auf  die  mannigfachste  Weise  in  beliebiger  Ab- 
wechselung zu  befriedigen.  Die  absoluten  Bedürfnisse  stellen  sich 
vorzugsweise  dar  im  Leben  der  dürftigeren  Klassen,  die  relativen 
indem  der  Wohlhabenden;  die  entbehrlichen  werden  am  meisten 
bei  den  Reichen  gefunden. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die  Bedürfnisse  überhaupt  ein 
Erzeugniss  der  lebendigen  Natur,  aber  zugleich  der  Freiheit  sind, 
dass  sie  folglich  durch  die  freie  Selbstbestimmung  beschränkt  und 
geleitet  werden  können.  Eine  solche  Leitung  ist  nöthig,  wenn 
die  volkswirtschaftliche  Consumlion  so  viel  als  möglich  eine 
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productive  werden  soll,  denn  die  Befriedigung  der  absoluten, 
der  relativen  und  der  entbehrlichen  Bedürfnisse  kann  unmöglich 
in  gleicher  Weise  productiv  sein.  Sehen  wir  indess  zunächst, 
welche  Güter  durch  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  erzeugt 
werden  und  in  welchem  Verhältniss  sie  zu  einander  und  zur 
Yolkswirihschafl  stehen. 

Die  Güter,  deren  Erzeugung  die  wirtschaftliche  Consurntion 
dient,  sind,  ausser  den  wirthscha Wichen  selbst,  die  persönlichen 
und  die  socialen.   Die  persönlichen  sind  wiederum  zweifache: 

1)  die  der  angemessenen  Selbsterhaltung,  Belebung  des  persön- 
lichen Lebensorganismus;  diese  Güter  stellen  sich  momentan  dar 
in  dem  Gefühl  der  Lust  oder  des  Genusses,  etwas  dauernder  in 
der  Stärkung  der  Kräfte  des  Organismus  Uberhaupt  und  in  der 
Gesundheit,  müssen  aber  immer  von  Neuem  reproducirt  werden; 

2)  die  des  freien  persönlichen  sittlichen  und  intellectuellen  Lebens, 
welche  ihrer  Natur  nach  fortdauern,  wenn  sie  zu  einer  gewissen 
Festigkeit  gelangt  sind.  Da  diese  beiden  Arten  der  persönlichen 
Güter  das  persönliche  Leben  selbst  bilden,  so  sind  sie  dfe  höchsten 
Güter,  der  Ausgangspunkt  aller  Werthbestimmung.  Man  darf  in 
der  Schätzung  dieser  beiden  Arten  die  eine  nicht  zum  Maassstab 
der  anderen  machen,  wie  es  am  gewöhnlichsten  geschieht,  wenn 
man  die  sittlichen  und  intellectuellen  Güter  nach  der  Lust  be- 
urtheilt,  die  sie  gewahren.  Die  Lust  oder  der  Genuss  bietet  für 
dieselben  nur  ein  unsicheres,  schwankendes,  accidentelles  Kenn- 
zeichen, und  wer  ihr  allein  folgt  in  der  Befriedigung  der 
Consumtionsbedürfnisse ,  der  wird  sehr  häufig  seinen  Zweck 
verfehlen,  da  sie  die  objective  Auffassung  desselben  hemmt  und 
verrückt  und  der  objectiven  Zweckmässigkeit  eine  subjectiv, 
einseitig,  beschränkt  aufgefasste  substituirt.  Wer  z.  B.  sich 
wissenschaftlich  ausbilden  will  und  dabei  sein  Streben  vor- 
zugsweise auf  die  damit  verbundene  Lust  richtet,  wird  sich 
abwenden  von  denjenigen  Gebieten  seiner  Aufgabe,  welche  eine 
dauernde,  anfangs  mit  Unlust  verbundene  Anstrengung  seiner 
Kräfte  in  Anspruch  nahmen ;  er  wird  also  seinen  Zweck  nur  sehr 
unvollständig  erreichen.  Von  der  anderen  Seite  ist  es  Thorheit, 
die  Güter  der  Selbsterhaltung  und  der  Lust  verachten  zu  wollen, 
da  sie  die  natürliche  Grundlage  auch  für  das  sittliche  Leben 
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gewähren.  —  Die  socialen  Guter  sind  die  der  Organisation  der 
Gesellschaft  und  des  Staats,  welche  leider  von  beschränkten 
Köpfen  weniger  gewürdigt  werden  können;  sie  erheben  sich  und 
sinken  mit  der  ganzen  Kultur  des  Volks,  stehen  mit  den  wirt- 
schaftlichen und  persönlichen  Gütern  in  der  innigsten  Wechsel- 
wirkung. 

Niemand  kann  läugnen,  dass  die  wirthschaftlichen  Güter, 
welche  zur  Erzeugung  der  persönlichen  und  socialen  Güter  wahr- 
haft productiv  consumirt  worden  sind,  hierdurch  auch  als  mittelbar 
productiv  für  die  Volkswirtschaft,  für  die  Belebung  und  Bildung 
der  wirthschaftlichen  Kräfte,  für  die  Erhaltung  der  Kapitale,  die 
Organisation  der  Arbeit  u.  s.  w.  angesehen  werden  müssen. 
Der  Beweis  hierfür  lässt  sich  am  überzeugendsten  apagogisch 
führen.  Die  Geschichte  zeigt  uns,  dass  überall,  wo  der  grösste 
Theil  der  wirthschaftlichen  Güter  eines  Volks  unproductiv  für  die 
Bedürfnisse  und  Genüsse  einzelner  Klassen  consumirt  wurde,  da 
die  Volkswirtschaft  ebensowenig  als  Cultur  und  Staat  gedeihen 
konnte.  Wir  werden  demnach  diejenige  volkswirtschaftliche 
Consumtion  productiv  nennen ,  welche  die  verschiedenen  wesent- 
lichen Bedürfnisse  des  Volks  in  angemessener  Weise  befriedigt. 
Hiermit  stimmt  auch  Roscher  überein,  welcher  (Volkswirtschaft 
I.  S.  412)  zeigt,  es  komme  für  die  Productivität  der  Consumtion 
an  auf  ihren  Erfolg  gegenüber  dem  Volksbedürfnisse. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  von  selbst  das,  was  wir  als  Ziel  der 
volks wirthschaftlichen  Consumtion  anzusehen  haben,  nämlich  dass 
sie  eine  productive  sei  für  alle  Gattungen  der  Bedürfnisse  oder 
Güter  und  ftkr  alle  Individuen  gleichmässig,  d.  h.  nach  dem  gleichen 
Maass  für  gleiche  Bedürfnisse,  welche  anter  den  Individuen  so 
verschieden  sind.  Hierin  liegt  die  Forderung  einer  nicht  geringen 
Steigerung  derselben,  nämlich  dass  sie  genügt  allen  absoluten 
und  relativen  Bedürfnissen  der  Individuen  und  des  Staats ,  für  die 
möglichst  umfassende  Erzeugung  der  wirthschaftlichen,  socialen, 
politischen  und  persönlichen  Güter,  wie  sie  das  natürliche  und 
sittliche  Leben  eines  Volks  in  Anspruch  nimmt. 

Allein  dieses  ideale  Ziel  der  volkswirtschaftlichen  Con- 
sumtion kann  schwerlich  jemals  erreicht  werden;  die  in  ihrer 
Productivität  beschränkten  Kräfte  der  Natur  und  des  Menschen 
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vermögen  nicht  so  viel  hervorzubringen ,  als  die  ungefesselte 
Consumtionsfähigkeit  einer  wachsenden  Bevölkerung  consumiren 
würde.  Zum  wenigsten  für  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Volks- 
wirtschaft liegt  dieses  Ziel  in  so  weiter  Ferne,  dass  selbst  an 
eine  Annäherung  an  dasselbe  nicht  zu  denken  ist.  Wir  sind 
zwar  über  den  Zustand  der  Gesammtconsumlion  eines  Volks  in 
Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Volksklassen  und  die  verschie- 
denen Gattungen  der  Bedürfnisse  durch  die  Statistik  nicht  genau 
genug  unterrichtet,  was  freilich  auch  seine  vielseitigen  Schwierig- 
keiten hat.  Für  unseren  Zweck  indess  genügt  eine  universelle 
Angabe,  welche  sich  auf  eine  ungefähre  Schätzung  der  ver- 
schiedenen Vermögensklassen  stützt.  (Wir  finden  eine  solche  bei 
J.  G.  Hoffmann,  Nachlass  kleinerer  Schriften  S.  170,  womit 
ähnliche  Schätzungen  ftlr  England  im  Wesentlichen  übereinstimmen.) 
Dieser  zufolge  leben  ungefähr  82  Prozente  der  Bevölkerung 
unserer  Staaten  von  ihrer  Hände  Arbeit,  ohne  einen  selbstständigen 
Wirthschaftsbetrieb.  Von  den  übrigen  18  Prozenten  gehören  15 
dem  sogenannten  niederen  Bürgerslande  an,  welcher  mit  2  Pro- 
zenten des  höheren  Bürgerstandes  die  Mittelklassen  bildet.  Es 
bleiben  also  nur  3  Prozente  der  ganzen  Bevölkerung  für  die 
eigentlich  wohlhabende  und  die  ganz  reiche  Klasse ,  2  für  die 
erstere,  1  für  die  letztere,  übrig  ').  Die  Consumtion  dieser 
Klassen  stellt  sich  nun,  was  die  Befriedigung  der  verschiedenen 
Bedürfnisse  betrifft,  im  Wesentlichen  folgenderweise.  Bei  der  so 
zahlreichen  Klasse  der  um  Lohn  Arbeitenden ,  über  4/s  des  ganzen 
Volks,  ist  schon  die  Consumtion  für  die  Reproduktion  und  die 
angemessene  Belebung  der  persönlichen  Kräfte  grösstenteils  sehr 


1)  Hiemit  stimmt  so  ziemlich  Qberein  die  Angabe  Ma  rl  o's  (Weltöconoraie 
III.  S  18  ff.),  welcher  3  Klassen  von  Familien  unterscheidet:  1)  Arme  mit 
200  Golden  Einkommen,  2)  Wohlhabende  und  Reiche  mit  2000  G.  oder 
darüber,  and  3)  Dürftige  mit  einem  Einkommen,  was  awuchen  diesen  beiden 
liegt.  In  Frankreich  betrage  die  Anzahl  der  Armen  67  Proc,  die  der  Wohl- 
habenden und  Reichen  3  Proc.  und  die  der  Dürftigen  30  Proc;  in  Deutsch- 
land stelle  sich  der  Bruchtheil  der  Annen  elwns  geringer,  der  der  Dürftigen 
etwas  grösser.  Der  Sprachgebrauch  bezeichnet  übrigens  nicht  alle,  die 
hiernach  der  mittleren  Klasse  angehören,  als  Dürftige  und  dies  am  wenigsten 
in  Deutschland. 
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ungenügend ;  ganz  mangelhaft  aber  ist  bei  allen  Mitgliedern  dieser 
Klasse  der  Aufwand  für  die  Erziehung  und  persönliche  Bildung. 
Die  mangelhafte  Befriedigung  der  absoluten  Bedürfnisse  ruft  eine 
wilde  Gier  nach  Genuss  und  Erwerb,  bei  Vielen  einen  beständigen 
Kampf  mit  der  Nolh  hervor:  beide  führen  nur  zu  leicht  zu  Lastern 
und  Verbrechen  und  hierdurch  zu  unproduetiver  Consumtion  und 
Arbeit  für  die  Gesellschaft.  Auch  im  sogenannten  niederen 
Bürger-  und  Bauernstande  kann  nicht  viel  für  die  Ausbildung  der 
sittlichen  und  produktiven  Kräfte  geschehen.  Es  sind  also  nur 
3  Prozente  der  Bevölkerung ,  welche  vollständig  die  Mittel  zur 
Befriedigung  aller  Bedürfnisse  besitzen,  die  jenes  ideale  Ziel  der 
Consumtion  erreichen  —  könnten ,  allein  die  ineisten  der  Reichen 
geben  sich  den  Begierden  zum  Genuss  oder  zum  Erwerb  in  einem 
Maasse  hin,  dass  ihre  Consumtion  für  die  höheren  Bedürfnisse 
und  Zwecke  theils  eine  geringe,  theils  eine  unproduetive  bleibt. 
Ein  sehr  grosser  Theil  des  Nationalvermögens  wird  von  allen 
Klassen  der  Gesellschaft  theils  unproduetiv,  theils  zur  Zerstörung 
der  produetiven  Kräfte  angewendet.  Vermöchten  wir  das  Bild 
der  wirklichen  Gesammtconsumtion  eines  Volks  in  allen  ihren 
Resultaten  übersichtlich  vor  uns  hinzustellen,  —  welcher  Jammer 
würde  uns  ergreifen  über  das  unermessliche  Elend  der  grossen 
Massen  und  welcher  Abscheu  gegen  die  selbstsüchtige  Genussgier 
Aller,  welche  vergeuden,  was,  an  der  rechten  Stelle  angewendet, 
einen  Theil  jenes  Elends  wenigstens  in  freudiges  Gedeihen  um- 
wandeln könnte! 

Keine  Macht  der  Erde  ist  im  Stande,  diesen  unglückseligen 
Zustand  einer  theils  unproduetiven ,  theils  ungleichmäßigen  volks- 
wirtschaftlichen Consumtion  in  kurzer  Zeil  wesentlich  abzuändern, 
denn  weder  die  Eigenthumsverhältnisse  noch  die  Consumtions- 
gewohnheiten  und  Bestrebungen  sind  einer  plötzlichen  Umgestaltung 
fähig.  Und  doch  ist  unlaugbar  die  dauernde  Wohlfahrt,  ja  Er- 
haltung der  Staaten  dadurch  bedingt,  dass  die  begonnene  Auf- 
lösung nicht  vorwärts  schreitet,  dass  die  reichen  Klassen  nicht 
in  verschwenderischen  Genüssen,  die  arbeitenden  nicht  in  Mangel 
und  Elend  immer  mehr  verkümmern  und  untergehen.  Manche 
sehen  unter  diesen  Umständen  kein  anderes  Heil  als  in  einer 
durch  die  Kirche  zu  bewirkenden  Revolution  der  Sinnesart  der 
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Menschen.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  wahre  Religiosität ,  in- 
sofern sie  den  Menschen  wirklich  erhebt,  zur  Verfolgung  der 
höheren  sittlichen  Zwecke  unendlich  viel  beilragen  kann.  Aber 
die  Kirche  hat  selbst  in  einer  Zeit,  wo  sie  allein  die  Gemüther 
beherrschte,  auf  die  Gewohnheiten  und  Bestrebungen  der  Con- 
sumtion  keinen  oder  nur  geringen  Einfluss  erlangt ;  vielmehr  sind 
ihre  Mitglieder  durchgängig  durch  die  Corruption  eines  ver- 
schwenderischen Luxus  in  hohem  Grade  ergriffen  worden.  Mit 
welchem  Rechte  könnten  wir  daher  annehmen,  dass  in  einer 
Zeit,  wo  die  Wirksamkeit  der  Kirche  verhältnissmässig  eine  geringe 
geworden  ist,  sie  eine  Revolution  in  den  Sitten  und  Gewohnheiten 
der  Menschen  zu  bewirken  im  Stande  sein  werde! 

Wenn  wir  im  Folgenden  die  Bedingungen  für  die  Vermin- 
derung der  unproductiven  und  ungleichmässigen  volkswirtschaft- 
lichen Consnmtion  untersuchen,  so  können  wir  freilich  nicht 
umhin,  in  letzter  Instanz  die  sittlichen  Kräfte  der  Selbstbestimmung 
in  Anspruch  zu  nehmen,  da  von  einer  irgendwie  äussern  Not- 
wendigkeit hier  gar  nicht  die  Rede  sein  kann.  Aber  wir  dürfen 
hieran  nicht  Hoffnungen  einer  moralischen  Revolution  oder  eines 
holten  Grades  einer  allgemein  verbreiteten  Tugend  knüpfen,  denn 
diese  haben  sich  zu  allen  Zeilen  als  illusorisch  erwiesen.  Die 
Bedingungen ,  welche  wir  suchen ,  dürfen  also  nicht  ein  bedeuten- 
des Opfer  einzelner  Klassen  in  Anspruch  nehmen ,  wie  etwa  das, 
dass  die  Wohlhabenden  und  Reichen  sich  eines  grossen  Theils 
ihres  Lebensgenusses,  ihrer  Güter  zum  Heile  der  niederen  Klassen 
berauben  sollten.  Ein  solches  Opfer  haben  zu  allen  Zeiten  nur 
Einzelne  gebracht  und  so  wird  es  auch  wohl  in  Zukunft  bleiben. 
Wir  werden  allerdings  bestimmte  Pflichten  dieser  Klassen  nach- 
zuweisen haben,  die  bisher  nur  in  sehr  unbestimmter  Weise 
anerkannt  worden  sind  ,  aber  wir  setzen  dabei  die  sittlichen  Kräfte 
derselben  nicht  grösser  voraus,  als  sie  sind,  suchen  sie  aber 
unter  günstigere  sociale  Bedingungen  der  Wirksamkeit  zu  stellen, 
so  dass  sie  die  Wohlfahrt  der  niederen  Klassen  mit  der  ihrigen, 
oder  doch  nicht  wesentlich  auf  Kosten  der  ihrigen  bewirken. 
Die  hierdurch  zu  bewirkende  Reform  der  volkswirtschaftlichen 
Consumtion  ist  nicht  zu  trennen  von  der  der  Production  und 
besonders  der  produetiven  Kräfte.  Diese  bilden  zwei  verschiedene 
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Systeme,  wovon  jedes  eigentümliche  Bedingungen  hat,  die  aber 
zugleich  in  der  innigsten  Wechselwirkung  stehen.  Vorherrschende 
Verschwendung  in  einer  Nation  und  Müssiggang  mit  einer  ge- 
ringen Ausbildung  der  productiven  Kräfte  bedingen  sich  einander. 

Allein  wenn  die  zu  suchenden  Bedingungen  in  letzter  Instanz 
von  der  Selbstbestimmung  der  Individuen  abhängig  sind:  wie 
können  wir  hoffen,  diese  auch  nur  allmälig  in  einem  solchen 
Grade  zu  verändern,  dass  hierdurch  eine  irgendwie  bemerkens- 
werthe  Reform  hervorgebracht  wird?   Ist  es  nicht  die  Willkür 
mit  den  Leidenschaften  der  Genusssucht  und  Eitelkeit,  welche 
die  Consumtion  der  Wohlhabenden  und  Reichen  beherrscht,  und 
was  vermögen  gegen  diese  Herrschaft  die  Stimme  der  Vernunft 
und  der  Pflicht?  Wir  verkennen  nicht  die  weilgreifende  Ein- 
wirkung jener  Leidenschaften,  allein  genauer  erwogen,  sind  es 
doch  nicht  allein  oder  vorzugsweise  jene  gewaltigen  Leiden- 
schaften des  menschlichen  Herzens,  mit  denen  wir  hier  zu  kämpfen 
haben,  sondern  Leichtsinn,  Tborheiten,  kleine  Eitelkeiten  und 
besonders  Vorurtheile.   Bisher  scheinen  diese  zahlreichen  kleinen 
Feinde  sowohl  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis  wenig  berück- 
sichtigt und  bekämpft  worden  zu  sein:  man  hat  ihnen  nicht  einmal 
bestimmte  Pflichtgesetze  entgegengestellt,  noch  viel  weniger  die 
Einsicht  in  das  Böse  und  Verderbliche,  was  darin  liegt  und  daraus 
hervorgeht.    Wie  sehr  auch  die  Individuen  durchgängig  durch 
Leidenschaften  und  Vorurtheile  bestimmt  werden  mögen,  die  klare 
Erkenntniss  des  Unzweckmässigen  und  Zweckmässigen  bleibt  nicht 
wirkungslos  für  Gemttther,  die  nicht  ganz  in  Rohheit  und  Selbst- 
sucht versunken  sind;  vereinigt  mit  Religion,  Menschenliebe  und 
sittlichen  Motiven  widersteht  sie  nicht  selten  den  Leidenschaften 
mit  Erfolg.  Auch  handelt  es  hier  sich  nicht  darum,  jene  Feinde 
blos  mit  den  Waffen  der  Erkenntniss  zu  bekämpfen,  sondern  es 
sollen  auch  solche  wirtschaftliche,  sociale,  politische  Bedingungen 
herbeigeführt  werden ,  welche  die  sittlichen  und  geistigen  Kräfte 
stärken  und  die  entgegengesetzten  schwachen.   Freilich  mag  es 
den  Mächten  der  religiösen,  sittlichen,  intellectuellen  Bildung 
selten  gelingen ,  den  die  Welt  beherrschenden  Strom  der  Selbst- 
sucht ganz  zu  durchbrechen,  allein  wie  wünschenswerth  dies 
auch  wäre,  so  ist  es  doch  zu  einer  gewissen  Erreichung  des 
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bezeichneten  Zieles  nicht  nothwendig.  Es  ist  schon  sehr  viel 
gewonnen ,  wenn  die  Macht  der  öffentlichen  Meinung  immer  mehr 
in  ethische«  Sinne  sich  ausbildet,  wom  der  Anfang  gemacht  ist, 
denn  durch  diese  werden  die  Leichtsinnigen  und  Schwankenden 
grossenlheils  beherrscht. 

Das  Ziel  der  volkswirtschaftlichen  Consumtion,  dass  sie 
eine  gesteigerte,  möglichst  productive  und  gleichmiissigc  sei, 
scfaliesst  also  drei  Aufgaben  in  sich.  Die  erste  Aufgabe,  die  der 
Steigerung  der  Consumtion  überhaupt  kommt  hier  nicht  näher  in  . 
Betracht,  da  sie  im  Wesentlichen  von  der  Steigerung  der  Pro- 
duction  abhängt.  Die  zweite  und  die  dritte  Aufgabe,  die  Ver- 
minderung der  unproductiven  und  die  der  ungleichmäßigen 
volkswirthschafllichen  Consumtion  hängen  auFs  engste  zusammen, 
denn  nur  dadurch ,  dass  die  unproduktive  Consumtion  vermindert 
wird,  werden  Guter  erspart,  welche  zur  Verminderung  der  ex- 
tremen Ungleichmässigkett  zwischen  den  wohlhabenden  und  nie- 
deren Klassen,  d.  h.  zur  Bekämpfung  des  Elends  der  letzteren, 
oder  zur  Steigerung  der  produetiven  Consumtion  derselben  dienen 
können.  Wir  müssen  indess  in  der  Betrachtung  zunächst  die 
eine  von  der  andern  trennen  und  wenden  uns  zunächst  zur 
ersteren  dieser  beiden  Aufgaben. 

A.  Bedingungen  ffir  die  Verminderung  der  unproductiven 
volkswirtschaftlichen  Consumtion. 

Da  hierbei  Alles  auf  die  Selbstbestimmung  der  Individuen 
ankommt,  so  haben  wir  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  Bedin- 
gungen für  dieselbe  in  ihren  verschiedenen  Stadien  zu  richten. 
Die  erste  und  Grundbedingung  ist  der  Wille,  die  unproduclive 
Consumtion  zu  vermeiden.  Dieser  Wille  beruht  keineswegs,  wie 
Manche  sich  vorzustellen  scheinen,  auf  einem  unveränderlichen 
Triebe  der  Sparsamkeit;  vielmehr  zeigt  die  Erfahrung,  was  auch 
in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  der  Wille  su  sparen  frei  sich 
bestimmt  nach  den  für  das  Individuum  gegebenen  Umständen, 
Bedingungen.  Diese  also,  die  wir  zu  untersuchen  haben,  müssen 
günstig  gestellt  werden.  Aber  mit  diesem  Willen  oder  mit  der 
Sparsamkeit  ist  noch  nicht  die  Fähigkeit  zur  richtigen  angemessenen 
Anwendung  der  wirthschaftlichen  Güter  gegeben.  Diese  erfordert 
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zugleich  eine  wirtschaftliche  und  sittliche  Zweckbestimmung  für 
die  einzelnen  Acte  der  Consumtion,  damit  sie  in  angemessenem 
Verhältniss  stehen  zu  der  Grösse  des  Vermögens  und  zu  der 
Gesammtheit  der  wahren  Bedürfnisse,  welche  befriedigt  werden 
sollen.  Das  zweite  Stadium  der  ajpf  ihr  Ziel  gerichteten  Selbst- 
bestimmung ist  die  pflicht-  und  zweckmassige  Anordnung;  Regeln 
für  dieselbe  bilden  also  den  zweiten  Abschnitt  dieses  ersten 
Theils  der  Untersuchung.  Diese  Anordnung  aber  oder  das  Ziel 
« einer  möglichst  produetiven  volkswirtschaftlichen  Consumtion 
schliesst  noch  die  dritte  Aufgabe  in  sich,  dass  alle  einzelne 
Consumtionsacte  nun  auch  wirklich  den  beabsichtigten  Zweck  er- 
reichen, ihrem  Inhalte  oder  Gegenstande  nach  produetiv  seien, 
folglich  als  solche  von  den  unproduetiven  unterschieden  werden. 
Diese  Unterscheidung  nämlich  ist  in  vielen  Fällen  dadurch  schwierig 
geworden,  weil  die  Cultur  so  viele  unnatürliche  künstliche  falsche 
Bedürfnisse  ausgebildet  hat,  welche  an  die  natürlichen  sich  so 
anlehnen  und  mit  denselben  so  verschmelzen,  dass  das  Gefühl 
für  die  Unterscheidung  der  Gränzen  beider  sich  abstumpft  und 
deshalb  selbst  das  Urtheil  der  Gebildeten  hierüber  sich  verirrt 
und  verwirrt  hat,  wie  dies  besonders  in  den  Ansichten  über  den 
Luxus  zu  Tage  gekommen  ist.  Hier  also  kommt  es  darauf  an, 
dass  die  Wissenschaft  in  den  wahren  Bedürfnissen  und  Zwecken 
der  Cultur  die  Principien  für  die  Unterscheidung  der  produetiven 
und  unproduetiven  volkswirtschaftlichen  Consumtion  nachweise, 
damit  auf  diese  Weise  die  Selbstbestimmung  auch  in  ihrem  dritten 
und  letzten  Stadium  richtig  geleitet  und  jenes  Ziel  der  volks- 
wirtschaftlichen Consumtion  um  so  sicherer  erreicht  werden  könne. 

I.  Bedingungen  für  die  Sparsamkeit. 

Im  Begriflf  der  Sparsamkeit  ist  sowohl  etymologisch  als  nach 
dem  Sprachgebrauch  das  Moment  des  Aufbewahrens  vorherrschend; 
der  Sparsame  aber  unterscheidet  sich  vom  Kargen  und  Geizigen 
dadurch,  dass  er  nicht  zwecklos  aufspeichert,  sondern  nur  für 
künftigen  Gebrauch,  für  produetive  Consumtion  zurücklegt.  Nicht 
selten  begnügt  man  sieb,  die  Sparsamkeit  als  ein  unbestimmtes 
juste-milieu  zwischen  Geiz  und  Verschwendung  vorzustellen; 
hierbei  wird  sie  indess  der  Kargheit  näher  gerückt,  wie  der 
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Verschwendung  und  theilt  das  Schicksal  der  Unbeliebtheit,  Un- 
Popularität mit  jener.    Nicht  nur  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
hat  man  die  Bedeutung  der  Sparsamkeit  verkannt,  als  man  mit 
Mandeville  und  Montesquieu  die  Verschwendung  der  Reichen  als 
nothwondig  und  heilsam  ansah,  sondern  auch  in  ethischer  Rück- 
sicht pflegt  man  der  Verschwendung  einen  nicht  geringen  Vor- 
zug vor  dem  Geize,  der  Kargheit  und  selbst  vor  der  mit  der 
letzteren  verwandt  erscheinenden  Sparsamkeit  einzuräumen.  — 
„Sparen«,  bemerkt  J.  S.  Mill  (1,  5,  5),  „gilt  dem  grossen  Publi- 
kum ganz  gleichbedeutend  mit :  Etwas  für  sich  selbst  behalten,  — 
während  Jemand,  der  seine  Habe  im  unproduetiven  Verbrauch 
ausgiebt,  angesehen  wird  als  Einer,  der  rings  um  sich  Wohl- 
Ihaten  verbreitet  —  selbst  wenn  er  auch  die  geborgten  Kapita- 
lien Anderer  vernichtet.    Dieser  populäre  Irrthum  entspringt  dar- 
aus, dass  man  vom  Sparen  und  Verschwenden  nur  die  nächsten 
Folgen  beachtet. u    Hierzu  kommt  noch  einiges  Andere.  Die 
Verschwendung  nämlich  erscheint  schon  äusserlich  in  den  reizen- 
den Formen  des  Genusses  und  der  Pracht;  sie  stellt  sich  sehr 
oft  dar  in  der  Begleitung  der  beliebten  Tugenden  der  Freigebig- 
keit, Wohlthätigkeit ;  sie  gehl,  sagt  man,  nicht  aus  einem  bösen 
Herzen  hervor,  ja  sie  gewinnt  in  der  offenbaren  Verachtung  der 
materiellen  Güter  nicht  selten  einen  Schein  der  Grossherzigkeit. 
Auch  das  trägt  nicht  wenig  zu  ihrer  Begünstigung  bei,  dass  sie 
oft  von  liebenswürdiger  Jugend  und  imponirender  Vornehmheit 
ausgeübt  wird.    Die  Sparsamkeit  dagegen  ist  eine  ganz  unschein- 
bare bürgerliche  Tugend  des  reiferen  Alters  und  artet  häufig, 
besonders  bei  zunehmendem  Alter,  in  Kargheit  und  Geiz  aus. 
Zwar  verträgt  sich  eine  gewisse  Kargheit  recht  gut  mit  vielen 
Tugenden,  z.  B.  mit  der  gewissenhaften  Fürsorge  für  die  Familie, 
mit  eifrigen  wissenschaftlichen  Bestrebungen,  aber  diese  und  ähn- 
liche stille  Tugenden  werden  nicht  bemerkt  und  erscheinen  we- 
niger liebenswürdig  als  jene  socialen  Tugenden,  zu  welchen 
freilich  die  Kargheit  nicht  gelangt.    Richtet  man  aber  seine  Auf- 
merksamkeit auf  die  beiderseitigen  ethischen  und  wirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  Verschwendung  und  der  Kargheit  (denn 
nur  mit  dieser,  nicht  mit  dem  Extrem  des  Geizes  darf  man  bil- 
ligerweise die  gewöhnliche  Verschwendung  in  Vergleich  stellen,) 
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so  verschwindet  jener  Vorzug.  Wenn  die  Kargheil  durch  die 
egoistische  Lust  am  Besitz  den  Geist  zum  Widrigen  und  Gemeinen 
herabzuziehen  droht,  so  entnervt  und  zerstört  die  Verschwen- 
dung Körper  und  Geist  auf  gleiche  Weise:  den  Körper  durch 
Genusssucht,  Unmössigkeit,  den  Geist  durch  Beschäftigung  mit 
nichtswürdigen  Dingen,  oder  auch  durch  Eitelkeit  undHochmalh. 
Nach  beiden  Richtungen  hin  zerstört  sie  die  productiven  Kräfte, 
die  sittlichen  und  intellektuellen  wie  die  wirtschaftlichen.  Näher 
haben  Destutt  de  Tracy  und  Volney  diese  Wirkungen  bezeichnet 
Der  erstere  bemerkt  hierüber  (econ.  polit  chap.  II.):  „/<?  goüt  des 
dbpenses  superflues  rend  Vesprit  frivole  et  nuit  d  sa  justesse ; 
il  produit  le  dtregletnent  dans  la  conduite,  qui  engend  te  beou- 
coup  de  vices  et  de  dösordres,  de  troubles  dans  les  familles ; 
il  conduit  aisement  les  femmes  ä  la  depravation ,  les  hommes 
ä  Vaciditt,  les  unes  et  les  autrcs  au  manque  de  delicatesse  et 
de  probitt  et  d  Voubli  de  tous  les  sentimens  ytnereux  et  ten- 
dresf  en  un  mot,  il  i nerve  les  dmes,  en  rapetissant  les  esprits 
et  il  produit  res  tristes  effets  non  seulement  sur  ceux  qui  en 
jouissent  mais  encore  sur  tous  qui  y  servent  ou  qui  Vadmirent 
ou  qui  rimitenl  ou  qui  Venvient".  —  Volney  schildert  aus  seiner 
reichen  Lebenserfahrung  noch  genauer  die  verderblichen  Wir- 
kungen des  verschwenderischen  Luxus  auf  die  socialen  Zustande 
Qoi  naturelle  ch.  12).  vTous  les  citoyens  itant  avides  de 
jouissances ,  se  tnettent  dans  une  lutte  violente  pour  se  les 
procurer;  tous  se  nuisent  ou  sont  prits  ä  se  nuire:  et  de  lä  des 
aclions  et  des  hab  Hudes  usurpatrices  qui  composent  ce  que  Von 
appelle  corruption  morale,  guerre  intestine  de  citoyen  ä  citoyen. 
Du  luxe  nait  l'avidite',  de  Vaciditt  Vitwasion  per  violence,  pur 
matwaise  foi;  du  luxe  nait  Viniquite"  dujuge,  la  venalitt  du 
temoin,  Vimprobite"  de  fepoux,  la  Prostitution  de  la  femme, 
la  dureU  des  parens ,  Vingratitude  des  enfants,  l'avarice  du 
mailre,  le  pillage  du  serviteur,  le  brigandage  de  Vadministr  Op- 
tion, la  perversiU  du  legislateur,  le  tnensonge ,  la  perfidie.  le 
parjure,  Vassassinat,  et  tous  les  däsordres  de  Vätat  social.*  — 
Wie  entgegengesetzt  auch  Verschwendung  und  Kargheit  erschei- 
nen, so  stimmen  sie  doch  darin  überein,  dnss  sie  vermöge  ihrer 
Selbstsucht  den  erstrebten  Zweck  der  ConsumÜon  nicht  erreichen : 
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der  Verschwender  erreich!  in  der  Befriedigung  seiner  entfesselten 
Begierden  höchstens  einen  momentanen  Genuss,  keine  dauernde 
Befriedigung  und  der  Karge  oder  Geizige  gelangt  mit  allen  seinen 
Schätzen  nicht  zu  der  von  ihm  erstrebten  Freude  an  seinem  Be- 
sitz, der  im  Grunde  gar  keinen  Werth  für  ihn  hat. 

Was  die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Verschwendung 
und  Kargheit  betrifft,  so  bedarf  der  tiefgreifende  Einfluss  der 
ersteren  durch  die  Zerstörung  der  productiven  Kräfte,  nach  dem 
Vorhergehenden  nicht  mehr  einer  Auseinandersetzung.  Wenn 
man  früher  die  Verschwendung  der  Reichen  Tür  nothwendig  hielt, 
um  der  Industrie  der  niederen  Klassen  Arbeit  zu  verschaffen,  so 
verwechselte  man  hierbei  Luxus  und  Verschwendung,  worauf  wir 
unten  zurückkommen;  es  wurde  ferner  dabei  ein  unnatürlicher 
unglückseliger  social- wirtschaftlicher  Zustand,  die  extreme  Ar- 
muth  der  niederen  Klassen  mit  dem  extremen  Reichthum  der 
Höberen  vereinigt  vorausgesetzt.  Man  übersah  endlich  bei  dieser 
Ansicht,  dass  jener  volkswirtschaftliche  Zweck  durch  eine  mas- 
sige Consumtion,  an  welcher  möglichst  Viele  Theil  nehmen  kön- 
nen ,  gleichmassiger  und  vollständiger  erreicht  wird.  Denn  die 
Verschwendung  zerstört,  wie  dies  besonders  Roscher  (Volks- 
wirtschaftslehre S.  401)  zeigt,  das  Gleichgewicht  der  volkswirt- 
schaftlichen Produclion.  „Jede  Verschwendung  zerstört  Güter, 
die  Kapital  waren  oder  hätten  werden  können.  Zugleich  aber 
vermehrt  sie  direct  oder  indirect  die  Nachfrage  nach  Waaren. 
Sie  erhöht  also  eine  Zeit  lang  sowohl  den  Kapitalzins,  wie  meh- 
rere Waarenpreise.  Hierunter  leiden  natürlich  die  Consumenten; 
mehrere  Producenten  machen  einen  übcrlandesüblichen  Gewinn, 
bis  sich  ein  Übermässig  vermehrtes  Angebot  der  begehrten  Pro- ' 
duetion  gebildet  hat.  Auf  einmal  pflegt  das  Kapital  des  Ver- 
schwenders erschöpft  zu  sein ;  die  Nachfrage  vermindert  sich 
plötzlich  und  die  Produclion  erleidet  eine  Krisis.  Für  das  Ganze 
erfolgen  mehr  schädliche  als  nützliche  Wirkungen,  auch  abgesehen 
von  dem  Verluste  einer  freien  Einkommensquelle."  —  Kargheit 
und  Geiz  haben  vor  der  Verschwendung  den  wirtschaftlichen 
Vorzug,  dass  sie  nicht  wirtschaftliche  Güter  nutzlos  vergeuden, 
denn  wenn  sie  auch  die  Kapitalien  eine  Zeit  lang  der  volkswirt- 
schaftlichen Production  und  Consumtion  entziehen,  so  werden  sie 
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doch  aufbewahrt  für  eine  künftige.  Zu  dem  unmittelbaren  Nach- 
theil  dieser  temporären  Entziehung  kommt  noch  der  mittelbare, 
dass  sie  das  Gleichgewicht  der  Produktion  und  Consumtion  auf- 
hebt, denn  die  Kapitale  der  Geizigen  haben  wohl  durchgängig 
(ins  Schicksal,  dass  sie  von  lachenden  Erben  in  kurzer  Zeit  ver- 
schwendet werden.  Beide  also,  Verschwendung  und  Kargheit, 
beschränken,  so  weit  sie  reichen,  unmittelbar  die  wirthschaftliche 
Production;  mittelbar  aber  giebt  die  Verschwendung  der  Pro* 
duetion,  die  Kargheit  der  Consumtion  eine  falsche  Richtung. 
Beide  fuhren  mittelbar  zur  Armuth,  zur  volkswirtschaftlichen 
Nullität  zurück.  In  welchem  Grade  eine  Nation  verarmt,  wenn 
die  Verschwendung  in  ihr  vorherrscht,  davon  liefert  die  volks- 
wirtschaftliche Geschichte  Frankreichs  vor  der  Revolution  ein 
bekanntes  schreckliches  Zeugniss.  In  der  späteren  römischen 
Geschichte  treten  die  Wirkungen  der  verschwenderischen  Genuss- 
gier noch  verderblicher  hervor,  da  sie  sich  mit  einer  beispiel- 
losen, auf  Herrschaft  und  Rohheit  gestützten  Habsucht  verband. 

Aus  den  verderblichen  Wirkungen  der  Verschwendung  und 
Kargheit  geht  auch  fiir  den  stumpferen  Blick  die  Wohlthätigkeit 
der  Sparsamkeit  hervor.  Was  ihre  positive  Bedeutung  betrifft, 
so  ist  nicht  zu  übersehen,  dass,  wie  J.  S.  Mill  zeigt  (I,  5,  4) 
jedes  Kapital  Ergebniss  des  Ersparens  ist.  Ethisch  aufgefasst  er- 
scheint die  Sparsamkeit  als  die  wirthschaftliche  Tugend  überhaupt 
auf  dem  Gebiete  der  Consumtion.  Wendet  man  ein,  sie  sei  doch 
immer  nur  eine  negative  Tugend,  welche  in  dem  Unterlassen  der 
Verschwendung  und  der  unnützen  Aufhäufung  ihr  Wesen  habe, 
so  erwägt  man  nicht,  dass  eben  dieses  Unterlassen  im  Kampfe 
mit  den  Begierden,  Leidenschaften,  der  Selbstsucht  überhaupt, 
eine  sehr  bedeutende  Energie  der  Selbstbeherrschung  in  Anspruch 
nimmt.  Volney  bezeugt  dies  nachdrücklich,  wenn  er,  sicherlich  nicht 
ganz  unrichtig,  bemerkt  (a.  a.  0.) :  On  peut  prendre  p'our  mesvre 
certaine  des  vertus  et  des  vices  (Tun  komme,  la  misure  de  ses 
dipenses  proportionntes  ä  son  revenv,  et  calculer  svr  ses  besoins 
oVargent  sa  probiti,  son  integritt  ä  remplir  ses  engagements. 

Da  die  Sparsamkeit  oder  das  Vermeiden  der  unproduetiven 
Consumtion  eine  Sache  des  energischen  Willens,  der  sittlichen 
Gesinnung  ist,  so  haben  wir  die  Grundbedingung  derselben  in  der 
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•  sittlichen  und  intellecluellen  Bildung  zu  suchen.  Die  zweite  Be- 
dingung derselben  ist  eine  solche  wirtschaftliche  Stellung,  ein 
solches  Maass  von  wirtschaftlichen  Gütern,  dass  die  Sparsamkeit 
in  der  Consumlion  derselben  sich  bethäligen  kann :  nicht  so  klein, 

•  dass  die  Sparsamkeit  gar  keinen  Raum  findet  und  nicht  so  gross, 
dass  sie  unnütz  wird.    Die  drille  Bedingung  ist  eine  solche  sociale 

!  und  politische  Organisation,  welche  die  Erreichung  der  verschie- 
denen Lebenszwecke,  zu  deren  Erreichung  Wohlstand  nöthig  ist, 
nicht  hemmt  sondern  fordert.  Bei  den  Bedingungen  oder  Regeln 
fi!kr  die  Sparsamkeit  hat  man  wohl  vorzugsweise  die  Bekämpfung 
der  Verschwendung  im  Auge,  allein  dieselben  Bedingungen,  be- 
sonders die  erste,  die  Grundbedingung,  wirkt  auch  der  Kargheit 

i        und  dem  Geize  entgegen.    Fassen  wir  diese  verschiedenen  Be- 

i         dingungen  etwas  naher  iVs  Auge. 

Die  Cuiturgeschichte  lehrt,  dass  wie  die  Thiere  so  auch  die 
sogenannten  Wilden,  oder  die  auf  niederen  Culturstufen  stehen- 
gebliebenen Völkerschaften  nicht  sparen.  Dasselbe  gilt  von  armen 
Arbeitern  der  gegenwärtigen  Gesellschaft,  in  dem  Maasse,  als 
ihre  Bildung  eine  rohe  verkümmerte  ist.  Derjenige,  welcher 
seine  Gedanken  und  Gefühle  nicht  bis  zu  dem  Punkt  erhoben 
hat,  um  seine  und  der  Seinigen  Zukunft  und  zukünftige  Bedürf- 
nisse zu  umfassen ,  wie  könnte  ein  solcher  sparen  wollen !  Es 
lässt  sich  hierbei  die  sittliche  und  die  intellectuelle  Bildung  nicht 
trennen.  Wo  Liebe  und  Anhänglichkeit  ein  blindes  Gefühl  blei- 
ben, da  wird  die  Fürsorge  für  die  Zukunft  ebensowenig  durch 
Sparsamkeit  sich  bethäligen  können ,  wie  da ,  wo  zwar  der  Ge- 
danke an  die  Zukunft  in  genügendem  Grade  vorhanden  ist,  wo 
aber  die  Kälte  des  Gemüths  oder  die  vorherrschende  Selbstsucht 
die  Fürsorge  Tür  geliebte  Wesen  nicht  aufkommen  lässt  Wo 
das  Familienleben  mit  den  dasselbe  beherrschenden  sittlichen  Ge- 
fühlen entartet  ist,  da  wird  man  wenig  Sparsamkeit  finden,  z.  B. 
in  grossen  Städten  weniger  als  auf  dem  Lande.    Wahre  persön- 

i  liehe  Bildung,  besonders  religiöse  und  sittliche  ist  auch  dadurch 
der  Sparsamkeit  günstig,  dass  sie  das  Individuum  davon  abhält, 
seine  persönliche  Befriedigung  in  kostbaren  sinnlichen  und  Luxus- 
genüssen zu  suchen.  Die  richtige  Einsicht  über  den  Werth  der 
wirthschaftlichen  Güter  wird  die  Sparsamkeit  des  Gebildeten  nicht 
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wenig  fördern,  wenn  sie  der  verschwenderischen  Modesucht  ent- 
gegen wirkt  und  aristokratische  Vorurtheile  zerstört,  und  noch 
in  höherein  Gnule ,  wenn  sie,  mit  wahrer  Menschenliebe  ver- 
einigt, den  Consumenten  dazu  führt,  für  das  Wohl  der  späteren 
Generationen  zu  sorgen.  Die  durch  die  Tugenden  der  Liebe 
und  Einsicht  wesentlich  bedingte  Sparsamkeit  findet  nun  aber 
grössere  oder  geringere  Begünstigungen  und  Hindernisse  in  der 
Natur  des  Menschen,  in  der  Organisation,  im  Temperament,  Na- 
turell, in  der  Erziehung.  Man  sollte  denken,  die  Consumtions- 
kräfte  und  Bedürfnisse  müssten  mit  den  produetiven  Kräften  des 
Menschen  in  einem  gewissen  Gleichgewicht  stehen,  allein  das  in 
der  Natur  selbst  angelegte  Gleichgewicht  wird  sehr  bald  und  nur 
zu  sehr  aufgehoben  durch  Leidenschaft  und  Selbstsucht  und  durch 
die  unnatürlichen  ungleichmässigen  socialen  Verhältnisse.  Die 
körperliche  Organisation  bildet  auch  hier  die  Grundlage.  Ener- 
gische Naturen  haben  durchgängig  ein  stärkeres  natürliches  Con- 
sumtionsbedürfniss  als  die  schwächeren,  allein  das  der  letzteren 
wird  durch  die  Genusssucht  allmäiig  zu  einem  künstlichen  erwei- 
tert, in  welchem  das  ursprüngliche  natürliche  Maass  fast  ganz 
verschwindet.  Das  sanguinische  Temperament  und  die  Jugend, 
in  welcher  dies  vorherrscht,  sind  am  wenigsten  zur  Sparsamkeit 
geneigt,  weil  sie  die  grösste  Neigung  und  Fähigkeit  zum  Gewiss 
haben,  und  die  geringste  zur  Verfolgung  ernsterer  Lebenszwecke. 
Dagegen  neigen  sich  das  phlegmatische  Temperament  und  das 
hohe  Alter  mehr  zu  Kargheit  und  Geiz,  da  bei  ihnen  ganz  das 
Umgekehrte  stattfindet.  Von  den  besonderen  sittlichen  Eigen- 
schaften haben  die  Arbeitsamkeit,  der  Fleiss,  die  Gewohnheit  in- 
tensiver Thätigkeit  bei  weitem  den  grössten  Einfluss  auf  die 
Sparsamkeit.  Thätige  fleissige  Menschen  finden  wenig  Zeit  und 
Gelegenheit  zur  Verschwendung,  während  diese  für  den  Müssigen 
fast  die  einzige  Zuflucht  gegen  die  tödtlicbe  Langeweile  bildet. 
Der  Bauernstand  ist  durchgängig  von  allen  Ständen  der  spar- 
samste, weil  er  durch  die  Natur  seiner  Arbeit  am  meisten  zu 
anhaltendem  Fleiss  genöthigt  wird  und  zur  Verschwendung  we- 
niger Zeit  und  Gelegenheit  hat.  Der  Wohlstand,  der  durch  mühe- 
volle Arbeit  erworben  wurde,  wird  nicht  so  leichtsinnig  ver- 
schwendet, als  der  unproduetive ,  ererbte,  durch  Spiel,  Zufall, 
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Glück  erreichte.  Die  südlichen  Nationen  Europa's  sind  aus  allen 
diesen  Gründen  nicht  so  sparsam  wie  die  nördlichen.  Unsere 
Vorfahren  waren  sparsamer,  als  wir;  in  früherer  Zeit  war  in  den 
bürgerlichen  Standen  das  Laster  der  Kargheit  und  des  Geizes 
liaufiger,  in  der  gegenwärtigen  das  der  Verschwendung.  Der 
Hauptgrund  davon  liegt  ohne  Zweifel  darin,  dass  in  unserer  Zeit 
durch  die  unermesslich  gesteigerte  wirtschaftliche  Production  die 
Fähigkeit,  die  Neigung,  die  Gelegenheit  zum  Genuss  in  demselben 
Grade  gesteigert  und  vermehrt  wurde.  Kargheit  und  Geiz  er- 
zeugen sich  vorzugsweise  bei  mangelnder  oder  geringer  Genuss- 
fähigkeit und  bei  dem  Mangel  von  Liebe  und  Geselligkeit,  wo- 
mit denn  auch  häufig  ein  zurückgezogenes  unthätiges  Leben 
verbunden  ist.  Da  die  bezeichneten  Bedingungen  bei  einem 
erwachsenen  Menschen  sich  schwer  ändern  lassen,  so  kann  man 
wenig  thun,  um  einen  Geizigen  zu  kuriren. 

Die  zweite  Hauptbedingung  der  Sparsamkeit  bildet  ein  mas- 
siges Vermögen  oder  Einkommen,  welches  ihr  eine  gewisse 
Grundlage  oder  Aussicht  auf  Erfolg  darbietet  In  welchem  Maasse 
ein  übermässiges  Vermögen  Verschwendung  hervorruft,  das  zeigt 
deutlich  die  genauer  constatirte  Erfahrung  (s.  Büsch,  vermischte 
Schriften  S.  291) ,  dass  von  allen  reichen  angesehenen  Familien 
in  einer  grösseren  Stadt  nach  mehreren  Generalionen  nur  sehr 
wenige  noch  im  Wohlstand  sich  befinden,  weil  die  Söhne  und 
Enkel  zu  sehr  verschwenderischem  Luxus  sich  hingegeben  haben. 
Die  Kinder  der  Reichen  werden  nicht  zu  Arbeit  und  angestrengter 
Thätigkeit  überhaupt  erzogen,  ihre  produetiven  Kräfte  werden 
wenig  entwickelt,  da  sie  kein  Ziel  durch  ihre  Selbsttätigkeit  zu 
erreichen  haben;  der  Luxusgenuss  ist  das  höchste  Lebensziel, 
welches  sie  kennen  lernen,  für  welches  sie  das  Vermögen  der 
Eltern  um  so  leichter  verschwenden,  weil  sie  den  Werth  des 
Letzteren  in  keiner  Weise  zu  schätzen  gelernt  haben.  Der 
Aermere  dagegen  pflegt  das  Wenige,  was  er  ersparen  könnte, 
auf  berauschende,  betäubende  Genüsse  zu  verwenden,  um  mo- 
mentan wenigstens  über  seine  niederdrückende  Lage  sich  zu  er- 
heben. Der  Wille  zu  sparen  gewinnt  keine  Kraft  bei  ihm,  weil 
er  zur  Verbesserung  seiner  Umstände  keine  Aussicht  hat  oder 
zu  haben  scheint,  oft  auch,  weil  eine  solche  Lage  die  sittliche 
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und  intellecluelle  Bildung  nicht  aufkommen  Iässt,  welche  die  Für- 
sorge des  Sparens  in  sich  schliesst.  Nach  der  Erfahrung  aller 
Zeiten  ist  daher  die  Sparsamkeit  vorzugsweise  bei  den  Mittel- 
klassen einheimisch ;  sie  sind  die  fleissigsten  und  haben  die  meiste 
Aussicht,  durch  Sparsamkeit  die  niederen  und  höheren  Zwecke 
ihres  Strebens  zu  erreichen.  Schon  ein  unsicherer,  unregelmäs- 
siger Erwerb  befördert  nicht  so  die  Sparsamkeit,  wie  ein  sicherer, 
regelmässiger,  weil  er  weniger  Sicherheit  für  den  Erfolg  der 
Sparsamkeit  darbietet.  —  Es  ergiebt  sich  aus  diesem  Gesetz  von 
selbst,  in  welchem  Grade  die  Gleichmässigkeit  der  Vermögen  in 
einem  Volke  seiner  Sparsamkeit  förderlich  ist  und  die  Ungleich- 
massigkeit derselben  ihr  entgegenwirkt.  Dazu  kommt  noch,  dass 
die  Verschwendung  der  Reichen  die  dürftigeren  Klassen  ansteckt. 

Die  dritte  Hauptbedingung  der  Sparsamkeit  besteht  in  sol- 
chen Zuständen  und  besonders  in  einer  solchen  politischen  Ord- 
nung und  Organisation,  welche  die  Erreichung  der  Consumtions- 
zwecke  nicht  hemmen,  sondern  befördern.  Alle  naturlichen  und 
socialen  Umstände,  welche  das  Leben  oder  das  Vermögen  der 
Menschen  in  Gefahr  bringen,  machen  dieselben  zur  Verschwen- 
dung geneigt,  weil  der  Vortheil  der  Sparsamkeit  für  eine  unsichere 
Zukunft  ungewiss  geworden  ist.  Man  findet  daher  wenig  Spar- 
samkeit bei  Soldaten,  besonders  im  Kriege ,  bei  Seeleulen ,  bei 
den  Bewohnern  ungesunder  Gegenden,  bei  Arbeitern,  die  ein  un- 
gesundes Gewerbe  treiben ;  sie  wird  vermindert  durch  gefährliche 
Epidemieen,  unsichere  politische  Zustände,  welche  die  Sicherheit 
des  Eigenthums  bedrohen.  In  geringerem  Grade  schwächen  schon 
schlechte  Rechtspflege  und  Verwaltung,  drückende  Steuern  die 
Sparsamkeit.  Eine  dem  sittlich-natürlichen  Recht  entsprechende 
Verfassung  begünstigt  mittelbar  die  Sparsamkeit  nicht  nur  durch 
die  Sicherheit  des  Eigenthums  und  die  Energie  und  Freudigkeit  des 
bürgerlichen  Lebens,  die  sie  herbeiführt,  sondern  auch  dadurch, 
dass  der  durch  Sparsamkeit  erworbene  Wohlstand  mit  der  durch 
diesen  vermittelten  Bildung  es  möglich  macht,  zu  selbst tha tigern 
politischem  Einfluss,  ja  zu  Ansehen  und  Macht  zu  gelangen. 
Das  Gegentheil  findet  statt  in  unorganisirten  despotischen  Staaten, 
in  welchen  die  Vornehmen,  ausser  dem  Krieg,  keinen  Gegenstand 
eines  höhern  gemeinnützigen  Strebens  finden  und  mit  den  Reichen 
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überhaupt  in  eitlem  verschwenderischen  Luxus  und  Spiel  ihren 
Lebensgenuss  suchen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  von  selbst,  was  Gesellschaft  und 
Staat  thun  können  und  sollen  zur  Beförderung  der  Sparsamkeit: 
die  sittlichen  und  produetiven  Kräfte  aller  Stände  ausbilden,  die 
Ungleichmässigkeit  der  Vermögen  vermindern  und  in  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung  des  Staats  die  Gerechtigkeit  walten  lassen. 
Von  den  europäischen  Nationen  sind  die  Holländer  und  die  Eng- 
länder die  sparsamsten,  weil  die  bezeichneten  Grundbedingungen 
seit  Jahrhunderten  in  grösserem  Umfang  bei  ihnen  wirksam  ge- 
wesen sind.  Man  vergleiche  über  die  Ursache  der  Sparsamkeit 
der  Engländer  J.  S.  Mill  (I,  11,  4),  welcher  übrigens  bemerkt, 
dass  in  England  der  Ansammlungstrieb  nie  eine  solche  Höhe  er- 
reicht habe,  wie  in  Holland,  weil  hier  keine  müssige  Aristokratie 
einen  gesellschaftlichen  Einfluss  in  Beziehung  auf  luxuriöse  Ver- 
schwendung ausübte. 

II.  Regeln  für  die  pflicht-  und  zweckmässige  Anordnung  der 

Consumtlon. 

Regeln  für  den  Aufwand  sind  bekanntlich  schon  im  Alter- 
thnm  von  Aristoteles  und  Cicero,  jedoch  für  die  politischen 
Zwecke  eines  freien  Bürgers,  nicht  für  die  sittlichen  und  wirt- 
schaftlichen eines  Volks  aufgestellt  worden.  Beide  nämlich  fassen 
von  ihrem  politisch-ethischen  Standpunkte  die  angemessene  Frei- 
gebigkeit des  Bürgers  ins  Auge,  welche  Aristoteles  als  die 
maasstialtende  Tugend  in  Rücksicht  auf  das  Geben  und  Nehmen 
bezeichnet.  Für  dieses  Maass  jedoch  werden  im  W  esentlichen 
keine  anderen  Regeln  aufgestellt,  als  die,  dass  die  Extreme,  die 
Laster  der  Kargheil  und  der  Verschwendung  vermieden  werden 
sollen,  dass  die  Freigebigkeit,  wie  alle  anderen  Tugenden,  um 
des  Schönen,  des  AnsUnds  willen  geübt  werden  soll.  Cicero 
geht  einen  Schritt  weiter,  insofern  er  die  Pflicht  der  Freigebig- 
keit vorzugsweise  Air  die  Wohllhütigkeit  in  Anspruch  nimmt  und 
diese  letztere  auch  nach  dem  Verdienst  und  sittlichen  Charakter 
des  Empfangenden  ausgeübt  wissen  will.  Auch  ihm  ist  indess 
hierbei  vorzugsweise  maassgebend  der  politische  Zweck,  sich  bei 
dem  Volke  einflussreich  und  beliebt  zu  machen. 
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In  der  Sittenlehre  der  neueren  Zeit  traten  an  die  Stelle  der 
politischen  Freigebigkeit  die  privatwirthschaftliche  Tugend  der 
Sparsamkeit  oder  Wirtschaftlichkeit  und  insbesondere  die  Christ- 
liehe  der  Wohlthäligkeil.  Allein  wie  wenig  man  im  Stande  war, 
ein  ethisches  oder  natürliches  Maass  für  jene  universelle  wirt- 
schaftliche Tugend  oder  Pflicht  aufzustellen,  davon  legen  ein  un- 
verkennbares Zeugniss  ab  die  skeptischen  und  casuistischen  Be- 
denken ,  welehe  Kant  in  seiner  Tugendlehre  an  die  Forderung 
einer  vom  Gesetz  (Sittengeselz)  beherrschten  „Liberalität  der 
Denkungsart"  knüpft.  „Was  ist  das  für  ein  Gesetz,  dessen 
innerer  Gesetzgeber  selbst  nicht  weiss,  wie  es  anzuwenden  ist? 
Soll  ich  meinem  Munde  abbrechen,  oder  nur  dem  äussern  Auf- 
wände? im  Alter  oder  schon  in  der  Jugend?  oder  ist  Sparsam- 
keit überhaupt  eine  Tugend  ?a  Von  dem  abstraft  -  formalen 
ethischen  Standpunkte  Kants  konnten  freilich  diese  Fragen  nicht 
beantwortet  und  ein  Princip  für  die  Pflichten  der  Sparsamkeit 
nicht  gefunden  werden.  Wie  wenig  dies  auch  Fichte  gelungen 
ist,  zeigt  schon  Schleiermacher  (Kritik  der  Sittenlehre  S.  206). 
Die  späteren  oder  neuesten  Sittenlehrer  haben  ihre  Aufmerksam- 
keit hierauf  gar  nicht  gerichtet,  mit  Ausnahme  etwa  Schleier- 
machers in  Rücksicht  auf  die  Wohlthätigkeit,  worauf  wir  an 
seinem  Orte  zurückkommen. 

Die  sittlich-wirthschaftliche  Aufgabe  der  Consumtion  ist  die, 
die  negativ- wirthsch ältliche  Seite  derselben  in  angemessene  Be- 
ziehung zu  der  positiv-persönlichen  zu  setzen,  d.  h.  mit  einem 
gewissen  Vermögen  oder  Einkommen  die  Bedürfnisse  des  con- 
sumirenden  Individuums  zweckmässig  zu  befriedigen.  Diese  Auf- 
gabe erscheint  zunächst  als  eine  doppelte:  1)  die  Grösse  seines 
Aufwands  überhaupt  im  Verhältniss  zu  seinem  Vermögen  und 
2)  das  Maass  des  Aufwands  auf  den  einzelnen  Gebieten  oder 
für  die  verschiedenen  Gattungen  der  persönlichen  Consumtion  zu 
bestimmen.  Die  erste  allgemeine  Aufgabe  ist,  dass  die  Gesammt- 
consumtion  in  ein  angemessenes  Verhältniss  zur  Gesammtpro- 
duetion ,  d.  h.  zum  Einkommen  oder  Vermögen  des  Consumenten 
gesetzt  werde,  um  für  die  ganze  Dauer  der  Consumtion  sowohl 
zwecklose  Ansammlung  als  Mangel  zu  verhüten.  Die  zweite  uni- 
verselle Aufgabe  besteht  darin,  dass  die  wesentlichen  Bedürfnisse 
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und  Zwecke  des  Individuums  gleichmassig  berücksichtigt  werden, 
denn  wenn  das  nicht  geschieht,  so  tritt  die  Gefahr  ein,  dass  das- 
selbe auf  einem  einzelnen  Gebiete  seine  Pflicht  nicht  erfüllen  kann. 

Was  die  bezeichnete  erste  Aufgabe  betrifft  9  so  fragt  sich, 
soll  der  Consumcnt  sein  laufendes  reines  Einkommen  ganz  oder 
noch  darüber  hinaus  verwenden,  oder  einen  Ueberschuss  zurück- 
lassen ?   Sehen  wir  von  besondern  Bedingungen  ab,  so  werden 
wir  als  allgemeine  Regel  aufstellen  müssen,  dass  ein  gewisser 
Ueberschuss  geboten  ist.    Die  Notwendigkeit  eines  solchen  ist 
schon  im  gemeinen  Leben  Air  die  nicht  vorauszusehenden  Falle 
ausserordentlicher  Consumtionsbedürfnisse  anerkannt.  Noch  klarer 
und  universeller  aber  tritt  die  Notwendigkeit  eines  Ueberflusses 
hervor,  wenn  wir  die  Nationalconsumtion  in  ihrem  Verbältniss 
zur  Nationalproduclion  ins  Auge  fassen.    Eine  Vermehrung  des 
Nalionalcapitals  ist  offenbar  und  notwendig  geboten,  weil  die 
zunehmende  Bevölkerung  die  fortschreitende  Organisation  der 
wirtschaftlichen  Produclion,  die  Steigerung  der  Consumtions- 
Fühigkeit  und  Bedürftigkeit  bei  der  fortschreitenden  Cullur  des 
Volks  und  endlich  die  stets  sich  steigernden  Staatsbedürfnisse 
eine  Steigerung  der  Nationalconsumtion  mit  Notwendigkeit  in 
Anspruch  nehmen.    Was  vom  Ganzen  gilt,  das  gilt  nun  auch, 
abgesehen  von  besonderen  Umständen,  für  die  das  Ganze  aus- 
machenden Individuen.   Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  diese 
allgemeine  Regel  näher  sich  bestimmt  nach  der  Grösse  des  Ein- 
kommens und  nach  dem  Umfange  der  wirthsch ältlichen  Pflichten. 
Der  Ueberschuss  aber  soll  nicht  bis  zur  zwecklosen  Anhäufung, 
wie  sie  im  eigentlichen  Reich  tum  Statt  findet,  anwachsen.  Ist 
es  unsittlich,  eine  solche  Anhäufung  zu  erstreben,  so  ist  es  auch 
unsittlich,  sie  zu  erhalten,  wenn  sie  irgendwie  erfolgte.  Sind 
nämlich  die  wirtschaftlichen  Güter  ihrem  Begriff  nach  oder  dem 
Sittengeselz  zufolge  Organe  der  persönlichen  Consumtion  und 
Produclion,  so  ist  es  verkehrt  und  unsittlich,  wenn  irgend  ein 
Theil  des  Vermögens  der  Individuen  oder  des  Volks  durchaus 
unproduetiv  exislirt,  d.  h.  nichts  nützt  oder  einbringt  und  auch 
Niemanden  erfreut    Der  Reichthum  soll  also  auf  das  Maass  be- 
schränkt werden,  in  welchem  er  als  Organ  ftlr  die  verschiedenen 
Bedürfnisse  und  Zwecke,  die  der  wirtschaftlichen  Produclion 
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natürlich  eingeschlossen,  vollständig  genügt;  das  was  hierüber 
hinausgeht,  existirt  im  Grunde  doch  nicht  für  den  Consumenten, 
ist  ein  todtes  Capital  Tür  die  Volkswirtschaft  und  soll  für  Andere 
verwendet  werden,  worauf  wir  unten  zurückkommen.  Ausser 
der  Grösse  des  Vermögens  kommt  hierbei  der  Umfang  der  ver- 
schiedenen Consumtionspflichten  in  Betracht.  Dieser  wird  vor- 
zugsweise bestimmt  von  der  einen  Seite  durch  den  Umfang  der 
Familie,  von  der  anderen  durch  den  Arbeitszweig  oder  Beruf 
des  Consumenten,  d.  h.  durch  die  Hebung  der  wirtschaftlichen 
Produclion  oder  durch  die  sociale  Stellung.  Die  Nolhwendigkeit 
der  Forderung,  die  Consumtion  nicht  auf  Kosten  der  wirtschaft- 
lichen Production  auszudehnen,  tritt  am  deutlichsten  hervor  für 
die  Volkswirtschaft  überhaupt.  Denn  in  dem  Maasse,  in  wel- 
chem durch  anderweitige  Consumtion  die  ftir  die  wirtschaftliche 
Production  unentbehrlichen  Hülfsmittel  geschmälert  werden,  in 
demselben  Maasse  versiegt  auch  die  Quelle  der  künftigen  Con- 
sumtion und  von  der  anderen  Seite  schreitet  die  Consumtions- 
Oihigkeit  der  Nation  mit  der  Vermehrung  der  wirtschaftlichen 
Hülfsmittel  fort.  Eine  bestimmte  positive  Regel  lässt  sich  hier,  bei 
der  unendlichen  Verschiedenheit  der  gegebenen  wirtschaftlichen 
Bedingungen,  schwerlich  aufstellen;  die  negative  ist,  dass  man 
weder  die  Zukunft  der  Gegenwart,  noch  die  Gegenwart  der  Zu- 
kunft aufopfere. 

Kann  nun  aber  bei  weniger  günstigen  Vermögens-Umstän- 
den  jenes  höchste  Ziel  einer  für  alle  wahrhnften  Bedürfnisse 
ausreichenden  Consumtion,  verbunden  mit  einem  gewissen  Ueber- 
schuss,  nicht  erreicht  werden,  so  soll  das  Streben  darauf  ge- 
richtet sein,  dass  die  laufende  Gesamml-Consumtion  nicht  das 
laufende  reine  Einkommen  übersteige.  Denn  wenn  das  letztere 
geschieht,  so  erfolgt  notwendig  eines  von  diesen  beiden:  der 
Consument  muss  entweder  später  seine  Consumtion  beschranken, 
oder  er  muss  Schulden  machen.  Diese  Selbslbeschränkung  findet 
meistens  unbesiegbare  Schwierigkeiten.  Abgesehen  von  der  dazu 
nöthigen  sittlichen  Energie,  giebt  es  viele  unveränderliche  Auf- 
wandspflichten, welche  eine  Beschränkung  nicht  gestatten;  auch 
Sitte  und  Anstand,  die  bürgerliche  Ehre  und  der  wirthschaft liehe 
Credit  machen  für  den  Wohlhabenden  eine  sehr  merkliche  Ver- 
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änderung  seines  Aufwands  bedenklich.    Aber  noch  bedenklicher 
in  sittlicher  Beziehung  ist  unter  diesen  Urnständen  das  zweite 
Mittel.    Denn  Schulden  zu  machen  ist  nur  dann  erlaubt  und  ge- 
boten, wenn  der  disponible  Consumtionsfonds  nicht  ausreicht  ftir 
die  absoluten  ConsumtionsbedUrfnisse ,  der  Consument  aber  die 
Aussicht  hat,  seine  hierdurch  entstandenen  Verbindlichkeiten  später 
erfüllen  zu  können.    Schulden,  welche  ohne  eine  solche  Aussicht 
gemacht  werden,  sind  anzusehen  als  ein  Diebstahl  oder  Raub  und 
zwar  um  so  verwerflicher  als  es  schwierig  ist,  sich  gegen  solche 
Diebe  und  Räuber  zu  sichern.    Am  frevelhaftesten  sind  die  Schul- 
den der  reichen  vornehmen  Verschwender,  weil  ihnen  der  ab- 
sichtliche Betrug  durch  ihre  günstige  sociale  Stellung  so  leicht 
gemacht  wird.    Dass  dieselben  auch  heutiges  Tages  noch  nicht 
nach  Gebuhr  verachtet,  gehasst  und  bestraft  werden,  hierin  liegt 
ein  Beweis,  dass  der  Geist  der  öffentlichen  Meinung  nicht  im 
sittlichen  Sinne  nach  allen  Seiten  hin  richtig  sich  ausbildet,  viel- 
mehr durch  den  Schein  (hier  den  Schein  liebenswürdiger  Eigen- 
schaften der  Verschwender}  sich  bestechen  lasst.  Freilich  werden 
auch  die  meisten  der  nie  bezahlten  Schulden  leichtsinnigerweise, 
ohne  bestimmte  Reflexion  auf  die  Zukunft,  ohne  betrügerische 
Absicht  gemacht,  allein  auch  das  ist  eine  unsittliche  Handlung, 
denn  wer  Verpflichtungen  übernimmt,  soll  auch  wissen,  ob  er 
sie  erfüllen  kann,  und  sie  nicht  übernehmen,  wenn  er  das  nicht 
weiss.    Die  persönliche  Schuld  solcher  Schulden  lasst  sich  nicht 
beseitigen  mit  der  Ausflucht,  dass  sie  zu  nothwendigen  Bedürf- 
nissen oder  sittlichen  Zwecken  gemacht  worden  seien.  Denn 
welche  die  letzteren  auch  sein  mögen,  sie  rechtfertigen  niemals 
ein  schlechtes  Mittel  und  ein  solches  bleibt  immer  das  Eingehen 
von  Verpflichtungen,  die  man  erfüllen  zu  können  sich  nicht  be- 
stimmt bewusst  ist.    Allerdings  können  die  Bedürfnisse,  die  solcho 
Schulden  herbeiführen,  ganz  unabweisbare  sein,  aber  in  diesem 
Falle  hat  die  Schuld  begonnen  mit  dem  Act,  durch  welchen  der 
Consument  sich  in  die  Nothwendigkeit  solcher  Bedürfnisse  ver- 
setzte.   Es  ist  pflichtwidrig  für  Jeden,  eine  Stellung  einzunehmen, 
welche  Aufwandspflichten  in  sich  schliesst,  die  er  mit  seinem 
Einkommen  zu  erfüllen  nicht  im  Stande  ist,  z.  B.  eine  Familie 
zu  gründen,  oder  eine  solche  Stellung  in  der  Gesellschaft,  im 
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Städte  einzunehmen,  wodurch  er  mit  seinen  übrigen  Consumtions- 
pflichlen  in  Collision  geräth.  Wo  der  Conflict  der  Collision  ein- 
mal eingetreten  ist,  da  tritt  die  Vei pflichtung  zur  äussersten 
Selbstbeschränkung  für  die  Befriedigung  der  nicht  absoluten  Be- 
dürfnisse ein.  Weniger  misslich  und  leichter  zu  verbessern  durch 
persönliche  Selbstbeschränkimg  ist  die  wirtschaftliche  Stellung 
des  auf  sich  selbst  beschränkten  Individuums.  Aber  immer  bleibt 
es  unsittlich  und  thöricht,  eine  Lebensweise  sich  zum  Bedürfniss 
weiden  zu  lassen,  die  man  entweder  nur  auf  Kosten  Anderer 
fortführen,  oder  später  aufgeben  muss.  —  Für  Staaten  ist  das 
Schuldenmachen  weniger  bedenklich,  besonders  wenn  es  sich  um 
die  Ausführung  von  Unternehmungen  handelt,  deren  Früchte  die 
zukünftigen  Geschlechter  erndten.  Nur  sollte  auch  hierbei  eine 
gewisse  Grenze  nicht  überschritten  werden,  denn  die  grossarltgen 
Unternehmungen  kommen  gewöhnlich  nur  dem  grossen  Betrieb  zu 
Gute  und  die  niederen  Klassen  werden  nicht  wenig  durch  die 
Steuern  gedrückt,  welche  die  Bezahlung  der  Zinsen  solcher  enor- 
men Schulden  in  Anspruch  nimmt 

Es  kommt  bei  der  Feststellung  des  Consumtionscapitals  na- 
türlich nicht  blos  an  auf  die  Summe  des  Geldes,  welches  ver- 
ausgabt worden  ist,  sondern  auch  auf  die  Art  und  Weise  der 
Consumlion  selbst.  Denn  der  Act  des  Kaufs  einer  zu  consumi- 
renden  Sache  ist  nur  der  erste  Anfang  oder  die  Bedingung  der 
ihm  nachfolgenden  Consumtion,  die  erst  vollendet  ist,  nachdem 
der  Gegenstand  wirtschaftlich  werthlos  geworden  ist.  Die  Con- 
sumtion von  wirtschaftlichen  Gütern,  welche  als  solche  fort- 
dauern, da  sie  durch  den  Gebrauch  wenig  oder  gar  nichls  von 
ihrem  Werlh  verlieren,  wie  z.  B.  von  Gebäuden,  manchen  Gat- 
tungen des  Schmucks,  stellt  sich  zum  laufenden  Einkommen  des 
Individuums  ganz  anders,  als  die  Consumtion  von  solchen  Gütern, 
welche,  wie  Speisen  und  Getränke,  in  kurzer  Zeit  verzehrt 
werden  müssen,  oder  welche,  wie  die  persönlichen  Dienste, 
nur  so  lange  fortdauern,  als  sie  bezahlt  werden.  Auf  diese 
Weise  ist  die  Anschaffung  von  theuern  aber  ihren  Tauschwerth 
behaltenden  Luxusgegenständen  keineswegs  als  Verschwendung 
anzusehen;  für  Aermere  können  sie  sogar  einen  Nothpfennig 
bilden.    Etwas  Anderes  ist  es  natürlich,  wenn  ein  verhältniss- 
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massig  grosser  Theil  des  Vermögens  zu  solchen  Gegenständen 
verwendet  wird. 

Für  die  meisten  Consumenten  wird  die  Lösung  dieser  ersten 
allgemeinen  Aufgabe  der  Consumlion  durch  die  Sitten  und  Ge- 
wohnheiten des  bürgerlichen  Lebens  erleichtert,  durch  welche 
sie  unwillkürlich  dazu  geführt  werden,  nicht  über  eine  gewisse 
Grenze  hinaus  und  nicht  über  ein  gewisses  Maass  herunter  zu 
gehen.  Schwieriger  dagegen  ist  für  die  Meisten  die  Aufgabe, 
mit  dem  zum  Gesammtaufwand  bestimmten  Capital  in  angemessener 
Weise,  d.  h.  so  auszukommen,  dass,  negativ  ausgedrückt,  keines 

der  verschiedenen  Gebiete  der  Consumlionsbedürfnisse  verkürzt 

• 

wird,  und,  positiv  ausgedrückt,  jeder  Aufwand  als  möglichst 
zweckmässig  für  den  Consumenten  anzusehen  ist.  Die  Meisten 
gelangen  nicht  dazu,  sich  eine  solche  Aufgabe  zu  stellen,  was 
doch  nöthig  wäre,  da  es  hierfür  keine  richtig  leitende  Triebe, 
Neigungen,  Instincte  giebt.  Viele  derjenigen,  deren  Beruf  die 
wirtschaftliche  Production  ist,  wenden  den  ganzen  Consumtions- 
fonds  möglichst  auf  diese  und  möglichst  wenig  auf  persönliche 
Güter,  handeln  demnach  so,  als  ob  die  wirtschaftliche  Production 
oder  das  Reichwerden  die  eigentliche  Bestimmung  des  Menschen 
sei,  oder  sie  wollen  wenigstens  zuerst  reich  werden  und  dann 
in  allen  Tagen  gemessen.  Sie  begreifen  nicht,  dass  der  wahre 
Lebensgenuss  besonders  des  zunehmenden  Allers  ebensowohl 
durch  persönliche  Bildung  als  durch  Wohlsland  bedingt  ist,  dass 
sie  folglich  ihren  Zweck  nicht  erreichen,  nur  Organe  sind  für 
Andere,  welche  mit  oder  nach  ihnen  das  Aufgehäufte  consumiren. 
Doch  wir  wollen  hier  von  offenbar  einseitigen  Lebensmaximen  nicht 
reden  und  gehen  daher  zu  den  wissenschaftlichen  Maximen  über. 

Unter  den  national-ökonomischen  wie  unter  den  ethischen 
Schriftstellern  scheint  die  Ansicht  vorherrschend  zu  sein,  dass 
die  Rangordnung  der  höheren  und  niederen  Pflichten  hier  den 
iMaasstab  abgeben  müsse,  so  dass  die  niederen  den  höheren  nur 
als  Mittel  zum  Zweck  dienen.  Es  genüge  von  beiden  Riedel 
und  J.  H.  Fichte  anzuführen,  welcher  letztere  z.  B.  die  Collision 
zwischen  den  Pflichten  der  Selbslerhaltung  und  der  Vervoll- 
kommnung durch  Unterordnung  der  ersteren  löst.  (System  der 
Ethik  II,  1,  301.)  „Leben  und  Eigenthum  werden  stets  jenen 
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Pflichten  der  Vervollkommnung  nachstehen:  beide  sind  nur  Mittel 
für  diese. a  So  schone  z.  B.  kein  Forscher  sein  Eigenthum,  wenn 
es  sich  um  Erweiterung  seiner  Berufsbildung  handle.  Die  Wahr- 
heit des  letzteren  Satzes  wird  jeder  zugeben,  wenn  der  Fall  ganz 
allgemein  aufgefasst  wird.  Aber  etwas  Anderes  ist  es,  wenn 
wirklich,  wie  hier  vorausgesetzt  wird,  Collisionen  eintreten,  d.  h. 
wenn  das  was  der  Forscher  für  jene  Zwecke  aufwenden  möchte, 
zugleich  durch  Bedürfnisse  der  Selbsterhaltung  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.  Jedermann  wird  es  als  pflichtwidrig  ansehen, 
wenn  ein  Gelehrter  sein  Einkommen  in  dem  Maasse  auf  seine 
Bibliothek  und  andere  Bildungsmittel  aufwendet,  dass  für  die  an- 
standige Erhaltung  seiner  und  der  Familie  nicht  genug  übrig 
bleibt,  und  dies  mit  Recht.  Denn  eine  solche  Unterordnung  der 
Pflichten  führt  nicht  nur  mit  Nothwendigkeit  zur  Pflichtverletzung 
auf  den  untergeordneten  Gebieten,  sondern  sie  würde,  stets  fort- 
gesetzt, auch  sich  selbst  aufheben.  Ein  Gelehrter  z.  B.,  der 
wirtschaftlich  schlecht  lebt,  und  dadurch  seine  Gesundheit,  seine 
persönlichen  Kräfte  beeinträchtigt,  wird  auch  seine  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  nicht  mehr  mit  derselben  Freudigkeit  und  dem- 
selben Erfolge  ausführen  können.  Eben  so  schlimm  würde  die 
Unterordnung  der  niederen  wirtschaftlichen  Zwecke  unter  die 
höheren  sittlichen  und  intellectuellen  Tür  den  Geschäftsmann  aus- 
fallen,  wenn  er  das  für  wirthschaftliche  Production  nöthige  Ka- 
pital theil weise  für  höhere  Zwecke  verwendete.  Es  ist  überhaupt 
unzulässig,  irgend  einen  sittlichen  Zweck  einem  anderen  ver- 
meintlich höheren  aufzuopfern,  denn  die  Nichtbefriedigung  eines 
wesentlichen  oder  reellen  Bedürfnisses  bringt  Hemmung,  Unord- 
nung, Zerstörung  in  den  Kreis  des  sittlichen  Lebens.  Die  ver- 
schiedenen sittlichen  Zwecke  stehen  nicht  zu  einander  in  einem 
Verhältniss  der  Unterordnung,  sondern  in  dem  einer  einander 
coordinirten  inneren  Wechselwirkung.  Und  gerade  hierin  liegt, 
wie  Schleiermacher  nachwies,  die  allgemeine  Möglichkeit  einer 
collisionsfreien  Lösung  der  sittlichen  Aufgabe,  darin  nämlich,  dass 
jede  pflichlmässige  Handlung  in  Beziehung  steht  zu  der  Lösung 
der  sittlichen  Aufgabe  überhaupt  und  einen  Beitrag  dazu  liefert. 
Dies  gilt  von  jeder  Sphäre  der  Pflicht,  also  auch  der  der  Con- 
Sumlion.    Wer  produetiv  consumirt  für  die  Reproduction  und 
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Belebung  seiner  persönlichen  Kräfte,  der  befriedigt  hiermit  das 
Bedürfniss  seiner  Natur  Überhaupt,  folglich  mittelbar  auch  das 
der  sittlichen  Natur  und  umgekehrt  wer  durch  einen  Aufwand 
ein  Bedürfniss  der  letzteren,  der  Ausbildung  der  produetiven 
Kräfte  befriedigt,  dessen  Consumtion  ist  eine  mittelbar  produetive 
auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung.  Folglich  leistet  jede  wahr- 
haft produetive  Consumtion  auf  einem  einzelnen  Gebiet  einen 
Beitrag  zur  Lösung  der  Aufgabe  Tür  die  pflichtmassige  Gesammt- 
consumlion. 

In  dem  dargelegten  innern  organischen  Verhältniss  der  Pflich- 
ten zu  einander  liegt  jedoch  nur  die  universelle  Möglichkeit  für 
eine  richtige  Lösung  der  Collisionen.  Damit  diese  wirklich  statt- 
finde, wenn  verschiedenartige  Consumtionspflichten  zugleich  das 
Individuum  in  Anspruch  nehmen,  dazu  ist  nöthig,  dass  es  die 
Gesammtheit  seiner  Consumtionsbedürfnisse  oder  Pflichten  in's 
Auge  fasse,  die  Grade  des  Bedürfnisses  derselben  unterscheide 
und  zunächst  die  dringendste  befriedige.  Denn  die  allgemeine 
Regel,  dass  das  Individuum  auf  allen  Gebieten  gleichmassig  seine 
Pflichten  erfülle  und  seine  Bedürfnisse  befriedige,  kann  nur  in 
der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  es  zuerst  auf  allen  Pflicht- 
gebielen  der  Consumtion  die  absoluten  Bedürfnisse,  dann  die  re- 
lativen befriedigt,  und  zuletzt,  wenn  Zeit  und  Vermögen  aus- 
reicht, das  in  einzelnen  Beziehungen  Nützliche  und  Angenehme 
berücksichtigt.  Der  Maasstab  eines  wahrhaften  Bedürfnisses  ent- 
scheidet also  zugleich  über  die  Zweckmässigkeit  und  die  Pflicht- 
mässigkeit  einer  Consumtion.  Die  Unterscheidung  der  absoluten 
und  der  relativen  Bedürfnisse  ist  im  Allgemeinen  nicht  schwierig, 
denn  die  ersteren  geben  sich  entweder  unmittelbar  in  einem  un- 
widerstehlichen Triebe  zu  erkennen,  oder  mittelbar  als  Folgen 
und  Mittel  ursprünglicher  Bedürfnisse.  Wie  weit  dieselben  auf 
den  verschiedenen  Gebieten  reichen,  darüber  lässt  sich  nicht  wohl 
eine  allgemeine  Regel  aufstellen,  weil  der  Grad  der  Bedürfnisse 
nach  den  unendlichen  Verschiedenheiten  der  individuellen  sitt- 
lichen und  intellectuellen  Bildung,  in  Verbindung  mit  der  wirth- 
schaftlichen  Stellung  des  Individuums,  sich  sehr  verschieden  be- 
stimmt. Die  Hauptsache  ist,  dass  das  Individuum,  ohne  sich  durch 
Nachahmung  und  Mode  leiten  zu  lassen,  seine  Bedürfnisse  selbst 
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ins  Auge  fasst,  sie  vom  sittlichen  Standpunkt  beurlheilt  und  auf 
diese  Weise  eine  gewisse  Harmonie  zwischen  den  verschiedenen 
Gallungen  der  Consumtion  erhalt,  welche  ihren  Grundton  hat  in 
der  individuellen  Bildung  und  dem  Vermögen  des  Consumenten. 
Je  grösser  seine  persönliche  Bildungsfahigkcit,  desto  mehr  soll 
er,  in  so  fern  die  Hülfsmiltel  hinreichen,  für  persönliche  Bildung, 
Güter  und  Genüsse  verwenden;  je  geringer  diese  Bildungsfähig- 
keit,  desto  weniger,  denn  in  diesem  Falle  ist  der  Aufwand  ein 
unproducliver,  wie  er  z.  B.  nicht  selten  bei  den  Kindern  reicher 
Eltern  stattfindet.  Freilich  darf  man  diesen  Aufwand  nicht  nach 
dem  Gefühl  des  Bedürfnisses,  besonders  bei  Kindern  bemessen. 
Es  handelt  sich  indess  für  mehrere  Gattungen  des  Aufwands 
nicht  blos  um  die  Unterscheidung  absoluter  und  relativer  Bedürf- 
nisse, sondern  um  die  grössere  oder  geringere  Productivilät  eines 
Aufwands  und  der  reellen  persönlichen  Consumtion,  welcher  er 
dient.  Wir  haben  also  zunächst  auf  die  Grundsätze  der  Unter- 
scheidung der  productiven  und  unproductiven  Consumtion  und 
ihrer  verschiedenen  Grade  und  Modifikationen  unsere  Aufmerk- 
samkeit zu  richten.  Endlich  giebt  es  noch  ein  Pflichtgebiet  der 
Consumtion,  dessen  Verhältnis  zu  den  anderen  Gebieten  der- 
selben an  und  für  sich  gar  nicht  klar  ist,  worüber  deshalb  auch 
die  verschiedensten  Ansichten  herrschen,  das  der  Unterstützung 
der  Armen.  Die  Betrachtung  dieses  Pflichtgebiets  fallt  indess 
offenbar  in  das  Gebiet  des  zweiten  Theils  dieser  Untersuchung. 

in.  Unterscheidung  der  productiven  und  der  unproductiven  volkswirt- 
schaftlichen Consumtion. 

Die  Handlungen,  welche  sich  auf  die  wirlhschaftliche  Con- 
sumtion beziehen,  werden,  was  die  persönliche  Seite  des  Bedürf- 
nisses oder  Zwecks  derselben  betrifft,  im  practischen  Leben  ge- 
wöhnlich nach  dem  Gefühl  eines  individuellen  Bedürfnisses  oder 
einer  Nöthigung,  Aufforderung  von  Aussen  vollzogen ;  das  Höchste, 
was  nach  dieser  Seite  hin  noch  hinzukommt,  ist  eine  leicht  voll- 
zogene Reflexion  über  ein  solches  Bedürfniss,  denn  die  ausser- 
dem hinzukommende  Reflexion  über  die  Mittel  das  Bedürfniss  zu 
befriedigen,  gehört  nicht  hieher.  Jenes  Gefühl  nun  bildet  sich 
in  der  Praxis  des  Lebens  und  theilt  die  Unvollkommenheiten 
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demselben;  es  kann  in  vielen  Fällen  richtig  leiten,  besonders 
dann,  wenn  das  Individuum  oder  Volk  noch  nicht  so  weit  von 
der  Nalur  sich  entfernt  hat  und  der  Kreis  der  Bedürfnisse  noch 
ein  sehr  beschränkter  ist,  je  mehr  aber  die  Lebens-  und  Bil- 
dungsbedürfnisse im  Verlauf  der  Entwicklung  sich  von  der  Nalur 
entfernen  und  künstliche ,  complicirte  werden ,  desto  weniger 
reicht  das  Gefühl  aus  zur  richtigen  Leilung.  Am  meislen  gilt 
dies  in  Rücksicht  auf  die  relativen  und  künstlichen  Luxusbedürf- 
nisse, auf  deren  Gebiete  die  unproduetive  Consumtion  am  häufig- 
sten vorkommt  und  am  schwierigsten  von  der  produetiven  zu 
unterscheiden  ist.  Die  der  Verschwendung  entgegengesetzte 
Galtung  der  unproducliven  Consumlion,  die  des  blossen  Besitzes 
ohne  Benützung  und  Annehmlichkeit  desselben,  ist  zwar  weiter 
verbreitet,  als  man  sich  gewöhnlich  vorstellt,  jedoch  nur  für  ge- 
ringere Theile  des  Vermögens,  und  ist  auch  in  ethischer  Beziehung 
von  geringerer  Bedeutung,  weshalb  wir  hierauf  nicht  näher  ein- 
gehen. Auch  ist  die  Sorge  Tür  Flüssigerhaltung  der  Capitale 
eines  Landes  ein  Theil  der  Volkswirthschafts-Politik.  Ferner 
giebt  es  eine  andere  Gattung  der  Bedürfnisse,  bei  welchen  das 
ursprüngliche  Gefühl  derselben  gar  nicht  mehr  in  Betracht  kommt 
und  verschwindet,  weil  dieselben  dem  Kreise  des  Privatlebens 
entrückt  werden ,  wir  meinen  die  slaalswirthscbaftlichen.  Und 
doch  wird  wohl  Niemand  läugnen,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete 
das  wahrhafte  Bedürfniss  des  Staats  oder  Volks  Maasslab  der 
Consumtion  sein  soll. 

Soll  nun  aber  die  Reflexion  auf  beiden  Gebieten  das  Gefühl 
des  Bedürfnisses  und  somit  die  Bedürfnisse  selbst  genauer  be- 
stimmen, so  wird  dieselbe,  um  nicht  durch  Willkür  „und  Sub- 
jectivität  von  ihrem  Ziel  abgeleitet  zu  werden,  suchen  müssen, 
leitende  Grundsätze  zu  gewinnen,  indem  sie  auf  die  ursprüng- 
lichen Lebens-  und  Bildungszwecke  zurückgeht.  Hierauf  richten 
wir  jetzt  unsere  Aufmerksamkeit. 

1.  Grund  »Alse  für  die  Benrtheilung  der  Luxut-Coniamtion. 

Das  was  man  Luxus  zu  nennen  pflegt,  umfassl  einen  so 
weiten  Kreis  von  mannigfaltigen  und  verschiedenartigen  Genüssen 
und  künstlichen  Bedürfnissen  der  Cullur  und  Uncultur,  dass  e& 
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kein  Wunder  ist,  dass  von  alten  Zeiten  her  die  verschiedensten 
Ansichten  über  das  Verderbliche  und  Wohlthätige  oder  Zulässige 
der  Luxus-Consumtioa  hervorgetreten  sind.  Es  wird  deshalb 
nöthig  sein,  uns  zuerst  über  Begriff  und  Zweck  des  Luxus  zu 
Orientiren,  weil  hieraus  die  Principien  Air  die  Beurlheilung  des- 
selben sich  ergeben  müssen.  Hierauf  werfen  wir  einen  Blick 
auf  die  Hauptformen  des  Luxus,  in  welchen  die  volkswirtschaft- 
liche Entwicklung  in  ihrem  Verlauf  hervorzutreten  pflegt  und 
gehen  zuletzt  über  zu  der  Unterscheidung  der  productiven  und 
unproducliven  Luxus-Consumlion. 

a)   Begriff  und  Zweck  des  Luxns. 

Der  Luxus  hat  darum  besonders  so  heftige  Gegner  gefun- 
den, weil  man  denselben  so  ziemlich  mit  Verschwendung  identi- 
ficirle.  Bau  und  Roscher  haben  das  Verdienst,  eine  eindringende 
Betrachtungsweise  desselben  angebahnt  zu  haben,  haben  jedoch 
die  ethische  Seite  desselben  nicht  näher  verfolgt.  „Unter  Luxus", 
bemerkt  Rau  (Volkswirtschaftslehre  S.  390)  „versteht  man  einen 
solchen  Verbrauch,  der  blos  einen  entbehrlichen  Gülergenuss 
bezweckt,  ohne  ein  wesentliches  Bedürfniss  zu  befriedigen. u 
Diese  Definition  enthält  selbst  einen  gewissen  Luxus,  denn  sie 
gibt  uns  statt  eines  bestimmten  Merkmals  zwei,  welche  so  ziem- 
lich auf  dasselbe  hinauslaufen,  wovon  jedoch  das  erste,  das  des 
Entbehrlichen,  wegen  der  Unbestimmtheit  dieses  Begriffs,  sehr 
füglich  hätte  entbehrt  werden  können,  und  dieses  um  so  mehr, 
da  es  den  Begriff  des  Luxus  dem  der  Verschwendung  zu  sehr 
nähert.  Dies  geschieht  durch  das  letztere  Merkmal  weniger, 
denn  es  schliesst  nicht  aus,  dass  der  Luxus  einem  nicht  gerade 
wesentlichen,  aber  relativen  Bedürfnisse  diene.  Freilich  aber 
bedarf  auch  dies  einer  genaueren  Bestimmung,  denn  wir  befrie- 
digen durch  einen  Luxusaufwand  nicht  seilen  auch  wesentliche 
oder  Naturbedürfnisse,  z.  B.  Hunger  und  Durst,  durch  kostbare 
Speisen  und  Getränke.  Unwesentlich  ist  hierbei  nur  die  Art  und 
Weise  oder  Form  der  angenehmen  persönlichen  Befriedigung. 
Wir  werden  also  sagen  können:  der  Luxusaufwand  befriedigt 
entweder  unwesentliche  Bedürfnisse  oder  wesentliche  in  einer 
unwesentlichen  Form  der  Consumlion.    Hierbei  ist  indess  zu 
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beachten ,  dass  der  Begriff  des  Wesentlichen  hier  keine  andere 
Bedeutung  hat,  als  die  des  absolut  Notwendigen  oder  blos  Na- 
türlichen; denn  ob  der  Luxus  nicht  eine  relalive  Notwendigkeit 
und  Natürlichkeit  hat,  das  ist  noch  zu  uniersuchen.  Der  ge- 
wöhnliche Sprachgebrauch  ist  in  der  Anwendung  dieses  Ausdrucks 
etwas  schwankend  und  willkührlich ;  er  verbindet  mit  demselben 
den  Nebenbegriff  der  Verschwendung  und  wendet  ihn  weniger 
an  auf  den  gewöhnlichen  anständigen  Lebensgenuss.  Was  nun 
aber  zu  dem  letzteren  gehört,  das  beurtheilt  der  Reiche,  der 
Wohlhabende  und  der  Dürftige  sehr  verschieden.  Die  Wissen- 
schaft muss,  um  diesen  verschiedenen  Auffassungen  gerecht  zu 
werden,  den  Begriff  des  Luxus  anwenden  auf  jede  Consumtion, 
durch  welche  ein  natürliches  oder  künstliches  Bedürfniss  über 
die  Grenze  des  blos  Nothwendigen  hinaus  zur  Lust  des  Consu- 
menten  befriedigt  wird,  so  dass  dieser  Begriff  die  Consumtion 
für  anständigen  Lebensgenuss  und  die  Tür  die  rafßnirte  Lust  des 
Verschwenders  auf  gleiche  Weise  umfasst.  Wir  versuchen  in- 
dess  zunächst  den  Inhalt  und  Umfang  dieses  Begriffs  etwas  naher 
darzulegen,  indem  wir  einen  Blick  auf  die  Entstehung  und  die 
verschiedenen  Gattungen  des  Luxus  werfen. 

Der  Luxus  entstand  und  entsteht  ursprünglich  aus  dem 
Bestreben,  die  Genüsse,  welche  die  Befriedigung  von  Naturbe- 
dürfnissen gewährte,  festzuhalten,  von  Neuem  hervorzurufen,  zu 
vermehren  und  zu  verfeinern.  Auf  diese  Weise  wurden  die 
Naturbedürfnisse  allmälig  in  angebildete.  Culturbedürfnisse,  ge- 
richtet auf  das  Bequeme,  Angenehme,  umgebildet  und  diese 
dehnten  sich  weit  über  das  ursprüngliche  Gebiet  aus;  mit  der 
fortschreitenden  Cultur  trat  immer  mehr  die  Neigung  und  gc- 
wissermaassen  ein  Bedürfniss  hervor,  sich  das  Leben  nach  allen 
Seiten  genussreich  zu  machen.  Der  Luxus  der  Verzehrung,  d.  h. 
der  wohlschmeckenden  Speisen  und  berauschenden  Getränke  ist 
wohl  der  ursprünglichste;  er  wird  bei  allen  Völkerschaften  ge- 
funden, deren  Leben  nicht  im  Kampf  mit  der  Natur  aufgeht  oder 
welche  nicht  ganz  in  Trägheit  versunken  sind.  Eine  zweite 
Gattung  bildet  der  Luxus  des  persönlichen  Schmucks,  der  Klei- 
dung, welcher  schon  nicht  mehr  an  die  Befriedigung  eines  be- 
stimmten Naturtriebs  sich  knüpft,  denn  wir  finden  den  persönlichen 
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Schmuck  auch  bei  den  sogenannten  Wilden  oft  ganz  unabhängig 
von  der  Kleidung;  er  entsteht  aus  dem  natürlichen  Streben  des 
Individuums  nach  der  Belebung  des  persönlichen  Selbstgefühls. 
An  den  Luxus  des  persönlichen  Schmucks  reiht  sich,  jedoch  erst 
bei  fortschreitendem  Wohlstand  und  Cuitur,  der  häusliche,  wel- 
cher das  Haus  zu  einem  angenehmen  Aufenthalt  der  Familie  bildet: 
der  Luxus  der  Reinlichkeit,  der  Bequemlichkeit,  des  Schmucks  der 
Wohnnng  mit  schönem  Geräth.  Mit  dem  häuslichen  Luxus  aber 
tritt  bald  in  eine  innige  Wechselwirkung  der  gesellige,  welcher 
die  verschiedenen  Genüsse  der  Geselligkeit  zu  erhöhen  strebt. 
Dieser  nämlich  im  weiteren  Sinne  nimmt  alle  frühern  Gattungen 
des  Luxus  in  sich  auf  und  giebt  denselben  eine  bestimmtere 
Richtung  auf  gesellige  Freude  bei  Mahlzeiten,  Symposien,  Festen. 
Er  bringt  aber  ausserdem  auch  durch  die  Künste  besondere  Ge- 
genstände und  Darstellungen  hervor  zur  Erholung  und  Erheiterung. 
Der  gesellige  Luxus  eignet  sich  ferner  ein  ursprünglich  wirt- 
schaftliches Bedürfniss  an,  das  der  häuslichen  Diener.  An  diese 
Art  des  geselligen  Luxus  schliesst  sich  endlich  die  höchste  Gat- 
tung des  Luxus  überhaupt,  der  der  persönlichen  Diener,  welcher 
neben  der  Thötigkeit  auch  die  Persönlichkeit  selbst  zum  Gegen- 
stande hat:  es  ist  dies  der  Luxus  der  Macht,  des  Reichthums, 
der  Müsse,  welche  zu  seiner  vollständigen  Entwicklung  zum 
wenigsten  die  Culturstufe  des  Staats  voraussetzt.  Er  entsteht  aus 
einem  potenzirlen  Streben  nach  persönlichem  Genuss  und  ist 
auch  in  wirtschaftlicher  Rücksicht  der  kostbarste.  Diese  Gattung 
umfasst  nicht  nur  die  persönlichen  Diener  im  engeren  Sinne,  son- 
dern auch  die  Schmeichler,  Schmarotzer,  Maitressen  u.  s.  w.  der 
Mächtigen. 

Wir  haben  mit  dem  Entstehungsgrund  auch  bereits  den 
Zweck  des  Luxus  als  Lust  und  Lebensgenuss  angegeben;  hier- 
mit aber  ist  noch  nicht  sein  Verhaltniss  zum  sittlichen  Leben 
bezeichnet,  worüber  die  Ansichten  so  verschieden  sind.  Wir 
sehen  hier  ganz  ab  von  denen,  welche  auf  einer  Verwechselung 
des  Luxus  mit  der  Verschwendung  beruhen  und  beschranken  uns 
darauf,  die  Ansichten  Rau's  und  Schleiermacher's  anzuführen,  von 
welchen  die  des  ersteren  wohl  als  Ausdruck  der  in  der  Gegen- 
wart vorherrschenden  Ansicht  angesehen  werden  kann,  die  des 
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letztem  dagrgen  in  origineller  Weise  dem  Luxus  eine  höhere 
Bedeutung  anweist. 

Ueber  den  Zweck  des  Luxus  bemerkt  Rhu  im  Wesentlichen 
Folgendes  (a.  a.  0.):  Er  ist  gerichtet  auf  sinnlichen  Genuss 
(Wohlleben)  und  auf  die  Hervorbringung  eines  gewissen  Ein- 
drucks bei  anderen  Menschen,  das  letztere,  wie  näher  ausgeführt 
wird,  durch  einen  standesmässigen  Aufwand  oder  durch  Prunk. 
Diese  Erklärung  lässt  sich  auf  einen  grossen  Theil  der  Erschei- 
nungen des  Luxus  anwenden,  aber  nicht  auf  alle,  am  wenigsten 
auf  diejenigen,  welche  Rau  selbst  als  höchste  Gattung  anführt, 
auf  die  Erzeugnisse  der  schönen  Künste.  Geben  wir  auch  zu, 
dass  der  Luxus  der  Speisen  und  Getränke  bei  der  grössten  Ver- 
feinerung doch  zunächst  nur  einem  verfeinerten  sinnlichen  Genüsse 
dient,  so  führt  uns  doch  schon  der  Luxus  des  persönlichen 
Schmucks  Uber  diesen  hinaus.  Mag  auch  die  Lust  am  Angemes- 
senen, Gefälligen,  Schönen  noch  sinnliche  Elemente  in  sich  tragen, 
so  ist  sie  im  Wesentlichen  nicht  mehr  eine  blos  sinnliche,  durch 
die  physische  Organisation  vermittelte.  Auch  handelt  es  sich  bei 
dieser  Lust  nicht  blos  um  die  Hervorbringung  eines  gewissen 
Eindrucks  'bei  Anderen,  denn  wir  finden  sie  oft  und  vielfach 
ganz  unabhängig  hiervon.  Der  Zweck  des  häuslichen  und  ge- 
selligen Luxus  beschränkt  sich  nicht  auf  sinnlichen  Genuss,  son- 
dern auch  Geist  und  Gemüth  sollen  an  der  Befriedigung  ihren 
Antheil  haben.  Am  meisten  gilt  dies  natürlich  für  diejenigen 
Gegenstände  und  Darstellungen,  welche  der  eigentlichen  Kunst 
angehören,  für  den  Luxus  des  öffentlichen  Lebens,  wie  wir  den- 
selben z.  B.  in  Athen  in  der  besseren  Zeit  finden.  Der  festliche 
Luxus,  wie  denselben  schon  im  Allerthum  die  Priester  ausbilde- 
ten, mochte  wohl  schon  früh  in  Prunk  ausarten,  aber  er  galt 
ursprünglich  der  würdigen  Darstellung  des  Menschen  vor  der 
Gottheit.  Dazu  kommt  endlich,  dass  die  mit  dem  Luxus  z.  B. 
feinerer  Speisen  und  geistiger  Getränke  gegebene  angemessene 
blos  natürliche  Belebung  nun  auch  nicht  blos  höheren  Genüssen, 
sondern  auch  den  Zwecken  sowohl  der  ideellen  als  der  mecha- 
nischen Arbeit  dienen  kann  und  wirklich  dient. 

Schleiermacher  fasst  —  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  von 
Rau  —  den  Luxus,  vereinigt  mit  dem  Spiel  und  der  Kunst,  als 
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einen  Ausdruck  dos  darstellenden  geselligen  Handelns,  d.  h. 
desjenigen  auf,  welches,  im  Unterschiede  von  dem  wirksamen 
auf  bestimmte  Zwecke  gerichteten,  die  inneren  Zustände  des 
Selbstbewusstseins  des  Individuums  nach  Aussen  bin  an  die  Ge- 
meinschaft ohne  einen  besondern  Zweck  mitteilt.    Diese  Ansicht, 
welche  er  in  Rücksicht  auf  die  Kunst  näher  ausgeführt  hat,  er- 
klärt viele  Erscheinungen  der  letzteren  besser,  als  die  hierüber 
herrschenden  philosophischen  Lehren  und  lässtsich  auf  die  höheren 
Gattungen  des  geselligen  Luxus  anwenden.    Allein  wir  möchten 
darum  nicht  den  Luxus  überhaupt  als  Erzeugniss  einer  Haupt- 
gattung des  sittlichen  Handelns  oder  als  Ausdruck  eines  erregten 
höheren  Selbstbewusstseins  betrachten.    In  den  gewöhnlichen 
Gegenständen  des  Luxus  nämlich,  in  der  Auswahl  der  Speisen 
und  Getränke,  in  dem  Schmuck  der  Kleider,  des  Hausgeräths  u.  s.  w. 
kann  wohl  ein  gebildeter  Geschmack,  nicht  aber  ein  höheres 
Selbstbewusstsein,  d.  b.  Geist  und  Gemüth  in  seinem  innerlichen 
Ausdruck  sich  darstellen.  Aus  demselben  Grunde  kann  der  Luxus- 
genuss  nicht  als  eine  sittliche  Thätigkeit  im  engeren  eigentlichen 
Sinne  angesehen  werden,  denn  in  diesem  können  wir  nur  die- 
jenigen Handlungen  sittliche  nennen,  welche  ein  sittliches  Gut 
erzeugen  oder  sittliche  Tbätigkeiten  fortpflanzen.    Wenn  die  Be- 
lebung der  persönlichen  Kräfte,  welche  er  gewährt,  zu  Zwecken 
sittlicher  Thätigkeit  angewendet  wird,  so  ist  hierbei  der  Luxus 
nur  vermittelndes,    nicht  selbsttätiges  Element.    Die  geistige 
Thätigkeit  ist  im  Luxusgenuss  eine  überwiegend  passive.  Wenn 
ferner  das  Ueberinaass  des  Luxus,  wie  auch  der  gänzliche  Mangel 
desselben  bei  Wohlhabenden  als  unsittliche  Handlungen  geladelt 
werden,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  die  dem  Maass  ent- 
sprechende Luxus-Consumlion  als  eine  eigentlich  sittliche  be- 
trachtet werden  muss.    Im  weiteren  Sinne  freilich,  in  welchem 
wir  diesen  Begriff  auf  alle  untadelhaflen,  der  Sitte  und  dein  Zweck 
gemäss  vollzogene  Handlungen  anwenden,  muss  man  auch  den 
maassvollen  Luxusgenuss  als  eine  solche  ansehen,  denn  er  bildet 
ein  notwendiges  Element  der  pflichtmässig  vollzogenen,  also 
sittlich- wirtschaftlichen  Consumtion. 

Im  Luxusgenuss  feiert  der  Mensch  seine  Herrschaft  über 
die  Natur,  indem  er  ihr  Leben  innig  empfindend,  geniessend  in 
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sich  aufnimmt,  sich  aneignet.  Aber  diese  Aneignung  der  Lust 
und  Lebensfreude  ist  zunächst  eine  durch  das  Naturleben  des 
Menschen  vermittelte.  Allerdings  vermag  nun  der  Geist  des 
Menschen  die  durch  diese  Aneignung  vollbrachte  Anregung  und 
Belebung  der  persönlichen  Kräfte  unter  die  höhere  sittliche  Herr- 
schaft seines  Lebens  aufzunehmen,  wenn  das  Individuum  dieselbe 
zu  seiner  höheren  Selbsttätigkeit  anwenden  will.  Aber  nur 
zu  häufig  ziehen  die  Naturmächle  im  Luxusgenuss  den  Geist  zu 
sich,  zur  Passivität  der  Genusssucht  und  Selbstsucht  herab,  so 
dass  er  mehr  oder  weniger  untüchtig  wird  für  die  höheren  Be- 
strebungen, in  welchen  seine  Bestimmung  und  der  Quell  der 
höchsten  dauernden  Lebensfreude  liegt.  Mit  dem  aus  den  Cultur- 
bestrebungen  hervorgehenden,  also  relativ  natürlichen  und  not- 
wendigen Luxus  entwickelte  sich  bei  allen  Völkern  zugleich  der 
entartete,  verschwenderische  der  Genuss-  und  Selbstsucht. 

Die  so  verderblichen  Folgen  eines  entarteten  Luxus  sind 
Rir  ernste  Gemüther  die  Veranlassung  geworden,  allen  und  jeden 
Luxus  zu  beklagen,  zu  verwerfen  und  wo  möglich  ausrotten  zu 
wollen.  Den  Gegnern  des  Luxus  pflegt  man  mit  der  Erwägung 
entgegen  zu  treten,  dass  der  Luxus  Industrie  und  Handel  in  Be- 
wegung setzt  und  dass  die  Entwicklung  der  Künste  ein  not- 
wendiges Moment  in  der  aufstrebenden  Cultur  eines  Volks  bildet, 
dass  z.  B.  ohne  Ausbildung  der  Künste  auch  keine  Städte  hätten 
erbaut  werden  können,  diese  aber  den  nolhwendigen  Ausgangs- 
punkt für  die  Entwicklung  und  Organisation  der  Gesellschaft  und 
des  Staats,  wie  auch  der  Wissenschalten  und  schönen  Künste, 
also  für  alle  Gattungen  der  Cultur  bilden.  Ferner  wo  der  Luxus 
aus  einem  wahren  Culturbedürfniss  hervorgeht,  da  ist  er  eines 
der  mächtigsten  Motive  des  Erwerbs-  und  Arbeits-Eifers.  Diese 
Rechtfertigungsweise  des  Luxus,  nach  welcher  er  als  Mittel  für 
höhere  Culturzwecke  angesehen  wird,  ist  für  sich  allein  ungenü- 
gend, denn  sie  beschränkt  sich  auf  die  Production  des  Luxus. 
Wäre  die  Consumtion  desselben  in  der  Regel  verderblich  in 
sittlicher  Beziehung,  so  wäre  die  Production  desselben  nicht  ge- 
rechtfertigt. Aber  die  Verderblichkeit  kann  als  Regel  nur  für 
einzelne  Stände  und  Zeiten  gelten.  Im  Allgemeinen  ist  im  Luxus, 
wie  in  allen  Lebensgebieten,  das  Böse,  Entartete  am  Guten,  am 
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gesunden  Leben.  Der  Luxus  rechtfertigt  sich  innerlich  als  ein 
natürlicher  und  notwendiger  Beslandtheil  der  Cultur  selbst. 
Freilich  hat  es  nicht  an  solchen  gefehlt,  welche  mit  dem  Luxus 
alle  Cultur  ausser  etwa  die  der  Religion  verwarfen.  Solche 
Ansichten  aber,  mögen  sie  nun  auf  die  bekannte  mönchisch- 
ascetische  Weltansicht  sich  stützen,  oder  von  dem  glücklicheren 
vollkommeneren  Naturzustand  eines  goldenen  Zeitalters  oder  der 
guten  alten  Zeit  träumen,  beruhen  auf  einer  unklaren  Auffassung 
der  menschlichen  Natur  und  ihrer  Entwicklung.  Man  pflegt  nicht 
zu  beachten,  dass  die  Zustände,  die  man  als  Ideal  aufstellt,  doch 
schon  Cultur,  Naturbeherrschung,  also  auch  Wohlstand  und  Luxus 
in  sich  schliessen  und  dass  in  dem  sogenannten  Naturzustand 
aller  uncultivirten  Völkerschaften,  von  denen  wir  Kunde  haben, 
keine  Spur  von  diesem  Ideal,  vielmehr  Unvollkommenheit  und 
Bösartigkeit  jeder  Art  sich  findet.  Das  Letztere  hat  besonders 
Ch.  Comte  (Trail£  de  la  legislation  III,  p.  408  ff.)  nachgewiesen. 
Und  wie  könnte  es  auch  anders  sein  ?  Die  sich  selbst  über- 
lassenen  Naturmenschen  sind  einem  dreifachen  zerstörenden 
Kampfe  ausgesetzt :  zuerst  dem  mit  der  äussern  Natur,  besonders 
den  Thieren ,  dann  dem  mit  ihres  Gleichen  und  zuletzt  dem  mit 
sich  selbst,  mit  ihren  eigenen  Begierden.  Diese  Kämpfe  können 
nur  dadurch  zum  Heil  des  Menschengeschlechts  beendigt  werden, 
dass  der  Mensch  die  äussere  Natur,  seines  Gleichen  und  sich 
selbst  beherrschen  lernt,  und  dies  vermag  er  nur  durch  Cultur 
und  Wohlstand,  an  welche  sich  nothwendig  ein  gewisser  Luxus 
knüpft.  Mögen  also  die  Verächter  der  Cultur  und  jedes  Luxus 
sich  enlschliessen ,  zwischen  den  beiden  Gliedern  dieser  Alter- 
native zu  wählen!  Denn  Thorheit  und  Unverstand  ist  es,  die 
eine  nothwendige  Folge  der  Cultur  zulassen  und  die  andere 
zurückweisen  zu  wollen. 

Wir  übergehen  die  vielen  oberflächlichen  Anklagen  gegen 
den  Luxus,  die  schon  von  den  neuesten  Schriftstellern  hinreichend 
widerlegt  worden  sind  und  erwähnen  nur  eine  oft  gehörte,  dass  es 
in  dem  Luxus  eines  Volks  doch  im  Grunde  nur  verhältnissmässig 
wenige  Reiche,  Wohlhabende  seien,  welche  auf  Kosten  und  zum 
Verderben  der  grossen  Masse  des  Volks  schwelgen.  Durch  diese 
Behauptung  wird  eine  Thatsache,  welche  in  einzelnen  Entwick- 
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lungsperioden  der  Geschichte  eines  Volks  allerdings  stattgefunden 
hat,  als  etwas  Allgemeines  und  Notwendiges  aufgestellt.  Wenn 
man  im  Luxus  der  Vornehmen  den  Grund  einer  solchen  schreien- 
den Ungerechtigkeit  sieht,  so  verwechselt  man,  wie  gewöhnlich, 
die  Wirkung  mit  der  Ursache,  denn  der  verschwenderische  Luxus 
war  nicht  Ursache  sondern  Wirkung  der  Ungleichmässigkeit  der 
Individuen,  ihrem  Vermögen  und  ihren  Kräften  nach,  welche 
theils  immer  schon  existirte,  tbeils  gewaltsam  festgestellt  worden 
war  und  mit  der  Beraubung  und  Ausbeutung  der  niederen  Klassen 
durch  die  höhern  allerdings  einen  übermässigen  Luxus  der  letzteren 
möglich  machte,  während  die  niederen  und  mittleren  Klassen  mit 
Mangel  kämpften.  Eine  solche  Beschränkung  des  Luxus  auf 
Wenige  ist  schon  längst  nicht  mehr  möglich  und  wird  es  in  Zu- 
kunft noch  weniger  sein,  je  mehr  nämlich  mit  dem  Fortschritt 
der  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Cultur  im  ganzen  Volke  die 
fortschreitende  Organisation  der  Gesellschaft  und  des  Staats  jene 
gewaltsame  Ausbeutung  und  Ungleichmässigkeit  nicht  mehr  zu- 
lässt  und  die  Wohlthalen  der  Civilisation  möglichst  Allen  zu  Gute' 
kommen.  Wie  sehr  diese  Veränderung  schon  eingetreten  ist, 
bezeugt  ein  umsichtiger  Beobachter  des  Lebens  in  der  deutschen 
Vierteljahrsschrift  (1852,  III.  S.  120  IT.).  „Es  lässt  sich  nach- 
weisen ,  dass  bei  jedem  grossen  Schritt  in  der  Civilisation  die 
sogenannten  niederen  Klassen  in  den  Genuss  gesetzt  werden, 
der  früher  den  höheren  allein  aufbehalten  war.  (So  vermag  z.  B. 
der  ärmste  Europäer  des  19.  Jahrhunderts  nicht  ohne  Hemd  zu 
existiren,  während  noch  im  16.  der  deutsche  Mittelsland  nackend 
schlief  und  Fürstinnen  Fürsten  einzelne  Hemden  schenkten.)  Die 
Klassen  der  Gesellschaft  sind  kolonnenartig  hinter  einander  ge- 
ordnet. Alles  bewegt  sich  vorwärts,  nur  tritt  der  Hintermann  in 
die  Fusstapfen  des  Voranscbreitenden,  wenn  dieser  sich  vorwärts 
bewegt  hat.  Bei  jedem  Schritt  wird  die  Gegend  breiter  und 
lockender  und  nur  die  Differenzen  zwischen  dem  ersten  und  letzten 
bleiben  immer  dieselben.  —  Jeder  Genuss  ist  keiner  Klasse  der 
Gesellschaft  auf  die  Dauer  vorzuenthalten  und  der  Unterschied 
zwischen  reich  und  arm  wird  nur  zu  einem  Früher  oder  Später." 
Die  letztere  etwas  optimistische  Bemerkung  bedarf  wohl  einer 
Beschränkung.   Denn  wenn  auch  der  aufgestellte  Satz  richtig  ist 
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fiir  alle  Klassen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  bis  zu  den  niedrig- 
sten, den  Proletariern,  so  möchte  er  sich  auf  diese  hintersten 
Hintermanner  nicht  ausdehnen  lassen.  Bei  allem  Drücken  und 
Treiben  gelangen  sie  doch  nur  sehr  wenig  vorwärts  und  wenn 
ihnen  manche  Bequemlichkeiten  und  Annehmlichkeiten  zu  Theil 
werden,  so  gelangen  sie  doch  zu  vielen  wahren  Lebensgenüssen 
und  besonders  zu  dem  Genuss  einer  höheren  sittlichen  und  in- 
tellecluellen  Kultur  gar  nicht,  wenn  ihnen  nicht  von  den  Voran- 
schreitenden, mehr  als  bisher  geschehen,  die  Hand  gereicht  wird, 
wenn  nicht  der  unproductive  Luxus  aller  Klassen  möglichst  ver- 
mindert wird. 

In  dem  dargelegten  Begriff  und  Zweck  des  Luxus  liegt  nun 
das  Grundprincip  für  die  Beurlheilung  der  Erscheinungen  des- 
selben im  wirklichen  Leben.  Ehe  wir  aber  dieses  Grundprincip 
in  seinen  Hauptformen  näher  entwickeln,  werfen  wir  einen  Blick 
—  nicht  auf  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  des  Luxus 
überhaupt,  was  uns  hier  zu  weit  führen  würde,  —  sondern  auf 
die  Hauptformen  derselben  in  ihrem  Verlauf  oder 

b)  die  Perioden  der  volks  wirthichtrtliehen  BlMwickl  ung 

dei  Luid 

Da  der  Luxus  wesentlich  aus  der  Culturentwicklung  hervor- 
geht, so  müssen  auch  die  charakteristischen  Hauptformen  des 
Luxus  eines  Volks  aus  dem  Charakter  seiner  sittlichen,  socialen, 
wirlhschafllichen  Culturentwicklung  sich  liegreifen  lassen.  Ware 
die  wissenschaftliche  Betrachtung  der  letzteren  schon  zu  einem 
gewissen  Abschluss  gediehen,  so  würde  es  nicht  so  schwierig 
sein,  hierin  anknüpfend  jene  Hauptformen  zu  entwickeln.  Da 
nun  aber,  wie  jetzt  die  Sachen  stehen,  diese  Entwicklung  einer 
weitläuftigen  Ausführung  bedürfte,  so  beschranken  wir  uns  hier 
auf  eine  nähere  Charakteristik  der  Hauptfonnen  jener  Entwick- 
lung, wie  sie  im  Verlauf  der  Entwicklungsperioden  der  Cultur 
eines  Volks  sich  darstellt.  Roscher  hat  in  diesem  Sinne  bekannt- 
lich drei  Entwicklungsperioden  unterschieden :  die  des  rohen 
Luxus  im  Mittelalter  eines  Volks,  die  des  gesunden  und  geschmack- 
vollen Lebensgenusses  der  blühenden  Volkswirtschaft  und  die 
des  unklugen  und  unsittlichen  Luxus  verfallender  Nationen.  Wir 
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versuchen  diese  Perioden  genauer  zu  charakterisiren,  indem  wir, 
,  auf  die  Culturenlwicklung  zurückgehend,  das  ethische  oder  psy- 
i  chische  Moment,  welches  der  Gestaltung  des  Luxus  zu  Grunde 
liegt,  näher  ins  Auge  fassen.  Wir  verweisen,  was  die  historischen 
I  Belege  betrifft,  hauptsächlich  auf  Roscher, 
i  In  der  ersten  Periode,  im  sogenannten  Mittelalter  der  Völker, 

d.  h.  in  ihrem  Uebergang  zur  Cultur,  erhält  der  Luxus  mit  der 
ganzen  Cultur  überhaupt  einen  aristokratischen  Charakter,  denn 
Bildung  und  Wohlsland  finden  wir  in  dieser  Periode  vorzugs- 
weise nur  bei  dem  mächtigen  Adel,  dem  in  Staat  und  Kirche 
herrschenden  Stande.  Der  Luxus  wirft  sich  daher  auf  die  Haupt- 
funktionen der  aristokratischen  Cultur,  auf  das  öffentliche  Leben, 
auf  die  Verherrlichung,  den  Glanz  und  Prunk  der  herrschenden 
iMacht  der  Fürsten,  der  Priester  und  Vornehmen  überhaupt;  be- 
sonders ist  das  kriegerische  ritterliche  Element,  welches  das  Leben 
zu  beherrschen  pflegt,  auch  ün  Luxus  vorherrschend.  Wo  die 
Aristokratie  eine  republicanisebe  Form  annimmt,  da  tritt  in  dieser 
Periode  der  Privatluxus  ganz  zurück  gegen  den  des  öffentlichen 
Lebens.  Der  erstere  bleibt  bei  der  geringen  Ausbildung  der 
Industrie  und  der  Künste  ziemlich  roh  und  sucht  die  mangelnde 
Qualität  durch  das  Quantum  zu  ersetzen;  er  charakterisirt  sich 
besonders  durch  die  Menge  der  Speisen  und  Getränke,  durch 
Prunk  und  Reichlhum  der  Kleider  und  durch  eine  zahlreiche 
Dienerschaft. 

In  der  zweiten  Periode,  der  der  höheren  und  höchsten  Cultur- 
enlwicklung, wird  der  Charakter  des  Luxus  durch  die  vorherr- 
schende Cultur  der  bürgerlichen  oder  Mittelklassen  bestimmt. 
Wir  können  hierbei,  was  die  Bestätigung  dieses  Satzes  im  Ein- 
zelnen betrifft,  an  die  Bemerkung  Riehl's  erinnern :  „die  frühere 
bürgerliche  Tracht  war  eine  Abschwäcbung  der  höfischen,  die 
gegenwärtige  höfische  ist  umgekehrt  eine  Steigerung  der  bürger- 
lichen.tf  Wenn  dieser  bürgerliche  Einfluss  auch  nicht  überall 
durchgreifend  oder  nachweisbar  sein  sollte,  so  wird  das  Vor- 
herrschen desselben  im  Wesentlichen  auch  für  den  Luxus  nicht 
zu  bezweifeln  sein.  In  diesem  bürgerlichen  Sinne  nun  richtet 
sich  der  Luxus  zunächst  auf  friedlichen  verfeinerten  Lebens- 
genuß und  auf  das  was  diesem  entspricht,  das  Naturgemässe, 


Digitized  by  Google 


578 


Ueber  das  ethiache  Priooip 


den  Comfort,  das  Angenehme,  Gefällige,  dann  aber  anch  auf  das 
Schöne,  die  Gegenstände  der  Künste  und  der  geistigen  Bedürfnisse. 
Das  Luxusbedürfniss  ist  mit  der  Cullur  selbst  in  dieser  Periode  am 
weitesten  verbreitet  und  findet  in  einer  vielseitig  entwickelten  tech- 
nischen Industrie  die  umfassendste  Befriedigung,  wie  auch  neue 
Anregung.  Hiermit  aber  tritt  auch  die  Entartung  des  Luxus  in- 
tensiver mit  mehr  Selbstbewußtsein  und  extensiver  hervor.  An  die 
Stelle  der  rohen  Unmnssigkeit,  welche  den  Auswuchs  der  ersten 
Periode  bildet,  tritt  jetzt  ein  bewussles  Raffinement  der  Genussgier 
und  einer  selbstsüchtigen  Eitelkeit.  Der  Genuss  der  letzteren  wird 
jetzt  nicht  selten  die  Hauptsache:  in  Allem,  in  der  Qualität  der 
Speisen  und  Getränke,  im  Prunk  des  Geräths,  in  der  Eleganz 
und  Geschicklichkeit  der  Dienerschaft  u.  s.  w.  sollen  sich  der 
feine  Geschmack  und  die  hohen  geistigen  Eigenschaften  des  Be- 
sitzers oder  Gastgebers  spiegeln.  Schon  Mandeville  halle  diese 
Richtung  des  modernen  Luxus  richtig  aufgcfasst,  Fable  of  the 
bees  I,  p.  119.  Da  seine  Schilderungen  das  wirkliche  Leben 
zum  Gegenstand  haben,  so  wird  es  nicht  ohne  Interesse  sein,  die 
Hauptzüge  aus  seinem  Luxusbilde  eines  vornehmen  Weltmanns 
seiner  Zeit  mitzutheilen  (I.  Ep.  157}:  „He  aims  at  spacious 
palaces  and  delicto  us  gardens ;  his  chief  delight  is  in  excelling 
others  in  stately  hortet,  magnificeni  coaches,  a  numerons  at- 
tendance  and  dear-bought  furniture.  To  gratify  his  tust,  he 
wishes  for  genteel,  young ,  beautiful  women  of  different  charms 
and  vomplexions  that  shall  adore  his  greatness  and  be  really 
in  lote  toith  his  person :  his  cellars  he  wonld  haue  slored  ttith 
the  fiower  of  every  country ,  that  produces  excellent  wines  : 
his  tables  he  desires,  may  be  served  with  many  coures  and 
each  of  them  contain  a  choice  variety  of  dainties  not  easify 
purchased  and  ample  evidences  of  etabor ate  and  ßtdicious 
cookery ;  white  harmoniovs  musick  and  well-couched  flatlery 
enter tain  his  hearing  by  ittms.  He  employs,  even  in  the 
meanest  trifftes,  nou>  bttt  the  ablest  and  tnost  ingenious  toork- 
men,  that  his  judgment  and  fancy  may  as  evidently  appear  in 
the  hast  things  that  belong  to  him,  as  his  wealth  and  quality 
are  manifested  in  those  of  greater  ralve.  He  desires  to  hate 
scceral  sets  of  witly ,  facetious  and  polite  people  to  converse 
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tßith  and  among  them  he  tcovfd  kave  some  famous  for  learning 
and  universal  Knowledge,  —  While  thvs  walloicing  in  a  sea 
of  lusl  and  tanity,  he  is  tcholly  employ'd  in  provoking  and 
in  du! ging  hü  appetites,  he  desires  the  World  should  think  htm 
altogelher  free  frorn  pride  and  sensuality,  and  put  a  facorable 
construction  tipon  his  most  glaring  vices." 

Dass  diese  Züge  eines  entarteten  Luxus  der  englischen 
Aristokratie  elwas  derb,  aber  nicht  unwahr  gezeichnet  sind,  lässt 
sieb  aus  der  Culturgeschiclite  jener  Zeit  entnehmen,  und  es  steht 
hiermit  nicht  im  Widerspruch  Montesquieu's  bekannte  Charakteristik 
des  Luxus  der  Engländer  als  „solide,  fondi  non  pas  sur  le 
raffinement  de  la  vanitt,  mais  sur  celui  des  besoins  reels ;  et 
Von  ne  chercheraü  guere  dans  les  choses  que  les  plaisirs  gue 
la  nature  y  a  wisa,  denn  diese  bezieht  sich  auf  den  in  England 
vorherrschenden  bürgerlichen  Luxus.  Was  den  entarteten  Luxus 
der  mittleren  und  niederen  Stande  in  dieser  Periode  betrifft ,  so 
wird  derselbe  vorzugsweise  durch  die  Nachahmungssucht  und 
Eitelkeil  herbeigerührt,  indem  der  Luxus  von  den  höheren  Ständen 
auf  die  niederen  Ubergeht  und  von  diesen  nicht  verstanden  und 
corrumpirt  wird.  Die  Corruption  tritt  in  ähnlicher  Weise  ein, 
wenn  der  Luxus  im  Grossen  von  einem  gebildeten  Volke  auf 
ein  roheres  übergeht,  wie  z.  B.  von  den  Griechen  auf  die  Römer 
und  in  der  neueren  Zeit  von  den  germanischen  und  romanischen 
Völkern  auf  die  Russen  und  Türken. 

In  der  dritten  Periode  der  Entwicklung  des  Luxus  über- 
haupt, der  des  Verfalls,  sind  Wohlstand  und  Bildung  der  Mittel- 
klassen bereits  gesunken ;  der  Unterschied  der  Stande  verschwindet 
in  dem  von  Reichen  und  Armen.  Die  Reichen,  welche  domini- 
ren,  da  Alles  für  Geld  feil  geworden  ist,  haben  in  ihrer  Genuss- 
sucht bereits  den  Sinn  für  das  Naturgemässe  und  Schöne  ver- 
loren; sie  würdigen  die  Kunst  zum  sinnlichen  Genüsse  herab 
und  suchen  die  durch  das  Uebermaass  der  Reize  abgestumpfte 
Empfänglichkeit  durch  raffinirtes  Hervorsuchen  des  Picanten, 
Seltenen ,  Ausserordentlichen ,  oder  auch  des  blos  Kost- 
spieligen anzuregen ;  dies  ist  der  Luxus  der  Lüderlichkeit  und 
Blasirtheit,  denn  die  Entartung  ist  in  dieser  Periode  zur  Regel 
geworden. 
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Diese  drei  Entwicklungsperioden,  welche  man  nach  dem 
Vorherrschen  des  aristokratischen,  bürgerlichen,  plutokraltschen 
Luxus  bezeichnen  kann,  gestallen  sich  wiederum  im  Einzelnen 
sehr  verschieden  bei  den  einzelnen  Völkern,  gemäss  dem  Cha- 
rakter ihrer  Cultur,  worauf  wir  indess  nicht  eingehen. 

Dass  der  Luxus  der  Gegenwart,  besonders  auch  Deutsch- 
lands, der  zweiten  dieser  Perioden  angehört,  darüber  wird  wohl 
kein  Zweifel  sein,  denn  der  oben  bezeichnete  Charakter  des 
bürgerlichen  Luxus  ist  der  vorherrschende.  Im  Allgemeinen  ist 
auch  der  Luxus  der  Reichen  und  Vornehmen,  ja  selbst  der  Höfe 
naturgemässer,  geschmackvoller,  solider  geworden  und  bei  den 
enormen  Fortschritten  der  industriellen  Entwicklung  ist  der  Luxus 
Überhaupt  in  seiner  naturgemässen  Richtung  zu  keiner  Zeit  unter 
allen  Ständen  so  verbreitet  gewesen,  wie  in  der  Gegenwart. 
Da  indess  auch  der  entartete  sehr  weit  verbreitet  und  mit  dem 
untadelhaften  aufs  engste  verschmolzen  ist,  so  wollen  wir  im 
Folgenden  versuchen,  die  Gränzen  zwischen  beiden  etwas  näher 

r)  Productivitfit  and  Unp  rod  ucti  vi  t*l  der  Laxai- 

Conmmtion. 

Sie  ist  productiv  in  dem  Maasse,  in  welchem  sie  einem 
wahrhaften  Bildungsbedürfnisse  entspricht  oder  den  Zweck  der 
Belebung,  Erheiterung  erreicht,  d.  h.  indem  sie  momentan  und 
unmittelbar  eine  gewisse  Befriedigung,  Lust  und  Freude,  dauernd 
eine  natürliche  Reproduction ,  eine  angemessene  Belebung  der 
persönlichen  Kräfte  gewährt  und  hierdurch  mittelbar  auch  die 
höheren  productiven  Kräfte  belebt  und  fördert. 

Die  allgemeinen  Bedingungen  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
sind  im  Wesentlichen  folgende:  1)  Eine  universelle  Grundbe- 
dingung ist,  dass  der  Luxusgen uss  nicht  gesucht  werde  als  höchstes 
Ziel,  dass  er  nicht  die  sittlichen  Slrebungen  verdränge,  vielmehr 
die  Pausen  eines  selbstthätigen  sittlichen  Lebens  ausfülle.  Die 
meisten  und  grössten  Entartungen  des  Luxus  gehen  ohne  Zweifel 
aus  dem  Müssiggang  der  Consumenten  hervor,  denn  unmöglich 
kann  derjenige,  dessen  eigentliches  Streben  der  Genuss  ist,  sein 
höchstes  Ziel  erreichen;  er  wird  immer  mehr  zu  künstlichen 
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Miltein  der  Ueberreizung  seine  Zuflucht  nehmen  und  hierdurch 
seine  natürliche  Genussfähigkeit  erschöpfen,  also  von  dem  eigent- 
lichen Ziel  sich  entfernen,  indem  die  gesuchte  Belebung  der 
Kräfte  in  eine  Hemmung  derselben  sich  verkehrt.  2)  In  ihrer 
Qualität  muss  die  Luxus-Consumtion  dem  ganzen  Bildungszustande 
und  individuellen  Geschmack  des  Consumenten  entsprechen,  denn 
dasjenige  was  über  dieses  Maass  hinausgeht,  wird  nicht  empfunden 
und  das  was  unter  demselben  bleibt,  erscheint  dürftig  und  lang- 
weilig. Durch  Eitelkeit  und  Trägheit  werden  die  Menschen 
getrieben,  dieses  Gesetz  zu  Uberschreiten,  indem  sie  den  Luxus 
der  höher  Gestellten  nachahmen.  3)  In  ihrer  Quantität,  d.  h. 
in  Rücksicht  auf  das  Maass  der  momentanen  Befriedigung  und 
die  Dauer  derselben  muss  die  Luxus-Consumtion  nach  der  natür- 
lichen und  entwickelten  Belebungs-  oder  Genuss-Fähigkeit  des 
Consumenten  sich  richten.  Lust  und  Willkür  treibt  zur  Ueber- 
schreilung  dieses  Gesetzes  und  die  Gewohnheit  der  übermässigen 
Befriedigung  erzeugt  übermässige  Begierden,  so  dass  das  wahre 
Bedürfniss  nicht  mehr  empfunden,  erkannt  werden  kann. 

Was  die  verschiedene  Consumtionsfähigkeit  der  Individuen 
betrifft,  so  hat  man  nach  Adam  Smith  (Moral  IV,  1)  häufig  wie- 
derholt, der  Magen  des  Reichen  sei  nicht  grösser  als  der  des 
Armen;  auch  jener  könne  sich  nur  einmal  satt  essen,  so  dass 
der  Reiche  im  Grunde  wenig  mehr  als  der  Arme  verzehre  und 
die  verschiedenen  Stände  der  Gesellschaft  in  Rücksicht  auf  das, 
was  des  Lebens  wahre  Glückseligkeit  ausmacht,  in  körperlichem 
Wohlbefinden  und  geistiger  Zufriedenheit  einander  fast  ganz  gleich 
standen.  —  Es  wird  bei  diesen  beziehungsweise  richtigen  Re- 
flexionen gar  nicht  in  Anschlag  gebracht  die  Qualität  der  Genüsse, 
nicht  die  Genüsse  und  Freuden  der  sittlichen,  intellectuellen, 
ästhetischen  Bildung.  Als  ob  die  Grösse  des  Magens  das  Maass 
der  Genussfähigkeit  bilde !  Selbst  in  Rücksicht  auf  die  sinnlichen 
Genüsse  existirt  zwischen  dem  Armen  und  Reichen  der  nicht 
unerhebliche  Unterschied,  dass  der  erstere  an  eine  gewisse  Ein- 
förmigkeit gebunden  erscheint,  der  Reiche  aber  dieselben  seinen 
individuellen  Bedürfnissen  gemäss  gestalten  kann;  hierdurch 
werden  sie  nicht  nur  für  den  Moment  intensiver,  sondern  auch 
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dauernder  und  zugleich  kann  der  weitere  Zweck,  die  Repro- 
duclion  der  persönlichen  Kräfte,  die  Gesundheit  vollständiger 
erreich!  werden,  so  weit  diese  hierdurch  bedingt  ist.  Das  frei- 
lich ist  zuzugeben,  dass  der  Vorzug  des  Reichen  vor  dem  Armen 
Iheilweise  ein  scheinbarer  ist,  denn  von  der  einen  Seile  stumpft 
die  Gewohnheit  die  sinnlichen  Genüsse  des  Reichen  ab  und  von 
der  andern  Seite  würzt  die  körperliche  Arbeit  des  Armen  die 
sinnlichen  Genüsse,  welche  letztere  in  seiner  Gesundheit  eine 
festere  umfangreichere  Grundlage  haben.  Dagegen  sind  die  Ge- 
nüsse der  individuellen  Bildung  dem  Armen  weniger  zugänglich. 
Diese  aber  stumpfen  sich  nicht  durch  Wiederholung  ab,  sondern 
werden  durch  dieselbe  intensiver  und  mann  ig  faltiger  und  die 
Empfänglichkeit  für  dieselben  steigert  sich.  —  Die  Consumtions- 
föhigkeit  des  Individuums  Uberhaupt  bestimmt  sich  einerseits  nach 
dem  Maass  der  Lebenskraft,  anderseits  nach  dem  Maass  der 
innern  geistigen  Bildung.  Die  Empfänglichkeit  fiir  Genüsse,  ins- 
besondere die  sinnlichen  ist  am  grössten  im  Jugendalter,  die  für 
die  geistigen  Genüsse  steigert  sich,  so  lange  die  innere  geistige 
Bildung  im  Steigen  begriffen  bleibt  und  zugleich  die  Lebenskraft 
nicht  zu  sehr  geschwächt  ist.  Ein  anschauliches  Beispiel  davon 
bietet  der  Naturgenuss,  welcher  bis  zu  einem  gewissen  Lebens- 
alter sich  steigert. 

Die  Fähigkeit  für  den  Luxusgenuss  ist  nun  aber  auf  den 
verschiedenen  Gebieten  desselben  eine  verschiedene.  Für  den 
Luxus  der  Verzebrung  ist  ein  natürliches  Maass  am  bestimmtesten 
gegeben  im  Naturtrieb  des  Individuums,  der  unmittelbar  und 
zunächst  das  quantitative  Maass  bestimmt.  Aber  auch  in  Rück- 
sicht auf  Intensität  und  Dauer  ist  die  Steigerung  des  Verzehrungs- 
genusses begrenzt  durch  den  Naturtrieb  und  seine  Entwicklung, 
durch,  die  Beschaffenheit  und  Energie  der  leiblichen  Organisation 
des  Individuums.  Wenn  Fourier  durch  gastronomische  Künste 
die  Genüsse  der  Goormandise  unerschöpflich  in  Intensität  und 
Dauer  zu  machen  verspricht,  so  liegt  der  Dreistigkeit  solcher 
Versicherungen  hier  wie  gewöhnlich  nichts  Anderes  zu  Grunde, 
als  Unkenntniss  oder  absichtliches  Uebersehen  der  einfachsten 
Naturgesetze.  Die  Fähigkeit  auch  des  gesundesten  und  kräftig- 
sten Menschen  fiir  die  sinnlichen  oder  passiven  Genüsse  ist  der 
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Beschaffenheit  der  natürlichen  Organisation  und  besonders  des 
Nervensystems  des  Menschen  zufolge,  eine  sehr  beschränkte. 
Je  intensiver  der  Genuss,  um  so  schneller  erschöpft  er  die 
Kräfte  der  Organisation.  Was  nun  aber  Über  die  von  der  Natur 
bestimmten  Gränzen  genossen  wird,  das  ist  nicht  nur  unproductiv, 
m  so  fern  der  Genuss  dabei  immer  mehr  verschwindet,  aufhört 
und  in  sein  Gegentheil  übergeht,  sondern  zugleich  destructiv, 
indem  es  die  Lebenskraft  oder  die  Organe  derselben  unmittelbar 
und  mittelbar,  momentan  und  dauernd  hemmt  und  zerstört.  Die 
Intensität  des  Verzehrungsgenusses  wird  nach  der  anderen  Seite 
hin  bedingt  durch  die  Qualität,  die  Mannigfaltigkeit  und  den 
Wechsel  der  dem  Naturtrieb  angemessenen  Gegenstände.  Auch 
nach  dieser  Seite  hin  hat  die  Steigerung  des  Genusses  enge 
Gränzen.  —  Wohl  nicht  mit  Unrecht  ist  man  geneigt  im  Allge- 
meinen anzunehmen,  dass  was  gut  schmeckt,  auch  wohl  bekommt. 
Es  gilt  dies  besonders  für  Individuen,  deren  Naturtrieb  nicht 
durch  übermässige  Mannigfaltigkeit  und  künstliche  Befriedigung 
mehr  oder  weniger  verkehrt  worden  ist.  Man  darf  jedoch  darum 
nicht  etwa  annehmen,  dass  die  Speisen  und  Gelränke  durchgängig 
in  demselben  Grade  Genuss  und  Nahrung  darbieten ,  denn  es 
giebt  viele  blosse  Reizmittel,  welche,  ohne  Nahrungsstoffe  zu 
enthalten,  intensive  Belebung  und  Genuss  in  hohem  Grade  ge- 
währen und  umgekehrt  zeichnen  sich  viele  der  nahrhaften  Speisen 
nicht  durch  guten  Geschmack  aus. 

Für  die  anderen  Gebiete  des  Luxus  giebt  es  keine  ähnliche 
Gränzbestimmung  durch  einen  Naturtrieb,  wie  bei  der  Verzebrung. 
An  die  Stelle  desselben  tritt  hier  die  Gewohnheit,  Sitte  der  Ge- 
sellschaft, des  Standes.  Aber  diese  verliert  sich  oft  durch  eitle 
Modesucht  in  das  Unnatürliche,  Uebermässige  und  bedarf  selbst 
der  Correction,  welche  ausgeübt  wird  durch  die  fortschreitende 
Cultur  überhaupt  und  besonders  die  Ausbildung  des  Geschmacks. 
Am  stärksten  tritt  die  Entartung  der  Eitelkeit  hervor  Tür  den 
Kleiderluxus,  da  die  Kleidung  von  allen  Gattungen  des  Luxus 
am  engsten  an  die  Person  selbst  sich  anschliesst  und  der  in 
derselben  zum  Vorschein  kommende  Geschmack  zunächst  als 
Maasstab  der  persönlichen  Bildung  angesehen  zu  werden  pflegt. 
Bei  der  wirtschaftlichen  Beurtheilung  dieser  Gattung  kommt  in 
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Betracht  die  grössere  oder  geringere  schnelle  Entwertung  der 
Gegenstände  durch  den  Gebrauch. 

Die  Producliviläl  der  Luxusgenüsse  für  die  Erholung,  Er- 
heiterung ist  ganz  abhängig  vom  Bildungs-Standpunkte  des  Con- 
sumenten.  Je  höher  dieser  Standpunkt,  desto  dringender  wird 
die  Forderung,  dass  solche  Genüsse  nicht  blos  einen  momentanen 
Reiz  gewähren,  sondern  auch  unmittelbar  oder  mittelbar  Geist 
und  Gemüth  beleben.  Die  vorherrschende  Belustigungsweise 
eines  Volks  oder  einzelner  Stände  gewährt  einen  gewissen 
Maasstab  ihrer  individuellen  Bildung.  Wo  der  Geschmack  an 
geisl-  und  gemüthlosen  Zeitvertreiben  wie  Darlegung  körperlicher 
Fertigkeiten,  Feuerwerken,  Wettrennen,  Thierhctzen  u.  dgl.  vor- 
herrschend ist,  da  kann  die  Gemüthsbildung  noch  nicht  weit 
gediehen  sein;  wo  der  Geschmack  in  den  Künsten  sich  dem 
Ausserordentlichen,  Picanten,  Spannenden  zuwendet,  da  ist  schon 
eine  Entartung  der  Bildung  eingetreten.  Nur  das  was  Geist  und 
Gemüth  ergreift,  ist  wahrhaft  produetiv.  —  Auch  für  diese  Gat- 
tung der  Luxusgenüsse  kommt  übrigens  das  oben  bezeichnete 
Gesetz  der  Dauer  in  Betracht.  Der  reinste  Kunstgenuss  verliert 
seinen  Reiz,  ja  wird  lästig,  wenn  er  die  Kräfte  übermässig  und 
zu  lange  in  Anspruch  nimmt  z.  B.  in  Concerten,  Gemäldegalerien 
u.  s.  w.  Dasselbe  gilt  für  den  geselligen  Luxus  im  engeren  Sinne, 
für  die  Gesellschaften,  Mahlzeiten,  Symposien  der  Reichen.  Diese 
verdammen  oft  sich  selbst,  indem  sie  durch  Uebermaass  und  lange 
Dauer  Langeweile  und  schädliche  Folgen  für  die  Gesundheit 
hervorbringen. 

Was  nun  die  Unproductivität  einer  Luxus-Consumtion  be- 
trifft, so  beschränkt  sie  sich  nicht  darauf,  dass  der  Zweck  der- 
selben gar  nicht  oder  nur  in  geringem  Grade  erreicht  wird, 
denn  wenn  sie  stets  sich  wiederholt  oder  fortdauert,  so  sind  ihre 
Wirkungen  destruetiv  oder  verderblich  in  physischer  und  sittlicher 
Beziehung.  Das  Naturgesetz,  welches  Göthe  im  Wilh.  Meister 
andeutet,  findet  auch  hier  seine  Anwendung.  »Wenn  die  Natur 
verabscheut,  so  spricht  sie  es  laut  aus;  —  das  Geschöpf,  das 
falsch  lebt,  wird  früh  zerstört.  Unfruchtbarkeit,  kümmerliches 
Dasein,  frühzeitiges  Zerfallen,  das  sind  ihre  Flüche,  die  Kenn- 
zeichen ihrer  Strenge.  —  —  Auf  bequemen  Müssiggang  so  gut, 
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als  überstrengte  Arbeit,  auf  Willkür  und  Ueberfluss,  wie  auf  Noth 
und  Mangel  sieht  sie  mit  traurigen  Augen  nieder,  wahr  sind  alle 
ihre  Verhältnisse,  ruhig  ihre  Wirkungen."  Vermöchte  nur  der 
Mensch  diese  Stimme  stets  klar  und  ungetrübt  zu  vernehmen !  — 
Die  unproductive  Luxusconsumtion  tritt  mit  der  ihr  entsprechen- 
den Ünmässigkeit  in  den  verschiedensten  Graden  und  Formen  auf. 
Der  geringste  Grad  derselben  ist  die  fast  unbewusste,  unwill- 
kürliche, welche  wohl  am  häufigsten  vorkommt,  diejenige  näm- 
lich, welche  bei  einem  geringen  Grade  von  Unmössigkeit  mit  der 
productiven  sehr  leicht  sich  verbindet.  Sie  gewährt  noch  einen 
geringen  Grad  von  Lust,  aber  steht  nicht  in  Proportion  zum 
Aufwand;  auch  führt  sie  leicht  zu  grösserer  Ünmässigkeit.  Wenn 
Viele  die  Gränze  zwischen  mässigem  und  unmässigem  Genuss 
nicht  genau  zu  beobachten  vermögen,  weil  die  Empfindung  des 
Naturtriebs  sie  dabei  leitet,  so  ist  dies  wohl  als  eine  Folge 
früherer  Gewohnheit  der  Ünmässigkeit  anzusehen.  Durch  die 
Ünmässigkeit  aber  wird  der  Grund  zu  dauernden  Uebeln  gelegt, 
besonders  zu  Entartungen  des  Bluts,  der  Ernährungssäfle.  —  Es 
giebt  ferner  eine  unproductive  Luxus-Consumtion  aus  blosser 
Freude  am  Besitz,  z.  B.  es  will  Jemand  schöne  Kleider,  werth- 
volle Bücher  u.  dgl.  besitzen,  ohne  sie  eigentlich  gebrauchen  zu 
können.  Mit  der  Freude  am  Besitz  verbindet  sich  in  diesem 
Falle  mehr  oder  weniger  die  Eitelkeit  Franklin  warnt  in 
wirtschaftlicher  Rücksicht  gegen  das  wohlfeile  Kaufen  solcher 
Gegenstände,  indem  er  bemerkt,  dass  diejenigen,  welche  so  gern 
Ueberflüssiges  kaufen,  zuletzt  dazu  gelangen,  das  Nöthige  zu 
verkaufen.  Wozu  uns  mit  Gütern  äusserlich  umgeben,  welche 
in  der  Thal  und  Wahrheit  keine  Güter  für  uns  sind  und  werden ! 
Unsittlicher  ist  der  Aufwand,  zu  welchem  Nachahmung,  Mode- 
sucht, Eitelkeit  allein  oder  vorzugsweise  treibt,  womit  nicht 
einmal  innere  Freude  verbunden  ist.  Der  höchste  Grad  der 
unproduetiven  Consumtion  ist  die  absichtliche  rafBnirte  Genuss- 
sucht und  Vergeudung  und  von  dieser  wiederum  die  forcirte 
Wollust  und  Schlemmerei,  wie  wir  dieselbe  im  späteren  Rom  so 
stark  ausgeprägt  finden.  Welche  Rohheit  der  Genusssncht  musste 
hier  schon  verhältnissmassig  früh  herrschen,  wenn  ein  geistig  so 
hoch  stehender  Mann  wie  Caesar  sich  nicht  scheute,  ein  Vomitiv 
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nach  der  Mahlzeit  zu  nehmen,  um  von  Neuem  schwelgen  zu 
können!  Später  aber  überstieg  die  Consumlion  der  Ausschwei- 
fung alle  Schranken  und  diente  nicht  mehr  der  Lust  selbst, 
sondern  einer  wahnsinnigen  Begierde  nach  derselben,  welche 
ihren  Zweck  nicht  mehr  erreichte  und  zu  einer  gänzlichen  Er- 
starrung und  Zerstörung  des  sittlichen  Lebens  und  der  productiven 
Kräfte  führte. 

Sehen  wir  indess  von  den  scheusslichen  Entartungen  der 
dritten  Luxusperiode  ab,  und  fassen  die  verderblichen  Wirkungen 
des  unproductiven  Luxus  der  zweiten  Periode  ins  Auge,  denn 
auch  in  dieser  steht  er  mit  der  Sittenverderbniss  in  Wechsel- 
wirkung, ist  eines  der  bedeutendsten  Glieder  derselben.  Der 
unproductive  Luxus  nämlich,  d.  h.  derjenige,  der  nicht  ein  Be- 
dUrfniss  des  gebildeten  individuellen  Lebens  befriedigt,  ist  über- 
wiegend ein  Reizmittel  der  sinnlichen  Lust  und  Eitelkeit,  zieht 
also  das  Individuum  immer  sicher  in  die  Schlingen  der  Genuss- 
gier und  der  Selbstsucht  und  entfremdet  dasselbe  hierdurch  immer 
mehr  aller  wahren  Erhebung  des  Geistes  und  GemUths  im  Innern 
wie  auch  der  energischen  Wirksamkeit  in  der  Welt ;  er  entnervt 
Körper  und  Geist  auf  gleiche  Weise.  Die  verderblichen  Wir- 
kungen des  Luxus  sind  um  so  grösser,  je  schneller  der  üeber- 
gang  von  der  Rohheit  zu  den  Früchten  der  Civilisation  und 
Bildung  ohne  diese  selbst  ist.  Die  Alten  hatten  nicht  selten 
Gelegenheit,  die  Wirkungen  dieses  Uebcrgangs  an  Völkern  zu 
beobachten  und  schildern  die  entnervenden  Wirkungen  des  Luxus 
vorzugsweise  in  Rücksicht  auf  die  Corruption  des  männlichen 
und  kriegerischen  Sinnes  einer  Nation.  In  unserer  Zeit  treten 
die  entnervenden  Luxuswirkungen  mehr  für  die  anderen  Rich- 
tungen des  sittlichen  Lebens  hervor;  er  lähmt,  indem  er  zu  träger 
Lust  und  Eitelkeit  hinzieht,  den  Arbeitseifer  wie  die  Beharrlich- 
keit und  Spannkraft  für  alle  höhern  Bestrebungen  und  gewöhnt 
hierdurch  den  Sinn  des  Individuums  an  das  Leere,  Eitle,  Nichts- 
würdige, macht  also  das  Individuum  immer  zerstreuter,  leicht- 
sinniger, innerlich  roher.  Indem  er  die  Passivität  desselben  nach 
allen  Richtungen  hin  fordert,  vermindert  er  die  Kraft  der  Selbst- 
beherrschung, ja  selbst  der  religiöse  Sinn  wird  passiver  und 
eitler  in  der  vermehrten  Neigung  zu  pietistischen  Bestrebungen. 
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Der  unproductive  Luxus  erhält  endlich  das  Individuum,  da  er 
dasselbe  nicht  befriedigt,  und  seine  Eitelkeit  in  beständigen  Con- 
flict  mit  der  Well  bringt,  in  einer  Unruhe,  welche  ebenfalls 
allerlei  moralische  üebel  erzeugt.  Indem  er  aus  demselben 
Grunde  zu  immer  grösserem  wirtschaftlichen  Aufwand  treibt, 
schwächt  er  das  Vermögen  und  die  Consumtion  des  Individuums 
in  Rücksicht  auf  die  wahren  Bedürfnisse  und  führt  so  zu  Pflicht- 
verletzungen aller  Art,  die  nicht  selten  mit  dem  wirtschaftlichen 
und  moralischen  Ruin  des  Individums  endigen. 

Werfen  wir  zuletzt  noch  einen  Blick  auf  einige  allgemeine 
volkswirtschaftliche  Formen  des  unproduetiven  Luxus  der  Gegen- 
wart. Wir  leiden  zwar,  was  den  Luxus  der  Yerzehrung  betrifft, 
nicht  mehr  an  der  brutalen  Schwelgerei,  welche  fr  Uber  den 
Deutschen  zum  Vorwurf  gemacht  wurde,  aber  dafür  ist  eine 
gewisse  schwächliche  Unenthaltsamkeit  und  Leckerhaftigkeit  unter 
allen  Ständen  verbreitet,  ünproduetiv  und  schädlich  sind  die 
Genüsse  der  Leckerhaftigkeit:  1)  weil  die  Bereitung  der  Gegen« 
stände  derselben  die  Concentration  vieler  Nahrungsmittel  erfordert, 
die  in  ihrer  gewöhnlichen  Form  nahrhafter  sind,  weil  demnach 
ziemlich  ünproduetiv  zu  einem  momentanen  Reiz  verbraucht  wird, 
was  in  seiner  gewöhnlichen  Form  viele  massige  Individuen  längere 
Zeit  gut  und  angenehm  hätte  nähren  können;  weil  2)  grosse 
Summen  auf  blosse  Reizmittel  verwendet  werden,  welche  gar 
nicht  nähren  und  doch  eine  grosse  Quantität  von  Nahrungsmitteln 
consumiren,  wie  z.  B.  Branntwein.  Das  brittische  Volk  giebt 
jährlich  ungefähr  54  Mill.  L.  S.  für  geistige  Getränke  aus.  Wenn 
ferner  nach  Lavergne  in  Frankreich  für  die  Tabacks-Consuration 
ungefähr  200  Mill.  Francs  buchstäblich  in  Rauch  aufgehen,  so 
entspricht  der  Genuss  davon  sicherlich  nicht  der  Grösse  des 
Aufwands,  verbunden  mit  den  persönlich  verderblichen  Wirkungen 
desselben,  denn  wenn  dieser  Genuss  auch  nicht,  nach  dem  Aus- 
druck jenes  Schriftstellers,  einen  grossen  Theil  der  Nation  nach 
und  nach  vergiftet,  so  ist  doch  die  sehr  schädliche  Wirkung  des 
Nicotins  auf  schwächliche  kränkliche  Naturen  auch  durch  Ver- 
suche ausser  Zweifel  gestellt.  Es  wäre  eine  würdige  Aufgabe 
für  die  chemische  Physiologie,  viel  genauer  und  sicherer,  als 
bisher  geschehen  ist,  die  Wirkungen  der  verschiedenen  Nahrungs- 
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und  Reizmittel  festzustellen ;  die  Wirkungen  von  evident  erkannton 
Wahrheilen  würden  sicherlich  auf  diesem  Gebiete  nicht  ausbleiben, 
wo  Körper,  Geist  und  Vermögen  auf  gleiche  Weise  durch  die- 
selben gewinnen  würden.  Da*s  die  Qualität  der  Nahrungsmittel 
dureli  die  Blutbildtmg  auf  die  Bildung  und  Beschaffenheit  der 
körperlichen  Organe  und  hierdurch  mittelbar  und  allnmlig  auch 
auf  die  Lebensfunctionen  der  Nerven  und  des  Gehirns  einwirkt, 
ist  wohl  im  Allgemeinen  ziemlich  anerkannt,  aber  es  fehlen  bis- 
her bestimmte  Beobachtungen.  —  Was  den  Luxus  des  Schmucks 
betrifft,  so  wollen  wir  nicht  die  Bemerkung  Roschers  (Nalional- 
ökon.  S.  408)  bestreiten,  dass  ein  gewisser  Modewechsel,  wie* 
er  durch  einen  gebildeten  Geschmack  sich  bestimmt,  der  wirt- 
schaftlichen Production  förderlich  und  dem  Volksvermögen  nicht 
nachtheilig  ist.  Allein  der  jetzt  so  flüchtige  Modewechsel  hat 
die  Wirkung  gehabt,  dass  die  volkswirtschaftliche  Consumtion 
und  mit  ihr  die  Production  sich  vorzugsweise  auf  das  ausserlich 
Glänzende,  Elegante  richtete.  Hierin  liegt  ein  nicht  unbedeutender 
wirthschafllicher  Verlust,  denn  dieselbe  Arbeit,  welche  jetzt  auf 
den  äussern  Schein  verwendet  werden  muss,  könnte  mit  den- 
selben Kosten  und  mit  derselben  Zeil  viel  dauerhaftere  und 
zweckmässigem  Gegenstände  hervorbringen.  Am  verderblichsten 
ist  dieser  Luxus  Tür  die  weniger  wohlhabenden  Klassen,  für 
welche  alle  Gegenstande  desselben  ausserlich  anlocken  und  wohl- 
feil, aber  schlecht  auf  den  Markt  geworfen  werden.  Der  gesellige 
Luxus,  sowohl  der  der  Erholungsmittel  als  der  des  Schmucks,  ist 
gar  zu  sehr  von  der  Eitelkeit  und  Nachahmungssucht  durch- 
drungen und  steigert  sich  immer  mehr,  indem  die  Formen  des- 
selben immer  von  Neuem  von  den  höheren  Klassen  auf  die 
niederen  übergehen. 

Dass  gegen  den  verschwenderischen  Luxus  Gesetze  und 
Verbole  wenig  oder  nichts  ausrichten,  ist  jetzt  ziemlich  allgemein 
anerkannt.  Die  Besteuerung  des  Luxus,  wenn  sie  auch,  was 
wünschenswerth  wäre,  in  einem  weit  grösseren  Maasse  und  Um- 
fange durchgeführt  würde,  als  bisher  geschehen  ist,  wird  selten 
Jemand  von  Luxus  zurückhalten.  Es  bleibt  also  kein  anderes 
Mittel  übrig,  als  dasjenige,  dessen  Noth wendigkeit  bereits  der 
römische  Imperator  Tiberius  aussprach :  „intra  animum  medendum 
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est.«  Es  ist  oben  und  früher  bereits  dargelegt  worden,  dass 
diese  Heilmillel  in  letzter  Instanz  nur  von  einer  sittlichen  ge- 
sunden nationalen  Entwicklung  ausgehen  können.  Gennsssucht 
und  Eitelkeit,  die  Hauptfactoren  eines  verschwenderischen  Luxus 
können  besiegt  werden  nur  durch  energische  Selbsttliiiligkeit  aller 
Art  und  durch  sittliche  und  intellectuelle  Erhebung.  Beide  aber 
müssen  erst  in  den  höheren  gebildeten  Klassen  wahrhaft  Wurzel 
fassen,  ehe  sie  in  die  niederen  Klassen  eindringen  und  auf  den 
vielbeklagten  Luxus  derselben  einwirken  können.  Mässigkeits- 
und  Luxus-Vereine  haben  schon  an  manchen  Orten  einzelnes 
Verderbliche  beseitigt,  allein  sie  treten  gewöhnlich  zu  schroff, 
einseitig,  beschränkt  auf,  berücksichtigen  nicht  die  wirklichen 
Bedürfnisse,  welche  z.  B.  für  die  Reizmittel  in  den  nördlichen 
Gegenden  allerdings  vorhanden  sind.  Solche  Vereine  müssen  so 
organisirt  werden,  dass  sie  auch  die  Sympathien  der  niederen 
Klassen  gewinnen  können.  Auch  die  anschauliche  evidente  Er- 
kenntniss  des  Besseren  könnte  viel  wirken,  wenn  sie  erst  allent- 
halben verbreitet  wäre  und  Wurzel  gefasst  hatte.  Blicken  wir 
indess  auf  die  Fortschritte  der  volkswirtschaftlichen  Consumtion 
in  Deutschland  innerhalb  der  letzten  hundert  Jahre,  blicken  wir 
ferner  auf  den  bei  den  Besseren  unseres  Volks  vorherrschenden 
Sinn:  so  dürfen  wir  wohl  die  Hoffnung  festhalten,  dass  das 
Schlechtere  vom  Besseren  auch  auf  diesem  Gebiete  allmälig  ver- 
drängt und  hierdurch  die  Gesellschaft  in  den  Stand  gesetzt  werde, 
einen  grösseren  Theil  des  volkswirtschaftlichen  Capitals  zur 
Milderung  des  Elends  anzuwenden.  Die  Bedingungen  für  die 
Erreichung  dieses  letzteren  Zweckes  werden  wir  in  einem  nächsten 
Artikel  erwägen  und  dort  auch  die  Pflichten  in  Rücksicht  auf 
den  Luxus  im  Zusammenbange  mit  den  Unterstützungspflichten 
ins  Auge  fassen. 

* 

a)  Grnndtltse  r&r  die  Unterscheidung  der  produclKen  und  anproduetiT«n 

Die  oben  aufgestellten  Consumtionsregeln  lassen  sich  mutatis 
mutandis  auch  auf  den  Staat  anwenden.  Zunächst  also  handelt 
es  sich  auch  bei  der  staatswirthschaftlichen  Consumtion  um  das 
für  dieselbe  zu  verwendende  Gesammtcapital.    Lässt  sich  für 
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dasselbe  eine  Grenze  aufstellen  in  analoger  Weise  etwa,  wie  für 
die  Gesammt-Consumlion  des  Individuums  eine  solche  in  dem 
reinen  Einkommen  oder  Vermögen  desselben  gegeben  war  ?  Für 
den  Staat  ist  offenbar  eine  solche  Gränze  nicht  unmittelbar  ge- 
geben, denn  er  besitzt  nicht  ein  Pur  die  Gesarom  tconsumlion  aus- 
reichendes abgeschlossenes  Vermögen ;  ihm  ist  folglich  auch  nicht 
eine  fixe  Einnahme  gegeben,  welche  für  die  Ausgaben  einen 
Maasstab  gewähren  könnte;  die  Aufgabe  ist  vielmehr  die,  dass 
die  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  einander  decken  müssen, 
nach  den  wahrhaften  Bedurfnissen  des  Ganzen  bestimmt  und  ent- 
nommen werden  dem  Volksvermögen  oder  Volkseinkommen.  Es 
fragt  sich  also,  in  welchem  Verbältnisse  zu  diesem  sollen  die 
Staats-Einnahmen  und  Ausgaben  stehen?  Man  bat  versucht,  im 
Allgemeinen  ein  numerisches  Quantum  als  Gränze  ft)r  die  Be- 
steurung  festzustellen,  allein  das  ist  bei  der  unendlichen  Ver- 
schiedenheit der  Bedurfnisse  der  Staaten  und  des  Verhältnisses 
derselben  zum  Volksvermögen  nicht  möglich.  Glücklich  stände 
es  mit  der  Volks-  und  Slaalswirthschaft,  wenn  man  die  Bedürf- 
nisse der  Staatswirlhschaft  mit  demjenigen  befriedigen  konnte, 
was  tür  die  Volkswirtschaft  nichl  Bedürfnis«  ist,  mit  einem 
Ueberschuss  der  Produktion  über  die  Consumtion.  Allein  die 
staatswirthschaftlichen  Bedürfnisse,  wie  sie  sich  metisch  in  den 
neuern  europäischen  Staaten  gestallet  haben,  greifen  weit  über 
dieses  Maass  hinaus:  sie  beschränken  in  nichl  geringem  Grade 
die  volkswirtschaftliche  Production  und  Consumtion  und  zwar 
vorzugsweise  die  des  niederen  Bürger-  und  Bauernstandes  und 
die  des  besser  gestellten  Theils  der  arbeitenden  Klassen.  Wird 
also  ein  grosser  Theil  des  Slaatsaufwands  den  absoluten  Bedürf- 
nissen; der  arbeitenden  Klassen  entzogen,  —  eine  Richtung  der 
Consumtion,  die,  wenn  sie  fortdauert  oder  gar  zunimmt,  theils 
das  Aufkommen  dieser  Klassen  hindert,  theils  den  Ruin  derselben 
herbeiführt,  —  so  entsteht  die  Frage:  sind  es  denn  absolute 
Bedürfnisse  des  Staats,  welche  diese  Nothwendigkeit  rechtfertigen? 
Denn,  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  Grösse  der 
staatswirthschaftlichen  Consumtion  durch  absolute  Bedürfnisse  des 
Staats  erfordert  wird,  so  erscheint  es  gerechtfertigt,  die  absoluten 
Bedürfnisse  eines  Theils  den  absoluten  Bedürfnissen  des  Ganzen 
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unterzuordnen.  Gehl  aber  dieselbe  I  heil  weise  aus  relativen  und 
gar  entbehrlichen  Bedürfnissen  hervor,  so  ist  es  keineswegs 
gerechtfertigt,  der  Befriedigung  des  letztern  die  der  absoluten 
Bedürfnisse  eines  grossen  Theils  der  erwerbenden  und  arbeitenden 
Klassen  aufzuopfern.  Denn  die  staatswirlhschan liehen  Bedürfnisse 
der  Staatsgewall  haben  als  solche  keine  höhere  Dignität  als  die 
volkswirtschaftlichen  und  wenn  ein  Theil  des  Ganzen  leidet  und 
untergeht,  so  ist  dies  ein  Verderb  für  das  Ganze.  Es  fragt  sich 
also,  lfisst  sich  für  die  Erkennlniss  der  absoluten  Bedürfnisse 
des  Staats  ein  Princip  feststellen?  Bs  versteht  sich  von  sollst, 
dass  hier  nicht  auf  das  Einzelne  einzugehen  ist,  sondern  hier 
nur  die  Anwendung  des  sittlich- natürlichen  Princips  in  Betracht 
kommt. 

Absolute  Bedürfnisse  des  Staats  sind  nicht  nur  die  der 
physischen  Selbsterhaltung  gegen  Äussere  Gewalt  durch  Militär- 
macht, sondern  auch  die  der  Ordnung  oder  Organisation  des 
Ganzen,  verbunden  mit  der  politischen  Freiheit  der  Individuen 
und  endlich  die  der  Cultur  in  ihren  verschiedenen  Richtungen. 
Der  organisirte  Staat  bedarf  der  besonderen  Dienste  der  Indivi- 
duen, uro  diese  Bedürfnisse  zu  befriedigen  und  niuss  diese 
Dienstleistungen  durch  wirtschaftliche  Güter  vergelten.  Es  ist 
Aufgabe  der  Politik,  die  Staatsverwaltung  im  Grossen  und  im 
Einzelnen  so  zu  organisiren,  dass  solcher  Staatsdienste  nicht  zu 
viele  und  nicht  zu  wenige  in  Anspruch  genommen  werden  und 
dass  die  Besoldung  dieser  Dienste  eine  billige  und  zweckmässige 
sei.  Es  fragt  sich  also  zunächst,  wonach  soll  man  das  Bedürf- 
niss  der  Staatsdienste  abmessen?  Der  Maasstab  iur  das  unmittel- 
bare momentane  laufende  Bedürfniss  derselben  ist  gegeben  in 
dem  Mechanismus  des  Dienstes,  wie  er  für  die  einzelnen  Zweige 
besteht.  Hierbei  aber  können  wir  nicht  stehen  bleiben,  denn  es 
ist  möglich,  dass  dieser  vorhandene  Mechanismus  den  wahrhaften 
Bedürfnissen  des  Yolks  und  Staats  nicht  entspricht.  Die  Aufgabe 
ist  also ,  jenen  Mechanismus  diesen  Bedürfnissen  gemäss  zu  ge- 
stalten. Worin  nun  liegt  der  Ausgangspunkt  dieser  Bedürfnisse? 
In  dem  Verhältniss  der  gegebenen  nationalen  persönlichen  Kräfte 
zu  der  Gesammtheit  der  Dienste,  welche  die  vollständige  Orga- 
nisation des  Ganzen  in  Anspruch  nimmt.    Nach  der  letzteren 
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Seite  hin  werden  die  Bedürfnisse  des  Staats  immer  mehr  ver- 
grössert  und  vermehrt  mit  der  fortschreitenden  Cultur  und  Or- 
ganisation der  Gesellschaft,  denn  sie  werden  immer  complicirter 
und  ihre  Befriedigung  bedarf  daher  immer  mehr  einer  das  Ver- 
einzelte zusammenfassenden  Intelligenz.  Nach  der  ersten  Seite 
dagegen  vermindern  sich  mit  der  fortschreitenden  Cultur  die 
Staatsbedürfnisse,  weil  hiermit  die  persönliche  Fähigkeit,  Selbst- 
ständigkeit, Mündigkeit  der  Individuen  fortschreitet,  welche,  so 
weit  sie  zur  Selbstverwaltung  hinreicht,  nicht  besondere  Staats- 
dienste in  Anspruch  nimmt.  Es  kommt  also  darauf  an,  den  Me- 
chanismus der  Staatsdienste  überhaupt  dem  nationalen  Bedürfnisse 
anzupassen,  so  dass  der  Staat  nur  da  eingreift,  wo  die  Kräfte 
der  Individuen  und  Corporutionen  für  das  Bedürfniss  der  zu 
leistenden  Dienste  nicht  genügen.  Dieser  Grundsatz  ist  auf 
die  verschiedenen  Systeme  der  Organisation  des  Staats  anzu- 
wenden. 

Dos  Bedürfniss  der  Selbsterhaltung  des  Staats  durch  militä- 
rische Macht  kann  in  unserer  Zeit,  bei  der  fortgeschrittenen 
Entwicklung  der  Kriegskunst,  nicht  mehr  durch  ein  blosses  Volks- 
heer befriedigt  werden;  es  ist  ein  stehendes  Heer  nöthig,  um 
den  kriegerischen  Sinn  und  die  technische  Tüchtigkeit  hinreichend 
auszubilden.  Es  ist  aber  darum  nicht  nöthig,  dass  die  ganze 
bewaffnete  Macht  des  Staats  in  einem  stehenden  Heere  bestehe. 
Für  das  nationale  Bedürfniss  genügt  in  Friedenszeiten  ein 
geringeres  stehendes  Heer,  an  welches  sich  ein  Volksheer  an- 
schliesst,  dessen  kriegerischer  Sinn  und  technische  Tüchtigkeit 
vom  stehenden  Heer  aus  genährt  und  geleitet  wird.  Durch  diese 
Einrichtungen  werden  die  Kosten  des  laufenden  Kriegsdienstes 
in  Friedenszeiten  sehr  vermindert.  Was  nun  die  Grösse  des 
Heeres,  besonders  des  stehenden,  betrifft,  so  erscheint  es  be- 
denklich, für  das  Maass  des  absoluten  Bedürfnisses  desselben  ein 
aligemeines  Princip  aufzustellen,  da  Alles  auf  die  politische 
Stellung  der  Staatsgewalt  nach  Aussen  und  nach  Innen  hin  an- 
kommt Das  aber  lässt  sich  wohl  mit  Bestimmtheit  behaupten, 
dass  das  absolute  militärische  Bedürfniss  der  europäischen  Staaten 
keineswegs  jetzt  noch  das  der  früheren  Jahrhunderte  ist.  Aller- 
dings sind  die  Gefahren  eines  Eroberungskrieges  von  Seiten 
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eines  einzelnen  Staats  im  gegenwärtigen  europäischen  Staaten- 
System,  wie  die  Erfahrung  der  jüngsten  Zeit  gezeigt  hat,  noch 
nicht  ganz  verschwunden,  allein  dieselben  erscheinen  gering, 
wenn  man  erwägt,  das*  bei  dein  gegenwärtigen  Zustande  dieses  * 
Systems  und  bei  der  jetzt  mit  Notwendigkeit  anzuerkennenden 
Macht  der  öffentlichen  Meinung,  solche  Eroberungskriege,  wie  sie 
früher  durch  die  Laune  eines  Fürsten  entstanden,  in  unsrer  Zeit, 
wo  das  Volk  am  Kriege  Antheil  nehmen  soll  und  muss,  selten 
oder  gar  nicht  mehr  vorkommt  und  dass,  wenn  ein  solcher  ein- 
tritt, kein  europäischer  Staat  von  den  übrigen  den  Eroberungs- 
gelüsten eines  Einzelnen  Preis  gegeben  wird.    Unter  diesen 
Umständen  ist  es  nicht  mehr  nothig ,  dass  der  einzelne  Staat 
seine  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Kräfte  aufs  äusserste 
anstrengt  und  erschöpft  Air  militärische  Rüstungen.    Ein  nicht 
geringes  Hinderniss  Tür  die  Reduction  der  stehenden  Heere  in 
den  europäischen  Staaten  liegt  allerdings  darin,  dass  es  für  den 
einzelnen  Staat,  besonders  den  schwächeren,  bedenklich  ist,  voran- 
zugehen, wenn  nicht  die  anderen  folgen,  dass  folglich  eine  Ver- 
ständigung der  gemeinsamen  Maassregel  vorausgehen  muss.  Aber 
diese  Schwierigkeit  ist  doch  in  längeren  Friedenszeiten  keine 
unüberwindliche.    Die  öffentliche  Meinung  scheint  sich  indess 
dieser  Angelegenheit  noch  nicht  in  dem  Grade  angenommen  zu 
haben,  wie  man  dieses  ihrer  ungeheuren  Bedeutung  zufolge  er- 
warten sollte.    Oder  sind  es  vielleicht  die  Gefahren  im  Innern, 
welche  die  enorme  Grösse  der  stehenden  Heere  nöthig  machen  ? 
Diese  Gefahren,  sagt  man,  haben  sich  vermehrt,  seitdem  das 
Proletariat  der  Städte  zum  Bewusstsein  seines  möglichen  Einflusses 
gelangt  ist.    Wie  man  auch  hierüber  denken  mag,  so  viel  steht 
fest,  dass  diese  nur  physisch  starken  Pöbelmassen  nur  dann  den 
Staat  mit  einer  Revolution  bedrohen  können,  wenn  die  Mittel- 
klassen, gedrückt  durch  die  übermässigen  Steuern,  verzweifelnd 
an  der  Zukunft  und  ohne  Vertrauen  auf  die  Staatsmacht,  sich 
mit  denselben  verbinden.    Unter  solchen  Missverhällnissen  aber 
schützt  das  grösste  stehende  Heer  nicht  gegen  Revolutionen;  es 
trägt  vielmehr  mittelbar  auf  mannigfache  Weise  dazu  bei,  die 
Missverhällnisse  zu  steigern.    Ist  es  demnach  nicht  im  höchsten 
Grade  unnatürlich  und  beklagenswerth,  dass  in  einer  Zeit,  wo 
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alle  europäischen  Völker  den  Krieg  verabscheuen  und  die  Not- 
wendigkeit des  Friedens  für  ihre  Wohlfahrt  erkennen,  dennoch 
mehr  als  jemals  in  Friedenszeilen  die  persönlichen  nnd  wirtb- 
schaftlichen  Kräfte  des  Volks  durch  die  stehenden  Heere  in  An- 
spruch genommen  und  erschöpft  werden! 

Auf  das  System  der  Regierung  oder  Verwaltung  des  Staats 
ist  der  oben  festgestellte  Grundsatz  am  bestimmtesten  anzuwen- 
den, dass  der  Mechanismus  derselben  den  nationalen  Bedürfnissen 
angepassl  werde.  Allerdings  bedarf  die  Staatsgewalt  besonders 
technisch  ausgebildeter  Beamten  und  eines  von  oben  herab  zu 
lenkenden  Mechanismus.  Allein  der  Staatsbeamte  soll  nicht  blos 
eine  Feder  in  diesem  seelenlosen  Mechanismus  sein,  sondern  wie 
der  Staat  überhaupt  seiner  Idee  nach  die  organisirle  Nation  ist, 
so  soll  auch  jeder  Staatsbeamte  zugleich  Organ  der  Nation  und 
der  nationalen  Bedürfnisse  sein,  d.  h.  er  soll  die  ihm  von  der 
Staatsgewalt  gestellte  Aufgabe  erfüllen ,  indem  er  dieselbe  den 
Bedürfnissen  des  Kreises,  in  welchem  er  waltet,  anpasst,  so  dass 
der  ganze  Mechanismus  der  Verwaltung  nur  da  eingreift,  wo  die 
urganistrende  Kraft  des  Volkes,  der  Gemeinde  nicht  ausreicht. 
Nun  ist  aber  der  in  den  meisten  europäischen  Staaten  jetzt 
existirende  bureaukratische  Mechanismus  durch  die  Staatsmacht 
in  einer  einseitigen  künstlichen  Weise  zu  einer  Zeit  ausgebildet 
worden,  wo  die  selbständigen  Kräfte  der  Nation  ganz  gesunken 
waren.  Obwohl  im  Einzelnen  reformirt  hat  derselbe  die  Tendenz, 
Alles  in  den  Kreis  seiner  Rechnungen  und  Controllen  zu  ziehen 
und  der  Selbstverwaltung  keinen  Raum  zur  Ausbildung  und  Ent- 
wicklung zu  geben.  Das  üebermaass  der  Staatsdienste  und  der 
Staalsdiener,  welches  dieser  Mechanismus  erfordert,  trägt  eben- 
falls nicht  wenig  bei  zur  Erschöpfung  der  wirtschaftlichen  Hilfs- 
quellen der  Staaten  oder  der  Völker. 

Der  Aufwand  der  europäischen  Staaten  ftir  die  verschiedenen 
Culturzwecke  ist  bisher,  im  Allgemeinen  wenigstens,  sicherlich 
nicht  ein  übermässiger  gewesen,  vielmehr  ein  zii  geringer  lur 
viele  Zweige,  besonders  für  die  eigentliche  Volksbildung  und 
am  meisten  wiederum  für  die  Volksbildung  der  niederen  Klassen 
und  Armen.  Dagegen  ist  allerdings  in  manchen  Staaten  ein 
Luxus  der  Eitelkeit  mit  einzelnen  Zweigen  der  Wissenschaft  und 
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Kunst  getrieben  worden.  Das  wahrhafte  ethische  Ifationalbedürf- 
niss  hat  man  auch  auf  diesem  Gebiete  bei  weitem  nicht  hin- 
reichend berücksichtigt. 

Die  Rechtspflicht  des  Staats  in  Rücksicht  auf  die  Besoldung 
der  Staatsdiener  ist  bereits  in  der  frühern  Abhandrang  über  das 
Gesetz  der  Gerechtigkeit  berührt  worden;  genauer  hierauf  ein- 
zugehen ist  nicht  dieses  Orts. 

Die  Beurtheilung  dessen,  was  auf  den  verschiedenen  Ge- 
bieten der  staalswirthschaitlichen  Consumtion  absolutes  Bedürfniss 
oder  wahrhaft  productiv  ist,    kommt  allerdings  zunächst  der 
höchsten  Staatsmacht  und  ihren  Organen  zu.    Da  indess  das 
Staatsbedürfiii. ss  nach  der  einen  Seite  hin  wenigstens  auf  das 
nationale  zurückgeführt  werden  muss,  so  ist  die  Staatsmacht 
verpflichtet,  der  Nation  und  der  öffentlichen  Meinung  derselben 
eine  Stimme  hierüber  einzuräumen.    Von  dieser  Verpflichtung 
kann  nicht  entbinden  die  Erwägung,  dass  der  sogenannte  „be- 
schränkte Unlerthanen verstand a  in  vielen  Angelegenheiten  der 
hohen  Politik  zum  Urtheil  nicht  competenl  ist.    Denn  man  kann 
mit  demselben  Rechte  von  einem  beschränkten  Herrscherverstand 
reden,  welcher  leider  durch  die  absolute  Gewalt  nicht  ein  ab- 
soluter wird  und  welcher  am  wenigsten  zu  durchdringen  ver- 
mag, was  ihm  am  fernsten  liegt,  die  Bedürfnisse  des  Volks  im 
Einzelnen.    Wie  die  Intelligenz,  so  auch  bedarf  die  Selbstbestim- 
mung einer  leitenden  Beihülfe  und  Ergänzung  durch  den  Geist 
des  Volks.    Denn  die  Geschichte  lehrt  allenthalben  aufs  klarste, 
dass  durchgängig  in  dem  Maasse,  in  welchem  der  Staatshaushalt 
der  absoluten  Willkür  der  Herrschenden  Preis  gegeben  war,  in 
demselben  das  VolksvertnÖgen  verschwendet  wurde,  wodurch 
unsägliches  Elend  entstanden  ist,  worin  einer  der  Gründe  liegt 
für  die  enorme  Vermehrung  der  Ungleicbmässigkeit  zwischen 
den  verschiedenen  Ständen  des  Volks.    Dieser  Ungleicbmässig- 
keit und  hiermit  der  drohenden  Auflösung  der  Gesellschaft  ent- 
gegenzutreten, das  ist  die  dringende  Aufgabe  für  die  Herrscher 
der  Gegenwart  und  für  die  ganze  Gesellschaft    Sie  kann  von 
diesen  beiden  in  Rücksicht  auf  die  volkswirtschaftliche  Con- 
sumtion im  Wesentlichen  nur  dadurch  gelost  werden,  dass  die- 
selben einen  grossen  Theil  der  wirtschaftlichen  Güter,  welcher 
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jetzt  theils  nicht  wahrhaft  benutzt,  theils  verschwendet  wird,  für 
die  productive  Consumtion  zur  wirtschaftlichen  und  sittlichen 
Erhebung  der  niederen  Klassen  verwenden.  Die  Bedingungen 
hierfür  sind  es,  welche  wir  in  dem  nächsten  Artikel  näher  er- 
wägen wollen. 
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Von  Oberregierungsrnth  Bitter. 


Es  sind  fast  zwei  Jahre  seit  der  Zeit  verflossen,  in  weicher 
die  von  einigen  Seiten  angeregte  Errichtung  einer  württem- 
bergischen Bank  zu  den  lebhaftesten  Erörterungen  in  öffent- 
lichen Blättern  Anlass  gab,  Erörterungen  freilich,  welche  meist 
weniger  den  Charakter  einer  allseitig  ruhigen  Beleuchtung  des 
Gegenstandes,  als  den  einer  auf  augenblicklichen  Erfolg,  auf 
einen  Druck  gegen  das  Unternehmen  durch  das  Mittel  der  öffent- 
lichen Meinung  berechneten  Agitation  an  sich  trugen.  Es  war 
deshalb  auch  keineswegs  zu  erwarten,  dass  diese  Erörterungen 
zu  einem  Abschluss  der  Bankfrage  führen  würden,  es  konnte  der 
Erfolg  nur  der  sein,  dass  die  Sache  verschoben  wurde,  um  später 
aufs  neue  wieder  aufzutauchen.  Dass  dies  der  Fall  sein  werde, 
war  auch  darum  zu  erwarten ,  weil  die  Bankfrage ,  obwohl  sie 
in  der  Zeit  am  lebhaftesten  besprochen  wurde,  in  welcher  Bank- 
projecte  in  'Deutschland  allerwärts  auftauchten,  schon  früher  und 
lange,  ehe  diese  Erscheinung  eintrat,  bei  uns  Gegensland  der 
Erörterung  und  wiederholter  Anregung  war,  zum  deutlichen  Be- 
weise, dass  es  sich  hier  um  etwas  handelte,  was  nicht  durch 
einen  Sturm  in  öffentlichen  Blättern,  sondern  nur  durch  allseilig 
ruhige  Erwägung  zum  Abschlüsse  gebracht  werden  konnte. 

Wie  sehr  diese  Anschauung  gegründet  ist,  hat  inzwischen 
der  Umstand  besonders  dargethan,  dass  in  dem  Jahresberichte 
der  Handels-  und  Gewerbekamm«  r  zu  Reutlingen  Tür  das  Jahr 
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1856  gesagt  ist :  es  sei  eine  Bank  in  Württemberg  ein  absolutes 
Bedürfniss  und  sie  werde  nalurgemäss  so  lange  angestrebt 
werden,  bis  das  letzlere  befriedigt  sei,  während  gerade  diese 
Handels-  und  Gewerbekammer  es  war,  welche  mit  der  zu  Ulm 
und  abweichend  von  den  Kammern  in  Stuttgart  und  Heil- 
bronn sich  früher  gegen  die  Gründung  einer  Zettelbank  ausge- 
sprochen hatte. 

Wie  nun  einerseits  diese  Thatsache  zeigt,  dass  inzwischen 
das  Bedürfniss  einer  Zettelbank  in  Kreisen  sich  fühlbar  macht, 
in  denen  es  früher  nicht  in  dem  Grade  anerkannt  worden  ist, 
ist  zugleich  die  Motivirung  der  aufgestellten  Behauptung  geeig- 
net, die  Ansicht  hervorzurufen,  dass  die  Anschauungen  über  die 
Leistungen  und  die  Zwecke  eines  solchen  Creditinstiluls  noch 
nicht  durchaus  abgeklärt  sind,  indem  auf  eine  Seite  der  Bank- 
thäligkeit,  welche  bei  einer  Zettelbank  nicht  in  erster  Linie  in 
Betracht  kommen  dürfte,  auf  das  Bedürfniss,  Gelder  zu  Hebung 
des  Handels  und  Industrie  durch  das  Mittel  erweiterten  Personal- 
credits  flüssig  zu  machen,  mit  so  grosser  Entschiedenheit  als  auf 
einen  Hauplzweck  des  Instituts  hingewiesen  wird. 

Wir  glauben  deshalb  nichts  Ueberflüssiges  zu  Ihun,  wenn 
wir  versuchen ,  einen  Beilrag  zur  Aufklärung  in  der  Sache  zu 
geben,  indem  wir  uns  bemühen,  die  Gesichtspunkte,  welche  uns 
bei  der  Concessionirung  einer  württembergischen  Notenbank 
maassgebend  zu  sein  scheinen,  zu  erörtern,  und  hiebei  den  Stand- 
punkt im  Auge  zu  behalten,  welcher  uns  durch  die  bisherigen 
Verhandlungen,  so  weit  sie  in  das  Publikum  gedrungen  sind, 
geboten  erscheint.  Dabei  müssen  wir  im  Voraus  um  Nachsicht 
bitten,  wenn  wir  vielleicht  Manches  berühren,  was  schon  ander- 
wärts ausführlicher  beleuchtet  ist,  aber  für  unseren  besonderen 
Kreis  einer  kurzen  Darlegung  zu  bedürfen  scheint,  oder,  wenn 
wir,  was  manchfach  der  Fall  sein  dürfte,  dem  wichtigen  Gegen- 
stande nicht  volle  Genüge  geschehen  lassen;  wir  werden  hier 
auf  die  April-Denkschrift  der  preussischen  Regierung  hinweisen 
dürfen,  worin  es  heisst:  „Ueber  die  Gesichtspunkte,  welche  bei 
Errichtung  und  Verwaltung  der  Notenbanken  zu  befolgen  sind, 
fehlt  es  selbst  in  den  meisten  Territorialgesetzgebungen  an  be- 
stimmten Vorschriften  und  fehlt  es  noch  mehr  an  allen  Grund- 


Digitized  by  Google 


in  Württemberg. 


599 


salzen,  für  welche  eine  Art  internationaler  Anerkennung  in  An- 
sprach genommen  werden  konnte.4* 

Wie  gegründet  diese  Behauptung  ist,  zeigt  schon  ein  flüch- 
tiger Blick  auf  die  Entstehung  der  meisten  Notenbanken, 
weiche  sich  nicht  auf  klar  erkannte  und  durchgeführte  Principien 
zurückführen  tässt,  sondern  mehr  oder  minder  von  Zufälligkeiten 
abhing,  die  dem  Institute  ihren  Stempel  aufdrückten.  Ist  doch 
selbst  bei  den  grössten  Bankinstituten  z.  B.  der  Bank  von  Eng- 
land die  theoretische  Erfassung  der  Grundlagen,  auf  welche  ein 
solches  Institut  zu  errichten  ist,  erst  lange  nach  dessen  Grün- 
dung hervorgetreten,  und  in  einer  Weise,  dass  die  Zweckmässig- 
keit der  auf  die  gewonnenen  Anschauungen  geslützten  Bank- 
reform erst  jetzt  wieder  Gegenstand  sehr  abweichender  Beurtei- 
lung ist.  Besonders  aber  die  letzten  Jahre  haben  Bankinstitute 
hervorgerufen,  welche  mit  allen  früheren  Theorien  im  Wider- 
spruche stehen,  indem  sie  nach  der  einen  Seite,  in  Absicht  auf 
die  Credite,  die  sie  gewähren,  von  den  alten  Notenbanken  aufs 
entschiedenste  abweichen,  nach  der  andern  aber  sieh  ihnen  da- 
durch nähern,  dass  sie  den  Credit,  den  sie  nehmen,  auf  die  Aus- 
gabe von  Creditpapieren  stützen,  welche  kaum  fnoch  von  den 
Noten  der  Zettelbanken  sich  unterscheiden,  die  sogenannten 
Mobiliar-Creditinstitute. 

Vergleichen  wir  aber  weiter  die  Geschäftszweige,  welche 
die  Zettelbanken  Deutschlands,  die  zu  Ende  des  vorigen  Jahres 
im  Gange  waren,  betrieben,  mit 'den  Geschäften  der  Banken  ohne 
Noten,  dann  finden  wir  nach  beiden  Seiten  —  nach  den  Activen 
und  Passiven  überwiegend  einen  Unterschied  nur  noch  in  dem 
Umfange,  nicht  in  der  Art  der  Geschäfte,  welche  gemacht  werden, 
und  es  bildet  ein  charakteristisches  Kennzeichen  der  ersteren 
allein  noch  der  Credit,  welchen  dieselben  in  der  Form  von  Noten, 
die  sie  ausgeben,  nehmen,  und  der  bei  ihnen  mit  dem  Leih- 
geschäfte, das  sie  treiben,  in  wesentlicher  und  eigentümlicher 
Verbindung  steht.  Es  ist  somit  für  die  Frage:  ob  eine  Noten- 
bank Bedürfniss  ist,  Uberwiegend  das  maassgebend,  ob  die  Aus- 
gabe von  Banknoten  in  der  eigentümlichen  Verbindung  mit  dein 
Leihgeschälte,  welches  die  Notenbanken  charaklerisirt,  als  ein 
Bedürfniss  bezeichnet  werden  kann ,  und  wir  müssen ,  wenn  wir 
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die  Gesichtspunkte,  die  bei  Concessionirung  einer  Zettelba nk 
maassgebend  sind,  näher  erörtern  wollen,  in  erster  Linie  die 
wirtschaftliche  und  rechtliche  Bedeutung  der  Banknote  ins 
Auge  fassen  und  von  hieraus  erst  das  Institut  der  Notenbank  in 
seiner  Eigentümlichkeit  einer  eingehenden  Würdigung  unter- 
ziehen. 

Hiezu  werden  wir  aber  noch  durch  einen  anderen  Umstund 
hingeleitet.  Bei  jeder  Anstalt,  deren  Geschäfte  zum  grösseren 
Theile  auf  einem  Credit  beruhen,  den  sie  von  Dritten  nimmt, 
ist  die  Art  des  Credits,  den  sie  sich  verschafft  —  durch  Ueber- 
nahme  von  Passiven  in  der  Form  von  Depositen ,  Obligationen, 
Conlokurrenlschulden ,  Ausstellung  von  Wechseln,  Ausgabe  von 
Banknoten,  für  den  möglichen  Umfang  und  die  Art  der  Credile, 
die  sie  naturgemäss  gewähren  kann,  von  überwiegender  Bedeu- 
tung, indem  durch  die  Art  des  Credits,  welchen  sie  nimmt,  der 
Umfang  der  rechtlichen  Verbindlichkeilen  bestimmt  wird,  welchen 
sie  übernimmt,  und  hienaeh  wieder  der  Umfang  des  Credits  sich 
richten  muss,  welchen  sie  selbst  gewähren  kann,  ohne  sich  der 
Gefahr  auszusetzen,  dass  sie  unter  Umständen  ihren  Verpflich- 
tungen nicht  nachzukommen  vermag. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Banknote,  welche  wir 
nun  naher  zu  untersuchen  haben ,  beruht  wesentlich  auf  ihrer 
Eigenschaft  als  einer  Form  des  Credits,  oder  der  Forderung,  und 
zwar  einer  solchen,  welche  auf  einen  bestimmten  Geldbetrag 
ausgestellt  und  durch  den  Wechsel  des  Besitzes  auf  jeden  In- 
haber übertragbar  ist,  und  es  ist  darum  zunächst  die  Frage  zu 
prüfen,  welcher  national-ökonomische  Werth  dem  Credite  zuzu- 
schreiben ist. 

Man  ist  gewohnt,  unter  dem  Capitale  einer  Nation  nur  die- 
jenigen in  materiellen  Dingen  fixirten  Werthe  zu  begreifen, 
welche  direct  oder  indirec»  die  Bestimmung  haben,  zur  Vermeh- 
rung des  Nationalvermögens  beizutragen,  und  versieht  hierunter 
im  Allgemeinen:  die  Anlagen  in  Grund  und  Boden,  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäude ,  die  nutzbaren  Thiere,  Werkzeuge  und 
Maschinen,  Vorräte  von  Existenzmitteln,  Roh-  und  Hülfsstofle, 
endlich  das  Geld  in  der  Beschränkung  auf  die  geprägten  edeln 
Metalle  oder  Münzen. 
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Allein  in  dieser  Umgrenzung  scheint  uns  der  Begriff  zu  eng 
zu  sein;  indem  er  zwar  das  Metallgeld,  obgleich  es  in  anderer 
Weise  als  die  Übrigen  Bestandteile  des  Nationalcapitals  produktiv 
wirkt,  gleichfalls  diesem  zuzählt,  das  Credit- (Papier-)  Geld  und 
die  übertragbaren  Forderungen  aber,  welche  sich  dem  Metall- 
gelde ganz  nahe  stellen,  ausschliesst. 

Alle  jene  oben  bezeichneten  Bestandtheile  des  National- 
capitals  mit  Ausnahme  des  Gelds  dienen  nämlich  dadurch  zur 
Vermehrung  des  Nationalvermögens,  dass  sie  als  solche  nach - 
ihrer  materiellen  Beschaffenheit  die  Bedingungen,  oder  die  Mittel 
zu  einer  produetiven  Thätigkeit  bilden.  Ein  anderes  Verhältniss 
besteht  aber  bei  dem  (Metall-)  Gelde.  Dieses  soll  als  solches 
gerade  nicht  nach  seiner  materiellen  Beschaffenheit  als  edles 
Metall  zur  Production  verwendet  werden,  es  soll  nicht  als  Roh- 
oder Hülfsstoff  dienen,  es  wirkl  vielmehr  producliv  nur  in  so  fern, 
als  es  in  der  Eigenschaft  als  Werthausgleichungsmitlel  und  Preis- 
maHSS  den  Umtausch  der  Waaren  beschleunigt,  indem  es  an  die 
Stelle  des  directen  Tauschverkehrs  den  durch  das  allgemeine 
Werthmedium  vermittelten  Verkehr  setzt.  Das  Geld  wirkt  so 
zunächst  beschleunigend  auf  den  Verkehr  und  damit  erst  auf 
die  Production,  es  wirkt  in  ähnlich  mittelbarer  Weise  pro- 
ducliv, wie  der  Handel,  indem  es  die  Möglichkeit  gewährt,  die 
unmittelbar  produetiven  Werlhe  auf  leichte  und  schleunige  Weise 
in  die  Hand  desjenigen  zu  bringen,  welcher  sie  zur  Production 
verwenden  will. 

Eine  ganz  ähnliche  Wirkung  hat  nun  aber  auch  der  Credit, 
d.  h.  das  Vertrauen,  welches  ein  Einzelner,  eine  Gesellschaft,  eine 
Corporation,  oder  ein  Staat  bei  Anderen  geniesst,  dass  sie  die 
Fähigkeit  und  den  Willen  haben,  eingegangene  Verbindlichkeiten 
zu  erfüllen,  indem  derselbe  mittelst  Bestellung  von  Forderungen 
die  Möglichkeit  gewährt,  den  Tauschverkehr  durch  Gutschreiben 
und  alle  Formen  der  Forderung  ohne  dircete  Benützung  von 
Geld  zu  vermitteln.  Der  Credit  oder  bestimmter  ausgedrückt  die 
Forderung  erspart  so  Geld  und  tritt  an  die  Stelle  desselben,  er 
ist  wie  jenes  ein  mittelbar  produetives  Element  des  Nationalvermö- 
gens, und  wenn  man  ihn  auch  nicht  in  dem  Sinne  wie  Maschinen, 
Rohstoffe  u.  dgl.  als  materiellen  Bestandlheü  des  Nationalcapitals 
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bezeichnen  kann,  so  gehört  er  doch  in  uneigentlicher  Weise 
zum  Nationalcapital ,  wie  etwa  die  geistigen  Güter,  die  Kennt- 
nisse u.  s.  w.  hiezu  gerechnet  werden  können.  Geld  und  Credit 
sind  wesentlich  produetive  Elemente  des  Nationalvermögens,  sie 
wirken  aber  beide  produetiv  nicht  dadurch,  dass  sie  unmittelbar 
die  Schaffung  neuer  Werlhe  vermitteln,  sondern  dadurch,  dass 
sie  die  Hcrbeischaflung  der  Productionsroitlel  erleichtern,  sie  sind 
die  eigentlichen  belebenden  Kräfte  des  Handels. 

Dabei  ist  aber  gleichwohl  folgender  wesentliche  Unter- 
schied zu  beachten.  Während  der  Werth  des  Geldes  im  Ver- 
hältnisse zu  den  Waaren  mit  Rücksicht  auf  das,  wenn  auch  nicht 
sich  gleich  bleibende,  doch  stetigere  Verhältniss  des  Werths  der 
edeln  Metalle  zu  anderen  Gegenständen  des  Tauschverkehrs  nur 
minder  erheblichen  und  raschen  Schwankungen  unterworfen  ist, 
ist  die  Grundlage  des  Credits  und  der  auf  denselben  sich  stützen- 
den Forderungen,  der  Wille  und  noch  mehr  die  Fähigkeit  der 
Gläubiger,  ihre  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  häufigerem  und 
rascherem  Wechsel  ausgesetzt,  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr 
durch  erleichterte  Creditgewährung  Tür  Viele  die  Möglichkeit  er- 
öffnet ist,  sich  in  Geschäfte  einzulassen,  ohne  entsprechende 
Barzahlungen  zu  leisten. 

So  hoch  deshalb  auch  der  Werth  des  Credits  Tür  die  För- 
derung der  Production  anzuschlagen  ist,  so  ist  es  doch  bei  den 
vielen  Schwankungen  desselben  von  der  grössten  Wichtigkeit, 
dass  die  metallene  Basis  des  Verkehrs ,  das  Geld ,  auf  welches 
auch  die  Forderung  als  ein  Recht  auf  Baarzahlung  gerichtet  ist, 
als  die  sichere  Rückzugslinie  bei  Creditschwankungen  nicht  durch 
einen  überwiegenden  Creditverkehr  untergraben  werde,  und  es 
ist  dies  um  so  wichtiger,  in  je  weiteren  Kreisen  und  Beträgen 
der  eigentliche  Tauschverkehr,  anstatt  durch  Baarzahlung,  durch 
leicht  Ubertragbare  Forderungen  vermittelt  wird,  je  mehr  diese 
die  Functionen  des  Geldes  übernehmen. 

Unter  diesen  leicht  übertragbaren  Forderungen 
sind  es  nun  hauptsächlich  zwei,  welche  hier  in  Betracht  kommen : 
die  Wechselforderung  und  die  Banknote.  Schon  der 
Wechsel  mit  seiner  leichten  Uebertragbarkeit ,  namentlich  wenn 
er  auf  Sicht  gestellt  und  mit  Blankoindossament  versehen  ist, 
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nähert  sich  in  hohem  Grade  dem  Metallgelde.  Noch  viel  ent- 
schiedener aber  ist  dies  der  Fall  bei  der  unverzinslichen,  jeder 
Zeit  einlösbaren,  ausschliesslich  auf  dem  Credit  einer  Bank  beru- 
henden und  auf  den  Inhaber  ausgestellten  Banknote,  welche  in 
ihren  festen  Werthsbeträgen  und  der  Uebertragbarkeit  durch 
blossen  Wechsel  des  Besitzes  in  der  That  einen  dem  Metallgelde 
ahnlichen  Umlauf  annimmt,  weshalb  sie  auch  in  Absicht  auf 
Eigentumsverhältnisse  dem  Metallgelde  meist  völlig  gleichgestellt 
wird.  Je  mehr  durch  die  Entwicklung  des  Verkehrs  die  Circu- 
lation  dieser  Geldsurrogate  zunimmt,  um  so  wichtiger  wird  gerade 
die  Erhaltung  einer  genügenden  metallischen  Basis  desselben, 
und  zwar  theils  neben  jenen  Geldsurrogaten,  theils,  wie  wir 
später  noch  weiter  sehen  werden,  gerade  durch  die  Anstalten, 
welche  sie  ausgeben. 

Auf  dieselbe  Folgerung  führt  auch  die  Betrachtung  der 
rechtlichen  Natur  der  Banknote.  Dieselbe  ist  nichts  Anderes  als 
eine  Schuldverschreibung  einer  bestimmten  Credilanstalt  (Bank), 
wodurch  diese  sich  verpflichtet,  dem  Inhaber  der  Note  unmittelbar 
gegen  Vorzeigung  einen  bestimmten  Geldbetrag  in  Landesmünzen 
zu  bezahlen.  Sie  unterscheidet  sich  so  von  dem  als  Umlaufs- 
mittel dienenden  Wechsel  hauptsächlich  dadurch,  dass  dieser  auf 
dem  Credit  der  durch  Indossament  verbundenen  Schuldner,  die 
Banknote  auf  dem  alleinigen  und  ausschliesslichen  Credit  der  Bank 
beruht.  Es  ist  deshalb  die  Bank  weit  mehr  als  der  Aussteller 
eines  Wechsels  ausschliesslich  verbunden,  den  ihr  in  der  Note 
gewährten  Credit  in  einer  Weise  zu  gebrauchen,  dass  sie  jeder 
Zeit  in  der  Lage  ist,  die  ausgegebenen  Noten  baar  zu  bezahlen, 
und  dies  kann  sie  aber  nur  dann,  wenn  sie  einen  entsprechenden 
Baarvorrath  bereit  hält,  da  nie  gewiss  ist,  wann  und  wie  viele 
Noten  zumal  zur  Einlösung  kommen. 

Es  ergeben  sich  uns  schon  aus  dieser  kurzen  Betrachtung 
der  Banknoten  folgende  Sätze : 

1)  Die  Banknoten  sind  als  leicht  übertragbare  Forderungen 
wichtige  Förderungsmittel  der  Production,  insofern  sie  den 
Umtausch  von  Werthen  vermitteln  ohne  Verwendung  von 
Metallgeld,  also  mit  Erspamiss  an  solchem; 

2)  da  die  Banknoten  lediglich  auf  dem  Credit  beruhen,  so  ist 
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mit  deren  Zunahme  im  Verkehre  von  grosser  Wichtigkeit 
die  Erhaltung  der  wesentlichen  metallischen  Grundlage  des- 
selben neben  jenen  Surrogaten  von  Metallgeld; 
3)  die  Erhaltung  einer  solchen  metallischen  Basis  ausgegebener 
Banknoten  ist  insbesondere  Aufgabe  der  Bank,  welche 
solche  Noten  in  den  Verkehr  bringt. 
Nach  dieser  Betrachtung  der  Banknote  als  solcher  ist  es  nun 
tiothwendig,  etwas  näher  auf  die  Gründe  einzugehen,  welche  für 
und  gegen  eine  unbeschränkte  Zulassung  derselben  in  dem  Ver- 
kehre angeführt  werden,  wobei  wir  immer  noch  die  eigentüm- 
liche Beschaffenheit  der  Bankinstitute,  von  denen  sie  ausgehen, 
auf  sich  beruhen  lassen. 

Für  die  Bank-  oder  richtiger  Banknoten-Freiheit 
wird  hauptsächlich  Folgendes  geltend  gemacht.  Der  Verkehr  in 
Banknoten  stelle  sich  ganz  gleich  dem  Verkehr  in  Wechseln; 
der  Verkehr  in  Wechseln  habe  aber  eine  Ausdehnung  gewon- 
nen, bei  welcher  in  Wechseln  Summen  umlaufen,  gegen  welche 
der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  unbedeutend  sei.  Der 
Wechsel,  welcher  wesentlich  auf  dem  Pcrsonal-Credite  ruhe,  den 
einzelne  Firmen  und  Personen  geniessen ,  sei  eben  deshalb  auf 
die  Kreise  beschrankt ,  innerhalb  welcher  diese  Firmen  bekannt 
seien ,  er  eigne  sich  ferner  nicht  Air  den  allgemeinen  Verkehr 
wegen  der  Förmlichkeiten,  mit  welchen  er  von  Hand  zu  Hand 
gehen  müsse,  wegen  der  Haltbarkeit  eines  Jeden,  durch  dessen 
Hand  er  gegangen  sei,  wegen  des  beschränkten  Zahlungstermines, 
auf  den  er  meist  ausgestellt  sei,  wegen  der  willkürlichen  Hohe 
des  Betrags  u.  s.  f.  Hier  trete  Dun  die  Banknote  in  die  Mitte, 
welche  die  beim  Wechsel  hervorgehobenen  Mängel  nicht  an  sich 
trage.  So  wenig  nun  aber  der  Wechselverkehr  durch  Staats- 
maassregeln  beschränkt  werde,  eben  so  wenig  sei  diess  bei  dem 
Verkehr  mit  Banknoten  nothwendig,  und  es  sei  die  freie  Con- 
kurrenz  das  beste  Mittel  zur  Regulirung  der  Notenemission. 

Es  ist  nun  allerdings  zuzugeben,  dass  zwischen  Wechseln 
und  Banknoten  eine  grosse  Aehnlichkeil  besteht,  und  es  ist  richtig, 
dass  in  Wechseln  grössere  Summen  umgesetzt  werden,  als  in 
Banknoten,  auch  ist  es  z.  B.  Thatsache,  dass  in  einem  grossen 
Tbeile  der  Fabrikdistricte  im  Herzen  von  England  Wechsel  in 
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beliebigen  Betragen  von  5  L.  bis  zu  10,000  L.  und  in  allen 
Fristen,  die  nicht  Uber  drei  Monate  gehen,  mit  beinahe  völliger 
Ausschliessung  von  Banknoten  im  Umlaufe  sind  ').  Immerhin 
ist  aber  Folgendes  zu  entgegnen.  Wenn  es  auch  Fülle  gibt,  in 
welchen  Wechsel  in  ähnlicher  Weise  cirkuliren,  wie  Banknoten 
und  in  denen  sie  eine  Hanpteigenthüinliehkeit  des  Wechsels  ab- 
streifen, indem  Wechsel  mit  Blankoindossament  wie  Banknoten 
durch  hundert  Hände  gehen  können,  so  sind  das  doch  Ausnah- 
men und  es  ist  der  Ausschluss  der  Blankowechsel  in  vielen 
Wechselordnungen  ein  Zeichen,  dass  auch  das  Blankoindossament 
nur  uneigentlich  mit  der  Natur  des  Wechsels  sich  vereinigen 
lässt,  wie  denn  bei  Abfassung  der  deutschen  Wechselordnung 
auch  das  Blankoindossament  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Unmög- 
lichkeit der  Durchführung  des  Verbots  desselben  zugelassen 
wurde  *).  Sodann  aber  dient  gerade  die  Sorgfalt ,  mit  welcher 
die  Gesetzgebung  in  Absicht  auf  den  Wechsel  die  Fähigkeit,  sich 
durch  einen  solchen  verbindlich  zu  machen,  die  Form  desselben 
und  seiner  Uebertragung,  die  Folgen  der  letztern,  die  Rechtsver- 
hältnisse zwischen  den  Parteien  und  die  Folgen  der  eingegangenen 
Verpflichtung  feststellt,  zum  Beweise  dafür,  wie  sie  die  Not- 
wendigkeit gebührend  erkannt  hat,  dieses  wichtige  Verkehrsmittel 
nach  allen  Beziehungen  seiner  Eigenthümlichkeit  gemäss  zu  re- 
geln, und  es  folgt  hieraus  gerade  die  Verpflichtung  des  Staats, 
auch  die  Ausgabe  der  Banknoten  und  das  hiedurch  begründete 
Rechtsverhältniss  seiner  eigentümlichen  Natur  entsprechend  zu 
ordnen. 

Eine  solche  Ordnung  ist  aber  um  so  mehr  geboten,  wenn, 
wie  gewöhnlich,  solche  Papiere  nicht  von  Kinzelnen,  welche  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  für  die  übernommene  Verpflichtung  ein- 
stehen, sondern  von  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftbarkeit 
ausgegeben  werden,  welche  ihren  Bestand  auf  die  Anerkennung 
oder  Genehmigung  des  Staates  gründen  und  durch  einen  Act  der 
Staatsgewalt  erst  ins  Leben  treten  können.  Hier  hat  der  Staat 
eine  doppelte  Verpflichtung  sich  nicht  mit  der  Rolle  des  Zuschauers 


1)  Tooke,  hiitory  of  prices  IV,  p.  157. 

2)  Brauer,  die  dentoebe  Wechselordnung  $.  4.  S.  34.  $.  12.  S.  49. 


Digitized  by  Google 


606  üeber  die  Errichtung  einer  Notenbank  aar  Actien 

zu  begnügen,  sondern  die  Bedingungen  zu  bestimmen,  unter 
welchen  solchen  Anstallen  die  Ausgabe  von  Banknoten  gestattet 
werden  kann. 

Wir  vermögen  uns  deshalb  mit  der  Ansicht,  welche  eine 
völlige  Banknoten freiheit  in  Anspruch  nimmt,  nicht  zu  befreun- 
den, und  müssen  uns  für  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates 
aussprechen,  die  Ausgabe  von  Banknoten  nach  deren  Eigentüm- 
lichkeit zu  regeln. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  gegen  die  Cirkulation  von  Bank- 
noten überhaupt  hauptsächlich  die  Verdrängung  des  Metall- 
gelds durch  ein  Zahlungsmittel  geltend  gemacht,  dessen  Einlös- 
barkeit  und  Werth  unter  Umständen,  die  in  jedem  Lande  und  zu 
jeder  Zeit  leicht  eintreten  können,  entweder  gar  nicht  oder  nur 
mit  grossen  Verlusten  für  die  gesammle  Volkswirtschaft  be- 
hauptet werden  könne  '). 

Die  Erfahrung  lehre,  wird  bemerkt,  dass  überall,  wo  Frei- 
heit der  Notenausgabe  auch  nur  annähernd  bestanden  habe,  in 
Folge  der  Conkurrenz  der  Banken  und  ihres  Einflusses  auf  die 
Gewerbetreibenden,  sowie  der  Bequemlichkeit  des  Papiergelds 
das  baare  Geld  durch  Banknoten  im  Verkehr  vollständig  ersetzt 
worden  sei.  Dieselben  naheliegenden  Interessen ,  welche  die 
Banken  zu  möglichst  grosser  Notenausgabe  treiben ,  veranlassen 
sie  auch  fast  allenthalben  ihre  unfruchtbaren  Reserven  in  Baar- 
vorräthen  möglichst  zu  vermindern  und  der  Gedanke,  den  Baar- 
vorratb,  welcher  scheinbar,  ohne  einen  Zweck  zu  erfüllen,  die 
Dividende  schmälere,  zu  vermindern,  liege  besonders  in  den  Zeiten 
der  Capitalfülte,  wie  sie  Geldkrisen  voranzugehen  pflege,  sehr 
nahe.  Die  schlimmen  Folgen  eines  solchen  Zustandes  müssen 
sieb  zeigen,  sowie  plötzlich,  sei  es  durch  Erschütterung  des 
Credits  der  Banknoten  in  Folge  politischer  und  kommerzieller 
Krisen,  sei  es  in  Folge  einer  ungünstigen  Handelsbilanz,  für  das 
Ausland  eine  bedeutende  Nachfrage  nach  Gold  und  Silber  eintrete. 
Wenn  nun  die  Banken  in  solchen  Fallen  eine  erhebliche  Ver- 
minderung ihrer  Baarvorräthe  nicht  ertragen  können,  so  werden 


I)  Na  sie,  zur  Banknoten-  und  Papiergeldfrttge  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  XII.  S  637  u.  f. 
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sie,  sowie  sieb  der  geringste  Abfluss  von  Gold  und  Silber  in 
ihren  Kassen  zeige,  zu  den  schlimmsten  Gegenmaassregeln,  Er- 
höhung des  Zinsfusses,  Beschränkung  der  Diskontirungen  greifen 
müssen.  Sie  werden  versuchen  müssen,  durch  den  erhöhten 
Zinsfuss  Capitalüberlragungen  aus  dem  Auslande  oder  ein  Sinken 
der  Warenpreise  zu  bewirken,  welches  vermehrte  Verkäufe  an 
das  Ausland  zur  Folge  habe,  damit  auf  diese  Weise  statt  durch 
Baarsendungen  die  ausländischen  Forderungen  gedeckt  werden. 
Sei  aber  in  den  bezeichneten  Fällen  die  Schuld  an  das  Ausland 
und  somit  die  Geldnachfrage  bedeutender,  so  werde  dieser  ohne- 
hin schon  sehr  missliche  Druck  auf  den  Capitalmarkt  schwerlich 
immer  den  Baarvorrath  der  Banken  sichern  und  dann  können 
dieselben,  bei  der  Unmöglichkeit,  sich  Gold  und  Silber  im  Inlande 
zu  verschaffen,  auch  ohne  die  geringste  Erschütterung  ihres 
Credits  zur  Zahlungseinstellung  genöthigt  werden  1). 

Obwohl  wir  mit  den  Folgerungen,  welche  in  der  Abhand- 
lung, aus  der  die  vorstehenden  Sätze  entnommen  sind,  aus  dieser 
Anschauung  gezogen  werden,  im  Wesentlichen  einverstanden 
sind,  so  können  wir  doch  jener  Ausführung  selbst  nicht  durch- 
aus beistimmen.  Hält  man  daran  fest,  dass  Banknoten  nicht  in 
so  kleinen  Beträgen  ausgegeben  werden  dürfen,  dass  sie  mit 
dem  Metallgeld  bei  Einkäufen  fiir  den  unmittelbaren  Verbrauch 
conkurriren  und  ist  ihre  stete  Einlösbarkeit  gesichert,  so  können 
sie  auch  nicht  in  dem  Grade,  wie  behauptet  wird,  eine  Ver- 
drängung des  Metallgelds  zur  Folge  haben,  darum  nämlich,  weil 
sie,  wie  aus  dem  oben  Angeführten  sich  ergibt,  nicht  durchaus 
an  dessen  Stelle  treten,  sondern  mehr  anderen  Forderungen: 
dem  Buchcredit,  einfachen  Credit  und  dem  Wechselverkehr  sich 
gleichstellen  Die  richtigen  Folgerungen,  welche  aus  der 
Unfähigkeit  kleiner  Zettelbanken,  Krisen  von  einiger  Bedeutung 
zu  widerstehen,  gezogen  werden,  beruhen  überwiegend  auf  der 
Einrichtung  dieser  Banken  und  nicht  auf  dem  nur  theilweise 
richtigen  Umstände,  dass  Banknoten  das  baare  Geld  verdrängen. 

Eine  zweite  Einwendung,  welche  übrigens  mit  den  eben 


1)  Nasse  a.  o.  0.  S.  643-646. 

2)  Tooke,  hiitory  of  prices  Vol.  III.  p.  275.  276. 
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berührten  Bedenken  zusammenhängt,  ist  die,  dass  die  Banknoten 
durch  Vermehrung  der  Cirkuhitionsmittel  eine  Erhöhung  der 
Waarenpreise  zur  Folge  haben.  Diese  Einwendung  ist  jedoch 
gleichfalls  nur  teilweise  begründet.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten, 
dass  eine  Bank,  welche  eine  bedeutende  Stellung  in  dem  Ver- 
kehrsleben einer  Nation  einnimmt,  durch  gewaltsame  Operationen 
vorübergehend  auf  die  Preise  der  Waaren  sehr  nachtheilig  ein- 
wirken, sie  namentlich  in  bestimmten  Gattungen  herabdrücken 
kann  '),  dagegen  ist  sie  nicht  im  Stande,  diesen  Waarenpreis 
durch  Notencirkulation  allgemein  und  dauernd  zu  erhöhen.  Das 
Publikum  *)  erhält  die  Noten  einer  Bank  nicht,  ohne  ftlf  deren 
Benützung  Zinse  zu  bezahlen  und  nimmt  deshalb,  so  gering  auch 
der  Zins  ist,  nicht  mehr  Noten,  als  es  verwenden  kann  und  be- 
hält sie  nicht  länger,  als  es  der  Bedarr  des  Verkehrs  mit  sich 
bringt,  es  würden  deshalb  Noten,  welche  über  den  Bedarf  aus- 
gegeben werden,  augenblicklich  zur  Einlösung  zurückströmen. 
Allerdings  kann  ein  Steigen  der  Preise,  welches  von  anderen 
Ursachen  herrührt ,  oder  die  Ausdehnung  der  Handelsgeschäfte 
eines  Landes  eine  Zunahme  der  Cirkulationsmittel,  des  baaren 
Gelds  oder  der  Geldsurrogate  zum  Bedürfniss  machen  und  nach 
sich  ziehen;  aber  in  solchem  Falle  ist  die  Zunahme  des  Noten- 
umlaufs nicht  die  Ursache,  sondern  die  Folge  jener  Veränderungen, 
insbesondere  einer  Preiserhöhung  3).  Es  ist  somit  auch  jener 
zweite  Einwand  nur  theilweise  begründet.  Ueberhaupt  sind  aber 
Veränderungen  in  dem  Betrage  der  Umsatzmittel  selten,  wenn  je, 
die  Ursache  von  Störungen  in  den  Preis-  und  Handelsverhält- 
nissen, es  hängen  diese  vielmehr  von  dem  Zusammenwirken 
einer  Menge  zufälliger  Umstände  ab  und  so  wenig  zu  läugnen 
ist,  dass  bei  einem  überwiegend  auf  Credit  basirten  Verkehrs- 
leben, in  welchem  aber  die  Cirkulation  von  Banknoten  nur  ein 
und  nicht  das  bedeutendste  Moment  ist,  Handelskrisen  häufiger 
eintreten,  so  wenig  ist  zuzugeben,  dass  solche  bei  streng  metal- 
lischem Verkehre  ganz  ausbleiben  würden. 


1)  Tooke,  hiatory  of  price«  Vol.  III.  p  267. 

2)  Ibid.  I.  c.  Vol.  IV.  p.  (95. 

3)  Ibid.  1.  c.  p.  16b\ 
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Noch  Allem  vermögen  wir  ans  weder  für  ein  ruhiges  Ge- 
währenlassen unbeschränkter  Notenemission,  noch  für  ein  Verbot 
derselben  auszusprechen,  wir  glauben  vielmehr,  dass  dieselbe 
zwar  zugelassen,  aber  auf  solche  Institute  beschränkt  werden  sollte, 
welche  in  sich  die  Bürgschaft  einer  soliden,  dem  eigentümlichen 
Charakter  einer  Notenbank  entsprechenden  Geschäftstätigkeit 
tragen. 

Indem  wir  nun  hierauf  näher  eingehen,  ist  es  zunächst  not- 
wendig, den  Geschäflskreis  der  Notenbanken  noch 
etwas  zu  beleuchten.  Dabei  bemerken  wir,  dass  wir  Zettelbanken 
auf  Aclien  im  Auge  haben,  da  unsers  Wissens  andere  Noten- 
banken in  Deutschland  nicht  bestehen,  auch  nach  unseren  Ver- 
hältnissen die  Gründung  einer  Zeltelbank  in  Württemberg  » in 
anderer  Weise  nicht  zu  erwarten  ist. 

Die  Geschäfte  einer  solchen  Bank  sind  nach  der  einen  Seite : 
die  Annahme  von  zinsbaren  und  unzinsbaren  Geldcapitalien ,  auf 
den  Namen,  oder  auf  den  Inhaber,  somit  die  Vermehrung  ihrer 
unverzinslichen  Notenschuld  mit  weiteren  verzinslichen  oder  un- 
verzinslichen Passiven,  nach  der  anderen  Seile  verschiedene  Leih- 
und  Geldgeschäfte  Tür  Rechnung  der  Bank,  sowie  die  Vermittlung 
von  Geldgeschäften  Tür  Dritte. 

Die  Einwendungen  gegen  eine  solche  Bank  sind  nun 
verschiedener  Art,  indem  sie  einmal  gegen  die  Gründung  der 
Banken  auf  Aclien,  also  mit  beschränkter  Verantwortlichkeit 
gerichtet  sind,  sodann  aber  speciell  sich  auf  die  Verbindung  des 
Le  ihgeschäfts  mit  dem  Notengeschäft  beziehen. 

Was  nun  den  er s leren  Tunkt  betrifft,  so  wird  zwar 
zugegeben  ') ,  dass  es  viele  nützliche  Unternehmungen  gebe, 
welche  die  Kräfte  der  Einzelnen,  sei  es  allgemein,  sei  es  örtlich, 
übersteigen,  und  welche  nur  durch  Actiengesellschaflen ,  oder 
durch  diese  wenigstens  ganz  zweckmässig  und  zum  allgemeinen 
Vortheil  betrieben  werden  können ;  auf  der  anderen  Seite  aber 
wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  kein  Gewerbe  von  be- 
zahlten Verwaltern  so  gut  geführt  werde,  wie  von  seinem  Eigen- 
tümer selbst,  dass  es  häufig  einem  Verwalter  an  Erfahrung, 


i)  Noht,  Beitrag  rar  Erörterung  des  deotich  HnndelsgeseUbnchf  S.  57. 
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Urlheilskraft  und  Scharfsinn  fehle,  dass  dieser  entweder  nicht 
aufmerksam  genug  auf  das  Geschäft  sei,  welches  darüber  hinsieche, 
oder  zu  kühn  im  Speculiren,  so  dass  er  Sie  Gesellschaft  zu 
Grunde  richte  ').  Sodann  aber  *)  werde  der  Reinertrag  einer 
AcliengeseUschaft  mit  Ausnahme  eines  mässigen  Beitrags  zum 
Reservefonds  an  die  Actionäre  vertheilt,  der  Reinertrag  eines 
Privatgeschäfts  wachse  dem  Vermögen  desselben  zu  und  setze 
es  in  den  Stand,  einen  schwereren  Stoss  auszuhalten.  In  man- 
chen Actiengesellscb/ften  werde  nur  ein  augenblicklich  hoher 
Betrag  der  Dividende,  oft  blos  flir  die  Actienspeculationen  der 
Verwalter,  durch  alle  möglichen  Manipulationen  herausgerechnet, 
oft  Jahrelang  mit  einem  solchen  Systeme  fortgefahren,  und  man 
könne  in  den  meisten  Fällen  nachher  diese  nicht  einmal  unter- 
suchen und  eine  wissentliche  Täuschung  beweisen,  geschweige 
denn  dem  Schaden  wieder  abhelfen.  Auf  diese  Gründe  wird 
von  Manchen  3J  die  Errichtung  von  Depositen-  (Disconto-  und 
Wechsel)  -Banken  mit  solidarischer  Haftbarkeit  anempfohlen  und 
es  werden  dieselben  den  Aclienhanken  entschieden  vorgezogen. 

Wir  sind  weit  entfernt,  die  Bedeutung  der  nachtheiligen 
Folgen  zu  unterschätzen,  welche  der  Geschäftsbetrieb  von  Actieu- 
gesellschaften ,  namentlich  wenn  er  Geldgeschäfte  zum  Gegen- 
stande hat,  haben  kann,  und  häufig  schon  gehabt  hat.  Auf  der 
anderen  Seite  aber  sind  wir  der  Ansicht,  dass  die  Ausgabe  von 
Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  und  insbesondere  von 
Banknoten  sich  gerade  nicht  für  einzelne  Personen,  oder  für 
Gesellschaften  eignet,  deren  Besland  überwiegend  von  der  Existenz 
oder  dem  Willen  einzelner  Personen  abhängt. 

Die  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber  enthalt 
eine  Urkunde  über  das  Bestehen  eines  Schuldverhältnisses,  dessen 
specieller  Entstehungsgrund  meist  ausser  dem  Willen  des  Besitzers 
und  Gläubigers  liegt,  indem  dieser  in  das  Verhältniss  des  Gläubigers 
nicht  durch  eine  besondere  Beziehung  zum  Schuldner,  sondern 
durch  einen  von  diesem  unabhängigen  und  ihm  unbekannten  Act  tritt. 


1)  M  ohl  a.  a.  0.  S.  58. 

2)  Ebend.  S.  60.  61. 

3)  Tellkarapf,  über  die  Entwicklung  de»  Bankwesens  S.  71. 
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Sie  selzt  darum  auch  ein  Schuldverhältniss  voraus,  welches  eine 
objective,  von  der  persönlichen  Existenz  und  dem  Willen  des 
Schuldners  und  Gläubigers  bis  auf  einen  gewissen  Grad  unab- 
hängige Grundlage  hat.    Dies  ist  aber  bei  einzelnen  Personen 
und  bei  offenen  Handelsgesellschaften  nicht  der  Fall,  indem  hier 
mit  dem  Tode  des  Schuldners  oder  mit  dem  jederzeit  zulässigen 
Austritt  einzelner  Gesellschafter  die  Person  des  Gläubigers  und 
das  Vermögen,  welches  dafür  verhaftet  ist,  sich  ändert.  Die 
Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber  eignet  sich  deshalb  nur  ftir 
grosse  Hypothekenanlehen  und  für  Anlehen  von  Corp orationen  oder 
von  solchen  Gesellschaften,  deren  Bestand  von  dem  Willen  einer 
kleinen  Zahl  von  Theilhabern  unabhängig  ist,  mag  nun  bei  diesen 
die  Haftbarkeit  eine  unbeschränkte  oder  beschränkte  sein.  Diese 
Auffassung  findet  auch  ihre  Bewährung  durch  die  Wirklichkeit, 
indem  wohl  nicht  leicht  eigentliche  Schuldverschreibungen  auf 
den  Inhaber  vorkommen  werden,  welche  von  einzelnen  Personen 
oder  offenen  Handelsgesellschaften  ausgegeben  werden.    Hie  von 
bilden  auch  die  sogenannten  Bons  keine  Ausnahme,  indem  diese 
keine  eigentliche  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber,  sondern 
nur  Anweisungen  sind,  welche  ein  Geschäftsinhaber  im  Kreise 
seiner  Arbeiter  oder  Geschäftskunden  auf  kurze  Zeit  statt  der 
Baarzahlung  gibt  und  welche  die  Bestimmung  haben,  in  dieser 
Zeit  zur  Einlösung  gebracht  zu  werden. 

Was  nun  von  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  im 
Allgemeinen  gilt,  findet  noch  viel  mehr  Anwendung  auf  Bank- 
noten d.  h.  promissorische  Schuldscheine,  deren  Einlösung  durch 
keine  vorausbeslimmte  Zeit  beschränkt  ist,  sondern  welche  die 
Bestimmung  haben,  in  den  allgemeinen  Verkehr  wiederholt  über- 
zuströmen, und  in  der  gleichen  Weise,  wie  baares  Geld  als  Um- 
laufstnittel  zu  dienen.  Hier  muss  noch  vielmehr  als  bei  Obliga- 
tionen auf  den  Inhaber,  bei  denen  meist  die  Zeit  der  unbedingten 
Einlösung  und  Tilgung  im  Voraus  bestimmt  ist,  das  Schuldver- 
hältniss von  der  Existenz,  oder  dem  Willen,  oder  dem  Vermögen 
einzelner  Personen  unabhängig  sein,  und  der  VermÖgenscomplex, 
worauf  er  sich  stützt,  eine  objeclive  in  vereinigtem  Capitale  be- 
ruhende Grundlage  haben.  Man  wird  deshalb  an  die  Gesetz- 
gebung eher  die  Forderung  zu  stellen  haben,  dass  die  Ausgabe 
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von  Banknoten  Privatpersonen  und  gewöhnlichen  Handelsgesell- 
schaften untersagt  und  auf  solche  grössere  Gesellschaften  be- 
schränkt wird,  deren  Bestand  nicht  von  dem  Willen  weniger 
Theilhaber  abhängt,  und  welche  für  das  in  der  Notenausgabe 
liegende  Schuldverhältniss  eine  objective,  der  Dispositionsbefug- 
niss  der  Theilhaber  bis  auf  einen  gewissen  Grad  entrückte  Grund- 
lage in  einem  gehörig  grossen,  solid  verwalteten,  eigenen  Ver- 
mögen bieten. 

Allein  auch  ausserdem  vermögen  wir  jenem  Einwände  gegen 
die  Form  der  Verwaltung  kein  überwiegendes  Gewicht  beizulegen, 
denn  er  ist  erfahrungsgemass  gegen  jede  Einrichtung  zu  machen, 
bei  der  Geschäfte  und  insbesondere  Geldgeschäfte  nicht  von 
wenigen  Gesellschaftern  für  ihre  Rechnung,  sondern  von  Ver- 
waltern, sei  es  nun  ftir  Aeticngesellschaften,  oder  solidarisch  ver- 
bundene Gesellschafter  in  grösserer  Zahl,  oder  für  auf  Gegen- 
seitigkeil  gegründete  Vereine  besorgt  werden. 

Dabei  stützen  wir  uns  nicht  blos  auf  die  Aelinlichkeit  der 
Verhältnisse,  sondern  auch  auf  die  Erfahrung,  welche  bei  unseren 
würltemb.  Privat-Spar-  und  Leihkassen  gemacht  worden 
ist,  und  möchten  hiebei  um  so  mehr  etwas  verweilen,  weil  es 
uns  scheint,  dass  der  Gedanke,  es  seien  Depositenkassen,  wenn  sie 
auf  persönlicher  Haftbarkeit  beruhen,  den  Actienbanken  —  auch 
abgesehen  von  der  Zeltelemission  —  weit  vorzuziehen,  hiedurcb 
am  ehesten  seine  Widerlegung  finden  dürfte. 

Depositenkassen  sind  Anstalten,  welche,  wenn  sie  nicht 
die  Form  der  Actiengesellschaft  haben,  mit  solidarischer  Haftbar- 
keit der  Unternehmer,  oder  wenn  sie  auf  Gegenseitigkeit  ruhen, 
auf  Gefahr  der  Theilnehmer  Gelder  verzinslich  oder  unverzins- 
lich aufnehmen  und  verwalten.  Sie  sind  Discontokassen,  wenn 
sie  mit  diesen  Geldern  hauptsächlich  Wechselgeschäfte  treiben. 
Diese  Einrichtung  gewährt  ')  namhafte  Vortheile:  sie  bietet  Pri- 
vatpersonen Gelegenheit,  ihre  Ersparnisse  nutzbringend  anzu- 
legen, sie  ermuntert  zur  Massigkeit  und  Sparsamkeit,  und  sichert 
den  Einlegern  eine  zinstragende  Verwendung  ihrer  Gelder-, 
andererseits  gewinnt  durch  sie  das  Land  an  Productionskraft. 
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weil  unproductive  Gelder  zusammenströmen  und  zur  prpducliven 
Verwendung  kommen.  Alles  dies  ist  denn  ganz  richtig ,  wenn 
die  Kassen  solid  verwallet  werden,  allein  dass  dies  der  Fall  ist; 
dafür  bürgt  weder  die  Art  der  Geschäfte,  die  sie  treiben,  noch 
unbedingt  die  solidarische  Haft  barkeit  der  Unternehmer. 

Wenn  man  die  Statuten  einer  unserer  gefallenen  Privat- 
Spar-  und  Leihkassen  vergleicht,  so  findet  man,  dass  dieselben 
nichts  anderes  waren,  als  Depositenkassen  mit  solidarischer  Haft- 
barkeit der  Unternehmer  und  sie  unterschieden  sich  von  den 
Disconlokassen  nur  dadurch ,  dass  sie  die  Depositen  nicht  dem 
Handel  und  der  Industrie,  sondern  der  Landwirtbschaft  zuwen- 
deten, indem  sie  statt  Wechsel  zu  discontiren,  Gülerzielerforde- 
rungen  discontirten,  und  statt  auf  Wechsel  und  Effecten  zu  leihen, 
auf  Hypotheken  liehen,  was  ja  an  sich  kein  minder  sicherer 
Cupitalumtrieb  ist  Dabei  war  Alles  anscheinend  ganz  trefflich 
eingerichtet.  Eine  solche  Anstalt  sollte  der  ärmeren  Volks- 
klasse Gelegenheit  verschaffen,  die  kleinsten  Ersparnisse  sicher 
und  verzinslich  anzulegen,  sie  sollte  sodann  Jedem  Gelegenheit 
geben,  Geld  verzinslich  unterzubringen  und  in  Nothftfllen  so 
schnell  als  möglich  zurückzuziehen.  Andererseits  sollten  Geld- 
suchende  bei  gehöriger  Sicherheitsleistung  zu  jeder  Zeit  Geld 
erheben  können.  Zur  Sicherung  der  Kasse  war  solidarische 
Haftbarkeit  von  20  und  mehr"  meist  als  wohlhabend  bekannten 
Mitgliedern  festgesetzt,  und  überdies  waren  Controleausschüsse 
zur  Beaufsichtigung  der  Verwaltung  und  ausserdem  theilweise 
noch  bespndere  Controlbeamte  bestellt 

Und  doch,  wie  viele  dieser  Kassen  sind  zum  Ruin  der  Theil- 
huber  und  der  Gläubiger  zusammengestürzt,  welcher  Verlust  ist 
hiedurch  dem  Nationalvermögen  zugegangen!  Fragen  wir  nach 
den  Gründen,  so  möchten  wir  hauptsächlich  folgende  bezeichnen : 
Q  Wenn  eine  Gesellschaft  aus  so  viel  Mitgliedern  besteht,  dass 
nicht  jedes  an  der  Verwaltung  theilnehmen  kann,  so  ist  das 
Verhaltniss  im  Wesentlichen  dasselbe,  wie  bei  einer  Actiengesell- 
schaft,  die  Verwaltung  wird  von  einigen,  meist  den  minder  be- 
mittelten Theilhabern  geführt,  denen  die  Andern  zu  ihrem  und 
der  Gläubiger  Nachlheil  zu  viel  vertrauen;  2)  eine  Gesellschaft, 
welche  Geldgeschäfte  macht,  ist  gar  leicht  in  der  Lage,  dass  sie 
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weit  mehr  Passiven  in  der  Form  von  Einlagen  erhält,  als  das 
Gesammtvermögen  auch  der  bemitteltsten  Unternehmer  beträgt; 
3)  die  Kassen  waren  ilurch  Zusicherung  eines  hohen  Ziosfusses 
und  das  Streben  der  Unternehmer  nach  Uebcpschüssen  darauf 
hingeleitet,  riskirte  Geschäfte  zu  machen  und  da  die  Ueberschüsse 
verlheilt  und  verbraucht  und  kein  genügender  Reservefonds  ge- 
bildet wurde,  musslen  ungünstige  Zeiten  das  Unternehmen  zum 
Falle  bringen,  namentlich  bei  Gülerziclerkäufen,  also  bei  Geld- 
anlagen auf  lange  Zeiträume,  in  denen  in  der  Regel  Aenderungen 
in  den  Credilverhältnissen  vor  sieh  gehen.  4)  Es  war  mit  den 
allgemeinen  Grundsätzen,  welehe  bei  Creditinstituten  zu  beachten 
sind,  im  Widerspruch,  wenn  die  Anstallen  Rückzahlungen  in 
kurzen  Fristen  versprachen  und  ihre  Gelder  überwiegend  so  aus- 
liehen, dass  sie  ohne  Verlust  nicht  schnell  zurückgezogen 
werden  konnten..  5)  Den  Anstalten  fehlte  die  Controle  der 
Oeflenllichkcit. 

Wir  haben  das  Vorstehende  zunächst  angefahrt,  um  zu 
zeigen,  wie  die  Beseitigung  der  beschränkten  Verantwortlichkeit 
an  sich  bei  Verwaltung  von  Banken  nicht  gegen  Gefährdung 
schützt,  und  wie  schlecht  eingerichtete  Dcposilenkassen  den 
grössten  Schaden  stiften  können,  und  darum  eine  Disconlo-  und 
Depositenkasse  nicht  von  selbst  von  allen  Gefahren  frei  ist, 
welche  von  den  Aclienbanken  geftrehtet  werden. 

Dabei  möchten  wir  aber  noch  Folgendes,  was  für  unsere 
Verhältnisse  zu  beachten  sein  dürfte,  anlügen.  Dieselben  Gründe, 
welche  es  rechtfertigen,  dass  die  Vermittlung  von  Geldge- 
schäften für  Dritte  gegen  Belohnung,  das  Gewerbe  eines 
Macklers  von  obrigkeitlicher  Bestellung  abhängig  ist,  sollten 
auch  dazu  führen,  dass,  wenn  eine  Mehrzahl  von  Personen  (nicht 
in  der  Eigenschaft  eines  kaufmännisch  betriebenen  Bankgeschältes) 
sich  der  Verinilllung  fremder  Geldgeschäfte  annimmt,  sei  es,  in- 
dem sie  einen  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Verein  inil  freiem 
Beitritt  eines  Jeden,  welcher  Geld  einlegen  will,  stiften,  oder  sich 
als  Unternehmer  einer  Spar-  und  Leihbank  conslituiren  oder  eine 
solche  Bank  mit  beschränkter  Haftbarkeit,  also  in  der  Form  einer 
Acticn-  oder  Commatidilgesellschaft  gründen  will,  der  Geschäfts- 
betrieb von  der  Erfüllung  gewisser  Verpflichtungen  abhangig 
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gemacht  würde,  welche  geeignet  wären,  den  Schuldnern  und 
Theilnehmern  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  von  den  Grund- 
lagen der  Anstalt  und  ihrem  Fortgange  zu  überzeugen  und  ihre 
Interessen  bei  Zeiten  zu  wahren ,  und  dass  weiter  angemes-r 
senc  Bestimmungen  zur  Sicherung  dieser  Interessen  getroffen 
würden. 

Es  wäre  zu  diesem  Ende  jeder  solchen  Gesellschaft  aufzu- 
erlegen, dass  sie  vor  Beginn  ihres  Geschäfts,  auch  wenn  sie 
keine  Actiengesellschä'ft  bilden  will,  ihren  notariell  abzuschlies- 
senden  Gesellschaftsverl  rag  der  betreffenden  Behörde  zur  Einsicht 
vorlege.  In  demselben  sollte  enthalten  sein  müssen:  1}  die 
Firma  und  der  Sitz  der  Gesellschaft ;  2)  der  Zweck  derselben ; 
3)  die  Personen  der  Unternehmer  und  der  Umfang  ihrer  Haft- 
barkeit; 4)  die  Bestimmungen  über  Betrag  der  Einlagen  im 
Einzelnen  und  Ganzen,  die  Form  der  Schuldscheine  und  ihrer 
Uebertragung ;  4)  die  Rechte  der  Einleger ;  5)  die  Art  der  Leih- 
geschäfte ;  6)  die  Grundsätze ,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzu- 
nehmen und  der  Gewinn  zu  verwenden  ist;  7)  die  Bestellung 
der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane.  Der  Gesellschaflsvei  trag 
wäre  von  der  Behörde  nicht  nur  in  der  Richtung  zu  prüfen,  ob 
derselbe  nichts  Ungesetzliches  enthüll,  sondern  auch  zu  erforschen, 
ob  er  den  Grundsätzen  einer  pflichtlichen  Verwaltung  fremder 
Gelder  und  den  Grundprincipiair  der  Crcditgcwährung  nicht  wider- 
spricht, und  ob  für  die  Gewinnung  einer  Reserve  Tür  unglück- 
liche Fälle  Vorkehr  geltoffen  ist.  Nach  erfolgter  Prüfung  wäre 
der  Veitrag,  wenn  kein  Anstand  vorwaltet,  zu  veröffentlichen. 
Aenderungen  des  Gesellschafts  Vertrags  wären  in  gleicher  Weise 
zu  behandeln.  Ferner  wäre  jeder  solchen  Gesellschaft  aufzu- 
geben, ihre  Rechnung  jährlich  abzuschlicssen ,  durch  einen  von 
der  Behörde  zu  bezeichnenden  und  zu  verpflichtenden  Reehn'ings- 
versländigen  prüfen  zu  lassen  und  das  Resultat  zu  veröffentlichen. 
Auch  wäre  ihr  aufzuerlegen,  jedem  Mitgliede  oder  Gläubiger 
einen  Rechenschaftsbericht  zuzustellen.  Endlich  wäre  der  Re- 
gierung das  Recht  vorzubehalten,  auf  erhaltene  genügende  An- 
zeige von  Seiten  Beteiligter  die  Verwaltung  in  der  Richlung 
untersuchen  zu  lassen,  ob  die  Verwalter  sich  nicht  Verschul- 
dungen in  Absicht  auf  ihre  Verwaltung  erlaubt  haben,  insbesondere 
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oh  sie  nicht  einer  dolosen  oder  culposen  Verschleuderung  des 
Gesellschuftsvermögens  oder  der  Rechnungsfälscbung,  fahrlässiger 
Reslsdzung  oder  Statuten-  und  ordnungswidriger  Verwendung 
und  Aufbewahrung  fremder  Gelder  sich  schuldig  gemacht  haben 
und  es  wären  Vergehen  dieser  Art,  soweit  dies  nicht  schon  der 
Fall  ist,  mit  der  entsprechenden  Strafe  zu  bedrohen. 

Bei  einer  solchen  Einrichtung,  welche  den  Theilhabern  be- 
ziehungsweise Gläubigern  einer  Depositenbank  die  Möglichkeit 
gewährt,  von  de*  Grundlage  der  Einrichtung  und  ihrem  Gange 
sich  Einsicht  zu  verschaffen ,  und  bei  entstandenem  Verdacht 
einer  schlechten  Verwaltung  eine  Untersuchung  derselben  herbei- 
zuführen, dürften  die  Bedenken,  welche  sich  gegen  Deposite*- 
und  andere  Banken,  sei  es  mit  voller  oder  beschränkter  Haftbar- 
keit, an  und  für  sich  erheben,  sich  beseitigen  lassen. 

Kehren  wir  von  dieser  Abschweifung  zu  den  Notenbanken 
zurück,  so  bleibt  uns  noch  eine  Einwendung  zu  erörtern,  welche 
die  bedeutendste  ist,  und  die  aus  der  Verbindung  des 
Zettel-  mit  dem  Lei  hgeschäfle  entnommen  ist.  Der 
Gewinn  an  dem  Zettelgeschäft,  sagt  hierüber  Mo  hl  »),  bringt  es 
mit  sieb,  dass  die  Zeltelbanken  in  Zeiten  ruhigen  und  geordneten 
Gewerbe-  und  Handelsbetriebs  sich  mit  Zeüelausgaben  zum  Be- 
hufe  des  Wechseldisconlo-  und  Leihgeschäfts  facil  und  immer 
faciler  zeigen,  bis  auf*  einmal  die  -  Ueberspeculution  im  Gewerbe 
und  Handel  sich  kundgibt.  Sobald  sich  aber  die  Zeichen  dieses 
Zustandes  blicken  lessen,  sind  die  Zettelbanken,  um  die  Einlös- 
bat keil  ihrer  Noten  zu  sichern,  genölhigt,  ihre  Zetlelausgaben, 
somit  ihren  Wechseldisconlo  und  Lombard  einzuschränken,  ihren 
Zinsfuss  zu  erhöhen  und  die  Handelskrise,  die  Epidemie  der 
Falliten  und  Bankerutte  in  Handel  und  Gewerben,  das  Stocken 
aller  Geschäfte  und  der  Arbeit  sind  fertig. 

Es  kann  nicht  bestritten  werden,  dass  diese  Gefahr  bei  den 
Zettelbanken  in  ihrer  Einrichtung  liegt,  und  nur  bei  ganx  solider 
Verwaltung,  grosser  Vorsicht  und  grossem  Baarfonds  sich  ver- 
meiden lässl.  Die  Mittel,  welche  eine  ieltelbank  verwenden 
kann,  sind:  1)  das  Actiencapital ,  2)  das  Depositen-,  3)  das 
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Nolencapital.  Für  das  Actiencapital  hat  die  Bank  unter  allen 
Umständen  eine  Dividende  zu  rechnen,  welche  dem  üblichen  Zinse 
entspricht,  sie  kann  es  also  ohne  weitere  Mittel  nicht  niedriger 
im  Leihgeschäfte  verwenden.  Für  das  Depositencapital  bezahlt 
sie  zwar  theils  gar  keinen,  theils  geringen  Zins;  dabei  muss  sie 
aber,  wenn  sie  vorsichtig  ist,  einen  Theü  der  Depositen  zur 
Bardeckung  verwenden,  sie  bezahlt  also  fiir  den  Rest,  den  sie 
verwenden  kann,  den  Zins,  den  sie  aus  der  ganzen  Summe  schuldet 
Für  das  Nolencapital  bezahlt  sie  zwar  an  sich  keinen  Zins,  da 
sie  aber  gleichfalls  einen  Theil  zur  Deckung  verwenden  muss, 
entgeht  ihr  der  Zins  hievon,  d.  h.  das  ganze  Capital  kostet  sie 
so  viel  Zins,  als  sie  aus  jenem  Theile,  den  sie  baarvorräthig  hält, 
beziehen  würde.  Was  sie  weiter  durch  Ausleihen  des  Noten- 
und  Deposilen-Capitals  gewinnt,  dient  nach  Abzug  des  Aufwands 
zur  Erhöhung  des  Zinses  der  Actionäre.  Die  Bank  wird  so  die 
besten  Geschäfte  machen,  wenn  sie  möglichst  viele  Noten  im 
Disconto-  und  Leihgeschäft  verwendet  und  dies  wird  sie  er- 
reichen ,  wenn  sie  den  Zinsfuss  ftir  dasselbe  herabsetzt.  Die 
Herabsetzung  des  Zinsfusses  veranlasst  zu  vermehrten  Anlehen 
und  diese  zu  Ausdehnung  der  Geschäfte.  Nun  enthält  aber  das 
Ausleihen  durch  Notenausgabe  nur  einen  Tausch  einer  Forderung 
an  die  Bank  —  der  Noten  —  gegen  eine  Forderung  der  Bank 
im  Leih-  und  Discontgeschöfte  und  es  hängt  sich  durch  die  Noten- 
cirkulation  Credit  an  Credit.  Je  weiter  nun  dieses  Verhältniss 
sich  ausdehnt,  um  so  mehr  entbehrt  es  des  festen  metallischen 
Halts  und  die  Krise  stürzt  am  Ende  ein  nicht  solides  Gebäude 
z  usammen. 

Mit  vollem  Recht  wird  deshalb  von  Tooke  (>  gegen  die 
Ansicht  angekämpft ,  es  sei  die  Aufgabe  der  Zettelbanken,  dem 
Handel  und  der  Industrie  durch  wohlfeiles  Geld  —  um  nie- 
drigen Zinsfuss  —  beizustehen  und  darauf  hingewiesen,  dass  die 
erste  und  wichtigste  Aufgabe  der  Banken  die  ist,  ihren  Verbind- 
lichkeiten nachzukommen. 

Dass  übrigens  jene  Gefahren  hei  vorsichtiger  Verwaltung 
vermieden  werden  können,  beweist  schon  die  Geschichte  solid 


1)  Tooke,  hislory  of  pricei  Vol.  III,  p.  102.  V,  385  *qq. 
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geleiteter  Banken  ebenso,  wie  die  Geschichte  zeigt,  wie  ha'uü^ 
bei  dem  Gegentheile  die  schlimmsten  Folgen  eintreten.  Wenn 
man  deshalb  nicht  wegen  des  Misbniurhs  auch  den  vernünftigen 
Gebrauch  und  den  Nutzen  von  einem  Lande  abhalten  will,  wel- 
chen solide  Zettelbankcn  nach  den  Erfahrungen  von  Landern 
entwickelter  Industrie  haben,  so  ist  man  darauf  geführt,  nicht  die 
Errichtung  einer  Zetlelbank  ganz  auszuschliessen ,  sondern  nur 
auf  eine  möglichst  solide  Grundlage  und  Verwaltung  zu  dringen. 

Hiefur  scheint  uns  nun  das  einzige  Mittel  darin  zu  liegen, 
wenn  unter  Fernhaltnng  kleiner,  in  ihren  Geschäftskreisen  con- 
kurrirender,  jedem  Stosse  preisgegebener  Zettelbanken  grössere 
Bankinstitute  gegründet  werden,  welche  in  dem  Handel  und  der 
Industrie  eines  ausgedehnteren  Kreises  eine  naturgemösse  Grund- 
lage haben,  und  von  denen  eine  solide  Leitung  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  kann,  und  wir  stimmen  hierin  mit  den  Ansichten' 
von  Nasse  ')  und  mit  denen  in  dem  Aufsatze  in  der  deutschen 
Vierleljahrsschrift  über  die  Ordnung  der  deutschen  Geldsuiro- 
g;ite  l)  überein. 

Wir  halten  eine  solche  Bank  Tür  um  so  unbedenklicher, 
wenn  nicht  nur  bei  der  Bank  selbst  für  die  Erhaltung  einer  ge- 
nügenden metallischen  Basis  des  Verkehrs  gesorgt  wird,  sondern 
wenn  auch  von  Seile  der  Staatsverwaltung  daran  festgehalten 
wird,  dass  die  öffentlichen  Kassen  von  der  Papiercirkulation 
möglichst  unberührt  bleiben  und  in  ihnen  der  sichere  Rückhalt 
für  die  Metiillcirkulction  eines  Landes  erhallen  wird. 

Wenn  wir  hiebei  die  Forderung  voranstellen,  dass  bei  der 
Bank  selbst  für  Erhaltung  einer  genügenden  metallischen  Basis 
des  Verkehrs  gesorgt  werde,  so  verstehen  wir  allerdings  hier- 
unter nicht  die  manchfaeh  übliche  Drittels-  oder  gar  Viertels- 
deckung der  Noten  durch  Barbestände ,  sondern  wir  sind  der 
Ansicht,  dass  die  Bank  einen  weit  grösseren  Baarvorralh  halten 
solle,  den  sie  in  Zeiten  von  Krisen  verwenden  kann.  Es  ist  eine 
Erfahrung,  dass  in  kritischen  Zeiten  diejenigen  Börsen  und  Bank- 
geschäfte am  wenigsten  Erschütterungen  ausgesetzt  sind,  welche 


1)  IVnase  zur  Banknotenfrage  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XU.  S.  636. 
2/  Jahrgang  1857,  IV.  79,  S.  242. 
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über  die  grössten  Baarbestände  gebieten  können.  Eine  Noten- 
bank aber  hallen  wir  ganz  besonders  dazu  berufen,  dass  sie  in 
Zeiten  der  allgemeinen  Prosperität  die  sieh  ansammelnden  edcln 
Metalle  in  sich  aufnehme  und  durch  ihre  leicht  übertragbaren 
Noten  nach  Begehr  ersetze,  dabei  aber  sie  nicht  wieder  sofort 
dem  Verkehr  zurückgebe,  sondern  als  die  grosse  Schatzkammer 
ihres  Verkehrgebiels  zurückbehalte,  ura  sie  bei  steigendem  Be- 
gehr nach  solchen  flüssig  machen  zu  können. 

Eine  Bank,  die  so  eingerichtet  ist.  die  in  Zeiten  anschei- 
nenden UehcrJIusses  von  Edelmetallen  diese  in  sicherem  Gewahr- 
sam erhält  als  den  stets  bereiten  Vorrath  für  entgegengesetzte 
Strömungen,  wird  seihst  einer  Girobank  gegenüber  grosse  Vor- 
teile haben,  und  zwar  Vortheile  gerade  in  Zeiten,  in  denen  eine 
Bank  zumeist  einzutreten  berufen  ist,  in  Zeiten  des  Geldbedarfs. 
Denn  wahrend  hier  die  Girohank  ihr  Edelmetall  unbenülzt  liegen 
hissen  mus>',  kann  jene  Bank  dasselbe  zum  allgemeinen  Vortheile 
verwenden  und  nutzbar  machen. 

Freilich  imiss  dann  eine  solche  Bank  in  den  Zeiten  des 
Ueherflusses  einen  Baarvorrath  ansammeln,  der  bis  zu  zwei  Dritt- 
thcilen  oder  drei  Viertheilen  der  umlaufenden  Noten  beträgt, 
denn  nur  dann  kann  sie  in  Zeiten  des  Metallbegehrs  diesen  be- 
friedigen, ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  sie  nach  kurzer  Zeit  ohne 
Baarbestanrt  ist,  sie  darf  sich  nicht  an  die  Grenzen  jener  Driltels- 
un/J  Viertelsdeckungen  halten. 

Bei  einer  solchen  Bank  treten  dann  auch  die  oben  berühr- 
ten Misstündc  nicht  ein.  Da  sie  in  Zeiten  der  Prosperitat  grosse 
Baarvorräthe  halt,  so  wird  sie  den  Bankzinsfuss  nicht  auf  eine 
Weise  ermassigen ,  welche  zu  gewagten  Speculationen  reizt, 
andererseits  aber  wird  sie  in  kritischen  Zeilen  nicht  zu  so  ver- 
derblichen Maassregeln  genölhigt  sein,  um  dem  Melallabfluss 
Schranken  zu  setzen,  sie  wird  sich  in  der  Weise  eines  gewiegten 
soliden  .Geschäftsmannes  benehmen,  welcher  auch  denen,  welche 
er  durch  Creditgewährung  unterstützt,  durch  sein  eigenes  Vor- 
gehen einen  Fingerzeig  zu  vorsichtiger  Geschäflsgcbalirung  gibt. 

Hiezu  sind  aber  ganz  kleine  Banken  unfähig,  Banken,  welche 
eines  Fundamentes  in  dem  grösseren  Kreise  kommerzieller  und 
industrieller  Geschäftsbeziehungen  entbehren,  wie  sie  in  einem 
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Lande  von  nicht  zu  kleinem  Umfange  und  einem  sich  eigenthüro- 
lich  entwickelnden  Verkehre  sich  ünden,  Banken  femer,  welche 
in  Städten  ohne  Handel  und  Industrie,  in  Ländern  von  kommerziell 
untergeordneter  Bedeutung  mit  einer  Notenemission  von  Millionen 
errichtet  werden,  die  nur  darauf  berechnet  sein  kann,  die  be- 
nachbarten Gebiete  damit  zu  Überschütten,  ohne  in  diesen  und 
Air  sie  die  sichere  Gelegenheit  zur  Einlösung  zu  bieten.  Wäh- 
rend solche  Banken  allerdings  verwerflich  sind,  kann  jenen  In- 
stituten, wie  wir  sie  im  Auge  haben,  auch  eine  Baarhaltung 
zugemuthet  werden,  wie  sie  immerhin  in  Ländern  nöthig  ist,  in 
denen  ein  grosser  Theil  des  Verkehrs  sich  durch  Buch-  und 
Wechselforderungen  und  Banknoten  vermittelt,  und  der  nur  von 
Anstalten  gefordert  werden  kann,  welche  in  dem  Rechte  der 
Notenausgabe  über  den  Betrag  jener  Baarbestände  einen  Ersatz 
für  die  hiedurch  ihnen  entgehenden  Zinse  erhalten. 

Allerdings  sind  nun  gerade  hierüber  die  Ansichten  sehr  ge- 
theilt,  indem  Manche,  bestimmt  durch  die  Erfahrungen,  welche 
bei  den  grossen  Banken  Englands,  Frankreichs,  Oesterreichs  in 
Absicht  auf  ihre  Beziehung  zu  der  Regierungsgewalt  und  den 
Geldverhältnissen  der  Staaten  gemacht  wurden,  einem  Systeme 
kleiner,  von  den  Regierungen  mehr  unabhängiger  Banken  das 
Wort  reden  und  auf  die  Vorgänge  der  schottischen  und  eng- 
lischen Landbanken  hinweisen.  Allein  es  ist  hierauf  zu»  entgegnen: 
dass  diese  Vorgänge  an  Bedeutung  verlieren,  weil  nicht  zu  be- 
messen ist,  wie  sich  diese  Banken  ohne  die  Einwirkung  der  Bank 
von  England  entwickelt  haben  würden,  und  wie  es  in  Handels- 
krisen gegangen  wäre,  wenn  England  statt  seiner  grossen  Bank 
und  der  Landbanken  eine  Menge  kleiner  miteinander  in  der  Fa- 
cilität  gegen  die  Handelswelt  wetteifernden  Banken  gehabt  hätte. 
Sodann  aber  könnte  es  sich  jedenfalls  bei  uns  in  Württemberg 
doch  nur  von  Einer  und  nicht  von  vielen  Zeltelbanken,  die  zu 
gründen  wären,  bandeln.  Was  aber  die  Beziehungen  einer  sol- 
chen Bank  zum  Staatshaushalt  betrifft,  so  gibt  der  ganze  Sinn 
unserer  Regierung  und  unseres  Volkes  nicht  zu  der  Befürchtung 
Raum,  als  ob  Beziehungen,  welche  nicht  angemessen  waren,  so 
leicht  zu  Stande  kommen  würden. 

Nach  Allem,  was  wir  zu  erörtern  hatten,  ist  das  Ergebniss 
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im  Allgemeinen  Folgendes:  1)  Die  Ausgabe  von  Banknoten  als 
eines  wichtigen  und  eigentümlichen  Cirkulationsmiltels  kann 
nicht  unbedingt  freigegeben  werden,  vielmehr  ist  es  Aufgabe  des 
Staats,  dieselbe  und  das  hiedurch  begründete  Rechtsverhüllniss 
seiner  eigentümlichen  Natur  gemäss  zu  ordnen,  und  dabei  für 
die  Erhaltung  der  nothwendigen  metallischen  Basis  des  Verkehrs 
zu  sorgen;.  2)  der -Zusammenhang,  in  welchem  bei  Banken  mit 
Notenausgabe  das  Zettel-  mit  dem  Leihgeschäft  steht,  macht  es 
noth wendig,  nur  solche  Zettelbanken  zuzulassen,  welche  in  dem 
Handel  und  der  Industrie  eines  ausgedehnleren  Kreises  eine 
naturgemässe  Grundlage  haben,  von  denen  eine  solide  Leitung 
gefordert  und  denen  die  Erhaltung  der  nothwendigen  metallischen 
Basis  der  Notenausgabe  und  des  Verkehrs  im  Allgemeinen  zu- 
gemutet werden  kann. 

Gehen  wir  von  diesen  allgemeinen  Erörterungen  über  zur 
Beleuchtung  der  speciellen  Frage  der  Gründung  einer  Zettelbatik 
in  Württemberg,  so  ist  es  notwendig,  zunächst  die  Bedürf- 
nissfrage etwas  näher  zu  prüfen.  Dabei  ist  wieder  Folgendes 
vorauszuschicken. 

Die  Geschäfte  der  Zettelbanken,  wie  sie  schon  oben  kurz 
berührt  wurden,  umfassen  ausser  dem  Zettelgeschäfte  das  Ueber- 
leiten  von  Capitalien,  welche  denselben  durch  dasselbe, 
durch  Actiencapital  und  in  der  Form  von  Depositen  zukommen, 
in  die  Industrie  durch  ein  ausgedehntes  Leihgeschäft,  sie 
verbinden  mit  dem  Notengcschäfl  die  Functionen  einer  Dis- 
conto-  und  Depositenbank.  Dabei  ist  diese  Verbindung 
insofern  eigentümlicher  Art,  als  sie  gerade  die  Banken  nötigt, 
das  Depositen-  und  Leihgeschäft  in  einer  nach  den  Verhältnissen 
des  Notengeschäfts  sich  richtenden  Weise  zu  betreiben. 

Obwohl  nämlich  schon  in  einem  Leihgeschäfte ,  dessen 
Thätigkeit  neben  dem  eingezahlten  Actiencapital  auf  den  der 
Bank  anvertrauten  Depositen  ruht,  die  Natur  des  mittelst  dieser 
der  Bank  verwilligten  Credils  es  notwendig  macht,  dass  die 
Bank  in  ihren  Leibgeschäften  nicht  nur  auf  sichere  Anlegung  der 
anvertrauten  Gelder,  sondern  auch  darauf  Bedacht  nimmt,  dass 
sie  die  kurzzeitig  ihr  anvertrauten  Gelder  auf  Verlangen  baar 
zurückbezahlen  kann,  so  ist  das  Verhältniss  doch  noch  ein  wesent- 
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lieh  anderes,  wenn  die  Bank  neben  dem  Credite,  den  sie'  durch 
Annahme  von  Depositen  übernimmt,  noch  weitere  Schulden 
in  der  Forin  der  Aufgabe  von  Banknoten  conlralurt.  Der  gew- 
öhnliche Umlauf  der  Banknoten  als  einer  auf  Zahlung  nach  Sicht 
gerichteten,  zugleich  nicht  privilegirten  und  nur  auf  dem  Credite 
des  bestimmten  Institutes  basirten  Forderung  macht ,  dass  diese 
Forderungen  bei  Störungen  der  allgemeinen  Criditverhall- 
nisse  viel*  rascher  zur  Einlösung  kommen,  als  z.  B.  Wechsel, 
welche  meist  auf  bestimmte  Frist  gestellt,  dabei  privilegirt  und 
durch  die  gemeinsame  Haftung  der  Indossanten  gesichert  sind. 
Dieser  Umstand  macht  es  noth wendig,  dass  eine  Notenbank  bei 
ihrem  Discont-  und  Leihgeschäft ,  überhaupt  bei  ihrem  ganzen 
Geschäftsbetriebe  Rücksichten  beobachtet,  welche  bei  einem  rein 
auf  Acliencapita!  und  Depositen  ruhenden  Betriebe  nicht  unbedingt 
geboten  wären.  Es  sind  nämlich  diese  Rücksichten  nicht  blos 
bei  den  Operationen  zu  beachten,  welche  aus  dem  Nolengescha  1 1 
gemacht  werden,  sondern  sie  sind  bis  auf  einen  gewissen  Grad 
maassgebend  auch  für  das  Geschäft  mit  den  Depositen,  indem 
der  Zusammenhang,  in  welchem  das  Depositengeschäfl  mit  einer 
Notenbank  steht,  dazu  führt,  dass  bei  dem  geringsten  Zweifel 
in  die  Zahlungsfähigkeit  der  Bank  nicht  nur  die  Noten  zur  Ein- 
lösung gebracht,  sondern  auch  die  Depositen  in  grosserem  Um- 
fange zurückgezogen  werden,  als  es  wohl  sonst  geschehen 
würde.  Es  wird  somit  die  Depositenbank  durch  die  Notenemission 
in  ihrem  Geschäftsgebiele  beschrankt.  Auf  der  anderen  Seite 
erhält  dieselbe  aber  durch  diese  Verbindung  mit  der  Notenemission 
eine  Quelle  grösserer  Rentabilität,  indrtn  sie  in  dem  unverzins- 
'  liehen  Notencapital  einen  wichtigen  Factor  für  Ausdehnung  ihres 
Geschäfts  ohne  eigene  Mittel  erlangt. 

Fasst  man  nun  zunächst  die  Frage,  ob  für  die  Errichtung 
einer  Zettelbank  in  Württemberg  ein  BedUrfuiss  vorhanden  sei, 
in  der  Richtung  auf  das  Leihgeschäft  ins  Auge,  untersucht 
man,  oh  es  wünschenswert!)  sei,  dass  eine  Bank  errichtet  werde 
in  der  Absicht,  die  durch  Actieucapital  und  Annahme  von  Depo- 
siten gesammelten  Capitale  —  zunächst  mit  Ausschluss  des  Noten- 
geschäfts —  dem  Handel  und  der  Industrie  zuzuführen,  so  ist 
dies  wohl  ganz  entschieden  zu  bejahen. 
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In  dem  Eingangs  erwähnten  Jahresberichte  der  Handels- 
und  Gewerbekammer  in  Reutlingen  für  dos  Jahr  1856  ist  gesagt: 
während  für  den  Realcredil  hinreichend  gesorgt  sei,  könne  von 
dem  Personalcredit  nicht  gleich  Günstiges  gesagt  werden.  Die 
Bankiers  seien  in  neuerer  Zeil  immer  zurückhaltender  mit  der 
Eröffnung  von  Ocditen  in  laufender  Rechnung  geworden ,  weit 
sie  ihre  Mittel  mit  mehr  Vortheil  im  Papierhandel  zu  verwenden 
wissen.  Damit  sei  der  Industrie  nicht  gedient,  insbesondere  seien 
in  dieser  Hinsicht  die  kleineren  Gewerbtreibenden  übel  daran, 
die,  indem  sie  ihre  Fonds  durch  Verkäufe  auf  lange  Termine 
hinausborgen,  ohne  sie  auf  zweckmässige  Weise  flüssig  machen 
zu  können,  bei  Geldbedarf  das  Nöthige  auf  althergebrachte  Weise 
durch  Zusammenborgen  von  Freunden  und  Verwandten  erhallen 
müssen.  Ebenso  ist  hiefür  eine  Bemerkung  in  dem  Jahresberichte 
der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Heilbronn  anzuführen, 
welche  besagt,  dass  die  von  der  Hank  für  Handel  und  Industrie 
in  Darmstadt  in  Heilbronn  errichtete  Commandite,  welche  neben 
dem  Kauf  und  Verkauf  von  Wechseln  auch  Credite  gewähre, 
von  dem  ersten  Tage  ihres  Bestehens  an  lebhaft  benüUt  und 
dnss  durch  sie  ein  wichtiges  Glied  in  die  Kelle  der  Verkehrs- 
verhällnisse  Heilbronns  eingereiht  wor.len  sei. 

Auch  ausser  diesen  Zeugnissen  lehrt  uns  ein  Blick  auf 
unsere  Verhältnisse,  wie  sehr  eine  Depositenbank,  welche  es  zu 
ihrer  Aufgabe  machen  würde,  durch  Leih-  und  Oeditgeschafte 
den  Handel  und  die  Industrie  zu  unterstützen,  förderlich  wirken 
müsste.  Der  Aufschwung,  welchen  unsere  Industrie  in  neuerer 
Zeit  unverkennbar  genommen  hat,  ist  noch  von  sehr  kurzer 
Dauer  und  es  ist,  um  denselben  weiter  zu  führen,  nolhwendig, 
der  Industrie  noch  manche  Capitalien  zuzuführen,  um  sie  zu  be- 
fähigen, ihren  Beruf  auf  dem  Weltmarke  zu  erfüllen.  Hiezu  ist 
aber  unsere  Industrie  um  so  entschiedener  gedrängt,  je  mehr 
durch  das  Fallen  der  Zollschranken  und  die  Vervollkommnung 
der  Verkehrsmittel,  endlich  durch  die  allmählig  fallenden  Zunft- 
schranken im  Innern  das  Gebiet  des  heimischen  Absatzes  mittelst 
der  Conkurrenz  der  auswärtigen  Producte  ihrer  ausschliesslichen 
Ausbeutung  sich  entzieht,  und  je  mehr  sie  darum  sich  bestreben 
muss,  das  Gebiet,  das  sie  hier  verliert,  durch  die  Conkurrenz  auf 
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dem  allgemeinen  Markte  des  Verkehrs  wieder  zu  erobern.  Hier 
aber,  und  dies  wird  Niemand  bestreiten,  kann  nur  die  Gross— 
Industrie  den  Kampf  mit  Erfolg  bestehen,  denn  hier  bringt  nur 
die  Massenproduction,  nicht  die  Einzelnerzeugung  Gewinn.  Dass 
aber  die  Grossindustrie  grosse  Capitale  erfordert,  und  dass  auf 
dem  Weltmärkte  die  Conkurrenz  mit  der  Industrie  von  Nationen 
aufzunehmen  ist,  welche  ganz  andere  Capitale  zur  Verwendung 
bringen,  als  wir,  dies  wird  wohl  eines  weiteren  Nachweises 
nicht  bedürfen. 

Fragen  wir  aber,  in  wie  weit  die  einheimischen  Capitale 
unserer  Industrie  dienstbar  sind,  so  finden  wir,  dass  Anstalten, 
welche  einen  Theil  derselben  dem  Handel  und  der  Industrie 
zuleiten,  wie  solche  in  anderen  Ländern  bestehen,  nicht  vor- 
handen sind.  Unsere  Sparkassen  und  ähnliche  Institute  dienen 
wenigstens  Uberwiegend  und  man  kann  sagen,  fast  ausschliess- 
lich der  Landwirtschaft,  indem  sie  die  ihnen  zufliessenden  Ca- 
pitalien  auf  Hypotheken  ausleihen;  manche  Capitalien,  welche  der 
Industrie  dienstbar  werden  könnten,  werden  weniger  vorteilhaft 
auf  die  Erwerbung  von  Staatspapieren  und  anderen  Effecten 
verwendet,  und  es  besteht  jedenfalls  keine  Anstalt,  welche  in 
ähnlicher  Weise,  wie  jene  Kassen  der  Landwirtschaft  dienstbar 
sind,  kleinere  Capitalien  sammeln  und  dem  Handel  und  der  In- 
dustrie zuleiten  würde.  Es  wird  so  gewiss  nicht  verfrüht  sein, 
wenn  eine  solche  Anstalt  in  der  Form  einer  Disconto-  und  De- 
positenbank gegründet  wird. 

Dabei  ist  nun  aber  noch  eine  Einwendung,  welche  hier 
gemacht  werden  kann,  zu  beleuchten,  die  nämlich,  ob  bei  uns  auch 
Gelegenheit  Tür  eine  solche  Bank  vorhanden  ist,  durch  Wechsel- 
disconto  und  Ausleihen  von  Geldern  gegen  Verpfändung  von 
Werthpapieren,  UrstofTen  und  Waaren  —  die  hauptsächlichsten 
Formen  ihrer  Geschäftstätigkeit  —  den  Handel  und  die  Industrie 
zu  unterstützen.  Was  nun  zunächst  das  Discontogeschäft  be- 
trifft, so  ist  zwar  anzuerkennen,  dass  dieses  zur  Zeit  noch  sehr 
unbedeutend  ist  Auf  der  andern  Seite  ist  aber  anzunehmen, 
dass  mit  der  zunehmenden  Erweiterung  des  Handels  und  der 
Industrie  und  mit  dem  Vorhandensein  der  durch  ein  grösseres 
Geldinstitut  sich  bietenden  Gelegenheit  zu  Discontirungen  diese 
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Geschäfte  von  seihst  zunehmen,  zur  Gewöhnung  an  das  ander- 
wärts übliche  und  nützliche  System  der  Zahlung  mit  Tratten 
führen  und  so  dem  Verkehr  sehr  förderlich  werden  werden. 
Mehr  Gelegenheit  würde  eine  Bank  schon  von  Anfang  an  er- 
halten, auf  Ursloffe,  Wertpapiere  und  Waaren  zu  leihen  und  es 
würden  wenigstens  die  grösseren  und  mittleren  Gewerbetreibenden 
Gehrauch  davon  machen  können,  wenn  dieselben  zu  Zeiten 
grösserer  Mittel  bedürfen  als  sie  das  ganze  Jahr  über  in  ihren 
Geschälten  nützlich  verwenden  können. 

Wenn  wir  nach  dem  bisher  Ausgeführten  keinen  Anstand 
nehmen  dürfen,  uns  dafür  auszusprechen,  dass  die  Gründung 
einer  Depositen-  und  Disjcontobank  in  Württemberg  ein  wesent- 
liches Förderungsmittel  unseres  Handels  und  unserer  Industrie 
sein  würde,  so  bleibt  uns  noch  die  zweite  Frage  zu  beleuchten, 
ob  Gründe  vorliegen,  einer  solchen  Bank  die  Ausgabe  von 
Banknoten  zuzugestehen. 

Wir  haben  in  dieser  Beziehung  früher  uns  dahin  ausge- 
sprochen, dass  Banknoten  als  leicht  übertragbare  Forderungen 
ein  sehr  wichtiges  Förderungsmittel  der  Industrie  seien,  insofern 
sie  den  Umtausch  von  Werthen  ohne  Verwendung  von  Metallgeld, 
also  mit  Ersparnis^  an  solchem  vermitteln,  dass  ebenso  die  Noten 
banken  eine  sehr  bedeutende  Rolle  in  dem  Verkehre  zu  spielen 
beKufen  sind,  dass  sie  aber  wegen  ihrer  Eigentümlichkeit  nur 
dann  zuzulassen  sind,  wenn  sie  in  dem  Handel  und  der  Industrie 
eines  ausgedehnteren  Kreises  eine  naturgemösse  Grundlage  haben. 

Sehen  wir  uns  nun  in  Deutschland  nach  den  bestehenden 
Banken  um  und  legen  den  Abschluss  am  Ende  des  Jahres  1656 
zu  Grunde,  so  finden  wir  in  Vergleichung  mit  der  früheren  Zeit 
eine  rasche  Zunahme  der  Zettelbanken.  In  der  Zeit  vom  Jahre 
1851  bis  1856  ')  hat  die  Zahl  der  deutschen  Zettelbanken  ausser 
Oesterreich  von  9  auf  19,  der  Betrag  der  Noten  von  34  auf 
81  Mill.  Thaler  sich  vermehrt  und  es  sind  im  gegenwärtigen 
Jahre  wieder  weitere  Zetlelbanken  entstanden.  Bekanntlich  hat  die 
rasche  Zunahme  der  Gründung  neuer  Zettelbanken  und  die  Zu- 
nahme der  Notenemission  verschiedene  deutsche  Staaten  zu  Schritten 

1)  Hübner,  dentiche  Zettelbanken  io  seinem  Jahrbuch  für  Volks- 
wirtschaft and  Statistik  S.  162  o.  f. 
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gegen  die  auswärtigen  Banknoten  bestimmt.  Allein  von  den  solide- 
ren Banken  sind  noch  immer  die  meisten  in  ihrem  Vei  kehrsgebiete 
auf  Norddeulschland  angewiesen,  und  die  minder  soliden  bieten 
für  Württemberg  keinen  Ersatz  für  eine  solide  Notenbank. 
Wenn  wir  nun  durch  die  Stellung  unserer  Industrie  darauf  an- 
gewiesen sind,  mit  den  anderen  Zollvereinsstaaten  im*  einheimi- 
schen und  auswärtigen  Markte  zu  conkurriren,  wenn  bei  uns;der 
Verkehr  sich  naturgemäss  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  jenen  ent- 
wickelt, so  ist  es  auch  nothwendig,  dass  wir  demselben  diejenigen 
in  jenen  gegebenen  Vortheile  zuwenden ,  welche  unstreitig  eine 
solide  Zettelbank  gewährt.  Denn  es  ist  eine  unbestreitbare  That- 
sache,  dass  ein  Verkehrsgebiet  von  einiger  Bedeutung,  welches  sieh 
von  andern  bestimmt  abscheidet,  in  einer  soliden  Notenbank  eine 
wichtige  Stütze  hat,  und  es  ist  wohl  ebenso  unzweifelhaft,  dass 
unsere  einheimische  Industrie  sich  als  ein  eigenes  wirtschaft- 
liches Ganzes  im  deutschen  Verkehrsleben  hervorhebt,  und  dass 
weder  Berlin  noch  Leipzig,  weder  München  noch  Frankfurt  oder 
Darmstndt  den  Mittelpunkt  desselben  bilden  kann,  sondern  dass 
dieser  in  der  Mitte  des  Landes,  in  einer  in  Stuttgart  zu  grün- 
denden Notenbank  zu  önden  ist  Wir  sind  darum  mit  der  Ein- 
gangs erwähnten  Ansicht  einverstanden,  dass  eine  Bank  und  zwar 
eine  Zeltelbank  in  Württemberg  Bedüifniss  ist  und  naturgemäss 
so  lange  angestrebt  werden  wird,  bis  sie  zu  Stande  kommt.. 

Indem  wir  nunmehr  dazu  übergehen,  die  Einrichtungen 
einer  Bank,  wie  wir  sie  für  angemessen  erachten,  naher  zu  be- 
zeichnen, müssen  wir  zunächst  auf  einen  Punkt  zurückkommen, 
den  wir  schon  früher  berührt  haben ,  den  Umstand  nämlich,  das* 
die  Ausgabe  von  Banknoten  die  metallische  Grundlage  des  Ver- 
kehrs durch  Verdrängung  des  Metallgelds  wenigstens  gefährden 
kann.  Dies  führt  zu  dem  auch  sonst  festgehaltenen  Grund- 
satze: für  die  auszugebenden  Banknoten  einen  Mindestbetrag 
der  einzelnen  Stücke  festzusetzen,  damit  nicht  die  Bank- 
noten die  Eigenschaft  eines  dem  Handelsverkehr  in  seinen  Schwan- 
kungen folgenden  Tauschmiltels  verlieren  und  mit  Verdrängung 
von  Metallgeld  sich  dauernd  im  Umlaufe  erhalten,  statt  regel- 
mässig zurückzufliessen. 

Als  angemessener  Minimalsalz  ist  zwar  anderwärts  der  Be- 
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trug  von  10  Gulden  (beziehungsweise  10  Thalern)  festgesetzt, 
wir  möchten  aber,  da  erfahrungsgemäss  selbst  die  Appoints  von 
10  Thalern  weit  in  die  tieferen  Verkehrsschichten  eindringen 
den  Betrag  von  20  Thalern  =  35  fl.  süddeutsch  als  Minimum 
einer  Note  vorschreiben,  wobei  dann  der  Beirag  dieser  Noten 
im  Verhältniss  zum  Gesammtbetrage  derselben  um  so  unbedenk- 
licher der  Verwaltung  überlassen  werden  könnte. 

Uebergehend  sofort  zu  dem  eigentlichen  Bankgeschäfte 
haben  wir  hierüber  noch  einiges  Allgemeine  auszuführen.  Der  Fonds, 
mit  welchem  eine  Notenbank  arbeitet,  ist,  wie  schon  erwähnt,  ein 
dreifacher :  das  Notencapitul,  das  Depositencapital  und  das  Actien- 
capital. Die  Beschaffenheit  dieser  drei  Bestandlheile  des  Bankfonds 
ist  eine  abweichende.  Das  Noten-  und  das  Depositencapital  stehen 
sich  insoferne  gleich  und  beide  dem  Actiencapital  gegenüber,  als 
sie  eine  Schuld  der  Actiengesellschaft  bilden,  für  deren  Bezah- 
lung das  Actiencapital  verhaftet  ist.  Das  Actiencapital  bildet  das 
eigentliche  Gesellschansvermögen,  und  es  kann  deshalb  nur  dann 
von  den  Actionären  zurückgezogen  werden,  wenn  die  Noten- 
und  Depositenschuld  getilgt  ist.  Eben  darum  muss  es  auch  so 
wirlhschafllich  verwalte!  werden,  dass  es  die  sichere  Reserve' 
für  die  Nuten-  und  Depositengläubiger  bildet.  -Das  Noten-  und 
Depositencapital  sodann  unterscheidet  sich  dadurch,  dass  die 
Notenschuld  in  der  Form  promissorischer  Scheine  auf  Sicht  in 
den  allgemeinen  Verkehr  gebracht,  die  Depositenschuld  durch 
die  besonderen  Einzahlungen  der  Depositenglaubiger  gebildet 
wird,  welche*  sich  in  Absicht  auf  die  Bedingungen  der  Rück- 
zahlung*!, dgl.  nach  den  vertragsmässigen  Bestimmungen  des 
einzelnen  Falles  richten.  Insoferne  nun  die  Noten  schuld 
als  die  allgemeine  der  Depositenschuld  als  der  speciellen 
gegenüber  steht,  und  weiter  die  Notenemission  den  Charakter 
der  Bank  bezeichnet,  erscheint  es  angemessen,  dieser  Bedeutung 
der  Notcnschuld  rechtliche  Folge  durch  die  Vorschrift  zu  geben: 
dass  die  Notengläubiger  allen  übrigen  Gläubigern  mit  ihren  An- 
spiüchen  an  die  Bank  vorgehen. 

Nachdem  wir  so  zwei  Punkte,  welche  die  Notenemission 

> 

1)  Ordnung  der  deutschen  Gelelsurrogate  in  der  deutschen  Vierteljahr*- 
schrift  1öj7.  W.  79.  S.  297. 
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berühren:  die  Stückelung  der  Noten  und  das  Verhältnis  der 
Notenschuld  zu  der  Dcpositcnschuld  berührt  haben ,  treten  wir 
der  Betrachtung  der  Noten  noch  näher,  indem  wir  zu  dem  Grund- 
salze der  Deckung  derselben  übergehen. 

Die  Banknoten  sind   unverzinsliche  Schuldverschreibungen 
der  Bank,  welche  auf  Verlangen  des  jeweiligen  Inhabers  jederzeit 
von  der  Bank  an  ihrem  Sitze  gegen  Metallgeld  in  den  gesetz- 
lichen Landesmünzen  bezahlt  werden  müssen.    Es  folgt  hieraus, 
dass  die  Bank  rechtlich  verpflichtet  ist,  die  Gelder,  welche  ihr 
gegen  Noten  eingehen,  so  zu  verwalten,  dass  sie  jeden  Augen- 
blick in  der  Lage  ist,  dem  Verlangen  nach  Einlösung  derselben 
in  LandesmUnzen  zu  entsprechen.    Zwar  liegt  hierin  noch  kei- 
neswegs die  Verpflichtung,  einen  dem  Gesammlbetrage  der  um- 
laufenden Noten  gleichkommenden  Baarvorrath  bereit  zu  halten, 
da  nach  allen  Erfahrungen  nicht  anzunehmen  ist,  dass  alle  Noten 
zumal  zur  Einlösung  gebracht  werden,  allein  die  Bank  ist  jeden- 
falls als  Verwalterin  fremden  Vermögens,  wie  als  Schuldnerin, 
verpflichtet  zu  erachten,  einen  solchen  Baarvorrath  zur  Verwen- 
dung bereit  zu  halten,  dass  sie  den  Betrag  von  Noten,  welcher 
in  dem  schlimmsten  Falle  voraussichtlich  zur  Einlösung  kommen 
würde,  baar  bezahlen  kann,  und  zugleich  für  den  weiteren  Be- 
trag der  Noten  solche  Forderungen  bereit  zu  halten,  welche  in 
der  den  Verhältnissen  entsprechenden  kurzen  Frist  baar  einge- 
bracht werden  können. 

Zu  diesem  rechtlichen  Momente  kommt  aber  noch  ein  wei- 
terer Umstand.  Der  Credit  der  Noten  einer  Bank  beruht  nicbl 
blos  auf  der  Annahme,  dass  die  Bank  die  ihr  gegen  Nftten  ein- 
gehenden Gelder  so  verwalte,  dass  sie  jederzeit  wieder  zur  Ein- 
lösung verwendet  werden  können,  sondern  noch  weiter  auf  der 
Annahme,  dass  die  Bank  ein  Institut  ist,  welches  über  grosse  und 
sichere  eigene  Mittel  gebietet  und  insbesondere  einen  unangreif- 
baren Baarfonds,  die  solide  Grundlage  jedes  grossen  im  Umtriebe 
befindlichen  Vermögens  besitze.  Gewiss  würde  nicht  leicht 
Jemand  Noten  einer  Bank  annehmen,  von  der  er  wüsste,  dass 
ihre  Geschäftsgebahrung  ganz  oder  tiberwiegend  auf  Schuldver- 
bindlichkeiten  und  nicht  auf  eigenen,  theils  baaren,  theils  in 
Forderungen  bestehenden  Mitteln  beruhe. 
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Bndlich  hat,  wie  schon  oben  ausgeführt  wurde,  eine  Noten- 
bank den  Beruf  in  einer  Zeit  und  unter  Verhältnissen,  in  welchen 
ein  grosser  Theil  des  Verkehrs  nicht  durch  Baarzahlungen,  sondern 
durch  Credit:  Buchkredit,  Wechsel,  Banknoten  vermiltelt  wird,  die 
Schatzkammer  grosser  Baarbestände  für  das  Verkehrsgebiet,  für 
das  sie  bestimmt  ist,  zu  bilden. 

Aus  allem  diesem  folgt,  dass  die  Bank  theils  einen  grossen 
unter  Umstanden  zur  Einlösung  verwendbaren,  theils  aber  einen 
unangreifbaren  Baarfond  besitzen  muss,  in  ähnlicher  Weise,  wie 
ihn  die  Girobank  in  ihren  Metallvorrathen  besitzt. 

Mit  diesen  Ansichten  stimmt  nun  allerdings,  wie  schon  er- 
wähnt, die  übliche  Driltelsdeckung  d.  h.  die  Ansicht  nicht  über- 
ein, dass  es  Tür  die  Sicherheit  der  Noten  genüge,  wenn  nur  stets 
ein  Drittheil  der  cirkuh/enden  Noten  durch  Baarvorrathe  der 
Bank  gedeckt  sei.  Diess  ist  zwar  für  gewöhnliche  Zeiten  und 
wenn  man  in  diesen  uichts  weiter  als  die  Sicherheit  der  Ein- 
lösung der  Noten  herstellen  will,  nicht  unrichtig,  indem  in  solchen 
durch  die  Cirkulation  der  Noten  und  das  ganze  Geschäft  der  Bank 
stets  Noten  gegen  baar  eingehen  und  wieder  andere  ausgegeben 
werden.  Etwas  Anderes  aber  ist  es,  wenn  in  Crisen  eine  grös- 
sere tyasse  Noten  an  die  Bank  zurückströmt,  und  wenn  zugleich 
für  andere  Zwecke  baare  Mittel  von  derselben  begehrt  werden. 
Hier  hat  jene  Regel  gar  leicht  die  Folge,  dass  das  Minimum  des 
Baarbestandes  rasch  erreicht  wird,  und  dann  tritt  die  grosse 
Schwierigkeit  ein,  einerseits  den  Verpflichtungen  zur  Einlösung 
der  Noten  nachzukommen,  andererseits  den  Baarfond  in  der  vor- 
geschriebenen Höhe  zu  erhalten. 

Um  nun  diesen  Misssländen  zu  begegnen,  und  in  Beachtung 
der  oben  ausgesprochenen  allgemeinen  Ansicht  halten  wir  es  für 
nothwendig,  dass  der  Baarfond  der  zu  gründenden  Notenbank 
entschieden  höher  als  gewöhnlich,  etwa  bis  zu  zwei  Drittheilen 
des  Betrags  der  umlaufenden  Noten  erhalten  und  desshalb  das 
Minimum  des  statutenmässigen  Baarfonds  auf  die  Hälfte  der  Noten- 
cirkulation  festgesetzt,  dabei  aber  bestimmt  werden  sollte,  dass 
in  Zeiten  augenblicklich  vermehrten  Geldbedarfs  vorübergehend 
mit  besonderer  Genehmigung  der  Regierung  bis  auf  die  unterste 
Grenze  von  einem  Driltheile  des  Betrags  der  umlaufenden  Noten 
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vermindert  werden  dürfe.  Dabei  wäre  aber  ausdrücklich  zo  be- 
stimmen, dass  wahrend  einer  solchen  Periode  und  in  so  lange, 
bis  der  Baarfond  wieder  auf  die  Hälfte  des  Betrags  der  Noten 
gebracht  ist,  die  Regulirun  g  des  Bankzinsfusses  nur  mit  Geneh- 
migung der  Regierung  erfolgen  darf. 

Wir  stützen  uns  für  unsere  Behauptung,  dass  ein  hoher 
ßaarvorratb  für  eine  Notenbank  das  erste  Erforderniss  sei,  ausser 
dem  oben  Ausgeführten  insbesondere  auf  die  Ansicht  von  Tooke, 
welcher1)  von  der  Bank  von  England  verlangt,  dass  ein  weit 
grösserer  Baarvorralh  bereit  gehalten  werde,  als  bisher  der  Fall 
war,  und  auf  eine  Baarhaltung  von  zwei  Drittheilen  bis  zu  drei 
Viertheilcn  der  umlaufenden  Noten  hinweist'). 

Wenn  hiegegen  eingewendet  werden  will,  dass  hiedurch  ein 
grosses  Kapital  ohne  Noth  der  produktiven  Verwendung  entzogen 
werde,  so  ist  zu  erwidern,  dass  dieser  Baarfond  ein  Aequivalenl 
der  umlaufenden  Noten  und  darum  ein  vorübergehend  -  und  nach 
dem  Bedarfe  des  Verkehrs  der  Cirkulation  entzogener  Thei)  der 
Umlaufsmittel  ist,  deren  nächster  Zweck  ja  nicht  .die  Produclion, 
sondern  eben  die  Vermittlung  des  Werlhumsatzes  bildet,  indem 
auch  das  cirkulirehde  Metallgeld  als  solches,  wie  im  Eingange 
ausgeführt  wurde,  nicht  unmittelbar  produetiv,  sondern  nur  tpusch- 
vermittelnd  wirkt3);  sodann  aber  dient  ein  solch  hoher  Baarfond, 
welcher  in  Zeiten  des  Mclallüberflusses  angesammelt  und  für  die 
spätere  Verwendung  zurükgehalten  wird,  wesentlich  dazu,  grosse 
und  rasche  Schwankungen  in  der  GeMcirkulation  und  deren  nach- 
theiligen  Einfluss  auf  die  Industrie  zu  mildern,  was  gewiss  wich- 
tiger ist,  als  eine  um  einige  Procente  höhere  Dividende  für  die 
Aktionäre  der  Bank,  deren  Interesse  durch  die  Gestattung  einer 
den  Baarfond  übersteigenden  Notenausgabe  ausgeglichen  wird. 
Dabei  wird  zugleich  durch  die  vorgeschlagene  Zulassung  einer 
Minderung  des  Baarfonds  im  Verhältnisse  zu  dem  Betrage  der 
umlaufenden  Noten  in  besondern  Fällen  die  Möglichkeit  gewährt, 
ohne  Abweichung  von  den  Normen  der  Bank  ausserordentlichen 
und  vorübergehenden  Umständen  durch  Verwendung  eines  Theils 

1)  Tooke,  hiitory  of  priecs  T.  Ol.  p.  185. 

2)  A.  a.  0.  p.  197. 

3)  A.  n.  0.  p.  198. 
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der  Baarmiltel  oder  Vermehrung  des  Notenumlaufs  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen  Rechnung  zu  tragen. 

Dass  das  Erkenntniss  über  das  Vorhandensein  solcher  ausser- 
ordentlichen Ereignisse  und  Uber  den  Umfang  und  die  Dauer  der 
Maassregel  der  Regierung  vorbehalten  wird,  wird  keiner  beson- 
dern. Rechtfertigung  bedürfen,  wenn  man  bedenkt,  von  welcher 
Bedeutung  solche  Ereignisse  und  Maassregeln  für  die  allgemeine 
Wohlfahrt  sind,  und  ebenso  wird  sich  von  selbst  verstehen,  dass 
während  der  Dauer  solcher  Maassregeln  die  Feststellung  und  Aen- 
derung  des  Bankzinsfusses,  welcher  im  wesentlichen  Zusammen- 
hang damit  steht,  von  der  Genehmigung  der  Regierung  abhängig 
sein  muss. 

Fragen  wir  nun,  worin  die  Baardeckung  zu  besteben  hat,  so 
i     wird  es  wohl  keiner  weitern  Ausführung  bedürfen,  dass  sie  nicht 
i     in  Papiergeld,  also  in  Forderungen  an  eine  Staatskasse,  welche 
,     auf  dem  Staatskredit  beruhen,  sondern  nur  in  Metallgeld  oder  in 
edeln  Metallen,  Silber  oder  Gold,  bestehen  darf,  auch  wird,  da 
,     nach  dem  Münz  vertrage  vom  24.  Jan.  1857  die  reine  Silberwäh- 
i      rung  die  Grundlage  der  gesetzlichen  Münzverfassung  bildet,  vor- 
zuschreiben sein,  dass  ein  grösserer  Theil  des  Baarfonds  etwa 
zwei  Driftheile  in  Silbermünzen  oder  Silberbarren  bestehen  muss. 

Geht  man  nach  dem  Ausgeführten  davon  aus,  dass  für  einen 
Theii  des  Betrags  der  umlaufenden  Noten  Baarbeslande  bereit 
gehalten  werden  müssen,  so  folgt  hierauf  dass  der  Rest  durch 
Forderungen  gedeckt  sein  muss,  welche  in  der  den  Verhältnissen 
entsprechenden  kurzen  Zeit  baar  eingebracht  werden  können. 
Der  Betrag  dieses  Restes  berechnet  sich  aber*  nicht  bloss  einfach 
nach  dem  Verhältnisse  des  festgesetzten  Baarfonds  zu  dem  Betrage 
der  Noten,  denn,  da  dieser  unangreifbar  sein  soll,  und  nur  unter 
besondern  Umständen  theil  weise  zur  Verwendung  gebracht  wer- 
den darf,  so  entspricht  der  verwendbare  Baarfond  nur  einem 
Theile  des  Notenbelrags  und  es  muss  für  den  weiteren  Betrag 
derselben  weitere  Deckung  vorhanden  sein.  Es  wäre  somit  eine 
stete  Deckung  von  wohl  mindestens  zwei  Driltheilen  des  Noten- 
betrags durch  leicht  realisirbare  Forderungen  zu  fordern,  mag 
der  Baarfond  sich  unter  der  Hälfte  der  Notencirkulation  bewegen 
oder  dieselbe  erreichen. 

41  * 
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Die  Folge  einer  solchen  Vorschrift  ist  die,  dass  der  stets 
unangreifbare  ßaarfonds  von  einem  Drittheile  nicht  dem  Noten-, 
sondern  dein  Grundkapitale  zu  entnehmen  ist,  d.  h.  ein  dem 
drillen  Theile  des  Notenbetrags  entsprechender  Theil  des  Grund- 
kapitals baar  vorräthig  zu  halten  ist.  Diese  Folgerung-  entspricht 
auch  ganz  der  oben  entwickelten  Anschauung,  dass  der  Credit 
der  Banknoten  nicht  bloss  auf  der  Idee  der  steten  Einlösbark  ei  t, 
sondern  zugleich  auf  der  Annahme  beruht,  dass  die  Bank  im 
Besitze  eigener,  namentlich  auch  grösserer  Baarmitlel  sicji  befindet 

Es  ergibt  sich  so  die  Forderung,  dass  stets  zwei  Dritlheile 
des  Betrags  der  umlaufenden  Noten  in  leicht  und  schnell  einbring- 
liehen  Forderungen  der  Bank  vorröthig  sein  müssen. 

Welcher  Art  diese  Forderungen  sein  können,  ist  verschie- 
dener Bestimmung  fähig.  Im  Allgemeinen  ist  als  Grundsalz  fest- 
zuhalten, dass  es  Forderungen  sein  müssen,  welche  auf  so  kurze 
Zeit  und  auf  so  sichere  und  leicht  umsetzbare  Werthe  angeliehen 
sind,  dass  die  baare  Zahlung  des  Betrags  derselben  in  der  Zeit 
zu  erwarten  ist,  in  welcher  die  Bank  derselben  bedarf. 

In  Beziehung  auf  die  Zeit  ist  der  allgemeine  Grundsalz  maass- 
gobend,  dass  es  nur  Forderungen  sein  dürfen,  welche  in  längstens 
drei  Monaten  nach  dem  Tage  des  Ausleihens  verfallen  sind ;  eben- 
so ist  als  allgemeiner  Grundsatz  festzuhalten,  dass  nur  Wechsel- 
forderungen zur  Deckung  dienen  können,  da  sie  vor  andern  For- 
derungen durch  die  Eigentluiralichkeiten  des  Wechselrechjs  in 
Absicht  auf  Liquidität  und  rasche  Einbringung  sich  entschieden 
auszeichnen. 

Schwieriger  ist  zu  bestimmen,  ob  nur  discontirte  Wechsel 
mit  zwei  oder  drei  solventen  Unterschriften  und  gekaufte  so- 
lide Wechsel  oder  auch  Lembardforderungen  gegen  Wechsel, 
welche  durch  Verpfändung  von  UrstofTen,  Waaren  oder  Werth- 
papieren  gesichert  sind,  als  Deckung  zuzulasen  sind.  Für  das 
erstere  spricht  der  Umstand,  dass  einmal  der  Wechselverkehr 
für  die  Handelstätigkeit  besonders  belebend  ist,  sodann  aber 
die  grössere  Sicherheit,  indem  in  Handelskrisen  die  Beschaffung 
von  Baarmitteln  leichter  mittelst  des  Wechselvorraths,  als  durch 
Einziehung  der  auf  Wertpapiere  vorgeschossenen  Gelder  zu  be- 
werkstelligen ist.   Hiezu  kommt,  dass  bei  Leihforderungen,  auch 
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wenn  die  Ausleihung  auf  kurze  Frist  erfolgt,  die  Hoffnung  er- 
weckt wird,  es  werde  eine  Verlängerung  der  Frist  unter  den 
früheren  Verhaltnissen  und  Bedingungen  nicht  erschwert  werden, 
dass  darum  das  strenge  Einziehen  der  Leihforderungen  in  Krisen 
störender  und  nachtheiliger  auf  die  Industrie  wirkt,  als  das  Ein- 
ziehen verfallener  Wechsel.  Aus  diesen  Gründen  scheint  es  den 
Vorzug  zu  verdienen,  wenn  auf  einer  Deckung  in  (diskonlirten 
oder  gekauften)  Wechseln  bestanden  wird,  obgleich  nicht  zu 
verkennen  ist,  dass  diese  Vorschrift  bei  den  Verhältnissen  un- 
serer einheimischen  Industrie  die  Entwicklung  des  Nolengeschäfts 
für  die  erste  Zeit  ziemlich  erschweren  würde. 

Endlich  ist  noch  in  Absicht  auf  die  Notenemission  die  Frage 
zu  prüfen,  ob  dieselbe  nach  dem  Betrage  des  eingezahlten  Grund- 
capitals  zu  begränzen  und  der  Gesarnmtbelrag  der  zu  emiltiren- 
den  Noten  in  ein  bestimmtes  Verhältniss  zu  jenem  zu  setzen  ist. 
Dass  ein  solches  Verhältniss  überhaupt  bestehen  muss,  folgt  schon 
aus  dem  Umstände,  dass  nach  dem  oben  Ausgeführten  der  Ge- 
sammtbetrag  der  umlaufenden  Noten  zu  mindestens  drei  Sechs- 
theilen durch  Baarbeslände  und  zu  zwei  weiteren  Drittheilen  durch 
diskontirte  Wechsel  gedeckt  sein  muss,  so  dass  ein  Theil  der 
Gesammtdeckung  dem  Grundkapital  zu  entnehmen  ist.  Es  wird 
nun  aber  weiter  behauptet,  dass  bei  Garantien  dieser  Gattung 
es  nicht  nöthig  sei,  die  Nolencirkulation  durch  Festsetzung  einer 
Mnximalsumme  zu  beschränken,  damit  das  Publikum,  wenn  auch 
nicht  immer  gegen  Verkauf  oder  Discontirung  von  Wechseln  oder 
gegen  Verpfändung  ven  Werthen  doch  gegen  Geld  Noten  erlan- 
gen könne.  Eine  grosse  Nolencirkulation  könne  nicht  ohne 
grosse  Geschäftsausdehnung  und  diese  nicht  ohne  ein  ziemliches 
Maass  eigener  Mittel  erfolgen,  und  es  werde  sich  so  ein  zurei- 
chendes Verhältniss  von  selbst  herstellen  ').  Allein  es  ist  hierauf 
zu  entgegnen,  dass  eine  Bank  in  der  Lage  ist,  durch  niedrigen 
Diskonto  auf  den  Begehr  nach  Leihkapitalien  in  der  Form  von 
Wechseldiskontirungen  einzuwirken,  und  es  kann  gar  wohl  der 
Fall  sein,  dass  eine  Bankverwallung  in  Zeiten,  in  welchen  ein 
vermehrtes  Verlangen  nach  Leihkapitalien  Vorsicht  in  Absicht  auf 


1)  Ordnung  der  deutschen  Geldsurrogate  a.  a.  0.  S.  297. 
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Erhaltung  der  Baarbestände  ratbsam  erscheinen  Hesse,  in  der 
angeblichen  oder  übelverstandenen  Absicht,  die  Interessen  des 
Handelsstandes  zu  unterstützen,  durch  Ausdehnung  der  Diskon- 
tirungen das  Uebel  vergrössert,  statt  es  zu  heilen.  Mit  Recht 
bemerkt  Tooke1):  es  sei  schwer  genug,  in  allen  Fallen  die  In- 
teressen der  Banktheilhaber  mit  denen  des  Noten  besitzenden 
Publikums  in  Einklang  zu  erhalten;  wenn  dann  aber  zu  diesen 
manchfach  collidirenden  Interessen  die  Ansprüche  der  Kaufleute 
auf  Discontirungen  noch  hinzukommen  und  als  berechtigt  be- 
handelt werden,  so  geschehe  es  gar  leicht,  dass  die  Diskontirun- 
gen ausgedehnt  werden,  wenn  sie  beschränkt  werden  sollen.  In 
solchen  Fallen  werden  diejenigen,  welche  Diskontirungen  wün- 
schen, als  die  Repräsentanten  des  Handelsstandes  des  Landes 
angesehen,  ihre  Forderungen  in  den  Vordergrund  gestellt  und 
eine  Reduction  der  Noten  versäumt,  wenn  die  Interessen  des 
Publikums,  welche  die  Erhaltung  der  Einlösbarkeit  der  Noten  for- 
dern, eine  solche  Reduction  erheischen. 

Sodann  aber  wurde  schon  früher  bemerkt,  dass  der  Credit 
der  Noten  einer  Bank  zugleich  wesentlich  auf  der  Annahme  be- 
ruht, dass  die  Bank  im  Besitze  bedeutender  Mittel  sich  befinde, 
und  es  hat  auch  in  der  Thal  das  Bankkapital  als  der  stete  Rück- 
halt der  Notenschuld  zu  dienen.  Nach  diesem  sind  wir  der  An- 
sicht, dass  der  Gesammtbetrag  der  Noten  in  ein  bestimmtes  Ver- 
haltniss  zu  dem  einbezahlten  Grundkapital  zu  setzen  und  jedenfalls 
zu  bestimmen  sei,  dass  die  Notencirkulation  den  Betrag  des  ein- 
gezahlten Grundkapitals  nicht  übersteigen,  und  desshalb  bei  et- 
waiger Verminderung  desselben  auf  den  vorhandenen  Betrag 
desselben  zu  beschränken  sei. 

Der  oben  berührte  Grund,  dass  die  Notenemission  ein  bereits 
vorhandenes  grösseres  eigenes  Vermögen  der  Bank  zu  seiner 
Basis  haben  muss,  führt  noch  zu  der  Vorschrift,  dass  die  Noten- 
emission erst  zu  beginnen  hat,  wenn  ein  nicht  zu  kleiner  Theil 
etwa  die  Hälfte  des  gezeichneten  Actienkapitals  baar  eingezahlt  ist 

Fassen  wir  nun  unsere  Vorschläge  in  Absicht  auf  das  Noten- 
geschäft zusammen,  so  ergeben  sich  folgende  Vorschriften : 


1;  Hirtory  of  prices  tom,  III.  p.  93. 
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1)  Der  Bank  ist  die  Ausgabe  von  Banknoten  erst  von  dem 
Zeitpunkte  an  gestattet,  in  welchem  die  Halfle  der  gezeich- 
neten Actien  eingezahlt  ist; 

2)  die  auszugebenden  Banknoten  sotten  nicht  auf  kleinere  Be- 
träge als  Pünfunddreissig  Gulden  lauten; 

3)  der  Gesammtbetrag  der  auszugebenden  Noten  darf  das  ein- 
gezahlte und  vorhandene  Actienkapilal  nicht  übersteigen; 

4)  von  dem  Betrage  der  umlaufenden  Noten  soll  wenigstens 
die  Hälfte  in  geprägtem  oder  ungeprägtem  Silber  oder  Gold 
vorrälhig  sein  und  es  soll  der  Silbervorralh  mindestens 
zwei  Drittheile  dieses  Betrags  ausmachen ; 

5)  eine  Herabsetzung  des  Baarfonds  bis  zu  einem  Drittheile 
der  umlaufenden  Noten  kann  in  ausserordentlichen  Fällen 

m 

vorübergehend  von  der  Regierung  genehmigt  werden.  Wäh- 
rend der  Dauer  einer  solchen  Maassregel  unterliegt  die 
Festsetzung  und  Anordnung  des  Bankzinsfusses  der  Geneh- 
migung der  Regierung. 

6)  Die  Bank  hat  zur  weitern  Deckung  ihrer  Noten  discontirte 
Wechsel  im  Betrage  von  wenigstens  zwei  Drittheilen  des 
Gesammtbelrags  der  umlaufenden  Noten  vorrälhig  zu  halten. 

7)  Die  Noteninhaber  gehen  allen  übrigen  Gläubigern  mit  ihren 
Ansprüchen  an  die  Bank  vor. 

Eine  der  wichtigsten,  wie  uns  scheint,  heilsame  Folge  die- 
ser Vorschriften  wäre  bei  den  in  Württemberg  bestehenden 
Verhältnissen,  dass  die  Bank  erst  dann,  wenn  sie  als  Depositen- 
und  Discontobank  etwas  erstarkt  wäre,  zur  Emission  von  Bank- 
noten Ubergehen,  und  auch  so  das  Notengeschäft  nur  allrnählig 
mit  Zunehmen  des  Wechsel  Verkehrs  ausdehnen  könnte.  Sie  würde 
auf  solider  Grundlage  nach  dem  Bedarfe  der  Industrie  sich  aus- 
dehnen und  so  sicher  nützlicher  wirken,  als  wenn  sie  mit  ihrer 
Gründung  rasch  zur  Notenausgabe  schreiten  würde. 

Nachdem  wir  in  dem  Vorstehenden  die  Verhältnisse  der 
Notenschuld  der  Bank  näher  erörtert  haben,  haben  wir  nunmehr 
überzugehen  zu  der  Beleuchtung  der  Depositen,  welche  eine 
Notenbank  übernimmt. 

Die  Uebernahme  fremder  Gelder,  um  sie  dem  Handel  und 
der  Industrie  nutzbar  zu  machen,  ist  in  sofern  ein  naturgemasses 
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Geschäft  einer  Zettelbank,  als  sie  die  allgemeine  Bestimmung  hat, 
in  ihrem  Leihgeschäfte  dem  Handel  und  der  Industrie  theils  durch 
Verwendung  ihrer  eigenen  Fonds,  theils  mittelst  des  Notencapi- 
tals  nützlich  zu  sein.  Es  ist  daher  als  ein  nicht  zu  beanstan- 
dendes Geschäft  anzusehen,  dass  sie  ihre  Mittel  durch  Annahme 
fremder  Gelder  sowohl  in  laufender  Rechnung  als  gegen  Ver- 
briefung vermehrt 

Die  auf  solche  Weise  contrahirte  Depositenschuld  unter- 
scheidet sich  in  wesentlichen  Beziehungen  von  der  Notenschuld. 
Banknoten  sind  ihrer  Natur  nach  nicht  nur  auf  jeden  Inhaber 
ausgestellt,  sondern  sie  werden  auch  durch  die  Macht  des  Ver- 
kehrs in  andere  Hände  gebracht,  als  diejenigen  des  ersten  Em- 
pfängers, es  steht  so  in  Absicht  auf  die  Notenschuld  das  Pub- 
likum in  seiner  Allgemeinheit  der  Bank  als  Gläubiger  gegenüber. 
Anders  ist  es  bei  den  Depositen.  Die  Uebertragang  von  solchen 
an  eine  Bank  ist  Sache  des  Vertrauens  des  einzelnen  Gläubigers 
und  bleibt  solche,  und  es  kann  darum  weit  eher  diesem  überlassen 
werden,  seine  Interessen  der  Anstalt  gegenüber  zu  wahren,  als 
diess  bei  den  Notengläubigern  angemessen  ist  Sodann  sind  die 
Forderungen  der  Depositengläubiger  von  den  Notenforderungen 
meist  auch  dadurch  verschieden,  dass  diese  unbedingt  auf  Sicht, 
jene  zum  Theil  auf  eine  kürzere  oder  längere  Zeit  gestellt  sind. 

Auf  der  andern  Seite  stehen  die  Depositen  gleichwohl  in 
einer  sehr  wesentlichen  Beziehung  zu  der  Nolenschuld.  Die  De- 
positenschuld  der  Zettelbanken  ist  erfahrun ggemäss  gerade  die- 
jenige '),  deren  Bestand  in  kurzen  Zeilräumen  am  schnellsten  und 
auf  unberechenbare  Weise  schwankt,  während  die  Notencirkula- 
tion  sich  erweislich  in  viel  regelmässigeren  Grenzen  bewegt. 
Sodann  werden  Baarmittel  zu  auswärtigen  Zahlungen,  welche  in 
Krisen  am  meisten  von  Einfluss  sind,  meist  mittelst  der  Zurück- 
ziehung von  Depositen  aus  der  Bank  geholt,  weil  Jeder  zunächst 
seine  eigenen  Mittel  in  solchem  Falle  an  sich  zieht,  ehe  er  die 
als  Geldsurrogat  in  seinem  Besitze  befindlichen  Noten  zur  Ein- 
lösung bringt,  und  es  können  so  die  schnellen  Wechsel  in  den 


1)  Ordnung  der  deutschen  Geldsurrogate  a.  a.  0.  S.  304.  Tooke  a.  a. 
0.  Vol.  III.  p.  124. 
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Depositenbeständen  bei  ihrer  steigenden  Ausdehnung  leicht  die 
Einlösbarkeit  der  Noten  gefährden,  da  auch  ein  den  Notenin- 
habern eingeräumtes  Vorzugsrecht  das  Andrängen  der  Depositen- 
gläubiger natürlich  nicht  beseitigt,  und  eine  Abweisung  derselben 
ein  allgemeines  Verlangen  nach  Einlösung  der  Noten  zur  Folge 
hüben  müssie. 

Bei  diesen  Beziehungen  der  Depositenschuld  zu  der  Noten- 
schuld  ist  es  dringend  geboten,  auch  für  jene  suchgemässe  Vor- 
schriften zu  ertbeilen.  Dabei  wird  es  in  erster  Linie  nölhig  sein, 
die  Annahme  von  Depositen  in  einer  Weise  zu  regeln,  welche 
den  Unterschied  derselben  von  den  Banknoten  gehörig  wahrt. 
Hiezu  scheint  uns  nothwendig,  dass  die  Annahme  von  Geldern 
gegen  Schuldscheine  auf  den  Inhaber  unbedingt  ausgeschlossen 
wird.  Das  Inhaberpapier,  ob  verzinslich  oder  unverzinslich,  ist 
dazu  bestimmt  und  besonders  geeignet,  schnell  von  einem  Besitzer 
auf  den  andern  überzugeben,  es  theilt  also  eine  Haupteigenschaft 
der  Banknote,  die  leichte  Uebertragbarkeit  mit  dieser.  Wie  sehr 
aber  selbst  verzinsliche  Inhaberscheine  den  Banknoten  sich  nähern 
können,  zeigen  die  projectirten  kurzzeitigen  Obligationen  des 
französischen  Credit  roobilier,  welche  ein  eigentliches  Cirkulations- 
papier  hätten  bilden  sollen.  Ausserdem  aber  ist  nicht  das  die 
die  Aufgabe  einer  Zettelbank,  dass  sie  durch  Ausgabe  von  Schuld- 
scheinen auf  den  Inhaber  noch  weitere  Capitalien  an  sich  ziehe, 
sondern  es  kann  ihrer  Bestimmung  nur  das  gemäss  sein,  dass 
sie  solchen,  welche  Gelder  müssig  da  liegen  haben,  Gelegenheit 
gibt,  solche  durch  Anlage  bei  der  Bank  nutzbar  zu  machen.  Es 
scheint  uns  darum  wesentlich,  dass  eine  Notenbank  nicht  ausser 
den  Noten  noch  andere  Inhaberpapiere  ausgeben  darf.  Sodann 
aber  halten  wir  weiter  für  nothwendig,  dass  ein  Minimalbetrag 
ftlr  das  einzelne  Deposit  und  zwar  im  Betrage  von  500  fl.  fest- 
gesetzt wird,  damit  die  Notenbank  nicht  zur  Sparkasse  für  Clas- 
sen  der  Bevölkerung  wird,  welche,  den  Bewegungen  in  den  Geld- 
und  Creditverhällnissen  fremd,  erst  blindlings  zu  vertrauen  und 
dann  ebenso  Ubereilt  ihre  Forderungen  zurückzuziehen  geneigt  sind. 

Bei  solchen  Vorschriften  scheint  es  uns  dann  weniger  noth- 
wendig, die  Bank  auf  die  Annahme  von  solchen  verzinslichen 
Geldern  zu  beschränken,  für  deren  Rückzahlung  eine  längere 
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Frist  bestimmt  ist,  da  hiedurch  der  Zufluss  von  Depositen  auf 
kurze  Zeit,  deren  Nutzbarmachung  im  Interesse  der  Produktion 
zu  wünschen  ist,  ohne  inneren  Grund  gehemmt  wird. 

Auf  der  anderen  Seite  aber  halten  wir  es  Tür  nothwendig, 
dass  der  Bank  auferlegt  wird,  bezüglich  aller  Gelder,  welche  ihr 
in  laufender  Rechnung  unverzinslich,  ohne  Ruckzahlungsfrist  oder 
auf  nicht  langer  als  drei  Monate  anvertraut  werden,  eine  ahnliche 
Deckung  wie  für  Banknoten  bereit  zu  halten.  Und  zwar  dürfte 
die  Baardeckung  auf  drei  Sechstheile,  die  Deckung  in  Forderun- 
gen auf  den  gleichen  Betrag  festzusetzen  sein. 

Beider  Baardeckung,  welche  wenigstens  zu  zwei  Sechstheilen 
in  Silber,  und  nur  filr  den  Rest  in  Gold  zu  leisten  wäre,  wäre 
ein  Herabgehen  auf  einen  niedrigeren  Betrag  in  kritischen  Zeiten 
insofern  weniger  nothwendig,  weil  bei  der  Depositenschuld  an- 
zunehmen ist,  dass  sie  nicht  überwiegend  in  Forderungen  auf 
Sicht  besteht,  somit  aus  dem  Eingang  der  ihr  gegenüberstehen- 
den kurzsichtigen  Forderungen  der  Bank  flüssig  gemacht  werden 
kann  »).  Auch  wären  zur  Deckung  neben  discontirten  Wechseln 
zugleich  durch  Pfänder  gedeckte  Wechselforderungen  als  genügend 
zu  erachten.  Es  wird  diess  bei  einer  Württembergischen  Bank 
um  so  nothwendiger  sein,  um  nicht  deren  Entwicklung  in  der 
Zeit,  ehe  sie  zur  Notenemission  schreitet,  ohne  Grund  zu  hemmen. 

Endlich  wäre  aus  ähnlichen  Gründen  wie  bei  der  Noten- 
cirkulation  der  Gesammtbelrag  der  zulässigen  Depositen,  vorüber- 
gehende dringende  Fälle  ausgenommen,  auf  den  Betrag  des  ein- 
gezahlten Actiencapüals  um  so  mehr  zu  beschränken,  weil  dieses 
in  erster  Linie  als  Reserve  für  die  Notenschuld  zu  dienen  hat, 
somit  die  eigenen  Mittel  der  Bank  für  den  doppelten  Betrag  von 
Passiven  subsidiär  haftbar  sind,  auch  die  Bank  noch  Anlehen 
contrahiren  kann,  welche  auf  länger  als  drei  Monate  ihr  ange- 
borgt werden.  Eine  Ueberschreilung  jenes  Maximalbetrags  wäre 
nur  mit  besonderer  Genehmigung  der  Regierung  vorübergehend 
zuzulassen. 

Gehen  wir  von  diesen  Betrachtungen  über  die  Passiven  der 


1)  Anderer  Ansicht  ist  der  Verfasser  der  Abhandlung  über  Ordnung  der 
deutschen  Geldsurrogate  a.  a.  0.  S.  307. 
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Bank  in  Noten  und  Depositen  zu  dem  Leihgeschäfte  der- 
selben über,  so  ist  Folgendes  voranzuschicken.  Wenn  auch  die 
Mittel,  welche  eine  Notenbank  im\eihgeschäfte  verwendet,  ver- 
schiedenen Ursprungs  sind,  indem  sie  theils  aus  der  Notenschuld, 
tbeils  aus  Anlehen,  welche  sie  im  Depositengeschäfl  auf  kürzere 
oder  längere  Zeit  erhält,  theils  aus  dem  eingezahlten  Acttenca- 
pitale  stammen,  so  besteht  doch  eine  Gemeinsamkeit  theils  darin, 
dass  das  Actiencapilal  als  Reserve  für  die  Noten  -  und  Depositen- 
schuld  dient,  theils  darin,  dass  sie  in  derselben  Hand  sich  ver- 
einigen, und  unausgeschieden  zur  Verwendung  kommen,  so  dass 
nur  die  Beträge,  in  welchen  gewisse  Arten  von  Leihgeschäften 
im  Verhältnisse  zu  bestimmten  Arten  von  Passiven  zu  machen 
sind,  nicht  aber  die  Gelder,  welche  hiezu  zu  verwenden  sind, 
unterschieden  werden  können.  Aus  dieser  Gemeinsamkeit  folgt, 
dass  es  nicht  angemessen  sein  würde,  Geschäfte  gleicher  Art 
unter  verschiedenen  Cautelen  z.  B.  Discontirungen  von  Wechseln 
theils  —  zur  Notendeckung  nur  bei  drei,  theils  aber  schon  bei 
zwei  Unterschriften  zuzulassen.  Sodann  aber  ist  nothwendig, 
dass  dem  ganzen  Geschäfte  sein  bestimmter  naturgemasser  Cha- 
rakter und  zwar  der  eines  kurzsichtigen  Leihgeschäfts  erhallen 
wird. 

Es  liegt,  bemerkt  Tooke'j  mit  Recht,  das  eigentliche  Wesen 
der  Grundsätze,  nach  denen  Notenbanken  zu  verwalten  sind,  da- 
rin, dass  ihre  Vorschusse,  mögen  dieselben  in  Form  von  Leih- 
geschäften oder  Wechseldiscontirungen  erfolgen,  auf  so  kurze 
Zeit  und  gegen  so  sichere  und  leicht  verwerthbare  Deckungs- 
mittel ertheilt  werden,  damit  dieselben  in  der  Zeit  sicher  ein- 
gehen, in  welcher  die  Bank  ihre  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen 
hat.  Vorschusse  auf  Hypotheken  und  auf  Jahre  sind  keine  geeig- 
neten Deckungsmittel  ftkr  Banken,  und  wenn  je,  können  sie  nur 
für  einen  kleinen  Betrag  des  ursprünglichen  eingezahlten  Bank- 
capitals,  in  keiner  Weise  aber  zu  irgend  erheblicherem  Betrage 
für  die  Deckung  des  Depositencapitals  oder  der  Notenschuld  dienen. 

Von  den  Geschäften,  welche  hier  in  Frage  kommen,  sind 
bereits  zwei,  welche  als  Deckung  für  Noten  und  kurzzeitige  De-» 


\)  History  of  price.  T.  IV,  p.  193. 
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positen  bezeichnet  wurden,  kurz  erwähnt  worden,  das  Wechsel- 
oder Disconlogeschäft  und  das  Leihgeschäft  auf  Werlhe. 

Bei  dem  Wechselgeschält?  Ein-  und  Verkauf  von  Wechseln 
und  Discontirung  solcher  ist  schon  früher  als  Bedingung  ange- 
führt, dass  sie  keine  längere  Verfallzeit  als  drei  Monate  haben 
dürfen,  und  dass  sie  zwei  oder  drei  Unterschriften  von  der  Bank 
als  solvent  bekannten  Personen  oder  Firmen  haben  sollen.  Es 
dürfte,  namentlich  um  in  unseren  Verhältnissen  nicht  ohne  Grund  zu 
beschränken  und  da  die  Beurth eilung  der  Zahlungsfähigkeit  doch 
der  Verwaltung  überlassen  werden  muss,  genügen  nur  wenig- 
stens zwei  verpflichtende  Unterschriften  zu  fordern. 

Bei  dem  Leihgeschäfte  auf  Werth  ist  gleichfalls  früher  aus- 
gehoben worden,  dass  die  Dauer  drei  Monate  nicht  übersteigen 
und  dass  es  nur  gegen  Wechsel  und  Faust pfandbestellung  erfol- 
gen darf.  Als  Faustpfänder  dürfen  aber  dem  oben  erwähnten 
Grundsatze  gemäss  nur  solche  Werthe  bestimmt  werden,  welche 
sicher  und  leicht  verwerthbar  sind.  Als  solche  werden  gewöhn- 
lich angesehen  Werthpapiere  und  Waaren,  die  dem  Verderben 
nicht  unterworfen  sind,  und  Wechsel. 

Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  sind  im  Allgemeinen 
der  Verwaltung  zu  überlassen,  doch  wird  immerhin  Folgendes 
zu  beachten  sein.  Bei  den  Werthpapieren  wird  die  Beleihung  der 
eigenen  Actien  der  Bank,  sowie  der  nicht  voll  eingezahlten  Actien 
auszuschliesen  sein.  Auch  ist  bei  Vorschüssen  auf  Waaren  zu 
beachten,  dass  nach  Art.  49  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1828  betr. 
die  vollständige  Entwicklung  des  neuen  Pfandsystems  ein  Faust- 
pfand nicht  bestellt  werden  kann,  wenn  der  Schuldner  selbst  die 
verpfändete  Sache  in  Händen  behält. 

Sodann  gehören  hieher  Geschäfte,  welche  die  Bank  theils 
als  Hülfsgeschäft,  theils  commissionsweise  für  Dritte  unbeanstan- 
det zu  machen  hat,  insbesondere:  Ein-  und  Verkauf  von  Gold 
und  Silber,  Ausstellung  von  Wechseln  und  Geldanweisungen,  Ab- 
gabe und  Accept  von  Wechseln  und  Einzug  solcher  für  Dritte, 
Uebernahme  verschlossener  Pakete  in  Deposit,  Ein  -  und  Verkauf 
und  Einzug  von  Werthpapieren  für  Dritte,  endlich  das  Hallen 
laufender  Rechnungen  bei  Banquiers  und  Bankinstituten. 

Der  Giroverkehr,  welcher  gleichfalls  hieher  zu  zählen  ist, 
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wird  nur  unter  der  Vorschrift  zuzulassen  sein,  dass  die  in  sol- 
chem der  Bank  anvertrauten  Gelder  und  Werlhe  ihrer  Bestimmung 
gemäss  als  Deposit  zur  Aufbewahrung  stets  vollständig  vorräthig 
zu  halten  sind. 

Es  erübrigt  nun  noch  einige  Geschäfte  zu  berühren,  deren 
Besorgung  durch  die  Bank  zu  besonderen  Bedenken  Anlass  geben 
kann: 

1)  Der  Ein-  und  Verkauf  von  Schuldverschreibungen 
auf  den  Inhaber.  Schuldverschreibungen  dieser  Art,  mögen  sie 
von  Staaten,  Privaten,  Corporationen  oder  Gesellschaften  ausge- 
geben werden,  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  von  Seiten  der 
Gläubiger  unaufkündbar  und  können  nur  im  Wege  des  Verkaufs 
nach  den  Börsenkursen  verwerthet  werden.    Sie  gehören  des- 
halb  zu  den   festen  Anlagen,    bezüglich   welcher  aber  der 
Grundsatz  ausgesprochen  worden  ist,  dass  sie  im  Allgemeinen 
keine  angemessene  Verwendung  Tür  die  Gelder  einer  Bank  dar- 
bieten. Es  ist  diess  um  so  mehr  der  Fall,  weil  ihr  Werth  wegen 
ihrer  Unaufkündbarkeit  sehr  grossen  Schwankungen  unterworfen 
und  es  nicht  geeignet  ist,  Gelder,  welche  zur  Deckung  von  Noten 
auch  nur  eventuell  dienen  sollen,  diesen  Schwankungen  und  dar- 
aus hervorgehenden  Verlusten  auszusetzen.   Auf  der  andern  Seile 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  es  immerhin  manche  Obligationen 
dieser  Art  gibt,  welche  einen  weniger  schwankenden  Cours  ha- 
ben, und  dass  für  eine  Bank  namentlich  im  Anfange  ihres  Be- 
stehens der  Ankauf  solcher  Papiere  beinahe  nothwendig  ist,  um 
ihre  Gelder  nutzbringend  zu  verwenden.    Wenn  eine  Bank  ge- 
gründet wird  und  beträchtliche  Beträge  des  Actiencapitals  einzu- 
zahlen sind,  um  das  Geschält  beginnen  zu  können,  so  ist  es  gar 
wohl  möglich,  dass  die  Gelder  nur  theilweise  im  Leihgeschäft 
verwendet  werden  können,  während  auf  der  andern  Seite  kein 
Grund  vorhanden  sein  kann,  sie  als  Baardeckung  bereit  zu  hallen. 
Es  wird  so  der  Bank  gestattet  werden  müssen,  für  eigene  Rech- 
nung Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen,  jedoch  höchstens  bis  zum  vierten  Theile  des  einge- 
zahlten Actiencapitals,  auch  werden  bievon  jedenfalls  solche  Pa- 
piere auszuschliesen  sein,  welche  nicht  bezüglich  der  Einlösung 
und  Zinszahlung  auf  einen  deutseben  Handelsplatz  ausgestellt  sind. 
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2)  Noch  mehr  Bedenken  scheint  zu  erregen  und  wäre  da- 
rum auszuschliessen  die  Erwerbung  und  der  Verkauf  von  Actien 
für  Rechnung  der  Bank.  Actieh  sind  ideale  Antheile  an  indu#4ri ei- 
len und  sonstigen  Geschäften,  welche  von  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftbarkeit  getrieben  werden ,  und  können  eben 
darum  nur  im  Wege  des  Verkaufs  verwerthet  werden,  ihre  Er- 
werbung gehört  so,  wie  die  von  Staatspapieren,  zu  den  festen 
Anlagen.  Dabei  ist  aber  noch  weiter  zu  beachten,  dass  der  Er- 
trag industrieller  und  kommerzieller  Unternehmungen  von  den 
Geldkrisen,  welche  die  Noten  der  Zettelbanken  zurücktreiben, 
und  das  Zurückziehen  der  Depositen  nach  sich  ziehen,  somit  die 
Banken  zur  Flüssigmachung  ihrer  Forderungen  drängen,  in  der 
Regel  gleichfalls  in  Frage  gestellt  wird,  und  desshalb  meist  der 
Werth  der  Actien  noch  weit  mehr  als  der  der  Obligationen  in 
der  Zeit  sinkt,  in  welcher  die  Banken  am  ehesten  genöthigt  sein 
können,  sieb  ihrer  Actien  zu  entäussern.  Es  bringt  so  der  Be- 
sitz von  Actien  für  Zettclbanken  besondere  Missstände  mit  sich, 
wesshalb  er  der  Bank  ganz  untersagt  werden  sollte.  Dass  ihr 
das  Ankaufen  eigener  Actien  untersagt  sein  muss,  um  Börsen- 
manöuver  der  Verwaltung  in  solchen  abzuschneiden,  wird  kaum 
der  Erwähnung  bedürfen. 

3)  Die  Verwüligung  von  Darlehen  gegen  Verpfändung 
von  Immobilien  würde  jedenfalls  als  feste  Anlage  nur  ans 
Mitteln  des  Actiencapitals  zu  geschehen  haben ;  sie  scheint  uns  aber 
ganz  auszuschliessen  zu  sein.  Einmal  würde  hiedurch,  da  schon 
die  Anlegung  eines  Tbeils  des  Actiencapitals  in  Obligationen  auf 
den  Inhaber,  welche  zugelassen  werden  soll,  zu  den  festen  An- 
lagen zu  rechnen  ist,  ein  zu  grosser  Thefl  desselben  zu  solchen 
Geschäften  verwendet,  und  es  scheinen  uns  schon  darum  alle 
weiteren  derartigen  Verwendungen  mit  den  Grundsätzen  einer 
Notenbank  unvereinbar.  Sodann  aber  kommt  noch  Weiteres  hinzu. 
Es  ist  im  Früheren  ausgeführt,  wie  ftir  Hypothekencredit  in 
Württemberg  und  insbesondere  für  Anlehen  auf  landwirtschaft- 
lich betriebene  Grundslücke  neben  demjenigen,  was  von  Privaten 
unmittelbar  gegen  Pfandscheine  ausgeliehen  wird,  durch  die  Be- 
zirksleihcassen,  den  Creditverein  und  andere  Institute  genügend 
und  so  gesorgt  ist,  dass  der  Zinsfuss  niedrig  steht,  und  manche 
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Capilalien  anderer  einträglicherer  Verwendung  zufliessen.  Das 
Ausleihen  auf  gewerbliche  Unternehmungen  gegen  Hypothecirung 
der  Realitäten,  in  denen  sie  betrieben  werden,  ist  aber  für  eine 
Notenbank  aus  ganz  ähnlichen  Gründen  nicht  geeignet,  aus  wel- 
chen ihr  der  Ankauf  von  Actien  zu  untersagen  ist.  Solche  Un- 
ternehmungen sind  in  kritischen  Zeiten  viel  mehr  in  der  Lage, 
i      Gelder  in  Anspruch  zu  nehmen,  um  die  Krisis  überstehen  zu  kön- 
nen, als  dass  sie  im  Stande  waren,  sie  zurückzugeben.  Auch  ist 
i      für  solche  Unternehmungen,  wie  für  den  landwirtschaftlichen 
i      Betrieb,  die  Anborgung  auf  eine  Reihe  von  Jahren  mit  Abzahlung 
t      der  Schuld  durch  Annuitäten  wirtschaftlich  viel  geeigneter,  als 
i      Anlehen  gegen  Kündigung,  wie  solche  doch  allein  eine  Noten- 
i      bank  verwilligen  könnte.    Nur  wenn  zweifelhafte  Forderungen 
i      der  Sank  durch  Hypothecirung  gesichert  werden  können,  wird 
ihr  solches  nicht  zu  versagen  sein.  In  die  gleiche  Kategorie  ist 
der  An-  und  Verkauf  von  Immobilien  als  Geschäftszweig  der 
Bank  zu  stellen  und  zu  untersagen. 
,  Dabei  ist  noch  ein  Punkt  zu  erörtern.   Es  ist  mit  Berufung 

I  auf  die  bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank  behauptet 
worden,  die  Verwendung  eines  Theils  des  Bankcapitals  auf  Hy- 
potheken flösse  gerade  besonderes  Vertrauen  der  Sicherheit  ein 
i  und  schütze  in  Krisen  gegen  das  Zurückströmen  der  Noten.  Bs 
kann  diess  in  Landern  sein,  in  denen  der  Hypothekencredit  als 
solider  gilt,  denn  der  Personalcredit,  obwohl  in  Württemberg  die 
letzten  Jahre  evidente  Beweise  vom  Gegentheil  gebracht  haben. 
Sodann  aber  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  bei  der  bayerischen 
Hypotheken-  und  Wechselbank  der  Betrag  der  Noten  gegenüber 
dem  Grundcapital  und  den  Hypothekenforderungen  sehr  zurück- 
steht, und  jener  z.  B.  im  Jahre  1856  durch  Baarfonds  und  leicht 
realisirbare  Werthe  allein  mehr  als  doppelt  gedeckt  war »). 

4)  D8S  Leiben  auf  Pfandscheine  scheint  gleichfalls  nicht 
zu  empfehlen.  Pfandscheine  sind  nicht  unter  allen  Umständen 
leicht  verkäufliche  Werthe,  und  es  kann  wohl  der  Fall  eintreten, 
dass  sie  nur  im  Wege  der  Kündigung  und  lange  dauernder  Exe- 


1)  Hübner,  Jahrbuch  für  Volkiwirtbschaft  und  Statistik.  1857.  S.  196. 
Vergl.  weiter  unten  S.  86. 
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culions-  und  Gantprocesse  flüssig  gemacht  werden  können.  Wenn 
sie  nun  auch  im  einzelnen  Falle  dieselbe  oder  mehr  Sicherheil 
bieten  können,  als  Waaren  oder  Wertpapiere,  so  muss  bezüg- 
lich ihrer  Zulassung  in  den  Statuten  doch  der  Ckarakter  der 
Geschäfte  im  Ganzen  und  es  kann  nicht  der  einzelne  Fall  enl- 
scheiden. 

5)  Die  Gewährung  einfachen  Personalcredits  eignet 
sich  (mit  Ausnahme  des  berührten  Verhältnisses  zu  Bankgeschäf- 
ten, weiches  geschäftlich  nicht  zu  vermeiden  ist)  nicht  für  eine 
Notenbank,  nach  dem  oben  von  Tooke  so  richtig  angegebenen 
Grundsalz.  Eine  Sicherung  von  Crediten  dnrch  im  Voraus  zu 
bestellende  Unterpfänder  oder  Faustpfänder  ist  aber  in  Württem- 
berg schwer  zu  bewirken,  da  Pfänder  nur  zur  Sicherheit  für  be- 
stimmte Forderungen,  nicht  aber  für  solche,  welche  erst  künftig 
in  unbestimmtem  Beirage  erwachsen  können,  für  Credit  bestellt 
werden  können.  (Pfandgesetz  vom  15.  April  1825.  Art.  \.) 

6)  Die  Veranlassung  industrieller  Unternehmungen 
und  die  Betheiligung  bei  solchen,  sowie  die  Gewährung  von 
Credit  und  Darlehen  an  solche  endlich  wird  ebenfalls  auszu- 
schliesen  sein.  Dass  eine  Bank  nicht  zugleich  ein  gewöhnliches 
Industriegeschäft  allein,  oder  als  Theilhaberin  mit  andern  Theil- 
habern  beireiben  kann,  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Ausführung, 
da  ja  hiedurch  die  Bank  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  für  ein 
solches  Geschäft  haftbar  würde,  während  dasselbe  zugleich  ihren 
Noten-  und  Depositengläubigern  verhaftet  ist,  es  könnte  sich 
somit  nur  darum  handeln,  dass  die  Bank  industrielle  Unterneh- 
mungen auf  Actien  durch  Actienzeichnung  hervorrufen,  oder  sich 
daran  betheiligen  würde.  Nun  eignet  sich  aber,  wie  oben  aus- 
geführt wurde,  der  Besitz  von  Actien  entschieden  nicht  und  zwar 
zu  keinem  Theile  ihres  Vermögens  für  eine  Notenbank,  es  ist 
darum  hiedurch  auch  die  Möglichkeit  für  dieselbe  ausgeschlos- 
sen, sich  bei  industriellen  Unternehmungen  durch  Actienzeichnung 
zu  betheiligen.  Die  Gewährung  von  Credit  und  Darlehen  an  in- 
dustrielle Unternehmungen  ist  aber  nur  möglich  in  der  Form  des 
einfachen  Personalcredits,  oder  der  Gewährung  von  Anlehcn  auf 
Hypotheken  und  Waaren,  worüber  das  Nöthige  oben  bereits  aus- 
gehoben ist. 
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Nach  Allem,  was  wir  bisher  erörtert  haben,  kann  das  eigene 
Geschäft  einer  Notenbank,  wie  wir  sie  in  Württemberg  für  wün- 
schenswerlh  halten,  überwiegend  nur  Wechselgeschäfte  und  kurz- 
sichtige Leihgeschäfle  gegen  Verpfändung  leicht  realisirbarer 
Werthe  umfassen,  ein  Gebiet,  in  dem  die  Bank  dem  Handel  und 
der  Industrie  sehr  nützlich  werden  kann. 

Gehen  wir  von  dieser  Erörterung  der  materiellen  Seite  über 
zu  der  formellen,  zu  der  Beschaffung  des  Grund-  (Actien-) 
Capitals,  so  ist  es  nöthig,  den  Gesammtbetrag  desselben  un- 
gefähr zu  bestimmen.  Wir  glauben,  dass  bei  den  ausgeführten 
Verhältnissen  ein  Grundcapital  von  drei  Millionen  Gulden,  das 
später  mit  Genehmigung  der  Regierung  auf  sechs  Millionen  er- 
höht werden  könnte,  und  dem  ein  Maximalbetrag  von  drei  Mill. 
beziehungsweise  sechs  Mill.  Noten  entsprechen  würde,  genügen 
würde,  namentlich  wenn  erwogen  wird,  dass  in  Bayern,  welches 
überdiess  kein  Staatspapiergeld  hat,  das  Maximum  der  Banknoten 
der  Hypotheken  -  und  Wechselbank  acht  Mill.  Gulden  nicht  über- 
steigen darf. 

Was  aber  die  weiteren  Einrichtungen  zur  Ausführung  be- 
trifft, so  kann  hier  nicht  der  Ort  sein,  alle  Detailbeslimmungen 
über  die  Aufbringung  des  Acliencapilals  und  die  Verwaltung  der 
Anstalt  zu  beleuchten,  und  es  wird  genügen,  nur  solche  Punkte 
zu  berühren,  die  für  die  Solidität  der  Anstalt  von  besonderer 
Bedeutung  sind. 

Einmal  wird  der  Betrag  der  Actien  so  hoch  zu  stellen  sein, 
dass  dieselben  nicht  zu  tief  in  die  untern  Volkaschich ten  eindrin- 
gen und  dass  aus  gleicher  Rücksicht  schon  die  bei  der  Zeich- 
nung als  Caution  zu  bezahlende  oder  zu  unterzeichnende  Summe 
nicht  zu  klein  ist,  und  wir  möchten  vorschlagen,  den  Betrag  der 
Actien  auf  1000  Gulden,  den  Betrag  der  ersten  Einzahlung  bei 
der  Zeichnung  auf  10  pCt.  des  Actienbetrags,  also  auf  100  Gul- 
den, festzusetzen,  wobei  die  Ausgabe  von  Theilactien  zu  unter- 
sagen wäre. 

Sodann  wäre,  um  zu  verhindern,  dass  die  Actien  zu  einem 
Spekulalionspapiere  werden,  vorzuschreiben,  dass  die  bis  zur 
Einbezahlung  des  vollen  Actieucapilals  auszustellenden  Interims- 

Zctucbi.  f.  aiutsw.  1857.  I».  Iktt.  i9 
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scheine  nur  auf  den  Namen  ')  ausgestellt  werden  dürfen,  wo- 
gegen bei  den  voll  eingezahlten  Actien  die  Gestaltung  der  Aus- 
stellung auf  den  Inhaber  weniger  Bedenken  haben  würde.  Bei 
dieser  Vorschrift  könnte  dann  die  schwer  durchzuführende  Be- 
stimmung, welche  den  Zeichner  von  Actien  auch  über  den  Besitz 
der  Interimsscheine  oder  Actien  hinaus  haftbar  erklärt  *),  weg- 
gelassen werden.  Die  Weglassung  einer  solchen  Beschränkung 
scheint  uns  um  so  mehr  am  Platze,  als  es  immerbin  dem  Rechts- 
gefühle  widerspricht,  wenn  Jemand,  der  ein  Forderungsrecht  und 
die  damit  verbundene  Verpflichtung  im  Wege  der  Cession  abge- 
treten hat,  für  die  letztere  noch  haftbar  sein  soll,  ohne  die  Be- 
rechtigung ausüben  zu  können,  und  wenn  so  die  dem  Besitze 
einer  Actie  entsprechende  Gegenleistung  zwei  möglicher  Weise 
gar  nicht  durch  unmittelbare  Succession  in  das  Recht  verbundenen 
Personen,  dem  ersten  Zeichner  und  einem  späteren  Rechtsnach- 
folger solidarisch  auferlegt  werden  soll,  während  vielleicht  der 
üebergang  der  Actie  nicht  einmal  Gegenstand  eines  Aktes  des 
freien  Entschlusses  war,  wenn  z.  B.  ein  Interimsschein  oder  eine 
Actie  durch  Eibgang  in  dritte  Hand  übergeht. 

Was  ferner  die  Eröffnung  des  Geschäfts  betrifft,  so  wurde 
oben  vorgeschlagen  zu  bestimmen,  dass  die  Ausgabe  von  Bank« 
noten  erst  dann  zugelassen  werden  solle,  wenn  50  Procent  des 
Actiencapitals  eingezahlt  sind.  Bei  solcher  Vorschrift  kann  danu 
unbedenklich  die  Eröffnung  des  Geschäfts  nach  der  ersten  Ein- 
zahlung von  10  Procent  zugelassen  und  die  successive  Einbe- 
rufung des  Actiencapitals  den  Verwaltungsorganen  der  Bank  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  überlassen  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Bildung  des  Reservefonds. 
Es  ist  hiebei  einerseits  davon  auszugeben,  dass  ohne  die  Siche- 
rung eines  angemessenen  Zinsfusses  für  die  Actionäre  ein  solches 
Unternehmen  keine  Theilhaber  findet,  auf  der  andern  Seite  ist  es 
noth wendig,  im  Interesse  des  ganzen  Instituts  auf  rasche  An- 
sammlung eines  Reservefonds  Bedacht  zu  nehmen.'  Dabei  ist 
weiter  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  nach  unseren  oben  enlwickel- 

1)  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  die  preuasischen  Staaten,  Art. 
190.  Z.  1. 

2)  Arl.  190.  Z.  2.  und  Art.  101.  * 
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ten  Vorschlägen,  welche  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Baarfonds 
mit  sich  bringen  würden,  die  Rentabilität  gegen  die  ahnlicher 
Institute  zurückstehen  würde.  Nach  den  Verhältnissen  in  Süd« 
deutschend  scheint  es  uns,  dass  unter  einen  Zinsfuss  von  4'/i 
Procent  als  Minimum  nicht  wohl  herabgestiegen  werden  kann; 
dagegen  dürften  von  dem  Mehrertrag  40  Procent  dem  Reserve- 
fond in  so  lange  zuzuscheiden  sein,  bis  derselbe  10  Procent  des 
Actiencapitals  betrügt,  von  da  an  würde  es  den  Organen  der 
Bank  zu  Uberlassen  sein,  die  weiteren  Zuschüsse  zu  dem  Reserve- 
fond zu  regeln.  Da  der  Reservefond  eine  Ergänzung  des  Actien- 
capitats enthält,  so  wäre  er  in  der  gleichen  Weise,  wie  dieses, 
zu  verwenden. 

In  Absiebt  auf  die  Einrichtung  der  Verwaltung  lassen 
sich  allgemeine  Vorschriften  nicht  wohl  bezeichnen,  nur  die  Frage 
wird  aufzuwerfen  sein,  oh  nicht  die  von  den  Mitgliedern  der 
Verwaltungsorgane,  der  Direktion  und  dem  Ausschusse  zu  leisten- 
den Cautionen  nach  ihrem  Ausscheiden  noch  eine  bestimmte 
Zeit  zurückzubehalten  wären,  um  wegen  des  Regresses  für  spä- 
ter sich  ergebende  Verschuldungen  mehr  gesichert  zu  sein. 

Indem  wir  hiemit  unsere  Bemerkungen  über  die  Einrichtung 
einer  Zettelbank  In  Württemberg  beschlossen,  erübrigt  uns,  die 
Frage  derControle  durch  die  Regierung  noch  etwas  näher 
zu  berühren.  In  dieser  Hinsicht  haben  wir  schon  früher  die  Vor- 
schriften bezeichnet,  welche  uns  bei  Zulassung  des  Geschäfts- 
betriebs von  Gesellschaften,  welche  die  Vermittlung  fremder 
Geldgeschäfte  übernehmen,  nothwendig  scheinen.  Eine  Reihe 
dieser  Vorschriften  wird  schon  durch  die  uns  nothwendig  schei- 
nende specielte  Genehmigung  einer  Zettelbank  erfüllt.  Andere, 
wie  die  Prüfung  der  Rechnung  durch  einen  von  der  Regierung 
zu  bezeichnenden  und  zu  verpflichtenden  Beamten,  die  Veröffent- 
lichung des  Rechnungsergebnisses,  das  Recht  der  Untersuchung 
der  Verwaltung  durch  die  Regierung,  und  die  Festsetzung  von 
Strafen  für  schlechte  Verwalter  wären*  auch  bei  einer  Zettelbank 
vorzukehren.  Allein  damit  kann  sich  bei  einer  solchen  Anstalt 
keineswegs  begnügt  werden. 

Eine  Zettelbank  greift  durch  ihre  ganie  Einrichtung,  durch 
die  Noten,  die  sie  ausgibt,  .und  durch  die  Credite,  die  sie  ver- 

42* 
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willigt,  lief  in  das  wirtschaftliche  Leben  eines  Landes  ein,  und 
sie  hat  es  namentlich  in  der  Hand,  durch  die  Festsetzung  und 
Veränderung  desBankzinsfusses,  des  Disconto,  eine  nicht 
gering  anzuschlagende  Macht  auf  die  Bewegung  des  Handels  und 
der  Industrie  auszuüben.  Eine  unzeilige  und  zu  starke  Herab- 
setzung des  Zinsfusses,  welche  für  den  Anfang  belebend  auf  die 
Industrie  wirkt,  kann,  wenn  unvorhergesehene  Ereignisse  eine 
Erhöhung  desselben  und  eine  Einschränkung  der  Creditgewährung 
nothwendig  machen,  dem  Handelsstande  und  den  Gewerbetreiben- 
den grosse  Verluste  zufügen,  welche  bis  in  die  Schichten  der 
Arbeiter  zerstörend  nachwirken.  Auch  ist  weiter  nicht  zu  über- 
sehen, dass  selbst  die  genaueste  Feststellung  der  Statuten  schwin- 
delhafte Creditgewährungen  nicht  unbedingt  verhindern  kann,  in- 
dem die  Beurtheilung  der  Zahlungsfähigkeit  der  Unterzeichner 
von  Wechseln,  der  Sicherheit  und  Verkauflichkeit  der  Werthpa- 
piere und  Waaren,  welche  als  Faustpfander  dienen,  und  manches 
Andere  von  subjectivem  Ermessen  abhängt,  und  nicht  durch  ob- 
jective  Normen  geregelt  werden  kann.  Es  ist  desshalb  nothwen- 
dig, dass  die  Regierung  bei  einer  Zettelbank  in  ihrer  Controle 
einen  Schritt  weiter  geht,  als  bei  den  oben  bezeichneten  Gesell- 
schaften und  Vereinen.  Dabei  muss  man  sich  aber  vor  Allem 
bewusst  sein,  wie  weit  eine  wirksame  Controle  nicht  bloss  noth- 
wendig, sondern  auch  nützlich  ist. 

Fasst  man  zunächst  die  Verwaltungsorgane  ins  Auge,  so 
kann  natürlich  nicht  davon  die  Rede  sein,  die  Bestellung  der- 
selben der  Regierung  zu  überlassen,  da  es  sich  um  die  Organe 
einer  Gesellschaft  handelt,  deren  Interessen  zunächst  von  ihr  zu 
wahren  sind.  Dagegen  würden  wir  es  ftir  ganz  angemessen 
halten,  wenn  die  Regierung  bezüglich  desjenigen  Organes,  welches 
die  Verwaltung  zunächst  leitet,  der  Direction,  ein  Einsprache- 
recht  in  der  Form  einer  Bestätigung  derselben  sich  vorbehalten 
würde,  da  es  von  allgemeinem  Interesse  ist,  dass  hiezu  nur  solche 
Männer  berufen  werden,  welche  allgemeines  Vertrauen  gemessen 
und  verdienen. 

Sodann  wären  die  von  den  Directoren  und  den  Mitgliedern 
des  Verwaltungsraths  zu  leistenden  Cautionen  von  den  Gerichten 
in  Verwahrung  zu  nehmen  und  zu  behalten,  bis  solche  nach  den 
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Bankstatuten  auszufolgen  und  etwaige  Einsprachen  der  Regierung 
dagegen  gehoben  sind.  f 

In  Absicht  auf  die  Verwaltung  im  Allgemeinen  wird  so- 
i     dann  der  Bank  ein  besonderer  Regierungskommissär  beizugeben 
,     und  derselbe  zu  beauftragen  sein,  den  Versammlungen  desVer- 
,     waltungsraths  und  der  Generalversammlung  derActionäre  beizu- 
,     wohnen,  auch  wird  ihm  das  Recht  einzuräumen  sein,  an  den 
Berathungen,  ohne  Recht  der  Abstimmung ,  nach  allen  Richtungen 
Theil  zu  nehmen,  und  von  den  Geschälten  und  dem  Stande  der 
,     Bank  Einsicht  zu  nehmen.  Dabei  wird  seine  Controle  aber  imtner- 
,     hin  nur  darauf  gerichtet  sein  können,  ob  die  Verwaltung  den 
formellen  Vorschriften  der  Statuten  entspricht  und  ob  nicht  wirk- 
liche Verschuldungen  derselben  vorkommen.    Wollte  man  weiter 
gehen,  und  ihm  auch  eine  materielle  Prüfung  der  Verwaltung 
(     einräumen,  so  würden  dadurch  die  Verwaltungsorgane  in  ihrer 
f     Verantwortlichkeit  erleichtert,  und  solche  auf  die  Regierung  über- 
nommen, ohne  dass  diese  doch  in  der  Lage  wäre,  die  Verwal- 
tung wirklich  zu  führen.  Man  wird  sich  desshalb  hüten  müssen, 
den  Regierungskommissär  zu  sehr  in  die  gewöhnliche  Verwaltung 
eingreifen  zu  lassen,  was  nur  zu  Missständen  führen  würde. 
Namentlich  wird  demselben  als  blossem  Delegirten  der  Regierung 
kein  Recht  der  Genehmigung  eines  Aktes  der  Verwaltung,  son- 
dern nur  ein  Recht  der  Einsprache  zum  Zwecke  der  Einholung 
der  Entscheidung  der  Regierung  zu  übertragen  sein. 

Wenn  so  aller  Grund  vorhanden  sein  dürfte,  in  die  Ver- 
waltung der  Bank  im  Allgemeinen  nicht  einzugreifen,  so  sind 
doch  einzelne  wichtige  Akte  derselben  von  der  Art,  dass  uns 
noth wendig  scheint,  eine  besondere  Mitwirkung  der  Regierung 
hiefür  festzusetzen. 

Zu  diesen  Akten  gehört  zunächst  die  Berechnung  des  Rein- 
ertrags (die  Bilanz)  und  die  Verkeilung  desselben  durch  Fest- 
•  Stellung  der  Dividende.    Hier  sind  collidirende  Interessen  der 


Actionäre  und  der  Gläubiger  vorhanden,  und  es  wird  desshalb 
geboten  sein,  dass  die  Bilanz  und  die  Festsetzung  der  Dividende 
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nolen.  Auch  hier  wird  eine  Regierungscontrole  in  Absicht  auf 
die  Form,  Stückelung  und  Zahl  der  anzufertigenden  Noten  not- 
wendig sein.  Dabei  wird  aber  zu  vermeiden  sein,  dass  diese 
Controle  nicht  in  der  Form  der  Unterschrift  eines  Organs  der 
Regierung  erfolgt,  um  nicht  den  Banknoten  den  Scheiu  eines  von 
der  Regierung  oder  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  ausgegebenen 
VVerthzeichens  zu  verleihen. 

Eben  so  wichtig  ist  aber  auch  die  Ausgabe  der  Banknoten, 
sowie  die  Fürsorge  für  die  statutenmassige  Deckung  der  Noten, 
sowie  der  Depositen,  und  die  Erhaltung  der  Girobestände. 

Soweit  die  Deckung  durch  Baarbestände  zu  erfolgen  bat, 
halten  wir  für  noth wendig,  dass  die  Controle  in  der  Weise  er- 
folgt, dass  der  zur  Deckung  der  Noten,  der  Depositen  und  der 
Girodepositen  dienende  Baarvorratb  und  die  Notenreserve  d.  h. 
die  nicht  im  Umlaufe  befindlichen  Noten  unter  Mitverschluss  des 
Regierungskommissärs  sich  befinden,  welcher  für  die  Erhaltung 
der  stalutenmässigen  Deckung  durch  Baarbestände  mit  verant- 
wortlich zu  machen  wäre. 

Dagegen  wird  die  weitere  Deckung  auf  den  Grund  der  der 
Regierung  in  kurzen  Zeitabschnitten  zu  übergebenden  Ausweise 
über  den  Stand  der  Verwaltung  sich  prüfen  lassen. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  endlich,  wie  schon  wieder- 
holt  berührt  wurde,  die  Festsetzung  des  Bankzinsfusses,  indem 
hier  die  Interessen  der  Noteninhaber  mit  denen  des  Credit  suchen- 
den Handelsstandes,  dessen  Einfluss  auf  die  Bankverwaltung  sich 
stets  geltend  machen  wird,  häufig  collidiren.  Es  könnte  sich  fra- 
gen, ob  nicht  diese  Festsetzung  wenigstens  unter  gewissen  Um- 
ständen von  der  Genehmigung  der  Regierung  abhängig  zu  ma- 
chen wäre,  etwa  dann,  wenn  derselbe  unter  einen  gewissen 
Procentsalz  herabgesetzt  werden  will.  Allein  gegen  eine  solche 
Maassregel  ist  sehr  Vieles  zu  erinnern.  Einmal  kann  es  sich  in 
manchen  Fällen  nicht  bloss  um  Verhinderung  einer  ungerecht-  • 
fertigten  Herabsetzung  oder  einer  zu  raschen  und  starken 
Erhöbung  des  Bankzinsfusses,  sondern  auch  darum  handeln,  zu 
einer  Veränderung  den  bestimmten  Anstoss  zu  geben.  Sodann 
aber  würde  eine  solche  Bevormundung  der  Bank,  wenn  sie  die 
Regel  bilden  würde,  eine  Einmischung  der  Regierung  in  die 
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Bankverwaltung  mit  sich  bringen ,  welche  jener  eine  grosse 
Verantwortlichkeit  aufbürden  würde,  die  sie  sowohl  den  Actio- 
nifren,  als  dem  Publikum  und  dem  Handeisstande  gegenüber  nicht 
Ubernehmen  kann,  ohne  sich  vielfachen  Vorwürfen  auszusetzen. 
Es  wird  sich  darum  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  der 
oben  aus  andern  Gründen  entwickelte  Vorschlag  rechtfertigen, 
durch  Erhöhung  des  Baarfonds  zur  Deckung  der  Noten  und  De- 
positen zu  bewirken,  dass  das  eigene  Interesse  der  Actionttre  und 
ihrer  Vertreter,  der  Bankverwaltung,  einer  zu  starken  Herabsetzung 
des  Disconto  entgegensteht,  und  auf  eine  Erhöhung  dessetben 
i     hinwirkt,  und  nur  in  dem  ausserordentlichen  Falle  der  Regierung 
einen  Einfluss  hierauf  vorzubehalten,  wenn  vorübergehend  von 
ihr  die  Verminderung  des  Baarfonds  unter  das  gewöhnliche  Mi- 
nimum zugelassen  wird.    In  diesem  Falle  wird  die  Einwirkung 
i     der  Regierung  sowohl  unmittelbar,  als  mittelbar  —  wegen  der 
i     darin  Tür  die  Bankverwaltung  liegenden  Beschränkung  ihrer  Be- 
i     fugnisse  —  eine  beschleunigte  Rückkehr  zu  dem  regelmässigen 
Stande  des  Baarfonds  zur  Folge  haben,  was  ganz  im  allgemeinen 
\     Interesse  begründet  ist. 

|  Endlich  wird  es  nothwendig  sein,  neben  Ertheflung  sach- 

dienlicher Vorschriften  für  Fälle  grösserer  Einbusse  am  Actien- 
capital  und  der  Feststellung  der  Voraussetzungen  einer  nothwendig 
i  werdenden  Liquidation  der  Regierung  das  Recht  vorzubehalten, 
,  die  Genehmigung  der  Bank  wegen  groben  Missbrauchs  ihres 
Rechtes  ohne  Entschädigung ,  oder  aus  überwiegenden  Gründen 
des  Gemeinwohls  gegen  Ersatz  des  wirklichen  Schadens  und  des 
entgangenen  Gewinns  wieder  aufzuheben 

Nachdem  wir  in  dem  Vorstehenden  die  Gesichtspunkte  er- 
örtert haben,  welche  uns  bei  Concessionirung  einer  Zeltelbank 
für  Württemberg  maassgebend  scheinen,  haben  wir  noch  zwei 
Einwendungen  zu  beleuchten,  welche  uns  von  entgegengesetztem 
Standpunkte  aus  gemacht  werden  dürften,  nämlich : 

1)  die  von  uns  bezeichnete  Bank  sei  in  ihren  Befugnissen  zu 
sehr  beschränkt,  um  neben  den  conkurrirenden  Zettelbanken 
Deutschlands  bestehen  zu  können; 

1)  Vgl.  Entwurf  einet  HandelffeeeUbucha  für  die  preaaiiicbeit  Staaten 
Art.  185.  186. 
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2)  es  werden  eben  wieder  weitere  Banknoten  bis  zum  Betrage 
von  6  Mi  II.  Gulden  in  Deutschland  geschaffen,  und  die  schon 
bestehende  Ueberschwemmung  mit  Papierzetteln  vermehrt, 
ohne  Aussicht  auf  eine  Verminderung  nach  der  anderen  Seite. 
Fasst  man  zunächst  den  ersleren  Punkt  ins  Auge,  so  ist  es 
nothwcndig,  sieb  die  wesentlichen  Funkte  der  von  uns  gemach' 
ten  Vorschlüge  zu  vergegenwärtigen  und  solche  mit  den  Statuten 
anderer  Zettelbanken  zu  vergleichen    Jene  Punkte  sind  : 

1)  Die  Bank  darf  nicht  mehr  Banknoten  ausgeben,  als  bis  zu 
dem  Betrage  von  3  HUI.,  höchstens  6  Mill.  Gulden; 

2)  es  dürfen  keine  kleineren  Noten  ausgegeben  werden,  als 
im  Betrage  von  35  Gulden; 

3)  von  den  umlaufenden  Noten  soll  stets  die  Hälfte  durch 
Baarvorräthe  gedeckt  sein; 

4)  es  müssen  bei  der  Bank  discontirte  Wechsel  bis  zum  Be- 
trage von  zwei  Drittheilcn  der  umlaufenden  Noten  zur  wei- 
teren Deckung  derselben  vorhanden  sein; 

5)  der  Gesammtbetrag  der  zulässigen  (Schuld-)  Depositen  der 
Bank  darf  in  der  Regel  den  Betrag  des  eingezahlten  Actien- 
capitals  nicht  übersteigen; 

6)  von  den  Depositen,  welche  der  Bank  auf  nicht  länger  als 
drei  Monate  anvertraut  werden,  sind  drei  Sechslheile  baar 
vorräthig  zu  halten ; 

7)  weitere  drei  Sechstheile  sind  durch  Wechsel  und  kurz- 
zeitige Lombardforderungen  zu  decken ; 

8)  die  Bank  ist  nur  zu  kurzzeitigen  Discont-  und  Leihge- 
schäften ermächtigt,  und  der  Betrag  der  von  ihr  für  die 
Gesellschaft  anzukaufenden  Werthpapiere  darf  ein  Viertheil 
des  eingezahlten  Actiencapitals  nicht  übersteigen. 

Vergleicht  man  hiemit  z.  B.  die  Bestimmungen  der  den  22.  Juli 
1856  genehmigten  Hannoverschen  Bank,  so  finden  sich  hier  fol- 
gende Abweichungen: 

1)  Die  auszugebenden  Banknoten  dürfen  den  Gesammtbetrag 
des  —  auf  12  Mill.  Thlr.  festgesetzten  —  einbezahlten 
Grundkapitals  und  des  Reservefonds  nicht  übersteigen; 

2)  die  Anzahl  der  auf  weniger  als  20  Thlr.  das  Stück  lauten- 
den Banknoten  unterliegt  der  Genehmigung  der  Regierung ; 
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3)  von  den  umlaufenden  Noten  muss  stets  ein  Drittheil  durch 
Baarvorräthe  gedeckt  sein; 

4)  bis  zum  Betrag  von  weiteren  zwei  Drittheilen  müssen  die 
Noten  durch  leicht  realisirbare  Valuten  gedeckt  sein; 

5)  der  Betrag  der  aufzunehmenden  Depositen  ist  nicht  be- 
schränkt; auch 

6)  und  7)  eine  besondere  Deckung  Tür  solche  nicht  vorgesehen; 
8)  der  Ankauf  von  Werthpapieren  ist  nichl,  und  es  sind  nur 

kurzzeitige  Leihgeschäfte  zugelassen. 
Es  ist  anzuerkennen,  dass  diese  Vorschriften,  welche  zu 
den  strengsten  der  bestehenden  Statuten  gehören,  weniger  streng 
sind,  als  die  vorgeschlagenen.  Auch  ist  begreiflich,  dass,  wenn 
Banken  mit  weniger  strengen  Vorschriften  in  Absicht  auf  die 
Hallung  von  Baarvorrälhen  das  statutenmäßige  Minimum  zur  Grund- 
lage ihrer  Verwaltung  machen,  sie  pecuniür  günstigere  Resultate 
erzielen  können,  als  eine  Bank,  welche  sich  in  den  von  uns  vor- 
geschlagenen Schranken  zu  bewegen  genöthigt  ist.  Auf  der  ande- 
ren Seite  ist  aber  anzuführen,  dass  nicht  nur  manche  Creditinstitute 
ohne  Notenausgabe  so  günstige  Resultate  erzielt  haben,  dass  sich 
eine  Betheiligung  bei  denselben  durch  Actienzeichnung  wohl  ge- 
lohnt hat,  sondern  dass  z.  B.  die  bayerische  Hypotheken-  und 
Wechselbank,  welche  im  Jahre  1856  eine  Dividende  von  7  Pro- 
cent (einschliesslich  der  Zinsen)  zu  vertheilen  vermocht  hat,  sich 
in  Absicht  auf  die  Deckung  ihrer  Noten  und  Zinsen  in  Verhält- 
nissen bewegte,  welche  von  den  vorgeschlagenen  wenig  abweichen. 
Es  betrugen  nämlich  bei  derselben  im  Jahre  1856: 

di»«»l«ifeo-      n  di«  B«tr-        Weekwt-        Lombard-  .B..mm.B- 

dcnNoUn:   °,ei'«lM,»,«D  •        ,mnn'       beMftntl«:  bettÄndt:  roH*run?en: 

Thlr.        Thlr.         Thlr.         Thlr.         Thlr.         Thlr.  Thlr. 
4,571,428  2,259,094  6,820,522  2,999,86  t  3,774,185  4,464,935  11,248,971 

Hiezu  kommt,  dass  der  Notenschuld  von  4,571,428  Thlr.  ein 
eingelegtes  Grundcapital  von  11,428,571  Thlr.  zur  Seite  steht, 
und  Noten  und  Depositen  im  Betrage  von  6,820,522  Thlr.  weit 
hinter  jenem  zurückstehen,  auch  diese  Bank  noch  in  Grundstücken 
901,182  Thlr.  und  in  Hypotheken forderungen  9,269,836  Thlr.  be- 
sitzt, endlich  eine  Reserve  von  857,143  Thlr.  hat.  Rechnet  man 
überhaupt  die  Schulden  dieser  Bank  an  Noten,  Depositen  und 
Contokurrenten  zusammen,  so  ergibt  sich  ein  Passivstand  von 
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8,762,918  Thlr.,  welchem  ein  Activstand  von  21,310,214  Th!r. 
(worunter  10,024  Thlr.  Mobiliar-Einrichtung)  gegenübersteht,  so 
dass  eine  weit  mehr  als  zweifache  Deckung  vorhanden  ist.  Jeden- 
falls aber  sind  wir  der  Ansicht,  dass  Vorkehrungen,  wie  die  vor- 
geschlagenen, welche  zwar  die  Dividenden  der  Actionare  schmä- 
lern, aber  nur  im  allgemeinen  Interesse  des  Landes,  Einrichtungen 
vorzuziehen  sind,  welche  darauf  berechnet  sind,  bei  möglichst 
freier  Bewegung  der  Bank  einen  Theil  ihres  Gewinns  der  Slanls-  | 
kasse  zuzuwenden. 

Wenden  wir  uns  zu  der  zweiten  Einwendung,  welche  aus 
der  Masse  der  in  Deutschland  cirkulirenden  papiernen  Werthzeichen 
entnommen  werden  könnte,  so  kann  es  sich  natürlich  nicht  wohl 
darum  handeln,  wie  etwa  eine  zu  errichtende  Bank  Einrichtungen 
treffen  könnte,  um  das  umlaufende  Slaatspapiergeld  fremder  Staa- 
ten, sowie  die  von  Eisenbahn-  und  sonstigen  Actiengesellschaften 
und  von  Corporationen  ausgegebenen  unverzinslichen  Werthzei- 
chen zu  vermindern,  sondern  es  kann  nur  die  Frage  entstehen, 
ob  nicht  bei  einer  solchen  Bank  Einrichtungen  getroffen  werden 
können,  welche  zugleich  auf  eine  Verminderung  des  Betrags  oder 
der  Nachtheile  der  umlaufenden  Banknoten  hinwirken  würden. 

Fassen  wir  die  Nachtheile,  welche  sich  aus  der  grossen 
Masse  der  Banknoten  ergeben,  näher  ins  Auge,  so  bestehen  solche 
im  Wesentlichen  darin,  dass  durch  dieselben  unter  Umständen 
ein  Theil  des  umlaufenden  Metallgelds  aus  dem  Lande  gedrängt 
wird,  dass  Werlhzeichen  umlaufen,  welche  an  den  inländischen 
Cassen  nicht  unbedingt  einlösbar  sind,  und  die  in  Absicht  auf  die 
Aechtheit  um  so  schwerer  zu  erkennen  sind,  je  grösser  ihre 
Mannigfaltigkeit  ist,  und  dass  endlich  möglicher  oder  wahrschein- 
licher Weise  auch  schlechte  Werthzeichen  umlaufen,  die  unter 
Umständen  auch  an  ihren  Emissionsorten  nicht  eingelöst  werden 
können. 

Dass  eine  in  Württemberg  zu  errichtende  Bank  direct  diesen 
aus  der  grossen  Masse  umlaufender  Werlhzeichen  sich  ergebenden 
Nachtheilen  nicht  begegnen  kann,  dass  diess  vielmehr  theil— 
weise  nur  durch  Maassregeln  der  Regierungen  möglich  ist,  be- 
darf wohl  keiner  Begründung :  auf  der  andern  Seite  aber  möch- 
ten wir  behaupten,  dass  die  Regierung  nur  dann  im  Stande  ist, 
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diesen  Nachlheilen  mit  Erfolg  zu  begegnen,  wenn  eine  solide 
Zettelbank  in  Württemberg  besteht. 

Allerdings  kann  durch  Regierungsmaassregeln  der  zulässige 
Minimalbetrag  der  auszugebenden  Banknoten,  das  statutenmäßige 
Verhältniss  der  Noten  zu  dem  eingezahlten  und  vorhandenen 
Grundcapital,  die  statutenmassige  Deckung  der  Noten  und  Depo- 
siten durch  Baarbestande  und  Forderungen  in  ähnlich  sichernder 
Weise,  wie  wir  es  vorgeschlagen,  bestimmt,  es  können  periodische 
Veröffentlichungen  der  Bankausweise  und  Visitationen  der  Banken 
angeordnet  werden.  Allein  damit  ist  noch  keineswegs  das  Wich- 
tigste erreicht.  Die  Vorschriften  der  Bankstatuten  und  die  Ein- 
haltung dieser  Vorschriften  an  und  für  sich  bilden  noch  keine 
absolute  Garantie  für  die  Solidität  einer  Bank;  die  Wecbselbe- 
slände  können  in  statutenmassigem  Betrage  mit  den  vorgeschrie- 
benen Unterschriften  versehen  und  doch  in  kritischen  Zeiten  nicht 
realisirbar,  die  stete  Einlosbarkeit  der  Noten  vorgeschrieben,  aber  * 
durch  den  Ort,  wo  die  Bank  sich  befindet,  so  beschränkt,  durch 
Manipulationen  der  Verwaltung  z.  B.  Zahlung  in  lauter  kleinen 
Münzen  u.  dgl.  so  gehindert  sein,  dass  sie  keinen  practischen 
Werth  hat 

Wie  verschieden  die  wirklichen  Verhältnisse  von  dem  sind, 
was  durch  Statuten  geregelt  werden  kann,  zeigen  folgende  Notizen: 
Die  bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank  ist  slatutenmässig 
verpflichtet,  ein  Viertbeil  ihrer  Noten  durch  Baarbestande,  drei 
Viertheile  durch  leicht  realisirbare  Werthe  zu  decken,  und  diese 
Vorschrift  stimmt  ganz  Übereid  mit  der  Vorschrift  des  Statuts  der 
im  vorigen  Jahre  zu  Sondershausen  gegründeten  Thüringischen 
Bank  '} 

Die  wirklichen  Betrage  zu  Ende  des  Jahres  1856  waren  aber 
folgende: 

Not««:  Baarboliade:  Wceb*«>:  LnmbjrJ-  MUSBBM: 

bei  der  beyr.  H.-  D.W. -Bank :  hNamafMi 

4,571,438  Thlr.  2,999,861  Thlr.  3,774,1 75  Thlr.  4,464,935  Thlr.  11,248,971  Thlr. 

bei  der  Thüringischen  Bank : 

2,120,000  .      545,239  B    2,458,132   „      224,923  „      3,227,294  . 


1)  HQbner,  die  Banken.  2.  Tbl.  S.  27.  Hübner,  Jahrbuch  für  Volka- 
wünhfcbüfl  und  S  tat  Uli*.  1857.  5.  196 
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Wahrend  bei  der  bayerischen  Hypotheken-  und  Wechsel -Bank 
der  Barbestand  die  Hälfte  der  umlaufenden  Noten  ansehnlich 
überstieg,  stand  er  bei  der  Thüringischen  Bank  nahe  an  der  un- 
tersten Grenze  des  Erlaubten. 

Diesen  V erhältnissen  kann  unseres  Erachtens  nur  dann  Rech- 
nung getragen  werden,  wenn,  wie  sonst  schon  vorgeschlagen 
wurde,  zwischen  den  soliden  deutschen  Notenbanken  Verein- 
barungen getroffen  werden,  welche  dahin  gerichtet  sind,  dass 
die  Banken  gegenseitig  ihre  Noten  bei  Zahlungen  voll  annehmen, 
und  die  in  solcher  Weise  eingehenden  Noten  von  Zeit  zu  Zeit 
umtauschen,  beziehungsweise  durch  Baarzahlungcn  ausgleichen, 
und  wenn  hiedurch  und  durch  gleichzeitige  Regierungsmaassregeln 
die  weniger  soliden  Zettelbanken  zur  Einschränkung  oder  Auf- 
lösung ihrer  Geschäfte  oder  zur  Verschmelzung  mit  soliden  Ban- 
ken gedrängt  werden. 

Eine  solche  Verbindung  wenigstens  der  bedeutenderen  deut- 
schen Banken  würde  wesentliche  Vortheile  im  Gefolge  haben; 
sie  würde  eine  gewisse  gegenseitige  Controle  unler  den  Banken 
herbeiführen,  und  jede  zur  Vorsicht  in  ihren  Operationen  und  in 
der  Notenausgabe  veranlassen;  es  würde  ferner  die  Folge  ein- 
treten, dass  nur  mit  solchen  Banken  eine  Verbindung  eintreten 
würde,  die  an  Orlen  bestehen,  zwischen  denen  ein  lebhafterer 
Verkehr  stattfindet,  und  die  geeignet  scheinen,  die  Geschäfte  ge- 
genseitig auszugleichen;  endlich  würde  hieraus  für  die  kleineren 
Banken  die  Noth wendigkeit  zur  Verschmelzung  miteinander  oder 
mit  grösseren  Instituten  sich  ergeben. 

Gerade  eine  solche  sehr  wünschenswerte  Verbindung  der 
Banken  setzt  nun  aber  wesentlich  voraus,  dass  in  oder  für 
Württemberg  eine  solide  Notenbank  besteht,  d.  h.  dass 
eine  zu  einer  solchen  Verbindung  geeignete  Bank  diejenigen 
Operationen  für  unser  Land  übernimmt,  welche  den  Banken  im 
Verkehrsleben  zukommen.  Dass  hiezu  aber  weder  die  bayerische 
Hypotheken- und  Wechselbank,  noch  die  Frankfurter  Bank,  noch 
die  Darmstädter  Bank  ftkr  Süddeutschland  geeignet  ist,  oder  mit 
andern  Worten,  dass  wir  das  Centrum  unseres  Verkehrs  nicht  in 
München  oder  Darmstadt,  und  auch  nicht  in  Frankfurt  zu  suchen 
haben,  diess  wird  wohl  so  wenig  eines  besonderen  Beweises  be- 
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dürfen,  als  dass  es  nicht  in  Berlin,  Hannover  oder  Cöln  liegen 
kann  und  wir  werden  so  wieder  auf  die  Notwendigkeit  der  Er- 
richtung einer  einheimischen  Bank  mit  dem  Sitze  in  Stuttgart  und 
mit  Filialen  und  Agenturen  in  den  gewerbsameren  Städten  des 
Landes  hingeführt,  einer  Bank,  welche  mit  den  Banken  in  Mün- 
chen, Berlin,  Leipzig,  Frankfurt,  Hannover  in  Verbindung  zu 
treten  hätte,  um  gegenseitig  die  Einlösung  und  den  Austausch 
der  Noten  und  sonstige  für  eine  Vereinbarung  dienende  Geschäfte 
zu  Ubernehmen. 

Soll  nun  aber  und  kann,  diess  ist  noch  zu  erörtern,  eine 
solche  Verbindung,  welche  natürlich  kündbar  sein  müsste,  da  sie 
mittelbar  eine  Haftung  für  die  Einlösung  der  Noten  der  anderen 
Banken  enthalt,  nicht  noch  weiter  zu  einer  förmlichen  Ver- 
schmelzung verschiedener  Banken  fortgeführt  werden?  Fasst 
man  diese  Frage  etwas  näher  ins  Auge,  so  ist  begreiflich,  dass 
es  mit  den  misslicbsten  Folgen  verknüpft  wäre,  wenn  jeder  der 
deutschen  Staaten  eine  oder  mehrere  Zettelbanken  besitzen  würde, 
und  es  ist  bekanntlich  schon  jetzt  einer  der  hauptsächlichsten 
Misstände  der,  dass  in  kleinen  Orten  ohne  Verkehr  solche  Ban- 
ken errichtet  und  mit  der  Befugniss  zur  Ausgabe  von  Millionen 
von  Noten  ausgestattet  worden  sind.  Es  kann  darum  nur  ge- 
billigt werden,  wenn  solide  Banken  in  grösseren  Handelsplätzen 
ihre  Geschäfte  über  benachbarte  Gebiete  ausdehnen,  oder  Ver- 
schmelzungen kleinerer  benachbarter  Institute  zu  Stande  kommen, 
welche  in  sehr  verschiedener  Weise  ausführbar  sind. 

So  sehr  nun  solche  Vereinbarungen  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  sich  empfehlen,  so  stehen  ihnen  doch  unter 
bestimmten  Verhältnissen  erhebliche  Anstände  und  Bedenken  ent- 
gegen. Wenn  einer  solchen  Vereinbarung  etwa  die  Folge  ge- 
geben werden  wollte,  dass  vereinigte  Banken,  welche  in  zwei 
verschiedenen  Münzgebieten  ihren  Silz  haben,  ihre  Noten  auf 
beide  Landeswährungen  ausgeben  wollten,  so  würde  einer  sol- 
chen Absicht  innerhalb  des  Gebiets  des  Münzverlrags  vom  24.  Jan. 
1857  die  Bestimmung  des  Art.  22  dieses  Vertrags  entgegen 
stehen,  wonach  derartige  Werthzeichen,  deren  Ausgabe  von  einer 
unter  der  Autorität  eines  der  contrahirenden  Staaten  stehenden 
Anstalt  erfolgt,  nur  in  der  gesetzlich  bestehenden  Landeswährung 
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ausgegeben  werden  dürfen,  so  dass  z.  B.  in  Württemberg  die 
Ausgabe  von  Banknoten  im  Thalerfusse  wenn  auch  neben  dem 
Landesmünzfusse  unzulässig  wäre. 

Ein  wichtigeres  Bedenken  schiene  uns  aber  noch  darin  zu 
liegen,  wenn  etwa  einer  solchen  Vereinbarung  die  Folge  gegeben 
werden  wollte,  dass  der  Ort  der  Einlösung  der  Noten  in  das 
Gebiet  eines  fremden  Staates  verlegt  werden  wollte.  Die  Tren- 
nung des  Einlösungsortes  d.  h.  desjenigen  Ortes,  an  welchem 
eine  Notenbank  ihren  Verpflichtungen  gegen  die  Noteninhaber 
nachzukommen  schuldig  ist,  von  dem  Sitze  der  Verwaltung,  wo 
die  Bank  ihren  ordentlichen  Gerichtsstand  hat,  scheint  uns  we- 
nigstens dann,  wenn  diese  Orte  in  verschiedenen  Staaten  liegen, 
unthunlich,  indem  sie  die  Bank  unter  eine  doppelte  Gerichtshoheit 
stellen  und  dem  Staate,  in  dem  der  Sitz  der  Verwaltung  liegt, 
die  Möglichkeit  entziehen  würde,  die  gegen  die  Bank  ergehenden 
gerichtlichen  Erkenntnisse  an  dem  Hauptvermögensobjekte  der 
Bank  zu  vollziehen ;  es  würden  die  Inhaber  von  Banknoten,  welche 
mit  Genehmigung  des  die  Concession  erlheilenden  Staates  inner- 
halb seines  Gebietes  ausgegeben  werden,  bezüglich  ihrer  An- 
sprüche auf  Bezahlung  an  die  Gerichte  eines  fremden  Landes 
gewiesen  d.  h.  der  Staat  würde  seinen  eigenen  Landesangehörigen 
seinen  Rechtsschutz  in  Absicht  auf  Ansprüche  entziehen,  welche 
in  Folge  einer  von  ihm  autorisirten  Handlung  für  sie  begründet 
werden. 

Dieses  Bedenken  scheint  uns  so  bedeutend,  dass  wir  eine 
Vereinbarung,  welche  die  Verpflichtung  zur  Einlösung  von  Noten, 
welche  von  einer  in  Württemberg  zu  gründenden  Bank  ausge- 
geben werden,  an  einen  Ort  ausserhalb  des  Staatsgebiets  ver- 
legen würde,  für  durchaus  unthunlich  erachten  müssen. 
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Die  Landwirthschaftspflege  im  Königreiche  Sachsen. 


Von  dem  Generalsekretär  der  landwirtschaftlichen  Vereine  des  König« 
reiches  Sachsen,  geheimen  Regiertingsrathe  Dr.  Beuningist  unter  dem  Titel: 
„Die  Entwicklung  der  Sächsischen  Landwirtschaft  in  den  Jahren  1845-54 tt 
eine  Arbeit  veröffentlicht  worden  (Dresden,  Schonfeld'sehe  Buchhandl.  1856. 
220  S.),  welche  am  so  grössere  Bcachtang  verdient,  als  der  Verf.  mit  voller 
Sachkunde  und  aus  lebendiger  Anschauung  einen  Gegenstand  behandelt  hat, 
welchem  seine  ersprieslicbe,  auch  über  die  Grenzen  Sachsens  hinauf  aner- 
kannte and  gewürdigte  amtliche  Thatigkeit  gewidmet  ist. 

Es  besteht  diese  Arbeit  in  einem  Berichte,  welchen  Reuning  dem  kgl. 
sächsischen  Ministerium  des  Innern  im  Mira  lo55  erstattet  und  vor  dem  Drucke 
noch  einmal  überarbeitet  hat.  ' 

Der  Inhalt  ist  durchweg  belehrend  und  anregend,  nur  ganz  ausnahms- 
weise sind  wir  auf  Aeusserungen  and  Vorschlage  gestossen,  welche  zu  po- 
lemischen Erörterungen  Anlass  geben  könnten;  au  bedauern  haben  wir  bloss, 
da*s  die  Lektüre  nicht  selten  durch  die  Coostruction  langer  und  verwickelter 
Perioden  erschwert  wird  und  dass  überhaupt  die  Darstellung  dem  gediege- 
nen Inhalte  des  Werkes  nicht  ganz  entspricht.  Doch  wir  müssen  uns  hier 
einer  eingehenden  Kritik  enthalten,  da  Recensionen  von  dieser  Zeitschrift 
ausgeschlossen  sind;  ohnehin  liegen  ausserhalb  des  Rayons  der  letzteren  die- 
jenigen Partien  des  Werks,  welche  das  Detail  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes betreffen. 

Wohl  aber  dürfen  wir  von  dem  Reuoing'schen  Berichte  Veranlassung 
nehmen,  aus  dem  Standpunkte  der  Volkswirlbschaftspolitik  in  aller  Kürze 
tu  resumiren,  was  im  Königreiche  Sachsen  in  der  neuesten  Zeit  zur  Pflege 
und  Förderung  der  Landwirlhschaft  geschehen  ist,  woran  wir  hier  und  da 
unsere  Bemerkungen  und  Betrachtungen  knüpfen  werden. 

Die  wichtigste  Aufgabe  der  Agrikullurpolitik  ist,  wie  auch  Reuning 
anerkennt,  die  Beseitigung  der  Hindernisse,  welche  der  freien  Bewickelung 
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der  Landwirtschaft  und  der  Erlangung  und  Erhaltung  des  Wohlstände?  der 
Landwirthc  entgegenstehen;  erst  in  zweiter  Linie  stehen  die  Maassregeln, 
welche  direkt  die  Cultur  zu  fördern  bezwecken ;  letztere  können  wenig  oder 
nichts  nützen,  wenn  jene  Hindernisse  (Zehnten,  Frohndienste,  Servituten, 
Flurzwahg  etc.)  bleiben.  Die  sächsische  Agrargesetzgebung  hat  etwas  spät 
(hauptsachlich  in  den  dreissiger  Jahren)  sich  gerührt,  dann  aber  umsichtig 
und  vollständig  und,  so  weit  es  sich  um  die  Auseinandersetzung  von  Berech- 
tigten und  Pflichtigen  handelte,  gerecht  für  beide  Parteien  ihre  Aufgabe  gelöst. 
Mit  Hülfe  der  vortrefflichen  Landrentenbank  ist  das  Ablüsungswesen  jetzt  so 
gut  wie  beendet.  Das  Gesetz  über  Theilung  der  Gemeinheiten  hat  seinen 
Zweck  gleichfalls  erreicht,  indem  manche,  früher  unproduktive  Fliehen  für 
die  Kultur  gewonnen  worden  sind.  Doch  ist  dasselbe  von  nicht  so  grosser 
Bedeutung  für  Sachsen,  ajs  für  manche  andere  Länder  gewesen,  weil  dort 
nicht  viele  Gemeinheiten  von  grösserem  Umfange  sich  vorfanden  Wir  ver- 
mutben,  das«  dieser  Mangel  an  Gemeinheiten  in  den  meisten  Gegenden 
Sachsens  nicht  das  ursprüngliche  Verhältnis*  gewesen,  sondern  dass  die  Ge- 
meinheiten im  Laufe  der  Jahrhunderte  durch  successive  Ausheilungen  nach 
Bescbluss  der  Interessenten  vor  aller  legislativer  Einwirkung  vermindert 
worden  sind.  Hieraus  erklären  wir  uns  auch  die  zahlreichen  walzenden  (frei- 
theilbaren) Grundstücke  auf  sachsischen  Feldmarken  neben  dem  nntheilbaren 
bauerlichen  Grundbesitz  auf  denselben  Feldmarken.  Die  Grundsteuern  ruheten 
auf  den  Complexen  der  ursprünglichen  primitiven  Aecker  und  Wiesen,  die 
eben  desshalb  geschlossen  waren,  die  Gemeinheiten  waren  steuerfrei  und 
es  ward  daher  nicht  für  nöthig  gehalten,  die  nach  der  Auftheilung  daraus 
entstandenen  Parzellen  den  allen  Hufen-Ländereien  zu  inkörporiren.  -  Zu 
bedauern  aber  ist,  dass  GemeinheiUtheilungen  und  Zusammenlegungen  nicht 
immer  Hand  in  Hand  gegangen  sind. 

Das  Zusammenlegungsgesetz  von  lb34  hat  schon  gute  Früchte  getragen 
und  wird  noch  weiter  wirken.  Bis  Ende  1854  wurden  469  Feldmarken 
regulirt,  und  zwar 

im  Kreisdirektionsbezirke  Dresden  66  =  6,29  Proc. 

„  Leipzig  372  =  37,6  „ 

„  „  Bautzen    31  =  4,95  „ 

der  gesammten  Fluren  eines  jeden  Bezirkes;  dagegen  nicht  eine  einzige  im 
Kreisdirektionsbezirk  Zwickau,  was  sich  theils  daraus  erklärt,  dass  die  im 
Erzgebirge  vorherrschende  uralte  Ländereivertheilung  die  Zusammenlegung 
überflüssig  macht,  theils  daraus,  dass  im  Voigtlande  die  Ansicht  prävalirt,  es 
sei  dort  die  Zusammenlegung  wegen  der  grossen  Verschiedenheit  der  Grund- 
stücke innerhalb  der  einzelnen  Feldmarken  nach  Lage  und  Bodenbescliaffen- 
heit  überhaupt  nicht  zulassig.  Das  rasche  Vorschreiten  im  Leipziger  Kreise 
soll  dem  Umstände  mit  zuzuschreiben  sein,  dass  dort  von  Anfang  an  beson- 
ders qualificirte  Commissare  thätig  waren,  deren  Ausführungen  allgemeines 
Vertrauen  erweckten,  wahrend  anderswo,  namentlich  in  der  Oberlausits  von 
fliapehen,  nicht  so  gelungenen  Regolirungeo  die  Rede  gewesen  ist.  Ist  eine 
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Feldmark  zur  besonderen  Zufriedenheit  der  Beteiligten  regolirt  worden,  so 
wird  dieselbe  gewöhnlich  zu  einem  Centraipunkte,  von  welchem  aus  die 
Zusammenlegungen  strahlenförmig  nach  allen  Richtungen  sich  verbreiten.  Um 
die  Zusammenlegungen  zu  beschleunigen,  sind  die  landwirtschaftlichen 
Vereine  wiederholt  zu  Verhandlungen  über  den  Gegenstand  veranlasst  und 
die  wesentlichen  Bestimmungen  des  nicht  fiberall  genügend  bekannt  gewor- 
denen Gesetzes  noch  besonders  veröffentlicht  worden ;  •  auch  hat  man  eine 
Charte  von  einer  regulirteu  Feldmark  im  Leipziger  Kreise  anfertigen  lassen 
und  verbreitet  und  endlich  Grundbesitzer  aus  zusamraenlegungsbcdOrftigen 
Fluren  nach  Gegenden  geschickt,  wo  die  günstigen  Erfolge  der  Reform  schon 
siebtbar  waren. 

Reuning  hält  eine  Erleichterung  der  Provokation  für  nöthig  und  mag 
Recht  haben,  da  dasselbe  ßedürfniss  auch  in  andern  Staaten  z.  ß.  Hannover 
sich  gezeigt  und  Abhilfe  gefunden  hat.  Erklärlich  ist  es  an  und  für  sich, 
dass  die  Gesetzgebung,  anfangs  um  den  eintretenden  Zwang  zur  Zusammen- 
legung der  widerstrebenden  Minorität  weniger  gehässig  zu  machen,  st  ringen- 
tere Bestimmungen  für  das  Zustandekommen  des  Provokationsbcschlusses  auf- 
stellt, als  später,  nachdem  eine  Reihe  gelungener  Beispiele  das  Widerstreben 
der  Minorität  schon  klarer  und  überzeugender  als  Eigensinn  nnd  Unverstand 
erscheinen  lässt. 

Das  sächsische  Gesetz  begnügt  sich  zwar  mit  der  einfachen  Majorität,, 
wenn  gleichzeitig  die  Aufhebung  von  Weide-Rechten  zur  Frage  steht,  ver- 
langt sonst  aber  2/"  der  Stimmen  und  nur  diese  letztere  Bestimmung  hat 
jetzt  noch  praktische  Bedeutung,  da  die  Weide-Rechte  abgelöst  sind.  Reu- 
ning will  nun,  dass  wenigstens  der  einfachen  Majorität  die  Befugniss  einge- 
räumt werde,  die  Minorität  zu  zwingen;  er  bespricht  indessen  einen  Punkt 
nicht,  Über  welchen  wir  in  Sachsen  voh  grosseren  Grundbesitzern  oft  Klage 
gehört  zu  haben  uns  erinnern. 

Dem  sächsischen  Gesetze  zufolge  werden  bei  der  Provokation  die  Stim- 
men nach  einem  aus  dem  Flächeninhalte  der  Grundstücke  und  der  Zahl  der 
Parzellen  combinirten  Maasstabe  zusammengezählt.  Da  nun  die  kleineren 
Grundbesitzer  in  der  Regel  verhältnissmassig  mehr  Parzellen  haben,  als 
die  grösseren,  so  wird  dadurch  das  Stimm-tiewicht  der  letzteren  zurückge- 
drängt und  sie  können  in  der  Minorität  bleiben,  auoh  wenn  sie  2/s  oder 
mehr  von  der  ganzen  Feldmark  besitzen.  Man  scheint  durch  diese  Berück- 
sichtigung der  Zahl  der  Parzellen  annäherungsweise  Das  haben  erreichen  zu 
wollen,  was  das  Nassauische  und  das  ursprüngliche  Hannoversche  Gesetz,  so 
wie  die  Entwürfe  für  Baiern,  Kurhcsscn  und  das  Grossherzogthum  Hessen 
durch  die  Einräumung  von  persönlich  gleichem  Stimmrechte  der  Grundbesitzer 
neben  der  Abstimmung  nach  Verhältoiss  des  Grundbesitzes  (nach  Fläche 
und  Steueransatz)  bezwecken.  Indessen  ist  in  Hannover  diese  erstere  Ab- 
Stimmung  nach  der  Zahl  der  Grundbesitzer  bereits  beseitigt  worden. 

Als  das  sächsische  Zusammenlegungsgeselz  erschien  (1834),  ezistirle 
noch  das  neue  Grnndsteuerkatasler  nicht,  welches  1843  in  Hebung  gesetzt 

Zciuckr.  r«r  SlaaUw.    1857.  4t.  Haft.  43 
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wurde.  Damals  konnte  alio  neben  der  Fläche  die  Bonität  etc.  der  Lendereien 
für  die  Abstimmung  noch  nicht  berücksichtigt  werden ;  jetzt  Hesse  sich  unter 
Beseitigung  der  Penellen  -  Zahl  des  Besitzverhfltniss  nach  Steuereinheiten 
dein  Flächeninhalte  cur  Seite  stellen. 

In  Sachsen  (und  nicht  dort  aHein)  sind  die  Waldungen,  soweit  nicht 
einielne  Forstgrunde  inmitten  anderer  Grundstöcke  liegen,  von  dem  Zusam- 
menlegungszwnnge  ausgeschlossen.  Henning  hilt  die  Aufhebung  dieser  Ex- 
emtion für  zweckmässig ,  indem  er  hierüber  Folgendes  bemerkt:  „Ein  ra- 
tioneller Waldbau  ist  bei  zersplittertem  Besitze  noch  weniger  denkbar,  als 
eio  entwickelter  Acker-  und  Wiesenbau;  die  Gründe  für  das  Aussch  Hessen 
der  Waldungen  von  der  Zusammenlegung  wurden  desshalb  lediglich  in  den 
allerdings  grosseren  Schwierigkeiten  derselben  gefunden  Da  aber  diese, 
wie  Beispiele  anderer  Lander  zeigen,  keineswegs  unüberwindlich  sind,  und 
in  so  grösserem  Grade  sich  mindern,  als  die  Privatwaldungen  lichter  werden, 
als  das  Bestreben  nach  Ausstockung  derselben  entschieden  vorliegt,  so  wird 
auch  das  Bedürfniss  der  Zusammenlegung  der  Grundstucke  von  Jahr  zu  Jahr 
ein  grösseres,  und  wäre  darum  eine  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  solche 
wünschenswerth."  — 

Das  Dismembrationsgesetz  von  1843.') 

In  Sachsen  beruhete  die  Geschlossenheit  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
auf  einem  mangelhaften  Gesetze  von  !7fi6,  welches  schon  wegen  der  neuen 
Grundsteuerregulirang  einer  Aenderung  bedurfte.  Regierung  und  Stande  des 
Landes  haben  ohne  Zweifel  im  Sinne  des  sächsischen  Bauernstandes  gehan- 
delt, indem  sie  durch  den  Vorgang  von  Preussen  und  der  süddeutschen 
Staaten  sich  nicht  verleiten  Hessen,  die  freie  Theilbarkeit  des  Grundes  und 
Bodens  zu  dekretiren.  Reuning  legt  eine  Reihe  von  Tabellen  vor,  aus  wel- 
chen hervorgeht,  dass  in  Sachsen  ein  im  Ganzen  glückliches  Verhältniss  von 
grossen,  mittleren  und  kleinen  Grundbesitzungen  und  kein  Ackerbau  -  Pro- 
letariat ezistirt,  erklärt  sich  entschieden  gegen  die  freie  Theilbarlfeit 2)  und 
vertheidigt  die  Hauptbestimmung  des  Gesetzes,  dass  '/s  von  jeder  geschlos- 
senen Stelle,  wie  sie  1843  bestand,  nach  Steuer -Einheiten  bemessen,  auf 
einmal  oder  nach  und  nach  abgetrennt  werden  darf3),  und  dieses  Vs  be- 
liebig weiter  theilbar  wird,  während  die  -/-,  für  immer  beisammen  bleiben 
müssen,  gegen  verschiedene  erhobene  Einwürfe.  , 

Iu  Sachsen  sei  von  der  solchergestalt  gestalteten  Dismembrationsfreiheit 
ein  Ackerbau-Proletariat  nicht  zu  befürchten,  weil  hier  die  Abtrennung  nicht 
zu  einer  Zerstückelung  für  Gründung  kleiner  Ackerbau -Stellen,  die  wegen 
des  Aufwandes  für  die  Keu-Bauten  zu  theuer  kamen,  sondern  hauptsächlich 


l)  Vgl.  Archiv  der  polit.  Oek.  n.  F.  I,  116  ff.,  und  V,  109  ff. 

8)  Vgl.  »ueh  seine  gegen  Keiehcnsnergcrs  „freie  Agrarverfassnng u  gerichtete  Ab- 
handlung in  der  Wissenschaft!.  Beilage  der  Leipziger  Zeitung  1857.  N  11—13. 

9)  Die  Steuer- Einheiten  der  zugehörigen  Gebäude  werden  dabei  nicht  eingerechnet 
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nur  zu  einer  anderen  Vertheilung  aater  die  bestehenden  Güter  und  höchstens 
zur  Erwerbung  kleiner  Parzellen  durch  Hausbesitzer,  die  in  anderer  Arbeit 
ihren  Erwerb  finden,  fahre.  Wir  lügen  hinzu,  dass,  wenn  auf  abgetrenntem 
Lande  oder  alten  walzenden  Grundslücken  neue  „Nahrungen"  entstehen,  dann 
nach  f.  7  des  Gesetzes  die  beliebige  weitere  Zersplitterung  aufhört  und  diese 
neuen  Stellen  so  behandelt  werden,  wie  die  alten  geschlossenen  Stellen. 

Aber  auch  gegen  Vorwürfe,  die  von  ganz  anderer  Seite  kommen,  möch- 
ien  wir  aas  uesetz  verineiuigen. 

Wenn  die  Anhänger  der  freien  Theilbarkeit  durchaus  nicht  einsehen 
können  oder  wollen,  dass  der  grösste  Theil  des  kultivirten  Bodens  in  jedem 
Lande  der  Produktion  von  Getreide  und  Futtergewichsen,  der  Viehzucht  und 
Viehnutzung  gewidmet' bleiben  muss,  dass  hiezu  kräftige  Gespann wirthsebaften 
erforderlich  sind,  dass  die  Bauerngüter  in  der  Regel  nicht  einmal  die  Grösse 
haben,  welche  aus  Rücksicht  auf  den  möglichsten  Reinertrag  wünschenswerth 
ist,  nnd  dass  eine  fortgesetzte  Verkleinerung  derselben,  eine  Auflösung  in 
Zweigwirtschaften  zur  gänzlichen  Annullirung  des  Reinertrages  führen  kann 
nnd  hiezu  in  vielen  Gegenden  schon  geführt  hat,  so  ist  ihnen  nicht  zu  hel- 
fen und  hilft  es  jedenfalls  nichts,  mit  ihnen  hin  und  her  zu  streiten.  Wenn  die- 
selben aber  die  starre  Geschlossenheit  des  Bodens  mit  besonderer  Beziehung 
auf  das  Bedürfnis*  der  Gartenkultur  und  der  gartenähnlichen  inteosivesten 
auf  den  Anbau  preisvoller  Handelsgewichse  etc.  gerichteten  Feldkultur  an- 
greifen, so  haben  sie  Recht  Diesem  Bedürfnisse  ist  jedoch  in  Sachsen  voll- 
ständig Genüge  geleistet.  Abgesehen  davon,  dass  für  die  Überwiegende 
Menge  der  Feldmarken  hiezu  das  trennbare  V*  bei  weitem  nicht  erforder- 
lich ist,  so  darf  von  den  übrigen  */s  zum  Zwecke  des  Betriebes  der  Han- 
,  delsgärtnerei  noch  bis  zu  »/e  der  Steuer  -  Einheiten  abgenommen  werden  »). 
Ausserdem  ist  es  den  Regierungsbehörden  vorbehalten  worden,  über  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  hinaus  dispensationsweise  in  einzelnen  geeigneten 
Fällen  Weiteres  zu  bewilligen. 

Endlich  sind  frei  theilbar:  die  Ländereien1  der  städtischen  Feldmarken, 
alle  bisherigen  walzenden  Grundstücke  der  Dorfsfeldmarken  und  die  Gemein- 
heiten nach  ihrer  Auftheiluug. 

Damit  ist  doch  wohl  Spielraum  genug  für  Spaten-  und  Handkultur  und  den 
Anbau  von  Handelsgewächsen  gegeben,  während  die  Geschlossenheit  von  7$ 
der  Steuer-Einheiten  die  schädliche  Zerfetzung  des  dem  Getreide-  und  Futter- 
bau gewidmeten  Bodens  verhindert.    Die  Trennbarkeit  gerade  von  V« 

allerdings  willkürlich  und  Reuning  meint,  erst  die  Zukunft  könne  richten, 

■  ■- 

1)  Dies  auch,  was  unter  andere  Gesichtspunkte  füllt,  zu  anderen  Zwecken:  zur  Er- 
bauung; neuer  Wohnhäuser,  wenn^das  Bedürfnis»  dazu  an  einem  Orte  vorhanden  und 
nicht  anderweitig  zu  befriedigreu  ist ;  zum  Aufbau  von  Wirthsehaftsgebäuden,  zur  Ver- 
grösserung  von  Hofrheedcn;  zu  Arrondirungen ;  zur  Anlegung  von  Wieseubewäs- 
serungen  etc.  etc.  • 

Ohne  Beschränkung  auf  diese«  >/s  kann  getrennt  werden :  bei  Weinberpsjzrnind- 
stücken;  ferner  wenn  es  sich  um  Anlegung  neuer Gewerbs-  und  Fabrik etablissements, 
um  Abtrennung  zu  öffentlichen  Zwecken  handelt  u.  s.  w. 

43* 
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ob  etwa  ty%  oder  */b  dem  Bedürfnisse  besser  entsprochen  haben  würde;  er 
halt  aber  die  Trennbarkeit  nach  einer  bestimmten  Quote  für  .richtiger,  als 
wenn  man  den  mit  Sicherheit  picht  ausführbaren  Versuch  gemacht  hätte,  die 
Untheilbarkeit  nach  einer  gewissen,  für  die  Ernährung  einer  Familie  aus- 
reichenden Fliehe  auszusprechen,  die  überall  lokal  nach  Clima,  Bodenbe- 
sch« flVn  hei  t,  Absataverhältnissen  etc.  ermittelt  werden  müsste. 

Uns  ist  nur  bedenklich,  dass  ein  absolutes  Minimum  in  Sachsen  ganz 
fehlt  Von  einer  Landstelle  mit  3000  Steuer-Einheiten  (Bestand  im  Normal- 
jahre 1843)  können  1000  abgenommen  werden  und  müssen  2000  bleiben. 
Hat  eine  Landstelle  nur  2000  St.-Einb.  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes 
gehabt,  so  können  hievon  666  St.-E.  genommen  werden;  von  einer  Stelle 
mit  damals  666  St.-E.  sind  222  St.-E.  trennbar  und  so  fort  Nach  dem  Re- 
gierungsentwurfe sollte  von  Grundstücken,  auf  welchen  150  oder  weniger 
Steuer-Einheiten  haften,  Oberhaupt  nichts  abgenommen  werden  und  von  grös- 
seren Stellen  nur  höchstens  die  Hälfte  des  Ueberscbusses  Ober  150  St.-E. 
(also  z.  B.  bei  950  St.-E.  trennbar:  400  St.-E.).  Durch  ständischen  Be- 
schluss  ist  aber  auf  das  absolute  Minimum  verzichtet  und  die  abtrennbare 
Quote  dagegen  reducirt  worden. 

In  anderen  Ländern  hat  man  für  nöthig  gehalten,  die  Niederlegung  der 
Bauernstellen,  ihre  Inkorporirung  in  vorhandene  Höfe  oder  ihre  Znsammen- 
werfung  zur  Bildung  neuer  grosserer  Höfe  zu  verbieten. 

So  darf  in  den  Aemtern  der  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  nach 
der  sogenannten  Landveräusserungsverordnung  vom  28.  Juli  1784,  welche 
zwar  nur  für  Schleswig  erlassen,  aber  auf  administrativem  Wege  anch 
auf  Holstein  ausgedehnt  worden  ist,  keine  Hufe  in  der  Weise  zerrissen  wer- 
den, dass  das  Land  in  den  Besitz  der  Angrenzenden  gelangt  und  die  Gebäude 
niedergebrochen  werden ;  besitzt  Jemand  mehrere  Landstellen,  so  darf  er  sie 
nur  dann  zur  Bewirtschaftung  von  einem  Hofe  aus  vereinigen,  und  die 
überflüssig  gewordenen  Hufengebäude  niederbrechen,  wenn  sein  Gesammt- 
besitz  nicht  über  eine  volle  fcufe  ausmacht.    (Es  können,  also  zwei  halbe 
oder  eine  halbe  und  zwei  Viertel  oder  vier  Viertel  Hufen  vereinigt  werden, 
nicht  aber  z.  B.  1  Vollhufe  und  eine  halbe  Hufe.    Dabei  ist  zu  bemerken, 
dass  der  Regel  nach  Theilungen  der  Hufen  auch  nur  in  halbe  und  viertel 
Hufen  bewilligt  werden.)   Die  zu  den  adeligen  Gütern  gehörigen  Bauerhufeo 
sollen  dort  nach  Verordnung  vom  19.  Dec.  1804  in  dieser  Qualität  erhalten 
werden,  so  dass  der  Gutsherr  zwar  Land  von  einer  Hufe  zur  andern  (bei 
Verkoppelungen  etc.)  verlegen,  nicht  aber  Bauernfeld  unter  das  Hoffeld  ziehen 
darf;  das  HofTeld  selber  kann  beliebig  parseliirt  werden,  was  in  Sachsen 
nicht  gestattet  ist.    Beide  Verordnungen,  namentlich  die  letztere,  sind  übri- 
gens nicht  strenge  gehändbabt  worden. 

In  Sachsen  hat  man  ein  ausdrückliches  Verbot  gedachter  Art  nicht  für 
nöthig  gehalten,  weil  man  (mündlich  erhaltener  Auskunft  zufolge)  das  Ge- 
setz von  1843  so  inlerpretirt,  dass,  da  nur  »/s  der  St.-E.  abgetrennt  werden 
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kann,  es  sieb  von  selber  verstehe,  dass  nicht  die  ganze  bisherige  Stelle  durch 
Einverleibung  in  eine  andere  verschwinden  dürfe. 

Henning  bringt  zwei  Aendemogen  oder  Zusätze  für  das  Dismcmbrations- 
gesetz  in  Vorschlag: 

1)  dass  zum  Zwecke  der  besseren  Arrondirnng  der  Forsten  unbedingt 
eine  jede  Landabtrennong,  welche  eine  dauernde  Vereinigung  mit  bestehen- 
den Holzungen  zur  Folge  hat ,  gestattet  werde.    Diess  wird  sehr  zweck* 

f      massig  sein.  - 

2)  Dass  „zur  Niederhaltung  der  gewerbmissigen  Güterschlachterei  die 
Füglichkeit  der  Dismembration  von  einem  wenigstens  fünfjährigen  Besitze 

i  abhängig  gemacht  werde."  Diess  lautet  so,  als  ob  überhaupt  erst  nach 
i  fünfjährigem  Besitze  die  Dismembration  gestattet  werden  solle,  um  dadurch 
i      die  gewerbinässige  Güterschlachterei  zu  verhindern. 

I  Es  gibt  aber  unzählige  Fälle,  in  welchen  die  gesetzlich  erlaubte  Dis- 

i  memhration  sofort  nach  erworbenem  Besitze  oder  vor  Ablauf  der  ersten  5 
Jahre  nicht  blos  unschädlich,  sondern  überaus  nützlich,  ja  nothwendig  sein 

|  kann  und  es  wird  auch  nur  gemeint  sein,  dass  die  Dismembration  vor  Ablauf 
von  Jahren  dann  gehindert  werden  solle,  wenn  die  Absiebt  gewerbsmässiger 
Güterschlachterei  vorauszusetzen.    Uro  aber  in  diesem  Falle  willkürlichen 

i  Entscheidungen  der  Behörden  vorzubeugen,  würde  es  nöthig  sein,  gesetzlich 
den  Begriff  der  gewerbsmässigen  Güterschlachterei  festzustellen.  Das  baier- 
sche  Gesetz  vom  28.  Mai  1852,  betr.  die  gewerbsmässigen  Gutszertrümme- 
rungen,  betrachtet  Denjenigen  als  hierin  gewerbsmässig  handelnd,  welcher 
bei  der  parzellenweisen  Veräußerung  von  wenigstens  drei  landwirtschaft- 
lichen Gutscomplexen  io  gewinnsüchtiger  Absicht  sich  betheiligt.  Dasselbe 
bedroht  solche  Güterscbiachter  (Hofmetzger),  wie  auch  die,  welche  ab 
Zwischenhändler  oder  sonst  gewerbsmässig  Vorschub  leisten,  mit  Gefängniss 
bis  zu  3  Monaten  und  Geldbusse  von  100-1000  fl.;  im  Wiederholungsfalle 
mit  dem  Doppelten.  Die  Geldstrafen  fallen  in  die  Armenkasse  der  betreffen- 
den Gemeinde :  eine  sehr  gute  Bestimmung,  welche  die  Gemeinden  zur  Con- 
trole  anspornt. 

Bei  einer  solchen  oder  ähnlichen  Regulirong  bedarf  es  keiner  Zeitbe- 
stimmung; ein  fünfjähriger  Bann  erscheint  uns  ohnehio  nicht  nöthig,  da  die 
Gütcrschlachter  gewöhnlich  nicht  Ein  Jahr  mit  dem  Parzelliren  warten,  meist 
Zug  um  Zug  operiren,  oft  sogar  schon  vor  definitivem  Kaufe  eventuell  den 
Parzellenverkauf  einleiten »). 

Die  Güterschlachterei  ist  in  Landers  freier  Theilbarkeit,  wie  in  Baiern 


l)  Das  pteussische  Gesetz  vom  3.  Jan.  bcgniljrt  sich,  um  der  Gilterscblachterel 
entgegen  zu  wirken,  mit  der  Vorschrift,  das«  Verträge  über  Dlsmembrattoncn  subpoena 
nullitatis  gerichtlich  abzuschließen  sind  und  die  Aufnahme  des  Vertrages  erst  erfolgen 
darf,  wenn  der  Verfinsscrnde  entweder  seinen  Benit/Jitcl  im  Hypothekenbnche  hat 
eintragen  lassen  oder  1  Jahr  im  Besitze  ist  und  bei  Aufnahme  des  Vertrages  Berichti- 
gung des  Besitztitels  beantragt. 
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und  Württemberg1)  noch  mehr  zu  fürchten,  als  du,  wo  die  Dtsmernbration 
beschränkt  ist,  wie  in  Sachsen. 

Indessen  geht  aus  den  vor  Erlassung  des  Oismembrationsgesetzes  von 
1613  von  den  Kreissteuerrathen  eingezogenen  Berichten  hervor,  dass  in  den 
30ger  Jahren  die  Gftterschlachtereien  Im  Dresdener  Kreise,  sodann  in  den 
Amtsbezirken  Mügeln,  Oschatz,  Leisnig,  Mutzsehen,  Nossen  und  Colditx  (zum 
Leipziger  Kreise  gehörig)  und  im  Voigtlande  schon  bemerkbar  um  sich  ge- 
griffen hatten  *).  Die  Sachsen  behaupten ,  dass  preossische  Spekulanten  tu 
diesem  Zwecke  ins  Land  kirnen,  die  Preussen  umgekehrt  werfen  den  Sachsen 
vor,  dass  sie  solche  Operationen  auf  preußischem  Gebiete  ausführen.  — 

Die  Trennbarkeit  von  •/»  kann  dazu  fähren,  dass  mitten  in  bereite  zu* 
sammengelegte  Fluren  kleinere  Grundstücke  wieder  sich  einschieben  und 
dadurch  die  wohlthatige  Wirkung  der  Zusammenlegung  theÜweise  wieder 
verloren  geht.  Reuning  schlägt  deshalb  vor,  dass  so  wie  es  tu  einer  Zu- 
sammenlegung kommt ,  sofort  die  Besitzer  selber  das  trennbare  Drittel  za 
bestimmen  haben  und  diese  Quoten  dann  an  Einer  Stelle,  vielleicht  in  der 
grossten  Nahe  des  Dorfes  ausgeworfen  wurden*).  „Dann  würde  die  ganze 
Flur  in  eine  geschlossene  und  in  eine  walzende  sich  theilen,  es  wurde  die 
erstere  für  alle  Zeiten  erhalten,  es  wfirdeu  in  der  letztern  die  natürlichste!) 
Stellen  für  neue  Wohngeblude  angewiesen.11 

Dieser  Vorschlag  ist  beachtenswert,  würde  aber  doch  nicht  durchweg 
und  nicht  ohne  mancherlei  Modifikationen  auszufahren  sein.  Man  denke  nur 
an  die  verschiedenartigen  Fälle,  welche  zur  wirklichen  Dismemhraiion  des 
gesetzlich  trennbaren  Dritttheils  und  zu  weiteren  unter  Umständen  gestatteten 
Abtrennungen  von  den  Zweidritttbeilen  führen  können*:  Fälle,  die  im  Momente 
der  Zusammenlegung  für  alle  Zukunft  keineswegs  sich  übersehen  lassen. 

Sind  die  verschiedenen  Gewanne  einer  Feldmsrk  ungleich  nach  ßoden- 
besehaffenheit ,  Höhenlag*,  Abdachung  u.  s.  w.,  so  wird  es  weder  dem 
Inhaber  der  geschlossenen  zwei  Drittlheile  conveniren,  nichts  in  der  Mähe 
des  Dorfes  zu  behalten,  noch  dem  Erwerber  des  trennbaren  Dritttheils,  Alle» 
in  der  Nahe  des  Dorfes  zu  erhalten.  Die  Trennung  von  Vs  (oder  einer 
Quote  dieses  Va)  kann  auch  zu  dem  Zwecke  Statt  finden,  um  eine  andere 
angrenzende  Stelle  durch  dieses  Dritttbeil  oder  durch  eine  Quote  desselben 

1)  Ueber  dieses  Unwesen  in  Württemberg  vgl.  FaJIati'g  lehrreiche,  amtlichen  Quellen 
enfiorintr  Min  Heilungen  im  ?.  r>anae  oieseriseitscnrin.  nie  wnrtt.  Mirmtenan  ei  niffunp- 
vom  22.  Dec  1841  bat  dem  Uebel  nicht  gründlich  steuern  können.  Zusatz  der  Red. : 
Daher  dmch  spätere  Gesetze  eingreifendere  Bestimmungen  erlassen  worden  sind:  Er- 
höhung der  Güteraccise  v.  l  auf  5  P.C.  des  Kaufpreises  bei  paxcellirender  Wlederver- 
HUAserung  käuflich  erworbener  Grundstücke  vor  Ablauf  von  3  Jahren.  Ges.  v.  15.  8ept. 
1852).  8chriftl.  Abfassung  der  Verträge  sub  poena  nullitatis;  amtl.  Leitung  der  Auf- 
streich sverhandlungcu  auf  dem  Rathhause;  Untersagung  verschiedener  verfänglicher 
Neben berednngen ;  insbes.  des  völligen  Verzichts  des  Verkäufers  auf  das  Reurecht  . 
Beschränkung  des  Wiederverkaufs  von  mehr  als  Vi  der  erkauften  Bodenfläche  (bei 
wenigstens  10  Mrg.)  vor  Ablauf  von  3  J.  n.  s.  w.  (s.  Näheres  Im  Ges.  v.  25.  Jun.  1855). 

2)  Vgl.  die  Beilagen  zu  den  Motiven  des  Gesetz-Entwurfes  von  1843. 

3)  Hierin  scheint  ein  Widerspruch  zu  liegen,  da  die  freie  Bestimmung  der  Be&itxer 
durch  die  offldelle  Aneinanderreihung  dieser  Quoten  aufgehoben  wird. 
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zu  vergrössern  und  wcoo  weder  die  eine  noch  die  andere  Stelle  angeachtet 
beschaffter  Zusammenlegung  ihre  Ländereien  in  ganz  arrondirter  Lage,  son- 
dern nur  statt  der  bisherigen  grossen  Parzellenzahl  in  mehrere  Hauptmassen 
entsprechend  der  vorkommenden  verschiedenen  Bodenbeschaffenheit,  der 
Entfernung  vom  Dorfe  u.  s.  w.  zusammengezogen  erhalten  hat  *) ,  so  wird 
es  für  die  zukaufende  Stelle  Bedürfnis*,  das  Dritttbeil  aus  den  verschiedenen 
Hauptabiheilungen  der  Feidmark  im  Anschlüsse  an  die  schon  früher  besesse- 
nen Ländereien  ausgewiesen  zu  erhalten. 

Auch  können  Trennungen  nicht  in  der  Nähe  des  Dorfes,  sondern  mitten 
auf  der  Feldmark  oder  am  Ende  derselben  für  neue  gewerbliche  Etablisse- 
ments (für  Steinkohlen- Bau ,  für  Benützung  der  Steinkohlen,  für  Mühlen- 
und  Fabrik-Anlegen  an  einem  Bache  u.  s.  w.)  nothwendig  werden.  — 

Das  neue  Grundsteuerkataster  von  1843  ist  hier  wegen  seines  indirekten 
wohllhätigen  Einflusses  auf  die  Landwirtschaft  zu  erwähnen. 

„Nicht  allein  wurde  durch  die  Katastriruog  eine  Classification  des  Bodens, 
eine  ganz  prägnante  Charakteristik  desselben  erzielt,  für  den  technischen 
Betrieb  gewissermaassen  eine  Nomenklatur  geschaffen,  wie  solche  in  der 
Landwirtschaft  in  gleicher  Schärfe  nicht  besteht,  und  nach  verschiedenen 
Richtungen  von  wesentlichem  Einfluss  ist,  sondern  es  ist  auch  der  gesammte 
Realcredit  des  Landwirths  in  einer  Weise  auf  die  Steuerregulirung  basirt 
worden,  dass  diese  unbedingt  und  fast  ausschliesslich  als  Maasstab  für 
solchen  gilt.« 

Auch  beim  Ankaufe  und  bei  Pachtungen  geben  in  Sachsen  die  Steuer- 
sätze nach  dem  catastrirten  Reinertrage  (Steuereinheiten)  einen  sehr  brauch- 
baren und  häufig  benützten  Anhalt.  Freiwillig  repartiren  die  Landgemeinden 
ihre  communalen  Real- Abgaben  nach  Maassgabe  des  G  runsteuer- Ca  last  ers. 

Durch  die  Resultate  des  Catasterwerkes  hat  die  landwirtschaftliche 
Statistik  des  Königreiches  ein  sehr  schätzbares  Material  zur  Beurtheilung  der 
Productionsfäbigkeit  und  wirklichen  Prodnction  des  Bodens,  Kunde  über  die 
stattfindende  Gütervertheilung  u.  s.  w.  gewonnen. 

Wir  verweisen  auf  Runde's  vortreffliches  Werk:  „Die  Sächsische  Landes- 
aiischätzung.  Dresden  1850"  und  auf  eine  ältere  kleine  Abhandlung  von 
demselben  Verfasser,  dessen  sachkundiger  Thätigkeit  das  Gelingen  dieses  bis 
jetzt  unübertroffenen  Catasterwerkes  hauptsächlich  zuzuschreiben  ist:  „Be- 
trachlungen über  das  neue  Sächsische  Grundsteuern! las ter.  Leipzig  1844."  — 

Die  beiden  ausser  der  Landrentenbank  in  Sachsen  bestehenden,  1844  ins 
Leben  getretenen  Creditinstitute  für  den  Grundbesitz,  der  erbländisebe  Credit- 
verein  und  die  Lausitzer  Hypothekenbank  2j  sind  nach  Reunings  Urtheil  in 

1)  Dies«  wird  auch  in  8achsen  die  Regel  bilden.  Es  kann  nle't  der  Eine  blos 
feuchtes,  der  Andere  blos  trockenes  Land  bei  der  Zusammenlegung  erhalten,  und  eine 
▼ollständige  Arrondirung  ist  schon  dadurch  ausgeschlossen,  dass  es  dort  selten  zu  einem 
Ausbau  aus  den  Dörfern  kommt,  folglich  Jeder  sowohl  nahes  als  ferne»  Land  er- 
halten rauss. 

2)  Vgl.  Kohlschütter,  über  laudwirthschaftliche  Crcditsysteme  mit  besonderer  Be- 
siehung auf  das  K.  Sachsen.   Aren.  d.  pol.  Oek.  N.  F.  Bd.  1. 
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ihrer  jetzigen  Einrichtung  nicht  im  Stande,  dem  Bedürfnis»  des  Landes  zu 
genügen.  Dieses  ürtheil  bezieht  sich  nicht  auf  das  Detail  der  Statuten  and 
deren  Handhabung,  worüber  er  sich  nicht  äussert,  sondern  darauf,  dasa  er 
bei  dem  steigenden  Zinsfussc  und  dem  unter  pari  gesunkenen  Cours  der  nie- 
drigere Zinsen  abwerfenden  Pfandbriefe  das  Privilegium  einer  ausgedehnten 
Banknoten-Emission  für  das  Gedeihen  dieser  Institute  unentbehrlich  erachte!. 

Die  Hypothekenbank  der  Oberlausitz,  besonders  garantirt  durch  die 
Provinzialstände  des  Landkreises ,  hat  schon  das  Recht  zur  Emission  von 
500,000  Thlr.  Noten,  was  für  Rcuning  zu  wenig  ist.  Dass  eine  durchgreifende 
Noten-Emission  der  Grundhypotheken-Institute  eine  nationalökonomisebe  Un- 
möglichkeit sein  würde,  ist  Jedem  von  selber  klar,  der  von  Capital,  Geld 
und  Noten  richtige  Vorstellungen  hat.  Allerdings  wäre  es  für  diese  Institute 
und  deren  Debitoren  sehr  wünsebenswerth ,  wenn  sie  stets  zu  einem  und 
demselben  niedrigen  Zinsfusse  Pfandbriefe  ausgeben  und  beharrlich  im  Pari- 
Course  erhalten  könnten.  Aber  künstlich  lässt  sich  ein  bestimmter  Zin$fuss 
so  wenig  in  diesem  Kreise  Gxiren,  als  bei  Contrahirung  hypothekarischer 
Darlehen  von  einzelnen  Kapitalisten,  odej  bei  Benützung  des  Stnats-CrediU 
oder  beim  Disconto.  Die  Grundbesitzer,  namentlich  die  durch  Creditinstitute 
solidorisch  vereinigten ,  haben  aber  immer  noch  einen  bedeutenden  Vor- 
sprung vor  andern  Creditbedürfligen  und  Industrie  und  Handel  haben  ganz 
andere  Zinsopfer  in  den  letzten  Jah:en  bei  dem  Uebermaasse  neuer  Unter- 
nehmungen (wofür  solchergestalt  die  bestehenden  mit  büssen  mussten)  zu 
bringen  gehabt.  Wenn  der  allgemeine  Zinsfuss  bei  sicheren  Anwendungen 
4*/2  bis  5  Procent  und  mehr  ist,  so  kann  man  sich  nicht  wundern,  dass  3 
oder  3!/2  procentige  Pfandbriefe  nicht  den  Paricours  behaupten.  Auch  kommt 
es  wesentlich  auf  die  Länge  der  Tilgungsperiode  der  Pfandbriefe  an,  ob  der 
Debitor  sich  nicht  doch  besser  steht,  niedrig  verzinsliche  Pfandbriefe  unter 
pari  sich  anrechnen  zu  lassen  und  zu  voll  zurückzuzahlen  oder  bei  einem 
Capitalisten  privatim  zu  höhcrem  Zins  al  pari  zu  contrahiren,  also  event. 
nicht  mehr  zurückzuzahlen  als  er  empfangen  hat. 

Im  ersten  Falle  kann  er  zwar  per  100  Thlr.  z.  B.  10  Thlr.  oder  15  Thlr. 
mehr  zurückzahlen  müssen,  als  er  beim  Anleihen  erhallen  hat,  dabei  aber 
während  der  Tilgungszeit  20  Thlr.  oder  30  Thlr.  u.  s.  w.  an  Zinsen  sparen, 
im  zweiten  Falle  umgekehrt  20  Thlr.,  30  Thlr.  etc.  mehr  an  Zinsen  zahlen 
müssen,  wogegen  er  das  Capitalopfer  von  10  oder  15  Thlr.  nicht  zu  bringen 
nötbig  hat. 

Indem  wir  nun  zu  denjenigen  Maassregeln  übergehen,  welche  unmittel- 
bar auf  die  Hebung  der  Landwirtbschaft  gerichtet  sind,  wollen  wir  zuerst 
der  landwirthschaftlichen  Vereine  gedenken,  welche  der  Regie- 
rung als  Organe  für  ihre  Landwirthschaftspflcge  nach  der  jetzt  in  den  deut- 
schen Staaten  fast  allgemein  bestehenden  Einrichtung  dienen. 

Die  erste  landwirtschaftliche  Gesellschaft  wurde  in  Sachsen  durch  die 
Folgen  des  siebenjährigen  Krieges  ins  Leben  gerufen:  es  war  die  1763  ge- 
gründete Leipziger  ökonomische  Socielit,  welche  Jahrzehnte  hindurch  ver- 
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mittelst  ihrer  Verhandlungen  und  Schriften  anregend  gewirkt  und  jetzt  ihre 
disponiblen  Mittel  der  landwirtschaftlichen  Versuchsstation  Möckern  zuge- 
wendet hat.  Im  Jahre  1817  constiluirte  sich  daneben  die  ökonomische 
Gesellschaft  für  das  Königreich  Sachsen  zu  Dresden  Der  erste  lokale  Verein 
war  1810  in  Zedlitz  bei  Borna  gestiftet  worden;  diesem  schloss  sich  später 
der  Nossener  Verein  an,  ans  welchem  1&3!  die  „Wandergesellschaft  sachsi- 
scher Landwirtbc  und  Naturforscher"  als  erste  Centraivereinigung  erwuchs. 

Die  Aussetzung  einer  besonderen  Summe  im  Staatsbudget  zur  Forderung 
der  Landwirtschaft  von  1H34  an,  war  die  nächste  Veranlassung,  dass,  uro 
für  die  geeigneten  Verwendungen  Sorge  zu  tragen,  1836  in  jeder  Amta- 
hauptmannschaft  (16  im  Königreich)  ein  landwirtschaftliches  Comit*  gebildet 
wurde,  welches  unter  dem  Vorsitze  des  Amtahauptmaiins  aus  drei  von  dem- 
selben dem  Ministerium  des  Innern  vorzuschlagenden  Sachverständigen,  welche 
dann  noch  4—6  andere  zuzuziehen  hatten,  bestand. 

Diese  Einrichtung  war  eine  sehr  unvollkommene,  da  nach  aussen  zu 
der  Zusammenhang  der  Comics  und  die  Centraiverbindung  derselben  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  durch  ein  sachkundiges  Organ  fehlte,  die  Amts- 
hauptleute  nicht  immer  die  passendsten  Dirigenten  waren  und  in  den  Comiteen 
selber  bei  der  geringen  Zahl  der  Mitglieder,  dem  Mangel  freier  Wahlen  und 
freien  Bettretens  anderer  Landwirthe  ein  frisches,  reges  Leben  sich  nicht 
entwickeln  konnte. 

Wir  können  Reuntng  daher  nicht  beistimmen,  wenn  er  von  einer  stufen- 
weisen, dem  Bedurfniss  entsprechenden  Entwicklung  in  der  Organisation  des 
landwirtschaftlichen  Vereinswesens  in  Sachsen  spricht;  diese  Stufe  halle 
fuglich  übersprungen  werden  können;  sie  erklärt  sich  lediglich  aus  der  frü- 
heren peniblen  und  Vormundschaft  liehen  Verwaltungsweise,  von  der  die 
sächsische  Regierung  nicht  sobald  sich  frei  machen  konnte.  Es  bestanden 
diese  Comites  auch  nur  wenige  Jahre,  ohne  rechten  eingreifenden  Nutzen; 
sie  wurden  1844  in  landwirtschaftliche  Bezirksvereine  (gleichfalls  nach  den 
amtshauptmannschaftlichen  Bezirken)  mit  dem  Rechte  der  freien  Wahl  ihrer 
Vorstände  und  Mitglieder  verwandelt ;  zugleich  wurde  ein ,  aus  den  Depu- 
tirten  dieser  Bezirksvereine,  den  Deputaten  der  ökonomischen  Gesellschaften 
zu  Leipzig  und  Dresden  und  mehreren,  von  der  Regierung  ernannten  Mit- 
gliedern bestehender  Hauptverein  constiluirt ,  welcher  aus  seiner  Mitte  ein 
Directorium  von  fünf  Minnern  zu  erwählen  hatte ,  dem  von  der  Regierung 
ein  Geschäftsführer  (Generalsekretair)  beigegeben  ward.  Die  landwirt- 
schaftlichen Localvereine  konnten  sich  in  dem  betreffenden  Beiirksvereine 
n uri  ii  a ugeornnete  \ertrcten  lassen. 

Auch  diese  Einrichtung  war  nicht  befriedigend,  oder  wie  Bönning  es 
auffasst,  sie  bildete  nur  ein  üebergangsstadium  bei  der  raschen  Entwicklung 
der  Verbältnisse.    Die  zahlreichen  Lokalvereine  ')  respectirteff  die  Beztrks- 

l)  Dio  Zahl  der  Inndw.  Vereine  ist  in  Sachsen  seit  l&M  von  55  auf  137  gestiegen, 
wovon  125  für  die  Undw.  Interessen  überhaupt,  12  für  einzelne  Zweige,  wie  Obstbau, 
Bienenzucht  etc.  Zahl  der  Mitglieder  1844  c.  3000,  na*  c.  7000.  - 


„Digitized  by  LiOOQle 


670 


Die  Landwirthschaftspflege 


vereine  nicht  «ls  ihre  höhere  Instanz,  weil  letztere  meist  aus  canz  andern 

Mitgliedern  bestände n.  Die  Bezirke  waren  zu  klein,  um  in  jedem  derselben, 
wie  es  vielfach  geschah,  besondere  Mittel  zur  Forderung  der  Landwirtschaft 
bestimmen  zu  können ;  es  fehlten  die  Mittel  zur  llonorirung  von  Sekretairen 
der  Bezirksvereine  und  die  Vorstände  derselben  waren  mit  Geschäften  über- 
häuft. Für  den  Hauplverein  oder  das  Directorium  desselben  wurde  durch 
die  Menge  der  Bezirksvereine  auch  die  Correspondenz  vervielfacht  und  dir 
ganze  Geschäftsführung  verwickelter;  der  Hauptverein  kam  jährlich  nur  Ein 
mal  zusammen  und  auch  das  Directorium  desselben  konnte  erst  nach  Ablauf 
von  Monaten  wieder  zusammentreten;  der  Vorsitzende  desselben  (Ritter guts- 
heaitzer  Dr.  Crusius)  widmete  der  ganzen  Angelegenheit  bei  seinem  regen 
Interesse  für  die  Landwirtschaft  und  gemeinnützigen  Streben  zwar  eine 
eifrige  und  rührige  Tätigkeit,  binderlich  aber  war  doch,  dass  er  fern  vom 
Sitze  der  Geschäfte  wohnte. 

Die  jetzige  Organisation,  ausgeführt  nach  einem  Antrage  des  landw. 
Hauptvereins  selber,  datirt  von  1848.  Die  slmmtlichen,  an  sich  ganz  seibat. 
ständigen  landw  Vereine  sind  in  fünf  Kreisvereine  verbunden,  welche  Mittel 
zur  Honorirung  von  Sekretairen  erhalten  haben  und  die  ihnen  nach  jährli- 
chem Voranschlage  zur  Beförderung  der  Landwirtschaft  überwiesenen  Geld- 
summen selbstständig  verwenden;  das  berathende  Organ  für  das  ganze  Land 
bildet  jetzt  der  Landesculturrath  ,  welcher  aus  den  Vorsitzeoden  der  Kreis- 
vereine, einem  weitereu  Abgeordneten  hiis  iedem  Kreisvereine,   einem  Re- 

▼  ««■«/■•■v^    *>smv»u     r»  vitvi  wii      *vftvv>  **wvtvii    mm  mi  &    j  V'  i«  vmis     mm  ■  v      v  »j*b  *v»*aw  y  •  ^ 

Generalsekretair  der  landwirtschaftlichen  Vereine  bildet  das  centrale  exekutive 
Organ  der  Regierung,  die  er  in  den  Vereinen  vertritt,  so  wie  umgekehrt 
die  Vereine  bei  der  Regierung;  doch  ist  er  nur  von  letzterer  abhängig. 
(R.  p.  52  IT.) 

Die  Budgetposition  für  Förderung  der  Landwirtschaft  hat  anfangs  5000 
Thlr.,  dann  4000  Thlr,  später  6000  Thlr.  und  seit  1849  16,000  Thlr.  jihrlicb 
betragen. 

Bis  1850  suchte  man  hauptsächlich  durch  Prämien  zu  wirken,  die  in  der 
Regel  den  Anfang  der  landwirtschaftlichen  Curatel  charakterisiren  und  auch 
in  Sachsen  schon  seit  etwa  hundert  Jahren  in  Anwendung  gekommen  waren. 

Es  wurde  dabei  aber  hier  wie  anderswo  ziemlich  planlos  verfahren, 
indem  man  ohne  bestimmte  Richtong  gleichseitig  Prämien  für  die  verschie- 
densten Zweige  und  Proeeduren  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  für 
Wichtiges  und  Unwichtiges,  auch  für  noch  zur  Zeit  nicht  Passendes  oder 
überhaupt  den  Zuständen  Widerstrebendes  aussetzte  nnd  die  Leistungen  ob- 
jectiv  belohnte,  ohne  Rücksicht  auf  die  grösseren  oder  geringeren  Schwierig- 
keiten, welche  dar  Präroiirte  zu  überwinden  hatte,  mithin  ohne  Rückaicht 
auf  das  grössere  oder  geringere  Verdienst,  welches  ihm  zuzuschreiben  war. 
Meiat  waren  die  Prämien  zu  gering,  um  das  Motiv  für  eine  wirkliche 
Verbesserung  zu  werden  und  Reuning  versichert,  dass  sie  in  den  meisten 
Fallen  gar  nicht  einmal  die  Veranlassung  zur  Ausführung  der  betreffenden 
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Leistung  waren,  sondern  in  der  Regel  Solchen  zufielen ,  welchen  sogar  die 
Aussetzung  derselben  unbekannt  geblieben  war.  , 

In  andern  Füllen  haben  Prämien  häufig  nur  mr  Befriedigung  der  Eitel- 
keit gedient  oder  waren  bei  erheblichem  Betrage  die  Veranlassung,  nur  die- 
ser Einnahme  wegen  etwas  auszuführen  und  dies  nachher  wieder  liegen  zu 

Das  Direktorium  des  landwirthschaftl  Hauplvereins  erkannte  bald,  dass 
der  bisherige  Weg  nicht  ausreichend  sei,  zog  statistische  Unterlagen  und 
Gutachten  von  den  landwirthschaftl.  Vereinen  mit  Bezug  auf  Einführung  bes- 
serer Fruchtfolgen,  Verstärkung  des  Fulterbeu's,  Verbesserung  der  Flachs- 
bereitung, Veredlung  des  Rindviehs  u.  s.  w.  ein,  und  empfahl  statt  des 
Primiensystcms  die  direkte  Unterstützung  durch  pekuniäre  Mittel  für  einen 
bestimmt  vorgezeichneten  Zweck,  so  wie  die  Sorge  für  Ertheilung  der  erfor- 
derlichen technischen  Anleitung  zur  Durchführung  der  für  nothwendig  er- 
kannten Verbesserungen 

„Dieses  System  (berichtet  R«  p.  47.)  hat  sich  so  vollständig  bewahrt, 
dass,  nachdem  die  Befugnis»  zur  Verwendung  der  zur  Förderung  der  Land- 
wirtschaft bestimmten  Geldmittel  auf  die  landwirthschaftl.  Kreisvereine  über- 
gegangen war,  von  einem  derselben,  demjenigen  zu  Chemnitz,  sofort  alle 
Prämien  ausgeschieden  wurden,  und  hierauf  eine  so  erfreuliche  Ent- 
wicklung sich  geltend  machte,  dasss  die  übrigen  Kreisvereine  allmählig  nach- 
folgten und  keiner  derselben  es  bereuet  hat,  diesen  Weg  betreten  zu  haben, 
indem  die  allerersprieslichsten  Erfolge  hervortraten,  ja  behauptet  werden 
kann,  dass  erst  auf  dieses  System  die  volle  Wirkung  der  landwirthschaftl. 
Kreisvereine  sich  stützte.4* 

Angebahnt  ist  bereits  eine  dritte  Stufe  der  Landwirthschaftspflege  in 
Sachsen,  die  Reuning  so  bezeichnet:  Förderung  der  Wissenschaft,  Verbreitung 
der  gewonnenen  Resultate,  Aufstellung  gewisser  von  den  einzelnen  Zweigen 
der  Landwirtschaft  anzustrebender  Ziele,  wie  dieses  durch  die  Aussetzung 
von  Concnrrenzp reisen  für  die  ausgezeichnetsten  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht  mit  bestem  Erfolge  durchgeführt 
wird. 

Ucber  die  Fachbildung  der  höheren  und  niederen  Landwirthe  in  Sach- 
sen und  die  landwirtschaftliche  Literatur  dieses  Landes  verweisen  wir  auf 
Reuning  p.  34  ff.  nnd  p.  57  ff 

Wir  wollen  nur  auf  die  einzelnen  Veranstaltungen  eingehen,  die  in 
Sachsen  in  der  neuesten  Zeit  zur  Hebung  und  Besserung  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  getroffen  worden  sind. 

Einführung  rationeller  Frachtfolgen. 

Die  landüblichen  Rotationen  Hessen  meist  einen  ungenügenden  Futter— 
bau  und  eine  fehlerhafte  Stellung  der  Früchte  erkennen.  Man  suchte  anfangs 
durch  Begründung  von  Musterwirtschaften  auf  kleineren  Gütern  mit  Unter- 
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Stützung  aus  öffentlichen  Mitteln  auf  eine  Reform  hinzuwirken.  Wir  schlös- 
sen uns  ganz  Reuning's  Meinung  an,  dass  ein  wesentlicher  Erfolg  von  dieser 
Maassregel  allein  kaum  irgendwo  sich  erwarten  lassen  wird,  Wo  es  nicht 
gleichzeitig  dureh  andere  Mittel  gelingt,  der  Einsicht  Raum  zn  verschaffen, 
dass  das,  was  auf  diese  Weise  erstrebt  wird,  in  Wirklichkeit  den  Bedürf- 
nissen der  Zeit  entspreche.  Findet  man  auch,  was  nicht  ganz  leicht  ist.,  die 
geeignete  Persönlichkeit,  welche  nicht  durch  die  augenblickliche  pekuniäre 
Unterstützung  zur  Umwandlung  der  Wirtbschalt  sich  bestimmen  lässt,  so 
äussert  eine  solche  Musterwirtschaft  im  Falle  gelungener  Durchführung  nach 
aussen  zu  nieist  keinen  andern  Erfolg,  als  dass  die  Landwirthe  der  Ge- 
gend, welcher  ein  Vorbild  gegeben  werden  soll,  die  aufgewendeten  frem- 
den Mittel  überschätzen  und  ihre  eigenen  Kräfte  zur  Erzielung  eines  gleichen 
Resultates  nicht  für  ausreichend  halten.  Misslingt  aber  eine  solche  Muster- 
wirthschaft,  wie  hflufig  der  Fall,  so  werden  die  Gründe  nicht  in  der  mangel- 
haften Ausführung,  sondern  in  dem  Systeme  selber  gesucht,  letzteres  aof 
Jahre  diskreditirt  und  der  Glaube  an  die  Vorzüglichkeit  des  Bestehenden  ge- 
stärkt. 

Die  wenigen  in  Sachsen  gemachten  Erfahrungen  haben  dies  bestätigt. 
(R.  p.  82.)  Später,  nachdem  durch  die  landwirthschaftl.  Vereine  hinlänglich 
vorgearbeitet  war,  wurden  Commissäre,  welche  von  einem  detf  intelligen- 
testen Landwirthe  besonders  instruirt  worden  waren,  entsendet,  um  den 
darum  nachsuchenden  Landwirlhen  Wirthschafts  plane  zu  entwerfen  und  ihren 
Betrieb  zu  organisiren.  Von  1849  -  1854  sind  solchergestalt  374  Güter  mit 
e.  15,000  sächs.  Acker  Flächeninhalt  eingerichtet  worden,  wozu  die  Staatskasse 
c.  7400  Thlr.  hergegeben  hat;  die  Regierung  unterstützt  nämlich  die  Ver- 
breitung dieser  Reform  dadurch,  dass  sie  den  landwirthschaftl.  Kreisvercinen 
die  Mittel  gewahrt,  um  die  Commissäre  für  ihre  Thütigkeit  bei  der  Einrich- 
tung der  ersten  beiden  Güter  einer  Gemeinde  (von  pro  max.  1200  —  2000 
Steuer-Einheiten  nach  den  verschiedenen  Bezirken)  zu  honoriren. 

Bei  der  Entwerfung  von  Wirtbschaftsplänen  gilt  das  Princip,  dass  die- 
jenige Menge  von  Futter  erbauet  wird,  welche  nöthig  ist,  um  durch  den 
gewonnenen  Dünger  die  Bodenkraft  nicht  bloss  zu  erhalten,  sondern  auch 
zu  steigern,  wobei  die  Fruchtfolge  den  Verhaltnissen  angepasst  wird.  Es 
sind  auch  Formulare  zur  Berechnung  des  Reinertrages  bei  den  verschiedenen 
Fruchtfolgen  entworfen  worden. 

Entwässerung.  (R.  p.  86  —  88.) 

Um  der  Drainage  möglichst  schnellen  Eingang  zu  verschaffen,  schickte 
das  Ministerium  einen  geeigneten  Mann  nach  England  und  Belgien,  der  sich 
dort  orientiren  sollte  und  liess  bei  der  Londoner  Industrieausstellung  die  als 
die  vorzüglichste  erkannte  Drainsröhrenpresso,  sowie  die  erforderlichen  Werk- 
zeuge an  verschiedenen  Orten  als  Muster  ankaufen.  Sodann  wurden  auf 
Kosten  der  Regierung  allmählig  12  Röbrenpressen  angefertigt  und  theUs  an 
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die  landwirtschaftlichen  Kreisvereine,  theils  an  Private  gegen  gewisse  Zah- 
Inngsverbindlichkeiten  überlassen.  Es  legten  sich  auch  bald  in  allen  Theilen 
des  Landes  Ziegeleien  oder  Töpfereien  auf  Anfertigung  von  Drainsröhren. 
Mit  der  Zubereitung  des  Thons  und  den  Trockenvorrichtungen  in  Sachsen 
ist  Reuning  indessen  noch  nicht  ganz  zufrieden  und  erwartet  die  noch  feh- 
lenden Verbesserungen,  so  wie  Preisermäßigung  von  der  zunehmenden  Con- 
currenz;  bei  der  starken  Kachfrage  haben  (wenigstens  bis  1856)  6— ö'/aThlr. 
für  1000  Röhren  von  l'/V  Durchmesser  (fast  73inehr  als  anderswo)  bezahlt 
werden  müssen.  An  geübten  Technikern  fehlt  es  nicht;  es  kam  zu  Statten, 
dass  von  Anfang  an  das  bei  der  vorangegangenen  Organisation  des  Wiesen- 
baus verwendete  und  für  die  Drainage  leicht  zu  instruirende  Personal  zur 
Disposition  stand. 

Die  kleineren  Grundbesitzer  wurden  zur  Drainage  in  gleicher  Weise  wie 
in  Betreff  der  Gütereinrichtungen  ermuntert,  indem  die  Kosten  der  Projek- 
lirung  auf  die  betreuenden  Fonds  übernommen  wurden ;  durch  die  Commis- 
sare  kamen  1852  202,  1853  539,  1854  896  Acker  zur  Drainirung. 

Ackergeräthe  und  landw.  Maschinen.  (R.  p.  88  -  94 ;  p.  154  - 157.) 

Auf  Verbreitung  tüchtiger  Ackerwerkzeuge  wurde  mit  dem  grössten  Er- 
folge durch  die  Ausstellungen,  durch  Probepflügen,  durch  Versendung  sol- 
cher Instrumente  an  Vereine  oder  Private  zum  Zwecke  des  Nachbauen*  hin- 
gewirkt. Zur  Anschaffung  noch  wenig  bekannter  Werkzeuge  als  Modelle 
bewilligte  das  Ministerium  des  Innern  stets  die  Mittel;  es  wurden  *.  ß.  aus 
Worddeutschland  der  schottische  Schwingpflug,  der  mecklenburgische  Saat- 
decker,  der  sogen.  Neuseeländer  Pflug,  aus  Süddeutschland  der  Hohenheimer 
Pflug,  der  Bergsträsser  Pflug,  von  der  Londoner  Ausstellung  die  amerika- 
nischen Pflüge,  die  Howardseggen  etc.  bezogen  und  in  Anwendung  gesetzt. 

In  Sachsen  selber  hat  der  Bau  landw.  Geräthe  und  Maschinen  seittAn- 
fung  der  fünfziger  Jahre  bedeutende  Fortschritte  mit  Vermehrung  des  Ab- 
satzes gemacht.  In  Dresden  ist  eine  Einrichtung  begründet  worden,  welche 
bereits  anderswo  (in  Hannover,  in  Pesth)  Nachahmung  gefunden  hat:  eine 
permanente  Ausstellung  landw.  Maschinen  und  Geräthe,  welche  den  Verkauf 
zwischen  den  Anfertigern  und  Landwirthen  vermittelt;  es  hat  dies  zu  einer 
weiteren  zweck  massigen  Arbeitstheilung  geführt,  indem  die  Anfertiger  auf 
einzelne  Gegenstände,  selbst  auf  einen  einzigen  sich  beschränken  können; 
die  Landwirthe  aber  haben  Gelegenheit  erhalten,  Kenntniss  von  dem  Stande 
des  Maschinenwesens  zu  nehmen,  die  Leistungen  der  verschiedenen  Concur- 
renten  zu  vergleichen  und  stets  zu  massigen  Preisen  mit  ihrem  Bedarfe  sich 
zu  versehen.  Die  Regierung  gibt  zu  diesem  Etablissement  jährlich  300  Thlr., 
um  zweckmassige  Maschinen,  welche  durch  den  Privatverkehr  nicht  ins  Land 
kommen,  anzukaufen,  für  alle  Verfertiger  auszustellen  und  sie  diesen  auf 
Verlangen  zum  Nachbauen  zu  überlassen.  — 
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Mngung.  (R.  p.  91  — 119.) 

„  Ein  Vorurtheil,  eine  hergebrachte  Gewohnheit  tu  entfernen,  bleibt  steU 
schwieriger,  als  das  Betreten  einer  neuen,  bisher  unbekannten  Bahn;  es  ist 
thataächlich,  dass  das  Knochenmehl  und  der  Guano  eine  weit  raschere  Ver- 
breitung fanden,  als  die  (normale)  Anlegong  von  Düngerslltten  tum  Zwecke 
der  Erhaltung  des  theuer  producirten  Stalldüngers  sammt  der  Jauche.  Man 
hat,  nachdem  die  lange  Jahre  für  Einrichtung  von  Düngerstitten  mit  Juuche- 
behältern  ausgesetzten  Geldprämien  ohne  wesentlichen  Erfolg  geblieben  waren, 
kein  Mittel  unversucht  gelassen,  um  diesen  Zweck  tu  erreichen;  man  bat 
wiederholt  Anleitungen  tur  Anlage  von  solchen  veröffentlicht  und  verbreitet, 
die  landw.  Vereine  angeregt,  nach  dieser  Richtung  thätig  tu  sein,  die  Mittel 
für  Musteranlagen  bewilligt,  Maurer  für  diesen  Beruf  instruirt;  es  ist  in  den 
agrikulturchemischen  Vorträgen  auf  diesen  Gegenstand  in  allen  Gegenden 
des  Landes  auf  das  Eindringlichste  hingewiesen;  es  sind  in  Zahlen  die  Re- 
sultate der  Jauchendünguog  verbreitet  wordeo,  und  noch  heute  sieht  man 
neben  düngerarmen  Feldern  die  flüssigen  Ezcremente  der  Thiere  ungenutzt 
abfliessen,  ja  man  sieht  neben  dieser  bodenlosen  Verschwendung  auf  dem- 
selben Gute  theuer  erkaufte  Düngmitlel  in  Anwendung  bringen,  man  hat 
vielfach  erst  durch  diese  den  Werth  der  Jauche  kennen  gelernt."  —  Abo 
tout  comme  chez  noos  !  —  Wenigstens  sind  d  i  e  Gegenden  noch  Oasen  in 
Deutschland  (das  östliche  Altenburg,  die  Pfalz  etc.),  wo  in  den  Bauern  wirt- 
schaften Stalldünger  und  Jauche  rationell  bebandelt  werden.  R.  fügt  üb- 
rigens hinzu,  dass  in  Sachsen  doch  die  grössten  Schwierigkeiten  überwunden 
und  ganze  Gegenden  durch  die  Wirkung  von  Beispielen  für  diesen  Fortschritt 
gewonnen  waren,  aurn  Messen  sitn  weiierr  miiiei  iur  niesen  tweis  nuni 
anwenden.  — 

Für  Bereitung  des  Knochenmehls,  welches  eine  Zeit  lang  unverdienter 
Weile  durch  den  Guano  in  den  Hintergrund  gedrängt  war,  sind  gegen  40 
Mühlen  im  Gange;  R.  schätzt  den  Verbrauch  auf  100,000-120,000  Ctnr., 
wovon  der  grösste  Theil  aof  die  Oberlausitz  fällt.  Wo  es  nöthig  war,  ist  znr 
Anlegung  von  Knochenmühlen  Unterstützung  gewährt  worden;  gut  gewirkt 
hat  auch  die  Veröffentlichung  der  in  Zahlen  festgestellten  Resultate. 

Die  ersten  Versuche  mit  Guano  in  Sachsen  datiren  von  1842,  angestellt 
auf  Gütern  in  der  Nähe  von  Freiberg  und  von  Grossenhain;  bis  I8~>t  war 
der  jährliche  Consum  allmählig  auf  120,000  Ctnr.  gestiegen;  derselbe  ist 
am  grössten  im  Dresdener  Kreise;  1845  war  es  noch  nöthig,  mittelst  einer 
durch  das  Directorium  des  Hauptvereines  in  allen  Vereinen  veranlassten  Sub- 
scription  eine  Bestellung  zu  veranstalten ;  später  hat  sich  der  Handel  dieser 
lukrativen  Einfuhr  bemächtigt.  Die  Versuche  mit  Chilisalpeter  ergaben  in 
Sachsen  keine  befriedigenden  Resultate. 
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Mit  Rücksicht  auf  den  notwendigen  Saamenwechsel  and  Saameo-Bezug 
von  Aussen  hat  das  Ministerium  je  nach  den  Umstanden  die  Vermittlung  für 
den  Bezug  übernommen  oder  wesentliche  Vorschüsse  tu  diesem  Zwecke 
geleistet  oder  den  Saamen  unentgeltlich ,  mitunter  gegen  die  Verpflichtung, 
eine  gleiche  Quantität  zum  Zwecke  weiterer  Verbreitung  zurückzuerstatten, 
vertheilt.    Im  Einzelnen  ist  hierüber  Folgendes  zu  bemerken : 

Weizen,  in  Sachsen,  wie  Oberhaupt  im  mittleren  und  nördlichen  Deutach- 
land nicht  zum  Brode,  als  allgemeinem  Nahrungsmittel,  sondern  fast  aus- 
schliesslich zu  Semmeln  und  feinerem  Gebäck  verwendet,  Gndet  für  diesen 
Zweck  in  möglichst  heller  Farbe  den  günstigsten  Absatz;  die  gesuchteste 
und  schon  langer  bekannte  Bezugsquelle  hiefür  ist  die  Gegend  von  Franken- 
atein  in  Schlesien  Versuche  mit  dem  Wechsel  eines  ausgezeichnet  weissen 
polnischen,  durch  ein  Danziger  Haus  1853  bezogenen  Weizens  haben  nur 
theilweise  ein  günstiges,  dann  aber  auch  sehr  günstiges  Resultat  gehabt.  Der 
Anbau  des  1H46*  und  1848  über  Wien  bezogenen  Mumienweizeus  (Helena- 
weizens) ist  wegen  der  Gefahr  des  hanfigen  Auswinterns  und  des  Ansartens 
und  wegen  des  zu  feinerem  (Jebiick  ungeeigneten  schwärzeren  Mehls  wieder 
aurgegeben  worden;  mehrere  aus  Spanien  bezogene  Anfangs  vielversprechende 
Weizenarten  unterlagen  den  Einflüssen  des  Climas;  ebenso  der  zur  Gewin- 
nung von  FlechUtroh  schon  vor  1844  bezogene  Sommerweizen  aus  Toskana. 

Von  dem  bekannten  Propateier  Saatroggen  wurden  von  1848  an  circa 
2200  Scheffel  durch  Vermittlung  des  Ministeriums  bezogen,  hauptsächlich  für 
die  Oberlatftilz,  wo  er  jetzt,  nachdem  der  Privatverkehr  des  weiteren  Be- 
zuges sich  angenommen,  überwiegend  angebaut  wird.  Zuletzt  ist  auch  aus 
Schweden  Roggen  bezogen  worden. 

Die  Versuche  mit  Saatgerate  aus  Holstein,  der  Annatgcrste  aus  Hohen- 
heim und  der  sogen.  Phönixgerste  sind  nicht  gelungen;  nur  die  pommersche 
>  Gerste  hat  sich  bewährt;  1852  wurde  Wintergerste  aus  Hanau  bezogen, 
deren  vorteilhafte  Cultnr  alljährlich  sich  weiter  verbreitet. 

Der  aus  Holstein  bezogene  Hafersaamen  scheint  sich  zu  bewähren,  die 
englischen  Hafersorten  nur  auf  bindigem  Boden. 

Ein  Wechselversuch  mit  Erbsen  aus  dem  nördlichen  Deutschland  ist 
ganz  misslungen,  überhaupt  ist  der  Erbsenbau  in  Sachsen  seit  einer  Reihe 
von  ungünstigen  Erndten  sehr  in  den  Hintergrund  getreten. 

Dem  Rübenbau  hat  das  Ministerium  nach  dem  Auftreten  der  Kartoffel- 
krankheit grosse  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Zuerst  wurde  der  Bezug  von 
Huokelrfiben- Saamen  aus  der  Würzburger  Gegend  vermittelt  und  dann  aus 
England  Saamen  der  dort  am  meisten  verbreiteten  Turnipsarten  bezogen; 
später  sind  Concurrenzpreise  für  die  Erbauung  der  grössten  Menge  von  Rüben 
ausgesetzt  worden.  Der  Anbau  der  Lupioe  und  des  Mais  ist  eingeleitet 
worden. 

* 

* 
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Eine  Einwirkung  nur  den  Anbau  von  Oelfrüchten  ist  nicht  erforderlich 
gewesen. 

Um  den  in  Sachsen  bisher  unbedeutenden  Tabakbau  au  hohen  und  wei- 
ter zu  verbreiten,  wurde  eine  Schrift  über  denselben,  welche  auf  genauer 
Kenntnisnahme  des  Pfälzer  Tabakbaues  beruhte,  v er f aast  und  aus  Amerika 
und  der  Pfalz  Ssamen  bezogen.    Trotz  der  günstigen  Besultate  (es  wurde 
namentlich  ein  sehr  kräftiges  Deckblatt  gewonnen)  dehnte  sich  der  Tabakan- 
bau nicht  aus;  es  fehlte  an  Absatz,  sei  es,  weil  die  Schwierigkeiten  der 
Fermentation,  besonders  bei  den  erbauten  geringen  Quantitäten,  narhtheilig 
wirkten,  sei  es  aus  blosser  Abneigung  der  Tahaksfabrikanten  gegen  das  in- 
ländische Product.   In  den  letzten  Jahren  hat  der  Leipziger  Kreisverein  wie- 
derum dieser  Cultur  mit  Energie  sieh  angenommen,  und  bedient  sich  hiebei 
der  technischen  Kenntniss  eines  aus  der  Pfalz  berufenen  Tabakbanera. 

Auf  den  Feldmarken  der  Städte  Lommatzsch,  Coldiz,  Leisnig,  Bautzen  n. 
s  w.  wird  seit  langer  Zeit  die  Weberkarde  angehauet,  zwar  quantitativ  und 
pekuniiiir  mit  gutem  Erfolge,  aber  ohne  die  Qualität  wie  in  einem  Thcile 
von  Baiern  und  insbesondere  in  Frankreich  zu  liefern;  Versuche  mit  fran- 
zösischem Saamen  sind  gemacht  worden,  ohne  dass  bis  jetzt  constatirt  ist,  ob 
die  bessere  Qualität  der  französischen  Karde  in  ihr  selber  liegt  oder  Boden 
und  flitna  den  Ausschlag  geben. 

Der  Hopfen  bau  ist  nur  im  Dorfe  Wehlen  (in  der  sogen,  sächsischen 
Schweiz)  von  Bedeutung.  Ohne  Rücksicht  auf  die  Bedingungen  des  Gedeihens 
hatte  man  während  einer  Beihe  von  Jahren  ansehnliche  Prämien  für  Hopfen- 
pflanzungen ausgesetzt  und  dadurch  auch  unpassende  Anlagrn  hervorgerufen 
und  an  einer  ungeeigneten  Stelle  eine  Mutlcrpflanzung  angelegt,  die  sich 
nicht  zu  halten  vermochte.  In  den  letzten  Jahren  ist  diesem  Zweige  eine 
weitere  Aufmerksamkeit  nicht  zugewendet  worden;  doch  meint  Reuning,  dass 
man  auf  denselben  in  späterer  Zeit  werde  zurückkommen  müssen. 

Wahrend  die  Kutistgärtnerei  (Blumen-  und  Zierpflanzenzucht)  besonders 
bei  Dresden  zu  hoher  Entwicklung  gelangt  ist  und  die  Producte  derselben 
einen  weit  verbreiteten  Handelsartikel  bilden,  ist  der  Gemüsebau,  zurückge- 
blieben (mit  Ausnahme  etwa  der  Umgegend  von  Zittau)  und  haben  die  Be- 
mühungen, ihn  zu  heben,  noch  keinen  bemerkbaren  Erfolg  gehabt.  Der 
Dresdener  Kreisveretn,  welcher  schon  früher  einen  jungen  Gärtner  auf  Beisen 
schickte,  hat  in  neuester  Zeit  mit  Gründung  einer  Gärtnerscbule  in  Dresden 
sich  beschäftigt,  für  welche  das  Ministerium  ein  Grundstück  gepachtet  hat. 

Der  sächsische  Weinbau,  nach  Clima  und  Lage  auf  einen  Thcil  der  Elb- 
ufer beschränkt  und  hier  entweder  von  wohlhabenden  Besitzern  als  eine  Art 
von  Luxus  oder  von  Landwirthen  in  Verbindung  mit  Obstbau,  Gemüsebau  etc. 
betrieben,  neuerdings  dnreh  die  Verwendung  des  Productes  zu  Schaumwein 
gestützt,  scheint  einer  besonderen  Fürsorge  nicht  zu  bedürfen;  früher  sind 
Prämien  für  die  Verbreitung  edler  Bebaorten  ausgeschrieben  worden;  auch 
hat  der  Dresdener  Kreisvercin  jährlich  100  Thlr.  für  den  Weinbau  bestimmt. 

Der  Obstbau  bedarf  in  Sachsen  mehr  der  qualitativen  als  der  quantita- 
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tiven  Förderung.  Boden  und  Klima  sind  nur  in  einem  Theile  Sachsens  dem 
Obstbau  zusagend  und  dort  ist  nur  bei  einzelnen  Obslarten  (namentlich 
Kirschen  am  linken  Elbufer)  die  Durchscbnittsrente  eine  höhere  als  beim 
Ackerbau,  das  benachbarte  obstreiche  Böhmen  versieht  Sachsen  billig  mit 
Aepfeln,  Birnen,  Pflaumen ;  Obstwein  ist  in  Sachseo  fast  unbekannt,  getrock- 
netes Obst  als  Nahrungsmittel  der  Irmeren  Klassen  nicht  so  beliebt,  wie  in 
Thüringen  und  südlicher.  Bei  reichen  Ernten,  welche  mehrere  Missjahre 
decken  sollen,  muss  das  Obst  in  Sachsen  verschleudert  werden;  1847  und 
1850  wurden  to  kaum  die  Kosten  der  Ernte  und  des  Markttransportes  erlöst  - 
und  Henning  führt  speciell  an,  dass  z.  B.  in  der  Nlhe  von  Tharandt  damals 
der  edle  Calwil  au  5  Sgr.  per  sftebs.  Scheffel »)  zur  Fütterung  der  Thier« 
verkauft  wurde.  — 

Als  der  Obstbau  in  den  landw.  Vereinen  zur  Verhandlung  kam  ,  wurde 
Vernaehrung  der  Baumschulen,  Unterricht  im  Obstbau  in  den  Seminarien  und 
Erlangung  von  Obstbäumen  su  niedrigen  Preisen  gewünscht.  Das  Ministerium 
liess  hierauf  Baumschulen  bei  den  Straf-  und  Versorgungsanstalten  des  Landes 
gründen,  die  aber  meist  nicht  zur  JHüthe  gelangten ;  der  seminarische  Unter- 
richt im  Obstbau  konnte  nicht  befriedigend  effectuirt  werden,  eben  so  wenig 
die  Erlernung  des  Ba  umschnitte«  durch  Chausseewärter.  Jetzt  sucht  man 
den  Obstbau  vor  Allem  qualitativ  zu  heben,  auf  eine  naturgemässe  Pflege 
des  Obstbaums  und  auf  Verbesserung  der  Anstalten  zur  Verwendung  des 
Obstes  hinzuwirken. 

Dem  Seidenbau  hat  man  in  Sachsen  wie  anderswo  grosse  Opfer  gebracht, 
ohne  mehr  als  „Ausstellungsmuster  su  erzielen,  die  nun  endlich  auch  von 
dem  Schauplatze  verschwunden  sind,  um  von  dieser  gesammten  Thätigkeit 
nichts  übrig  su  lassen.«  Reuning  erklärt  diesen  Culturzweig  für  zur  Zeit 
ganz  unhaltbar  nach  den  Verhältnissen  Sachsens. 

Wiesenbau.  *(R.  p.  144-148.) 

Die  Berieselung  der  Wiesen  ist  im  Erzgebirge  und  Voigtlande  schon 
lange  bekannt.  Einen  eigentlichen  Kunstwiesenbau  unternahm  der  Fiscus 
seit  1830  auf  den  untersten,  an  die  Bäche  sich  herabstreckenden  Abhängen 
von  Gebirgswaldungen  im  Erzgebirge.  Der  gute  Erfolg  dieser  Wiesenanlagen 
scheint  in  Sachsen  eine  Zeitlang  zur  Ueberschätzung  der  Wiesenbewässerung 
geführt  zu  haben,  indem  man  auf  die  Qualität  des  Wassers  keine  gehörige 
Kück8icht  nahm  ;  oft  ward  die  Sache  auch  fehlerhaft  ausgeführt  beim  Mangel 
geübter  Techniker. 

Das  Ministerium  überzeugte  sich  auf  Vortrag  des  Directoriums  des  landw. 
Hauptvereins,  dass  das  ganze  Wiesenbauwesen  einer  Organisation  bedürfe 
und  dass  zum  Zwecke  möglichst  vollkommener  und  zugleich  wenigst  kost- 
spieliger Durchführung  von  Wiesenmeliorationen  drei  Classen  von  Wiesen- 
bauern ausgebildet  werden  müssten: 

i)  100  Dresd.  Scheffel  =  191,3  preuas.  Scheffel. 

Ztitacfcr.  für  SUitew.  1857.  4*  Btn.  44 
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Cl.  I.    Ingenieurs  für  die  Projeclion  von  Wiesenbauanlagen; 

Cl.  II.  Leute  mit  der  Befähigung,  die  Ausführung  der  projectirten  An- 
lagen tu  leiten  und  tu  beaufsichtigen,  auch  kleine,  eine  besondere  Beurthcilung 
nicht  erfordernde  Bauten  selbstständig  auszuführen; 

Cl.  III.  Vorarbeiter. 

Es  wurden  nun  suerst  vier  im  Wiesenbau  beschäftigte  tüchtige  junge 
Männer  ausgewählt,  uro  die  Gegenden  Deutschland*  auf  Korten  der  Regierung 
su  bereisen,  in  denen  der  Wiesenbau  am  meisten  ausgebildet  war.  Dieaelfceo 
wurden  spater  in  den  verschiedenen  Landestheilen  als  Wiesenbauer  1.  Claude 
stationirt.  Für  die  kleineren  Landwirthe  wurden  die  Projectionskosteo  auf 
den  Undw.  Dispositionsfonds  übernommen.  18.>3  konnten  11  Wieseomeiater 
2.  Classe  mit  Patenten  versehen  werden  ;  es  steht  jetst  auch  eine  genügende 
Anzahl  von  Leuten  3.  Classe  zur  Verfügung;  das  Personal  ist  teilweise  mit 
Nivellir-Instrumenten  unterstüzt  worden.  — 

Viehxncht  und  Viehnutiong.  (R.  p.  176-219.) 

Obwohl  die  Ueberzeugung,  dass  es  besser  sei,  eine  geringere  Kopfzahl 
von  Vieh  gut,  als  eine  grössere  Zahl  schlecht  zu  füttern,  iromermehr  prak- 
tischen Eingang  findet,  so  ist  man  doch  von  dem  Ziel  der  bestmöglichen  Ver- 
werfung des  Futters  durch  die  Thiere  im  Allgemeinen  noch  weit  entfernt. 
In  Sachsen  ist  dieser  Punkt  von  dem  Ministerium  und  den  Vereinen  nach 
•einer  ganzen  Wichtigkeit  gewürdigt  worden.    Die  Resultate  vergleichender 
Fütterungsversuche  sind  veröffentlicht,  Concurrenzpreise  für  die  Erzeugung 
der  gröbsten  Menge  von  Fleisch  im  ersten  Lebensjahre  der  Thiere  ausge- 
schrieben worden.    Man  bat  sich  bemüht,  die  Futterwertbe  der  eiozelnen 
thierischen  Nahrungsmittel  durch  Tabellen  zur  Verbreitung  zu  bringen,  welche 
zugleich  Aufschluss  darüber  geben  sollen,  wie  hoch  bei  den  verschiedenen 
Preisen  die  Kosten  für  den  Centner  Heuwerth  (als  Wahrungs-Einheit)  sich 
berechnen;  man  hat  ferner  durch  Tabellen  festzustellen  gesucht,  wie  viel 
Centner  Heu  wert  h  in  den  verschiedenen  Futtermitteln  auf  dem  Acker  Landes 
erzeugt  werden.    Dies  hat  dazu  betgetragen,  'den  Futtermitteln  eine  grössere 
Fcldfläche  zuzuwenden,  namentlich  dem  Rübenbau  eine  weitere  Verbreitung 
•   zu  verschaffen,  wfihrend  die  Kartoffel  mehr  Handelsfrucht  geworden  ist,  was 
auf  die  Preise  der  direkten  menschlichen  Nahrungsmittel  von  unverkennbarem 
Einflüsse  in  den  letzten  Jahren  geworden  ist.    Man  hat  sich  nun  auch  mehr 
daran  gewöhnt,  den  Aufwand  für  die  Viehhaltung  und  den  Ertrag  derselben 
genauer  zu  berechnen  und  in  Zahlen  festzustellen.    Aufgabe  der  landwirt- 
schaftlichen Versuchsstationen  ist  es  nun,  das  richtige  Mischungsverhailniss 
der  Futtermittel  zu  engrunden,  was  eine  genaue  Kenntniss  der  Bestandteile 
derselben  voraussetzt.    Aus  Unkunde  dieses  Verhältnisses  werden  fortwährend 
Massen  von  Futter  unnütz  verschwendet. 

Durch  die  Station  zu  Möckern  sind  schon  werthvolle,  wenn  auch  noch 
keineswegs  vollständige  Grundlagen  gewonnen  worden;  zu  bedauern  ist  nur 
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die  Spärlichkeit  der  Mittel,  welche  der  landw.  Curatet  in  Sachsen  für  dieien 
Zweck  zur  Disposition  stehen.  — 

Auf  die  Veredlung  der  Rindviehzucht  suchte  die  Regierung  18;{6  durch 
Ankauf  von  Sprungbullt-n  aus  dem  Egerlande  und  dem  Allgau,  auch  aus 
Oldenburg  und  Frtesland  hinzuwirken ;  68  Stück  wurden  stationsweise  im 
Lande  vertheilt.  Diese  Maassregel  scheint  keinen  wesentlichen  Einfluss  gehabt 
zu  haben,  vielleicht  weil  Missgrifle  beim  Ankaufe  gemacht  waren.  1845 
wurden  auf  Antrag  des  Directoriums  des  Hauptvereins,  welches  gauz  speoielle 
statistische  Mittheilungen  und  Gutachten  von  den  Bezirks  vereinen  eingezogen 
hatte,  folgende  Beförderungsmittel  angeordnet: 

1)  Die  Bewilligung  einer  Einfuhrprämie  von  je  50  Thlr.  für  Land- 
wirlhe,  welche  für  sich  allein  oder  im  Vereine  mit  mehreren  Gliedern  einer 
Gemeinde  einen  reinen  Stamm  Kindvieh  von  mindestens  10  Kühen  oder 
tragenden  Kalben  nebst  einem  Bullen  aus  Holland  oder  aus  dem  Allgau 
einführen  und  sich  verpflichten,  .dieses  Vieh  mindestens  drei  Jahre  rein  fort- 
zuzüchten  und  die  Kälber $u?J£uchi  aufzustellen  oder  zu  solcher  zu  verkaufen. 

2)  Die  Bewilligung  der  erforderlichen  Mittel  an  die  Vereine,  um  das 
im  Lande  sich  vorfindende  oder  einzuführende  Zuchtmaterial  zu  verbreiten: 
durch  Ankauf  und  Wiederverkauf  vun  halbern  oder  Jungvieh  höheren  Alters, 
oder  durch  einen  Züsch us*  bei  dem  Ankaufe  von  solchen  Thieren,  oder  durch 
Vorschüsse  und  Unterstützung  bei  dem  Ankaufe  tüchtiger  Bullen  in  den  Ge- 
meinden, oder  durch  Prämien  an  die  Halter  tüchtiger  Bullen  zum  allgemeinen 
Gebrauche,  welche  Prämien  auch  nach  der  Zahl  der  geleisteten  Sprünge 
bestimmt  werden  können. 

3)  Die  Aufstellung  von  reinem  Allgauer  Vieh  auf  den  Staatsgütern  zu 
Bräunsdorf  und  Rennersdorf  und  von  reinem  holländischen  Vieh  tu  Lohmen. 

Diese  Veranstaltungen  waren  so  wirksam,  dass  nach  1851  eine  Auf- 
munterung durch  Einfuhrprämien  nicht  mehr  nöthig  war  und  nunmehr  alle 
Thätigkeit  der  Verbreitung  des  im  Lande  geborenen  Zuchtmaterials  zuge- 
wendet werden  konnte. 

Da  man  in  dieser  Besiehung  bald  sich  überzeugte,  dass  die  weibliche 
Nachzucht  Bei  starker  Nachfrage  und  zu  hohen  Preisen  einer  Aufmunterung 
nicht  bedurfte,  so  beförderte  man  die  Aufzucht  von  Bullen  dadurch,  dass 
man  den  bäuerlichen  Landwirtben  einen  Zuschuss  zu  dem  Ankaufspreise  der 
Bullenkälber  gewährte,  welcher  den  Züchtern  einen  lohnenden  Absatz  sicherte 
und  diese  Thier©  der  Fleischbank  entzog. 

Auf  das  Voigtland  bezogen  sich  diese  Maassregeln  nicht  mit,  weil  dieser 
Landestheil  schon  seit  längerer  Zeit  eine  gute  constante  Rindviehrace  besitzt; 
man  war  hier  hauptsächlich  bemäht,  die  vorzüglicheren  Bullen  dieser  R»ce 
durch  sogenannte  Sprungprämieu  in  ausgedehntcrem  Maasse  zur  Verwendung 
zu  bringen  und  auf  diu  bessere  Futterung  in  der  ersten  Jugend  hinzuwirken. 

Vcrmisst  wird  in  Sachsen  noch  eine  Bullenköhrung ,  die  da  am  noth- 
i    wendigsten  ist,  wo  die  Bullen  noch  von  den  Gemeinden  auf  dem  Reihegang 
gehalten  werden. 

44» 
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Die  Pferdesucht  ist  für  Sachsen  aus  nahe  liegenden  Gründen  nicht  ren- 
tabel ;  sie  deckt  nur  Vio  des  Bedarfes  and  auch  (Hess  nur  mit  unverhaltniss- 
mässigen  Opfern  der  Staatskasse,  die  Reuning  auf  25  Thlr.  für  jedes  ha 
Lande  geborene  Füllen  berechnet. 

Die  edle  Schafzucht  —  bekanntlich  ein  Glantpunkt  der  Entwicklungs- 
geschichte der  sächsischen  Landwirtschaft  und  lange  Zeit  hindurch  die  Quelle 
ansehnlichen  Einkommens  der  sächsischen  Landwirthe  —  muss  bei  den  jetzigen 
volkswirtschaftlichen  Zustanden  gegen  Rindvieh-  und  Schweinehaltung,  so 
wie  gegen  die  hauptsächlich  auf  Pleischproduction  gerichtete  Schafzucht  in 
den  Hintergrund  treten.  Auch  hat  sich  der  Schafbestand  Sachsens  seit  1840 
schon  ansehnlich  vermindert:  wohl  mit  eine  Folge  der  Ablösung  der  Weide- 
Servituten.    Indessen  sind  die  Zuchtschäfereien  immer  noch  sehr  rentabel. 

Aus  den  auf  dem  Staatsgute  Bräunsdorf  seit  1850  mit  Reinzuchl  und 
Kreuzung  verschiedener  Racen  angestellten  mannigfachen  Versuchen  hat  eich 
ergeben,  dass,  die  Fleischerzeugung  als  Hauptzweck  im  Auge,  für  Sachsen 
die  Einführung  englischer  Schafe  zur  Kreuzung  mit  sächsischen  und  mit 
baierschen  Schafen  am  meisten  sich  empfiehlt. 

Die  Schweinezucht  war  bis  auf  die  neuere  Zeit  in  Sachsen  nicht  gehörig 
beachtet,  theils  weil  es  der  Rindviehhaltung,  mit  welcher  die  Schweinezucht 
in  enger  Verbindung  steht,  bei  der  hohen  Rente  der  Wollproductioa  eben 
so  ging,  theils  weil  die  Leichtigkeit  der  Erlangung  von  mageren  Schweinen 
der  eigenen  Aufzucht  hinderlich  war;  auch  gestattete  die  vorhandene  Race 
nur  eine  massige  Verwerthung  des  Futters.  Jetzt  ist  diess  anders  geworden; 
man  hat  erkannt,  dass  bei  keinem  Thiere  eine  bessere  Verwerthung  des 
Futters  zu  erzielen,  ist,  lässt  den  Schweinen  eine  sorgfältigere  Wartung  ae- 
gedeihen,  hat  in  der  Einrichtung  der  Stille  wesentliche  Fortschritte  gemacht 
und  ist  durch  ausgezeichnete  Racen  ju  sehr  mastfähigen  Thieren  gelangt. 

Sehr  bewährt  haben  sieb  die  aus  England  eingeführten  Schweine  (Hauer 
und  Zuchtsauen)  des  Essexschlages  und  des  Yorkshireschlages,  durch  welche 
auch  erfolgreiche  Kreuzungen  ausgeführt  sind.  Damit  hat  sich  auch  der 
Zutrieb  magerer,  iu  ihrer  Jugend  schlecht  genährter  Schweine  aus  Polen 
u.  s.  w.  vermindert;  doch  mag  die  Einfuhr  magerer  Schweine  fmmer  noch 
'/*  der  jährlich  geschlachteten  Schweine  betragen ;  die  Einfuhr  gemästeter 
Schweine  ist  nicht  bedeutend. 

Wenn  die  Zahl  der  Schweine  in  Sachsen  nach  Ausweis  der  Viehzählungen 
seit  1844  nicht  erheblich  sich  vermehrt  hat,  so  sind  die  Folgen  mehrerer 
unzureichender  Ernten  auf  die  Schweinehaltung  zu  berücksichtigen;  auch  ist 
zu  bedenken,  dass  die  Production  von  Schweinefleisch  in  weit  stärkerem 
Verhältnisse  gestiegen  ist,  ab  die  Zahl  der  Schweine.  Um  die  Wichtigkeit 
der  Schweinehaltung  deutlich  zu  machen,  führt  Reuning  nach  den  Schlacht- 
steuerregistern von  1852  an,  dass  in  Sachsen  die  Coniumtion  von  Schweine- 
fleisch reichlich  eben  so  stark  ist,  als  die  von  Rindfleisch,  Kalbfleisch  und 
Schaffleisch  zusammengenommen,  wozu  der  höhere  Nahrungswertb  des 
Schweinefleisches  kommt  — 
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Für  die  sächsische  Viebwirthschaft  im  Allgemeinen  ist  noch  von  Wichtig- 
keit, das*  die  nötltige  Reform  des  gesammten  Veterinatrwesens  eingeleitet 
wordeo  ist;  der  Wirkungskreis  der  Thierarzueiscbule  ist  bereits  erweitert; 
gegen  das  Einschleppen  der  Maul-  und  Klauenseuche  ist  Vorkehrung  getroffen 
und  es  sind  Maassregeln  in  Gunsten  des  gänzlich  vernachlässigten  Hufbe- 
scblages  zu  erwarten.  — 

Reuning  erörtert  im  Verlaufe  seines  Berichtes  auch  die  Verhaltnisse  der 
landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  in  Sachsen  (p.  159 — 174)  und  äussert 
sich  ut|ler  dieser  Rubrik  u.  A.  Ober  die  dortige  Flachsbereitung  und  die 
zur  Vervollkommnung  derselben  getroffenen  Maassregeln.  Sachsen  war  im 
Flachsbau  wie  in  der  Flachsbereitung  weil  hinter  anderen  deutschen  Landern 
zurückgeblieben.  Man  säete  den  Flachs  meist  zu  spät  (mit  Ausnahme  eines 
Theiles  des  Erzgebirges),  so  dass  wegen  der  kürzeren  Vegetation  das  Pro- 
duet  weniger  haltbar  war;  man  kannte  nur  die  Thauröste,  deren  Gelingen 
von  der  Witterung  abhing,  schwächte  die  Faser  des  Flachses  hiedurch  wie 
durch  das  Trocknen  in  den  Backöfen  und  benutzte  schliesslich  die  Handbreche, 
welche  der  Hechel  nur  noch  einen  verhaltnissmässig  sehr  geringen  Theil  an 
haltbarer  Faser  übrig  liess. 

Es  wurden  nun  zuerst  Prämien  für  die  Anlegung  von  Wasserrösten  nach 
belgischem  Prinzipe  ausgesetzt :  ohne  Erfolg,  da  es  an  der  praktischen  Kunde 
des  in  Belgien   Ablieben  Verfahrens    fehlte.     Deshalb    wurde  spater  ein 
junger  Mann  nach  Belgien  geschickt,  dessen  veröffentlichter,  sehr  bcachtungs- 
werther  Bericht  jedoch  nur  vereinzelte  Versuche  hervorrief,  weil  die  ver- 
schiedenen Manipulationen  nicht  durch  Leetüre  sich  aneignen  lassen.  IVach 
1844  worden  ein  Sachverständiger  und  zwei  mit  den  Manipulationen  ver- 
traute Arbeiter  aus  Belgien  herbeigezogen  und  sfimmtlichen  Vereinen  zur 
Verfügung  gestellt.    Unbekannt  mit  dem  Klimaf  der  Qualität  des  sächsischen 
Productes,  dem  Rostwasser  begingen  diese  Belgier  Fehler.    Das  Schwingen 
des  Flachses  mit  der  Hand  fand  als  ungewohnte  und  sehr  angreifende  Arbeit 
keinen  dauernden  Eingang.     Abschreckend  wirkte  auch  das  Sinken  der 
Flachspreise  in  Folge  der  politischen  Ereignisse  von  1848.    Man  überzeugte 
sich  bald,  dass  eino  zu  allgemeine  (auf  das  ganze  Land  sich  erstreckende) 
Anregung  für  den  Flachsbau  gegeben  war  und  dass  derselbe  in  den  frucht- 
baren Niederungen  sich  nicht  rentire,  und  concentrirte  später  die  Thatigkeit 
auf  die  Gegend  zwischen  Freiburg  und  Frauenstein.    Von  grossem  Erfolg 
ist  die  Bewilligung  eines  Vorschusses  zur  Aufstellung  einer  Brech-  und 
Scbwingmaschine  in  Lichtenberg  gewesen;  das  Verfahren  verbreitete  sich 
bald  weiter  und  seit  mehreren  Jahren  sind  neben  den  erforderlichen  Brech- 
maschinen gegen  500  mechanische  Schwingmesser  in  Thätigkeit.    Die  in 
Schlesien  mit  der  Warmwasserröste  gemachten  Versuche  waren  die  Veran- 
lassung, dass  die  Regierung  1853  die  Lichtensteiner  Flachsbereitungsanstalt 
ankaufte,  und  dabei  eine  Warmwasserröste  errichtete,  worauf  die  Anlage 
sogleich  nach  ihrer  Vollendung  an  einen  Privaten  ohne  Schaden  verkauft 
wurde.    Uebrigens  ist  Reuning,  obgleich  er  die  Vermehrung  der  Flachsbe- 
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reitungsanslalten  wünscht,  nicht  der  Ansicht,  dass  in  Sachsen  die  Flachs- 
bereitung lediglich  durch  solche  grössere,  das  Rohmaterial  einkaufende 
Etablissements  bewerkstelligt  werden  müsse. 

Was  den  Flachshau  betrifft ,  so  hat  die  frühe  Aussaat  schon  mehr  and 
mehr  Verbreitung  gefunden.  Die  Gewinnung  des  feinsten  tu  ßattisten  ver- 
wendeten belgischen  Flachses  mittelst  sehr  dichter  Saat  wurde  aufgegeben, 
weil  man  doch  mit  Belgien  hierin  zu  concorriren  nicht  für  möglich  hall. 
Hinsichtlich  des  Trocknens  des  Flachses  ist  der  wesentliche  Fortschritt  de» 
Aufstellens  in  sogenannten  Schrigen  ersieh  worden,  wodurch  hauptsächlich 
Faser  und  Saaroen  gegen  die  Ungunst  des  Wetters  geschützt  werden.  Die 
gro.<se  Mühe,  welche  man  sich  in  Sachsen  gegeben  hat,  die  Handspinnerei 
durch  Spinnschulen  zu  vervollkommnen  und  dadurch  coneurrenzfahig  mit  der 
Maschinenspinnerei  zu  erhalten,  wird  keine  dauernde  Früchte  tragen. 


Zum  Schlüsse  mögen  noch  die  landwirtschaftlichen  Ausstellungen  er- 
wähnt werden,  welche  durch  Vorführung  der  Leistungen  nicht  blos  darthun, 
wo  und  wie  es  noch  fehlt,  sondern  in  Sachsen  bereits  dargethan  haben,  wie 
gute  Früchte  dort  die  landwirtschaftliche  Curatel  schon  getragen  hat. 

„Die  im  Jahre  1852  in  Dresden  veranstaltete  Landesausstellung  (bemerkt 
R.  p.  47)  repräsentirte  den  Stand  der  Landwirtschaft  Sachsens  in  einer 
Weise,  dass  sie  jeden  Zjveifel  Ober  eine  vollkraftige  Entwicklung  derselben 
beseitigen  musste  und  dass  getrost  behauptet  werden  kann,  dass  wenigstens 
in  Deutschland  eine  frühere  landwirthsebaftliche  Ausstellung  ihr  nicht  an  die 
Seite  gestellt  werden  kann  u 

Die  ersten  landwirtschaftlichen  Ausstellungen  gingen  in  Sachsen  in  den 
30ger  Jahren  von  dem  Vereine  cur  Beförderung  der  landwirtschaftlichen 
Industrie  ans  und  fanden  zuletzt  1844  und  1845  in  Oschatz  Statt.  Sie  er- 
reichten für  die  Gegend,  auf  welche  sie  berechnet  waren,  ihren  Zweck  so 
gut,  dass  das  Directorium  des  landw.  Hauptvereins  das  Bedürfnis»  fohlte, 
solche  Ausstellungen  baldmöglichst  über  das  ganze  Land  zu  verbreiten.  Man 
veranlasste  darum  zuerst  auf  einige  Jahre  Ausstellungen  von  mehr  lokaler 
Natur  und  schritt  auf  Grund  der  so  gewonnenen  Erfahrungen  1848  zur 
Aufstellung  eipes  Normativs,  nach  welchem  Ausstellungen  von  fünf  in  fünf 
Jahren  für  das  ganze  Land,  in  den  übrigen  vier  Jahren  aber  innerhalb  der 
Vereinsbezirke  veranstaltet  werden  sollen ;  die  Leitung  ward  den  Vereinen 
überlassen,  der  aus  der  Staatskasse  zu  leistende  Zuschuss  lediglich  zu  Preisen 
fflr  die  Aussteller  bestimmt,  Verloosungen  von  der  Landwirtschaft  nützlichen 

Der  wohltbitige  Einfluss  dieser  Ansstellungengist  so  sichtbar  hervor- 
getreten, dass  die  Verbreitung  von  Zuchtvieh,  Maschinen  und  Werkzeugen 
die  unmittelbare  Folge  derselben  war.  (R.  p.  48.  49.) 
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Die  Leser  dieser  BIStter  werden  die  Ueberzeugung  gewonnen  haben, 
dnss  in  Sachsen  während  der  zehn  Jahre  von  1815 — 1854  die  Landwirtschaft 
in  Folge  der  umsichtigen  Fürsorge  der  Regierung,  der  Thätigkeit  der  Innd- 
wirlhschafllichcn  Vereine  und  der  spekulativen  Rührigkeit  der  grösseren 
Landwirihe,  in  manchen  Gegenden  auch  schon  der  bäuerlichen  Landwirihe, 
grosse  Fortschritte  gemacht  hat,  grössere  wohl  als  in  den  vorangegangenen 
hundert  Jahren.  Aber  wir  stehen  überhaupt  nicht  am  Ende ,  sondern  am 
Anfange  einer  rationellen  landwirtschaftlichen  Praxis  und  auch  in  Sachsen 
hat  daher  Vieles  in  dorn  kurzen  Zcitr« ume  vorerst  nur  angeregt  und  ein- 
geleitet, nicht  sofort  zur  allgemeinen  Ausführung  gebracht  werden  können. 
In  manchen  Punkten  ist  die  Praxis  noch  unsicher,  weil  die  Theorie  die  an 
sie  gestellten  Fragen  noch  nicht  mit  Sicherheit  zu  lösen  vermag.  Aber  auch 
die  Theorie  ist  jetzt  voll  Leben  und  Bewegung  und  eifrig  bemüht,  der  Praxis 
ihre  guten  Dienste  zu  widmen ;  die  landwirtschaftlichen  Versuchsstationen 
werden  die  zuverlässige  Brücke  von  der  Theorie  zur  Praxis  bauen.  So  wird 
dann  auch  ein  Bericht  über  die  sachsische  Landwirtschaft  für  das  nächste 
Jahrzehnt  von  1855—1864  noch  glänzendere  Resultate,  als  der  jetzt  vor- 
liegende, aufzuweisen  haben  und  wir  hoffen,  einen  solchen  zu  seiner  Zeit 
aus  derselben  sachkundigen  Feder  zo  erhalten. 

Damit  sprechen  wir  zugleich  die  Hoffnung  aus,  dass  Reuning  seiner 
ersprießlichen  amtlichen  Wirksamkeit  noch  lange  erhalten  bleiben  möge;  die« 
sächsischen  Landwirthe  wissen,  was  sie  ihm  zu  verdanken  haben.  Die  Innd- 
wirthschaftliche  Curatel  Sachsens  scheint  uns  jetzt  ganz  auf  dem  rechten 
Wege  sich  zu  befinden  ,  indem  sie  auf  bureaukratisches  Lenken  mehr  und 
mehr  verzichtet  hat.  Namentlich  sind  die  Kreisvereine  dorch  die  ihnen  ein- 
geräumte Selbstständigkeit  zu  einer  grösseren  Selbsttätigkeit  angeregt 
worden  und  diese  Selbsttätigkeit  sichert,  wie  Renning  am  Schlüsse  seines 
Berichtes  mit  Recht  bemerkt,  für  die  Zukunft  das  weitere  Gedeihen  der  Sache, 
bewnhri  vor  MissgriflVn ,  vor  ungerechtfertigten  Schwankungen  im  System, 
vor  Massnahmen,  die  nicht  auf  naturwüchsiger  Basis  beruhen,  vor  dem 
Uebergewichte  persönlicher  Einflüsse ;  sie  begründet  das  Gefühl  der  eigenen 
Kraft  und  führt  dahin ,  dass  man  nicht  Überall  und  immer  wieder  von  der 
Regierung  oder  ihren  Organen  Hülfe  verlangt,  wo  man  sich  aelber  zu  helfen 
vermag.  — 

Harnten. 
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Vor  einigen  Jahren  ist  auch  Oldenburg  in  die  Reihe  derjenigen  deutschen 
Staaten  eingetreten,  welche  mit  einem  besonderen  statistischen  Bureau  ver- 
sehen worden  sind :  für  einen  Steel  von  nicht  viel  Ober  100  Quadratmeilen 
und  noch  nicht  300,000  Einwohner  ein  bemlrkenswerther ,  euch  entwerte 
anzuerkennender  Fortschritt,  welchen  man  dem  speciellen  Interesse  des 
Landesherrn  für  Statistik  nnd  dem  eifrigen  Bemühen  de*  Ministers  des  Innen, 
Freiherrn  v.  Berg  zu  verdanken  hat.  Zum  Director  des  Bureaus  wurde  der 
Hauptmann  e.  0.  Becker  designirt,  welcher  aodenn  vor  Antritt  seines  Amtes 
durch  gründliche  Studien  an  den  Universitäten  Göttinnen  und  Berlin .  sowie 

uaesvis  uiiuiivhv    ^'uuiiu    all    MC- II     Villi  vi  81  »*■  •  V  II     uviiiii^vu  v§     «*vi  »an  y  V»  *\ 

durch  prakliarhe  Kenntniasnahme  von  den  Einrichtungen  und  Arbeiten  des 

derliche  Fachbildung  si<  h Verschaffte.  — 

Nachdem  derselbe  seither  die  Resultate  einzelner  statistischer  Aufnahmen 
in  Oldenburgiacben  Blattern  und  Zeitungen  und  dem  Hof-  und  Staatshandbucb 

umfassenden  und  detaillirten  Publikationen  unter  dem  Titel:  „Statistische  Nach- 
richten über  dea  Groesherzogthum  Oldenburg»  gemacht  worden. 

Bereits  liegen  una  iwei  Hefte  (Oldenburg,  1857.  Schulse'sche  Buch- 
bendlung.)  vor,  Ober  deren  Inhalt  wir  hier  kurzen  Bericht  erstatten  wollen.  - 

Das  erste  Heft  bebandelt  auf  161  Quartseiten  die  Rhederei,  den  Schiffs- 
bau und  die  Schiffahrt  im  Hersogthum  Oldenburg  für  die  Jahre  1829  bis 
1855,  mit  einem  Nachtrage  für  das  Jahr  1856. 

Die  hinzugefügten  Erläuterungen  sengen  von  einer  klaren  Auffassung 
und  richtigen  Würdigung  der  durch  die  Zahlen  repräsentirten  Thatsaohen  und 
von  einem  genauen  und  kritischen  Verfahren  beim  Herbetachaffen  und  Ver- 
arbeiten des  Stoffes.  Wo  die  statistischen  Unterlagen  noch  nicht  gans  voll- 
ständig und  zuverlässig  sind,  wird  dies  offen  gestanden  und  dadurch  snr 
nöthigen  Vorsicht  bei  Vergleichungen  Mahnung  gegeben.  — 
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Wir  können  hier  nicht  in  das  Detail  der  Zahlen  eingehen  und  müssen 
uns  auf  die  Hauptresultate  beschränken. 

Die  Oldcnburgische  Handelsmarine  zählte: 

1.  Januar  1829:    356  Schiffe  von  6,724  Lasten. 
„    n       1846:    477      „       „  12,677  „ 
9    ff       1856:   578      „      n  27,466  „ 
(Die  Rocken-Last  sa  4000  Pfd. ;  Schiffe  unter  5  L.  sind  nicht  mitgerechnet) 
Obwohl  die  früheren  Aufnahmen  nicht  so  vollständig  sind,  als  die  spä- 
teren, also  in  so  weit  dss  Pins  nur  ein  scheinbares  ist,  so  ist  doch  die 
effective  Zunahme  der  Oldenburgischeu  Handelsmarine  jedenfalls  eine  sehr 
bedeutende  gewesen. 

Wie  man  sieht,  hat  aber  die  Zahl  der  Lasten  weit  stärker  zugenommen, 
als  die  der  Schiffe,  woraus  sich  ergiebt,  dass  auch  hier  (wie  anderswo) 
jetat  durchschnittlich  grössere  Schiffe  gebaut  und  in  Fahrt  gesetzt  werden, 
als  früher.  Damit  ist  auch  relativ  an  Schiffsmannschaft  gespart  worden  ;  diese 
betrug  1846  =  1717  Mann,  1856  =  2456  Mann,  so  dass  auf  1  Mann  resp. 
7,*  und  II,1  Lasten  durchschnittlich  kamen  *). 

Für  die  Oldenburgische  Handelsmarine  und  die  Schifffahrtsbewegung  der 
Oldenburgischen  Hafen  <?ind  su  unterscheiden:  das  Weser-Gebiet,  das  Jade- 
Gebiet  und  das  Emagebiel  des  Landes. 

Das  Weser-Gebiet  ist  durch  die  hydrographiechen  Verhältnisse  und  die 
Nahe  Bremens  an  meisten  begünstigt.  Seeschiffe  von  14  Fuss  Tiefgang 
können  bis  Elsfleth,  von  17-18  Fuss  bis  Brake  fahren. 

Der  Meerbusen  der  Jade  ist  zwar  fahrbar  für  Schiffe  von  jeder  Grösse 
und  die  Breite  desselben  von  3000  bis  6000  Fuss  gestattet  das  Einlaufen 
selbst  bei  ungünstigem  Winde.  Aber  die  breit  vorliefenden  Walten  machen 
das  Landen  meist  nur  durch  schmale,  oft  sehr  winkliche  Ausscntiefe  bei 
günstigem  Winde  und  fcr  grössere  Schiffe  nur  tur  Fluthaeit  möglich;  ins- 
besondere aber  fehlt  ein  grosser  Handelsplatz  und  eine  bedeutende  Handels- 
straße zur  Vermittlung  des  Verkehre  mit  dem  Innern. 

Die  Oldenburgist  he  n  Flüsse  des  Emsgebietes  sind  von  geringer  Breite 
und  Tiefe  und  desshalb  in  der  Regel  nur  fahrbar  für  Schiffe  bis  au  12 

I  arten 

In  allen  drei  Gebieten  ist  die  Landwirtschaft  vorherrschend;  abgesehen 
von  den  nicht  unbedeutenden  Fabriken  in  der  Stadt  Oldenburg  und  in 
Varel,  von  der  Leinen-  und  Baum  Wollweberei  (als  Hausindustrie)  im  Amte 
Bockhorn  und  der  Korkschneiderei  mit  weit  verbreitetem  Absätze  im  Amte 


1)  Je  kleiner  die  Schilfe,  desto  ungünstiger  ist  natürlich  dieses  Verhält  Elias.  Kleine 
Schiffe  von  i.  B.  5  Lasten  haben  auch  schon  2  Mann  nöthig ,  so  daaa  nur  sife  Lasten 
auf  den  Mann  kommen.    Schiff«  von  86—50  L.  in  der  Oldenb.  HundelHinarine,  welche 

Die«»  rührt  daher,  daaa  Schiffe  von  dieser  Grösse  früher  meistens  nur  sa  Seereisen 
gebraucht  wurden,  die  schon  wegen  der  Nachtwachen  selten  mit  weniger  als  4  Mann 
unternommen  werden  konnten ,  wöhrend  jetxt  schon  viele  Kahne  von  dieser  Lasten- 
träebtigkeit  vorkommen. 
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Delmenhorst,  arbeiten  die  technischen  Gewerbe  meist  nnr  för  den  ört- 
lichen Bedarf. 

Ein  eigentlicher  Großhandel  exislirt  im  Herzogt hunie  Oldenburg  nicht. 
Um  so  wichtiger  ist  für  das  Wesergebiet  die  IVfihe  Bremens.  Im  Hundcf 
von  Bremen  finden  die  Schiffe  dieses  Gebietes  meist  ihre  Bcsrhäflijjurtff ; 
wegen  ihrer  guten  Bauart  ond  der  Zuverlässigkeit  der  Mannschaft  sind  sie 
dort  beliebt.  Jetzt  bewegen  sich  die  Oldenhurgisehen  Weser-Schiffe  aber 
auch  schon  im  Zwischenhandel  zwischen  fremden  fernen  Landern. 

Auf  das  VYeser-Gebiet  allein  harnen  von  der  obigen  Gesammtzahl : 

1829:    209  Schiffe    =    4519  Lasten 

1846:    287     „       =    9705  „ 

1856  :    395     „       =r  24011  „ 
Hier  hat  also  die  grösste  Zunahme  stattgefunden,  die  eben  mit  der  Bnt- 
wickelung  des  Bremer  Handels  zusammenhangt.    Bis  Anfang  der  vierziger  • 
Jahre  worden  die  Oldenhurgisehen  Seeschiffe  fast  nnr  in  Nordsee-  und 
Ostsee-Fabrten  verwendet;  namentlich  brachten  sie  Getreide,  Hols  u  s.  w. 
nach  England  und  Steinkohlen,  Eisen  u.  s.  w.  von  dort;  die  damalige 
Stockung  und  das  Sinken  der  Frachtpreise  im  englischen  Verkehr  ermunterten 
indirect  zu  Grönlandsfahrtcn  (auf  den  Wallfisch-  und  Rohbenfang),  an  Fruchten 
nach  dem  Mittelmeer  und  Schwarzen  Meer,  zum  Transporte  der  Auswan- 
derer u.  s.  w. 

Damit  hängt  das  Bauen  von  immer  grösseren  Schiffen  zusammen.  Der 
Durchschnitt  hat  sich  laut  vorstehenden  Zahlen  von  21  auf  61  Lasten  seit 
1829  gehoben. 

Unter  den  395  Schiffen  von  1856  waren  4  von  mehr  als  400  Lasten: 
das  größte  von  480  L. :  5  von  300  -  400  L.;  10  von  200—300  L  ;  51  von 
100-  200  L. 

Nach  der  Eintheilung  in  Seeschiffe  und  in  Küsten-  und  Fluss-SchifiV . 
welche  Eintheilung  übrigens  mit  Rücksicht  auf  die  factischen  Verhaltnisse 
der  Oldenburgischen  Rhederei  immer  etwas  Willkührliches  hat,  waren  1856 
vorhanden : 

Seeschiffe:    170  =  20301  Lasten  mit  1525  Mann 
Küsten-  und  Flussschiffe:    225  =    3710     n       n     4*3  , 

395  =  24011     „       „    2008  „ 
Da  die  Rhederei  des  Oldenburgischen  Wesergebietes  nur  einen 
der  ganzen  Rhederei  an  der  unteren  Weser  bildet,  so  ist  eine  Zi 
Stellung  derselben  mit  der  bremischen  und  hannoverschen  Rhederei  des 
Wesergebietes,  wie  wir  sie  p.  18  und  19  erhalten,  von  Interesse. 

1846  1856 
Seeschiffe : 

Bremische:    223  =  36057  Lasten  264  =r  69799 

Oldeoborgische:     97  =    6668     „  170  —  20301 

Hannoversche:     21  =   2228     ,  21  =  2820 

341  =  44953     .  455  =  92920 
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Küsten-  und  Lichterfahrzeuge  l) : 


1846 

1856 

Bremische : 

101  = 

3077 

Lasten 

109 

=  3459 

Oldenburgische; 

92  = 

1H39 

•» 

142 

=  2690 

n 

Hannoversche : 

65  = 

1567 

" 

76 

=  2038 

V 

^  1  — 

0483 

n 

3*7 

=  8187 

Die  Vermehrung  fällt  also  hauptsächlich  auf  die  Seeschiffe. 

Fast  7s  der  Mannschaft  auf  den  Oldenborgischen  Seeschiffen  des  Weser- 
gebietes bestand  1855  ans  Auslindern.  Doch  dienen  mehr  Obienburger  auf 
fremden  Schiffen  als  umgekehrt. 

1855  betragen  die  monatlichen  Löhnongen  (bei  freier  Station):  eines 
Capitaina  327a  Thlr.,  der  Steuerleute,  Zimroerleute  20  Thlr.,  der  Matrosen 
13  Thlr.,  der  Schiffsjungen  372  Thlr.  (Gold).  Dieser  Verdienst  war  für  11 
Monate  an  berechnen. 

1846-1855  incl.  fand  folgender  Zugang  und  Abgang  bei  den  Olden- 
burgischen Weser-Seeschiffen  statt: 

Zugang: 

Durch  Neubau:    134  Schiffe  =  18119  Lasten 

Durch  Ankauf  t):     43     ,      =    3772  ,  

177     9      =  21891  , 
Abgang: 

Durch  Schiffbruch:    42  Schiffe  =  2965  Lasten 
Ausgemerat:     4  =    265  „ 

Verkauft »)  :  58  n  =  5064  » 
104  „  =  8294  „ 
Von  den  in  dieser  Zeit  verloren  gegangenen  42  Schiffen  (durchschnittlich 
auf  100  im  Anfange  eines  Jahres  vorhandenen  Schiffen  3,»  Schiffe  jährlich) 
sind  17  gestrandet,  1 1  gesunken,  2  bei  Stürmen  vernichtet,  4  ubergesegelt, 
1  vom  Eise  durchschnitten,  1  in  Folge  einer  Entzündung  von  Kohlengas 
explodirt,  4  verschollen;  über  2  fehlen  die  Angaben  Von  der  Besatzung 
dieser  42  Schiffe,  welche  242  Mann  betrug,  verloren  47  ihr  Leben.  Von 

kaunf  72  Procent  bei  Schiffbrüchen  das  Leben  V  erloren ;  die  durch  sonstiges 
Unglück  veranlassten  Todesfälle  der  Schiffer  sind  nicht  bekannt. 

Der  Abgang  von  Schiffen  wegen  Abbruch  und  Untücbtigkeit  ist  ver- 


l)  Hierunter  sind  nur  solche  aulgefilhrt,  welche  anf  Veranlasst! Dg  der  Bremer 
VersIchenmK^Kesellschaften  untersacht  und  approbirt  sind,  was  tn  der  Kegel  nur  fltr 
diejenigen  geschieht,  welche  als  Licbterschlffe  oder  an  Fahrten  verwandt  werden,  «ui 
denen  die  Ladungen  versichert  su  werden  pflegen.  Letzteres  ist  in  der  Fahrt  zwischen 
Oldenbnrgfschen  Platzen  an  der  Weser  (ebenso  an  der  Jade)  fast  gar  nicht  der  Fall. 
Daher  hier  eine  geringere  Zahl,  als  oben. 

t)  ans  anderen  Landesgebieten  oder  vom  Anstände. 
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Die  Rbederei  des  Jadegebietes  ist  ziemlich  stationär  geblieben: 
1829:       67  Schiffe  mit  1628  Lasten 
1856:      70     n      n   1725  „ 
Vielleicht  ist  durch  die  Anlegung  des  preussi sehen  Kriegshafens  ein  Auf- 
schwung zu  erwarten. 

Dm  Oldenburgische  Emsgebiet  bat  jetit  ungefähr  dieselbe  Lasteozahl, 
wie  das  Jadegebiet  i 

1856:     113  Schiffe  mit  1730  Lasten. 
1829  waren  daselbst  erst  80  Schiffe  mit  577  Lasten  vorhanden. 


ScMffswslcherungswesen. 

Bis  vor  wenigen  Jahren  bestanden  im  Herzogthume  Oldenburg  nur 
einige  sogenannte  Schiffer  -  Compacte ,  d.  i.  Gesellschaften  au  gegenseitiger 
Versicherung  von  Schiffen  gegen  Totalverlust.  Versicherungen  der  Schiffe 
für  einzelne  Reisen,  desgleichen  gegen  alle  Gefahr  und  Versicherung  der 
Ladungen  waren  ausgeschlossen.  Seit  1848  haben  sich  mehrere  Actien- 
(icsellsrhaftcn  zu  Elpfleth,  Bracke  u.  s.  w.  sum  Zwecke  einer  umfassenderen 
Versicherung  gebildet,  aus  deren  Rechnungs-Abschlüssen  p.  40  und  p.  41 
Mitiheilungen  gemacht  werden.  Es  wäre  ihnen  Concentration  und  Capital- 
Vermehrung  zu  wünschen;  doch  haben  sie  schon  in  ihrer  jetzigen  Gestalt 
eine  Verminderung  der  auswärtigen  Versicherungen  bewirkt. 

Der  Schiffsbau  hat  an  der  Oldenburgischen  Weser  in  den  letzten  Jahren 
bedeutend  zugenommen;  gegen  1000  Arbeiter  waren  1854  und  1855  in  den 
dortigen  Werften  durchschnittlich  beschäftigt;  es  wird  daselbst  auch  viel 
für  auswärtige  Rechnung  gebaut.  Im  Laufe  des  Jahres  1855  wurden  von 
den  13  beschäftigten  Werften  27  Seeschiffe  und  2  Küsten-  und  Flussschiffe 
von  zusammen  5789  Lasten  abgeliefert. 

Das  Schiffsbauholz  wird  meistens  aus  dem  inneren  Deutschland  aber 
Bremen  und  Hamburg,  theils  aus  dem  Oldenburgischen  Ammerlande  die  Ems 
herunter  bezogen,  das  Tannenholz  aus  den  Ostseelindern  und  aus  Norwegen; 
Pech  ond  Theer  ans  Schweden,  Eisen  grössten theils  aus  England,  Hanf  aus 
Russland  und  dem  Siedingerlande ,  Segelluch  aus  den  preussischen  und  han- 
noverschen Fabriken. 

Der  Schiffsbau  im  Emsgebiete  liefert  entsprechend  der  Kleinheit  der 
Gewässer  und  bei  der  Enge  der  ostfriesischeo  Brücken  nur  kleinere  Schiffe; 
1855:  2?  von  zusammen  694  Lasten.  Die  Werften  an  der  Jade  beschranken 
sich  grösstenteils  auf  Ausbesserungen. 

Schiffsverkehr  in  den  Oldenburgischen  Häfen  ond  Anlegeplätzen. 

Diese  Partie  ist  sehr  ausführlich  von  p.  52  bis  p.  118  nach  den  ein- 
zelnen Hafenplätzen ,  eingebend  und  ausgehend,  nach  Zahl  der  Schiffe  ond 
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der  Lasten,  beladen  und  leer,  in  inlandischer  und  ausländischer  Fahrt,  letztere 
nach  den  Ländern,  mit  welchen  dieser  Verkehr  stattfindet  (in  einigen  Haupt- 
abteilungen) und  nach  den  Flaggen  für  die  Jahre  1852 — 1855,  theilweise 
auch  für  frühere  Jahre  dargestellt. 

Wir  wollen  hier  nor  die  Generalsuramen  für  die  ScfeiflTahrt  von  und 
nach  dem  Auslande  im  Jahre  1855  mittheilen. 

Eingehend : 
Schiffe  3636 
95097 
10924 
569 
15663 


Lasten 
Mannschaft 
Davon  leere  Schiffe 
Deren  Lasten 
Davon  kamen  auf  die  Seeschifffahrt: 

Eingehend : 
Schiffe  683 
Lasten  50948 
Mannschaft 
Davon  leere  Schiffe 
Deren  Lasten 


Ausgehend  : 
3213 
90800 
10173 
1069 
34710 


4524 

16 

3385 

Eingehend  vertheilte  sich  die  Seeschifffahrt  auf  die  Flaggen  folgender- 
maassen  : 


Ausgehend : 

598 
53813 
4473 
209 
17529 


Oldenburgische  Flagge 
Bremer  „ 
Hannoversche  „ 
Holländische  „ 
Englische  „ 
Andere  Flaggen 


Schiffe 
239 

24 
225 

48 
102 

45 


Lasten 

19844 
3346 
9478 
2085 

13549 
2646 


Mannschaft 
1714 
232 
910 
182 
1237 
249 


6*3 


50948 


4524 


In  Betreff  der  Länder,  mit  denen  der  Verkehr  stattfindet,  steht  England 
oben  an.  Von  dort  liefen  1855  ein:  382  Schiffe  =  31321  Lasten  mit 
2764  Mann,  wovon  in  Ballast  12  Schiffe  =  2328  Lasten.  Dorthin  liefen 
aus:  363  Schiffe  =  32508  Lasten  mit  2785  Mann,  wovon  in  Ballast  125 
Schiffe  =r  11633  Lasten. 

Bei  dieser  Fahrt  ist  die  Oldenburgische  Flagge  nach  Lastenzahl  fast 
eben  so  stark  als  die  Englische  selber  betheiligt,  indem  eingehend  auf  die 
Englische  9_1  Schiffe  =  13114  Lasten,  auf  die  Oldenburgische  LL4  Schiffe 
=  11632  Lasten,  ausgehend  auf  jene  10Q  Schiffe  =  13662  Lasten,  auf 
diese  162  Schiffe  =  12573  Lasten  fielen. 

Der  ganze  Schiffsverkehr  der  Oldenburgischen  Hafen,  also  mit  Ein- 
schluss  der  Fahrt  von  einem  inländischen  Hafen  zum  andern,  umfasste  1855: 

Eingehend :  Ausgehend : 

Schiffe  6961  6074 
Lasten    132059  123471 
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Mannschaft      H623  1594« 


Sowohl  in  der  inlandischen  als  in  der  ausländischen  Fahrt  ist  das  Ver- 
haltniw  der  beladenen  tu  den  leer  fahrenden  Schiffen  ausgehend  weit  un- 
günstiger, als  eingehend. 

Einbegriffen  in  diese  Zahlen  ist  die  Dampfschiffahrt :  eingehend  69 
Fahrten  =  11445  Latten  und  4525  Pferdekraft,  ausgehend  1  Fahrt  weniger. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  DampfschiffTahrt  auf  England  wegen  de* 
Abtaue*  von  Vieh  dorthin.  1855  wurden  mit  Dampfschiffen  nach  England 
von  Bracke  und  anderen  Oldenburgischen  Weser-Plllzen  transportirt :  16 
Pferde,  9013  Stück  Hornvieh,  1  Kalb,  534  Schweine.  Aach  nach  Bremen 
und  Hamburg  wird  Oldenhurgisches  Vieh  mit  Dampfschiffen  transportirt. 

Specielle  Nachrichten  werden  über  den  SchiffTahrtsverkebr  von  Bracke 
gegeben. 

Mit  der  Anlegung  von  Bremerhafen,  der  vor  dem  Bracker  Hafen  ent- 
schiedene Vorzüge  hat,  ging  die  erste  Blüthezeil  Bracke«  1890  au  Ende. 

Doch  hat  Bracke  seit  den  vierziger  Jahren  wieder  sich  gehoben,  wozu 
mehrere  Umstände  zusammengewirkt  haben:  die  geringen  Hafenunkosten, 
die  Annehmlichkeit  des  Aufenthaltes  in  Bracke,  die  leichte  Handhabung  der 
üiseiplin ,  das  1842  für  Bremerhafen  erlassene  Verbot ,  Feuer  am  Bord  zu 
haben,  die  Erhebung  Brackea  zum  Freihafen  (1836),  die  Verbesserung  des 
Hafens  und  der  Anstalten  zum  Löschen  und  Laden,  die  Anlegung  der  Chaussee 
von  Bracke  nach  Oldenburg,  die  Errichtung  einer' Telegraphen-Station  in 
Bracke  u.  s.  w-  Oft  auch  suchen  Schiffe  bloss  wegen  des  übergrossen  An- 
dranges in  Bremerhafen  Unterkommen  in  Brücke.  * 

Endlich  hat  Bracke  von  der  steigenden  Auswanderung  über  Bremen 
profitirt,  indem  viele  Auswanderer  von  Bracke  aus  expedirt  werden. 

Die  Zahl  der  letzteren  wer  1854  auf  7314  gestiegen  (1855  nur  5304), 
die  sämrollich  nach  den  vereinigten  Staaten  gingen  und  durch  30  Olden- 
burgische und  6  Bremer  Schiffe  befördert  wurden.  -  1855  liefen  in  Bracke 
438  Schiffe  von  45656  Lasten  ein. 


Als  Nachtrag  zum  ersten  Hefte  erhalten  wir  von  p.  119  bis  zum  Schlüsse 
die  Statistik  der  Rhederei,  des  Schiffsbaus  und  der  Schifffahrt  vom  Herzog- 
thume  Oldenburg  für  das  Jahr  1856. 

Im  Laufe  dieaes  Jahres  waren  folgende,  für  diesen  Gegenstand  bemerken*- 
werthe  Gesetze  erschienen: 

1)  Geaetz  vom  18.  August  1856,  betreffend  die  Messung  der  Schiffe, 
wofür  seitdem  besondere  Messungsbeamte  angestellt  sind.  Alle  Oldenbur- 
gisebe,  zum  gewerbmässigen  Betrieb  dienende  und  alle  einlaufenden  fremden 
Schiffe  sind  diesem  Gesetze  unterworfen,  ausgenommen  offene  Ruderböte 
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und  solche  Schifte,  welche  einen  nach  festgestellten  Grundsätzen  als  gültig 
anerkannten  Messbrief  führen.  Der  Litstengehalt  soll  in  Schiffslasten  zu 
4258  Pf.  =  4000  Pfd.  Zollgewicht  angegeben  und  bef  Entrichtung  der 
Scitiffaabgaben  die  Schiffslast  einer  Rockenlast  und  drei  Rockenlasten  zweien 
Commerzlasten  gleichgeordnet  werden. 

Auffallend  ist  nur,  dass  die  Messung  der  Schiffe  in  Oldenburg  erat  so 
spät  genauer  regolirt  worden  ist.  Wahrscheinlich  wird  in  Folge  der  Hand- 
habung dieses  Gesetzes  eine  nicht  unerhebliche  Vermehrung  der  Lastenzabi 
von  1857  an  sich  herausstellen,  die  aber  insoweit  nur  eine  scheinbare  ist, 
was  den  Vergleich  früherer  und  spaterer  Perioden  erschwert. 

2)  Gesetz  vom  21.  August  1856,  betreffend  das  Recht  zur  Führung  der 
Oldenburgischen  Flagge  n.  s.  w. 

AU  Oldenburgische  und  zur  Führung  der  Oldenburgischen  Flagge  be- 
rechtigte Schiffe  werden  nur  diejenigen  anerkannt,  welche  im  alleinigen 
Eigenthum  Oldenburgischer  Staatsangehöriger  sich  befinden  und  mit  den 
erforderlichen  Schiffspapieren  versehen  sind.  Schiffe,  welche  nur  die  Küsten 
und  Flüsse  zwischen  Tönning  und  Harlingen  befahren  (beide  Hafen  einge- 
schlossen), werden  als  Küsten-  und  Flussschiffe,  die  weiter  fahrenden  als 
Seeschiffe  angesehen.  Die  Mannschaft  eines  Küsten-  und  Flussschiffes  (ein- 
schliesslich des  Führers)  soll  mindestens  zur  Hälfte  aus  Oldenburgischen 
Staatsangehörigen  oder  Angehörigen  eines  anderen  deutschen  Bundesstaates 
bestehen.  Der  Führer  eines  Seeschiffes  soll  Oldenburgischer  Staatsange- 
höriger sein;  eine  Ausnahme  hievon  darf  nur  in  Nothfillen  bewilligt  werden. 

3)  Gesetz  vom  selben  Datum,  betreffend  die  Erfordernisse  für  die  Zu- 
lassung als  Steuermann  oder  Führer. 

Dazu  gehört :  ein  bestimmtes  Alter,  eine  gewisse  Dienstzeit  als  Matrose, 
.  beziehungsweise  Unter-  und  Obersteuermann  und  das  Bestehen  der  vorge- 
schriebenen Präfungen;  von  den  Schiffs  rührern  wird  ausserdem  die  Bei- 
bringung guter  Zeugnisse  über  den  Steuermannsdienst  verlangt.  Die  zu 
EUfleth  seit  1832  bestehende  Navigationsschule  hat  seitdem  eine  vollstän- 
digere Einrichtung  erhalten. 

1856  haben  sich  auch  drei  grosse  Rhederei-Gescllschaften  gebildet,  zwei 
zu  Bracke,  eine  zu  Oldenburg,  jede  bis  iu  1  Mill.  Thlr.  Aclien-Capital,  eine 
derselben  hauptsächlich  für  die  ostindische  Fahrt. 

Am  1.  Januar  1857  war  die  Oldenburgische  Handelsmarine,  verglichen 
mit  dem  Status  vom  I.  Januar  1856,  am  17  Schiffe  und  3454  Lasten  ver- 
stärkt, welche  Vermehrung  fast  ausschliesslich  auf  die  Seeschiffe  fällt.  Von 
den  Seeschiffen  des  Wesergebietes  giengen  15  =  1440  Lasten  durch  Schiff- 
bruch verloren.  Die  Schiffswerften  waren  1856  noch  stärker  beschäftigt  als 
1855;  sie  lieferten  80  Schiffe  =  6995  Lasten  zu  einem  Capitalwerlh  von 
über  7«  MillrThlr.  Cour,  ab;  am  Schlüsse  des  Jahres  waren  noch  46  Schiffe 
=  6127  Lasten  im  Bau  begriffen,  darunter  sogar  1  von  600  Lasten.  Die 
Tabellen  pro  1856  weisen  auch  eine  nicht  unerhebliche  Zunahme  des  Schiffs- 
verkehrs der  Oldenburgischen  Häfen  gegen  1855  nach,  obwohl  das  Emi- 


Digitized  by  Google 


692 


gebiet  wegen  Unvollstandigkeit  der  Nachrichten  ganz  übergangen  ist.  Für 
letzteres  war  pro  1855  die  Schifffahrt  eingehend  auf  764  Schiffe  =  7320 
Lasten  angegeben;  ausgehend  fast  dieselbe  Stimme.  Bs  beschrankt  sich 
diese  Scbiflfahrt  aber  fast  gani  auf  den  Verkehr  von  einem  Ptatze  tarn 
anderen  innerhalb  de«  Emsgebietes,  mit  Einsrhluss  der  Hannovenfben 
Emsplitae. 

Der  gesammtc  Schiffsverkehr  des  Weser-  und  Jadegebietes  betrug  in 
eingehender  Fahrt: 

1855:    6197  Schiffe  =  124,739  Lasten 

1856:  7469  „  =  151,386  „ 
Namentlich  hatte  auch  der  Seeverkehr  von  Bracke  zugenommen ,  ob- 
gleich die  Beförderung  von  Auswanderern  nach  Amerika  und  der  Transport 
von  Vieh  nach  England  geringer  als  1855  gewesen  waren;  es  ist  diess  durch 
den  starken  Import  von  Getreide  und  von  Steinkohlen  reichlich  aufgewogen 
worden,  so  dass  die  Zahl  der  in  Bracke  ein-  und  ausgehenden  Seeschiffe 
1856  ungefähr  eben  so  gross  war,  als  an  Brackes  Blüthezeit  vor  der  An- 
legung von  Bremerhafen.  Die  Lastenzahl  derselben  ist  jetzt  wohl  bedeutend 
grösser,  als  damals.  Für  die  frühere  Zeit  aber  finden  wir  bloss  die  Zahl 
der  Schiffe  angegeben.  1830  liefen  in  Bracke  577  Seeschiffe  ein;  1831: 
483  und  so  abnehmend  1836  bis  auf  128;  von  da  an  wieder  mit  seltenen 
Unterbrechungen  steigend.  1856  liefen  in  Bracke  556  Schiffe  =  55532  Lasten 
ein:  gegen  1855  ein  Plus  von  118  Schiffen  und  9876  Lasten. 


Das  zweite  Heft  betrifft  die  Bevölkerungs-Statistik  des  Grossherzogthums. 

Eine  Einleitung  des  Directore  behandelt  in  sehr  gediegener  Weise  auf 
94  Seiten  das  Oldenburgische  VolUzahlungswesen  von  1815  bis  1852  iucL, 
die  wiederholt  geänderten  Aufnahme- Vorschriften ,  die  Ergebnisse  der  Zäh- 
lungen nach  den  einzelnen  Kubrikeu  (Geschlecht,  Alter,  Civilatanal  u.  s.  w.), 
und  die  aus  den  erhaltenen  Zahlen  in  Verbindung  mit  den  Geborte-  und 
Sterbe-Listen  durch  Vergleich  der  verschiedenen  Jahre,  der  verschiedenen 

Abgesehen  von  der  neuesten  Zählung  vom  3.  Decbr.  1855  ist  in  den 
drei  Provinzen  des  Grossherzogthums  nie  gleichzeitig  gezahlt  worden,  sondern 
immer  nur  entweder  im  Herzogthume  Oldenburg  oder  im  Forstenthuine  Lübeck 
oder  im  Fürstenthume  Birkenfeld,  was  theils  aus  der  getrennten  Lage  der- 
selben und  dem  früheren  Mangel  eigentlicher  staatlicher  Einheit,  theils  aus 
ihrer  Einverleibung  in  verschiedene  Zollvereinsgebiete,  in  welchen  die  behafs 

sich  erkürt. 

Es  haben  Volkszählungen  stattgefunden: 

1)  Im  Herzogthume  Oldenburg:  August  1815,  Januar  1821,  Februar 
1828,  Januar  1835  (durch  Instruction  und  Schema  besser  vorbereitet  als 


Digitized  by  Google 


früher,  verbunden  mit  einer  Viehzählung);  dann  nach  der  Bildung  des  Steuer- 
verein«  im  Juli  1837  in  Uebereinstimmung  mit  den  Hannoverschen  und  Braun- 
»chweigiscben  Vorschriften,  fortgesetzt  von  3  tu  3  Jahren  1 ),  zuletit  im  Juli 
1852;  in  Folge  des  bevorstehenden  Anschlusses  an  den  Zollverein  nach 
Vertrag  vom  1.  Man  1S52  wiederum  am  3.  December  desselben  Jahres 
nach  anderen  Vorschriften;  seitdem  von  3  so  3  Jahren  an  diesem  Termin 
au  wiederholen. 

2)  Im  Fürstenthume  Lübeck:  im  Februar  1819  (zunächst  veranlasst  durch 
die  Aushebung  zum  Burtdes-Conlingent) ;  im  Juni  1835;  im  April  1838;  dann 
in  Folge  des  Anschlusses  an  das  Holsteinische  Zollsystem  im  Februar  1840, 
Februar  1845  und  April  1850  nach  den  Holsteinischen  Zihlungsvorschriften. 
(Von  5  au  5  Jahren,  also  wiederum  1855.) 

3)  Im  Förstenthum«  Birkenfeld:  nach  Ansrhluss  un  den  Zollverein  zu- 
folge Vertrages  mit  Preussen  vom  24.  Juli  1830  von  3  zu  3  Jahren;  zuerst 
um  3.  December  1831  (nufgescboben  bis  zum  I.  Januar  1832). 

An  die  Einleitung  schliessen  sich  die  Tabellen  und  hinzugefügten  Be- 
trachtungen über  den  Stand  der  Bevölkerung  des  ganzen  Grossherzog  t  hu  nies 
nach  der  Zahlung  vom  3.  December  1865,  auf  120  Seiten:  die  Volkszahl 
nach  Provinzen,  Kreisen,  Aenitern  und  Gemeinden  (bez.  Bürgermeistereien), 
mit  Berechnungen  über  die  Zunahme  oder  Abnahme  der  örtlichen  Bevölke- 
rung seit  einer  Reihe  von  Jahren,  womit  die  Resultate  der  Geburts  -  und 
Sterberegister  verglichen  werden,  was  zu  Angaben  und  Bemerkungen  über 
die  Zuzüge  und  Wegzüge  von  einem  Orte  zum  Anderen  innerhalb  des 
Staates  und  über  die  Ein-  und  Auswanderung  führt;  sodann  unter  der  Ueber- 
schrift  von  „Ortschaftsverzeiehnissen"  für  die  drei  Provinzen  ganz  spectell 
topographisch  (nicht  bloss  nach  Gemeinden,  Bauerschaften,  sondern  auch 
nach  allen  einzelnen,  abgesondert  liegenden  und  besondere  Namen  führenden 
Besitzungen);  Zahl  der  Gebiude  (a.  bewohnte,  b.  unbewohnte);  Zahl  der 
Haushaltungen  und  Zahl  der  Einwohner  mit  Unterscheidung  der  Geschlechter. 
Alles  dieses  ist  als  Abtheilung  I  bezeichnet.  Die  Darlegung  der  Übrigen, 
durch  die  Zählung  ermittelten  statistischen  Verhaltnisse,  wie  Vertheilung  der 
Bevölkerung  nach  Altersklassen  u.  s.  w.  werden  wir  demnach  als  Ab- 
theilung II  in  dem  dritten  Hefte  der  „Statistischen  Nachrichten"  zu  erwarten 
haben ,  nach  dessen  Publication  das  ganze  Zahlenwerk  der  Bevölkerungs- 
Aufnahme  von  1855  erst  nach  allen  Seiten  vollständig  und  im  Zusammen- 
hange sich  übersehen  laset. 

Obwohl  das  Grossherzogthum  Oldenburg,  wie  der  Director  p.  53  be- 
merkt, au  klein  ist  (1.  Juli  1852  c.  280,000  E  inwobner  auf  113'/*  Q>  M.)i 
um  durch  die  Yolkszahlungs  -  Resultate  der  Bevölkerung*  -  Wissenschaft  er- 
hebliche Dienste  au  leisten,  da  allgemein  gullige  statistische  Gesetze  nur  aus 
Massen-Zahlen  sich  herleiten  lassen,  sd  hat  derselbe  doch  jedenfalls  einen 
sehr  schätzbaren  Beitrag  zur  Bevölkerungskunde  von  Oldenburg  durch  seine 


1)  Doch  statt  um  1.  Juli  1M9  erst  am  2.  Januar  1850. 

ZeiUcfcr.  fttr  Slaauw.    1657.  4t.  Htfi.  45 
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Verarbeitung  der  Zahlen  geliefert  und  diesen  Beitrag  durch  die  Vergleiche 
mit  anderen  Lindern  noch  interessanter  und  lehrreicher  su  inachen  ver- 
standen. 

Das  statistische  Bureau  Oldenburgs  hat  solchergestalt  durch  den  Anfang 
seiner  Leistungen  die  besten  Hoffnungen  für  die  Zukunft  erweckt  und  wird 
durch  die  umsichtigen  Dispositionen  und  den  beharrlichen  Fleiss  seines 
Directors  bald  neben  den  älteren  deutschen,  denselben  Zweck  verfolget 
Instituten  einen  ehrenvollen  Plats  einnehmen.  . 

■ 

Haussen. 


» 
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III.  Staatswisseiischaftliche  Bücherscbau. 


I.  Encyclopädische  Werke. 

Staatslexikon  von  Karl  v.  Hotteck  und  K.  Welcher.    12—17.  Heft.    I.  Bd. 

S.  753— 810.    2.  Bd.  S.  1—320.    Leipzig,  Brockhaus,  (a  8  Ngr.) 
Deutsches  Staats  -  Wörterbuch  von  Prof.  Dr.  Bluntechli   und   K.  t  raier. 

17—19.  Heft.  2.  Bd.  S.  481—720.  Stuttgart,  Expedition,    (a  »/«  Rthlr.) 


II.  Philosophisches  (allgemeines)  Staatsrecht. 

*  Pruiter,  /.  ß. ,  Lehre  vom  Rechte  und  von  der  Gerechtigkeit.  Moral- 
theologische  Abhandlung  mit  genauer  Berücksichtigung  des  kirchlichen 
und  bürgerlichen  Rechts.  1.  Bd.  A.  u.  d.  T. :  Constitutive  Gerechtig- 
keit oder  Inhalt,  Erwerbung  und  Uebertragung  der  Rechte  nach  den 
Grundsätzen  der  Moral  -  Theologie  mit  vergleichender  Darstellung  des 
gemeinen  Rechtes,  des  bayerischen,  preussisrheu  und  würltemb  Land- 
rechts, des  französischen  und  Österreich.  Gesetzes  und  der  vorzüglich» 
«Jen  im  Königreiche  Bayern  geltenden  Provinzial-  und  Statut  »rrechte 
bearbeitet.    Regensb.  1857.  Manz.  8.  XXIV,  639.   (2  Rthlr.  6  Ngr.) 


III.  Positives  Staats-  QVerfassungs-  und  Verwaltungs-)  Recht. 

Dciittcltaad  im  AlIfCMiata. 

Held)  Prof.  Dr.  Jo*.y  System  des  Verfassungsrechts  der  monnrehischen 
Staaten  Deutschlands, mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Constitution  Iis - 
mus.  2.  Tbl.  Systen  des  geltenden,  den  deutschen  constitot.  Monarchien 
gemeinsamen  Staatsverfassungsrechts.  8.  XXI, 688 S.  Würzburg,  Sta hei. 
(2  Rthlr.  21  Ngr.  cplt.  4  Rthlr.  18  Ngr.) 

Bülau,  Friedr.y  Die  Rittergüter  und  ihre  Stellung  zu  Staat  und  Gemeinde. 
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Mit  besonderer  Bücksicht  auf  die  Verfassung  des  Grossherzogth.  Sach*,- 

Weimar-Eisena«  h.    gr.  8.    208  S.   Leipzig,  0.  Weigel.  (1  Thlr  ) 
Schimmel  fennig,  Fr.  Gust.,    Handbuch  zur  Uebereinkunft,  geschlossen 
zu  Hannover  am  7.  Nov.  1856  wegen  Annahme  des  metrischen  Gewirhts- 
systems  für  die  Staaten  Hannover,  Braunschweig,  Oldenburg,  Schaans- 
bürg- Lippe,  Bremen,.  Hamburg,  nebst  Vergleichungsberecbnungen  u.  s.w. 
VIII,  72  S.    8.  Bremen,  KQstmann  A  Co.    (2/3  Thlr.) 
Philipp*,  G. ,  Kirchenrecht.  5.  Bd.  2.  Abth.  gr.  8.  X.  S.  413—905.  Re- 
gensburg, Manz.    (2  Rtblr.  3  a.  12  kr.  rhn.    I— V.  13*/*  RlMr.  22  fl 
42  kr.  rhn  ) 

0«»Umich. 

Johanns,  F.  J.,  Handbuch  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Vorschriften 
für  k.  k.  Osterreichische  Staatsbeamte.  Zum  Gebrauche  der  Behörden, 
Beamten  und  Staatsdienstbewerber.  Nach  Materien  chronologisch  geordnet. 
8.  XXIV,  330  S.    Wien,  Braumüller.    (1»/a  Rthlr.) 

Schopf,  Fr.  J  ,  Practisches  Handbuch  des  öffentlichen  Geschaftastyls  im 
Österreich.  Kaiserstaat.  Erläutert  durch  eine  grosse  Anzahl  von  Entwürfen. 
XVI,  429  S.    (1  Rthlr.  20' Ngr ) 

Manger,  Rud.,  Das  Österreich.  Bergrecht  nach  dem  allgemeinen  Bergge- 
setze für  das  Kaiserthum  Oesterreich  vom  23.  Mai  1854.  Enthaltend  das 
allgemeine  Berggesetz  nebst  darauf  bezüglichen  allgemeinen  und  Spezial- 
gesetzen, Auszügen  aus  den  Motiven  *  zum  Berggesetze  mit  Bezugnahme 
der  bisherigen  Commentatoren  des  Berggesetzes,  einigen  Parallelttellen 
aus  den  preußischen,  sächsischen,  französischen  und  belgischen  Berg- 
gesetzen. (In  2  LieT.)  1.  Lief.  Lex.  &  XIII,  u.  1  —  144  S.  n.  Anhang 
XII,  S.    Prag,  Credner.    (1  Rthlr.  6  Ngr.) 

Die  Grundentlastung  in  Oesterreich.  1.  TM.  Nach  amtlichen  Quellen.  VIII, 
102  S.   Wien,  Manz  *  Co.    (27  Ngr.) 

Edelsberg,  Jos.,  Handbuch  über  das  Grundbuchswesen  nach  dem  Stande 
der  neuesten  Gesetze.  Für  alle  Länder  des  Österreich.  Kaiserstaats  u.  s.  w. 
2.  Aufl.  XV,  276  S.    Pressburg,  1858.  Schwaiger.  (l!/s  Rthlt.) 

Aus*  ez,  Dr.,  Handbuch  über  Tubulär-  Verfahren  für  alle  Kronländer  in  Oester- 
reich, wo  Landtafel-,  Berg-  oder  Grundbücher  gesetzlich  bestehen,  mit 
Ausnahme  von  Ungarn  und  dessen  ehemaligen  Nebenländern.  Nach  den 
Worten  und  im  Geiste  der  neuesten  Gesetze  theoretisch  und  praktisch 
bearbeitet.    Klagenfurt  1857.  J.  Leon.    15fr  S.  8. 

Schopf,  *Fr.  J.,  Handbuch  der  Forstverfassung ,  des  Forstrechts  und  der 
Forstpolizei  für  die  Kronländer  Ungarn,  Croatien  und  Slavonien,  Sieben» 
bürgen,  die  serbische  Woiwodschaft  und  das  Temeschcr  fiaoat.  etc.  XVI, 
304  S.   Pest,  1858.  Heckenast.    (P/ä  Thlr.) 

M  acher,  Dr.  Math.,  Handbuch  der  neuesten  knis.  Österreich.  Sanitätsgesetze 
und  Verordnungen.  2.  Bd.  Jahrgg.  1856,  1857.  (6.  Bd.  ganzen  Werks.) 
Grau,  1858.    1.  Hft.   S.  1—96.   (a  16  Ngr.) 
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t  P$xa,  h.  J.  r.,  Die  gesummten  gesetzlichen  Bestimmungen'  in  Ehesachen 
nicht  nur  der  Katholiken,  sondern -auch  aller  anderen  Religions-Verwand- 
ten  im*  Kaiserthum  Oesterreich.  Mit  Inbegriff  jener  über  die  Gbepacte 
und  Ebe-Contracte.    Pesth  1857.    Verlag  des  Verf.    183  S.  8. 

Erläuterungen  der  «allgemeinen  Dienstboten-Ordnung  für  das  Kronland  Mäh- 
ren vom  6.  Febr.  1*57.  Von  einem  practischen  Juristen.  Olmütz  1857. 
Univers  -Buchdr.  28  S  8. 

Espig,  Kran»,  Leitfaden  zum  Unterricht  und  zur  Ausbildung  in  den  Ge- 
schäften der  Steuerämter  mit  bes.  Rücksicht  auf  die  unterm  17.  Apr.  1856 
angeordnete  Stcuer-Inspectors-Prüfung.  2.  Aufl.  Wien  1857.  Gerold'a 
Sohn.    464  S.  8. 

Sc hteeil mery  Ant,  Practisches  Handbuch  als  Leitfaden  zur  Evidenthaltung 
i  der  Grund  -  und  Gebäude-Klassensteuer  nach  dem  allgemeinen  stabilen 

,  Kataster.    Prag  1857.    C.  Vettert.    43  S.  8. 

,  W allnö  fer,  Perd-,  Selbstunterricht  für  die  k.  k.  Finanzwache.  In  Fragen 
und  Antworten.  1.  Tbl.  für  die  Finanzwachanfseher.  2.  Thl.  für  die 
k.  k.  Finanzwachoberaufseher  und  Resptctenten.  Von  einem  k.  k.  Finans- 
bea raten.    3.  Ausg.    Grata  1857.  Tanzer.    63.    92  S.  8. 

Vetter,  A.  TA.,  Der  Rechtsfreund  der  k.  k.  Finanzwache.  2  Lief.  Oeden- 
burg ,  Romwalter    Verlag  des  Verf. 

Sehweida,  Ed ,  Commentar  der  Gebühren-Gesetze  vom  9.  Febr.  o.  3.  Aug. 
1850.    Wien  1857.  Braumüller.  VIII,  50  S.  8. 

Vetter,  A.  TA,  Die  Besteurung  der  Zuckererzengung  ans  Runkelrüben  und 
andern  inländischen  Stoffen  im  Kaiserthum  Oesterreich.  Für  Finanzorgane, 
Zuckerfabrikanten  u.  s.  w.  3.  Aufl.  gr.  8.  III,  117  S.  Oedenburg, 
Seyring  *  Hennik.    (16  Ngr.) 

P  reimen. 

* 

Die  preussisebe  Verfassung  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  mit  Hinblick  auf 
ihre  Entstehung  und  Entwicklung.  8.  IV,  72  S.  Berlin,  allg.  deutsche 
Verlagsanstalt.    (»/»  Rthlr.) 

Oeafeld,  Max  t>.,  Preussen  in  staatsrechtlicher,  cameralistischer  und  staats- 
wirthsch.  Beziehung.  Ein  populäres  Hand  -  und  Hülfslehrbuch  der  inneren 
Staatsverfassungs-  und  Verwaltungskunde  überhaupt.  Zunächst  für  den 
preuss.  Staatsbürger,  insbes.  aber  für  diejenigen,  welche  sieb  dem  preuss. 
Staatsverwaltungsdienste  widmen.  In  2  Thln.  1.  Thl.  auch  u.  d.  T. : 
Preussen  in  staatsrechtlicher  Beziehung.  Das  innere  Staatsrecht  mit  bes. 
Bezugnahme  auf  die  preuss.  Verfassungs  -  Urkunde  vom  31.  Jan  1850. 
8.  XIV,  337  S.  Breslau  1858.  Kern.    (1  Rthlr.  18  Ngr.) 

Weibe* ahn,  Herrn.,  Leitfaden  für  die Orlsvorstinde  der  Landgemeinden 
zur  selbststfindigen  Führung  ihrer  Amtsgeschäfte,  gr.  8.  VIII,  298  S. 
Rindein,  Bösedahl.    (IV*  Rthlr.) 

Schmidt,  K.  E  F.y  Die  Polizei  Verwaltung  auf  dem  platten  Lande  und  für 
Städte  in  ihrem  Verhaltniss  zur  Strafrechtspflege.    Practisches  Handbuch 
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für  Foliiehrerealter  ».  •.  w.  gr.  8.  VII,  160  S.  Breill«,  1858.  Ken 

Bnu?esetz-Sammlunp  enthaltend  «animtliohe  Gesetze  und  Verordnungen  flh^r 
Bau- Angelegenheiten.  Zus. -gestellt  fV.  tf.  /In  10».  8.  IV,  79  S. 
Schönebeck,  Berner.   («/♦  Hthlr.) 

Zusammenstellung  der  im  Regierungsbezirke  Stettin  (mit  Ausnahme  der  Stadt 
Stettin)  gültigen  baupolizeilichen  Verordnungen,  nebtt  e.  Anhang,  enth.: 
Die  Feuerlösch- Ordnung  für  das  platte  Land,  die  Anweisung  aur  Auf- 
stellung von  Retablissementspllnen  u.  a.  Amiliche  Ausg.  gr.  8.  73  S. 
Stettin,  Nagel.    ('/*  Rhlr.) 

fiergiusy  C  Jul.,  Die  preussischen  Gewerbegesetie.  gr.  8.  Hl,  106  S. 
Leipzig,  Hübner.    (18  Ngr.) 

Das  neue  Bergpolizeirecht  Preussens.  8.  38  S.  Essen,  1858.- Bädecker.  (6  Kgr.) 

ffesse/  A.y  und  Ed.  Kühlwetter,  Das  preussische  Eisenbahnrecht.  2. 
Tbl.  Cöln,  1857.  Eisen.  8.  328  p.  (1  Rthlr.  20  Ngr.  cplt.  2  Rthlr. 
15  Ngr.) 

Nmumaun,  Roh.,  Der  Hausirhandel  in  Freussen  und  die  hiefur  so  ent- 
richtende Gewerbesteuer.  2.  verb  Ausg.  gr.  8.  XVI,  183  S.  Erfurt, 
Bornemann.    (*/s  Rthlr.) 

Mascher.  H.  A.  %  Die  preuss.  directen  Steuern  (mit  Ausschluss  der  Grund- 
steuer). 2-6  (Schluss-)  Lief.  LVIII,  S.  81— 362.  Merseburg,  Garte, 
(a  »/3  R»hlr.) 

91  ei  »«er,  A  ,  Die  Stempelsteuer.  Sammlung  der  wichtigsten  gesetzt.  Be- 
stimmungen u.  s.  w.  gr.  8.  X,  139  S.   Berlin,  Mittler  4  Sohn.  (21  Ngr.) 

Verordnung  wegen  ezecutorischer  Bettreibung  der  directen  und  indirecten 
Steuern  und  anderer  öffentlichen  Abgaben  und  Gefälle,  Kosten  etc.  in 
den  östlichen  Provinzen.  Vom  30.  Jul.  1853.  Nebst  Instruction  cor  Aus- 
führung, gr.  8.  32  S.  Berlin,  Decker,  (»/e  Rtblr.) 

Bayrra. 

Nene  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  für  das  Königreich  Bayern.  5.  Bdchen. 
Enth  die  in  Folge  des  Landtags  von  1855/56  erlassenen  Gesetze  nebsl 
Vollzugs- Vorschriften  u.  s.  w.  4.  5.  6.  Lief.  8.  S.  433—804.  München, 
Franz.  (ä  30  kr.,  (/s  Rthlr.) 

Handbibliothek  des  bayer.  Staatsbürgers,  oder  Sammlung  sämmtlicher  Ad- 
ministrativ-Gesetxe,  sowie  der  geltenden  bezügl.  Verordnungen  u.  s.  w. 
3.  verm  Ausg.  (In  5  Banden  )  1.  Bd.  gr.  8.  VI,  585  S.  Augsb.  Koll- 
mann (Subjrr. -Preis  1  Rthlr.  20  Ngr.  Ladenpreis  2*/s  Rthlr.) 

Wunder,  Ch.  ßkerh.,  Handbuch  zur  Geschäftsführung  der  Magistrais-  und 
Kirchen-Verwaltungen  im  Königr.  Bayern  diess.  des  Rheins  (mit  Ausschluss 
der  Polizei-Verwaltungen).  (In  c.  5  Lief.)  1.  u.  2  Lief.  gr.  8.  S.  1  — 176 
nebst  Formolar  16  S.    Bamberg,  Buchner.   (a  x/%  Rthlr.) 

Das  Forslgeselz  für  das  Königr.  Bayern,  nebst  den  allgemeiuen  Vollzugsvor- 
srhriften,  und  den  besonderen  in  Ansehung  der  Gemeinde-,  Stiftungs- 
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und  Könperscbaflawaldungen.   Mit  einem  umfass.  Repcrterium.   2.  Aufl. 
gr.  8.    IV,  178  S.    Manchen,  Finaterliu.    (48  kr.  »/*  Rthlr.) 
Stokar  v.Neuforn,  C,  Handbuch  der  gesammten  Finanxverwaltung  im 
Königreiche  Bayern.    7.-9.  (Schiusa-)  Lief.    S.  567-808.  Bamberg, 
Buchner.    (a  18  Ngr.  54  kr..rh.) 

Württemberg.    Baden.  Najsau. 

Hof  [mann,  Dr.  C.  fl.  L.,  Daa  wQrUembergisehe  Finansrecht,  oder  die 

Finanzgesetzgebung  und  -Verwaltung  des  württemb.  Staata  in  ihrem 

gegenwärtigen  rechtlichen  Bestände.    I.  Bd.    Tübingen,  1857.  Laupp. 

XVIII,  719  S.    (5  fl.  24  kr.  rb.    3  Rthlr.  8  Ngr.) 
Sammlung  von  GeseJaen  und  Verordnungen  über  daa  evangelisch  -protestan- 

tische Kirchen-, Schul-,  Ehe-  und  Armenwesen  im Grossherzoglh  Baden. 

flerausgeg.  von  Decan  Pfr.  Jac.  Hemr.  Ate  aar,  fortges.  von  Pfr.  K. 

S.  Schmidt.    9  Thle.    (I    VIII,  1.  IX,  1-3.    15  Rthlr.  8»/2  Ngr.) 
Maas-Ordnung  für  das  Grossherzogthuin  Baden  mit  den  darauf  bezüglichen 

Instructionen  und  Minieterial  -  EntSchliessungen.    2.  amtl.  Ausg.    gr.  8. 

V,  113  S.    Karlsruhe,  Müller.    (>/2  Rthlr.) 

Bergordnung  für  das  Grossherzogthum  Nassau  vom  1 8.  Febr.  1857.  2.  mit 
dem  Gesetz  über  Gruben-Besteuerung  verm.  Aufl.  8.  107  S.  Dillenburg, 
1858.  Jacobi.  (30  kr.  rh.  8'/<  Ngr.) 

Sichten.    Hetien.  Hoktala. 

OottwolA,  Alphabetisches  General-Repertorium  zu  den  Akten  und  Mit- 
theilungen der  Kammer-Verhandlnngen  sämmtlicher  constitutioneller  Land- 
tage vom  Jahr  1831  bis  zum  Jahre  1855.   Leipsig,  1857.  Teubner.  4 

VI,  332  p.    (3  Rthlr.) 

Sammlung  folgender  Gesetze:  Die  allgemeine  dentache Wechselordnung.  Die 
kaufmannischen  Anweisungen  betr.  —  Ueber  den  Schuldarreat  und  Wech- 
selprotest Die  allgemeine  Firmen-  und  Procura-Ordnung.  Das  Gesetz 
wegen  Einführung  einer  kurzen  Verjährungsfrist  für  gewisse  Forderungen. 
Für  Juristen,  Kaufleute,  Fabrikanten  etc.  2.  Aufl.  55  S.  Dresden, 
Meinhold  *  Söhne.  (>/«  Rtblr.) 

Das  Berggesela  des  Grossherzogthums  Sachsen  nebst  dem  Poblicationa  -  Pa- 
tente vom  22.  Jun.  1857.  gr.  4.  16  S.  Weimar,  Bühlau.  (Vs  Bthlr.) 

Die  allgemeinen  polizeilichen  Anordnungen  für  die  Residenzstadt  und  den 
Landkreis  Caaael.  Amtliche  Ausgabe  nach  der  Bearbeitung  des  Poliaei- 
raths  Daube.   8.  XVIII,  175  8.   Cassel,  Scheel.   (Vi  Rlblr.) 

H&rMty  C,  Daa  Hebnngs-  und  Steuerwesen.  Handbuch  für  Beamte  u.  s.  w. 
der  Herzogtümer  Holstein  und  Schleswig,  gr.  4.  95  S.  Kiel,  Schröder 
«  Co.   (1  Rthlr.) 

Schweb. 

Teste  officiel  de  la  Constitution  föderale  Suisse  et  des  XXV  constitutione  can- 
tonales  en  vigueur.  2.  edit.  gr.  8.  483  S.  mit  Anb.  14  S.  Fribourg 
en  Suisae.   Leipzig,  Gerhard.    (IVs  Rthlr.) 
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Chronologisk  Sämling  »f  de  i  Aeret  1856  emanerede  Forordninger,  Rcscripler 
etc.  for  Herlngdömet  Sleawig.  4*.  438  S.  Sleswig  Dövstumme  Insti- 
tulet.    (6  Rdl.  2  sh.) 

Talen* ,  P.  J ,  Haandbog  i  Loogivoin§en  om  Skatler  og  andre  offentfige 
og  communale  Paa!a?g ,  samt  om  Organisationen  af  de  vigtigste  dertil 
henharende  Indreloinger.    2«  üdg.    200  S.    8°.    Gyldendal.    (1  Rdl.} 

Niederlande. 

Nederlandsche  wetboehen,  benevens  de  grondwet  en  eenige  andere  wetten, 
besluiten  en  reglcrnenten,  met  opgave  der  schrijvers,  welke  over  dese 
gehandeld  hebben ,  en  met  aandniding  van  de  tot  jeder  artikel  betr. 
nederlandsche  en  Fransrhe  wetshepalingen.  Uitgeg.  onder  toezigt  van 
M.  A  OuAemon.    3«  Druck.    Wolters  en  Bolhnis  Hoitoema.   (f.  4,  90) 

Verzameling  van  koninglijke  besluiten  en  ministeriele  annscbrijviDgen ,  belr. 
onderwerpen  van  politie.  1852-  1857.  XI,  201  bl.  Deventer,  de  Lange, 
(f.  2.  0.) 

Wet  tot  regeling  van  het  lager  onderwijt .  8°.  24  bl.  Leyden.  Noothoven 
van  Goor..    (f.  0,  10.) 

De  Wet  van  den  13.  Aug.  1849,  Staatsbl.  Nr.  39  regelende  da  toelating 
en  uitaetting  van  Vreemdelingen,  benevens  de  daartoe  betr.  ministeriele 
anschrijvingen.    ho.    VIII,  80  bl.    Deventer,  de  Lange,    (f.  0,  90.) 

Roers,  F.  C.  R. ,  Handleiting  tot  de  kennis  der  militaire  adminUlaatie 
voor  de  Kadetten  van  alle  wnpenen.  5*  beratene  druk.  8°.  2,  VI,  232, 
en  XLIX  bl.    Breda,  kr.  Nil.  Akademie.    1856.    (f.  2,  60.) 

Luttcnherg's  chronologische  verzameling  der  weiten  en  besluiten,  betr.  het 
openbaar  beslunr  in  de  Niederlanden ,  sedert  de  herstelde  orde  van 
Znken  in  1813.  Voortgesezet  soor  L.  Äf.  Schuunnan.  1856.  gr.  8. 
bl.  185-298.   XVIII,  4  bl.    Zwolle,  Willink.    (f.  2,  75.) 

Engltnd. 

Seijmour,  W.  D.  The  merebant  shipping  acta  of  1854,  1855  and 
1856  witb  an  introduetory  summary  of  tbe  ßrst  mentioned  act,  a  ae- 
lection  from  tbe  instmetions ,  issued  by  tbe  board  of  trade.  2'  edit 
12»«.    574  p.    (14  ab.) 

Archbold,  J.  F.,    The  parisb  officer.    3*  edit.    500  p.    (10  ah.) 
—  —    The  poor  law,  comprising  the  whole  of  tbe  law  of  Settlement  and 
all  the  autorities  upoo  tbe  subject  of  the  poor  law  generally.    9*»  edit. 
900  p.   (28  ah.) 

fVajkar,  J.f  The  laws  relating  to  bnrial.  2'  edit.  including  the  Statutes 
pasaed  during  the  present  seasion  of  parhament  and  akoteb  and  irish  acts 

354  p.    (6  ah.) 

Fronkrtita.  • 

Dufour,  Gbr.y  Tratte  göneral  de  droit  admioislratif  applique  2«  edit. 
Tom.  VII,  508  p.    Paria  1857.    (cplt.  56  fr.) 
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Belara. 

Lej  eun  e ,  J.,  Etüde  stir  !a  Constitution  beige:  du  droit  des  tribunaux  de 
verifier  la  legalite  des  actes  »dministralifs.    8°.  Bruxelles. 

I-oi  sur  les  jurys  d'examen  ponr  la  collation  des  grades  aeademiquea.  Re- 
glement organique  pour  l'exöcution  de  cette  lol.  8°.  40  p.  Bruxelles. 
(12  Ngr.) 

Vitain,  Jules,  Code  des  usioes  sur  let  coura  d'eau,  a  Pusage  des  fooe- 
tionnaires  de  Pordrc  administrative  elc.  8°.  212  p.  Bruxelle«. 
(1  Rthlr.  6  Wgr.) 

Dictionnaire  de  le*gisiation ,  de  jurisprudence  el  de  doctrine  en  mattere  de 
mines,  minieres,  carrieres,  forges  ,  hants-fourneaux,  tourbiercs .  usincs 
metallurgiques,  etc  ,  contenant  par  ordre  chronologique  et  sous  forme 
analytique,  les  lois,  rlglements,  de*crets  etc.  depuis  1810  jnsqu'en  1857; 
par  an  avocat  ä  la  eour  d'appel  de  Liege.  Io  8°,  1"  partie.  360  p. 
Liege,  1857.    cplt.  in  2  Theilen.    (2  Rthlr.) 

Minist ere  des  affaires  etrangeres.  Reglements  consulaires.  8°.  340  p.  Bru- 
xelles.    (2  Rthlr.) 

■ 

Sardinien.    5    n  i#D  • 

Bettono,  Ed,    Commentario  sulla  legge  della  guardia  nationale.  Törin o, 

1856.    8».    149  pp.    (1  Rthlr.  5  Kgr.) 
Jurisprndencia  administrative.    (Primera  epoca.)    Coleccion  completa  de  las 

decisiones  dictadas  ä  eonsülta  del  Consejo  Real  desde  su  instalacion  en 

1846.    nasta  su  supresion  en   1854.     Tomo  1°.    Madrid,  1857.  4°. 

XVI,  694  p.    (2  Rthlr.  24  Kgr.) 

Ttokci. 

ß  oguot,  Legislation  des  musulmans.    In  8».   (2  fr.  50  c) 

NordtBeric«. 

Roquel,    Legislation  de  l'etranger  aux  Etats-Unis.  In  8o.    (2  fr.  50  c.) 
Redfieli,  Je.  F.f    A  treatise  on  the  law  of  railways.    1  vol.  8°. 


IV.  Völkerrecht. 

H  all«/,  E.  rfi,  II  dritto  delle  genti,  applicato  allo  stato  attuale  delle  na- 
zioni  per  Teren%io  Socchi.  1856.  1857.  Bis  jetzt  I  Bd.  (In  monatl. 
Heften  a  40  gr.) 

Nt9*e,  R.,  Das  allgemeine  Seerecht  der  civilisirten  Nationen.  Mit  be- 
sonderer Hervorhebung  des  Hanseatischen,  Mecklenburgischen  Particular- 
und  Rostock'schen  Statutar-Seerechts.  I.  Bd.  Das  öfTenlliche  Seerecht. 
Rostock,  1857.   Leopold.   6°.   XVI,  p.  1-500.   (1  Rthlr.  15  Ngr.) 

Bregante,  Oioc,  Sulla  liberta  dei  man.  Edii.  corred.  per  cora  de 
nipote  Do».  Bregan%e.    Milano,  1857.   Pirotta  4  Co.    44  8.  8°. 
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V.    Gesellschaftslohre  and  Politik. 

Th«0ri0. 

Kastner,  G.  H.,    Kritische  Bemerkungen  su  W.  H.  Rieht*  bürgerlicher 
Gesellschall.    8°.    IV,  37  S.    Nürnberg,  Korn.    (8  Ngr.    24  kr-  rh.) 

Clement,  Medic-Rath  Dr.  A.,  Die  Revolutionen  in  ihrem  Einflute  auf 
Körper,  Geist  und  GemOth  der  Völker  dargestellt  8».  XXIII,  113  S. 
Frankfurt  a/M.,  Elberfeld,  Friderichs.    (16  Ngr.) 

Lorimer,  Jörne*,  Political  progrcss  not  neceaaarily  democratic;  or  re- 
lative equality  tbe  true  foundalioo  of  liberty.    S°.    310  pp.    (5  sh.) 

Gmmbini,  Fr.,  Deila  cittadioansa  giudaica  in  Europa.  Probleme.  2«  edia. 
1857.    &>.   143  p.    (127*  Ngr.)  Brockhaus 

Verroll  y  Villodos,  t).  Frone.,  Nueva  teoria  sobre  la  division  y  fun~ 
ciooamiento  de  los  tres  poderes,  legialativo,  gobernativo  y  judicial ,  en 
loa  gobiernos  liberales     Madrid,  1*57.    Bailly-Bailliere.    En  4«.   64  p. 

fialbo,  Ceeare ,   Deila  Monarchie  reppresentativa  in  Ilalia ,  »aggi  politici 
Deila  politica  Deila  presente  civilta,  abbotxi.   Firenze,  1857.  8°.  525  p. 
(1  Rthlr.  10  Ngr.) 

Tetkeret  iil  hikem  fl  tebeket  iil  emem.  Memoire  sur  les  loiz.  Constan- 
tinople,  Leipzig,  Koehler.  . 

8tm*t»äie*tt. 

Der  Kanzleiratb,  oder  Bilder  aus  dem  Familienleben  eines  Subalternbeamten. 
Ein  Beitrag  zur  Besoldungsfrege.  3.  Aufl.  Karlsruhe,  Macklot,  1857. 
(12  kr.  rh.) 

0  e  en  traut,  Max  Grundsätzlicher  Leitfaden  für  angehende  junge  Be- 
amte in  practischen  Umrissen.    1.   Heber  den  amtlichen  Geschaftsstyl, 

2.  Ueber  die  amtlichen  Geschäftsformen.    3.  Ueber  die  notwendigen 
Eigenschaften  eines  Beamten.  Prag,  1857.  K.  Andre*.  XVI,  143  S.  8° 

Gill,  Jos.,  Introdiictury  text-book  to  school  managument  in  four  parts. 
I.  Answers  to  examination  questioni ;  2.  noles  and  sketrhes  of  lessons: 

3.  governmenl  examination  questions  form  1841  to  18&6  inclusive.   4  Time 
tables.    8°.    168  p.    (2  sh.) 

Kr%t§tm»t*m. 

Armee  und  Staat  von  einem  norddeutschen  OffiVier  2.  Tbl  Russland,  Oester- 
reich, England,  Frankreich.  Gr.  8.  84  S.  Rostock,  Leopold.  (>/2  Rthlr. 
1.  2.   P/2  Rthlr.) 

Scheel,  Oberst  a.  D.  e.,  Betrachtungen  faberden  Werth  der  preußischen 
Festungen,  für  die  2.  Hallte  dieses  Jahrhunderts.  Nebst  2  Anlagen  und 
3  lithogr.  Zeichnungen  in  4.    gr.  8.    119  S.  Neuwied,  Hauser.  (24  Ngr.) 

Ho  u  perl  et  Grosse.  De  2'emigration  des  campagocs,  sc«  Musionset 
ses  dangers,  et  en  particulier,  Immigration  allemande  *  Pens.  Son  passe, 
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m  fituatioa  preseote  et  les  ameMioratiooa  qa'elle  rticlame.  In  8°.  XX, 
228  p.    (4  fr.) 

Einxelnt  Staat $n. 

Oc«tcrr«lci. 

Schumak,  G*r.,    La  controveraia  Aurtro-Sarda.  Milano,  1857.  39  8.  8°. 

Württemberg. 

Das  Württembergische  Concordat  und  seine  Folgen.  (Aus  der  Minerva  von 
Brun,   1857    Bd.  I.  Heft  2.)    8    77  S.    Jena,  Bran.    (12  Ngr) 

Thüringen. 

Planilm,  Geh. -Rath,  Minister  a.  D.,  C.  A.  v.  der,  Grondzüge  einer  Land- 
gemeinde-Ordnung für  die  thüringischen  Staaten.  Legislatorische  Ge- 
danken, Kritiken  und  Vorschläge.  8°.  63  S.  Jena,  Frommann.  (*/*  Rtblr.) 

Deutsch-dänitcht  Frage. 

ae/er,  W.,    Zur  scandinavischen  Frage  und  ur  Schleswig- Holsteini- 
schen Sache  im  Juli  1857.    Brauschweig,  Sehwetschke  u.  Sohn.  1857. 
Die  Lösung  der  dänisch-deutschen  Frage  oder  die  Berechtigung  des  Scan- 
dinavismus  und  Schleswig-Holsteinismus,  gr.  8.  31  S.    Bremen,  Strack. 
(7t  Rthlr.) 

Diuk in ck-Hotm felit,  C,  Der  dänische  Scandinavismus  oder  der  Schles- 
wigdanismus im  Conflict  mit  der  dänischen  Monarchie,  mit  Deutschland 
und  den  Hertogthümern.    2.  H.    24  S.    8°.    Thaamp.    (24  ab.) 

Wollheim  de  Fonseca,  Chvlr.  Dr.  A.  J?.,  Eine  deutsche  Antwort  auf 
die  dfinischc  Frage.  Unparteiische  Betrachtungen  und  Vorschlage.  8. 
40  S.    Hamburg,  Schubarth.    (9  Ngr.) 

Ueber  die  Regierungsvorlage  an  die  Holsteinischen  Stande  dd.  15.  Aug.  1857. 
gr.  8.    15  S.    Hamburg,  Perthes  4  Co.    (3  Ngr.) 

Acktenstücke  in  der  Sacbe  der  Herzogtümer  und  Lauenburg,  nämlich  I.  die 
dem  Bundestag  überreichte  Bcsehwerdeschrifl  der  lauenburgisrhen  Land- 
stände. II.  Der  Antrag  der  königl.  honnoverschen  Regierung,  vom  29.  Oct. 
1857.    gr.  4.    33  S.    Hannover,  Tumpter.    ('/s  Rthlr.) 

Hjart,  P.y  Wohlwollender  Anstoss  zur  Beantwortung  der  dringlichen 
Frage,  durch  welches  Mittel  und  auf  welchem  Wege  lässt  sich  eine 
hochverehrt,  deutsche  Lesewelt  dahin  bewegen,  ihre  dänischen,  resp. 
Schleswigsrhen  Studien  von  vorne  wieder  anzufangen.  52  S.  Gyldendal. 
28  ab.) 

England  und  •eine  atuwartigen  Beeidungen. 

M  outalemb  er/,  Graf  v.,  Ueber  die  politische  Zukunft  Englands,  Ueber- 
selst  von  H.  Baron  von  Linden.  Augsburg,  Schmid,  1857.  X,  228  S. 
(48  kr.  rh.) 

Vmlbezen,  Ed.,    Lea  Anglais  et  Kinde,    gr.  8°.    (7  fr.  50  c.) 
Norton,  John  Bruce,    The  rebellion  in  India:  how  to  prevent  another. 

London,  Longman.  (6  ah.) 
Weale%  R.  Morey,    The  indian  rebellion,  how  a  national  judgement.  A 

sermon.  Ibid. 
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Voles  and  proceedings  of  the  house  of  assembly,  Cape  of  Good  Hope.    Th ird 

Session.  March  13  -  June  4,  1856.  Cape  To  wo,  1857.  fol.  (4  Rthlr.  I 
Brot  khaus. 

lulien. 

M  ariani,  Livio,  L'ltalia  possibile,  censiderasioni  st  orico- pol  i  liehe.  Opera 
postuma.    Torino,  1857.    8o.    VIII,  272  p.    (I  Rihlr.) 

Qondon,  Jules,  Der  Stand  der  neapolitanischen  Frage  nach  engl.  Paria- 
menls-Papiereo.  Ans  dem  Frenaös.  XXXVIII,  78  S.  Leipzig,  Kittier 
(>/2  Rthlr.) 

R  uss  I  vnd  • 

Scheda- Ferroli,  Dr.  IT.,  Etndes  snr  l'avenir  de  la  Russie.  1.  £tade: 
La  liberatioo  des  paysans.    gr.  8.    80  S.    Berlin,  Behr.    ('/s  Rthlr.) 

OritmlmliMtk*  Fr  äff. 

Lamarche,  U.,  L'Europe  et  la  Russie.  Remarques  sur  le  siege  de  Se- 
bastopol  et  sur  la  paix  de  Paris,  conseqnenccs  probables.     1  rcl 

(2  fr.  50.  ^ 

Ifcrdiaariea. 

Stile*,  Jos.,  Modem  reform  examined,  or  the  union  of  Nord  and  South 
on  the  snbject  of  sclavery.    12»».    Lippincott  and  Co.    (1  D.) 

Abridgement  of  the  debates  of  Congrtss  from  1789  to  1856.  From  Galc« 
and  Seaton's  Annais  of  Congress,  from  their  Register  of  Debates  and 
from  Ihe  official  reported  Debates,  by  John  C.  Rives.  Vol.  IV.  8». 
pp.  761.    D.  Appleton  *  Co.    (D.  3.) 


VI.  Polizei-Wissenschaft. 


Couehe,  C,  Sur  le  te1*graphe  de«  trams  de  M.  Bonelli  et  le  parli 
qu'on  ponrrait  en  tirer  comme  moyen  de  surete  dans  l'eiploitation 
des  chemins-de-fer.    Paris ,  1856.    (Aus  den  Annales  des  mines.) 

Dumas,  J.,    Etudes  sur  les  inondations    Causes  et  remedes.  OoTrage 

couronne.    Valeoce,  1857.  8°.  175  pp.   Mit  5  Tsf.  (1  Rthlr.  10  Ngr.) 

Sitttm. 

Acten,  WM.,  Prostitution  ronsidered  in  its  moral ,  social  and  sanitary 
aspects,  in  London  and  olber  large  cities;  wilh  proposals  for  the  miti- 
gation  and  prevention  of  its  attendant  evils.  London,  Longmann.  199  p. 
(10  sh.  6  d.) 

Schult*,  Dr.  A.  IV.  Fr,  Die  Stellung  des  Staats  sur  Prostitntion  Ein 
Vortrag,    gr.  4.    26  S.    Berlin,  Dummler    (16  Ngr.) 

Heselein,  Dr.  Beruh.,  Berlins  berahmte  und  berüchtigte  Häuser  in  hi- 
storischer, criminalistiscber  und  socialer  Botiehung  dargestellt    2.  Aufl. 
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9-15.  Heft  (Schlusa).    I.  Bd.  S.  385  —  428  und  2.  Bd.  S.  t  -  278. 
Berlin,  Verlagsmagazin,    (ä  1  Ngr.) 

Ho  ccardo ,  Oirol  amo ,  Sugli  spettacoli  e  giuochi  pubblici  e  privati. 
Memoria  premiata.  Milano  ,  Tipi  di  G.  Bernhardoni  di  Giovanni.  1*57. 
XXXVI,  186  p.    (Lir.  austr.  3.) 

Het  regt  van  enquöte  en  de  sterke-drankquaestie  in  de  tweede  Kamer.  Ver- 
zameling  van  ofGziele  en  andere  bescheiden ,  beide  onterwerpen  be- 
ireffende. XX,  143  bl.  mit  Bijlagen  24  b).  16  bl.  d'Gravenhage, 
Susan,    (f.  1,  20.) 

n  •■•«-.  •VtL.ia'ainot  •   l     iflfanV  X,  \\^% 

Otfangn\$tw«ttn.  Trantportatton. 

Schlutter,  O.  Fr.,  Zuchthausstudien,  die  Frucht  einer  bj  ährigen  Einzel- 
haft.   1.  Heft.    gr.  8.    VI,  169  S.    Mannheim,  Löffler.    (s/*  Rtblr.) 

Schot  fj,  Dr.  F.,  Umriss  der  geschichtlichen  Entwickelung  der  Correc- 
tions-Anstalten  für  jugendliche  Verbrecher  und  der  Schutz-Vereine  in 
Frankreich.    Wien,  1*57.    Gerold's  Sohn.    15  S.  8o. 

Op%o  omer ,  C.  IV'.,  De  weg  tot  hervorming  onzer  gevangenissen.  gr.  8°. 
IV,  83  bl.    Amsterdam,  Gebhard  6  Co.    (f.  0,  80.) 

Beschouwingep.  vun  de  regterlijke  collegien,  de  commissie  van  administratie 
en  de  collegien  van  regenlen  over  de  onderscheidene  gevangenissen, 
alsmede  van  het  iSederlandsche  Genootschap  tot  zedelijke  verbettering 
van  gevangenen,  over  de  eenzame  obsluiting  van  gevangenen,  vorgeleken 
met  de  gemeensrhappelijke  gevangenisstraf.  8°.  96  bl.  s'Gravenhage, 
Algem.  Landsdrukerij.  (Nicht  im  Handel.) 
Rapport  van  den  Inspectetir  der  gevangenissen,  betr.  zijne  inspectiereis,  ge- 
daan  in  1857  uit  het  oogpunt  van  cellulaire  opsluiting.  8°.  IV,  114  bl. 
s'Gravenhage,  Algem.  Landsdr. 
Hate,  Math.  B.,  The  transportation  question ;  or  why  western  Australia 
should  be  made  a  reformatory  colony  instead  of  a  penal  selllement. 
Cambridge.    98  pp.    (2  sh.  6  d.) 

•  *   

VII.  Nalional-Oekonomie. 

i>-    iil  t      3  oft*  i 

Volkiwirtkicknftilthrt. 

Kautz.,  D.  J.f  Prof.  an  der  k.  k.  Rechts- Academie  zu  Grosswardcin.  Theorie 
und  Geschichte  der  Na'tional-Oekonomik,  I.  Bd.  Die  National-Oekono- 
mie  als  Wissenschaft     Wien,  K.Gerold.  1857.  XII,  442  S.  (2"/s  Rlhlr.) 

C  atme »  ,  John  E.,  The  character  and  logicai  method  of  political  eco- 
nomy;  being  a  conrse  of  lectures.    1857.    8°.    196  p.    (6  sh.) 

Stein,  Lehrbuch  der  Volkswirtschaft.  Zum  Gebrauche  für  Vorlesun- 
gen und  für  das  Selbststudium.  Wien,  1858.  Braumüller.  8°.  XVI, 
35«  S. 
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Roscher,  6'.,    Principe!  d'ecooomie  politique,  Ind.  par  W.  L.  Woloteski 

2  vol.    in  8°.    CXH,  859  p.    (15  fr.) 
Macleod,  Henry  Dunninj ,     The  dement»  of  politictJ  economy.  ö». 

618  p.    (16  ab.) 

Wayland,  Francis,  The  eleroenta of  polilical  economy.  8*.  270  p.  (2  sb  j 
V  aul  e  r  b  er  g  he,  91.  F.,  Piouveaux  principe«  d'ecooomie  politique  qtri  ex- 

pliqueot,  par  uo  principe  ooiquc,   les  effets  des  toutes  les  cause»  et 

notamment  da  libre-dchange  etc.    In  8°.    1857.    3  tabb  BroxeJies 

Tournai.    (I  Rthlr.) 
Rufet,  J.  J.,    Manael  de  morale  et  d'economie  politique,  a  l'usage  des 

classes  ouvrierea.    1  vol.    (ouvr.  conr.)    (3  fr.  50  c.) 
Ltymarie,  A.,    Tout  par  le  travail.    Uanuel  de  morale  et  d  economic 

politique.   gr.  18.    (3  fr.  50  c.)' 
Bianc  hini,  L.,    Ministre  de  l'interieur  a  Naples.    La  science  da  bien- 

etre  social.    Ouvrage  adopte  pour  texte  du  conrs  d'ecooomie  an  Lycee 

beige,  pre*cede  d'une  introductioo ,  par  un  ptofesaear  du  meme  Lycee. 

In  12.    XXVI,  425  p.    Bruxelles.    (1  Rthlr.  6  Ngr.) 
6iulino,*Gius,    Memorie  di  economia  sociale.  Tömo  I.  424  p.  Nepoh. 

Tip.  Bateiii.  1853. 

Baudrillart,  titudes  de  philosopbie  morale  et  d'ecooomie  politique 
2  vol.    (7  fr.) 

De ir  Acaua,  Carlo,  Deila  necessita  che  il  progresso  morale  abbia  ad 
uguogliare  il  progresso  materiale  perche  si  ottenga  la  vera  prosperiti 
del  viver  sociale  e  questa  si  mantenga.  Diasertaaione.  Pavta,  1857. 
Eredi  Bizzoni.    16  S.  8». 

Podslatsky -Tonsern,  Freih.  v. ,  Die  Land  wirthschaft  vom  Stand- 
punkt des  Volkswirihs.  Wien,  Gerold*»  Sohn.  1857.  VI,  75  S.  (1  a. 
12  kr.) 

Lavergne,  L.  de,  L'agriculture  et  la  populatioo  .  1  vol.  (3  fr.  50  c.) 
Theory  of  popolation,  deduced  frotn  tbe  general  law  of  animal  fertility. 

With  an  introduction  by  R.  T.  Trall,  M  D.  Newyork,  Fowler  and  Wells. 

(15  ccnts.) 

Knies  >  Dr.  AT.,  Der  Telegraph  ab  Verkehrsmittel  Mit  Erörterungen 
über  den  Nachrichtenverkebr  überhaupt.  Tübingen,  1857.  Lanpp.  VIII, 
273  S.    (2  0.  24  kr.  rh.) 

Dankwardt,  Adv.  üf.,  Kational-Oekonomie  und  Jurisprudcna.  II.  Um- 
lauf der  Güter.  Fortsetzung,  die  Mietbe.  HI.  Die  Schenkung,  gr  8. 
50  S.    Rostock,  Leopold.    (Vi  Rthlr.   I. — III.  »/*  Rtblr.) 

Ve4kswirth$ekaft9pfl9§«. 

H  amon,  L.y  Essai  sur  les  progres  des  inatitutiona  öcouomiques.  1  rol. 
(4  f.  50  c.) 

Dumas,  J.,    La  science  dea  fontaines  on  moyen  für  et  fädle  de  creer 
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partout  des  soorcea  d'eau  portable.  2«  edit.  Paria,  1857.  8«  XV,  447  p. 
(3  fithlr.  10  «gr) 

Sehomburg,  Dt.  J.  A.,  Betrachtungen  Ober  die  neuere  deutsche  Berg- 

Gesetzgebung  mit  Rücksicht  vornehmlich  auf  Oesterreich,  Preussen, 

Sachsen  und  Thüringen,  im  Anschluss  an  das  beigedruckte  Berggesela 

des  Grosaherzogthums  Sachsen  vom  22.  Jan.  1857.  gr.  8    VII,  336  S. 

m.  Anh.  60  S.    Leipaig,  Voigt  4  Günther.    (2«/3  Rthlr.) 
Ash,  tf.,  Die  ländliche  ürproduction  und  der  Realcredit.  gr.  VIII,  130  S. 

Wien,  Gerold**  Sohn.    (27  Ngr) 
Maitrot  de  Varenne,  F.,  Des  irrigationa  et  dessechementa  dana  le 

departemeot  de  la  Haute-Ga  rönne.    In  8°.  XVI,  490  p.  et  2  pl. 
Annair  delle  bonificazioni  che  ai  vanno  operando  nel  regno  delle  Dne  Sicilie 

per  cura  del  real  Governo.    Napoli,  1857.    Ediz.  in  4«.    Stamp.  del 

Vaglio.    {Annali  di  Statistiea.  Jul  1857.  p.  7.) 
VorachJage  zur  Beachränkung  der  Parcellirungen  in  Preuaaen.   8.    43  S. 

Berlin,  Decker.   (»/*  Rthlr.) 
Schübler,  E.,  Normalteatatnente.  Ein  Mittel,  dem  Stand  der  Landwirthe 

und  Bauern  WohUtand  und  Achtung  au  sichern,   Stuttgart,  Paul  Neff. 

1857.    (12  kr.  rfu) 

G  werbt. 

Le  Play,  Staatsrath,  Grundsätze,  welche  die  Eisenhüttenwerke  mit  Holz- 
betrieb und  die  Waldbesitzer  befolgen  müssen ,  um  den  Kampf  gegen 
den  Hütten-  und  Steinkohlenbetrieb  erfolgreich  führen  zu  können.  Aus 
dem  Franaöa.  von  Dr.  C.  Hartmann.  2.  Aull.  Mit  7  Tafeln,  gr.  8. 
VIII,  247  S.   Freiberg,  185a   (l*/3  Rthlr.) 

Meissner,  Dr.  W.  A.,  Beleuchtung  des  Entwurfs  einer  Gewerbe-Ordnung 
für  das  Königreich  Sachsen,  nebst  dazu  gehörigem  Enlschädigungsgesetz. 
8°.    81  S.    Dresden',  Meinhold  und  Söhne,    (»/s  Rthlr.) 

Merlini,  Oi. ,  II  passato,  il  presenle  e  l'avvenire  della  industria  mani- 
fattuhera  in  Lombardia.  Memoria  onorata  del  premio  etc.  Milano,  1857. 
8°.    243  p.    (1  Rthlr.  20  Ngr.) 

Over  de  werkregters  (prud'hommes).    In  18,  de  22  p.    Gand.    (4  Ngr.) 

Hausen,  C,  Ueber  Schutzzölle,  Finanizölle  und  Handelsfreiheit.  Mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Gewerbeinduatrie  dea  dänischen  Staats. 
96  S.  8°.    Flensburg.    (48  sh.) 

Handel  und  Schiff *  fahrt  • 

M ohl,  Jforie,  Ein  Beitrag  zur  Erörterung  des  deutschen  Handelsgeseta- 

buchs.    8".    71  S.   Stuttgart,  Lieaching.    (24  kr.  rh   8  Ngr.) 
Autboriaed  report  of  tbe  mercantile  law  Conference,  held  27»»,  28t»,  29i» 

Janr.  1857  under  the  direction  of  tbe  law  amendment  aoctety.  Edited 

by  0.  W.  Hostings.    8«.   134  p.    (2  ab.) 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Zoll-  und  SchiftTahrlsabgaben.  322  S.  8». 

Kopenhagen,  Itzehoe,  Ciausseo.    (1  Rdl.  32  ah.) 
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Ufuticher  Zollrerttn. 


Beleuchtung  des  Lebens  im  deutschen  Zollverein  und  der  in 

Schwerin  gegen  den  Anschlug*  herrschenden  Bedenken.  Von  einem 
Mecklenburger.  Mit  3  lilhogr.  Harten,  gr.  8.  63  S.  Schwerin,  Stiller 
(17«/,  Ngr.) 

Hau,  H.,  Das  Geld.    Nach  Michel  Chevalier's  national-ökonomischen  Vor- 
trägen.   IV,  120  S.    Wien,  1858.  Wallishauaer.    (28  Ngr.) 
Ott  Oy  Oberbergr.  a.  D.,  O.  B.t  Beitrage  zur  modernen  Geldwissenschaft  in 

zwanglosen  Herten.    1.  Heft.  8°.    Leipzig,  Bar.    ('/s  Rthlr.) 
fauses  and  conscquences  of  the  present  monetary  crisis;  or  the  firat  prin- 

ciples  of  political  economy  applied  to  thegold  supplies.  Lgpd.  60  p.  (3  ah.) 
Cini,  Bartkol.,  Deila  presente  crisi  monetaria  rispetto  all» 'T*  scann.  Firenxe, 

1857.    In  8°.  de  16  p.  Cellini. 
Coq,  P.,  La  tnonnaie  de  banque  ou  l'Espece  et  le  Portefeuille.  Paris,  1857 

18°.  XIX.  571  p.    (1  Rthlr.  5  Ngr.) 
Organisation  du  credit  Industrie!,  commercial,  agricole  et  foncier  ea  Belgiqur 

In  4°.  de  179  p.  et  4  pl.    Bruxelles.    (3  Rthlr.  26  Ngr.) 
Wagner,  Dr.  Adolph,  Beiträge  zur  Lehre  von  den  Banken.  Leipzig,  Voss. 

1857.   XVI,  340  S.    (3  fl.  30  kr.  rh.) 
Die  Banknoten  u.  die  Noth  der  Banken,  gr.  8.  47  S.  Leipz.,  1858.  (Vs  RlMr.> 
Busaeea,  Hoff.,  Delle  bancbe  di  pennuta  in  occasione  della  banca  com- 

merciale  e  industriale  di  Livorno  di  Garelli.  Firense,  1857  40  p.  8*. 
Hocker,  Dr.  Nicol.,  Sammlung  der  Statuten  aller  Actien-  und  Contmandit- 

gesellschaflen  Deutschlands  mit  statistischen  Nachweisungen  u.  Tabellen. 

I.  Bd.  Die  Banken.  1.  Lief.  S.  1-192.  Köln,  Gerven  1858.  (1  Rthlr.) 
Hallbauer,  O.  IN.,   Ueber  Vorschusskassen  und  Creditvereine ,  mit  bes. 

Rücksicht  auf  den  Creditvereio  in  Meissen,    gr.  8.    57  S.  Meissen, 

Mosche.    (Vs  Rthlr.) 


Cantalupi,  Anton.,  Le  strade  ferrate  considerate  nei  rapporti  tecoici, 

amministrativi  e  commercialt.  Milano,  1857.  8.  con  300lavole.  Tip.  Salvi. 
Chemins  de  fer  Ne*erlandaia.    Note  snr  les  divers  systemes  d'encouragement 

ä  accordcr  par  l'fitat  au*  Compagnies  de  chemins  <M  fer.    8.   438  bl. 

La  Haye,  Belinfonte  freres.    (f.  0,  20.) 
Piere  e,  Bdw.  L.,    A  treatise  on  american  railroad  law.    8°.   569  pp. 

New-York. 

Adhemar,  A.  J.,  Des  chemins  de  fer  aiutfricains.    Tramways  ou  cheroios 
de  fer  a  chevauz;  public  par  le  soin  de  M.  le  Corote  B.  Balbiano  de 
Viote.    In  8.   104  p.  *  4  pl.    (4  fr.) 
Wilcktno,  Adolph,   Das  Netz  der  badischen  Staatseiseobahnen  und  die 
badische  Nordost-  oder  sog.  Odenwälder  Bahn,  ein  wesenlichw 
gr.  8.   65  S.    Heidelberg,  Gros.   (Vs  Rthlr.) 
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Sch*akt  Fr-y    D|e  electrische  Telegraphie  auf  den  preuss.  Telegraphenlinien. 

Instruction  fiir  Telegr.-Bedienstete.  16  S.  Coln,  Lengfeld.  (V«  Rlhlr.) 
Percement  de  l'isthme  de  Suea.  Meetings  anglais  en  favenr  du  canal  de  Suez. 

OocnmenU  publik  par  Fr.  de  L$**ep*.   4*  Ut.  Paris,  1857.  328  p. 

(3  fr.) 

Thome  de  Q am  oh  ei,  A.  Etüde  pour  l'avantprojet  d'un  tunnel  sooswarin 
entre  l'Angleterre  et  )a  France,  etc.  Pari»,  1857.  4.  XII,  183  p.  Mit 
2  Taf.  (6  Rtblr.  20  Ngr.) 

W  ucker geeefe.  Theuerungefrate. 

Coneolo,  Qiue.,   Se  convenga  o  meno  abolire  le  leggi  esiatenti  contro 

l'usura.   Memoria  letta  all  Ateneo  veneto  il  di  2  aprile  1857.  Venewa, 

1857.    C   chini.    32  S.  8. 
Ambrosoli    Ambr.,  Delle  crisi  annonarie.    Milano,  1857.   18  5.  4. 
Eifer,  Leos*.,  National  -  Brot- Aasecurana  ala  eio  Mittel  cur  Schaffung  und 

Sicherung  »teler  Normalpreise  der  Brotfröchte.  Zum  Wohle  dea  Erxeu- 

gera  uod  Yerxehrers.    Wien,  1857.  v.  Keck  u.  Pierer.    45  S.  8. 
P  oit ton,  P. ,  La  vie  ä  bon  raarchl,  sur  la  reconatitution  de  la  grande 

proprio.  Paris. 
Borte,  V.,  La  question  du  pot  au  fcu.  Pari».  Libr.  agric. 
Trete age,  A.,  De  la  produclion  animale  et  de  la  chertd  des  subsislancea. 

Paris,  Guillaumin. 
Toreenay^  J.,  Prejuges  economiques.    Paris,  Jung-Treuttel. 
Gerebeoff,  Nie.  de,    Les  trois  questions  du  moment.    Paris,  Deatu. 
He  snil-Mari  any,  J.  du,  Apercus  nonveaux  en  faveur  du  libre  echange. 

Paris,  Guillaumin. 

Verliehen*  f tuteten . 

Maaiue,  D  E.  A.%  Systematische  Darstellung  des  gesammten  Versiche- 
rungswesens. Handbuch  für  höhere  Unterrichtsanstalten  u.  s.  w.  Leipaig, 
Th.  Thomas.    8.    XII,  128  S.    (1  fl.  ^4  kr.  rh.) 
—  Rundschau  der  Versicherungen  (in  Monatsheften).    Leipaig,  1851  —  57. 
Selbstverlag. 

Commusionabericht ,  betr.  die  Zulassung  ausländischer  Versicherungsgesell- 
schaften In  Oesterreich,  Sitsung  vom  30.  Mira  1857.  Wien,  1857.  B. 
Sommer.     2  S.  4. 

Arbeit*.  verhalt  nitte.    Armen-  und  Krankenpflege 

Congres  international  de  bienfaisance.  2,  session,  a  Frandort  sur  le  Main. 
Reglement  programine.    In  4°.    20  p.  Bruxelles. 

Vierzigjährige  Erfahrungen  im  Armenwesen  oder  Skiaaeo  aus  dem  Leben 
eines  Armenfreunde».    Eine  Mahnung  aus  Hesse n- Pannstedt.  1857. 

Oerl,  A»  J.  P.,  Handleiding  voor  het  palronaal  voor  armen,  t'ilgegeven 
door  de  Maatschapij :  Tot  Nut  van  l'Algemeen.  gr.  8.  2,  80  bl.  Amster- 
dam, Müller,    (fl.  0,  40.) 

Ztluctr.  fir  SuaUw.    1657.   i»  Htfl.  46 
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Esse,  Geh.  Reg -Rath  Dr.  C.  B. ,    DI«  Krankenhäuser,  ihre  Einrichtung 

ood  Verwaltung.  Mit  8  lith.  Taf.  VIII,  304  S.  Berlin,  Ensl in.  (2V«Rtblr.) 
Twelve  tcrmonf  preached  at  Ibe  special  Services  for  tbe  working  classes  in 

Exefer  Hall,  Mai  to  August  1867.    183  pp.   (1  sb.  6  d.) 
Brav,  Charles,    The  industrial  employment  of  woinen:  (he  condition  of 

tbe  people  in  tbe  watch  trade.    October  1*57.    London,  Loograann. 

18  p.  (6  d.) 

 The  incotne  of  tbe  United  kingdom  and  tbe  mode  of  iU  distribntion : 

shewing  tbat  ooe-sevenlb  or  the  populaüon  posscss  two  tbirds  of  the 
ennual  income;  with  the  plans  proposed  für  effecting  a  more  juste  and 
equal  division  of  tbe  joint  produce.  1857.  16  p.  (6  d.) 
Sargent,  Will,  Luc,  Economy  or  the  labouring  classes.  f. 00  p.  (9  ah  ) 
Mut  toi*,  La  charite  et  la  misere  a  Paris  Tom.  3«-  In  12.  286  p.  (I  fr. 
75  c.) 

Modeste,  V,  Du  paupcrisme  en  France.  Etat  actuel,  causes,  reraedea  pos- 
sibles.    1  vol.  8. 

Lefebvre,  J.  J.  JB.  Prof."  a  Louvain,    Des  etablissements  de  -charttö  daus 

la  ville  de  Rome.    8.    140  p.  Louvain. 
Die  Knabenarbeits-Anstalt  zu  Dareastadt.    Ein  Bericht  über  ihre  Entstehung 

und  Entwickelung  nach  30jährigem  Bestand.   Herausgeg.  von  dem  Vor- 
stande derselben,  gr.  8.  IV,  76  S.    Darmstadt,  Jonghaos.  (36  kr.  rh.) 
Metropolitan  workhouses  and  their  inmatcs.    8.    80  pp.    (8  d.) 
Vis  scher s }  IT,  Examen  des  comptes  de  l'annee  1855  des  caisses  de 

prdvoyance  en  faveur  des  ouvriers  mineurs    In  8°.    36  p.  Bruxeiles. 
Ali  e vi,  Dr.  Ant.,  La  cassa  di  risparmio  di  Lomberdia.   Studio  econom. 

nlilano,  1857.   138  S.  8. 
Rapport  de  la  commission  permanente  pour  les  sociales  de  secours  mntuels, 

sur  les  comptes  de  l'annee  1855.  In  8°.  22  p.  et  3  tabl.  Bruxeiles. 
Projet  de  loi  sur  les  Etablissements  de  bienfaisance.    Rapport  de  la  section 

centrale  (sEance  du  20.  Dec.  1856.)  Expose*  des  motifs.    2  broch.  in  8°. 

de  124  et  44  p.  Bruxeiles. 
Mint  de  Nayer,    Projet  de  loi  sur  les  etablissements  de  bienfaisance. 

Discours  ä  la  Cbambre  des  rcprE*.  Le  25.  avril  1857.  8.  21  p.  Bruxellea. 
Sothomk,  A-,  Projet  de  loi  sur  les  Etablissements  de  bienfaisance.  Dia- 

cours  a  la  chambre  des  reprEs.  Mai  1857.  8.  24,  52,  16  p.  Bruxellea. 
Quizol,    La  Belgique  et  le  roi  Leopold  en  1857;  suivie  de  la  loi  de 

charite*  en  Belgique  par  le  Vicomte  de  Wehen  et  de  1'apprEciation  po- 

litique  de  la  memo  loi  par  M.  St.  Marc-Girardui.  8.  10  p.  Bruxellea. 

(4  Kgr.) 

La  Belgique  et  le  roi  Leopold  en  1857,  response  ä  AI.  Guixot,  par  un  horome 
d'Etat  Belgique.  In  12o.  de  32  p.  Bruxeiles.  (6  Kgr.) 

Reyntiens,  M.  Guixot  et  la  Belgique.  Ii  p.  Gand. 

Reglement  d'orgamsation  du  nouvel  Etablissement  des  hommes  alienes,  a 
Gand.    46  p.  Gand. 
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*  VIII.  Finanzwissenschaft. 

Noirntl,  F.  B.  F.,  Ätude  sor  le  cadastre.  Paris,  Guillaurain  1857   184  S. 
,,  (3  fr.) 

(         Die  Grundsteuer  in  Oesterreich  ( Aus  der  Austria.)  Herz,  Pest.  1857.  7  S.  8. 

Deseicffijy  Graf  Fmil,  Ueber  die  schwebenden  österreichisrhe n  Finanz- 
lagen. Wien,  1856.  Pest,  Hartleben.   141$.  8.  (In  ungarischer  Spra.  he.) 

Die  Rübenzucker-Industrie  in  Oesterreich  vom  Standpunkte  der  Volkswirt- 
schaft und  Finanzpolitik.  Prag,  1857.  Haase  Söhne.   IMS.  8. 

Der  Zoll -Verein  und  das  Tabacks  -  Monopol.  8.  135  S.  Berlin,  Decker. 
<*/*  Rlhlr.)  .  ^ 

Betrachlungen  üb.  das  Hamburgische  Finanzwesen.   Hamburg,  Richter.  62  S. 

People's  blue  book,  taxalion  as  it  is,  and  as  it  ought  to  be.  8.  482  p.  Long- 
mao.    (5  sh.) 

Broglio,  Dell'  imposta  sulla  rendita  in  Inghitterra  e  sul  capilale  negli  Slati 

Unili.    Letterc  di  Emilio  Broglio  al  conte  de  Cavour.    2  vol.  Torino, 

1856.  8.  181  u  183  pp.    (1  Rthlr.) 
Tonzig,   Dr.  //«/.,    Trattato  della  scienza  di  amministrazione  e  di  con- 

tabililä  privata  e  dello  stato  o  opera  di  generale  ulilita.   Vol.  I.  fasc.  I. 

Venezia,  Narratowich.  1857.    S.  1-56.  4°. 
Rclsum£  des  tarifs  douaniers  des  divers  nations,  traduit  d'apres  les  documents 

originaux  et  coordonne>  a  lusage  du  commerce  francais.  Bordeaux. 

Cbaumaa.   8.    160  p. 


4 

IX.  Statistik. 


Alf  ff'  mtin#$. 

Bacioppi,  Giac,  Del  prineipio  e  de' limtti  della  statistica.  Napoli  1857, 
290  p.    (gr.  40.) 

Reden,  Dr.  Fr.  W.  r. ,  Die  jetzige  Aufgabe  der  Statistik  in  Beziehung 
zur  Staatsverwaltung.  Andeutungen  als  Coinmentar  zum  Repertorium 
meiner  Sammlung  für  Geschichte,  Erd  -  und  Völkerkunde,  Statistik  und 
Volkswirthschaft.  2.  Aufl.  Wien,  1857.  Uebcrrcuter.  XIV,  75  S.  8. 

Oesterreich  auf  dem  statistischen  Congresse.  Ein  Rückblick  auf  die  dritte 
Versammlung  des  internationalen  Congresses  für  Statistik  in  Wien  im 
Septbr.  1857.    Prag,  Bellmann.  1858.    77  S.    (42  kr.  rhn.) 

DenUchland  übtrhiupl. 

Brachclli,  Dr.  II.  Fr.,  Deutsche  Staatenkunde.  2.  Bd.  8.  und  9.  Lief. 
(Schluss.)  XVI,  673-9246.  mit  6  Tab.  Wien,  Braumüller,  (a  12  Ngr.) 

Oe»lerreicb. 

C*oernig,  Carl  Frh.  v.,  Ethnographie  der  Österreichischen  Monarchie.  He- 
rausgeg.  durch  die  k.  k.  Direction  der  administr.  Statistik.   l.Bd.  1.  Abth. 

46* 
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nebst  2.  u.  3.  Bd.  gr.  4.  XXXVIII,  1333  S.  mit  Beil.  104  S.   1  Tab.  u. 

2  Karten.    Wien,  Braumuller.    (122/.-,  Rthlr.) 
Mitteilungen  au«  dem  Gebiete  der  Statistik.  (Strassen- Statistik.)  Herausgeg. 

von  der  Dirertion  der  adroinistr.  Statistik  im  k.  k.  Hendels-Miaisterstiiu. 

5.  Jahrg.    1.  H.   8.    1856.  Braumüller.  (2  Rthlr.) 
Schmidt,  Adolf,  Das  Kaiserthum  Oesterreich.    Geographisch,  statistisch, 

topogr.    Nach  neuesten  Daten  und  amtl.  Quellen;  fortges.  von  Vf.  F. 

Warhanek.  Wien,  1857.  Zamarski.  8.  XXXVIII,  641  p.  (2  Rthlr.  10  Ngr.) 
Stuben  rauch,  Dr.  91.  v. ,    Statistische  Darstellung  des  Vereinteren*  im 

Kaiserthum  Oesterreich.  Im  Auftrag  des  Ministers  de«  Innern  narli  amtl. 

Quellen.   Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdr.   1857.   IV,  368  S.  8. 
Provinzial-Handbucb  des  Krakauer  Verwaltunga  -  Gebiets  für  das  Jahr  1857. 

Krakau,  Budweiscr  de  Co.  410  S. 
Tradali,  R  B  ,  Guida  statislica  della  provincia  di  Milano.   1857.  Milano. 

Pirola.    555  S. 

Rapporto  cconomico  -  statistico  pcl  quadriennio  1853  —  56  della  camera  di 
commercio  e  d'industria  della  cita  e  provincia  di  Pavia.    Pavia,  1857. 

I  vol.    8.    270  p. 

Hovimento  di  navigazione  in  porte  austriaci  e  della  navigazione  austriaca  in 
porti  esteri  ncgli  anni  1851/5.   Trieste,  1857.  Tip.  Weis.   2  bl.  260  S.  4. 

Almanacco  Fiumano  per  l'anno  1857.  Anno  terzo  Fiume,  Rezza.  1857.  142  p. 
(1  Rthlr.) 

Prtuutn. 

D  ieteri  ci,  IV.,  Ueber  die  Zunahme  der  Bevölkerung  im  preuss.  Staate 
in  Bezug  auf  Vertheilung  derselben  nach  Stadt  und  Land.  gr.  4.  68  S. 
Berlin ,  Dümmler.  (22  Ngr.)  Ans  den  Verhandl.  der  Academie  der 
Wissensch. 

Grät*ert  Sanit.-»Rath  Dr.  J. ,'  Beiträge  zur  Bevölkerung«-,  Armen-, 
Krnnkheits-  und  Sterblichkeit*  -  Statistik  der  Stadt  Breslau.    II,  gr.  4. 

II  S.  mit  3  Tab.    Breslau,  Aderholz.   (1  Rthlr.  3  Ngr.) 

Bayern. 

Rieht,  W  //  ,  Die  Pfälzer.  Ein  rheinisches  Volksbild.  gr.  8.  VI,  408  S. 
Stuttgart,  Cotta.    (1  Uthlr.  27  Ngr.  3  n.  12  kr.  rh.) 

Wftrltembrrg.  " 

Württembergische  Jahrbücher  für  vaterlandische  Geschichte,  Geographie,  Sta- 
tistik und  Topographie.  Herausgeg.  von  dem  kön.  Statist,  topogr.  Bureau. 
Jahrg.  1856.  I.  Heft.  Stuttgart,  1857.  K.Aue,  236  S.  8.  (1  fl.  24  kr.  rh.) 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Stuttgart  für  das  Jahr 
1856.  Stuttg.  Metzler.  1857.  Fol.  47  S.  —  der  Kammer  in  Reutlingen 
Buchdr.  v.  Maecken.  32  S.  —  in  Heilbronn.  Buchdr.  v.  Schell.  32  S.  — 
in  Ulm.  Buchdr.  v.  Helb.    24  S. 

Die  wohllhlligcn  Anstallen  und  Vereine  im  Königr.  Württemberg.  Festgabe 
dem  Congrea«  für  innere  Mission  zu  Stuttgart  dargeboten  von  der  Cen- 
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tralleitmtg  des  Wohlthätigkeitsvercins.    Verf.  von  Stadtpfarrer  Leube  in 

Friedrichshafen.    Stullg.  1857.    64  S, 

Baden.  Frankfurt. 

Beilrage  zur  Statistik  der  inneren  Verwaltung  des  Grossherzogthums  Baden. 
Herausgeg.  von  dem  Ministerium  des  Innern.  2.  4.  5.  Heft.  Carlsruhe, 
1856.  1857.  Müller.    (2  Rthlr.  9  Ngr.   1-5.  4  Rthlr.  1>/3  Ngr) 
(2.  Bewegung  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  1852.  1853.  1854  u.  1855 
und  medizinische  Statistik.  V.  185  S.  (1  Rthlr.  6  Ngr.)    4.  Die  Volks- 
zählung im  Groslterz.  Baden  vom  Dezbr.  1855.   VIII,  86  S.   (24  Ngr.) 
5.  Uebersicht  über  die  Auswanderung  im  G.-H.  Baden  in  den  Jahren 
1840  bis  mit  1855.    VIII,  39  8.  (9  Ngr.) 
fleunitck,  A.  J.  K,  Das  Grossherzogthum  Baden,  historisch-geogr.-statist.- 
topographisch  beschrieben ,  mit  Beigaben  von  J.  Bader.    Mit  1  Karte. 
Heidelberg,  1857.  Groos.   8.   816  pp.   (1  Rthlr.  28  Ngr.) 
Staats-  und  Adress-H.-indboch  der  freien  Stadt  Frankfurt  a/M.  1857.  2  Thle. 
(Staatshandbucb,  119.  Jahrg.   Allgemeines  Adressbuch,  10.  Aufl.)    gr.  8. 
XVIII,  584  S.    Frankfurt  a/M. ,  Jügel.    (2  Rthlr.  7  Ngr.) 

Zur  Statistik  des  Königreichs  Hannover.  (Aus  dem  Statist.  Bureau.)  5.  Heft. 
Fol.  XVIII,  152  S.  Hannover,  Hahn.   (17$  Rthlr.   1—5.  8  Rthlr.) 

Tahellarische  Uebersicbten  vom  Handel  des  Grossherzogthums  Mecklenhurg- 
Scbwerin  im  Jahre  1855  vom  grossherzoglich.  Statist.  Bureau.  215  S. 
Schwerin  1857.    A.  W.  Sandmeyer. 

Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogth.  Oldenburg,  herausgeg.  vom 
Statist.  Bureau.  2.  Heft,  enthalt.:  Stand  der  Bevölkerung  nach  der  Zahlung 
vom  3.  Dezbr.  1855.  1.  Abth. ,  mit  e.  Einleitung,  betr.  die  Ergebnisse 
der  Volkszählung  seit  dem  Jahre  1815.  gr.  4.  IV,  218  S.  Oldenburg, 
Stalling.  (17*  Rthlr.)    I.II.  I.  (2»/3  Rthlr.) 

Ortschaft sverzeichniss  für  das  Grossherzogthurn  Oldenburg  mit  Angabe  der 
Zahl  der  Gehäude.  Haushaltungen  und  Einwohner  nach  der  Zahlung  vom 
3.  Dezbr.  1855;  herausgeg.  vom  Statist.  Bureau,  gr  4.  III,  86  S.  Olden- 
burg, Stalling.   (7*  Rthlr.) 

GroMbtiUnnien.    Ostindien.  Australien. 

Hunt,  Jl©».,  Memoirs  of  the  geological  sorvey  of  Great-Britain :  Mining 
records,  mineral  statistics  of  the  united  kingdom  of  Great-Britain  and 
Irland  for  the  Year  1856.    (1  sb.  6  d.) 

V albernen,  E.  de,  Les  Anglais  et  linde.  Paris,  Levi  frercs.  1  vol.  8. 
(Journ.  des  Econ.    Nov.  1857.) 

Martin,  Ä.,  Mootgommery,  British  India:  its  history,  topography,  govern- 
roent,  military  defence,  finance,  commerce,  and  staple  produce ;  with  an 
uccount  of  the  social  and  religious  State  of  one  hundred  millions  sub- 
jects  of  the  crown  of  England.  8.  560  pp.  (21  sh.) 
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Norton,  J.  Bruce,  India,  Madras,  its  condition  and  requiremenls  London, 

1857.   8.  (2  Thlr.) 
Westg  arlh ,  IV.,  Victoria  and  ihe  australian  Gold  mines  en  1857.  Wiih 

notes  on  the  overland  mute  from  Australia  vi*  Suez    London,  1857.  8. 

482  p.    (10  ah.  6  d.) 
Fa  ucker y,  A ,  Leltre  dun  mineur  en  Aostralie.  Prece*dee  d'une  lettre  de 

Th.  de  Baovlllc.   12.  XXVII,  278  p.  (3  fr.  50  c.) 

NirJcrtanJe 

Fonstca,  Amt.  Loft%  dt,    La  Haye.  2  vol.  La  Heye,  1857.  8»  XXVIII, 

699  pp.    (2  Rthlr.) 
B  uddingh,  D.   Jaarberiglen  van  algemeene  statistiek  voor  landbouw,  han- 

del  en  nijverheid.  6*  atuck.   1851—56.  gr.  8.  bl.  193— 288.  Haarlera, 

Krusemaa.    (f.  0,  90.) 
Statisliek  van  den   handel  en  de  scheepvnart  van  hei  koningrijk  der  IVe- 

derlandeo,  over  hei  jaar  1856.   Uilgeg.  door  hei  Depart  van  Finanziell. 

Fol.  4.    14.  2,  463  bl.    s'Gravenhage,  d'Albani.    (f.  6,  50.) 

Frankreich. 

Tableau  g^neral  du  commerce  de  la  France  avec  tea  coloniea  et  les  puiesan- 
ces  Prangere«  pendant  l'annöe  1856.  In  4a.  IX,  531  p.  (7  fr.) 

Bellica 

Eipose's  de  la  Situation  administrative  des  neuf  provinces  de  la  Belgiqur 
Aonde  1857,  9  vol.  8. 

ItalUaUche  Staat««. 

Itinerario  generale  degli  stati  di  S.  M.  Sarda  in  terra ferma  ad  uso  delle 

amminislrszioni  civili  e  militari,  compilato  d'ordine  del  Minislero  di 

Goerra  ec    Torino,  1857.    fol.  XVI,  511  p.    (5  Rthlr.) 
Statistical  giudtziaria  penale  deglt  Stati  Sardi  per  l'anno  1853  e  rafgnagli 

comparativi  con  gli  anni  1854  e  1855  e  con  altri  anni  anteriori.  Torino, 

1857.    40,    CCLXX,  378  p.    (8  Rthlr.) 
Niel,  Desire,,  L'agriculture  physique,  äconomique,  technique  et  industrielle 

des  Etats  Sardes.    Turin,  1857.    8».    634  p.    (3  Rthlr.) 
Movimento  commerciale  del  1855  compilato  per  cora  della  direzione  generale 

delle  gabelle.  Torino,  1857.  4.  XXXVI,  588  pp.  (6  Rthlr.) 
Statislica  commerciale  del  Granducato  dl  Toscana  per  il  Quinquennio  dal 

1851  aI  1855,  Firenze,  1856.  Qoer-Fol.  XXVI,  211  p.  (2  Rthlr.  20  figr.) 
Nigrisoti,  Gatt.,  Rivista  dei  piu  importanti  prodotti  naturell  e  manifatturieri 

dello  Stato  Pontificio.    Ferrara,  1857.  8.   VIII,  329  p.   (2  Rthlr.) 
Ami  co,  Vito,  Dizionario  topografico  della  Sicilia,  annotato  di  O.  di  Mar*  o. 

Palermo,  1857.  Morvillo.  Vol.  2.  610  u.  730  p.  Annali  di  Statist.  Aus; 

1857.    p.  115. 


Digitized  by  Google 


Xord-Amerik».    Bri«HiflB.    Ar^rntin.  Republik. 

Schmidt^  C,  Briefe  aus  und  über  die  Verein.  Stauten  von  Nordamerika 
dem  Freunde  in  der  Heimath  in  geogr. ,  Statist. ,  landwirthscli.  etc.  Bei. 
8.    314  S.    Altenburg,  Pierer.    (1  Rlhlr.) 

Schaff,  Prof.  Phit.,  Amerika.  Die  politischen,  socialen  ond  kirchlich  re- 
ligiösen Zusttinde  der  vereinigten  Staaten  von  Nordimierika  mit  Rücksicht 
auf  die  deutschen.  2.  Aufl.  XXIV,  366  S.  Berlin,  1858.  Wiegandt. 
(P/s  Rlhlr) 

Rüstet,  Roh.,  North  America ;  its  agricultore  and  climate,  containing  Ob- 
servation* on  the  agriculture  and  climate  of  Canada,  the  United  States 
«nd  the  Island  or  Cuba.   London,  18  )7.  8.  460  p.  (5  Rlhlr.  18  Ngr.) 

Ritchie,  Jam.  S.,  Wisconsin  and  its  resource*;  wilh  lake  superior,  its 
commerce  and  navigution  etc.  Philadelphia,  1857.  8.  X,  310  p.  (2  Rlhlr. 
15  Ngr.) 

An  historical  and  Statistical  account  of  the  forcign  commerce  of  the  United 
Slatea.  Compiled  by  J.  Smith  Hornaus,  jr.  1  vol.  8.  New-York, 
Wilcy  4  Co.    (D.  1.  50) 

Briefe  über  Bra  silien.  1.  Sc'avenhandel.  2.  Behandlung  der  Sclaven.  3.  Aus- 
wanderung nach  Brasilien  und  Colonisation  daselbst.  8.  YI,  58  S. 
Frankfurt  a/M.,  Hedler.    (6  Ngr.) 

Grety,  Albert  «Je,   La  confdderation  argentine.    1  vol.  (10  fr.) 

Afrika. 

Barth,        Reisen  and  Entdeckungen  in  Kord-  und  Central-Afrika  in  den 

Jahren  1849-1855.  2.  Bd.  Mit  Karlen.  Gotha,  1857.  Perthes.  8.  XH, 

762  p.    (6  Rlhlr.    Pracht-Auag.  12  Rthlr.) 
Finolti,  Gu,    La  reggenza  di  Tunisi,  considerata  nei  fuoi  rapporti  geo- 

grafit  i-storici-idrogrHfici-comiuerciaU-agrjcoli  aUlistici  etc.    Malla,  1856 

8.  440  p.    (4  Rthlr.) 

CbiM. 

Mi  Ine,  W.  C,  Life  in  China.  Wilh  maps.    London,  1857.    12.    5C0  pp 
(2  Rthlr.  12  Ngr.) 

PBwes,  J,  China,  Australia  and  the  paciflc  Islands  in  the  ycara  1855- 
1856.    London  1857.   8.    320  p.    (4  Rtblr.  6  Ngr.) 


X.  Geschichte. 

Dunker,  Prof.  Max,    Geschichte  des  Aherthumi.   4.  Bd.    A.  u.  d.  T. 

Die  Geschichte  der  Griechen  2.  Bd.  gr.  8.  VII,  907  S.  Berlin.  Danker 

und  Hamblot.   (4  Rthlr.  1-4.  127s  Rthlr.) 
Grmy,  Hamilton,  The  empire  and  tbe  chnrch,  frora  Constontioo  to  Charte- 

magna.   London,  1857.  8.    (4  Rlhlr.  24  Ngr.) 
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Schlotte r<  Geh.-R.  Prof.  Dr.  F.  C,  Geschichte  des  18.  Jahrh.  und  des 
19.  bis  com  Starte  des  französ.  Kaiserreichs.  Mit  bes.  Rücks.  suf  geistige 
Bildung.  6  Bd.  Bis  zur  Schlacht  von  AnsterliU.  4.  verb.  Ausg.  gr.  8. 
XII,  656  S.    Heidelberg,  Mohr,    (ä  4  fl.  rh.  2V*  Rthlr.) 

Friedrich,  Ferd.  Aug.  Frh.  v.,    Die  jetzt  herrschenden  christlichen  coro- 

Uebera.-Tabe'lle.  4.  X  S.  21  Tab.  Darmstadt,  jungbans.  {2*.  24  kr.  rb.) 

DcttUcbland  oherb»upl. 

Leo,  H.    Vorlesungen  über  die  Geschichte  des  deutschen  Volkes  und  Reiche«. 

2.  Bd.  gr.  8.  X,  761  S.  Halle,  Anton.  (4  Rthlr.  1.  2.  7»/»  Rthlr.) 
Pfaffe  Adam,    Deutsche  Geschichte  von  den  iltesten  Zeiten  bis  auf  die 

Gegenwart.   22.  23.  Lief.  4.  Bd.  S.  1  —  160.  Braunschw.  Westermann. 

(a  8  Ngr.) 

Gie  t>ebrec  ht%  H'i/n.,  Gesch.  der  deutschen  Haiserzeit.  2.  Bd.  Blüthe  des 

Kaberthums.  2.  Lief.  Gesch.  Heinrichs  III    gr.  8.  XXI  S.  n.  S.  321 — 621. 

Braunschw.  1858.  Schwetschke  &  Sohn.  (l2/s  Rthlr.  I.  II.  6'/s  Rthlr.) 
Ha  gei\i  Jf.,   Deutsche  Geschichte  von  Rudolf  von  Rahsburg  bis  auf  die 

neueste  Zeit.    3.  (Schluss-)  Band.  gr.  8.   V,  362  S.    Frankfurt  a.  M. 

1858.  Meidinger  Sohn,    (a  3  fl  30  kr.  rh.  2  Rthlr.) 
Recbtsdenkmiler  des  deutschen  Mittelalters,  herausgcg.  von  4.  v.  Daniel*, 

F.  v.  Gruben  und  Ed.  Jul.  Kuehns.    t .  Lief.    Berlin,  1 857.  Hempel. 

4.    175  pp.    (1  Rthlr.) 
Koch,  AT.,  Quellen  zur  Geschichte  Maximilians  II.    In  Archiven  gesammelt 

und  erläutert.    VII,  303  S.    Leipzig,  Voigt  4  Co.    (1»/t  Rthlr.) 
Hurier,  Fr.       Geschichte  Kaiser  Ferdinands  IL    1.  Bd.  Schaffhausen, 

Hurter.  1857.  XVI,  678  S.  8. 
Ly  uker,    Kart,    Geschichte  der  Insurrectionen  wider  das  westpbilische 

Gouvernement.  Beitrag  zur  Geschichte  des  deutschen  Freiheitskrieges. 

8.    V,  198  S.    Kassel,  Bertram.    (»/*  Rthlr.) 
Brand,  TA.,  Der  Befreiungskrieg  von  1813,  1814  *  1815.    12.  Aufl.  (In 

18  Heften.)  1.  u.  2.  H    8.  I.  TW.  Das  Jahr  1813.  S.  1-128. 

Kern,  (ä  3  Ngr.) 
Fee  kl,  Prof.  t\  ö.,    Der  südwestliche  Schwarzwald  und  das 

Rheingebiet.  Zustünde  von  Land  und  Volk  aus  alterer  und 

I.  Ablh.  Allgemeine  Gesch.  XII,  202  S.  Lörrach  1858.  Gutacb.  (1  Rthlr. 

12  Ngr.) 

Noellner,  Dr.  Fr.,  Die  deutschen  Einheits  -  Bestrebungen  im  Sinne  na- 
tionaler Geaetzgebung  und  Rechtspflege.  Mit  Benutzung  amtl.  Urkunden. 
82  S.    Leipzig,  1857.  Günther.   (2  fl  40  kr.  rh.) 

0«fltrr«icb. 

Fontes  rerum  aiisiriacarum.  Oesterreichische  Geschichtsquellen.  Herausgeg.  von 
der  histor.  Comrnission  der  kais.  Academie  der  Wiss.  in  Wien.  2.  Abth. 
Diplomataria  et  acta.  XV.  Bd.  Wien,  1857.  Gerold.  8.  (1  Rthlr.  6  Ngr.) 
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Maildth,  JoK.  Graf,  Gedrängte  Gesch.  des  Österreich.  Kaiserstaats  bia  auf 
die  neoeate  Zeit.  3.  Aufl.  8.  IV,  240  S.  Wien,  1858.  Mayer  *  Co. 
(24  Ngr.) 

Polacky,  Fr*.,  Gesch.  von  Böhmen.  Grösstenteils  nach  Urkunden  und 
Handschriften.  4.  Bd.  Das  Zeitalter  Georgs  vonPodebrad.  1.  Abth.  Die 
Zeit  von  1439  bis  au  König  Ladislaus  Tode  1457.  gr.  8.  VIII,  544  S. 
(1  Rtblr.  24  Ngr.   I— IV.  I.  10  Rthlr.  14  Ngr.) 

Hermann,  if.,  Handbach  der  Gesch.  des  Herxogthurns  Kärnten,  in  Ver- 
einigung mit  den  Österreich.  Farstenthümeru.  3.  Bd.  1780-1835.  1.  Hfl. 
Klageofurl,  1857.  Leon.    Hl,  371.    (1  Rthlr.  8  Ngr.) 

HirlenfeU,  Dr.  J.,  Der  Militär- Maria-Theresia- Orden  nnd  seine  Mit- 
glieder. Nach  authentischen  Quellen.  Zur  ersten  Secularfeier  1857.  XI, 
748  S.    Wien,  Gerold.    (2*/*  Rthlr.) 

Württemberg.    8acbt«a.  H«MO*er. 
Pf  ist  er,  D.  J.  C  v. ,  Gesch.  der  Verfassung  des  Würrtt.  Hauses  nnd  Landes. 
Aus  dessen  hinterlassenen  Papieren  bearbeitet  voo  Pfr.  D-  C.  Jäger. 
Nene  wohlf.  Ausg.   VIII,  578  S.  Heilbronn,  Landherr.  ( I  II.  30  kr.  rh. 
*/s  Rthlr.) 

Lindau,  81.  ß.,  Gesch.  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Dresden  von  der 
frühesten  bis  auf  die  gegenwärtige  Zeit.  1.  Bd.  1.  H.  gr.  8.  S.  1 — 80. 
Dresden,  Kunlze.    (Ve  Rthlr.) 

Weser,  Dr.  K.  Aus  vier  Jahrhunderten.  Mittheilungen  aus  dem  Haupt- 
staats-Archive  au  Dresden.  1.  Bd.  (in  2  Bden.)  VIII,  474  S.  Leipzig, 
1857.  Tauchniti.    (3  II.  57  kr.  rh.) 

Bodemayer,  Privatdos.  Dr.  Hildebr.,  Hannoversche  Rechts- Alterthumer. 
1.  Beitrag :  Die  Luius*  und  SitWngesetxe.  gr.  8.  VI,  202  S.  Göttingen, 
Dieterich.    (24  Ngr.) 

Ernst  der  Fromme,  Herzog  von  Gotha  nach  seinem  Leben  und  Wirken  dar- 
gestellt, in  Wort  nnd  Bild  von  K.  Klannig  nnd  H.  J.  Sehneider. 
Leipzig,  1857.  Weigel.    4.    IX,  102  S.  (3  Rthlr.) 

*cbl«iwi(  HoUtei».  L«b«cb. 

Urkunden-Sammlung  der  Schleswig-Holstein-Lauenburgiacben  Gesellschaft  für 
vaterländische  Gcseh  2.  Bd.  3.  Abth.  Kiel,  1856.  Acad.  Buchh.  4. 
XXIX,  p.  412-560.    (1  Rthlr  18  Ngr.) 

Allen,  C.  f.,  Gesch.  der  deutschen  Sprache  und  Nationalität  im  Herzogth. 
Schleswig  od.  Südjütlaml.  Mit  3  Sprachkarlen.  I.Thl.  478  S.  Schleswig, 
Taobst.-Inst.  (1  Rdl.  64  sh.) 

Anr  uescnicnie  aer  rrcssgesetze  in  aen  nerzogtnumem  scmeswig  unn  noi- 
stein  nnd  deren  neuester  Gestaltung  in  letzterem.  Oet.  1857.  V,  22  S. 
Hamburg,  Perthes- Besser.    (3  Ngr.) 

Klug,  Geach.  Lübecks  wahrend  der  Vereinigung  mit  dem  französ.  Kai- 
serreiche. 1811-13.  2AbthIgn.  Lübeck,  1856— 57.  V.Rhoden.  8.  XIV, 
299  S.   (1  Rthlr.  24  Ngr.) 
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Won»,  .4.,  Ahrias  der  politischen  Geschichte  der  Schweiz.    Vom  Ursprung 
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